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Die Grenze zwischen der kirchlichen nnd staatUchen Gesetz- 
gebung und Gerichtsbarkeit in Ehesachen, mit besonderer 
Beziehung auf Württemberg, 

von Pfarrer und Schalinspektor Scharer za Tannau. 

§. 1. Die Ehe ist ein Gegenstand der göttlichen Offen- 
barung. 

Gott erschuf im Paradiese Einen Mann und Eine Frau, und die 
Monogamie ist schon eine Schöpferthat Gottes. Dieses Urpaar war in 
der Schöpfung nicht nur zum Ursprünge der ganzen Menschheit, son- 
dern auch zum Yorbüde aller künftigen Ehen bestimmt. Das erste 
Paar, welches von Gott unauflöslich zusammengefügt war , sollte zum 
Typus aller Zeiten für alle ehelichen Verbindungen dienen, wodurch 
allein schon aUe Polygamie, Polyandrie, sowie alle Scheidungen und 
Wiederverheirathungeu, letztere nicht nur neben, sondern auch nach 
einander, in der Uroffenbarung ausgeschlossen waren und sind. Mit 
der weiteren Entwickelung und Vermehrung der Menschheit iausste 
sich auch die Eheordnung unter Gottes Obhut weiter ausbilden. War 
es später schon dem sittlichen Gefühle und der Natur zuwider (beson- 
ders nach dem Sündenfall) , dass Verwandte in aufsteigender und ab- 
steigender Linie, wie auch in nahen Graden der Seitenlinie sich ver- 
heiratheten, so hat doch dieses Gott auch ausdrücklich durch seine Or- 
gane, wie Moses, erst recht bestätigt, geordnet und geheiligt. Es sollten das 
sechste und neunte Gebot Gottes das Eheinstitut rein und heilig bewahren, 
und es wurden von Moses die nöthigen Verbote der Ehen in nahen Blutsver- 
wandtschafts- und Schwägerschaftsgraden in sittlicher und physischer Hin- 
sicht gegeben. Und wenn auch Moses um der Herzenshärte der Juden Willen 
nicht mehr die ursprüngliche Reinheit der Ehe faktisch zu bewahren 
im Stande war, so hat er doch die Ehescheidungen und Ehetrennungen 
durch den feierlichen Scheidebrief beschränkt und die Ehe auch in 
dieser Beziehung unter Gottes Gesetz gestellt und dieselbe als Organ 
der Offenbarung und Gesandter des Herrn geregelt. Dessen ist Zeuge 
Christus selbst, der sich in seiner Ehegesetzgebung auf Moses Iserief und 
ihn als seinen gottgesandten Vorgänger in dieser Beziehung .anerkannte 

ArcUf na Klrdienitdlt. \U. ^ 
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und sanctionirte und sich selbst als den Vollender dieses heiligen In- 
stitutes dadurch hinstellte, dass er, was Moses nicht ganz gelang, das 
ursprüngliche, reine, monogamische Verhältniss wieder herstellte und 
die Ehe in die höhere Ordnung der Religions-Geheimnisse oder Sakra- 
mente versetzte. Bei Matthäus^), Markus und Lukas ist die Grundlage 
fiir alle Ehegesetzgebung gegeben; es ist der Scheidebrief bei Juden, 
Heiden und Christen abgeschafft; es ist das N^thige zur Beurtheilung 
von Eheeeheidung, Ehetrennung, Wiedenreriieirathung, Giltigkeit va&d 
Ungiltigkeit der Ehe unter Vergleichung der von Christo nicht abge- 
änderten weiteren mosaischen Vorachrifteo und Gesetze, besonders die 
Ehehindernisse betreffend an die Hand gegeben. 

Schoo nach dem Hingange des Herrn entwickelte sich die Idee 
und das Wesen der Ehe nach und gemäss den Vorkommnissen und 
Bedürfnissen der jungen Kirche. Kein Apostel drang wohl so in die 
Tiefe und Höhe wie des Christenthums- überhaupt so auch in das. christ- 
liche Wesen der Ehe ein als Paulus in seinen Briefen an die Römer, 
Korinther und Epheser. Ausserdem, dass er die ehelichen Pflichten im 
weitem und engern Sinne im Anschlüsse an Christus und die christ- 
lichen Ideen regelte; so hat er erst das Sakramentale und Geheimniss- 
volle der Ehe in seiner ganzen Tiefe aufgeschlossen, indem er dies^be 
als geheimnissvolles Abbild von der Verbindung Christi und seiner 
Kirche erkannte, welche Verbindung mit ihr sich einerseits in seiner 
geheimnissvollen Menschwerdung, andererseits in seiner opferreichen 
Hingabe für sie un Tode und in unzertrennlichem Verharren mit ihr 
bis an's Ende der Welt darstellt. Eine Idee, velche, wie die der 
Ehe selbst, erst nach Christi Tode sich dem Apostel in ihrer ganzen 
Tiefe imd Herrlichkeit offenbaren und zu geistiger Anschauung bringen 
konnte. Ebenso mussten zuerst Gläubige und Ungläubige zahlreich 
neben einander stehen und gegenseitig in eheliche Verbindung treten, 
ehe der Apostel im Korinther Brief über gegenseitiges Verharren bd 
einander, resp. Trennung von einander und Wiederverheirathung sich 
äussern konnte, sowie derselbe auch gegen den bekannten Korinth^ar 
einschritt. Ich frage jetzt einfach, wenn Gott selbst über das Eheband 
die Urgesetze gegeben, wenn er sie zur Weiterentwiklung und Anwen- 
dung in der Menschheit seinen Organen, besonders dem Propheten Mo- 
ses übergeben, der insbesondere die Scheidung vom Bande und die das 



1) Wir verweisen hierbei besonders auf die scharfsinnige durchaus befriedigende 
Auslegung von Matth . 5, 31 , 82 und 19 , 4 ff. , und die irahrb^ft verAiehtende Kritik 
der abweichenden Auslegungen in dem interessanten Abschnitte ^juber die Ehe un^ 
deren Unauflöslichkeit ^' bei Döllinger, Christenthum und Kirche in der Zeit der 
Qrufidlegung. (Begensburg 1860) S. 388 ff. (A. d. It.) 
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Band trennenden Eiiehindmiisse 2itf Ter«ftÜichtmg seines VoHtee, dM 
in seiner YerMndang mit Gott das Urbild seiner Ehe darstellte , fest- 
setzte; wenn dann im AnscMnsse daran über dasselbe heilige Band der 
Heiland in Bezug anf Scheidung, Unauflöslichkeit, Griltigkeit und Vh- 
gfltlgkeit Gesetse gab; wenn Paulus erst recht in Anwendung aufOhristi 
Mensciiwerdung, Tod und Erhöhung im Himmel, das Ehesakrament tins 
Ib seiner Klarheit, wie in seinem tiefen Geheimnisse schauen Hess und 
aueh in Bezug auf das Band der Ehe Fragen in der jungen Kirche 
entschied; wer wird in Zukunft das Ehemstitut in seiner Entwiklung 
und Anwendung auf das unendlich reiche Leben der Kirche, der Welt 
und der Christenheit, wer das Eheinstitut in seinem wahren Wesen, in 
seiner Reinheit, Einheit und Universalität, die es mit dem Christen- 
thum und der Kirche und zwar nothwendig theilt, regeln, weiter Ifihreo 
und erhalten? Wem hat Christus seine zum Sakramente erhöhte Ord- 
nung des Waohsthumes seines heiligen Lieibes und der Vermehrung der 
Bewohner des Himmels, wem hat er das geheimnissvoUe Ebenbild Ses 
Urbildes seiner selbst in der Kirche in ihrer hehren Vereinigung hin- 
terlassen? Wem hat Paulus, der Völker-Apostel, seine erhabene Idee 
und Anschauung zur Verwirklichung an alle Völker hinterlassen? Dem 
Zufall ? dem Staate ? oder der Kirche ? 

§. 2. Di« Ehe ruht in der Kirche. 

Es muss die Ehe in der Blirche ruhen, wenn sich in jeder Ehe 
Christus und die Kirche in ihrer Einheit manifestiren soll. 

Wir können hier nicht auf die Tradition und das tracitionelle Be- 
wusstsein der Kirche von Jahrhundert zu Jahrhundert in Bezug auf 
die Ehe eingehen. Im Anfang galt allerdings neben dem genannten 
Bewusstsein äusserlich die Gesetzgebung aus der heidnischen Zeit, auch 
nachdem die Kaiser christlich geworden waren. Denn, wenn auch die 
Kaiser getauft; waren, so war doch der alte heidnische Staat noch nicht 
getauft, seine Verfassung und Institutionen waren noch nicht vom Christen- 
äiam durchdrungen und umgewandelt. Die christliehe Ehe theilte nur dasf 
Loos mit dem ganzen Christenthum. Indessen erklärten sich die Kirchen- 
vater schon frühzeitig in ihren Gemeinden und Schriften besonders ge- 
gen die römischen Ehescheidungen. In keiner Zeit ruhte die Kirche, 
bis das ihren Dogmen Widersprechende im weltlichen Rechte ausge- 
stossen war. Für solche Verhältnisse wurden von der Kirche selbst andere 
Nonnen aufgestellt und wieder anderes Annehmbares zuletzt zugelassen, 
genehmigt und so frei in ihr eigenes Recht und Gesetz aufgenommen. 
Immer mehr gewann die christliche und kirchliche Anschauung in mehr- 
himdertilAriger Entwicklung die Oberhand, so dass zur Zeit des Tri- 
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dentinimui die Kirche in Theorie mid PraxiB längst im yoUständigen 
Besitze des von Christus und den Aposteln hinterlassenen Erbes war. 
Und sie behauptete auch den Häresien und Neuerungen gegenüber ihr 
Erbtbeil, das aufs Neue ihr entrissen werden wollte. (Vergl. §. 5.) 

Hätte auch Martin Luther alle Exemplare des Corpus juris cano- 
nici mit allen päpstlichen Bullen verbrannt, so hätten wir doch an der 
in seinem letzten Lebensjahre zusammenberufenen Kirchenversammlung 
»uTrient und ihrer an Martini des heiligen Bischofs Tag 1563 gefassten 
Beschlüssen über das Ehewesen und an dem sich darin offenb£u:enden 
kirchlichen Bewusstsein vollkommen genug, um zu bestimmen, was in 
Ehesachen Gott und was dem Kaiser zu geben ist. 
Martinus Martinum vicit. 

Wenn man fragt, welche Rechte der Kirche im Ehewesen zukom- 
men, so ist die Antwort: Alles, was sich auf das Sakrament bezieht, 
geht die Kirche an. Hieran halten auch die Päpste fest. So äussert 
sich Z. B. Plus VI. in einem feierlichen Schreiben vom 16. September 
1788 also: „Hinc fit, ut ad solam ecclesiam, cui tota de sacramentis 
est cura concredita, jus omne ac potestas pertineat • . . ^ Merkwürdig 
bleibt immer, dass auch gerade die Gegner der Kirche, wenn sie von 
den Eechten der Kirche sprechen, den Hauptnachdruck auf das Sakra- 
ment legen , sofern sie behaupten , das , was das Sakrament berühre, 
gehe die Kirche an, alles Uebrige aber den Staat. Nach der Theorie 
derselben hat die Kirche das Recht, die Art und Weise der Spendung 
zu bestimmen und die Spendung dieses Sakramentes durch ihre Diener 
vornehmen zu lassen; im höchsten Falle auch noch einige Disciplinar- 
Yorkehrungen zu treffen, und zwar dieses Alles nach gnädiger höherer Er- 
laubniss der Staatsgewalt Die Gewalt der Kirche ginge nicht über 
das Ritual hinaus, während die Ehe gerade nach ihrem Wesen, ihrer 
Form, ihrer Giltigkeit und Ungiltigkeit, Entstehung und Auflösung in den 
Bereich des Staates, seiner Gesetzgebung und Jurisdiktion fiele. (Yergl. 
Z. B. Sauter.) So wäre der Richter in der Nebensache auch zum 
Richter in der Hauptsache bestellt, und die Kirche, diese Himmel und 
Erde tragende Anstalt, der hohem Ordnung der Dinge entrückt, und 
die Kirche dürfte nur noch mit höherer Erlaubniss ihr „Amen'^ dazu 
sprechen. Der Hauptkunstgriff der Staatskünstier bestand so in der 
Trennung der Ehe vom Sakrament, die so weit ging, dass man die 
Ehe einen Civil-Contract nannte, so dass die Nebensache, das Conven- 
tionelle dabei, die Hauptsache und das Wesen, das einer höhern Ord- 
nung angehört, verkehrt wurde. 

Jal wenn die Verbindung Christi und der Kirche ein Civil-Con- 
tract ist, ist es auch dieEhe^ Die Ehe ist wohl auch ein Vertrag, aber 
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nicht wie jeder andere, der der Willkühr der Parteien angehört, wo 
man sich vertragen kann wie man will. Bei der Ehe sind alte Rechte 
und Pflichten schon mit Erschaffung der Welt vorausbestinmit, die 
Brautleute können sich über nichts Besonderes und Neues vertragen, 
auch nicht auf kürzere oder längere Zeit sich verabreden , oder diesen 
Vertrag wieder im Yertragswege auflösen. Es sind eben alle Verträge 
dem im Paradiese von Gott selbst geschlossenen gleich, bei welchem 
kein Notar thätig war; ja es stammen alle socialen Verträge und Ver- 
bindungen aus diesem Urvertrage ab. Wenn die Ehe, weil sie auf 
Erden existirt, das Moment der Freiwilligkeit mit irdischen Verträgen 
gemein hat, das sie aber auch mit der Verbindung Christi und seiner 
Kirche gemein hat, geht dann daraus mit Nothwendigkeit hervor, dass 
die Ehe im Begriffe eines gemeinen Civil • Contractes aufgehe? Aller- 
dings gehen die Brautleute in freiem ungezwungenem Wollen unter das 
Joch der Ehe; aber auch Christus ist mit unendlicher Freiheit in sei- 
ner Menschwerdung und seinem Ereuzestode in die Verbindung mit der 
Kirche geheimnissvoll eingegangen. Und woher nimmt nun die Ehe 
ihr Wesen, von oben herab , von der Verbindung Christi und seiner 
Braut, als aus ihrem Urbilde, oder von unten, von dem gemeinen irdi- 
schen Vertrage? Hängen der Eheverbindung auf Erden auch acciden- 
tielle Vertragsrechte an ; de^swegen ist die Ehe noch keineswegs ein blosser 
Civü-Contract, der der weltlichen Jurisdiction angehörte*). Also weder 
desswegen, weil die Ehe an der Vertragsnatur participirt, noch desswegen, 
weil ihr conventioneile Dinge z. B. über das Vermögen, welche den 
Staat und seine Gewalt berühren , anhängen , wird diese Verbindung 
ihrem Wesen nach jemals darum aus der höhern Sphäre, der Offenbarung 
und der Kirche in eine niedere und natürliche versetzt. Ist ein gültiger 
Contract , oder eine gültige Ehe da , so ist auch die geheimnissvolle 
Verbindung, oder das -grosse Sakrament da in Bezug auf Christus und 
seine Kirche und haben wir eine solche geheimnissvolle Verbindung, 
so haben wir auch einen gültigen Ehecontract. Handelt es sich um 
Eingehung von Ehen, so handelt es sich auch um den Anfang von 
Sakramenten , und wenn um Auflösung von Ehecontracten ^ auch um 
Nichtigkeit von Sakramenten: Sakrament und Contract sind in Gottes 
und der Kirche Ordnung unzertrennlich. Nulla sacramenta sunt nuUa, 
matrimonia, et nulla matrimonia nulla sacramenta. Valida sacramenta 
sunt valida matrimonia et valida matrimonia, valida sacramenta. 

1) Vergl. unser Arohiv Bd. I. S. 522 fg. Die Verträge, durch welche wir uns 
zar Erfüllung einer Pflicht mit Anderen vereinigen, sind wesentlich verschie- 
den von denjenigen, welche eine Pflicht erst entstehen machen. Diesen Unterschied 
kennt freilich jene Philosophie nicht, welche den Menschen von Haus au« als 
pflichtenlos betrachtet. (Anm. d. Bt.) 
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I* ITmwk den Reelateii «er Klrdie und des Btmmit^ In 
Elaesaeben Im Allffemelnen. 

§. 3. Von den Rechten der Kirche in Ehesachen. 

Der Canon 1. concilii TridenÜni sess. 24. de sacramento matrimomi 
lautet: ,,Si quis dixerit, matrimonium non esse vere et proprio unum 
ex Septem l^is Evangelicae Sacramentis, a Christo domino institutum, 
sed ab hominibus in Eccksia inventum, neque gratiam conferre; ana- 
thema biL^ Es bildet dieser Canon 1. die eigentliche dogmatische Grund- 
lage des ganzen Eherechtes, und so auch der Canon 12. eod.» an wel- 
chen man sich am einfachsten hält bei der Frage, welche Rechte der 
Kirche im Eheweeen im Allgemeine zukomme». Der Canon 12. oit. 
lautet: ;^Si quis dixerit, causas matrimoniales non speetare ad judices 
eedesiasticos, uiathema sit.^ 

Die Ehesachen gehören also vor die kirchlichen Richter. Aber 
jet£t drängt sich die Frage auf, welche Ehesachen geh(Mre» vor die 
Kirche? Man könnte mit dem Kämmerer der Königin Kandace sagen: 
Wie soll ich diese verstehen , wenn es mir Niemand auslegt ? Wer 
wird diesen tridentinischen Sat8 besser auslegen als das unfehlbare Tri- 
denlinum selbst? Was zählt denn dieses zu den Ehesachen, da es der 
beste Ausleger seiner eigenen Worte ist ? Schon Canon 4. 1. e. spricht 
eben so feierlich aus, dass die Kirche habe trennende Ehehindernisae 
at^fatellen, können und in deren Aufstellung irrthumslos verfahren 
sei. Also wissen wir schon mit grösster und dogmatischer Gewiss- 
heit, dass Gesetzgebung und Jurisdiktion in trennenden EhehindemiaseU) 
sowie auch NuUitäts-Erklärungen der Kirche und ihren Gerichtshöfen 
anheimfallen. Und zwar ist der Erstere allgemeine Canon , wie der 
Letztere besondere unter den Schutz der Excomunieation, der höchsten 
kirchlichen Strafe gestellt. Ja es steht unerschütterlich fest, da^i», w^n 
wir auch keinen weitern dogmatl8<^en Ausspruch der Kirche hätten als 
die Canon 12. et 4., das Ehewesen in seinem ganzen Bechtsgebiete 
und Umfange der Kirche zukäme; und wenn die meisten noch folgen- 
den Canones et Capita nicht erlassen worden wären, so würden sie mit« 
logischer Nothwendigkeit gefolgert und zwar als ebenfalls so irrtfaoms^ 
los erkannt werden müssen. Geht ja hier das Rechtsgebiet der Kirche 
auf das Wesen, auf den Bestand, auf Giltigkeit und Ungiltigkeit der 
Ehe; auf deren Nichtig- wie Giltigerklärung. Ist' nicht irrthumslos die 
Gewalt der Kirche für die Vergangenheit in den schon damals seit 
Jahrhunderten bestandenen trennenden Hindernissen, wie für die Zukunft 
in Aufstellung neuer, und Abänderung früherer Ehehindernisse? 

Folgt nidit von selbst, dass der kirchliche Gerichtshof da« 
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Volbnigsredit über die Angestellten Ntohtigkeitsgründe aussnüben hatte? 
Folgt ni^t £felb8t au« dteiuer Gesetxf ebung des cit. Canon 4., dass auch die 
Kirche ia einzelnen Fäll^ die Nichtigkeiten selbst, wieder mn so 
mehr aufheben könne, als sie solche Nichtigkeiten ganz aufzuhebei^ 
die Gewalt hat ? Folgt nkkt das Dispensattons-Recht von selbst daraus ? 
Hat die Kirche dninal das Recht und daa irrthumslose Recht des Ca- 
non 4., wanon sollte ae niflht auch eine gewisse Form für die Ehe 
unter dar Strafe der Nichtigkeit für jede jmdere Form aufstellen kön- 
nen ? W^wasser und Gebet, worin die Canonisten des achtzehnten Jahr- 
hunderts die FunkticHL der Kirchendiener finden, ist recht und gut ; denn 
es ist darin die Kraut und Macht der Kirche.; aber doch am Ende 
Nebensache I da sie zur Grikigkeit des Sakramentes und der Ehe doch 
Nieks hinzu thun können. 

Indessea hat das Coneil zu Trient selbst diese Folgerungen für 
Dogmatik imd Disciplin, die erstere mit ebenso viel angehängte Ana^ 
themalismen gezogen. 

Die irrthuna^lose Gewalt der Kirche in Aufstdlung der trennenden 
Ebehindernisse : l.Ugaminis, 2, consanguinitatis, 8. afiSnitatis, 4« or- 
dinis, 5. voti sol^nnis ist in doctrina de sacram. matrim., canon 2., 3. 
und 9. eben so streng dogmatisch gewahrt. Femer sind in Decreto de 
ref. matr. sess. 24, noch weiter aufgeführt: 6. clandestinitas, cap. 1, 
(cognatio spiritualis cap* 2» ad imped. 2. gehörig.) 7. publica honestas 
cap. 3. (impedimentum afSnitailis ex fornicatione cap. 4. ad imped. 3. 
gehörig.) 8. raptus eap. 6. Die sieben weitern Hindernisse : 9. error, 10. 
cooditio, .11* vis et metus, 12. impotentia, 13. aetas, 14. cultus dis- 
paritas, 15. crimen sind (abgesehen davon, daA& Alles Vortridentinische, 
was nicht aufgehoben oder abgeändert ist, so festes Recht ist, als 
stände es im Tridentinum seilet) durch Canon 12, im Allgemeinen und 
durch Canon 4. noch ins Besondere als das Wesen der Ehe berührend 
geschützt. Eben so ist das matrimonium ratum unter die Jurisdiktion 
der Kirche gestellt, sofeme dasselbe durch feierliche Profess-Ablegung 
getränt wird: cap. 6., woraus auch folgt, dass es der Kirche in 
höchst wichtigen Fällen zukomme vom vinculum matrimonü rati zu 



Dazu konunt, dass die Kirche ihre irrthumslose Gewalt nach Ca- 
non 4». treniien^e Ehehindernisse zu setzen, gleich auf der Stelle aus- 
geübt, sofeme sie m cap. I. de. reform. matr. das neue Hinderniss der 
Clandestinität aufgestellt, das des raptus in cap. 6. erweitert, sofwne 
früher die rapta den raptorem ehlichen konnte, wenn Erstere auch noch 
in seiner Gewalt war, was jetzt nicht mehr gelten sollte. Eben so 
spricht die Kirche sieh di€i Gewalt zu, die verbotenen Grade der Bluts- 
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Verwandtschaft nnd Schwägerschaft zu vermehren: can. 3., wie dieselbe 
anch: gemäss der dogmatischen Bestimmung ine. 4. dieHind^- 
nisse der geistlichen Verwandtschaft cap. 2.,* publicae honestatis cap. 3., 
der ausserehlichen Schwägerschaft cap. 4. eingeschränkt hat. 

Nicht minder kommt der Kirche das Recht zu , ausser der Nullitäts-Er- 
klärung schuldhafter Weise unter trennenden Ehehindernissen eingegangener 
Ehen, auch das Dispensationsrecht und in Folge dessen das Revalidations^ 
recht in schuldlos nichtig eingegangenen Ehen, ersteres anch vor der Verehe- 
lichung aus wichtigen Ursachen zu: cap. 5. de ref. matr., und es ist dieses 
Recht und diese Gewalt durch Cam 3. ebenfalls dogmatisch sicher gestellt. 

Die Ehen der Juden, Heiden, Türken sind, sofeme dieselben durdi 
die Taufe mit der Kirche in Verbindung treten, durch doctrina de sa- 
cram. matr. et canon 2. et 7. unter ihre Jurisdiktion gestellt. Deren 
Ehen aber mit Christen sind nach can. 4. normirt. AUe getauften . 
Irrgläubigen aber stehen überhaupt unter den Gesetzen der Kirche, und 
namentlich auch unter ihrer Jurisdiktion in Ehesachen^); was von prak- 
tischer Bedeutung wird, sobald sie durch Convcrsion oder Heirath mit 
Katholiken mit der Kirche in Berührung kommen. Vergl. c. 2, et 7. und 
wegen der Eheform und impedim. claudestinitatis cap. 1. et can. 4. 

Tk,s8 nicht nur die Nullitäts-Erklärüngen cap. 5. de ref. m., son- 
dern auch alle Ehestreitigkeiten, Scheidungen von Tisch und Bett zu 
den kirchlichen Ehiesachen gehören und die Kirche hierin ohne Irrthum 
entscheide , findet seine dogmatische Berechtigung in canon 8. und es 
steht dieses Recht der Kirche nicht nur unter dem Schutze des ge- 
dachten, sondern namentlich auch des 12. canon, das heisst unter dem 
Schutze der Excommunication zu. Vergl. auch sess. 24. cap. 20. de 
reform., wo gedachte Jurisdiktion dem Bischöfe zugesprochen ist. 

Eben so zählt die allgemeine Kirchenversammlung die aufschie- 
benden Hindemisse unter die Gegenstände ihrer Gerichtsbarkeit, was 
cap. in. de ref. m. beweist, wo der Sponsalien in ihrer Giltigkeit und 
Ungiltigkeit nur als Grundlage des impedimenti dirim. publicae hone- 
stutis gedacht ist, und dazu bemerkt wird, dass wie letzteres durc^ 
Can. 4. dogmatisch gesichert ist, es auch die Sponsalien als Grundlage 
desselben Hindernisses sein müssen. Nach cap. 10. de ref. m. gehört 
auch die geschlossene Zeit hieher, welche noch diu^ch ein besonderes 
Anathema als Ausfluss der Irrthumslosigkeit der Barche bezeichnet und 
ihrer Jurisdiktion unterworfen ist. Dass auch die Gelübde überhaupt 



1) Diese Jurisdiktion der Kirche, durch die Taufe begruDdet, ist principieU unbe- 
sfritteu, äussert sich aber nur im geistigen, nach jenseits gekehrten Gebiete, tritt 
quoad forum ezternum nur hervor, wenn die im äusseren Leben von der Kirche Qe 
trenntea freiwiUlg unter ihren Qthortam suräokkehreu. (A. d. B.) 
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und deren Erfüllung der Grericfatsbarkeit der Kirche anheimfallen, iat 
unbestritten und gehört schon nach c. 12. hiehen Ebenso verhfilt es 
sich mit dem vetitum ecclesiae. 

Die Form der Ehe, womach dieselbe vor zwei bis vier Zeugen und dem 
eigenen Pferrer unt«* der Strafe der Nichtigkeit eingegangen werden 
muss ; diese alleinige Form für den ganzen Erdkreis, wo die Publikation 
des cap. 1 . de reform. m. stattfand., ist schon durch e. 4 dogmatisch sicher und 
festgestellt, als ja jede andere Form dogmatisch ungültig ist Die Delegation 
zur Trauung, die Copulation, Benediktion der Ehe, ohne PnAkmation 
und Dispens hievon, Empfang der heiligen Sakramente, sind lauter 
kirchliche Gegenstände, eonf. cap. I. de reL m. und sind in ihr^ Idrch- 
lichen Bereehtigung durch c. 4. 11. und 12. dogmatisch entschieden. 

Auch das Strafirecht der Kirche in Ehesachen findet seine Begrün- 
dung «whon im Allgemeinen in der DiscipUnargewalt der Kirche über- 
haupt, sofeme die Ehe ja in ihrem Schoosse ruht. Aber noch beson- 
ders ist es im Ehedekrete gewahrt. Die arbiträre Strafe gegen Pfarrer, 
Brautleute und Zeugen, die eine der Form nach ungültige Ehe inten- 
diren, sowie die Suspension gegen den zur Einsegnung incompetenten 
Pfarrer gehören hierher: cap. I. Die Strafe gegen den Pfarrer in^Hand- 
habnng der geistlichen Verwandtschaft: cap. ü. ; die Strafe der Tren- 
nung gegen Solche, welche nüt Absicht nichtige Ehen eingehen und 
eonsummiren cap. Y. ; die Strafen gegen die raptores cap. VI. ; die Strafe 
der Exeommunication gegen concubinarii , Vielweiberei, gegen Solche, 
welche Protestanten etc. vivente alt^a parte heirathen cap. VIII.; 
gegen Obrigkeiten und Andere , die ihre Angehörigen zur Ehe zinngen 
cap, IX. eonf. auch hier c. 12. 

Und nun dieses Tridentinum ist unsere Eheverfassungsuricunde, 
sie existirte vor der württembergischen und badisohen Landesver&ssung 
und wird auch, wenn letztere nicht mehr sind, noch bestehen. 

Mit dem Tridentinum in der Hand und im Herzen müssen wir 
den Häresien und Neuerungen an fürstlichen Höfen, in den Kammern 
und auf den Lehrstühlen entgegentreten, wie auch die Väter des Con- 
cils vor 800 Jahren denselben entgegen getreten sind, wenn wir als 
geistig erzeugte Söhne und Nachkommen unseren Vätern uns wür^g 
zeigen wollen. Wir dürfen wohl uns ausrüsten nüt Muth und lieber- 
zeugung, um an Martini 1863 nicht da zu stehen, wie ein Roiir, das 
vom Winde hin und her getrieben wird. Dass so die dritte S&kuliff- 
Feier der Ehegesetzgebung uns nicht schlechter finde als unsere Vor- 
gänger. 

Das steht unerschütterlich fest : Es ist jetzt nicht mehr unserer 
Willkübr <mheim gegeben, nicht mehr der WiUkühr der Gläubigen, disr 
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Geistlichen, d«r geistlSdieii wie der weldiehen kttfadiseheii Richter, 
der Bischöfe, Cardinäle, geisdichen and weltlichen Collegien und deren 
katholischen Mitglieder und Aller in welchen Aemtern und Würden 
Stdienden ku glauben, oder nidit zu glauben, dass alle diese causae mat- 
rimonhtles cur kiiFchiichen Gresetzgebung und vor ikn kiriichen Richter 
gehören; sondern Alle, welche glauben, dass dteere Dinge nicht vor iam 
kürohiiehe Forum gehören, und in ihrem L^^, Würden und Aemtern, 
gnstlidien wie weltlichen, nach diesem Glauben auch handeln, UBl»e* 
fngter Weise sich dieses Richteramt anmassen, ^ an sich reissen, oder 
dastt befugt, wisfientlich oder durch niditunversdiuldete Unwissenheit, Sorg- 
losigkeit, eitle Mensohenfurcht, die Eherechte der Kirche Preis gdben, 
Andern dieses fiichteramt lassen, da sie es surüifordem und erlangen 
könnten; Alle diese rerfallen dem Anathema c. 12. 

Papst Pins VI. sdireibt: Nach dem Tridentinufti treffe die Ex- 
eonHiilicatio alle Jene, w^ehe läugaen, daas die Ehesachen vor das 
geistliche Gericht gehören. Eine Läugnung sei es aber nicht bloti 
dann, wenn man Idirt, es stehe ieA Fürsten zu. Gesetze über die £h6 
zu erlassen, sondern auch, wenn man von Laien mn Amt übernimml^ 
oder als Königl. Commissär in Fragen über die Nidit^keit der Ehe 
entscheidet. (6. sein SchreUi^ ex cathedra an den Bischof Motula 16v 
Sept. 1788.) Die Anwendung ai^ Württemberg ist leicht. 

Ab «ich wollte nun wohl das Tridentinum kein yoUständiges Ehe-^ 
recht aufstellen, stmdem nur sieh einerseits den Neuerem und Häreti-^ 
kern entgegensetzen und anderseits am bestehenden Efaerechte Mehrere» 
abändttn , so wie einigen in's Leben eingedrungenen Ausartungen ent* 
gegentreten, worunter die Aufstellung einer allgemeinen Eheform eine 
Haiqatndle spielt Aber das ist auch wahr, dass die Neuerer Funda- 
mentalfiätee des kirchlichen Eherechtes angriffen und es ist unser Glück ; 
denn so musste das Tridentinum diese Fundamentalsätze duf ch eben so 
Yiele AaKLthematismen sicher stellen. So haben denn diese Neuerer, 
was sie nicht wollten, uns besonders ihree spätem Nachfolgern gegen- 
über geschützt. Es kaxm daher auch gewiss kein vearsländig^ Canonift 
läugnen, dass für das ganze Ehereeht vollständig im Tridentitium der Grand 
gelegt und die Berechtigung der Eardie in umfassender, jed^i&lls ge- 
nügender Weise nachgewiesen ist. Alles Uebrige ist nur Sache d^r 
richterlichen Beurtheilung, Entscheidung und Anwendung auf einzelne 
Fälle des Lebens und zwar auf dieser Grundlage und lallt also dar 
eigentlichen Ehegeiichtsbai^eit anheisa, welche eben in Canon 12. dog- 
matisch feststeht, wie genugsam bewiesen wurde. 

Mau hat behauptet, weil in c. 12. vor causas nicht omnes und 
vfit jiiidi(Mi sieht soim stehe » so gßibät&k nhU $üe Ehesachen tot 
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den klrehlichen Kichter. Dieser Sophisterei setze ich Pins VI. in sei- 
nem Sclureiben tn den Bischof Motola v. 16. Sept. 1788 mit den Wor- 
ten en^eg^ : „ Verfoa enim caiionis ita generatim sunt, onmes nt can- 
sas compreheDdant ^ und ^hinc fit, ut ad solam aeolesiam, cni tota de 
sacramentiB est cura concredita, jus omne et potestas pertineat . . .^ 

Da diese zwei fehlenden Worte onmes mid solos den Ganonisteii so 
▼iel Kopfzerbrechens gekostet liaben, so frage idi noch einmal die 
letate mid höchste Instam: das Conzil zu Trient seftst, welche causa» 
es unter c. 12. verstanden habe? 

Die Vitter au Trient werden einstfanmig eitlärm: Was wir vor 
300 Jahren in Trient praesideBtibus legatis apostolieis et doeenfte spi- 
rüu sancto, Alles was wir gelehrt, alle Gesetie und Institutionen, die 
wir gegeben, alle caasas, die wir in 12 Canoaes und 10 Gapitelu ab- 
gehandelt, und alle Dinge, worüber wir Gesetze gegeben und dogma- 
tisch entsdneden haben, sind durch das Anathema canonls 12. gestutzt 
und unt^ den kirchlichen Richter gestellt und da diese causae zusam- 
men das ganze Eherecht, wenigstens nach seiner vollständigen Grund- 
lage involviren, so ist das ganze Ehewesen in seiner gesetzlichen wie 
richterlidien Entwiklung dem kirchlichen Forum und ihm allein über- 
geben. Und stand das ganze Ehewesen seiner wahren Grundlage nach 
seit dem Conzil zu Trient unter dem dogmatisch giltigen Richter und 
unter der dogmatisch giltig richterlichen Entwiklung, so smd alle die 
tausend Entscheidungen und Entwiklungen und Institutionen, bei den 
kirchlidien Richterstühlen, insbesondere bei der Congregatio condSi 
Tridentini, beim heiligen Officium, bei der rota Romana, die bewraide«* 
rungswürdigen unmittelbaren Entscheidungen und Bullen in wichtigen 
EhefSilen, die päpstlichen Entscheidungen ex cathedra, wovon ich ssr 
die schon dtirte von Plus VI. an den Bischof Motnla und die BuUo 
Auctorem fidei v. J. 1794 anführen will, so sind, sage ich alle £ese 
Evolutionen nur der auf genannter Chrnndlage empor gewachsene go* 
thische Dom, nur der aas diesem Kerne gross gewaidisene Baum, von 
weleliem Baume bis vor kurzer Zeit hin Oesterreieh^ Württemberg ixnd 
der grösste Thei! Deutschlands nur dürr gewordene und abgefallene 
Aeste waren. Musste nicht ein Protestant, Richter in seinem Werke 
über das Condlium Tridentinum, uns zuerst wieder zur Cathedra Petri, 
zur wahren Grundlage, zur Quelle der Kirche im Tridentinuai zurück* 
führen, die nie' versiegt durch die Jarhunderte herab. 

Ergo magna ex parte Judex protestantioua ad jucfioam eodesiasti- 

tt iolum quidem nos reduxtt. 
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§. 4. Von den Rechten des Staates in Ehesachen. 

Aber welches ist nun die Berechtigung des Staates in Ehesachen ; 
hat das Tridentinnm aach dieser Rechte gedacht? Dass^he gedenkt 
eines dnngen Rechtes der Fürsten und aus gewichtige Gründen eines 
einzigen, weil sie in allen angefahrten Ehesachen und aus den ange- 
führten Gründen kein Anderes haben können. Cap. YII. et Vin. ist 
des weltlichen Armes zum Schutze der Ehe gedacht ; am erstem Orte 
gegen £e Vaganten in Bezug auf die Vielweiberei, am letztem zum 
Schutze des kirchlichen Eherichter-Amtes. Der weltliche Arm soUe^ 
wo es npthig ist, die Polygämisten und Concubinarii aus der Stadt und 
Diözese hinaus schaffen; aber erst nachdem der Bischof die Mittel sei- 
ner Jurisdiktion erschöpft hat. Daraus folgt, dass der weltüdie Arm 
als Protektor zum Schutze der Ehe und des Eherichters, wenn er an- 
gerufen wird, theils Gesetze geben, theils einschreiten könne, welche 
gesetzgeberische und schützende Thätigkeit aber den Zweck des Schutzes 
nicht überschreiten und nicht in Bedrückung und Gefährdung der Kirche 
und ihres eherichterlichen Amtes ausarten solL Das ist die ein- 
zige, wahre, seiner eigenen, wie dw Würde der Kirche angemessenen 
Stellung des Staates zum Eheinstitut, soweit es m den Bereich der 
Kirche fallt. Unser Staat sehreitet auch wirklich im Stra^esetzbuch 
von 1839 gegen genannte und ähnliche Verbrechen ein. Wenn übri- 
gens , wie die Sjrche nur Eine, auch der Schutz des Staates ein unge- 
tbeilter war, so ist jetzt durch die im sechzehnten Jahrhunderte eingetretenen 
Spaltungen in der Kirche, auch das Schutzrecht ein getheiltes, y^möge 
dessen der Staat in der. einen Kirche in einer Ehesache als Schutz- 
herr fßr dieselbe, in der andern Gonfession dagegen auftreten soll; 
wobei ich nur auf das impedimentum ligaminis aufmerksam machen 
iFriU. So kimn d» württembergische Staat schon wegen internationalen 
Beziehungen nicht mehr einschreiten, wenn ein ausländischer Katholik 
nüt dnem geschiedenen ebenfalls ausländischen Protestanten, oder gar 
Katholiken sein von der Kirche verdammtes und vom Bischöfe censurirtes 
Concubtnat fortsetzt. Das Schutzrecht des Staates wird überhaupt jetzt 
nicht mehr nach den Prinzipien der nach Schutz flehenden Kirche, 
sondern nach den Prinzipien des freilich auch durdi die ReUgions- 
und politischen Parteien zerfallenen Staates bemessen. Der Staat muss 
jetzt das Lamm und den Wolf neben einander schützen eben weil kein 
inneres Band mehr zwischen dem Sehutzherrn und der Kirche besteht 

Welche weitere und selbstständige Rechte hat der Staat? Antwort: 
es lassen sich diese Rechte auch sogar indirekte aus dem Tridentinnm 
schliessen. Wir werden nicht fehl schliessen , wenn wir behaupten, 
dass alle Ehesachen, oder besser die mit dem Ehewesen in Verbindung 
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stehenden Gegenstände, die die Kirche auf dem Tridentinam nicht für 
sich in Anspruch nimmt, der Gesetzgebung und Jurisdiktion des Staa- 
tes anheimfallen. Es müssen aber diese Rechte aus dem Zwecke des 
Staates und der bürgerlichen Gesellschaft und gleichsam aus dem Triebe 
ihrer Selbsterhaltung hervorgehen. 

Dahin gehören : 

Dass die Brauüeute bei ihrer Yerheirathung dem Staate und irgend 
einer Gemeinde als Bürger angehören ; dass die, welche gewisse Gewerbe 
an ihrem Aufenthaltsorte treiben wollen, an diesem Orte Bürger seien; 
dass sie das nöthige Vermögen und die Fähigkeit ihre Familie zu 
ernähren nachweisen. Weiterhin kann der Staat verlangen, dass die 
Ausländer vor der Verehelichung das Staats -Bürgerrecht erlangen! 
oder sich ausweisen , dass sie als Angehörige eines fremden Staates 
mit dessen Erlaubniss heirathen dürfen. Hierher gehört auch das Recht, 
die Verehelichung der Inländer im Auslande zum Schutze des Staates 
und der Gemeinde zu verbieten. . Hierher auch das Verbot der Spon- 
salien und Ehen von Militärpersonen, von Minderjährigen, Wittwen in 
der Trauerzeit, der alten Bräute, aller Staatsbeamten und unständigen 
Lehrer ohne Genehmigung ihrer vorgesetzten Dienstbehörden wegen 
Nachtheils und Unehre für den Staats - und Schuldienst ; der Standes- 
herren und Ritter ohne Staatsausweis, der Mitglieder der königl. Fami- 
hen ohne Genehmigung des Familien- oder Staatsoberhauptes. Diese 
Rechte und ihre Zweckmässigkeit können sich nach Zeitverhältnissen 
ändern, aber sie liegen in der Sphäre des Staates und greifen wenig- 
stens nicht unmittelbar in die der Kirche, in ihr Ehewesen ein. Dem 
nämlichen Bereiche fällt zu : Mitgift, Heirathsgeschenk, Aussteuer, Inva- 
tarisation, Eheverträge, z. B. Gütergemeinschafts-, Errungenschafts-Ver- 
träge, Erbverträge, Erbschafts-Sachen ohne und mit Testament, Lehens-, 
Regierungs-Nachfolgerechte, Ehren-, Standes-, Wappen-, Sustentationsrechte, 
Einkindschaft, Namehsübertragung , Alimente, Abtheilung des Ver- 
mögens bei Scheidungen und Eheauflösungen, Entschädigungs - Klagen, 
Klagen über Conventional-Strafen bei Sponsalien. Auch können Fürsten, 
Edelleute allerlei FamiHenstatute und mit Heirathsbeschränkungen, 
Erbnachtheilen , errichten; ja jeder Testator und Familienvater kann 
Beschränkungen eintreten lassen, z. B, wenn du N. heirathest, fallt dir 
mein Haus, 3000 fl. weiter als Erbe zu ; du bekommst diesen Hof nur 
unter der Bedingung, dass du diese heirathest etc. Benedikt XIV. selbst 
erkennt den weltlichen Richtern derlei Gegenstände zu. Syn. 1. Ö. c. 9. 
No. 4. „Emige Fragen," sagt er, „stehen zwar in Verbindung mit der 
Ehe, beziehen sich aber direkt und unmittelbar auf rein politische und 
zeitUche Dinge, z. B. Streitigkeiten, welche häufig wegen Mtgift, wegen 
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Hair«,th8<G«sdMnkey Erbscbaftenacbfolspe, der Alimente u. dgl. enintdient 
und ßolcbe Fragen gehören, wie die Theologen lehren, vor die weüli- 
chen Riobler.^ 

II. Die Reeliie der KIrehe und des Staate« IniEliuselneit 
und die Verelnlffuni^ beider* 

§. 5. Die trennenden Ehehindernisse. 

Dass die Kirche allein trennend[e Ehehindernisse zu setzen habe, 
wurde schon §. 2. theils direkt, theils indirekt erwähnt. Wenn der Staat 
ein so in das Wesen der sakramentalisch^ Ehererbindung eingreif^es 
Recht hätte, trennende Ehehindemisse zu setzen und in Folge dessen 
über Giltigkeit und Ungiltigkeit der Ehe zu urtheilen, solche zu reva- 
lidiren, in den genannten Hindernissen zu dispensiren, so müsste doch 
irgendwo im Tridentinum davon etwas stehen; und schon d^sswegea 
weil Nichts darin steht, müssen wir mit logischer Nothwendigkeit jeden 
solchen Eingrifif auf die sakramentalische Verbindung in ihrem Wesen 
und Bestände zurückweisen. Und die Kirche hat iu Canon 4. und 12. ihr 
eigenes unfehlbares Recht energisch gewahrt un|l das des Staates indi- 
rekt zurückgewiesen. Da es sich bei trennenden Ehehindernissen stets 
um Giltigkeit und Ungiltigkeit, d. i. um das Wesen der Ehe handelt, 
S9 gehören solche Fragen gewiss schon, wie sich aus Vergleichung des cap. 
V, des Dekrets ergibt, unter can. 12., wornach nur der kirchliche Richter und 
zwar uAch kirchlichen Gesetzen zu entscheiden hätte, wornacheineUngiltig- 
keita-Erkläning aus Staatsgründen eine reine Unmöglichkeit wäre und 
dem kirchlichen wie weltlichen Richter eine solche Eritlärung die Ex- 
conamunioation zuzöge, abgesehen schon davon, dass Plus VI. sich 
feierlich dagegen erklärt hat Conf, §. 4. 

Dann haben die Päpste in mehreren Fällen in Frankreich, wo ein 
einzelner Bischof oder eine Yersammlung derselben eine Ehe aus Staats- 
gründen nichtig erklärten, ihr Urtheil eassirt und die Ehe energisch 
aufrecht erhalten. Ja noch Papst Plus VII. hat in der Ehe-Streitsache 
des Prinzen Hieronimua die französisch-gaUikanischen trennenden Ehe-* 
hindernisse verworfen und die Ehe des Prinzen für giltig eridärt. Dicf 
Eirdüe muss jede Concurrenz des Staates abweisen, weil daon der Fall 
einträte, dass sie eine Ehe giltig und ungiltig zugleich erklären müsste, 
und ein Reich, das in sich getheilt wäre, ginge zu Grunde. Mm» 
unter der Herrschaft des Tridentinums nicht all^ und jede Ehe vor dar 
Kirche eingegangen werden unter Strafe der Nichtigkeit und wird dann 
di^ßes FosmXf nachdem die Brautleute klar ihre Fähigkeit zur kirck* 
lieben Eingduinf ihrer Ehe daiKetbafi, «u den Brautleiiten ohnei9elbstv^* 
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raAi 8«gMi kSiiiiMi: Dir könnl fiesQ ISie nicht ätigehen, sie ist aach 
Staatagesetsen uagiltig; nein^ höchstens kOnnte äksM FoiMa sagan: 
Eura aheliche VerbinduBg ist vom Staate atienge rerbotea, awav wüca 
euere Ehe eine gUtiga sakiamentalische Yerbiiiidhiiig vov Gtott und dat 
Kircbe^ abar dureh Efaftgahiuig dar Ehe könatat ikr^aiae groaaa Straft!^ 
ja sogar Stänwg euerer ehkchen YerhäUnisae zu gewaltigen haben» 
Und /w]f8 naoh dem Tridentinuin nur ror der Kiroha und nuv nach 
ihre» Gesetzen Ehmi gikig eingegangen W€vden können , so folgt nU 
abaohiter logischer Nothwendigkeit, daas alle dteae Ehen aneb nur TOif 
der Kirche und dem kirchlichen Richter und nur nach Kirehen-*6aaetien 
am^elöst werden können. 

We also and wie soll der Staat seinen Nichtigkelts-Gründen Gelr 
tong verschaffen? Allerdings Kaiser JoaejAwosste ehi MiUel: Ohne meinen 
Willen dürfet ihr keine Ehen eingehen und einsegnen und alle einge^ 
gaagenen fallen meinem weltlichen Riehterstuble anheim ^). Das war 
nicht Knechtscliaft des elierichterliclien Tribunals der Kirche, sondern 
sein Untergang. 

Wenn die Kirche sich an die hundert Staaten und Staatsgesetsge- 
bungen anbequemen wollte, so ginge es ihr mit dem Abbilde Christi 
und der Kirche, wie dem Maler Apelles,. der sein Bild nach dem Ur« 
theile eines jeden Vorübergehenden so lange änderte, bis die letzten ea 
wegen seiner HässUchkeit anspien. Die Neuerer im sechzenten Jahrhunderte 
eröf&ieten den Zug, die Mormonen aber schlössen mit der nenheidni'' 
sehen Polygamie, ein treues Bild ihrer Kirche und des nordameriki^ 
nischen Staates. 

Diese trennenden Ehehlndemisse spielten kn achtzehnten und besonders 
im neunzehnten Jahrhundert eine traurige KoUe, soferne Caaoniaten, wia 
Rauter, in trauriger Verblendung und kirchlicher Verkommenheit daa 
Eherecht der Kirche an der Hand der Staats-Ehebindernisse in seinem 
Fundamente angriffen und seinem Ruin entgegen führten, indem sie 
gerade die vom Tridentinum verworfenen Neuerungen zur Grundlage 
ihres Eherechtes machten. Sie haben sich namentlich darauf berufen, 
dass früher die Gesetzgebung in Eheaachen In Händen des Kaisers ge*- 
standen habe und dieses bildete bei ihnen ein Hauptarguuent gegen 
die kirchliche Gesetzgebung. Man mxiss aber erwSgen^ dass wir naeh 
keine tüchtige Monographie darüber haben, wie daa Verhältniss des Staats^ 
und Kirchan-Ehewesens zu einander ^ar, in der Kaiserzeit um ein sieberet 



1) I>ie«er AiiAapraoh bernhti bekaantüoh «nf der sopaistisehea Uniersohaidung^ 
swfieben Ebe-Yertrmg und Sakrament and auf der VorausMtaung, da«« die ateat«ge> 
wah gesohlossene Verti'äge willkUhrlioli vernichtea könne. (Anm. d. R.) 
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ürdieil ZQ fSUeii. Hat man über so manche Rechts «lastitation ihre 
geschichtüdhe Entwicklung näher untersucht, warum sollte nicht auch ein- 
mal ehi tüchtiger Jurist und Canonist eine rechtsgeschichtliche Ent- 
wiclLlung des Instituts der Ehe versuchen, das seinem Ursprünge nach 
das Slteste und seiner Entwicklung nach das umfassendste ist und mit 
der Kirche steht oder fallt, was Frankreich am besten weiss ^). 

Der rl>mische Staat war ja Anfangs und Jahrhunderte lang ein heid- 
nische. Kein Wunder, wenn die heidnische Gesetzgebung auch noch 
in's Christenthum überging, wenn die getauften Kaiser ihr heidnisches 
Staatsrecht nicht gleich aufgaben, soferne sie ja noch den Titel Pontifex 
maximus beibehielten. Der Staat und das Staatsrecht wandelte sieh 
nicht in einem Jahrhundert um , und nicht in kurzer Zeit konnte er 
vom Christenthume durchsäuert werden. Wie hätte die junge Kirche 
und wie hätten die Kirchenväter sich dem Staatsrechte bei so autokra- 
tisehen Kaisern widersetzen und ein Anderes zu wege bringen sollen? 
Aber Andeutungen sind genug vorhanden, dass die Kirchenväter in 
ihren Gemeinden und Schriften auf dogmatischem Gebiete sich den rö- 
mischen Ehescheidungen widersetzten. Dann weiss man auch, dass die 
römischen Bischöfe, die römische Gesetzgebung bald im kirchlichen Be- 
wusstsein erweiterten , bald einschränkten. Dass sie bald dieses Idrch- 
lieber Seits annahmen, genehmigten, activ od«* passiv, bald Dieses und 
Jenes verwarfen, wodurch sich der Uebergang aus der Staatsgesetzge- 
bung in die der Kirche allmählich vollzog. Es hat ja Alles seine Ent- 
wickelung. Noch andere heidnische Institutionen wandelten sich nur 
nach und nach in christliche um. Dann steht ja Nichts so sehr mit 
dem Staate, der Societät und Menschheit in Verbindung und tritt so in 
der Aensserliehkeit auf, als wie das Ehewesen und Nichts greift so in 
das Staatsleben ein und berührt es so sehr, wie dieses Rechtsinstitut, 
wovon Preussen erzählen könnte. 

Hat es denn Jahrhunderte zur Entwicklung desDogma's der Natur, 
Person und Wesenheit Christi gebraucht, und es den römischen Staat 
tief erschüttert; sollte die Entwicklung dieses Dogma's von der Ehe, 
die dem römischen Staatswesen und der damaligen Gesellschaft so ent- 
gegen stand, nicht auch Jahrhunderte, besonders bis sie das Staatsleben 
durchdrang, gedauert haben? Und stand die Entwickelung dieser Idee 
in ihrer Universalität für alle Nationen nicht wieder selbst mit der Ent- 
wicklung des Primats und der dadurch bedingten immer mehr zu Tage tre^ 
tenden Universalität der Kirche in Wechselwirkung? Allerdings ist die 



1) Vgl. iibrigen» E. v. H o y ; das Bfaereoht der Christen ia der morgenländisehen nnd 
abendländiselien Kirche bis sur Zeit Karl's des Grossen. Regensburg. Pustet, 
No.33. S. Ul. 
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hund^ährige Eiche im Kerne präformirt ; aber sie selbst sieht man 
noch nicht darin; sie muss dordi hnndertjiOurigen Sonnenschein and 
Regen , Sturm mid Wetter gehen. Die allgemeine Kirchenversamminng 
zu Trient den Fassstapfen früherer folgend hat das Bewusstsein der 
Kirche über dieses Dogma in seiner nniversellsten Entwicklang anter 
Beistand des heiligen Greistes für alle Zeiten and gültig aasgesprochen. 
Die zwölf Canones haben mit ihren Änathematismen dogmatischen, die 
ganze Christenheit bindenden Werth, an die der gemeinste Christ aaf 
Erden, wie das Oberhaapt der Kirche selbst aaf gleiche Weise ge- 
bonden sind. 

Aaf diesem Fundamente ist. nnser Eherecht , wie schon früher 
gesagt, als aaf eine feste Barg erbaat, der alle Stürme der Zeit Nichts 
anhaben können and am diese Barg haben wir Kleriker ans za stellen 
and furchtlos Alle, die dagegen ankämpfen, abzuwehren. Wie stehts nnn 
in Württemberg bezüglich der trennenden Ehehindemisse? Fürs erste 
war im ersten K. Haasgesetze von 1808 die Ehe der Mitglieder des 
K. Hauses ohne K. Erlaubniss für angültig erklärt, was aber 1828 
dahin abgeändert wurde, dass so eingegangene Ehen nur die Staats- 
snstentationsgeldw etc. verlieren, somit kann hier keine Differenz zwi- 
schen Staat und Kirche mehr entstehen. 

Nach K. Verordnung aus gleichem Jahre sollen alle im Auslande ge- 
schlossenen Ehen ungültig sein beim Mangel K. Erlaubniss, wenn der 
Bräutigam ein Ausländer, und beim Mangel vorheriger Anzeige an die 
geistliche und weltliche Obrigkeit, wenn der Bräutigam ein Inländer ist. 
Nach einer Ministerial-^Verordnung vom Jahre 1843 sollte in den ehemaligen 
Beichsort^ der Bischof selbst die Nichtigkeit solcher Ehen aussprechen, was 
aber natürlich demselben nicht nur nach Canon 12., sondern auch speciell 
nach dem feierlichen Schreiben Pius VI. vom 16. April 1788 insofern unter- 
sagt ist, als diese von ihm nur nach einem Staatsgesetze und als K.Kom- 
missär und gegen die Kirchengesetze in der Reger gesehen müsste. Die 
Kirche hat vielmehr nach dem Tridentinum nicht nur das Recht, son- 
dern auch die Pflicht, mit allen ihren Mitteln auch die im Auslande 
gültig eingegangenen Ehen und alle rechtlichen kirchlichen Folgen 
einer solchen Ehe aufrecht zu erhalten. ^ 

Das Verhältniss kann sich nun doppelt gestalten , dass der Staat 
bei seinem bisherigen Verfahren und Gesetze bleibt, aber auch die 
Kirche, welche dann ihrerseits das tridentinische Recht hat, einen katholi- 
schen Eherichter oder auch alle katholischen Personen eines Collegiums 
in den grossen Bann zu thun. Dies ist das Verhältniss des Krieges, 
welchen tnim aber beim Abschlüsse des Concordats nicht wurde be- 
absichtigt haben. Der andere Weg ist der, dass der Staat nicht mehr 

ArtUr Ar KiidMonchl. TU. 2 
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strafend g^Mi das Sakrament der Ehe und die höhere Ordimtig d^r 
Dinge, welche iinachu\dig ist, sondern gegen die Brantleute einschrei- 
tet , die höhere, übernatürliche Ordnung achtend, die EhenichtigMts- 
strafe in eine Gefangnissstrafe von drei bis sechs Monaten verwandelt, 
weil er weiss, dass der Bischof die dogmatisch kirchlichen 6rundsÄt$e 
nicht umstossen kann. Das aber kann Letzterer, dass er beim; zwei- 
ten Verfahren den Staat in sofern unterstützt, dass er d^ Gläubigen 
die Haltung des Staatsgebotes einschärft. Dieser Weg wird für Jätaat 
und Kirche der würdigere seiix, da ja, diese Katholiken seine (des 
Staates) eigene Unterthanen sind, die dieser Kirche angehören, :; > 

Das Nämliche gilt bezüglich der Militär-Ehen, die ohne K. Er- 
laubniss nichtig emgegangen werden« RegbL 1810 S. 80. soferue der 
Staat mit Strafen gegen Geistliche und Brautleute sehr wohl ausreichen 
kann. Man wird aber auch in dieser Beziehung keine Klage gegen 
die Geistlichen haben und es sind wohl in dreissig Jahren keine solche 
Copulationen ohne K. Erlaubniss vorgekommen, weil sie ja im Lande 
geschehen und also weltlicher und geistlicher Gewalt im Inlands ulnter- 
werfen sind. Das allgemeine Staatsverbot schon für den einfachen 
Ehebrecher, seinen Mitschuldigen zu heirathen, hat nach allen Nach-, 
forschungen keine die Ehe vernichtende Wirkung. 

Durchgehen wir an der Hand der fünfzehn trennenden Ehehin- 
demisse die weiteren Differenzen zwischen Staat und Kirche. 

1) Error, Dieser dehnt sich nach den altösterreichischen 
Gesetzen in den ehemals österreichischen Orten auch auf die Schwan- 
gerschaft der Braut aus, was aber in ehemaligen Reichsorten, wo das 
canonische Recht gilt; nicht der Fall ist. Noch in den letzteren Jah- 
ren wurde eine solche Ehe und zwar mit Wiederverheirathungsrecht 
des Bräutigams fär ungültig erklärt. Dieser Unterschied kann dadurch 
aufgehoben werden, dass der Bischof nach canpnischem Rechte im 
ganzen Lande entscheidet und der Staat jaöthigen Falls fär E^atholiken 
wie fär Protestanten gegen -die Braut nach Befund ihrer Schuld wegen 
Betrugs strafrechtlich einschreitet. Es versteht sich aber von sdbst, dass 
kein katholischer Geistlicher im Lande die so getrennten zu einer neuen 
Ehe zulässt. 

2) Conditio y 3) vU et metus, 4) raptas, 5) impotentia, 6) aetas. 
Hier besteht keine Differenz, ausser dass bei impotentia absoluta aaeh 
Österreichischem Rechte an ehemals österreichischen Orten eine Tren- 
nung von Ämtswegen, wie die Verordnung von Papst Sixtus :V, will^ 
nicht wohl möglich wäre. Auch kann das eheoji^ge .östesreiehisebe 
Gesetz, wornach die Ehen der Minorennen ohne Einwilligung- der El- 
tern nichtig waren» an ehemals östen.eicUschen Orten ^phwerlich mefar 
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gelten, als fBr dai gaiue Land ein allgemeines nur reiUndeBdes Hin- 
derniss anfgesteUt wurde, womach Mannspersonen unter fUnfiindxwan- 
sig Jahren nicht zur Ehe sehreiten dürfen. 

7) Ugamm, Im Märahefte des ^Katholik^ habe ich ans^UirUch 
dargethan, dass na<^ einem Staatsgesetse vom 7. Jan. 1811 und wei- 
teren daraus herrorgegangmen Verordnungen in Betreff aller Ehehinder- 
nisse und ihrer Ai^Eassnng in den ehemaligen Reichsorten das eano- 
nische, in allen fisterrelehischen Orten das altSsterreichische Recht 
gehe, nnd die altwiirttembergischen Ehegesetze hierin keine Geltung 
haben, woraus folgt, dass auch das ligamen nach canonischer Auf- 
fiftssnng genommen werden muss, so dads ein Katholik weder einen 
geschieden«! Protestanten noch Katholiken heirathen kann. Dieses 
muss um so richtiger sein, als in Stiskinds Ehegesetzen die ehe ge- 
richtliche Praxis bis zum Jahre 18 50 den gleichen Grundsatz 
aufweist imd im GiTfl-^Ehegesetze vom 1. Mai 1855 keine Ab&nderung 
vorgenommen wurde, obgleich in dieser Richtung Zweifel entstanden 
und vor die höheren Behörden gebracht wurden. 

Hkher gehört auch bei Todeserklärung des einen die Wied«r- 
verheirathung des noch lebenden anderen Theiles. 

AUe Verordnungen, besonders in den Kriegszeiten über die Todeser- 
klärungen sind vom Staate erlassen und weisen nur auf einen weltlichen 
Richter in dieser. Ehesache hin. Und es muss flir dieses Verfahren 
bis auf den heutigen Tag und so lange vermuthet werden, als nicht 
staatliche oder Idrchliche Verordnungen und Gerichtsakten etwas An- 
deres beweisen. Wenn der Staat auch selbständig wegen den Vermö- 
gens« und Familien-Rechten der Vermissten in seinem UrtheOe ver- 
fahren mag, so soll das Ehegericht auch so verfahren können. Das 
wäre falsch, wenn dem Ehegerichte nur die Akten des Staates zukämen, 
nm den Spruch darnach zu thun. Wohl darf man Urkunden etc. vom 
Staate erbracht als aussergerichtiiche Beweismittel gebrauchen; aber 
dadurch soll nicht die ganze Untersuchung des Ehegerichts fär über- 
flüssig erklärt werden. Nur auf eine selbstständige Untersuchung hin 
ist auch eui selbstständiges, unanfechtbares, gültiges Urtheil möglich. Es 
soll wenigstens Vernehmung der im Lande befindlichen Personen statt- 
finden. Das Veriiähniss zwischen Staat und Kirche stellt sich einfach 
dahin: So lange das kirchliche Grcricht auf den Bestand der in Frage 
gi&ommenen Ehe erkennt, oder noch richtiger gesagt, so lange es 
nicht in zwei Instanzen die Ehe für aufgelöst erklärt, unterbleibt eine 
Wiederverfaeirathung; wird von der Kirche aber zweimal gegen Bestand 
der ersten Ehe M^annt, so dass der Ueberlebende heirathen kann, so 
bleibt dem Staate noch das einfiM^he Staatsverbot übrig. 

2« 
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Aveli bezägli^ der Dispens de matrimonio rato und des Eintritls 
in einen Orden' in den zwei ersten Monaten der genannten Ehe dürfte 
sich zwischen Staat und Kirche, um so weniger eine Differenz erheben, 
als das Staatsoberhaupt selbst odeir wbs Eins ist, dessen erste katho- 
lisehe Gemahlin de matrimonio rata dispen^rt wurde. 

8) Ordoy 9) Votum. Besteht keine Differenz. Dass früher einmal 
^ Framsiseanerbrud^r, wiewolil ungültig von Wessenberg de TOto dis- 
jpensirt und das Helrathen demselben gestattet Wurde, weist auf -die 
Geltung dieser Hindernisse hin. Und es kann kein. Möneh oder Prie- 
ster in Württemberg heiratfaen* 

10) Cultu^ di8pariias. Ist auch allseitig in Württemberg- aner- 
kannt, soferne bis jetzt keinem Ciirlsten, einen Juden fiSu heirathen, et- 
laubt wurde. Das früher, wenn der eine oder andere Theil einer jüdi- 
sd)en Ehe in Oesterreieh katholisi^i wurde, der Ehemann der Frau einen 
Seheidebfief geben niusste, wenn sie nicht bei einiander Id^n wollten, war 
eine das Gewissen verletzende Sache. Können sie sich ver- 
tragen, so bleiben sie bei einander; können sie es nur mit Beschim- 
pfung Christi, so ist der Christ nach dem Corintherbrief frei und kann 
heirathen. Was bedarf es denn hier jüdischer Formen, oder steht 'der 
Jude höher als der Christ? ' 

11) Cognatio et 12) affiniias. Bezüglich dieser Hindemisse, die 
tins praktische Leben sehr tief eingreifen, wu^de der Kirche und ihrem 
Ehereeht der grösste Schaden zugefügt. Die vier Grade der Blutsver- 
wandtschaft und Schwägerschaft wurden überall auf zwei Grade be- 
schränkt, die cognatio et af&nita^ hg&Hs^ sowie die geistliche Yer- 
wandi;schaft ganz aufgel^oben, die ausse)»ehliche Sehwägerschaft unsicher 
hingestellt und häufig gar nicht mehr beachtet. 

Da diesem österreichischen Unkriiut in Oesterteieh selbst die Wur- 
zel abgeschnitten : ist, so dürfte es wohl bald ganz ausgerottet "werden. 
Früher wurde eine Menge ungültige Ehen eingegang^, jetzt aber 
wird von der Geistlichkeit überall a^huählig auf Dispensation van dto 
früheren aufgehobenen Verboten gedrungen, was nach, dem Gesetz vom 
ersten Mai 1855 staatlich zulässig ist. Conf. Katholik Aprilheft 1861. Es 
ist im Interesse des Staates sel^t, dass in den österreiehl^chen Orten 
eine Gleichheit mit d^ übrigen hergestellt wird. Zudem soll die Bevor- 
. mundung der Kirche bei Einholung aller Dispensen aufhören, wornacb.eine 
stufenweise Procedur bis. zum geheimen Bathe möglich war, 
ehe nur. die Dispenssache vor, den Bischof gelangien konnte. Ebenso 
sollte die Auflösung, oder Revalldation der j£h€^ in Fol^ dieser Hin- 
jdernisse unmittel))ar vor dem Bischöfe. vor sich gehen». Das ibrd^t die 
Würde des Staates. upd ^er Kiicbe, die nic^ Uteger meftr die Ifogd 
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A|[^ des Staates sein kann. Oder glaubt man die Kirche sei nicht 
mehr da, wenn der Staat sich oder dßt Kirche die Augea zuhält? 

13) PttHiec konesias. Es soll in der ganzen Diözese gleich ge- 
halt^i werden. Da namentlich an österreichischen Orten die publica 
honestas, die auf den SpOnsaÜen rtthte, ganz aufge&oben war. 

14) Crimen. y<Hn Staatsverbote bei einfachem Ehebruch zwis(ßhen 
Brauüeuten war schon die Redef daas auch hier beim biachöflichen 
Stahle der Unterschied zwischen österreicUschen und Beichsorten auf* 
höre, insofeme ab eratem Orten der Ehebruch allein schon dirimi- 
rend war, versteht sieh Von selbst. 

15) Ckmde^iinUm. Nur bei den gemischten und Givilehen, so- 
wie bei den im Auslände eingegangenen gehen hier Staat TBid Kirche 
amteuiander. 

Was haben diisse Eingriffe »des Staates bald durch Einschränkung 
der eanonischen Hindernisse, bald durch Erweiterung derselbe zur 
Folge gehabt) alB daas einerseits Tide Ehen ungültig eingegangen und 
wieder andere gültig eingegangene ungültig aufgelöst wurden? 

§. 6. Die aufschiebenden Ehehindernisse. 

1) Von den Sponsa^ien im folgenden Paragraphen. 

2) Votum war nach . österreichischem Rechte auf dem äusseren 
Rechtsgebiete abgeschafft und dem Gewissen überlassen. 

3) VeUtum ecelesiae. Dieses wird sich über die vom Staate an- 
erkannten Ehehindernisse nicht lange Zeit Geltung verschaffen können. 

4) Verbotene Zeit. Wie lange wird sich noch die Regierung 
herbeilassen wollen, vom vierten uncl fünften Kirchengebote zu 
dispensiren, (conf. canon 12.) was bis in die fünfziger Jahre von 
ihr allein geschah. 

§.7. Die Sponsallen. 

In den Frankfurter Grundzügen liest man §. 90t ^,Die Ehever- 
sprechungen, wo «olche noch beeftehen, unterliegen als blosse Verträge 
sammt den daraus etwa entspringenden Klagen ganz allein der Ge* 
setzgebung und der Gerichtsbarkeir des Staates. ^^ Es ist wirklich wun- 
derbar, unter welchem Schutte von einander widersprechenden Gesetzen 
und Verordnungen der vierunddrdissig Staaten Deutschlands diese bis' 
in den Tod misshandelten Sponsallen begraben liegen. Es kostet wirk- 
lich einem Jeden harte Mühe, in diesem Labyrinthe sich eurecfat und 
in diesen Sponsallen noch ^ne Ader der Kirche zu findsn , so gründe 
lidii hAtt0 maik mit. der Eirciie g^ioche»/ ik> grüudiij^ waren sie von' 
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deraeiböi abgeschnitten, dass sie schon von Kaiser Jos^h her halb 
todt, jetzt gase todt in die Arme des Staates sanken. Zar Misshand- 
lung dieser Sponsalien tragen aber nicht allein die Fürsten und Staats- 
rftthe, sondern anch die ehemaligen Fürstbischöfe, z. B. im Umkreise 
des Königreichs Baiera bei, die über dem Landesherm den Bischof 
und die Kirche yergassen; .aber auch Andere, welche sonst, ohne Fürsten- 
thum, an der Spitze der kirchlichen Angelegenheiten standen, weil sie 
alle vom Centram der Kirche abgewichen, die Kirche selbst theilweise 
verloren haben, wie z. B. der Freiherr von Wessenberg. Es wurde 
früher die etwas starke Behauptung aufgestellt, dass wir alle, auch gestern 
erst ansgeweiht, in der Erbsünde des Bureaukratismus empfangen und ge- 
boren seien. Bei den Sponsalien der Beweis. Es wird der „katholischen 
Literaturzeitung^ Niemand Kirchlichkeit, Kenntnisse und Wissenschaft ab- 
sprechen und doch übernahm es (Litz. 1854 Nr. 18.) ein Recensent das 
Haringer'sche Eherecht in seiner Lehre über die Sponsalien mit Unrecht an- 
zugreifen, soferne Haringer behauptete, dass die allenfallsigen Verordnun- 
gen eines Bischofes oder der Civilgewalt, woraach die geheimen Sponsalien 
nicht gültig seien, selbst ungültig sind, und dass ein nach Staats- 
gesetzen gültiger öffentlicher Sponsalien- Vertrag Wegen vorausgegangenen 
geheimen Sponsalien kirchlich ungültig sein könne. I)iese bekämpft 
nun der Recensent zur Vertheidigung der baierischen Gesetzgebung 
und warnt vor Uebertreibung. Aber statt über Haringer sollte er sich > 
über sich selbst beklagen. Ja Haringer selbst hätte die Sache noch 
ausfUirlicher und markirter behandeln können. 

Dass die Sponsalien, das heisst das gegenseitig gegebene und 
angenommene Versprechen, einander zu ehelichen, ein Gegenstand der 
kirchlichen Gesetzgebung und Jurisdiction sei^ geht aus Folgendem hervor: 

1) Sind sie ein kirchliches Hinderniss, eine anderweitige Ehe 
einzugehen. Die Frage also, ob dieses kirchliche Hinderniss an sich 
und nach seiner Gültigkeit und Ungültigkeit, wenn es eine Ehe hin- 
dern soll, nach Staats- oder Kirchengesetzen zu beurtheilen sei, wird 
IQemand in Verlegenheit setzen. 

2) Sind die Sponsalien selbst für sich betrachtet nicht auf das 
Sakrament der Ehe, auf eine sakramentalische Verbindung geri^^htet, 
also ihrem Wesen nach kirchlicher Natiir? 

3) Sind dieselben nicht eine gegenseitige, oft sogar beschworene 
Verpflichtung zum Empfange des Sakraments der Ehe und ist nitht 
ein Theil'dem andern hierin verpflichtet und an ihn gebunden? Hat 
nicht jedes in Richtung auf das Sakrament ein Recht auf das andere? 
Wer kann am Ende diese Bande lösen, der« Staat oder die Kirche? 
Wer kann den ein^ Theil frei yonEiagdkung der aakramentalischen Ver^ 
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bindimg sprechen? Wer eine Ehe eingegangen, hat Sponsalia de prae- 
senti, wer ein Eheversprechen, Bponfialia de futoro geschlossen. 

4} Bnht ja auf den Sponsalien das trennende Ehehindemiss der ^ 
pablicae honestatls. Heirathet einer die Schwester seiner Braut, so 
ist die Ehe ungültig, wenn genannte Sponsalien giltig sind. Nach 
welchen Gesetzen werden also die Sponsalien als Grundlage jenes 
Hindernisses in ihrer Gültigkeit oder Ungültigkeit beurtheilt werden 
müssen, nach Staats* oder Kirchengesetsen ? Wenn daher in Baiern 
ein Brautpaar sich insgeheim die Ehe versprochen, (welche geheime 
Eheyersprechen in Baiem ungültig sind, nachher aber der Bräutigam 
vor dem Landricht^ einen öffentlichen Sponsalien-Yertrag mit der 
Schwester seiner bisherigen Braut abgeschlossen und sie geheirathet 
bat, wird man 2U Rom nach baierischen ^Gesetzen jene geheimen 
Sponsalien fUr ungültig und daher die öffentlichen Sponsalien mit deren 
Schwester, sowie ihre Ehe für gültig erklären? Im Gegentheil wird 
man in Rom die geheimen Sponsalien, als die ersten für gültig, die 
öffentlichen Sponsalien aber mit der Schwester für ungültig und, weil der 
Verlobte die Schwester seiner gültig mit ihm verlobten Braut geheirathet, 
auch seine Ehe für nichtig erklären, ihn aber so lange an seine erste 
Braut zurückweisen, solange sie ihn nicht aus seiner Verpflichtung 
mit ihr, eine sakramentalisohe Verbindung einzugehen, entbunden hat 
und dabei sich wenig um die Eingriffe des Staates in das Ehewesen 
kümmern. Alle Könige und Bischöfe zusammen können die geheimen 
Sponsalien nicht annulliren, wohl aber die öffentlichen den Leuten 
dringend empfehlen. 

Fürsten und Bischöfe sind wohl die Wächter über die Canones, 
nicht aber ihre Herren. 

Die Sponsalien de fnturo sind ihrem Wesen nach, wie die de 
praesenti der Jurisdiction der Kirche unterworfen. Nur das densel- 
ben zufällig Anhängende, Brautgeschenke, Schadenersatzleistungen, 
Conventionalstrafen etc. fiiUen an den weltlichen Richter zurück. Selbst 
bürgerliche Dinge können, soweit sie mit dem Wesen, mit der Ungiltig- 
keit oder Giltigkeit der Sponsalien zusammenhängen, dem kirchlichen 
Richter und seinem Ermessen anheim fallen. Z. B. zwei Personen 
haben einander die Ehe versprochen unter der Bedingung, dass die 
Braut 6000 fl. erbe. Der Erblasser stirbt, aber es ist zweifelhaft, ob 
die Hinterlassenschaft 6000 fl. betrage. Pius VI. hat in seiner klas- 
sischen Bulle aiictorem fidel den Satz , dass die Sponsalien nur ein 
bürgerlicher de mCivilgesetze allein unterliegender Akt seien, feierlich 
verworfen. 

Das beßte Verhäilniss zwischen Staat und Kirche wäre in dieser 
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Beziehung, wenn die Sponsalien als solche der Beoitheilung de r KMbe, 
wie bisher in den Reichsorten, überlassen würden, und die welt- 
lichen Gerichte auf Grundlage des kirchlichen Urtheils hin in der Neben- 
sache entschieden. £s wäre zwar gerade kein Eingriff in die Sphäre 
der Ejrche , wenn der Staat etwa einem nicht öffentlichen Sponsalien- 
Vertrage die bürgerlichen Wirkungen versagte; doch ist diese auch 
heute wohl eine unnöthige Beschränkung der individuellen Freiheit. Ab^ 
von Seite des Staates zu verlangen , dass die Sponsalien nur vor dem 
weltlichen Richter giltig geschlossen werden sollen, ist ein.Eingriff dse 
Staates in die kirchliche Freiheit seiner Unterthanen ; am allerwenigsten 
aber kann er die geheimen Sponsalien nach ihrem Wesen. und in der 
Hauptsache für ungiltig erklären, dahin reicht sein Arm nicht. Das 
Yerständniss aQer dieser Dinge war uns völlig abhanden gekommen« 
Dass nun das österreichische Nichtigkeitsgebot der Sponsalien auf- 
höre, versteht sich von selbst, und zwar um so mehr, als in Württemberg 
bezüglich der Sponsalien bei den Katholiken keine besonderen Staatsge- 
setze bestehen, die Protestanten wie die Katholiken in den Reiehsorten die- 
selbe Uebuug in Sponsalien haben. Die bischöfliche Verordnung vom 
Jahre 1828, wornach die Sponsalien in den österreichischen Orten als un- 
giltig, d, h. für kein Ehehinderiiisg erklärt werdeq, muss eben&lls als eine 
ungiltige zurückgenommen werden. DieGeneral-Dispensurkunde vonRom 
an Oesterreich über alle und auch aus kirchlich gültigen Sponsalien ent- 
standeneu ungiltigen Ehen ist eine Warnungstafel, in Zukunft auch die 
Sponsalien nach kirchlichen Gesetzen zu beurtheilen, wie auch viel&c|t 
jetzt schon in der Praxis geschieht. Die Bestimmung des Kriegsmini- 
steriums und Generalcommandos, wornach die Sponsalien der Afilitär- 
personen ohne höhere Genehmigung nichtig sind, bezieht sich, da sie 
nur an die protestantischen Ehebehörden gerichtet ist, mehr als wahr- 
scheinlich nicht auf die Katholiken. 

§. 8. Proclamation und Copulation. 

Dass die Proclamation eine rein kirchliche Institution ist und 
dieselbe nach kirchlichen Grundsätzen von der Kirche aus ihre Ent- 
wicklung finden müsse, liegt schon in ihrer Natur und Richtung auf 
das Sakrament und darin, dass die Gesetzgebung vom fridentinum 
ausgegangen und ihre Handhabung in die Gewalt der Bischöfe gege- 
ben ist. Die ganze Frage, wer verkündigen, wo und wann man 
verkündigen solle, sowie die Dispensation von der Proclaroatlon, hat von 
den kirchlichen Organen auszugehen. Die Kircbe, -die das Gesetz gege- 
ben und zu ihrem und der Ehe Zweck gegeben, wird auch die beste Aus- 
legerin sein, besser als Andere) welciie eich in ihreliifftitution eindringen. 
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Merkwtlfdig Ist, dass auch in Oesterreieh die Staatsgesategebimg 
neuestens tief in das YeikündiguDgair esen wieder eingedrungen ist| 
ohne gerade die kirchliche Theorie wesentlich au alteriren. Also 
werden auch wir nicht frei werden. Es ist daher, von Seite der Kirche 
auf zweierlei SU sehen, dass einerseits das kircUidie Recht in keiner 
Weise Noth leide und dass die Staatserlaubniss bei Nacldass von 
VerktindiguDgen gans abgesondert von der kirchlichen ertheilt werde»; 
da alle Mengerei im kirchlichen Regiment die Ungiltigkeit der Akte 
nachEieht und das Ansehai der beiden Auctoritäten herabsetct. Trau- 
rige Eingriffe des Staates in Württemberg, dass seit den frühesten 
Zeiten das Proclamationswesen und namentlich die Didpens dem Bi- 
schöfe gans entaogen, die Proclamation bei Ein- und Auswande- 
rungen am Auswanderungsorte. aufgehobei)| die Dkpenssache an staat^ 
liehe Ober- und Unterbehörden gelangte. Zwar reklamirte die kirchliche 
Behörde die Dispens, musste aber 1819 der weltliehen Gewalt wei"' 
eben. Das Recht der Kirche war bis in bie funfsiger Jahre hinein 
ganz und gar erlöschet!« 

Äussernden schon §* 4* angegebenen politischen Erfordernissen 
zur eiiaubten Trauung wbrd hier noch angeführt, dass nifcht ausser- 
halb der Kirche- und ausserhalb der Wohn* oder Niederlassungs-Orte 
d^ Brautleute getraut werden soUe, welche zwei Verbote einen nur 
sehr geringfügigen jStaatszweck repräseQtkeiu Alle Fragen über gil- 
tige oder ungiltige .Trauungen bleiben, weil sie das We»en der Ehe 
berühren, von der Staatsgesetzgebung ausgeschlossen, wenn auch npcb 
andere wahre oder vermeintliche polizeiliche Sicberheitsmassnahm^ 
sollten verfugt werden. Von den Trauungen der Civil-, AfilUär- und 
gemischten .Paare später. 

§. 9. Ehegericht und Ehegerichtsbarkeit. 

In Art. V. der Convention heisst es : ae prolnde de causis etiam 
matrimonialibus Judicium feret, remisso tarnen ad judicem saecularem 
de civilibusmatrimonii effectibas judicio. 

' Wir haben schon unter Beziehung auf c« 8. und besonders c, 12, 
sowie cap. Y.^ darauf hingewiesen, dass der Kirche^ resp« dem bischöf- 
lichen Gerichte alle Ehes^reitsachen, namentlich Nülütäts-Erklärnngen, 
Ehezwiste, Scheidungen von Tisch und Bett, seien sie zeitlich oder auf 
immer, zukonmi«n. Der grössere TheU derBiÖceseRottenburg, oder Würt- 
tembergs stand .vor sedhszig Jahren unter österreichischer Landesober- 
hoheit. Schon 1859 hätten wir im Ehewesen noch immer österreichi'* 
sefe^n Katholiken die Säcularfeier über die Detetioffisirung des Ehe- 
wflseos 4udteD können, da der Kaiser Karl ¥L noeb als Henceg von- 
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Lothringen im Jahre 1759 von im theologischen Fakultät in Löwen 
ein Gutachten dahingehend ahforderte, dass der Staat trennende Eh^ 
hindernisse setzen könne. Von diesem Jahre an ging das Kirchen» 
und Ehewesen seine abschüssige Bahn fort, bis letzteres zu einer ge- 
meinen weltlichen Sache herabgewürdigt auch den gewöhnlichen 
weltlichen Gerichten anheimfiel. Seit sechzig Jahren sitzt 
jetzt das Oberamtsgertcht und der Civilsenat und zwar nach dem 
österreidiischen Ehepatent von 178S und dem 0i7il*Codex Von 17^6 
über ^as siebente Sakrament zu Gerichte und entscheidet über dessen 
Giltigkeit und Ungiltigkeit^ über dessen Sistinmg u. s. w.; sofeme 
das erstere Gericht bis zur Schcddung von Tisch und Bett einsohlless* 
lieh, das letztere Über die Nullität der Ehe sein Richteramt ausübt 
Dass nmi in Bälde cßese fluchwürdigen, jedem, in dessen Adern s^^ 
nen Drängem gegenüber noch katholisches Blut fliesst, nicht mehr 
lange auszuhaltenden Zustände aufhören werden, ist die E^rwartung 
aller noch Tieferschkuenden. 

Obgleich nun in den übrigen oder Reichsorten, das bi- 
schöfliche Ordinariat das entscheidende EhegCTicht 
bildet, so hofft man doch, dass die den Nerv der Kirche vielfach 
durchschneidenden gemeinschaftli<3hen Oberämter, wenigstens in ihr« 
Disciplinar- wie eherichterlichen Funktion als dem Ordinariate unter- 
stellte Untergerichte ihr so wohlverdientes Ende finden werden. Auch 
der K. katholische Kirohenrath wird in Zukunft im Ehegerichtswesen 
dem Bischöfe gegenüber die obervormundschaftllche Stellung nicht 
mehr einnehmen wollen. 

Nur mit tiefer Wehmuth muss man sagen, dass die Protestan- 
ten schon mehr als vierzig Jahre ihre Ehesenate und gemeinschaft- 
lichen Oberamtsgerichte ihrer kirchlichen Verfassung gemäss haben, 
wo bei den ersteren zwei, bei den letzteren ein Geistlicher Mitglied 
ist; nur die sakramentale. Ehe steht noch unter. Oivilgerichten, 
welche doch seither meistens die Ehe als eine weltliehe Sache er- 
klärten. Nichts kann weniger Bevormundung dulden, als die Gerichte 
und die (Gerichtsbarkeit^ darin stimmen die Männer der Wissenschaft 
wie des Lebens und alle VerCassungsurkunden Deutschlands überoin. 
Parum muss in Ehegerichtssachen alle und jede Bevormundung auf- 
hören^ wenn nicht die Auctorität des K. Richters usd des Staates selbst 
darunter leiden soll. Man hat gesagt, in den Beichsorten werden die 
Ehestreitsachen nach eanonischem Rechte behandelt Für solche, 
welche TdAt tiefer gehen, mag das wahr sein. Abgesehen von der 
staatlichen Bevormundung von oben her, wie steht es mit den mi^ 
teren Behörden ^ Khcchenoonvent, g^ddnsohaftlichem QberaAat, laotav 
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weltlichen und oft protestanüschen Behörden? Wer hat diese Unter'- 
gerichte delegirt? Man sagt» der Bischof ftllt das Urtheil; freilich, 
aber die Cntersncbnngsrichter sind incompetent und ihre Untersnchnn* 
gen lassen Zweifel genug über ihre Giltlgkeit ttbrig. 

Demnach soll der Oberrichter a«f incompetente Greilehtsakte und 
Untersuchungen hin ein gütiges Urtheil filllen. 

Denn es 5ind diese gemeinschaftlichen - Aemterr reine Staats- 
behörden , welche dem Bischöfe vom Staate unterstellt 
smd« Auch deai Domkapitel in seiner Instruction von 1845 
konnte nicht einfallen, diesen Untergerichten eine kirchliche Stellung 
zu rerleihen, da es weltliche und protestantische Behörden nitht dele^ 
giren konnte. Es stellte in genannter Instruction nur das bisher un- 
geschriebene Verfifthren schriftlich dar, sich ganz ans Bestehend^i 
haltend« 

Hat £4ch dieses Ehegericht an die Instruktion Papst Benedikts XIV. 
besonders früher gehalten, womach in Nullitfttssachen unter der Strafe 
der Nichtigkeit des Urtheils, ein defensor matrimonii in jedem Falle 
au^estellt und .beigesogen werden soll? Hat ferner dieser defensor 
bei jedem auf Nichtigkeit der Ehe lautenden Urtheil von Amtswegen 
an die höhere xwdte Instanz appellkt? Cond Süskind Ebegesetz 
B. I. S. 29^. Fall d. Das muss gefordert werden ^^dass der Bischof. 
das Gerichtspersonal nebst defensor matrimonii mit etwaiger Anzeige 
an die Regierung aufstelle und ebenso, dass das Obergericht wie die 
Ünterbehöiden ohne alle Bevormundung in ihren Untersuchungen und 
Entscheidungen ihres Amtes walten. Der Anschluss der Civilgericfate 
aber soll auf die Weise geschehen, dass denselben die Urtiieile des 
ERegerichts über Ungiltigkeit der Ehe, über zeitliche und lebenslang-^ 
liehe Scheidung den Civilgeriditen übergeben werden, worauf dann. 
diese die vermögensrechtliche Entscheidung z. B. über Theihing des 
Viermögens, Erziehung der . Kinder j Alimentationskosten etc. ebenso 
seibstständig geben, als die Kirche üb» die sakramentalische Yerbin« 
düng. Das ist das der Stellung beider Gewalten angemessene YerfehrMn. 

Sowohl die Ehegerichtsiiutmktion, als das Prozessveifafaren fillk 
Obenfalls in' die alleinige Competenz der Kirche, wenn man sie Auek 
6twa zur Einsicht vorlegen und sieh wegen des Kostenpunktes mit 
dorn Staate benehmen will. 

Als statistische Notiz füge ich an, dass wir, abgesehen von 
äen gemeinschaftlichen Oberämtem und nodi niedereren Behörden, in 
Württemberg fünfundsiebenzig Ehegerichte haben , bei welchen . sein 
Bseht zu ndimen, der Katholik in den Fall kommen kann, wovon 
BOT noch Nr. 74. und 75. angeführt weirden soll:. Das Oberamtsgericbt 
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in der.eheffe€htli€h noch Ksterr^ichischtin Stadt Battenburg um Ne Aar 
iqid daa bischöOushe Eheg^riebt daselbst, wobei zn :bei^«rken, dass 
dam eratereu gerade für die bisohöfUeh«! Reaidenestadt «alle und jede 
Eheprozesse zur 3ehliehtang zofallen, das Letztere aber för diese 
Sladt ganz tr^ken gelegt ist. ., . , . i 

§^ 10. Yen den gemischten Ehen. 

Nach desi Gesetze vom I.Mai 1855 kann jeder Württemberger 
zu einer gemischten Ehe dadurch gelangen, dass er seine TranuBg 
beim katholischen oder protestantischen Geistlichen nachsucht, und 
wenn 'fceiA^r Ton beiden ihii dopuiirtv sich ans Oberamtsgericht ' um 
Trauung' wendet. 

Nach einer Justizminis terial-Yerordnung von 1814 kommt die 
Gerichtsbarkeit über die gemischten Ehen dem' protestantisehen Ehe- 
gericht allein z«, unter Rücksichtnahme auf die katholischen Gnmd*- 
sfttze bezügQch des kathoÜBhen üieils. Es mus& nun aber die Sache 
dahm geordnet werden, dass der Bischof das Becht hat, über jede ge- 
mischte Ehe sein kirchlich richterliches Urtheil zu erlassen, mag min 
der Protestant Sfchnachher sein Urtäeil beim evangelisdien.'Ehesenat holen 
oder es schon empfangen haben. * In der Ausföhrung des.Urtheils hat: 
jeder Theü da^'Bedit, sieh nach seinem Gerichte, und dessen Urtheii 
zu richten. .... 

Hat das khcehliehe Ehegeridit auf Scheidung von Tisch uxbd 
Bett eifcamit, so kann immerhin der protestantische Theil bd seinem' 
Gerichte Trennung vom Bande un^ Wiederverheirathuiig nachsuchen,, 
wilhrend der. Katholik gebunden bleibt. Spricht das eine Gedcfit 
zeitiiche oder lebenelängtiche Seheidai^ au«, während das andere 
gar keine Scheidung .zugibt, so bleiben die Brautleute ^en aus ünir 
£mder, bis. sie* sieh freiwillig vereinigen. Erkennt der Bisdiof auf 
Nnlfität, der Ehesenat nicht, so kann der Katholik wieder hekatben 
und der Protestant hält sich an sein Glicht, das in diesem Falle 
Sehddfing vom BanAe ausprecben kann. Erkennt ab^ der Ehesenat 
ajuf 'Nullität, der Bischof nicht, so kann der Katholik nieht heiralheDj. 
wohl aber der Protestant, welcher in allen Fällen besser daran ist. 
Dass das bischöfliche Gericht protestantische Partelen und Zeugen 
vorladen 'kann, lehrt die Bechtsgesehichte in vielen Fälleö und liegt 
oft im Interesse der Protestanten selbst. Das gleiche gilt Vom Ehe- 
sehat. Die Präcedenz der Gerichte kann sich nach der Confession" 
des Beklagten riehten^ Es zeigen sich überall kcäne Schwierigkeiten. 
Ea ist merkwöidig,' .dai£» so. vi^/Prät^stanlc^a nid selbst stAdke aus. 
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dem Richterstande sicli so selir v«r dem bisefaöflichf aEhe^erMite und YÖr 
dem eitnoiiisoken Rechte fürehten, das dabei gehaadfaabt wird. Hat 
doch das kirehliche Ehegeileht 181^7 sogar auf Andringen der Pro- 
testanten selbst über eine gant protestantische Ehe entscheiden und 
sie nichtig erlclSren müssen, damit der eine Tliell eine Ehe mit «faiem 
Katholiken eingehen konnte. SÜMnd 1. c. Ist nicht sdion nach der cit. 
Hmiffterial*- Verordnung von 1914 der Ehesenat seibist angewiesen, in 
g:emischten Ehen auf die ReligionigrnndsätBe des katholischen TheÜeb, 
das ist auf das canomsche Recht Rlieksioht sn nehmen? Und Iroist 
nicht die Geriehtspraxis viele solche Fllk (SüMnd 1. cj nadi? Weniti 
nun das canonische Recht so tief in das Gerichts-^Verfekren, Mlbst l»i 
protestantischen Ehegericbten eingedrnngenist, warum sollte es nkht 
auch bei luitholisehen Ehegerichten und von katholische» Ehegerichten 
angewendet werden dürfen und in ihren Händen ein so gefiüurllches 
Messer für die Protestanten werden? Nicht nur hi Freising wurcbni 
wegen einer gemischten Ehe in Sachsen eingegangene Verhandlungen mit 
Protestanten gepflogen und Eide abgenoomien, sondern anch unser fdrst- 
Uches Haus mit Familie und Verwandten, ja selbst der württembergische 
Staat und sem Hdl konnte des canenisehen Rechtes nidit entb^en. 

1) Bar Kronprinz von Württemberg vermählte sich 1808 mit 
der baierischen^ Prinzessin Cäiarlotte und liess sich 1814 vcnn protestan- 
tischen Gonsistoduiii zu Stuttgart scheid^i. Die Prinzessin delbst aber, 
welche sich in Würzbiirg aufhielt, wandt!) sich an den päpstiSehen 
Stahl, um Auflösung ihrer Ehe ex defectu eonsensus, oder um Dispens 
de matrimonio rato zu erlangetL Die Untersuchung wurde von Rom dem 
Weihbischofe in Würzburg übertragen, vor weiehem die Princessia «dfest, 
ihre Hofdamen^ ihr Beiehtv^er xbbA eieben fitaatsdiiner den Eid ableisMan, 
das« das matrimonium noch ein blosses ratum seL Auch der wärt- 
tembergisdie Kronprinz und si^n Hoiherren beschworen das Gleiche, 
worauf. die Dispens mit VereheÜcihiings-Edaubnias 1816 ^olgte^). 

2) Gehen wir gleich zu der Schwester des holi^ Prinzen über. 
Diese, Frlderike war ihr. Name, wurde ISdKT super canonieo' auhns 
disparitäUis impedimeDto, weil ete protestantisch war^ dispensirt, um 
ffapeliaons Bruder Hieronymus eheliche zu können, wobei Letaterer 
Dicht nur versprach, alle Kinder in der katholischen Religion zu er- 
ziehen, sondern auch die Braut selbst zum Bekenntnisse des katho- 



1) Da die höhe Braut nim den Kaiser Frans hefarathen konnte, so hieis as 
Kanals, woran iefa mich, wohl * erinnere , es seien dem Lande Württemberg jttbBUoh 
100,600 fl. Bttttenti^onskastea weggefidlen. 3o erwies sieh also das eanooiieln Reefat 
«nd die OtriditBkMKkeit danMuih selir wohlthätig für Fürst and Vaterland, wenn «t- 
lumiite Snmme auch geringer gewesen wäre. 
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Bedien Gla;QbeBfl sa iMlägen, sich bemühen w^fde. Zu dem kommt 
aber no<^h dftt UmstÄiid, dasa die PrinsessiüL Friderike den Napoleoniden 
erst dann hekathete, als vor cwiel Ehegerichlen nach dem canonischen 
Rechte twei fleichlautende Urtheile den Bräutigam von einer Am^- 
kaiMrin EÜMtbetha PiUterson mit dem Bechte der Wiederverheirathmig 
getrennt hatten, was in der Dispens bemerkt ist 

. 3) Der Sdin^ager des Kronprituken , Hieronymua hatte sieb tta 
Baltimore mit der genamiten Elisabetha Patterson, einer ammkaniscben 
protestantiseheit Kaufmannstochter vor dfem Bischöfe däsdbst verehe- 
liehtf. Auch diese Ehe gelangte vor das ri»mische Ehegerichtstribunal 
zum Behufs der Vernichtung. Der Papst Pius YII. yerweigerte aber 
die Niehtigkeits-Erklärung. Denn, wenn audi der Bischof, weil Hiero- 
nylntts kaum erst aus Frankreich angekommen war, nicht parochus 
proprius gewesen wäre, so sei die Ehe doch gültig, weil im prote- 
stantiscben Nord-Amerika, wo das Tridentinum nicht verkündet war, 
(lin solcher parochus proprius zur Gütigkeit der Ehe nicht erforder- 
lich sei. Deas ungeachtet wurde die Ehe später vom bischöflidieii 
wie Metropolitan-Ehegericht in Paris für nichtig erklärt. Und die in 
dliesein Jahre (18€1) in zwei Instanaen vor dem Civiltrlbunal zu Paris 
angestrengten Prozesse der Elisabetha Patterson auf Anerkennung ihrer 
Ehe und des Erbrechtes ihres Enkels an den Naohiass Jeröme^s hab^, 
w^ngleich wohl nur aus naheliegenden politischen Gründen, mit der 
wiederholten Abweisung dtf Klägerin geendet 

4) Wir reden hier natürlich nicht davon, dass der Grossvattt 
dieses hohen Prinzen in Augsburg Domherr war und als solcher 
.heirathete und der Stammvater des K&niglichen Hauses wurde, son- 
.dern wir gehen gleich auf- des geÄanmten Grossvaters Bruder, Herzog 
Kiärl über. Dieser Karl wollte unter Beihülfe eines bekannten kathö- 
lisohisn Werkmeisters eine gebome Gräfin von Hoheidieim und ver- 
heirathete Preim von Gniitrum adhüc vivente coraite, der sich aber 
.von ihr geschieden hatte, heirathen. Man hatte Gutachten' von meh- 
reren Ordinariaten und Theologen gefordert, so wie die Sache aodi 
ittch fiorn gelangte, 1^0 aber die Verehelichung mit einer geschiedenen 

Protestantin trotz der Mühe des Werkmeisters nicht zugegeben wurde ^. 

«»■»■■■■» .1 ■ I » ■■» »■. ' , , . , 

1) Das Schreiben Papst Pius VI. Über diese wUr^embergische Angelegenheit 
in Sachen der gemischten Ehen, gehört zu den merkwürdigsten und lehrreichsten 
StUoken des Kirohenreohts. Es äusserte seine Wirkung bis nach Ungarn, wo ein Bt- 
■ohof ea seinen P^urrem pjaUiiirte und swar gegen die Verheirathung mit gesohie- 
. denen Protestenten. Der Bisehof wurde desiOialby und weil er die Publikation nicht 
widerrief, nioht nur gemassl^egelt und nach Wien selbst «um Kaiser Franar berufen, 
«enden mnsste, weil er standhaft blieb, sogar seine Diöoese verkuiaen. und tob aliieiD 
Kloster aus dieselbe regieren. 
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Obgleicb min jene Ehe su Stande kam trots des' Pftpetes, wie 
aucb SU Herodes Zeit trotz des Johannes i so mhte doch die Sache 
noch nicht y und in den weiteren Verhandlungen ergab es sich, 
dass die erste £he eine nichtige war und endlich wurde die aweile 
anerkannt. Man hielt natürlich dieses wegen der Legitinitfit der 
Nachkommen für nöthig. Dieses geschah neteh vor Ausbrach der 
französischen Bevolution, wo solche Gott-, GhristeathiimB- und Kirche»^, 
sowie Sakramentalosen Ehen noch nicht fiir die Dauer möglich. waren; 
and noch lange vor d^n Jahre 1861| wo eine «tändiäche. Goounlilsionv 
einen Rechtsconsulenten an der Spitze, jj^nen Gregi^nsatz i zwisch^ 
Cbristenthum und Heidenthum aufheben ; das heisEit Letsterea und 
zwar fiör jeden obligatoriach in die württembergißche. Staatsgesetzge- 
bung eii|ftthren wollte. Wo ist übrigens eine Regentenfamilie in: Eu- 
ropa, weldie so als Leuchte für die kirchliche Geric^tsbarlc^t in ge- 
mischten Ehen dastände? ja wo sogar die Fundamentalsätze des. giäi- 
Ken canonischen Rechtes in Ehesachen so zur Anwendung und Mani- 
festation gekommen sind? Es wäre also gut gewesen, wenn die 
Württemberger sich mehr un eigenen Lande und Hati^ Wütttemb^g 
umgesehen, ehe sie über den canonisehen El^rozess hergeldlc^ 
wären. Oder glauben denn die Protestanten, unser ^kanonisches Recht 
repräsentire nur Unvernunft und Inconsequens^? Dm Jftecht derjenigen 
Kirche, deren Consequenz doch durch alle Welten und J^mmel gehtl 

§. 11, Von den Militär-Ehen. 

Ueber das Verfahren bei dij^en Ehen findet mali. nirgends eine 
kirchliche Verordnung für Württemberg,, wahirsc^eiidich weil audi 
keine besteht i). 

Bringen die Soldaten schon seit ein Paar Moni&ten an den be- 
treffenden Gramisonsorten zu, so haben sie dort ein.Quftsidomizü er'' 

1) ¥'ut Oesterroicb Tgl. man über die MUit&rehen 1. dlt £röfhiung db§ 
hoehw. k. k. apostol. FeldvikarUtos an das hoohwürdige OonsiaiiorUim zn.K^niggälta 
vom 4. Februar 1857 (Archiv Bd. L S. 576.) 9. Die Verordnang de^ k. k. Armee- 
oberkommandos tom 28. Februar 1857 (Archiv Bd. II. S. 91 f.)' 3) Verordnung des 
k. k. Anneeoberkommandos vom 5. Mai 1857 (Archiv ^d. I. $.'760 ff.) 4. Desgl. 
▼om 30. Hai 1857 (Archiv Bd» II. S. 93 ff.) 5. Bekanntmaehuiig das HiratilÄsclibf- 
Uchen Consistoriums Von Brizen vom 21. December 1857 Über eine, gemeinsame ^n«* 
Ordnung des fursterzbischöflichen Ordinariates Saliburg und des hochwürdigen k. k. 
»postol. FeldvUcariates (Archiv Bd. U. B. 498 f.) 6. Verordnung de« k. k. MHiiste- 
rlQjQB für Cultus und Unterricht vpm 11. OHober 1858 (Airohiv Bd. IH. 8. edfeff.) 
7. Desgl. vom 10. November 1858 (Archiv Bd. m. ^S, 749.) e. Erlass de« furstbi* 
sobofs von Brixen vom 8. April 1859 (Archiv Bd. iV. S. 366.) Man verbinde damit 
9' die Abhandlung von Hauimann (in diesem Hisfte des A rehfvsy unter ^ll d.fc. a. 
-* Fiir Preusaen vgL man über die Eben der MiM^r-Pwwe&ett: Vop^y Kieebren- 
«Qdfiherecht in den k. preuss. Staaten. Breslau 1856. 11., & 33 £f. ^ ^^ der,,pUt. 
Kirch. O. vom 12. Februar 1834, daselbst 8. 194. (A.'d.'lt*>' 
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worben tmä kOtineü daher vom dasigen Pfarrer getraut werden. Be- 
finden aie sich in der Heimath in Urlaub, so ist der Heimaths-Pferrer 
eompetent; stehen sie im Felde, so ist eben der Pfarrer competent, 
iro sie sich gerade aufhalten, wie bei den Vagabunden. Es ist 
aber klar , dass jeder Pfarrer nur für seine Pfarrei , jeder Bischof fUr 
seine- DidcMO und nur der Papst für alle Diöcesen delegiren kann. 
• Eben so lilar ist, diass je neben dem Delegirten auch der Delegant 
eompetent bleibt An sich hat also kein Gärnisonspfarrer ein anderes 
Beeht im Ehewesen als jeder andere Pfarrer auch. Jeder Gramisons- 
pfarrer, Feldcaplam etc; muss sich daher durch bischöfliche Vollmacht 
Mr die DiöcesOi oier durch päpstliches Privilegium für alle Gegenden 
imsweisen) Wenn er ausser seiner eigenen Pfarrei eine Copulation Tor- 
nehmen will. Bs fragt sich, ob in Württemberg bisher ein solcher 
BevoUmlichtigter da war oder nicht und welches seine VoUmachteu 
sind. 

Ich glaube, dass vor 1850 kein Gärnisonspfarrer besondere 
Vollmachten vom Bischöfe gehabt hat. Was nach jenem Jahre ge- 
achüh, lasse ich dahin gestelit sein. Aber in dem Staatsgesetze ist 
hiafig vcm Gamisonspfarrern die Rede. 

Den Schlüssel zur MUitSr-Eheordnung gibt die Königliche Ver- 
ordnung vom 8. April 1811, wornach alle Untersuchungen in Dispens-, 
Seheidttngs*- , Ehesohliessungssachen vor dem Gärnisonspfarrer und 
Auditor geschehen müssen; die Proklamationen und Copulationen hat 
aber der Garnison spfarr er vorzunehmen, das Recht; kann aber 
unter Vorbehalt der Stola diese Handlungen auch dem Pfarrer des 
Geburtsortes des Bräutigams und der Braut fiberlassen. Angehängt 
ist ein Verzeichniss der in den Garnisonen des Reichs mit den Un- 
tersuchungen über Ehesachen, wie auch Proklamationen und Trau- 
ungen der Militär-Personen beauftragten Ortsgeisdicfaen. 
Dass Ehedispens- und Ehedissidieusachen vom Auditor und Garuisons- 
pfiurrer an den Königlichen katholischen Kirchenrath gingen, ist gesagt 
und muss mit Recht ^räsundbrt werden, dass wie bei den Civilisteu 
auc^i alle Dispensgesucbe an den Kirchenrath gelangten, derselbe aber 
die Gesuche' um Dispens von trennenden Ehehindernissen, an das Or- 
dinariat sandte und nur über die von Proklamationen verbotenen Zeit 
aelbstständig entschied, diess auch bei Militär-Ehedispenssachen der 
Fall gewesen sei. Nach dem wfirttembergischen Rechte darf also der 
Gärnisonspfarrer in A« einen Soldaten in B., der schon zwei Jahre 
wieder von A. nach B. zurück gekommen und in Urlaub ist, copu- 
Uren^ oder ^ was gewöhnfieh geschieht, den Pfarrer in B. zur Trauung 
bevollmächtigen; während nach dem canonischen Rechte die Sache 
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mnznkd^eo wäre, soferne der Soldat In B. schon lange cnrii^, iM/A 
Quasidomi^H in A. verloren hat, womach derselbe allein vota Pfa^rrer 
in B. eil copuliren wärej oder Letzterer den Oamisonspiarrer delegireii 
müsste. Und es darf die kirehliehe Vollmaeht der Gamlsonsp&rrer 
zur Tratiinig so lange angestritten werden , als nicht eine aUgeinebi? 
Verordnung, oder Ausweise der Betreifenden ihre YoSmacht Consta- 
tiren, da jedenfalls die Verordnung vom 8. April 1811 dieser Voll- 
macht Ton Seiten eines E^rchenobem gar nicht erwähnt, üebrig^ens 
Ist es praittiseh von Bedeutung, dass die staatliche Vollmaeht d^ 
Gamfsonspfarrers nur auf sonst competente Geistliche ani Geburtsorte 
des Bräutigams und am Geburts- und Wohnorte der Braut lautet, 
dass in der Regel auch diese trauen und dass die Umgehung d(^ 
Vollmacht dies Gamisonspfarrers, wenn sonst die Heirathslisene da ist, 
nicht die Nichtigkeit der Ehe nach sich zieht. 

§. 12. Die Civil-Ehen. 

Ueber die ./meh den Gesetzen vom 1. Mai 1855 in Wtiitteraberg 
bestehende'' Nothcivü*£he^), womach alle Copnlatians-Verweigecuagen 
von Seiten der katholischen oder erangelischen Geisdiche% w^he bei 
gemischten Ehen beiderseits competent sind, in den Fällen die Tarau- 
Dng vor den Königlichen Oberamts-Gericht nach sich ziehen, in wel^ 
eben kein staatliches , oder vom Staate anerkanntes Hindemiss im 
Wege steht, wie es z. B. der Fall sein ka^n, wenn ein KadioUk und 
Sektirer ihre Kinder sektirerisch erziehen lassen* wollen und weder iu 
kftthcAifkihe noch protestantische Geistliohe trauen will,* oder zwei Stk* 
lirer «ur Ehe schreiten. Ueber diese Ehen ist im „Katholik^ 1861 
Heft März-Mai eine' eigene Arb^ erschienen, worin k^ midi ;attch 
über d^n Antrag der wtrttembesgisdieh ständische Commission über 
die Einführung d^ obligatorischen Civil-Ehen ausgesprodien habe. 

Der Staat hat to jetzt thatsäehlleh auf dreüaehe« Weise Gv^^ 
Ehen eingefiihrt, oder besser ge£tagt, auf dreifache Welse sich Ein- 
griffe in das kirchliche Ehewesen erkmbt. Ich meine' «ber da nicht 
die Noth-, Fakultativ- und öbligatorisdie Civil-Ehe. • < 

• •• 1) IMe ^erste Art des Eingriffes besfiaftd darin, 4ass schon ein <^«8^ 
kurer'fichrtftst^ler im* siebeni^ehnten Jahriiundert und Herzog Karl von 
Lotbrihgen im achtzehnten einerseits die Behauptung, anderseits* die 



I) Has .sefae das betreffende wOrttembergiflohe Geeetc im Ar-cfatr Bd. il. 
S* &ä3 f. and vgl« über die kirchlichen Bestimmiingen gegen die CiYil-£he ,auc^ 
A.tchiv Bd. VI. S. 350. Anm. und unten in diesem Hefte die Ansprache des heiligen 
Vattirä ^6in 19. Septäiikb6r 1862. (A. d. B.) 
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SVusdeFiMKgf, .aubidlteo.^^ dov Staat- Möjw ix/d9»itn^ , £hebjp4eicviifi^a 
««|«0iii, ,W9S dftjpta auch Kai^r Jo^ph umgeU^ vo^ eineip i^ici^wanqtß 
gl^libeofilo^cMT. ScbrifUteUer und Staalstral^ateii ., wirklich iim Werk 
9i9|9^^t«ipu . AU^ ? dto3e beliieU^D die kjuKihliche Copulatipn ^ bei«. Sie 
4^1Jtf4i..,i;iup.. ;^ls. Mitregenten. n^t dcJ?; Kij;ch^,, eben(aUs aus ßtaat;^- 
%weck«n ih^iffo^he^e trenuej^d^ EhehiD^erqi^se auf^ wie 
di^/KIrobQ au^iiJdrc^cheii.. Zwecken. .4her..»ian ging aueh noi^ 
yf^^X ui^d ho];it J^^Qh^^. tc^we^^ Shpbl^dernjs^^ auf i^s ^^m |iäm- 
U(die« StaAt£|a(wecke:, man earklärtie*, nur die; vom . gtaarte ai^siielltaj^ 
i>4^ auerkftnnteu «e^en die. allei^: gj^l^gen Jq^ .L^nde; ja tnaii,.l]fe]^iei)^ 
aicijf,/ifich;^^e:Gf];icht^]^kei^/über dieselbe^. #sbeisflt die I^lieaAiApi^iingeii, 
i^bei(^\^^^ , bev^. ßo. virar der Staaj;. Heri im :Ha.ii^e ..d^r „Kircbe 
^ew^^den, «o/war etwa« #g€|res .aM (üe.PivU-Ehen eiiigefiihr.t. V^im 
was war die priesterliche Eins^nui^, wemv der. $taat w gi^ädigjßt 
erlaubte y was war sie, wenn sie im dritten und vierten Grade der 
Verwandtschaft geschah g^gen die Kir^cjiie upd .^ ihr Heiligthum , was 
war sie, wenn dann hintendrein der Staat erklärle, diese Ehe ist un- 
giätigTf^ ivieiin ein IBiiderJJUiüigar gegiHi den Wilktii seintö Vomiünders 
hekoktiiete . imd dasant aqa >eigeiietf Maeh^yQllk«iiniqeubeit die Ehe auf- 
löte;' ilra« war ^ Kirchs «it ihren Ein^egnuftg» als. die SUavJb 4«$ 
Staates und di^^Venrätherin an ^iehi selbst? I« «diese. Klasse gehOvea 
bei uns die Milikfir- Und ausländlsAheii Einen, welche oba« Staatsep^ 
laiilmlsa eingegangea ^erd^n. • ,:■,}.. 

2) Die zweit« CrattMH^ ist die-^gefttUc]i0 GivUrEhi)^ welche. ixnir 
sequenter Weise dte vkii^U^e Tcauung ß^fgWiit. upid das .giifn3e/£h(»' 
wessen vor das Fotunv d«a Staates zieH* ,iU/^T iat.deir Siaa»t Pi^ter; 
Ebe^esetageber und Bherichieic; i^ £in^ PtrsQu^'WQdur^b d^w ü» 
IfowpaliOn dieä Staates mk ^e KroM mi^m^i b«|*. :/; i ' 

> . An dies« grosse logi^ehe.ßaQafiSi^twiii^ ide»ke9.i»u& uapjfirc..Juri|ittn 
und. ätaatsiüimiier , iiicjlit aber .aueh aa.dia vQUfiyad^|]e UsiMTpatipn i^ 
Secbtes :dev Kir^ber deion Ftaph..8iev.ohae .dai^l» f^ d^(^,;aiif sich 
lad«n. Ich'W^rde nißbl. allei Zßile^ .des. .c. ,Jt2.. eitirei^ nui^en. .S^ 
vieli.vojtb dj^em ghßb«o£i&kand^ de^,Jl^alull9Qri , ,^ 

3) Eine dritte Craltung vauj CivüriBheaJb^gt^ht da^rip^ daaa mau 
von IQchtigkeit /eiinei: EhejYOi^ 4em;^tadlie. vw M Bej^Mg- auf bürger- 
UAe Wirkuuge» spricht.: >£4o&y firagti'«»^)^ ^^iobl d^ Stoafl-bivvec^ 
lidie iWiritiuigeAMgebien.teicl 0utziehen> ]tegt< 0$ uicfal; in .aeiu^-Maebtt 
Zuerst muss man fragen, ist unter den bürgerlichen Wirkungen auch 
iie Nit:h.tigkelt*d«s Eh% die börgorliehe nämliah^ so daA&.diiB Ehe- 
leute wieder auseinandergehen und andere Verbindungen eöigeheh 
könnten, nun so haben wir wieder die zuerst besprochene Oiyil-Iliia. 
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Ueber dsB Bflrnfd hak Aer Steat nichts zu eflauben a&d vä teit)iete0, 
wenn e9 yor der Kirche gilt ig geschl^^ssen ist 

Versteht man anter den bürgerlichen Wirkungen nvchgevrdhnHchein 
Sprachgehrasehdie Wirkungen- der Ehe, die auch der Art. T. desOön» 
cordtttesv>ot den wehlichen Richter verwies, so kfime die Sache bö heraus, 
dass der Stinatdas Rocht habe, der Ehe dÜ^rermög^sreclhtHehcfiif WiiMn- 
gen %u, eitsieheo^ dass läomit der Mann das^ Wefb, das Weib den Mann, der 
Sohn und die Tester 4en Vater und die Mvtter nicht beerben dürften, it^ 
dass dem* Ehe- und Familienstand und umgekehrt der Boden entitegen, Ja 
b^da* ihrem Untetyange entgegen gingen. Sind das nicht bürgerliche Wir^ 
km^eHlm Bereiche des Staates ; ist er nicht fn seinem RecKtefJal freilich 
l^bt e<3 a««!^ ein anmmum jus^ das sich in summam injuriam verwan- 
delt; freilich besteht der Unterschied darin, dass der StaaÜ in den 
swei ersten Gattungen von Civtl^Ehen euerst die Rechfe det 
Kirche uAurp-iren mässte und dann erst vermittelst diei^er Usur* 
pationdasEhewesen zeestürte; in der leteten Grattungaber hand^elte er 
au» selbdt^^ner Oewaltthätigkeit und wäre er aus selbsteigener Gewalt 
ein ^länger der Kii^ehe und Zerst^Srer der Ehe und der Natürlichen 
Ordnung Gottes, der das erste Ehepaar nicht auf eine dürre Heide, 
sondern in das herrliche Paradies gesetzt, zum Herrn alles Eigenthums 
gemachi und gesprochen hat: ^wachset und vermehret ench^. Gleich- 
wohl sollen bei Regenten mid adelichen Häusern gewisse einzelne staat- 
liche ' oder an1bn<Vme Bestirnnrangen , wel^e den Bcfstand der Ehe 
Bieht n«giren, ÄMit au«rgeschlossen werden. 



Dai3 V^häMBt83'2insohen Staat und Kirche in Afisehttäg der Ehe^ 
sacken ' und' besonders der gemischten EheÄ vom Standpunkt 
allgemeiner religiöser Freiheit aus betrachtet, ., 

von Dr. Fri«dricli Vertug. ' ' 

(Ein Nachtrag zu der Abhandlung Schurer' 8^) . • , , . ^ 

Wir wollen hier die Präge nach den Grenzen zwischen Staat und 
Kirche rficliSsdchtlich der Cresetzgebuhg und Gerichtsbarkeit in /Ehe- 
sachen nicht Von dem besonderen Standpunkte einer bestiminten Con- 
iers8ii9n*'t(yder Kirche ans, sondern im Sinne allgemeiner religiöser Frei- 
heit lÄdiin Geistei vollständiger bürgerlicher Reciprocität unter den 
terBohiedene^ Confessionen beantworten. Dass der Staat allein alles 
dasjenige iii' Betreff der Ehesachen zu ordnen hat, was bl'os die bürger- 
Uehe Seite der Ehe, namentlich die ehelichen Vennögensfragen betrifft, 

3» 



3.1 ^ir«V« •»«> XfßWüißB zwisibeB 8Uat und iClii*f äi^fheiicMn. 

f^fi^^t, keyi^nZy^^M., Jn Betreff 4er p«rs^id>i)n yejrhältnisae.lder 
Ehegatten stellen wir aber an die Spitzel den. Satz^ daa£^ Niemand 
Wtv äusserem Ziwange überhaupt Religion$grundsätz^a unterworfen 
werflen soU , wenn er solche nicht hat. Aber ^ebenso i^rlangen mit 
ax^okf dass Niemand , der bestimmte religiöse Grundsätze hat, zjttipal 
.weon ßßiß B^cfnntniss bürgerlich als Kirdie aoeckanni;. i^t^ sOlebea 
Gtundßäte^ mit zwingender Nothwendigkeit unterworfen.wiorden «oU^ 
^welche mit «einen religiösen Ueberzeugungen ipo Widtetspnioh.stebein 
£s würde daher eine Verletzung der Protestanten seiiv, woUtid> mab 
i))r,jE^terßcbt niit bürgerlichem Zwange katbotUscben Grrund^ätzenrUAter^ 
werfen ; . eine Verletzung der Katholiken dagegen würde es sein^ wwb 
ihr £^ere(:;l^t, p£|ch prot^tantischen Grundsätzen gehikudbabA werden 
Bplltef und diejenigen, welche keinem dieser staatlich als KiroheaHr 
^):]i^nDte^ oder überhaupt keinem bestimmten religiöseu Bek«nntni«se 
ü^ngehören, können vom Standpunkte, religiöser Freiheit aus ebenfalls 
nicht gezwungen werden, sich bestimmten, ihreo. Gesinnungen fremden 
confei^sionellen Grundsätzen zu. unterwerfen« Füjr ,diese Letzteren alao 
bedarf der Stallt, wenn er Uuterthan^n dieser Art ^eulässt, einer Noth- 
eivilehei-iyelche unabhängig und ohne alle Beziehung zur Kirche. ma^h 
blossen bürgerlichen Zweckmässigkeitsregejn, iusofem es das Staats- 
.wohi zuläsfit, eiug^ga^gen und beurtheilt. wi|^. Eine allgemeine 
Einfübruiig der Civilehe würde dagegen , selbst wenn sie eine blosse 
die kirchliche Bedeutung der Ehe negirende besondere .staa^liebei»Fo(rih 
sein sollte, um so mehrj^ber^ wenn sie abweichend von i^en kik'Gfti- 
liehen Bestimmungen und im Widerspruche mit denselben besondere 
staatliche Erfordernisse zur kirchlichen Gültigkeit der Ehe festsetzte, 
(vgL Archiv Bd. VI. S. 487.) zu den religiösen üeberzeugungen der- 
j^igen in Widerspruch treten, tvelche die Ehe für, ein reiigi$ae«, iv.tlllilseh 
und jei^en Beziehungen durch ihre eijgfenthünilicben Dogiflen fe^jtgftstelltes 
Verliältniss ansehen. (Dass und in wiefern dieses bei den Katholiken der 
Fall sei, ist in der vorstehenden Abhandlung von S c hu r e r nachgewiesen. 
Man verbinde damit die Aussprüche Benedikts IX. und Pius IX. gegen die 
Civilehe weiter unten in den Anmerkungen zu der Ansprache des heiligen 
Vaters vpm 19. September 1861). Soll daher auch für die verschiedenen 
staatlich recipirten oder geduldeten ^onfessiopen ihre bürgpi;liehe4|ierken- 
nung oder Duldung, zur Wahrheit werden und ihrei^vepr^cliifl^enen Ar- 
sch^uungen auch im Eherechte gleichmässigj^echnung getragen wer,4^^o 
bleibt nibhts übrig, als dass die Staatsgewalt .bei jederdieserv^rscbi^dencai 
Confessionen das Eherecht, wie überhaupt alle diejenigen YerW^ni^^^, 
welche.s^Jion durch diebestehenden kirchlichen Normen.bei der einppCp»- 
fession so, bei der anderen anders bestimmt sind, aucH.bürgerliph.bpi i^iui^r 



Ehesaä^ imd gt^misehte Eben vom Slandpunk^e lAgi^meiüer FTelbeit ^'^' 

jeden Back iliren eigenthümlidien kirdillcfaeMrGniiifdBätKen tjehnndelnlftsstl 
Es mnss also auch bürgerlich für die Katholiken ein ihren kkt^faÜchen 
GrlanbeniBsiiteeti entsprechendes, füi^ die Protestanten ein auf protestan- 
tischen Omndsätzen beruhendes Eherecht gelten , so dai^s also 
das. Staatsgesetz hie^ nicht so sehr als 8olches,|als vielmehr bloss, Weil 
und insof^tn es mit dem Kirchengesetze im Einklang steht und dieses 
nntierstützt, zu beobachten und durehzitfühten ist. Wo iber ein Wider- 
streit unteür den kIrchYiehen Normen der verschiedenen reeapirten öder 
geduld^en Confessionen besteht, muss der Staat, Um diese btrgerUciie 
Anerkennung oder Duldung der religiösen Grundsätze zur Wahrheit 
werden zu lassen , sich vSllig neutral verhalten und bürgerlich ' und 
staatlich die Verhältidäse raid Handlungen der Parteien als gleith^ 
massig berechtigt ziüasseii, mögen die betreffenden Fragen von den 
Pärteleit hu Shtne-und nach den Normen der ein^n oder der aüfiereu 
Gonfeission behandlelt wetzen. ' i . 

8(0 lösen sich namentlich die scheinbaren Schwierigkelten bei 
den geiDsiseliften Ehen. Eine gemischte Ehe ist nicht möglich, ohne dass 
eni Theil oder* beide Theile iü ihren religiösen Grundsätzen mehr oder 
weniger liach^eben. Dass denjenigen Theil, welcher in seinen ifeH- 
gfösen Grundsätzen naehgibt, von Seiten seiner Kirche kirchliche Nach- 
theile, vielleiölrt sogar eine Verweigerung der Trauung örefle, kann 
dmr Staat iiicht hihdem,' wenn er nicht in die Freiheit und in däs'Voü 
dem seinigen veifschiiefdene kirchliche Gebiet eingreifen wiB. Dtt 
Stattt aber erket^At^ weil er gleichmässig sowohl die evangelische wie 
die katht^ische und etwaige andere Kirchen bürgerlich als' sötbhe zu*^- 
läsat^ auch jede« gemischte Ehe bürgerlich als giltig an, wenii'au(ih' 
mar den- Ghindsätziha <ler einen oder andern Kirche Vollständig Rech^ 
nuÄg getragien ist, wenn die Ehe' auch nur nach den Grundsätzeii dfer 
einen oder anderen Kirche als erlaubt, oder vielleicht nur blos giltig> 
eingegangen ist. 

Wie der Staat es seinen Angehörigen zit überlassen haty ob 
und welchen religiösen Grundsätzen sie sich (insoweit' 'überhatipt* 
die betr«€feiiae CoÄfessto*n recipirt oder gedtfldöt ist) unterwerfen wol- 
len, so ittüiss aUfch jeder Einzelne dem Anderehj und so auch Öör 
eine ge!ä)is6hte Ehegatte dem- änderen Theil fortwährend die Freiheit 
lassen , nach seinen* eig enthümlichen religiösen' Grundsätzen zu l^ben,^ 
und der Süaaf muss auch diö Verträge im Interesse der einen oder 
anderen unerkannten oder geduldeten Gonfession auf Antrag d^s dar- 
raos B«-fe<*tigti0n odör V«rte*irten zur bürgerlichen Anerkennung^ öiid 
Geltung bringien; wckbe ertwa der eine. Theil, selbst nntet' frei-^ 
wfllif er* Attfi^iibe oder ^füeäireis^t Benölsränkuug seiiier coffi&dsionelUtti 



Aniipriielie gegenüber de^; äderen,, z. B« in .Betieff dei jreligi^sen 
E;rÄiebm3ig:der P^inder, eingegangen ist. 

i Wie ^jer der Staat 4ie (jreset&e^ in Betreff der-pers^nUchea^yer-. 
l^äHnisse 4er .EhegiSitten, in Betreff der Eingehung ui^ ßiUigkeit <;H4er; 
Uiqgiltigj^^it der Ehen im S^ni^e allgemeUner, all^n verschiedenen Be^. 
l(eAnti}is$^u gleichmäß^ig günstiger religijQeer Fi^iheit für 4ia ^rk^^r., 
hJir^g^ r^ner >j«den Ccmfesfiioa g&xm. den eigeathtimUQbe% auf den be-- 
^pjjmm ^ogi^en dersejtben beruhenden ;]fjurchU<^eiiNorniea]^ en^pr^clpead 
ce^eb», j^. h.^ einfach für Jede Confe^sien ihr Kirchengeaetz a^oh (stk 
^^laatsge^et^. gelten la£^n ^^11, nur mit der aelb^tyer&tSndliehen Ausf 
nahpe;, da^s n\Qh^ das Kirehengesetz der einen .Confessiui^ mit ^Udü^*^ 
rea^ bürgerlichem Zwange gegen die Angehör|gi9n .4er anderep Gi^i^ 
&ssio# .durchgeführt wßrden 4&rf, ßQjipbdern der. Stf^a^t, weU e;r; M^ 
vpr^qW^^öA^ Kivchpn bürgerlich gWchnj^^aig ab l^gitUii {)dfir W^^m 
anerkennt, sich hier daher neutral zu ye]*haltep;rUi;d e« d^r >yiU|&U))r. 
der P«r^eißtt zu überl^s^pu hat^ ob si^ die .Normen; der. «in w oder 
der andere« Kirche für ihre elielieh^^ Verhältnisse als Wk^fgebeiid 
erJ^lärt^»,, wolle«: ßo gilt da^8eJ|)e aueft in Betreff der Geyichjpbark^M 
ü\^er die Ehesache»-' Siema^d soll mit bürgerlichem Zw«kQge efcaef 
fr<}I^4en . l^rcblichou Gerichtsbarkeit, »her' auch Jüemandrjda eimß 
ata^tJicheiL»^cricbjt^barkeit, ijnfcerworfen werden, wo üpop . dipse . «äeb; 
dfi^ Dßgnjiidn.^efliner büjpgi^rlich re^pirten oder geödete» Kirche zi B. ia. 
EJwsach^m fremd ißt. Für Katholiken soll daher ii^denjenigeu Be-. 
Ziehungen, wo es ihre Dogmen verlangen und wo auch die €r6set«^gebung 
gemäi^ f^\^es\ der Kirche anheimfällt, z^ Bf in Ehesachen, <^ueh aUfi^ d«3 
Qericht ibrer Kirche zugleich mit bürgerlicher Wirkung enl^cheideu«: 
Wenu bei feiner gemisehten Ehe in jenen S^ziehnugen der katholii£(4p)e 
"fbeil Grund zu ein^r Beschwerde j$ü haben glaubt,' so hat« er ^ieh 
gleichfalls. an- d£M3 katholis^lie Ehegericht zu wenden,, von die lür ihn 
nach seinen katholischen Grundsätzen massgebende EntscheiduJPg «U 
erhaltei>. Aber der eyangelifiobe Theil ist. dadurch natürlich in /deinem 
G^T^Msen nicht gehindert, seinerseits nach, seinen eigenen Gmnd^ätf^n 
zu handeln, und dieses i^thier obendrein iiiisolenüLÜberhaiupt^iebgünailiger 
geiteltt als der katholiaohe Theil, als er nach den Gru^^d^Mitoen seiner 
Cpnfeasion sich sogar vom Bande der Eh0 seheldetu und %u eineff. 
neuen Ehe schreiten kann, während die^e^ dem katbolisohen Th^iL^ 
iiaeh seinen Religionagrundsätzen verwehrt isit. Hat d^r eyangelisfbe 
Theil Grund zu einer Klage, so wendet er siq^ an. die^nt^heidui^g 
Steines eigene^ evangelischen oder des allge[meinein,ataatlieheii Geridhts^ 
inaofern er dieses mit der protestantischen Auf&ssung der Ehe nidit 
iln^:^id^^PBll6he Judei £9 gihl; 8w«r Maö^, .w»e siiii di^e»r|i:£v 
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be«ög^lfch des dsterreieliisehen Eheges^taes und nenerdhifs amh 
wieder (in. der 211 . Sitetmg) der wUrttembergischen zwBitext KamtiMr vom 
22. November 1«61 bei Berathung des i^aate^esete-Entwurf« ifür die. 
katholische Kifcb« (vgl. unter den Recfatsqüellen im folgienden H«fte dk 
Knbrik: "Wifrtt^wiberg) gejMfigt hat, welche es schoti »für -eine iVcr-^ 
letsnng des proteBtantidchen-TheilS'ben einher gemischten Eheiifrltläeeny 
wenif der katholische Thdl sich für eeine Person nach' d^r katkoUavheii 
Gesetkgsol^tlng nnd nach' dem katholiächlen 'Ferum richten soll. Ubit: 
^k^rt kaben einige Stimmen fn Oesterrelch gefordert, dass IM 6iner 
geini^chten Ehe auch dei<) ilfoteMftitische Thbil mit bin^gerlidienfr 
Ztrange ifön- Bestimmangeu des^ katholische« €peset8es imd dem>/ka^ 
tholll»6heii Gerichte miieiHnori^n ^erdi;, weil sonat fär die Kadbblilaen,. 
da bei ihnen keine< Ehegchddütig ztrlKsiig sei , eine Hecbtliimgleiichr 
heit bestehe. Einige Bestimmungen des österreichischen Ehegesetzes 
für die Katholiken vom Jahre 1856 scheinen die letzte Richtung ein- 
zuhalten. Aber (wie wir act^n früher im Archiv VI, 207 ff. näherr 
ausgeführt haben), wenn man auf den Zweck, die üeberschrift und den 
inneren Zusammenhang des Ehegesetzes für die Katholiken in Oesterreich 
sieht, so sind mit den betreffenden Bestimmungen nur solche Fälle 
genMinV w<> mit fiXi^ciif ht ««fetnen katholisohm Tk#MMisd MMglick 
für diesen die katho4is<ihen OnindsHtze in Betracht kommen, und in 
Bezug auf diesen auch in Betreff /^der Giltigkeit oder Ungiltigkeit 
einer Ehe unter Protestanten ein katholisch-kirchliches Urtheil auszu- 
sprechen ist, aber ohne dass der Protestant sich dem zu. unterwerfen 
gezwungen wäre. Fülle . der Art sii^d z. B. wenn ein Kja.tholik sich 
mit einem geschiedenei^ Pro testantjBn . verheiratben, oder wenn ein aus 
einer Ehe unter geschiedenen Protestanten geborener Sohn zum ka- 
tholischen Geistlichen geweijit werden wllj. , , 
Wenn daher durch die bürgerliche Geltung und Anerkennung 
d^ katholisch-kirj^hlicheu Gesetzgebuug und Gerichtsbarkeit in Eh^-. 
Sachen der Katholiken , für die Protestanten und Andersgläubigen 
keinerlei Beschränkung und Zwang herbeigeführt wird, (wie dies auch 
schon früher steh thatsIk^Uch :t«ig^, inlbeni ift den alten, preusaischen 
Provinzen bis zum Jahre 1849 die Itätholfken auch bttr^drlieh in 
Bezug auf die persönlichen Verbältnisse der Ehegatten an das geist- 
liehe Oertcht gewiesen waren), »b habe» auch die Nichtkatholiken 
keinen Grund, den Katholiken ihi* eigenes kirchliches Recht und 
Geric|it in Ehesachen bürgerlich versagen zu wollen. Mit ebensoviel 
Re<^t könnte man- jedenf^lgr ««eh. katholiai^her» Seits den Protestant^ 
ihr aufpirotestantisfeher Grundlage beruhendes Eherecht' vfersa|^ri Hlhd' 
sie mit bürgerlichem Z'w^^^ga^ jl^m ,]^thoJischen. E^echt uad '(^eri^bt 
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untecwerfen. Wir wollen, um nicht die religiöjse Trennung in uacber^m 
deiitseh«n Yat^lande noch durch bürgerliche Zwietracht zu vermehr«]i, 
im 'Interesse des bürgerlichen Friedens der verschiedenen Confessionen, 
im Interesse' einer jeden Gonfession oder Eorche« die sich auf das* 
Bewusstsein Ihrer Wahrheit und ihrer eigenen imiei;en Kraft stutsty 
volle Freiheit wie im Allgemeinen, so. nuch insbesondere ia Sache^n« 
der religiösen Ueberseugungen. Und von diesem Standpunkte allge- 
meiner religiöser Freiheit und im G«iste vollständiger bürgerliobier 
Reciprodtät der verschiedenen bürgerlich anerkannten Earche» haben 
wir gezeigt, dass die Katholiken mit Fug und Recht, ohne diß Rechte 
anderer Confessionen dadurch zu verletzen, die voUst&iidige bürger- 
liche Anerkennung ihrer kirchlichen Gesetzgebung und Gerichtsbadteit 
in Ehesachen für sich in Anspruch nehmen können. 



Die kirchlichen Verhältnisse in Baden nach den Gesetzen vom 
9. Octöber 1860 und den Vereinbarungen mit der Kirche, 

von Dr. H. Maas, erzbisdiöflicbem Kanzlei-Director zu Freiburg i. Br. 

I. Umi Jetxice RedttSTerMUHilmi airis«lien Miiat iiii4 
Kireiie Im Allsemelaieii« 

$.1. 
Wir haben in unserer Besprechung der ^badischen Convention 
und der Rechtsvorgänge bei dem Vollzug derselben ^)" nachgewiesen, 
dass nicht bloss das positive Eecht der Kirche/ sondern das 
heutige Staatsrecht die Freiheit der Gewissen und der Re- 
ligionsübung von jeglichem Einflüsse des Staates ver- 
lange. Es gibt in Deutschland keine Staatskirche mehr, an- 
derer Seits sind die deutschen Staaten nicht mehr, wie im 
Mittelalter katholisch-kirchliche. Die Kirche hat ihre daraus ab- 
fliessenden Rechte nicht mehr ; die Gewissensfreiheit hat sich zur allge- 

1) Vgl. Arckir Bd. V. & ^4-274. a»4--458. Bd. VL S. Btö-390. Di« hier 
folgend« Abhandlnng bitten wir als Fortsetzung und AusfiUming des IV. u^id V. Ab- 
schnittes der früheren über die badische Convention (vgl. Bd. V. S. 225.) an- 
zusehen. Man verbinde mit dem §. 2. und 5. dieser Abhandlung Über die Be- 
setz nog der Pfründen die Seohtsquellen in diesem HsAe, vnter der Subrik: 
Baden Nr. 5. die grossherzoglichen Verordnungen vom 2Q, und' die erzbiaehöflicheo 
Verkündigungen vom 30. November 1861, nebst den dazu im Archiv beigefügten wei- 
teren Mittheilungen. Man erhält dadurch den ersten genauen ausfuhrHöheren Bericht 
Über die zwei Vereinbamogen Über die Pfif Und ebe Setzung und die Verwel* 
t.'V^ng ^es Kirchenv er mögen s, welche unter dem 13. Mürz, 25.u.8a Ootober und 
2. Noveniber 1861 zwischen dem Erzbischof von Freiburg ,und dem Grossherzog von 
Baden cum endlichen Abschtuss gellmgten. ' (A. d. ti.)' ^^ 
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BidLeiffifiilssfreiheit iwd freien Religionsttbimg ep47ricJlF#t XHe 
fiildiiitg nad die «elbeisti&i^dige Leitung neuer ^elig^öa^ Gen^e^en* 
Schafte»: 'Ist ungehindert gestattet Es miUeen sich al^q .nifiht blos- 
die Kircheii^, sonder^ inebeaondere die,8taat8geiet«elindern^ welf^he 
auf dem nicht .mehr exieitirenden VerlüUtnisge «wischen Kirobe und 
Staat (atif der Staatskirche und den» kirchlichen t Staate) bernhen. Die, 
jetaigen üffimtlichen Verhältnisse erfordern durchaus ei9e neue 
Regelang des Verhältikisses. «wischen d#r Kircht^. und 
den ^mode^rnen Staaten.^ 

Die modernen Staaten sind ihrem Wesen nach 
chriatliche^. weil nur das Ghrislentbum die ihnen an Grundf} lidh, 
gende Givillsatlon- und. Freiheit durch seine göttlichen/ Wahrheiten und* 
seine darauf beruhende Moral geschaffen hat und erhalten kann,i De^ 
ra^eme Staat .muss desshalb die jQhristliche Seligion und Üire (Diener 
schtitne», seine GesetEe den chrisflich^n Principien anpassen» stille; 
Handlungen damach einrichten^). 

Die deutschtti Staaten sind aber keine confessionellen 
mehr« Die Staaten mtissm ebenso wie die Individuen ^i^ Freiheit 
des religiösen Bewusstseios haben; bei jenen ist es das religiöse Oe- 
samintbewnsst^iu ) das eben in Deutschland wed^r ein rein katho- 
lisches, noch ein rein protestantisches ist) sondern vielmehr ein pari* 
tätisch'Christliches^). Aus diesem Zustande folgt einerseits die bür-. 
gerlicb^ Toleranz. Das religiöse Bekehntniss kann, nach 
den jetzigen Mentlichen A^erhältnls^en in Deutschland keinen Ein- 
fluss a:uf b.üfgerliehe o(^er politische R^chtsyerbält- 
n i 8 s e d e r , 8 1 a^a tß b ü^ g e r äussern« Anderseits folgt ,^arai)s , ^ da^s 
dieKirche a]is solche keinen direkten.Einfluss auf Staate 
liehe. od^er bürgej^licbe Rechtsverhältnisse hat.. 

Aus, dieser l^^r^iheit des Staates vop der Kircl^e, 
w^lcbf depi Wiesen der Letzteren nicht widerspricht^), folgt aber 
au<^, dasi^ ,^ie früheren staatlichen, resp. staatskirchlicheq^ 
Bestimm\inge.tt, soweit sie ai^s der Yermischung von 
8ta.at und. Kirche — aus den früheren «veränderten Zu-, 
.«ständen fliessen (Placet, recursus ab abusu etc.) ebenso weg- 
fallen, wie anderseits die Conces.sion.en, welche die Kirche 
den ^tast^n'^nrit Rücksicht auf jene Zustände früher gemacht hat. 
Dies^ beruhten öämöitlich, besonders in Deutschland, auf dör Vermi- 
schung von Kirche und Staat, auf dem Verwachsensein, der katho- 
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f> muwhehH «^ a. O. 8. Ö8a «. 9.y 8. 647, n. 17. IS. • 
8) Marc. XU, l«i)47* i . . 
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ltec}ien'%)tbifite/ mitdeiilk St^t^i'^aüf de^ 'dtltentllclif f echtlM»«b l^tdHmg 
dri^eW^n^^ tftr^m 'j^raepoh^erir enden Vetbaitnisse di^m öffentlichen • 
Wösen gegenüber,- Von dem sie selWt ein Iheil» wm'; c^Äli^feüaür. 
dtm= •kathf61icfi4iifchlfchen Charakter des 'S«Äa«*fe' Und def»'' RbidhfBi 
Diese "ZüsfändÖ* bestehet elietisowenfg !tt*r,* alii-da^J Syst^D- dte» 
Bfevoirmündungs's^tiiates. 'Die Freiheit,' dä;^< SöiJgovter^^ 
nenientMaef socialen Und' f^ligiösen V^rei»e*'ttfia' dwß^r- 
poraftoB^ ist' anfeifkanttt, die F^iheit aBf d^Ä Oefciete 'det Religkin;' 
der Wissenschaft und der materiellen tMi?ress^ i$t fci»:'Pbtt«afllw 
^ewordett, mlcher ^egehiber es'ttm s^ö thehr *^e Lebcnsfrai^ für 
die' KiftJhe geworden ist, ihre iangi?Äorfte FiNßiheit^ aiii^vindich'Wiji 
Preihert für Alle -^ desdhälb abeip Ätidh' Preiheft' für di^e 
Kifch^' ' '"v''" •■■ - ■ ^' ' ■' •• '-'•■ ' ' ;■«'• •• '!'- 

• f)iö tfreiheit d^i« fotcih^ v^m Stasfcte ist ^ also -nlöht blOS-'MliM 
Pi*fde:i<ttng>#esl'Ri|iehtÄ,'welcW ihr^die '«elb«tlitäiidfgerttid :üti*. 
abhängige Ordnung und Leitung ihref. Angelegenh'elleiin'''genUUiB Uhrer 
Verfassung garahti!*t ^), ^sondern auch eine Pord-eruttg die« je^t^iigen 
(SrösamIm'tbe'Wusstseins, efn Correlat der'i^^tteinMiohte'n. 
Vei-hältnisse*). Das Wesen des» paritätische-ß Sechts4» 
8chu4zstaates wird ohnehin durch jede Hemmtriigf ^«ier 
recHtlich^Ä Freiheit, durch Jeden religiösen Sta-atafzwang 
giefähr^det." ' ''"' " •' '• ' '' •• *• '-^ ;■-:.(-: 

' Die aus der Freiheit der Kirche vom Staate sich ^rg^bendö 
öönäerung zwischen der Kirche und d e ft fparitäiische^) 
Staaten Öeütschlands , die Freiheit b^idei* Gemeinfv^'^en lässt sifch 
durchföhr'öii und abgrenzen durch 'Äen Z-k'e^hk und dij^ Wesen 
Beider, sowie durch die Na tüV der in Frage stehenden RiecKH;«- 
Verhältnisse. In allen bürgerlichen und politischen WechtsV^r- 
hältnisseii son det Staat nicht blos von der Kirche frei sein; sondern 
es sollen die ini Staate be'steAenden kirchlichen Corpöratioir^fa, ' V^dnlö^ 
und Personen in politischer und bürgerlicher Hinsicht ttntef der Au- 
torität id^s Staalis ' gerade so wie jede andere Corpoi^tiöii' stehen^); 
In ällöh' kirchlichen Angelegenheiten und Rechtsv^Aaltiiiijßkil dagegen, 



' I) ÄicÄ^cr/Kirchenrecht §. 85; ' ^' * * 

> ^ Qcr €^ru»d der b«iit%eii>JtevoiuHon«i li«j^. kv!4^r I]idlrid«»l|stmBg ief. 
Frdhe^j^ 4ie st^ts niur die Jberrac^de Partei bean^ru^bt und ./uisnUt^.y./i^d in dem 
Streben des BationaUsmus nach ÄUeinherrschaft. 

Ä) Die bul-gerlichen und politischen fecchte' des Klerus, dSö bufgeriichen' Felgen 
kirchlicher Streitigkeiten und Entscheidungen, die bürgerlichen Wirkungen, der Ehe 
und des VctilöbBlsseB, die eivib*eehtliche& Verpftfclytiingen aus iJbBti KSrolM^viQrbande, 
überhaupt alle civil- und eriminalreebtUolien'VevhitiktnitMiie «mtersiek«!» ier .^uvlsdictioo 
des Staates, of. Schulte, Eathol. Kircbenr. Bd. I. S. i04 ff;jU)%jff^ii/ ..uV. • 
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also kl Mbo^ wekhe iwiOlaiibeiis die 9dil^>nt«i>te, 4kn Oirit», «die 
cbristliobe.Ldwes Etmtliiing und BUdungy die Yerwflülaiig des Sit- 
chenrermöge»« , ^ Jürchlichen Veniainmliingent und • Tereine^ die> 
kuroUieiie JkiriscBetion betteffien^ mU dagegen» Auch die. Kircbe« selbst* 
stiMptdig nod fielFoni Stiuite seiiu Inalilen^'d.ieaieiftE^ciittsver'* 
hältsid'isen steht also den iSl^aateh weder eiae KIrdbtngewalt, 
ne^h eibe Kiilr.elien]hoHelt^) (j^^^ majestatieptt oirea iisatcva) bq. 
Man kaaia Letatere auichMJHcht vtuhwi dasattf stiitaeti., dasfi der Steat 
über die ^.Ibttereesen^ ddp Staatabörger 2«^ wuchMk habe» iv«U die rer 
ligiQseii Inlerei^Be», die Urciilichtiii An^iegenboiteii tncbt vom Staata 
zu yertnDten aind^iDie RieUgAons-' tt»4 *B^ek^n*<^^'i8sfi^()i'li«^t 
ist keio ro^ Staate veclieh^nes Beeht .d^r .Kijrcha odi^r 
des IndiTidaams^'S<^D.deirD deven::sittHohe'PflicJit?}i < 
Der ätiAt hat .iim dl^n 2week, dafrtVoUul^ben, da w« Stef 
Thätilgkeit der fdnaeb)^ odertde« C^rpdfatRiia&l«ü3bt*>bilireicht))Biält^ 
lieh zu entwickeln, die (rechtliqhe) Freiheit, d^r Genoss^ensphaften und 
Individuen zu schützen und so die oflTentliclie WbhWahrt zu befördern. 
Die sel'bststandige Bewegun^g der ib. Staate existenten 
Organisationen darf iiur durch das rechtliche' Intere.ssß 
der Gesammtheit, durch das wohlerworbene R 6 cji t de,r Corporä- 
tionen oder Individuen v o m JS t a a t e gehemmt werden. D^ Rechts- 
schutzstaat soll die Rechte jeder Confession, jeder Corporation, die 
Rechte jedes Staatsbürgers j wie der Gesammtheit schlitzen ;. er soll 
sie aber in so lange nicht selbst ausüben, oder ,. bevormunden,^ als 
solches von den Corporationen etc. selbst geschehen^ kann , und resj). 
blos der Re,chts s c n u t z 3es. Staates angerufen' wird ^)., Er muss ctie 
Ausübung der Bekenntnissfreiheit, der, freien Religionsübung ^gerpäss, 
der kirchlichen Verfassung) in solange ungehemmt zulassen, als da- 
durch' nicht in die bürgerlichen oder politischen Rechte des Staates, 
der Religionsgeselisch^ften oder aer Staatsbürger eingegriffen wird, 
Der ^moderne Staat" hat nur bür^erliclie oder poli; 
tische Reqhte der religiösen Genossenschaften oder der, 
Individuen — der Kirche, resp. den Confession en gegen- 
über und umgekehrt, auf rechtliches Anrufen zu schützen, nicht 
aber die religiösen Interessen., dieser Vereine odgr In- 
dividuen zu vertreten. Der paritätisehe Staat darf tflso 

1) Wetin lä dei* Äbh'Äiidlung über das%aä!9che Goncordaf §. Wff. <im Arohiv 
Bd. VL S. 297 ff.) von der „Kirchenhoheit* des SouverStts dW* Kede wat, sO iatr dfcmit 
mir di« Vtftttrefhilig d* »^X5 Ute des Staates gemeint. 

•'%) Vii^^, essai snr 1«8 iäiäniftstations des' cöftfvictibiSs ''rÄigWt^eV^p.' '190. 
BlnntgchH^A. a:'0.'6. »15, wo die Verfasshngen cftirt -«lüd.' B: iS9i n. iT'By' " -'' ^ 
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eb^sowcwig ^ StaateWifger < ' ; zur Etf&llang Hiter religiösen 
Pffiehten mit Gewalt anhaUen, ^1^' et die Kirchb z«w$n'ge:n 'äarf,> 
ilMre kirchliche' Pflicht in kirchlichen BechtsTerhält- 
nissen gegenüberiandereji Gonfessionen oder ilire'n An- 
gehöri'^en' nicht äuszaübenl Da der Staat aber die rechte 
liehen Interessen der Gesammtheit zn vertreten hat^üo 
liegt es ihm allerdings ob^ Störungen' des j)olifisdieii oder büf« 
gerlichen Reebtsfried^is, Mich wetan sie durchs religiöse 'oder irreif« 
giöse Handlungen ' «In < £tn2»lnen oder religiöser Vereine begangen 
werdi^, vorzäbeageinv' dder sie flürü^kzuwrisen^. Wie 
Überfälle Staatsbürger, C^rpcnutionen und Vereine im Staate hat deis 
selbe als(> aiidi den kirchlichen i gegenüber in allen <politi seihen* 
und bürgerliehen 'Verhältnissen derselben ein Atifsic^hta* 
ittd S/ehutz.redbt'). Dieses l&sert sieh nnch dem bisher 'Ausge- 
ffflirten der katbedisehen Kirchie gegeidiber leicht: abgrenzen^); •' 

Es fällt hi^ri^ach lediglich der Jurisdiction des Staates anheim,, 
neue religiöse Vereine anzuerkennen oder zu unterdrüken, sofern sie 
seinen erwähnte^ Zwecken nicht entsprechen. Die katholische 
Kirche und die protestantischen uonfessionen haben, die deutschen 
Staaten bekanntlich bereits anerkannt. Der Staat muss .aber die be- 
reits anerkannten Confessionen in ihrer Verfassung,, ihrer öffentlichen 
Keligionsübuh^., in ihren Rechten gegen jeden rechtswidrigen Ein- 
griff schützen. Er hat die politischen und bürgerlichen 
Rechtsyerhäjtni,sse der verschiedenen Confessionen zu 
einander, sowie der Kirche gegen ihre Gläubigen und Dritten gegen- 
über und umgekehrt ^u schützen. Es steht ihm gegenüber den Rechts- 
handlungen der Kirche dasselbe Aufsichts- und Eiusichtsrecht wie 
den übrigen Vereinen gegenüber in der angegebenen Weise zu, und 
er Itann ji^den (auch gegen seine Ordnung gerichteten) rechtswidrigen 
Angriff zurüclcweisen , wie er überhaupt jeden durch kirchliche Hand- 
lungen begangenen Eingri^ in die Rechte und die rechfilichen 
Interessen der Gesammtheit abweisen kann ^). Das Aufsichi;s- 



1) Hiernach' ist die polizeiliche oder repressive Thätigkeit des Staates gegen- 
über von gefährlichen, religiöseA Bewegungen fNapoleori bei Thiers, Histoire in 
Comvlait j; ISdi) ^u bemefeaen. ' . . . i . 

2) Das rein politische Aufsichtsreoht. Bluntschli a. a. O. S. 412. 

3) ef., JSi^vite, Kirchenr. I. S. 417 CT., welcher die re^nkivchliohea, reiostaatliohen 
und g^m]0(^ten, Sachen aufzählt. 

4) Bluntschli a. a. O. S. 549—559. steht noch an sehr «uf dem Ston^nktie 
def VermiaQhapg: von Staat und Kiruhe , derKiroheuhoheit des Staates ., welohe 
er, obgleich ;^r, in», G^aszep von den Principien des Beohtsstaates a^syeht,« — f ae^ duriBb* 
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reobt des Staates Ist a.lfto. eis n«f ative«^' verbietendea, 
abwehrendes — der Kireh^ gegenüber, ein politisches 
Recht, welches mit di^r Leitung kirchlieher Angele- 
genheiten nichts zu thun hat. X)as S.chatärecht des Staates 
gegenüber der Kirche hat denselben rechtliehen. £%iariikl|0r, 'Wie ge- 
genüber den anderi^ im Staate existirendien Per«otieu. • Die Kit che 
h'.at anderseits gegenüber dem Staate ein Aufaiohtsreebt^X 
damit er nicht in,. ihr (Gebiet heritbergteife mid ihve rWirksamkeit 
atöre. .Sie hat eben ^ ein Scf^uti^reclit,. iadem, si^s ihre i Mitglieder 
zu guten Stzatsbürgern erzieht uud durcb Einschlirfuttg ihr^ Heils- 
lehr^fx die geseHschaftüche Ordnung und Freiheit* erhält. Dlese<Pris»- 
cipien d^ Hechtis.gemeiQschaft, dea gemtinschaüllichen Kechts^ 
bewusstSQMis zwis^cheu Staat und Kirche (nachdu^m das geineinsaiDe 
kirchlich-religiöse Bewusstsein nicht muehr e^istirt), walches auf dar 
Freiheit beider Gemeinwesen, beruht^),, liegt den auf die kirchlichen 
Verhältnisse bezüglichen Sestimmungen, der preussischeni Verfaesung, 
sowie auch dem österreichischen ., Frotestanten-^Fatc^t vom 8. April 
1861 zu Grunde. Die' neueren: GonjQordal^i beruhen zwar im Ailge«- 
meinen auch auf diesem Grundsatze; um aber den historischen 
Zusammenhang, von, Staat uq4 Kifche nicht aufzugeben, sind hier 
Abweichungen yofk di^^m Sy^t^u beliebt iiH»rden, indem das« obeti 
dargestellte pQi>itive und histortsche Rechte die auf obig^i Prin- 
cipien des modernen Staates beruhende Freiheit : der 
Kirche gerade durch die C.o^ve4»tion modcsirt .wurde.! .r 

Uv »AS JettHlir^ Veirhftltnlflir Von Staat uitdr Hlrelie im 

:' KlnzeHicii.- "'' 

i^. pie AsffOGiatlaasfk'eiheit i(eir JUrcl^ft. . a 

t a. Das kifcftllebe Aemterttesetftungsrechr. " 

$. 2. Besetzung de,s^^.rf5l|isch.ö£liohen St.uMöSy .der Don)- 
Pfründen und d,^r.erzbis|ßliöfUchei» Behörden, m;// 

1 Während naxih deri eben besproielienen Principien ' des heu- 
tigen Rechtsschutzstaates die Besetzung der kirchlichen Aemter ledig- 
lich Sache der Kirche, res^. deiren Vertreter Jst, weil Aach der hier- 



•V&m. 8«ine l>aratell«iig' über das ktoJK eHaiehlagend« Mcmg^' 'Üebtä^fhlUHiTtfi 
durfte indessen die^ beste und pfndfUM^ m.neueryfr, Zeit sei^J > .';<'' i '1' 

1) MoU citi StÄatsrieciit II, p. 479 ff. 

2) cf. Richter in der Dove'sohen Zeitschrift fdr Kirchenrecht (Berlin 1861.) 

i s. loaff. . . n . ... 
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aiHT' oAABiriMeH AfsoeiotioBtffiwilielft j^derVerän tihd jede Corporatfen 
im> Staate t seine Beamten *s«l8t£iUiiid^' enieont, wurde dieses Recht der 
Kirche dbroh ekie VereinbiuraBg • demselben mit dem Steate moderift. 
Seiches- geschab dttrch> die Bulle ^ad deminici' gtegii^ eastodkni:^ 
vegn l'l..ii9ül'iB17 utid 4m ätaä gebörlgten Br^fven rom fl. liiid 
28. Mai 18i^7 1) • (eines an dien Eiwbischel tind^ 'eines an das Cflptol) 
imd es laatit ^e vereinbarte 'Bestiitanung dei* Conventton ftm i827<i 
«u ^&r€rte»0^ Sooftidef ei^sibfeclMMioiie "oder ein 'bisehöflich^r 
SftiitflMigt ieia wirdv wilrd da» Oafpitet der beti^e#enden Cathedral- 
kbehe Soi^e tragsen, dask tbfterhalb^^ines Monats^ Vom Tage d€ff Er- 
fed^img an gemhnet ^ die Landesl&rsten dei^ befreffiend^n ' Gebfetes 
y^m den Kamen der^ 29im Dieeesan-Kkms gehörigen Cätididaten, 
imkhe r^asselbe ufaih} den canK^iäscheii Versehfiften für würdig «knd 
taliglieh eraohtec, die erzbinehMiehe oder bid^ötiiche Kirche ftGnm 
ttnd^iWMs^ jin regieren , in K^niitiiids ' geset^rt w^rd^n.- ^eAn abeir 
laeileidit Einei* yoa diesen Candida-ten selbkt dem Lan^eslttrsteh lüiri- 
dff/angieiiehm £(ein möchte, so wird das Capitel ihn aus dem Ver- 
amclAiisse streichen;» no^ mUss die tilnrig bleibende Ani^hl der Can- 
didatem neeh ' hinreichend seitt^, dass aui» ihr der* neue Voi^teher ge^ 
wählt verdon lidnne') dknn aber wird das Capitel zur canonfechen 
Wahl eines aus den übrigst 'Oandfdteten -femn Erzbischofe oderOM- 
schofä naefa'^den"gew5hnUdien caiioni'6ehen Formen voföchreiten nnd 
dafür Sorge tragen; da^s die Urlninde über die Wiahl -in authentischer 
Form iuneriiatt) iolner Monatsfifet 'dem Papste voigelegt werde.^ 

„Zweitens. Die Bewericstelligung des Informativprocesses 
^^Ijer die Eigeijschaften d^ ^ I?r9moyf q4?P c*W». erzbi^chöflicbw oder 
zu dem bischöflichen Stuhle wild vea.ckm Papste in Gemässheit der 
Anweisung, welche auf Befehl des Papstes Urban VIH. sei. Anden- 
kens herausgegeben' wördeii ist, cfhiem der If^ovihzialbischöfe öder 
einem in Würde .steheu^en . Geisdichen der betreffenden Diöcese über- 
tragen werden; wenn der Papst aus diesem vorgelegten Informativ- 
fnraceese eriueh<!, dass der' Gewählte diejenigen Eigenschaften besitze, 
welche die cahonisohen> Vorschriften von einem Bischöfe fordern, so 
wird ei; denselben sobald, ^Is möglich durch eii^. af p^tolisehes Schrei- 
ben bestätigen.^ s : , . 

-Prittc^u-s. Wenn aber endlich die Wahl nicht nach cano- 
nischen Regeln vorgenommen werden, oder der Gewählte nicht mit 
^eA .yfjgcged^chtea Gaben ausgerüstet l>Afmideii wird, . eo wird 
der Papst dem Capit?el aus besonderer 'Giiade gestatten , dass es, 



1) Abgedruckt im .Archiv*' Band II. 8. 278 ff. 



„yi^,]^l|eii£L , ji» dy^r,P#^a iit^>. so* 9ft cU« Pe^i^at., oder ei^ 
CaiKmka^ o0fir.Vif^p^iat (Qa|]t^api^ij^ friedigt wM» wir4 ^abw^h^li^Ojg^ 
weiie d^r Srit|McJi|o( ^tsr. da» lK;t))ef#«^d^ . C^teV. ini^r)]^)b se^ 
Wochen, vom Tage der Erledigung an, dem LandMiäfgteR vier Caa- 
didaten, wetcflie die'he^ffii^ Wlpftm e Aalten Haften ,' ihid^ittit den 
Eigenschaften begabt sind, ^etcbe die canoiüschcn VorsQhfiften bei 
leiDeni C^itulatf^ii» ei^Ditdtfray. ^stogettj Weftm abes vieUeicbt Einer 
diesör Candidat^rt dem LaÄctesflifsteB «nhkk-r AngtMimsm »M^, 
so wird ,der JP^idWiüy^t ..dem J^^ oder. Biscbofe qder' bezii;^ 

büoi|gsw-i'ke.d«^a QafateliAi^cbta; eBiäG&iMi lawtfi^ «Lawifc jeaaraiia de« 
T^rzeiciinfsse* g^äti-ichtn wtTÜc;' dattti aber wird der'E*«feiscfiof 6#wr 
Bi^cbQf, /oder .bipziehuug3iy;tise. das .' Capitel, mn daa Decauat^ ein 
CanoBieat oder ttimi Präbesad» iidei %un< ViQsm^^^n.he^etmn^^am Ei?- 
nehnung tini*ls de^f ' Übtigen '€Ändl^aten se&freit^fr, welWie«' dtef^Ers?- 
bischof oder ^ Bischof die cänoiiische Eiii^^elziing ertlieileh wird " 

in dc]».:.^«iia«atßji .Sre»^ wird dorn Gapl^el noqbvtiop/ohlen, 
tkiir 8'oleke s^u' Bi^öleh ivt wählen: „'qid^fude«itia'e Hußtö amem&tih 
dantur e{ ^erenjssuno t*riiicipi luon niimus^rati sunt* Im Uebrigcn 
wiederbok^i.di^e ;Bi;«\:^ uur ^i«fai)h. die erw^^n .l^timaungie« 
deri^Ucf Httd bedekeh sieh auf dir damalige erst« Bes^^za»^ >=det 
Domkapitel miä auf die später eintretiehden Bi^chöfswaUen. Diese (wie 
eß.jml.. Axt d(^r,Gauye«ti^^ Ton 1869. amisdr^cidi^ ^e^awt ist), 
vertTaj^Ämäsöij^^ii Besümmungen sollten dareti die- OoHvenilOÄ 
von. .lÖi^C^pä^^^^^^r Ausführung gebracht werden^ und! es ^sollten 
deiBgeinites .^. Mssit^ sk^^midilg^n &äb^n. Imi^^brnMiißm y^r 
oi'dnütig^ä' efatftifllen. ' . ! . ; 

V^'pV dem Entymr^ (welcb^r, wiä erwähnt,; vor diem 

Vfcjflwme ,j:ää i$27i mifcftErfote vom Paj^te, verworfen rwurd*)*) wwbr 
gcbitdete- 'FtttfdAfti<)^ns-Iiisrtril!fie»i> t'Om 16. Obtober 1«37 und d«r§.löi 
der Verordntihg von 1830' schrieben nämlich einseitig vOr:/ dlaV.Ck- 
pil;el fcÄwe>oiwr. >eifte..deiÄ.Kt*ftdei*lww^ wo blgefWiUgse,^). Person 
wähl*« 'önd htkh^ sielii MestAer vw der* WahJ * *« ^«rgewiwwriis »^ d^r 



1) Art. XXm. der Convention. . ^ , . , . , ,4. ., .. ... :, . 

. , ^ cBf*4i^,K-.^^r ?^«?i«?;*tio'^fi.?^W*'''^ ^^ citirt^ ej8pij?iizi<>n^.4ei ijentimenti 

. . . ^iIbi?Äf!/*fÄ^S'^^deriu^,i^t m Art* I- dv.JE^iUe- afiJ),o^. 8?c...0Hflt^ m^ M d^ 
Ijiiii^q^jj^.gr^^g fjklit yor§jeseJt«ieW. ..Sach4em 4er Laftdeshcry^e^p.|:at,<4u^y^ 
mit 4^.„g^zigf|n ^ei^pliränl^^,) dass nooh. eiu^ Wabl mp^U^Jf ist,, geltend ^mact»t 
h^y, kaiin .4««^, qfmitel,,.frei , ?5r«^l^»» . cf. Die; ^Jpte, des, Cardfnals . Lambruschini 
von» 17< ^i)teipber iß^t (wornaioh mindestens drei nicht gestric^,^ ,w«rdei^ flfii^^) 



Lätid^herr' kbimi aus -der Liste d«r WaM^iidMat€Fnt^4ie' ilüti nieltt 
angenehmen Personen streichen^). Der Wahlakt solle unter Aufeieht 
einei^ dabei praes^nten landiesherrlichen ComnUssärs geschehen, dessen 
Zilstknmung zur Vei*ü*dung und «tun Vblteug der Wahl erforderlich 
sehl^). Der $. 15. der Verordnung von 1880 set«t die Eigenschaftefi 



bei [BUf^] ,19(iederhQ^lltmg des fDanpnwohen Beohtd« (Stuttgart 1853.) S. ^15. So 
Ist es auch in Preussen. Bichter in Dove'a, Zeitschrift für Kirchenrecht I. S. 113. 

1) Das BistfaumSfundations-instrument besagt : 

«1« S6 oft der bisohöfiiche Sits erledigt ist^ hat das C^pltel iniierlialb.eises 
HooieJtSf vqm Er^^digvngstag an gersNchiiet, U,p8 ein V^rzeiichniss derjenigen Diöeesan- 
Gkistlichen voriulegen, welche, dasselbe für würdig und tauglich hält, der Kirche mit 
Frömmigkeit und Weisheit vorzustehen. Sollten unter diesen Cantihdaten Uii's mln- 
4er angenehme PerSMien bestelran, so wird dasCaipitel dieselbe Huf Unse«e S^iiir 
nerung aus dem Ver^eichnis/se strichen. Hierauf l^at dAs Ciipitel zjojr Wahl des 
neuen Erzbischofs zu schreiten, wobei es verpflichtet ist, nur eine solche Person zu 
wählen, von welcher es sich Vor dem feierlichen Wahlaot die (s^ewissheit versohAfft 
bat, 4ius dieselbe die voiyätehri^eB^n Eigensdiaften besitze und Uns woJilge- 
fällig (1) sei. Wii: behalten Uus vor, zu der WahUumdMuig einen landesherr- 
lichen Commissarius abzuordnen, ohne dessen Zustimmung die Wahl nicht 
verkündet, noch ein Schritt zu deren Vollziehung geschehen darf.'* 

' „^. ' 2ttm BisdioVfi kAnn nur ein 'Geistlicher, gewählt werdeto , weleher ein 
Be^tA^bei! von.Qebnrt, und BiM^^f .Unseres Staates ist; (in der landesherriioben 
Dotationsurkunde für das Erzbisthum Freiburg vom 16. October 1827 ist hier 
noch beigefügt' .oder einer der Staaten^ t welche si(^ an Unser Landesbisthum ange* 
«efaleiiiete 'buben*). Hebst den vo^gesehriebenen eanomsohen Eigensehafteii ist <es er:- 
forderllebf. dass derselbe entwedec die Seelsorge, ein akadeslisohes Lehi^amt od^ec sonst 
eine öffei^liche Stelle mit Verdienst und Auszeichnung verwaltet habe , sowie aud» 
der inländischen Staats- und Barchengesetze und Einrichtungen kundig sei.'^' 

fßb Oft die Stette eines Deoai^s, e!nes Capitulars oder Ca^ians an der Xetro- 
yoUtankUrche zu.Freiburg erledigt ist, bat der. ürnbisd^of , abwechselnd mit deip Ca* 
pitel, innerhalb sechs Wochen, vom Tage der Erlediguug an, Uns aus der. piöcesan- 
Geistlichkeit ein Verzeioh'niss von vier Candidaten vorzulegen, welche äje^erford^r- 
liehen BigeniicbaftiBn «tt ijen erledigten Steilen besitzen. 'Sollten unter diesM'CMdi- 
daten Uns minder angenehme Personen sich befinden, so wird der ^rzbiscb^f odair 
resp. das Domcapitel dieselben a|if Unsere Erinnerung aus dem Verzeichnisse 
streichen. Hierauf hat der Erzbisctiof ', oder resp. das Domcapitel zur Bese);zung der 
^IM^ten.StöU^ ^u soU^iten, wobtf sie vei^fliebtet slndytiur dfne sotehe Berson zu 
be4tiuimw}» Y09!. welcher sie sieh vorber. die Qewisffreit versobafft b^]7qn,,df|8S. die- 
selbe die erforderlichen Eigenschi^ften besitze, sich durch Klugheit empfehle und Uns 
wohigefällig sei.* / '^ 

„Wir behalten Uns' vor, zU dieser V^iiiwidktng eitien la;ndesberptieb<ei^ 
CftmtnlssaiTftts abzuerdneb Uü4 der darauf er^)gteiD; ^nennuag Ubs^re Uil^a^ 
herrliohe Bestätigung zu ertheilen.* 

„Kachdem diese erfolgt ist, wird die Einsetzung in den Kirchendienst vom 
'Erzbisohof vollzogen werden." 

„Zur Stelle einps Domcapitularen keimen nur ' DiÖceiAn-Geistliche {^langen, 
welche Priester, 30 Jahre alt und tadellosen Wandels sind, vorzügliche fhe^ölögtlclie 
Kenntnisse besitzen und entweder die Seelsorge, ein akademisches iSehramt oJer sonst 
Mne Blfentlicbe Stelle niit Auszeichnung verwaltet haben , zugleich aber t&it der Lau- 
desverfSasSühg genau bekannt sind.'' Vgl. §§. 15. 20. der Verordn. v. 30. Januar 1880. 

2) Die Fürsten sind nicht in die iftechte des Kaisers getreten,' die Bisdhb'te stuVl 
^kein« VasAllen iA^br und haben die politischen Rechte nicht m^hr, die sie Im deut- 
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fest, ohtie welcii» ibMiti^t k«ln Ouidiaat iiif die Liste iter Bew^rb^ 
g«8«Mt ' <W^rdi9ti -Mtfe ^). OhneUn verlangteB diese Yerordniuigett nofilk 
obeitdMfil>;df« laitdesheittbche BosiäÜgting de0 Oiewählton. . 

Oe^ dUm^ -S^scbrSnkangpBii des caMnitolien freien Widilredhts 
ptöt^ttn^ tiMkti Mos der Papst In dem Brere ^perr«aefat n^n ito 
pdSMA^,* söttd^tt ftitAi die fiisch^^fo dcnr oberrhebiisohen Sltichenproh 
Tffttftfiden Deftikschriften ton 18ftl und 1858. In der letztem 
(0. 101.) tHlrde beeonders betrefgehobeii, ,,da«B sogar Biaehofswahlen 
tot nkMg ei%lirt werde«! tnusttten^), well die B^miscfanng von Be- 
glentiygsbeaiiilM) soweit gegangen, dass die gesetzlicben und wesenfr- 
llelieii fi«diftgotigen einef formell giltigen Wabl fehlfön. Die Befn^- 
niser, weldbe die Bulle ad doln. gteg. east denLandesfaerreii elnräiinit, 
besieht in dcfb Rechte^ personae raitins gratiEie von der Candidatenliste 
m streichen. ' Die Bischtffe iftössen darauf bestehen, dass, wie aucJi 
die erwÜiMte Bnlttt In Ansehang der Bisehofswahlen sogar aiisdrück- 
Kch sl^alift, ^e für eine wirUidie Wahl zulängliche Zahl von 
Cimdidaten auf der Liste stehen bleibe. Jede aindere und weitere 
Einwirkung der Riegtierungen auf die Wahlen müssen wir 
als rechtlich durchaus unzulässig und yerderblie:h, ärger- 
nlssgebend und die Gewissen der Wähler und Gewählten beschwerend 
beieMin^.^ Die Regievungs-Entschliessungen von 1858 deuten inämlich 
die Bestinunnng der Bulle, dass keine persona principi minus gi^atä gewählt 
werden seE, so, sds sei es Pflicbt der Wähler „srur solche Personen 
auf den blseliMiche& €N«hl oder zu Domcapitulaifefi. zu wählen, T^n 
wcAeheti sie sieh ftorikib Wahlakt Gewkisheit: verschalt, dass sie dem 
LandesJkerm «be^ein^d^ers wohlgefällig iseien,^ und geben zu 
verstelle» v)' dtiss dsdaus dein Landesdi^rn . ein Hecht: erwachse^ diese 
Meoüders WohlgdäUiget Personen den Wählern bgendwie zu be- 
seichnen. Die Bulle i ad^ * detai. giegiis. en^todiam w«iss abeu dav^n 
i^dtits; : I /Siä- sdireibt die Einreicdiuikg eiiieijl Candidatenliste 'Tor und 
gibt dedt Laniferiicrm «iaii Recht ,^ davo» solche Oändidaten., die ihm 
minder angenehm sind, zu streichen. „Beruft man sich auf spätere 



sdke» Beiehtf hmeäi Bit tftiAÜtt >aMo keifl Bwilktdgl^nd But' Aiiw<>lita&Ag V6& landea- 
bentfeh«tt Oettmrfwareil' W der WäM od«y d«lr Omä^orfttion rosp. ItfresCHnr, abg^e- 
MlMi da«^, ««88 «lüei BfettvlMSiiiii^ k ^«^r elfi Voto.g^9|*«tt Ait Wi^l dttrebnus 
tH#en«BlltlM mA rnttmitAatik li«. ef. Sühuite, Kummet. BA. fl. §; SV. 88. Buir. Con- 

l)> ZH«s0 siad iat eftnontoehen Rechte Behoü t^r^i^heu. of. Sehtdte a. a. O. 
f. S$^ mr fbrdenmgt) dass der wtt waMemde e!n De«ls6fa«i!' sete mUiise, TAU thit der 
Btiptflirtea SeeilttBimig «MfammeB/ däMs er BUtii DiÖotssstvCliarirs gehören s^le. 
ef. J^oM, «it.< WllitteMil». €oiiitti.<^Ber: Irber die OomreM. i«it detti pikpBiii, Stahle. S. 9. 

8) ef. Bader, die katholisehe Kirche in Baden. Freibarg 1860. S. 55. < 

AmMt Ar KinkeueA«. ¥0. ^4 



Bt^evei), •n&mltch^dtIf die<bei<)0iisdlahMg «4eir«JK9tibiuiief^>W 
BiBohöfe vßod Capftel erlaaseBeopäpstUiefajen ScliteHbePI, fj^rwilr^4»# 
jene Bestimmung entliAlten, 90 ist -ktaterei dlVQb»ll^^ttnbf%rj»M^t;^.' 
I>ie^e9 T^ertragemäfioge Wahb^cdM^! dfit B^obölf) jm4^. , Capitel 
miiäste, iifaehdem man die atts isder iß.taaitlib^TOriD^pdmii^, d^ 
Kirche fliessendea Beiscbränkiiiigefi.diesädbetli >mxnB4st^:4i^ Hegj^o^ 
der Diöcesen nur'rairregieTHftgßiabhäi^gfigen •S^bjfcteil. gf^#i|tet 
werden )»611 — aufgeben moseitev i«lnde9tei^ r^stituirl ,)¥r^rden. . Die 
Praxis in der ErEdlöeese Freiburg us4 Ju 4em SfistbEim Botli^liJ^ 
bat in der That aeit 1853 dafr Wabli:^bt .naeh . diem? InMte. (4»r 
Bulle von 1827. i^estituirt und lat «eitdem^nur ^e yor de«»£rf|)i«K;hQfe 
resp. Capitel entworfene Wahlliste dem Lande&heärm nptgcilhHlit wcfrr 
den, um die ^petsonae minus gratae^ su bjeaeiphuen,' lAUß der übirif 
bleibenden A»zahl ,: welche noch hijoläiugiioh war^ iUm^deo «eeuilii 
Pfründeinhaber daraus zu wählen, -wurdflohÄe« Jef^che 'W^ttwre>.Mitr 
Wirkung der Eegierüng der neu zu .Ernennende durchaus rfrei.'giewäMi: 
Van der Anwesenheit eines laHdesherxlichen : .Comtnissärs . b^ir dem 
Wahlakte oder- der Investitur war seitdem> eb^n ^so wenig die/Rede 
mehr, als von der landesherrliehetn Bestätigung undi wurden* bei der 
Wahl, insbesondere bezüglich de» Et^enschaften AeiS ^uW abb- 
lenden, ledigUch die canonisehen Y^rs.e brietet; becdiaelilet ' 
Die Convention von 1849 hat5. . ?|. I . it..-.;" i: •» 

' 1) zur Aned^eniTUi^g, gebracht, dass^ ^e cihen uerTviilmtttü -Be- 
Stimmungen der Bulie' ad dom/greg. ciist. )il;ijrtF&g0ttL>äs«lge 'seleo, 
2) dass üese verttäglsn^sige /uhd, faetiebh' beafehende Wihlavt 
fortan von Seiten des Staal;cilwie der! Kirche ^nivbeaehteni sei. Il^J 
In der Instrttctöon^) zu Art. I. .deiii€onveiitkxn ^ist*' dieeel^'iioch 
deutücher mit d<sn Worten' ausgespreiehen :i „£9. ist. des^ heiligen Stufaleis 
Absieht, dass an den apostoliaok^n 3«ndaehreibcil>, wtelche 'ini -der 
Form von Breveh von* Leoi iXn^fUiitiariidem'ißlviuirA. 28;i'Mai.:liB27 
erlassen worden sind, in dem ^nne ifest^eha^ten swerdet^ viireieheasiKe 
Worte geben.* . ;v ..•.';■ f .»•.:. > u>. .■••i.' • .-.I .irr. <ur t '' i.;.' 



1) Riess, die wiirttembergische Convention (Freiburg 1858. J 'S. Sl. ' 

2) Der Brebißchof «nd . 4aa ; Pomci^pit^l ; iff ijir^^ii . ^cjl^ j b 9 .^,n 4 e n #: .]Voi»> IM- 
ligen Stuhle angewiesen:, «ut U Mmtum eeolasia«^<x^ v^t in. . C»i»Qpic»gi. w i <lm <»M»faffl- 
politani Tempil coopteutur, qni no|i. sqU» pietateniBK^^ftM» et,(7{era.«()9leßi#fljtiao H^kü» 
emineafit) verum etiam nepesaariam peritiam hi^beant in ßofi^MU^ Vkfgof^Uß imBitfBi iveßfh 
tandis, quique aliis opportunis praediti sint dotibw, j<4 t^hh,,(mxiiiuriafß .u/i^ff^ 
que operam navare poßsint in J)iQ€cem. prf>cy,fatii^ne,* Pas iB^XftYfi^ Gj^i^g^rs XYI. 
vom 10. April 1844 an das Cai4Hl Ton,:(^Mexif u^d fpsen Uberl#99t« dtßsean di»,^ 
wügung, ob und in wie wei^.einß 4esigmr|ie. Person weniger, g^mluaft 9ßX} liwb^ 1» 
re8ponsi^bilit& sjLa .tutta a ctjdßo del .Vesaovoi ed U .G^verxK» ap /HiiiiblM^o «tc^^ 
parte.** : ^ > . • ..,•«■: .;'• ,^\\'^^'\ *•. lir 



DEas Gesetb iom 9. Oek)\ki 1860 $. '8. gfhi i^t Kirche' das 
freie Bescti^ii^r«(^t ihr^r-Aetoter zurück; bestimmt aber, in Ueber- 
•ißstiäimiii% diit- dem ' Elrckeiirefeht , dass dieses Recht der Kirche 
durch besonder« Beehtstitel' resp. ' das Patronat beschränkt werdet! 
k^nne. Aus deni seither erwähnten positiven Bechte, der Con- 
oes 8 i o'n ider Kirche^) las»! sich die besprochene Einwirkung des 
Staates bei dorBeäetsEüng^der fraglichen' Stellen rechtfertigen, und ist denn 
«ttchi'iiaoh 'der jetzigen Praxis die erwähnte Bulle von 1827 resp. 
4i&r Arti'l^ de^r Convetition von 1859' massgebend. 

IL And^rs^ Terhält es sieh mit der Besetzung der Stellen eines 
Geaeraivlicars/Officials, Piscals, der Ordinariats- und 
Of>fdei>alatsräthe,' sowie der erzbischöflichen Decane. 

< Det .$*> 32. ' u. S3.' d^r Gruhdzüge, wie das citiite Bisthumsftin- 
d&tioBsinstnimeiit Nr. • 8. utid $. 21. der Verordnung' von 1830 be- 
stimmten nieht blos,* dass „das'Domcapitel in den vollen Wirkungs- 
kreis, «der -Pi'esbyterieh* »eintrete^, «OBdern in illiberaler, widerrechtli- 
cher') und äAtkaoonischer Weise ^i * „Das Domcapitel bildet unter 
d«m Erzbischofe'di« oberste Verwaltungsbehörde der Diöcese, der 
Decan fahrt' die Direetloti. iDie Ve^waiitungsform ist 'coUegialisch.^ 

hl' der Citizen 5,EspoäizlOße dM sentlmenti" (Nr. 8.) ist zwar 
henrorgek^iben , • dksm öib Mitgli^r ' des Domeapitels verpflichtet 
fi^nsoliMi, denv Bisehof in «der Verwaltung' der Diöceso zu unter^ 
stützen*). Diese < Ünl«rs«öti«tig soffl «bttf (wie die esposizione hervor- 
hebt)} iMMoh 4en Bestimmungen > <ies 'Kirbhenrechts geschehen : Juxta 
eä, (|{uäe€liiiones^prai»Berfbiint/ tiiit lü^ünc^ exigit ^eonsuetudo.^ Hier- 
dach i^0gi«rt aber^ntohl das' Doth^iapit^t nach Sümmeiimehrheit , son- 
dieib der'OrdteariUs die Dide^se; er isf nur in bestimmten Fällen^) 
B& 4fii'^coi¥s}littm re^p. denksföiitenlsUB Clkpitüli gebunden; ihm steht 



. . , ;l) cjf.,WoKtt|8eriCo*cop:Äl-J.'l?>»fesWiPJ»pWe,i bn Münch I. S,.18 ff.; cf. jedach 
für die Wahl der Capitel Pertz mon. II. 224. Thomassin p. II. 1. II. o. 88. Müneh 
a. a. b.'6. 2Ö ff. 42 ff. FranzÖsiaclies Cöncord'at zwischen I^eo X. mid B^ranz I. be 
ÄÄncÄ I. 230 ff. §. 4. von IStfl. AH!" iy^'V^ Neapolit. Concord. i.SlS. 

Art. 28. bei Münch U. S. .717. 719 flf. fepiin. Ooncord. 1753.* (eod. I, 446.) Bair. 
Concord. Art IX. i. Öesterr. tlönöorä. Art.' ilX. PreusSy Hannoversohe Convention 
(bei Schulte, Kirohenrecht S. 6 ff.) Schweiz. Conventionen (Münch H, 460 ff.) Art. 9. 
regp. 12.. Belj^ische Convention. 1827. 4r£ lll.. (bei Weiss, corp. jur. eccl. Giessen 
183S. S. 178.) ■ Riisaiflehe Convention löi) Äft.^ÜI. (in l»ii 1^- Acta 1, 119.) 
2) ÄwÄfcr, 'Kirciete;ec^' S. 404: '^^r. 1. . ' ..'/.' . ./ ' 

,3) [BwsJ Wie<>erher8tellüng des cahonisc^eix Rechts, S. 178 ff. ^ 

4) Dasselbe tesagt auch die „Declarätiön'* der oberrheinischen Regierungen, 
Art. HL . ^ ;.:. • * •,,;• -k. 'i - •:. 

5) '^Jf.TJS^waiy Wiederherstellung des cänonischeia Rechts,' 8.178 ff" Ueber die Rechte 
de.8. Don^capitels ,als Qorporation. cf. HulUf, ßi^ juristische Persönlichkeit deir Dom- 
capitel (Bamberg i860J BöuU,-äe capitulis (Paris if852y. 

4* 



^2 ifim- m 

e^ frei, ffE^en G^iwalvicy, OfficM4 «|i4 «eine Rädie ms dar Zahl 
der Domcapi^fQ» o4€i3r der fpder^ 6«is4««lteii eq w iUcn. 

Die fr^ie Ernonnmig ^ Gesk^^fXvmx» ete. durdi den Bkehof 
lUvt ebei^sa ^ d^ li^tur der. 3aehe. . Br Ul dar StelWeftreter des 
Bisio]^o(i und »fiqht ipU ihip. jd^r qwe.jiirlstiscihd Person ans. ^) .Er 
Übt l^fliob die Useb^flichen Kefibt« ans'). 'Die'Avstibang derwieh* 
tigen^) bi^chöflieheBHß/ah^e, w'^ ^^W}»iMißn ito* DiSeese, Btamlang 
von Synoden, A^satj^Hmig daf WQih#dii»l#9^rtidiia|lr :CoUsAiQllldeC'Bo»• 
neficicu freier Qq)1^^, die JSfipujAliap etnea PatronuMs^ die ftfatissto 
criminalf ß ^), Tbeilung und VeF^upigmig diK Oen^ei^a» die I&Bservat- 
f^le köufi^q ihm bf^sandeps übertrageyp. .werden ^). Daraus folgt, 
dass ^r nicht blo3 vom Bischöfe allein (wohl in der Regel 4e flicta 
aus der Zahl der Canonii^er) ernannt, sondern Ton ihm auch (ad nu- 
tum) entlassen werdeipi kann, dass seine Funetioa niil dem Tode^ider 
lienunciation , der Buspensi^a, der Versetzung oder EntsetzuBgoder 
(pvefa^gennebmung des Bisqho^ ifso feeto aufhötfl^). Was veo den 
Generalvtcair gUt) das ist ^U8 denselben jGrründeti vom Officia! und 
den geistlichen Käthen und Assessoren zu sagen, ebeasie 
auch voQ d^ Decanen, al;isf den StoU Vertretern des Ordinarius ih 
ihren ]L«andcap.itebi ^) , ui^d den übrigen tiandcapitels-Vorstän- 
den^ welche jetpst von dqn Qspit^to gerühlt und vom Effzbischofo 
bestätigt werden. Tfi^ Regierwg mischt sich naeh $. 7. und 8. dee 
Ge^^tzes in diese Beiet^ungen selbst nieht mehr ein« 

Sowohl das bayerisehe Qoiacordat (4i:t XIX a.) , das nledetUUi- 
dische (1827)7) das russis^bei, (Art. XyiL), das säuische (Aut. XV.) »X 
als das österreichische Cp^i^oridat (Ar^* IVa«) garontireii^ demBiselMife 
das erwähnte freie Ernennungsre^ht ^6m^ GeDeralvieava.und^ sdiMr 
Bäthe. Pieses Reeht ist $hm a»ph jdurch die vjreUliobe Gesetzgebung 
fast aller Länder Europas nicht vorenthalten. So übt er es selbst- 
verstän dlich in England uiid Belgien , aber auch in Frankreich kraft 

1) Cap. 2. de consuet. in Vt c/ 3^. x. de. off. or4. Sebuff, in,pr%x. benef., 
tit. de vic. episcop. Der Biaobof js^ajxn meiv^er^ Generalvicare. anfsteUen. Barbofia 
p. 3. de off. et potest. episc. allegi?4. n. iÄ6.' ,-,',''. ' . 

2) Kraft seiner Bestellung Gar4:iaä de beneiic. ^. >. c. S. ^ S5. . , 
. 3) feeg, 81. jur. in VI. '^^" \ \ ', 

4) Rebuff. 1. c. tit. form. vic. n^ 3^^. ' ,/ 

5) Beiffenstuel jup. cmi. L I. tit. 2$. Cö^c. T?ri4- »e«. 2i[ ß. 6. d^ ye|: , ^ . 

6) Ueber deren Entstehung cf. Thofnä$8}i\ 1. c. p,, l. .1. II. c. 5. ; über ihre 
Stellung, Bechte und Pflicht^, cf. Engel h. A. Bnrbosa jus. eccl. Üb. I. c. 25. 
äcäm/^c, System S. 275. cf. i^o<^esiailj Sammlung der Erzb. Kölner V<^r9i^dnungen 
(Köln 188^1) S. 19 ff. und die Statuten der Landcapitel. . ,^^ 

7J| „Epiacopi llbi^ram habeb^nt siiorumVicarionun gen^ri^ium npmpf^ionem et 
eleotionem." , 

8) Das russ. Conc.'8.ii)[^.A,Vfehiv;Vt 174, das ipan. iö| ^<^1^. Heft 9. d. Archivs. 



MMltong der PfirOndea. 53 

der cMTganUehen Artikel citc^: Itl; ti. 21, ebenso in MAunoVer, Hessen <), 
Preiäteen^) «ud Bayefrii^) gemäss den dort best^Kend^ti Gesetxen. 
Der oben J; I. dargestellte Gnindsata der F^reihcit der Kirche in 
der Qrd&mig und Beirorgtfug ihrer Angelegenheiten ist auch sowohl 
IB. dem.badlscked und österreichischen Protestantenge- 
setse, als überhaupt in den freien ßtaateti Deutschlands anerkannt. 
Es war demnach eine der Regierung von Seiten -des heiligte Stuhles in 
der Convention . vo» 1869 gemaefate Concession, dass der Erzbischof 
angewiese^i wurde^ tm den besagten Kir chenämteru ^) keine Personen 
zu ernennen ^ voll denen < Er aus Irgend welcher Quelle sicher 
weiss, d^s -iäls dier RegiertfBg ans wichtigen, auf Thatsaehen gesttits* 
ten Gründen in letn politischer öder börgerlicher Beziehung misafalUg 
seien. Die ^nannten .aind der Hiegierung anzuzeigen. Diese Be^ 
Stimmung if^ im $. 9. des iGesetzes vom 9. Oct. 1860 praktisch ent^ 
halten. Von einer ^enatig^h Miriwirkung der Regierung oder von 
einer Staatsbestätigung lat seit 1853 ikeiae Rede mehr. 

$. 3. 2. Besetzung der Pfründen. 

Die badijschen Yerordnungen : $$. 13, imd ?J- des I. CpEst.- 
£di.et£|.x Kirchenleh^^herrlichkeits-Ediet von 1898 , die Verordnung 
von 1^,^3, das II. bis Y. Const.-Edipt, die KircheneommissionsordBung, 
sovnie eine Reiihe Ti;on Yeii^rdnung^?) und Ministerial-Reseripten,®) 
haittei) das sog. allgemeine l|«^eslierr)iche Patrouat eingeliihrt, d. h^ 
deni Staate das bischpfliche Oollaturare cht zugesprochen,, dem E^abisehofe 
das Ernennungsrecht auf nur eine Pfarrei . gelassen und ihm nur die 
Ertheilung der missio canonica zjugestandeii. Die citirte Verordnung 
von 1813 entzog zugleich den Laienpatrouen , welche nicht Standes- 
oäer (jrr.undiierren waren "Q, und ebenso den Corporationen ihre PatroT 
natsxechte zu Gunsten des Staates. 



1> Aiti XPf. der Ij^artsstädtLCoa^tetioif i^«i Sm» a. a. Ol lä 191, ii t chi v VtlStl' 
«Jl^e^te a. Ä. O. S. 1Ä7. 

3) Verordnung vom, 8. April 1852 §. 4. (bei Schulte, System S. 28.) 

4) Äenhrter isind cfee fö-itt. ÄaÄ2ll4ib^amten nicht zü veMtetiöw, da sie öift'der 
Regierung nioht in Berührung kommen, und lediglich die Mandate des Ordinariüla oder. 
CHn(»aUta voUzieheo. Dft .§. 9. des ]l>ad. Ge& y. «. Oct 1860 (Archiv VI. 133.) be- 
sieht sich wohl nuf auf die Besets^iwg der Pfiräudeii^ . Er ist vep der Kirche als Norm 
für die Besetzung der ervälmteci ißrzl^. Beb^rdeo nicht aberkannt — . qnd hMb einen 
Staatsbevormn^dnngs-'BeigeBohKiiAd^«. qi^ §^ 3, 

5) B..B1. 1807. Nr. 17, 1998., lln. ]18; ;*80d. »r. 2& IWQ* Jfitr 20* 1811. Nr. IS^I 
1815. Nr. 2. 1816; Nr. 3. 1818. Nf. 3« 1824 Nr. 16. 1847. Nr. 2&. 

6) Vom 8. October 1819. 22. Novbr. 1820. 28. März 183». 24. De^br. 1825. 
1. Febr. 1834. 10. April 1837. n. 26. August 1dm . . 

3> I)ae »di«t yom 99« ApYUi;Ua4 tl>^Btitw<«te die :P*tr«iat«r diir fitaades- und 
Gmndherren. .•;• ;. r . '. 



!>4 ifo<M. Die UrcUicbeD VerMIteiMe in Baden. 

£s ist jetzt d)e juristteehe Unhaltibarkeit , das Bog. aUgemeineri 
landesherrlichen Patronats allgemem anerkannt^), und es tinterliegt 
keinem Zweifel, daas dieser Usurpation weder ein uraprüngKcher' Titel,' 
noch die Verjäh;rung oder ein Herkommen. zur" Seite steht, iadleiii dev 
Papst mit den Bischöfen dagegen protestirte uud desshalb' -aueh in der 
bisch<)flichen Approbiatio ad curam keiae fiestitigon^ solcher landes« 
herrlichen Fatronate lag. . < > • ■ ■' .. 

Der Bischof ist für die Verwaltung seiner Diöcese Terantwbrt- 
liüh, er hat dortselbst die ^Hinterlage des Grlaubens^ zu bewahrcfh. 
Es versteht. eich <iesahalb von selbst, dasä er^ der Repräsentant det 
Kirche in seiner Dii)(iese, seine Gehü-lfen,. die Kirefaendiener, zti'enien- 
neu habe. jRjotCeek^) bemeJrkt mit Recht: ^vön der Richding' der Hit^- 
ten hängt jene* der Heerden ab jind es kann einer Regleru'Ag, 
welche feindselige 'Plane gegen eine Kirche hegte, hi^e- 
mals schwer werden, -untev den G Headern des Klefus ein- 
zelne der Conruption zugängliche IdTähn-er -zu findeti.^ 
Es lässt sich eine Mitwirkung bei Besetzung kirchlicher Stellen von 
Seiten des Staats überhaupt nur schwer mit dem Wesen des heutigen 
paritätischen Staats nnd deU Interie^eh der Kirche ' vereinigen. Das 
heutige Staats- und Kirchienrecht kennt tldr ein auf cänöiiische Rechts- 
titel gegründetes Patronatsrecht'^). Die pretisslsctieri ßikhSfe'*), wie äie 
der obeflrheinlschen Kirchenprovinz*) vindlcirten deri'felstjhöfeh '„äie 
freie Verleihung der geistlichcfn Äeniter als ein uriveräüsserKches feechi' 
der Kirche und der bischöflichen Jurisdidüön,* lind erkannten niir ein 
canonisch begründetes Patronat an. ' . , -i'» i 

Sowohl das französische ConCordat von 1801 (Art. X.), wie die 
organischen Artikel, die belgische Verfassungsurkunde von 1831., der 
Art. Xlli. der preussischen Verfassungsurkunde von 1650^, das 
russische Conccrdatvon 1847. Art. XXX. "'j schliessen, ebenso wie diess 
in England und Nordamerika, dei Fall. i«t^ jieglicl^»: laiäidesherr- 
liehe Patronatsrecht aus. In den beiden Hessen besetzen' ^die Bi- 
schöfe mit Ausnahme einiger Pfründen alje in. ih^rer P.iqcese 



i) oif. hierüber tneine Abliandliiii]^ itt äön H1rifdrisc!i-t>o'Kti8c!ien' 
Biattek'ii. Müiiohen 1858. 42.'B4nd. 10. u. 11. Heft. ÄrchivlV. Bantf. S.' 589: 

2)\Bo«fecfc und WV?»kr'« «taÄteiexiköo. 9. Ban«. 8. 800. * '' ' 

3) Klüher, öff. Recht §. 523. ÄicA^cr/ Kb-cheöröcltt' ß. Slfe ft/Sift^, die kktho- 
lisohe kirohenangelegenhdt in Hessed; lAaike ie61/'S:'42 h\ ' ' 

4) Denkschrift der kathoUscben BiBcfaef» m P^uasen nnd 'ifinsiit 8 'Ardhiv II.' 
H«ft, S. 148'ff. S. 277 ff. •■ < .. • ^ • ' ' ', 

5) Denkschrift von 1851 und 185!J.<« - ' •' ' » " <' ' '' ' ' ' 

6) Archiv VL 6 169. of. i>l»ii«'« 2«itMnf»(fi*Kir«kettf^ I. SJ 5l.irr> 1Ö5. 112. 

7) Vergl, Archiv VI. 175. •.■ u>. . .. .> 
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sich b<$ffiidll€ti6^PfpirTifd^D f'ei^X ebenso in Hanno ver^), und 
jetzt in *Na'B*au^).' 

Die 1[Hlclis<3h!& lind die Württembergifiche Regierung musgten das 
sog. '}an€^sliißn'liche allgemeine Patronatdreeht als rechtlich unhaltbar 
aufgeben. Die irirttembergisie s^hlöss mit dem Blchof ein Ueber- 
einlrommeii ^). 

Bei de^ yethäitdltifigeli iber die badische Convention bean* 
spruehte die R^gierrmg • d^ ' Patrohat nicht blos über diejenigen 
Pfründen,' dei^n «IPlitrekiat vor 18^ dem badischen oder einem andern 
FSriJteiihtoffe 'oäer' Ortsh^rrh euetand/ und mit der Landes- oder Orts- 
herrschaft an Baden überging, oder deren Patronat seit 1803 diesem. 
reehtfdäfeMg eedirt wurde; die Patronate der Corporationen (Gemeinden), 
sonderhaireh' ausser' lleii«og. dringlichen Patronaten der geistlichen 
Oorporatioiieri ja sogar -dei^ ''Bisohtife , resp. Ordinarii auch die Pfrün^ 
den, welche vor 160S persdnlichen geistlichen Patronats waren, sofern 
s^Ich^ mi^' der StOBlariKatiön aus dem Aerar (als Rechtsnachfolger 
in dle'^&eularlsirten Kircbengifter) redotirt wurden oder den grössten 
Theil ihre«' Einkomittehs au» demselben erhalten haben. Endlieh be- 
^spruchte dle^Hegieruhg' deri Patronat auf die nach 1803 errichteten 
PIHinddi),'i^MBlrili derselbe üft'der bischöflichen Erectionsiirkunde aner* 
kanht Ward, und 'solche Pfründen wenigstens zum grössten Theile 
aus Stalttsgut d^tii^t' wtirden , oder sofern deren Mutterpfarrei im Pa- 
troRtffe des GtolSsker^ogs ist. 

• Iii>meih^r cftirten Abhandlung ist nachgewiesen, dass fast alle, 
diese Ttt^l ireehtKch unhaltbar cdnd, indem z. B. die Familienpatro- 
dlite f^eveir Liuldesherrenetc. nicht' ohne. Weiteres auf deii Grossher.-: 
zog übergingen, ein sog; dinglicher gelstliohef Patronat nicht existirte^), 



t)^^<&aL.'a. O. fit 4S.jithit«l,.. v ., 

• 2)iJBU^rüfiei! Ue§J np fii^^pto^un^ept vp^, 

3) Die Regierung hat das auf „factisphe , bürgerliche oder pelitiscbe Gründe'* 
gestützte ab'Äoltite Becüsatitmsrecht; Vgll'Ai'chlv, Band VT. S. 375 ff. 

. . .4) WSivliL. CommnaidisbeHcht-B^.ias.. Hier iit du Uebereinl^^mmeu und die 
demselben zu Grunde liegenden Kategorieen, wonach die Pfründebesetzung normirt 
wurde , abgedruckt. Im Erzbisthum Posen wurden alle ehemals geistlichen t*atronate 
liat AtifenahMe der sog. dingUfeh'eitt all det' freien CoUatui- des Erzbischofs anheimfal- 
leod lmerka]iQl;.'^Da8(Pfttn>tiatBrechtiaes Kdiiigsswurdb im leteieren Falle nur dann für 
begründet erklärt, wenn der Beweis erbracht wurde, dass dasselbe wirklich einer Sache 
oder efnem' dinglichen Beebte anneötirt^ar und zwar so lange, als der König sich im 
Besitie ders'elbett befindet. 

* 5) Die Landeshoheit und die Rejgalien etc. der geistlichen Corporationeu stan- 
dwi ihnen nicht vermöge der'Grttildhe'rrScliäff, sondern 'eiri*ig als moral. Personen zu.** 
J. H. Böhmer jus ecd. Prot. III. tit. V. §. 30. SartoH weltl. und geiötl. Staatsreeht 
dePJ d«iAiwfa0tivk4ib; Brz.y T||6ohi' üwJs' Bitterrtifterf Band V. Tbl. '2. Abeohn, 2. 



dB MoM, Die klreldteiien VerMUüiite, in Baden. 

indem die BechUinachfolger der gäcularislf ten Corporationen df ran 
moralische Person nicht vertreten, die Hedotation ete. nicht ^ex m^ra 
liberalitate et ex patrim. bonis,^ Bondern aus Kechtspflicht gemäss 
$. 35. 36. des R. D. H. geleistet wurde, und der Bischof ei» canonisch 
unbegründetes Patronat nicht durch Indulgenc oonstitoiren kaim. 
Diese von der Kegierung angesprochenen Titel wurden auch ii^ Born 
nicht als begründet anerkaimt. Um aber eine ConventioA.zi^ ermög- 
lichen indulgirte der heilige Vater dem Laudeshenn aus Sück^icht 
auf die anderen günstigeren Bestimn^ungen der Con- 
vention die Präsentation auf 403 Pfründe^, während die fr^ie (M- 
latur auf 209 anerkannt wurde ^). 

Der $, 8. des badisehen Cresetses von 1360 überlä^^t die 
„Yerldkung der Kirchenämter,^ also nucb derMesfsn^reien^) ^^ 
Kirche.^ Der $. 17. desselben postulirt hierüber eine Yereinbaruug.- 

Nachdem die badische Regierung die Convention beseitigte« zog 
auch der heilige Stuhl diese damit zusammenhängende Yergü^stigung 
zurück; Nach der hierauf zwischen dem Commissär der Regierung 
und deiien des Erzbischofs am 13. Mär& 1S61 abgeschlosaenen Ueber* 
einkuiift (deren Inhalt in der landesherrlichen. Verordnung 
vom 20. und der erzbisehöf liehen Verkündigung vom 
30. November 1861 publiciit wurde; s. unten unter de^, Rechts* 
quellen die Rubrik Baden, Nr. 5) wurden der freien CoUatur 
zugeschieden: die in der Beilage B. der citirte^^ laudeshfrrUGhea 
EntschliessuDg aufgezähUe Pfründen, nämlich: 1} däe Pfründen, deren 
Collatur oder Patronat vor 1803 im Blflehöfen, DoA«ap)tfhi oder 
anderen Digfiitaien zustand, sowie eine Reihe vo«i Pfründen^ iäle vor 
1803 persönlichen geistlichen Patronats waren; 2) die P£rüt%dan» die 
vor 1803 freier Collatur einer geistlichen moralischen Person oder ihr 
pleno jure inkorporirt (auch wenn sie V4)rilier dinglieh«n Patronats) 
waren. 3j Die Pfründen, die seit 1803 ettrlchtöt wurden und wobei 
kein Patronat vorbehalten oder die^ grossentheils wenigstens, aus 
kirchlichen Mitteln dotirt wurden, sofern ein Patronat nicht cano- 
nisch, constituirt würde. 

; Der Präsentation de^ GTOssbei^zogs wurdißn ü|)erla$sen 
die Pfründen (welche in der Beilage A. der landesherrlichen 

1) In Born gab man nach dem Vorgaii^gie Benad* ^UV. duß Pfüaßot^AlQpereckt 
des Protest. Staatsoberhaupts zu. Der heil. Stahl wollte aber bis zw» Schln^s«« cler 
Verhandlui^en das Präsentati onsiieoht de» Qroash^rzog;» auf Attr 909 PfirMPdf» znge- 
stehen und 303 für die freie GoU«iw Yiijidjki.irQXii. of. die offteioae DarqtelL Ixk der 
Karlar. Zeit. „Uebereinkuoft" etc. 

8) Die Besetzung deor Mesaner«!;«» wM d«rHtrcba.«ii0di(Mli^ inGomra.n 
Ber. d. n. Kamm. S. 6. i. f. zugestanden, cf. Knb. AnseigebL 1867. Nr.8il862.liu.iOL,' 
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Verordnuiig rwü 20. Noven^r 1861 nnter den Recbtsqnellen; 
Rubrik Baden Nr. 5/ aofgerChlt sind) nftmlich: 1) die Pfründen, de-' 
ren PMronii^ vor 1909 dem badidchen Fftrstenbause snstand. 2) Die 
Pfründen, deren Patronat ror 1803 einem andern weldicben Landes^ 
oder OitiA^nn aler solcbem zustand und mit der Landes- oder Orts* 
berrscbaft an Baden überging. 3) Die Pfründen, deren Patronat seit 
1803 reehtmftc/sig von den rechtlichen weltlidien Patronen an Baden 
abgetreten irmrdet 4) Die Pfründen, deren Patronat vor 1803 den 
Gemeinden und sonstigen Oorporationen zustand und seither nach 
der cilSrtißn landetfherHichen Verordnung vom Grossherzog ausge- 
übt wtrfde*). 5) Pfründen früher geistlichen Patrönats, — sofern das* 
selbe yovt deM Patron als Besitzer einer Sache, welchier der Palrons(t 
anliectirt war, ihnegehabt wärd^. 6} Pfründin j die seit 1808 ohne 
Recfatspfiicht vom Grossherzogfichen Aerar ganz oder zum gröss- 
ten Th^e ex mera' liberaHtate neu dotirt wurden. 7) Pfründen; 
welche s%it 1808- von ihrer Mutterpfarrei getrennt trurden, als deretf 
Patron iitomehr' der Grossherzog anerkannt wird. 

Bei' der nach diesen Categorien vorgenomihenen AuiBSchcidung 
ging man bezüglich der Pesstellung der Thätsachen ex ae^o 
et bono im Werke. ' Der Zustand Vor 1808 war hierbei massgebend. ^ 
Die Kegieirün^ wollte aus begreilSicih^h Gründen nicht zu viele von den 
ihr in Koni conceciirten IPrMsentationsrechten aufgeben. Der Erzbiscnof 
mtisste aitderisdifs alle Pfründen, welche ehemals persönlichiin' 
geistlichen Pättönäts waren, zur freien Collatur beanspruchen, üni 
wenigstens ^ ein 'provisorisches Ueberelnkommen zu Stande 
zu bringen, nltisätcl man eine dritte Hanptcategoi^e beiderseits anneh- 
men. Es* wurde Vereinbart, dass hinsichtlich von 132 Pfründen, 
(welche in 'Beilage C. der iandesherrlicheii Verordnung vom. ädlllQV^ 
19€i fs. Weit^ unten Rubrik t Baden Nr. 5} aufgeaiählt sind) de!r Erz- 
biscW deQi (jrrossheVzQg 4rei Bewerber vorschlagen solle, 
von^ de^en.. 'dieser Einen zuw Collatur des igniren werde. Als zur 
freien Collatur gehörig wui'den anerkannt IGS ^- 14 = 177*),/ 
als zuir Prjisentation de& Grossher9;.ogS: gehörig dagegen 
304 FfrüBdea* äolbwIveiatiuafUieh hak des Ergbiachof di^ Reekie 
und die Geiyehmigung des heili^^en Sttrhles verbehalt^n. 

Das Verfahren bei Besetzung der Pfründen w^rde 
zwisch«ii der GxoAsheraogÜchen Regierung und d«m ErzbktdittÜiahen Or- 



1> Da. dim timr de iacto geioliielity m wivde 4a „Secbt DrkleifM genridiH. 

dm mkn» vqtJldditiMy' aixigAtauohtni Biti«llRt> wiedat äh^ -mgegem <«iaa glei«lM 
Zahl von Pfiriinden voo Seiten der l^ ia tt iwi aar fcrffit 



5^ Mwu. DieJMf?q^Meii.Vei;W^^ in Bad^^^ 

UJe^?er^i^^t^l?fl^ bf|Stä^igt,f),,Es, ist 4V{;d%iö^>f^ Jbe^al;^^n«^ f.Qc^^v^l^^ 
ypii, 1859. gemäss. ,jSqbeW t^niach^eipp Pfrü^d0.iVaca|jt,\if^4,^ 
tetjti^übi^r derflJyzbiiSMrtiQflifjhj^ i;)QC4A[a^.4a«.Ei«Ji^c^^fhe,X)sif4i^-i 

gf];»3cbafteu.4e& zu Erfio^oeiidjen, pi^.Pfm^4^i ;>vec4f^ |[iaiBr;|])^c^9f--, 
lijcj^ei^} 4^ejigebla];t9 au^geechrieb^n.. ^ri^ei)tirt,,4er ,Pai4rpi^ oii^t ^In-: 
n^^al^;der.(^oinsdienFrjis)LJ:On yißr.Moivtt^ 39 trii;t.4a«i JA^.,fl^va- 
Ijl^onis, ^ep. Ordi»ai:iu3,ein. ..I^vrv^inlÄi^^qbp .fir^s^Uqheai ?fiBjjCiiß{ d^p, 
Pa,&tojAl^oi]LCiw;s'', mit,fli;fplg b^s^^ndei^ .babßft,,J^iiimienj;^iqh v^?^ell^V9^^ 
Ijigi^. dff Zeiigni^^. tU?pr, ibj;;]Qtejuj^al|;^jrj,.jl\^(5; w^^n^ 
higm^fj^pt^er, i^r.yei^haUciv. wud .ihre Wiikaaj3?keijt,u^i,erie.^g^ftJPfr,^- 
de?j.{l?e^^^bei}^, Ups Pfiy^tp^troi^. wi^.^Ö^jr .Or^vwiffp J;t«ll?|i{ «,fi^. 
Groftsherjw^glipbpp .It^gief uAg dift.,^sJ^. d?er.,JJ^\>^beif J{2;^;d^I»{ JSii^ft 
m}t,f .^ia|»M; sie in. 4^ ^gtax?^ gesfit^l sei,,gegftB;:diejje^ge^, i^f^(*^ ihT; 
2^ß. .gründen J^r^n.Jjü^gcrfiQljfr oder p9lU|$|eJiex Hippje^t jijis^föjlig;. 
sind, ibre Einwend^j^geÄ.z^ i}aÄchen'f).f. ,.Diie hfpr^^f ,prft^g^.%-, 
kläriu?g|. wii;<^ d,^, Erz^schpjJicljL^ö .Ordinari^t^; , in^iimiirty. , F^pft alle 
Pr|y^tBatrQi?je i^ifl ebi^^Q .^^^^^ ,y(^ .d^, 

Vp^f^x^iiQU. 1^ ei .dre ju ^;r ?jb|i SjQJj äfl j.Qh f n^ .0 r dijp ^.|^a|# ^^ji }>ef . 
4,i.^. \\;üi:digatei)j[j.ji^ ;f;aftgl.i^b8<teu,.^^ BjfjjY.e.yb.ef.nj 

d^^PEdiyarius . vorgelegt- wer^{>x\, . w e I.q hej-, den?)^^ T^gx, 

Ifchp 4ie. Pfründe CO ri^eprt^^ und ibnen di,e w^öt^Wp^i^tbofiz^lJ)}}^ 
ufffifj, liystitutiy^ . di^ph. be?9n(Jerej Deprete ^irfb^ilt,, , ^PfrÄn^W^vfr^?, 
CoUa^ti^r wpr^ea" ap c(iejemgen.5y?rli?^ep;" w€i}cl^e,^u?j|^rBpraÜijiAi(;igj'f d^ 
,j§y*i^|li^- oder Prosyno^al^E^J^^-minatoi-en ini öiubljcke, ?^P)?^W Wohl 
d^ ^eiyjsffe.|iaen , qe mi?iQ,d^ pd^dpr^h ilip jL^n^, ^Jjte?;, p^^ ^Wlt'- 

erahischöfl. Verfüg^ v. 30. Nov. I§61 über d. Verfahren b. Besetzung erledigter Pfründen. 
' ■ ' ' 2j cf.' -Cyest^rr. Concorä. Ari. 'XXVtt.,' lipoi^. Äötrefb^n v. 5. Nov. i$5J^. ' JSchreiben 
deät^^idti^in. .v^iOTiittai y; 95l ijAO. dS5i6' (inb Jkw^l) Bad. Qe«. v.l». Oet.* 1860. §.'ii (Ar- 
ch^tyi-lBa.) piese letztere Beatimniiw$SQ^i|itzirardi^^^p^n^|ge,]^^^eMii^gpf<^ 
der Re^ernng Kuz.u8clireiben. Solches ist aber principiell unhaltbar, da euB su^ um die B^- 
skztfng^ einer Kirc'&eiittelle handelt, die nach§! h. deslGfeseizes'demBischoiTe zifsteht. Esisl;^ 
pfiktt^ali w«rthÜ0/'dft -der Bischt^ uii^t gezwüngeii> w<lt«dfelb icAtih , eill^ «dUh^n i^\y 
Scheidung mehrWeiftliftlfii.^„;^nwp»^^iiK'* Jlj^wHtegfn. <^in ^l^^Mf.gf^iQtist^bfniwr, 
durch ein Einyernehme^, eine.Verständi^ng zwischen der Staats- und KircheuVehörde 
zu' IcJ'sen. » - 1 -* ' . ^ . . . , > 

iO ri5):GliJbMÜ»'4.'7.^i. d^io^« A>r(affdiäo.v o. Tut. db ek^t.>rcaDv'ia b.'8<f.', daii.- 
13. D. 61., c. 16. eod., Reg. Canc. 17., can. 8. D. 71., cap. 4. x.-de eler. neu reeMki- 
Rota.^tttovlIL deGiä.61« b. 1. 3».. 4. Ftstrinri» prtoii(|ytft.i»ibl.> -v. benef. Terdiedkn Vorziig- 
IWhe B^Tttok^Mitigiiiigi Die inUuider ,' diB^a^Mhfcrfg«fc]del?l>tiia;tcB«ii^'dj»ttm<die<TfrUnde 
sMkiV^dmstei epijoKbeo habclft^idie iGhrailtiirten, «die )Niohlb«p£rUiid«te% diesA^dfennv 



PrSsmtlrteV #<IbP.^ bonfeHvie die instltitücüboliadvadei 0rdfaiariii8i«Dtl 
genot^inen^h^^'iilrf^^iie (btgrttiMletB) fiAngj^radi^ prdelamul wordeaistf 
so Wird iet^duttK 'denonom Ordiiiiriiis beauftfigtca-EcEbisekSfi^heav. 
De^sn ii/reiärti •filBrTO'ü wkd'«lsdaiin*bvoti Seiten des 'OrdinarÜs 
der'RegtÖmttg Ahüigti g«Diaölit, ond wird :die' Instilotien. beideorseita. 
imblicirr.*^^Die fi^iering betbeiligt sieb bei^ aW idicsiiiiAkteiii niobi: 
mebr; ' '^oiit<^^<Be9t'ftt)|ftlng 't^dtr > eladr dß/inwoi Bit»^>^iii . die^ 
Pfr^n^Ad' V(y|M^e1tes^ dies^taät« ii»t keine Red» m^irr. Von 
dem ^dgt deflair^dtitiur' ail tritt der BepMndete in ddb Genups! deä» 
P#fliidHbkbmihens;i '• * •. -^ •" • ■/..-_: .•/ mr. »: 

^' Da6 in' «dier 'Convention der Regierung rcaigeiämnte. Btochwerd^i 
reeht fegto^^^ Fdvsoni disr Bewerber l8sst.8ici^.'«ber> wed^r^awri^dsn-. 
PriifA^frien 'der Freiheit der Kirohey des freien Aeaiteibdsetsilirgsreclita' 
jeder Oorj^miilMy hoch ab« dem^^caiionischenf Redit. ableiten. ' Bs ist' 
eiii«''-Con«*fesiÖh'-def»faröhe. ••..:'••. .••;•' .. i' u ?-■'»=■.< 
I^r^'iBteäMtnung^'iHHikskfadicfa der Yer^endn^iig ainswäf «^ 
tig^r (9^1 «^tll e'h'e^kiMniSiiden sind : dieselben /»aci die' über. den *Ai^) 
enthadf'^^ Fi^^mdeii überhaii|rt. ' Sie .müssen ihre Legi4matiöilspapi^e( 
(die'G^l^illteti^^tireh<'dad'0r£nailat) der äteatsrbehörde Torlegen^ lind: 
es gibt diese ihnen das Gastrecht, wenn sie jene ^UrkundeD liir^ ^antb» 
gend erachtet 1)." (VI. Bad. Const Ed. v. 1808.) 

(Fortsetznng folgt.) 



von fl Jo^öth li'äa^fnah'trv^WseöWlWiem Vicariatssettfetär' nrtd Pfarrer zw-Pe^' 
scwhitz in der Diöcese Bodwefs. ' ^ ' ' -' '* - 

'. ; .n tf ;•.:'-,; ,H 1-;» ^ '.'■.. .1-1^ - . . / ..... .;\ ... mh. . .t, 

' tÄ wär^-aer e'tst'e ifannar 'des' Jahres 1856, ati wiÄchötti 'tfer* 
KieruÄV^op, Böhmen o^*: welthistorische I^actum de^ Cqp,oordats zwischen. 
Sr. 'Hisiligkdt^ d^m{Papst>P>U8 IX. und 8f. apostJ Majestät dem Kaiser 
Franfc'"J()sei)li.I. durch den »ftind; der b^ti^^if^tidiöfr Hötirhwüfdigstdn 
Oberl^rW-vexkiindigt wurde. Dass dieses Faktum , in* seiner ,volIei^ 
Tragweite effaslst und' gehörig geeiihätst wundem beweisen MAdWioiik die 
l!teirkift(3ieÄ Arbeit^'Voii diöset Äiit her, äls'toöK lhiSÜeÄ<ilidere»dJr 
8eeborg§i;!liichc^/JPic^ii^,,,(lie yox\ nun an dem frühey oKnedies itr ^frem^^ 
den Bodens« teritrfi'ekt jetet ei^t im. kb^ndigeik ÜBganiämusi j»ur .gaiK&en. 

1) Die Verordno^^ lii«i^m>ep 0l«tat^4m' IMk. JMIh. i4iwMig»Hi» iMOrlfc. ^ iw 



aO awwüüm. KintenrecMMt Sltdta aaa 

kaAoHaelKn Kisoh^ »ieb frei äniMokäln; konnie« • Wit. w.o|iIeii ni^bt 
l&ifiieD > . dMft in enteittrHiiisioliA lioob viel mehr . hytte. gel^ejsjtet 
werden können otid eoUen^^) allein wer 4ie Veiiiätlmsae. d^« Klerui^, 
ven BMmen geliamr kennte wiid keiir« yorelHges Urtkeil ttUem. der- 
selbe ist mit Keinen laufendea' Benifsgi^sehiiftefi M sehr in , Altspruch 
genomihen, ak daise eine fdrtlaiifende . wi^seaäichitftUcbe BeMhitf%UBg 
ilun eugemiithet werdcim köbnte^ sq ist es. z»: R. nicht . selten^ dftfi^^ 
ein. Pfrrrbcmfidnm r6h .4000 Seel^ von swei Priestern, vi^rs^ben 
werden nuist) edetEden dase dässdbe weged> seiner Lage im, Crelnrge 
diei>d(^pelte AiiEahl rein Priestern erheiecheni;wfirde4^:die^, sollten ^ßie, 
ihrem Amte gewissenhaft vorstehen, immerhin noch vollauf. EUtb^n 
hMttNK Ein sweitei Onrnd, den.wh* Atir andeuten wollen, ist^ dass 
seUi'der<.Z»benlahlöten^, die iii Böhmen beiikahe alte Beneftsiea ßebr 
hart getroffen hat, Mit' Ausirihm« deüer dea k. k* P^atrofiateg^ wel^M^ 
letEteiien meist aal fixe Gehalte fimdhi sind^t <teü Curatkiwie- in f ii^e. 
höchst bedrängte Stellang gerathen ist, aüsii 4ey , demßelben wpjbd 
schwerlioh. nieliF wird aufgeholfen WerdidfilktHw^it/^),: wa»abfr sngleich 
die iraunge Folge hat, dacis sitii scKhr lüi^e Candiduten sur Tbeo-> 
logie; melden^ und leider nur solche Jü^^Liilge^ die. ohne! M^tup!itii^- 
Prüfungen' zumeist' im Vosaäs auf aUea Jköher^'wMsenacbattUiqhQ Lebfn 
zu vterziohtcm.sehpinen. .! ,, i :, 

' .\ / ' . ...:•.• 

1) Jedoch wurde im AllgemeiDen der neue Standpunkt im katholischen Leben 
auch in Böhmen wissenschaftlich erschöpfend aufgefasst und die Arbeiten im Journal 
,,Blahov68t* vom Redaoteur P. Wenc. Stule, Dr. Büy etc. und im Journal des katho- 
lischen Klerus vom Bedaoteur Ganonicus YinaHeky, Dr. Laurin und vielen anderen 
tüchtigen Priestern, sind ehrenvolle Beweise davon^ Jßbensp rUhmend moss dieSbhrift 
des Secretftrs des 'prager Khegerichtes „Auerhahn über die Eheverlöbnisse" erwähnt 
Muiimt w ^talw -Tgor die n^o» Pi^a^ in ghesju ^ a .willkpwiff ^ye An)ka]jbspi|Oikte bietet,. 
Man ^1. auch unten S. 62. Not^ 1. .."t^ 

2) Wir verweisen bei dieser Gelegenheit auch auf die bemerkenswerthe Schrift.: 
«Kirchliche Zus tände in Oesterreich unter der Herrshaft des Gon* 
•o.fdatis;»4 Leipzig bei yingelmaoi^ 1959. lU $. Or. 8. ($4 kf. trh*). Eb wird darin 
unter Anderem ausgeführt die Nothwendigkeit der Errichtung^ neuer Diocesen in den 
deutscheii und {davli^chöi^ ProvhiMn des Kaiserreiches, weil dfir« d^ katholische Tolk 
sttt eintfr so UBgeheue? «t ^eerde. ung^waohaen Ist, dasn'dle Srnft 4ss Biaot» ffivMA als 
sat^leohtl^tii uosl^;eichend• üh^ ^ Wtung derselben ersc^ein^ ,(8. 60—09)^ fern« da» 
Missverhältniss; dass in Oesterreich das ErtrSgniss der DomhermpfHInden hier einige 
wenige httodert' Guldfen ^ dort, Namentlich in Ungarn, ^,000 M bet^itgt/'wt) ^foaitt aus 
dein itliikeiimieii dir leftsteEew t^ 6euakinl|n% 4ss rblnlwiUMi StiiU« itue BisMvat 
effl^htfi^, lU^ .iueh? Ijir^ihbisehÖfe oder Ganer^yikare unterhalten, , /werden könnten 
(8. 69—79.); sowie die vielfache traurige äussere Lage der niederen Geistlichkeit bei 
elikem Einki^mmen von a#ei-; drei-, vierhundert Oulden/ und (^t^* Iffittel , A^ser Hoth 
altMlMMin.> iMBleM b«Mi«Mtf «t«k mmIi dem tel^Me d«i SMÜMhafe« ]fild4 wA 
des Probates JUstel von den Inhabern reicher Prälatnren und Pfarralan durch letnt» 
wilUp .ift»8Hiniiti>^>bM<iimAiar wmßbn k^^Mmn -(JSib«.<L -^aU". 



"Viel iii1olitlg«r maren ttMgent di« ' firlasiä 4ar :h4dhw«rdig8ten 
Ordinariate, was die Praxis selSsit anfangt y «ad dieae liiw i« ei9(»ip 
Gresanmitblld 2iUBMiiitiBMnifa6aen , und sdjifleieh auf. die erfreulichen 
Partschritte in den ^anmischen Stadk» tiberiiaupft anfamrliffjia ]fm 
macbefä, Idl ddr Kire«k dieses AufinHees. Ea dtiafte die» dA tfO ai^h» ifL 
diesem AugenbliclLe gerechtfertigt sein^afcr'^ii^ derftta^er itoiHniJMr 
Sjrndd^ eitt^-KH^ie PhiM^ idiNr kivcheiiieaiillieHen.BewiMstitiis angetreten 

PvdchiM biif di«9en] P«td6 'brinfen wiidJ! Wit h^BclisaAem.'nta nnc 
«ttf lün« SHtc^si dfld wkit dUf9aämeMt. Ditadba > librd. fi<ia if» 

gegenwärtigen Stand des KirchenreclilM hhmdohea^drdiilasea^}* i , 

• •^^^'-y' ■■ .^•:- •■ • • • ' ..-:: v .• : 

üiilii» dMi «rftgüiilMieii PoniehiiBieii Un lAügenieineb ^ind jm ff^ 

1) In Folge ^ Conootdate hatai 6r. BitchöfllBhcBi ßiiidMi 
«Miatrn V^Mriüiii so^letfti Im LmIi des Jähfies 1866 ^knaamnä Sintfieilung 
und Yiene'Abgir'eAattn^g dei^ieinz^lnbii Vlpatilatßfai&aüifbieifvotgtf- 
nomltien;^ '6i^ ^War ifiet* geboten daesifteÜB woU-aiich lAuteh )dS9. neite 
politische Einthelliiilg der 'einziebeii <Ki»lefe< B(ilimflBS^r.>^^^ .a». 

de^dMiekls dai4ii anehifier cationiaeiie Sbndpunkftlana^eliprDiSle^v indem 
beMA lelilitetar Atijts£l]^i]iig di» SaM der Benlsfia^ nach MäfUeÜ- 
keit fl^aäl gteiddieillvßh bestitnmti wwdte, ittmlitb tiiabt laitriT nrilf 
iittdifiielillöbepiiediaÜwi pinidkiQntn Ißfaiam Decanate. {Tgb ß* 62iHi. ii^ 
'li)>Bi3 Vnirdenv linv da» kiroUidia^ Beirasstarin tu 'weotem tmd 
inttner lebeadtgeri %ii/eitiaiteii,i Prieater-OaMelreaieiv fti 'äBr gmusoa DIU- 
oesä eMgeMHift. Die Ckmfeeeatfra^n .iitor^^ B^ 

seMfo «dtiai jSWieh basttuiittl, weMi abar fflqpe Xhenlata .tmdiFiafe 
ex praiti gewüiiaeUti «nd^dM» in eteem b^soffEMrenr Proeoköll du den 
betreffenden Elaboraten dem hochwürdigsten bischöflichen Oonsistorinm 
vf>rge%t:,vrwdw^ ".'' '; ^:' .'. ! \ •,*^.. ,\.,'^'.., . .: 

1) fj^i'e sfönge des iStoffes liat tms leider nfctit-^stltttet; ^esen schoti Ubef* lerbi 
Jalir !d nniiöif^ii ^taileü^btftiiidlibhen dttröV uAne CÜvralteristik jcler kfr<iÜiolieiDi Zttisfitede 
Oe^tlri^eicAls fl6]bLi^'int(^if^88Atit6n lirtl&e^ f^^her sa verSfOtntHk/heü, Wir 'fa&beil iita ^kh 
ntB^'^^M^Yk^efiL^titdtgiiteii btecüöflicll^n Ordiaariat toiI Bttdw^I« ^iT^ tng^mil- 

teü £rlais86^ dii^ 'wicliit!|gerön , ^Ib zain I>e20mber la^l erg&tsg€Deii Aocti hiunzg«fttgt< 

:••' ., V... .-... ... '. . ..... ^.... .. ■ .., . ...... .(1^. i. n^j . 

2) Im'Ifriükae l^t.'idl' vcitü^. MSrii tSei spHcM der hoÖftiHSf^gst« Bteeliöf Vök 
9ndweis seine finrosse Freude darüber aus, dass Über die fOr ' die ykrtoratoo A fer c bg >ih 
gestellten Fi-ageTbis dlilifn'^ai'ail m^Atbeff^n* äqa i^^^ seien 
und vöa denkn'siol^ diib^etsteVi Weh' (Sfödl^^eiibeie i^^ äih'i^ 
iyA»te1tott^*mr vörÄiuhkft Ättilieiöitteteff. (A. d. Ä.j'* '''^ ..mM,/' iv/r' 



• 'tWiy')irahcbe& hier lubht; zu erw&hnen^ 4a«8 S^fagBn aus dem 
JüB c^onlcu» die "HÄuptroUe, ^>ieleii^i » < 

D^r Hoc&wündiglBte Ofoerhirte ford(M^ lAiiA i»Jgiiibl}lske ^ dl^ 
iüi^ftige Abliaituiig dar Synocte Minen Klerus auf, alle ^me Wüiv^ß 
tmi'Bedtirfnifise auBsuprecben , tud die geefimmeUentCaleifiaik»! »j- 
stemaÄisdb geatd&fet irorznie^. 

^( ' "^ Alies üear. war dierSVücfaft der. Colif6rdkize»,rwel9li« ^am.Bi^cli^fs- 
^til» zu BndTreis seil dtm ihntaantrittd des Hdehwürdigsten ONrWrtf i^ 
Wtn Jahre 16^ >an abg^altto word^D« Und mö. meisl^lis solche* Thd- 
mka besilrt)ehen<'tnidlieratlie& wiardeB, welche ftuf da» dantal» b^rei^ 
erwartete Geheorda* vorberiöiteteni a * ; 

3) Die veränderte Stellung der theologischen Studien und die von 

nun an selbständige kirchliche Ordnung in den Seminarien ist ebenfalls 

-^ Funlct'f der in. n^fkhr < Wichtigkeit . nicht .^(Mg gew^Krdlgt; jverden 

kann. Im Zusammenhange damit steht diePfarr-Concurs-Prüfungt-Und 

«Rtcfa* diese' hat vba liun > an '«tee ^ gaais andere B^utung^ > 

: 'fi't 4)' Diei fiincetzungiundi die Besitemung jde^'WirbHt^kieise^ .cLqs 

bi»c/hö'^iP€h^ Ehiege^richtesvÄii Budweia \im^^ißmf 15^ IXeomr 

bepi 18iS6 'Isti/Mn^iveitöiiea'ticff dhlgIMfende8^Molnl^t^ ;Vodlvch luH-dQn 

vwmiralichänoZuätändeh'.Tottstäiidig giebrdohe» wwrde« , ) 1> , > 

i' >i i i 5)>lfon(;be9ond^BeD .Wicbtigidßtt ist auahidie iikii !bis(jkilffidpken 

Erllc9stNrl'7j TvmtJaitie <186i:ilfit6ri^^.>2^(. 'FebrctaT'^^^j^^ Klerus 

>£er£>iltoese fctuid ^ihaehte A/ntfii'n:s*t'rtttitiio>tt;f:üfr>f'die:hoc]iiwürdl- 

gen rB e^i} r% ^ y f c ar e^) It Verbindung damit! 9äAim düe dfshpn üiik^r 

'tmter!^ni/v2.;;Febniflr inr -BrlaslB <iKr,*N5. rViDia: Jahr . 1361 etitfifiltenen 

W'eifunigtni'n Betreffe der eano'Aistoheh Vieit^t^ioft'^), -SOiBPie 

^e ^Ifti^aeitifelE^ldärun^ dassrdi^eBeeiri^flivJkare als wirUieiheHäthe 

'd^ iBisühofe-ber^chtigti' seien' j liel» €oxi8iflt0ysabitii«ilge^ belcuw^tel^. 

n;f< ii6)i^Eine ' beso«GbtfBe'•<Bfedeltjlltt^;^. gewinnt ..«ndU^ -mrafrem 

itn ' ir ! ' X' ' ; ! ' > » ■■ ; ! "t" !.-:n •> '. •»»•- j-' -.>.:■•. «m •. i.--".-.,,?;.!/ h ■• ..■:•),. «• 
1) Wir erwähnen beispielsweise die Frage : „In welchen Pi]^nkten wiii;de das 
alte Bhegesetz durch das neue aus dem Concordat hervorgegatig^iii/ ft1>g^ätRl^H' '^ uh'd 
in wieferne haben die Seelsorger bei Schliessung der Ehen eine Aeadenmg Ihres dies- 
fl^lig^n Y^rlWireAS eintrjptw. «u la^^i^?*^ ..iBeÄntyv9rtet.,i^yii,]Phil. IXr. upä Theol(^. 
.j^aadidvP.. Jj^mä .Pfi^^^^ä^e^CW^fffc^^eri^rlester undi.Coope.r^t^r«iiS^obnitz (8 .3. in 4*) 
.flfjr J?iyjchijPi[9iiQ;i}rlasi9 Niu 10» vo» X^- Mar» ^W (^ ,?^4.) Wapt^oiftet die.t Fragp 
für ^di^ l'astoivalconCeirens^./d. J. 1860^ t^welcjjhe.L^hrenr spUen ins>)^sp]^derq^6e^ensta2^d 
deS;3raut|i|it9fj;ichtej^.Äeia?'* — p^a ^irchliob^ 3ewusstsejln wurde auch nicht wenig 
unterstützt; ^urch die zwei Werke des Canonicus Dr. H A. Xo5er«cAiner*,Versuch einer 
J^liSiaimiiVfg .des Clo^QQKdats,* pjoA ,^Pral(ti«ohe Aple^^i^ ^bujvi |;^etzm|isj|ig!^i^ Verfahren 

. ' .; f i Äj Ww, weyd,«5. 4ifßf Mi r Verbindui^, jwit we}ir,e^en ^ j^jjueren Decapatsord- 
giii,]ijKf^jU. «9dj|rer ;d,«i^c)),er, jPiecesexiiip eii^m^ der jfväohstep Hefte mitth^ileif. j(A. d. R.) 
3) Wir werden auch diep ipäter in ViQrbin^QPIP witr^ea Be9tvn)niu)g^,^an<}f- 
rer Diöcesea mittheflen. (A. d. B.) 



f^tauajpmnikte ittiir ^i* itetse 'dlf«^>IIb'Mi>^fli^i^«^^ Jahre 

ife58 'kktfk Rörtf. Da* ^V^teMchiif^s alle^ 'Ai/o^öligih^n • Bffet^rt' nM 
R^riptfe, ^WWie'HocbflötÄ^Ib^YöÄ ddrt ans mUbräehte, ömÄ eWnd<> 
vteie -feis^'Anknül^ftiDl^iiiAt^ fiiit dtehv dlchtbai^h Ofo^baopte del* iatft. 
Klnshe,^ Wc^<!M^ Vivtn^mlisse Baiid onter dem^ystetrtd^il JbsiephMsmtii^ 

•' i^ lüiEiöteldeD.fiind lii6fifes<uiiere''iiligletadeobUohönich»^fiiUMe fn^n 
Wichtigkeit 2)': : ;...: 

l^tlMr EiAai»: .d«44)ischdmohen QrdiMrIiitfp. Nr/^^^ d. 21. 

Jmi laMf eBttÜt^difr WeiHiiigto> in Benig (aa£ JBr^atiilgang von 
Akatholilcen [Beilage A. jmd*iUJ\l ^fionelbe: tst^bafiirt auf den 
S«ts :M^Qailius«^>ndD •ia^mmimicaiiiii»' vivift^ t^m ■ mm' eümmunicamus 
d^feneti»^^ rnkidini^ dhroh! 4sri £^^ Nr^VL ä. d. 14. Februar 
ISdT Jiochi^kiiäi^ 4aittti laikllvt, l^daB^idemii slk»dudHciien« Pastor keine 
titcUi€ke.fFiiDkllfiiR «itf jiam<kaAlioliiohiätol¥neiniofe ^lugiBstanden werden 
könne, nnd zwar dort, „wo ein Thäii'.des kafth^lbebeb Friedhofes zur 
Sfiii»4li|UBgidcr»:La«heh ^e» iUaitl^^ einte akatho- 

lischen Friedhidlies: bMinimt.werdinMlsl^.ohiie'dasä^ (^ Thei- 

lung staMfeftutdeit bitte« -^ .Oass-^Jnf cMeer ■ Hinneht idie ^Biidweiser 
Diöcese wenig Anstände haben* wMviisi' sähen au^' dw- geiäi^n^Zahl 
deR'iAfctfAelikMiu(Augri»i-Gtmfi M^O; HelV; Genf. i9aB>i&iir li,i03ti,572 
Katholiken ersichtlich und ba^^jlchiiiberditsi Affäbecidke \wt»illöbliche 
hi<k, BMireiflMAP'lkAamt dwd/ iSlßepis&mber Zj95ö,11S6B Bkhr be- 
rjttugendimägetptochiil. ii^iy ij'I>m.// i.v i-*- ••;'; •.•.: :i vi '.i .-.^;I 
. i,H d)oDevi(B;rlasfl fWn 'J^i:&.» d. d. £d:iS«ptendieli ^ISdd i^Beilage^ ^] 
im^mkil^ tBBh9»ibmg* d6rils;a^tikf>lYs6ii«n/ Vieireiniel wiid'Br«d> 
äi^T^ütm&t44i/\'0o 'der «niraU^ten .eBghJafiigtii) Ausncht! (welehe;' dmi- 
Hg^niAin^nkeiis t^IM «oliiffi^!¥bninifti«Meirdyü^k^ Büienl Btuti 

M'^diltisiUeiitetfflchBtiinMtbc^istf^ lrQUle)^'itftllali(n^iiefltg0^nM^«M- 
teibivriid; lindotfa.'wIfPd angldteli iffieiiiis«i\f9äitelr«dlEftlassi(l£r;iTSfii WSit) 
•Mi :€k»ndJta^einei'.Jiqibi^ j^rta^ea ^dl)s tbeiiei^iJ^l kioCnllintefpislwiuttB 
d.( d. 328iJ Jniti IjftM ,Ail MUo i die 7;¥«iind|fmiäer)R/<fli>fiMiieitr>de«:rdi)il^ 
tiQn iOitdeiia difoidnBUigfni*Fi)än«ifl£ua»laiiigilq^^ / u**: ';h>il:> o 

: .'».-.; n-n. V ■ .hJJi 

1) Namentlich sind in den Ißtzten ^^bren. durch JBrlass^ de& bi^phöfli^hen Or- 
'SliiarikteÄ *ift6 4lÄi/e vbn'bier. I^I'C 'ii«üum ^eingeichar^t wordä!''Das Decr. S. C. 
(Mit^ftitt ia^il'«ik4tta8ia:b^.m^ib)i6'in>t^iadle^ i^biMte ^'^^mkat^ Ait^fiedi> 

chiv yi. 378. ff. TpitgetHeilt (A^,d. R.) . ^^ ,.,,.,., •' ir>i *'l sriflJiil 

■~" * 2j ■Di^''1)l9Ä^t^äderfen nöcli'nicni'kn-Archfv'.entnalienen sihi als Beilagen au 
dieser Abhandlang milgetheUt. «^ '^^ <^^^ ^^IH 



lortlgeYeraifie, Zthl der Mi,tgliod(»r, Qröege 4er CapitalieB etf. kwptm die 
eini^fdneii Seedsocgastutionett meiateas nur Temeiaemd antworten^ i|r«ll eben 
dM kkchUchebHhoUsch^Sflt^ßtbewiiastsein ii^difi9«r^fiB0r böofasta Bimh» 
urat to dfer nädpten Zukwft sU?b wird nUmäUg wiA ^ntvlnkrta kiHmru. 
3) A. Der Zeitfolge nach kommt mm da/i reiicbhaltig« Material Htm 
das Eherecht, und zwar über folgende Pmikte: 

a) Der Wirkungskreis des bischöflichen Ehegerich- 
tes MhUesst iti sieh; eiii (Btläss Ke. XXVII. d. d. Id. December 
1866): 

a) AUe Eheptoaesse, üiögdn sie ia Spcnisalien-} AAindlationf- 
öder- Separationsaadien oder in Besöhwii^den ivegen ra^- 
welgerter Traiiuag bestehep« 
• ß). Dispensationaaachen, aofam dio Briheilung atnei^ DispRia 
von einer Partei im jtechtMchän Wege angeiDchten wird. 
j) Die Enlsobeidung^ #b und auf welch« Weise im ^elnzeliten 
Falle eine ConTaliAiüo Toaldmonii erfoiderMdi uiHi M «be^ 
werkstelligen sei, und of> 
2) in Folge der Todeeerklihm(Br eines Ehegatten dH Wieder- 
rerehelichuiig deis andern S<tatt au gelten mL - ' * 
Von der Gbaapettenz dee Ehegeri^hts sind aiisge^eUosaeiit 
! a) Alte Ehesachen im foio intecno; 
^) die Brtheilttttg von allein Dist^ensadonin, #elclM niehl unler 
• dk vorhergehende SLategörie Mleufc, 

b) Durch Edaäs Nr. X^YH. y^m Ib. SaoAmber IBM ßB^ 
lageD.] wurden die näheren Anweisungen für di# XJBt<l>raueh» 
ungs^C.^mmiasäia Ip. Ehesachen gegdßen. : Dieselben sind 
^ bischöfiiehen VioCire wkd YicaiialaiEitaHYennitey öder in beitondiBreli 
Fällen die Erzprieeter der Diöo^oe. Ea ist oüt Rücksicilt auf 6m 
§«214. der instiuofeion (pni jtidieii» eorf^siaMds ittiperü äoatiiäci) ihre 
Ffliebt». ^e atindliehe oder tthriftHeh« Ki^ü d)sr Parteien anf ScluS- 
dttttg von Tisch und Bett mtgeeen na Aeh^en i^ 215. d« Instraot.); 
M kaan jedoeik der Klage «ntr dann Folge gsgeben^ werde», weeih der 
^lelnmiesäi Bidk di« Ueberaingwig irerschAil: hat, diiss der im $. 21t. 
enthaltenen Vorschrift besfigU^ denAiisaUmnngaiientuehe Qeääge g^ 
leistet worden ist 

, 'E$ ist hieir die erfreuliche l!*l|atsaphe zu melden V d^es, auf dem 
Mnde iosbesonderei solehe Klagen brichst sdtoi > «nhüngig gamaeht 
wierden. Ein statistidMr Ausweis in dies« Hinsicht Ar game BQhtiien 
könnte der katholischep Gesinnung jedenfalls nur das gjinstigs^ Zeug- 
niss ablegen. 
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e) BMcsichtUch der Dispensen vom Aufgebot werden 
durch Erlass vom 15. December 1856 [Beilage E.] ebenfalls die ge- 
nauesten Instructionen gegeben. Sie dürfen von denselben Gommis- 
saren jure delegato gegeben werden, wenn die Gründe derartig sind, 
dass sie berücksichtigt zu werden verdienen, (Instr. pro jud. ecd. 
$. 82.) imd mit der erhaltenen kirchlichen Dispens haben sich sodann 
die Partheien an das k. k. Kreis« oder Besirksamt zu wenden. „Die 
gänzliche Nachsicht vom Aufgebote soll nur in höchst dringenden 
Fällen ertheilt werden, und laut $. 39. des Ehegesetzes kann ans 
sehr wichtigen Gründen von der Landesstelle, in besonders dringen- 
den Fällen auch von der Kreisbehörde und wenn eine bestätigte nahe 
Todesgefahr keinen Verzug gestattet, auch von dem Bezirksamte das 
Aufgebot gänzlich nachgesehen werden. Jedoch müssen die Verlob- 
ten vor dem Pfarrer und wo möglich in Gegenwart eines politischen 
Beamten eidlich betheuern, dass ihnen kein ihrer Ehe entgegenstehen- 
des Hinderniss bekannt ist. In allen solchen Fällen, mit Ausnahme 
des einzigen Falles, wo ($. 83. der Instruction) Jeine bestätigte Todes- 
gefahr vorhanden ist, und wo jeder einzelne selbstständige Seelsorger 
ermächtigt wird, die kirchliche Dispens von allen drei Verkündigungen 
zu ertheilen, hat das Ansuchen um gänzliche Nachsicht des Aufgebo- 
tes bei dem bischöflichen Oonsistorium zu geschehen. (Die Ministe- 
rial- Verordnung vom 10. Juli 1857 über die Competenz der mit der 
politischen Geschäftsfüiirung betrauten Communalbehörden zur Erthei- 
lung . 4eT Dispens vom zweiten und dritten Aufgebot nach $. 38. 
ies Ehegesetzes, s. im Archiv IL; 379). 

BücksiehtHch des Aufgebotes der gemischten Ehen 
(Nr. L 1857) wird bemerkt, dass jetzt wieder die Vorschrift des allg. 
b. G. B. $. 71. gilt, nach welcher eine gemischte Ehe nicht blos in 
der Pfarrkirche des katholisohen und im Bethause des akatholischen 
Theiles, sondern auch in der katholischen Pfarrkirche, innerhalb deren 
Bezirk der akatholische Brauttheil wohnt, vorgenommen werden 
muss. Dagegen soll bei der Verkündigung einer gemischten Ehe nie 
eine Erwähnung der Confesstons- Verschiedenheit gemacht werden. An 
demselben Tage, wo das letzte oder einzige Aufgebot gemacht wurde, 
darf die Trauung nicht Vorgenommen werden. Dem zu Folge wird 
es (wie bereits in der Prager Synode vom J. 1605 ausgesprochen ist) 
auch nie nothwendig sein, an einem Sonn- oder Feiertage eine Co- 
pulation vorzunehmen. 

d) Die Eheverlöbnisse wurden durch Erlass Nr. I. yota 
J. 1857 [Beilage F.} näher erklärt, und der Begriff und Umfang der- 
selben streng bcgränzt, und es erschienen später (Erlass Nr. IV. dd. 

AKblT nr KlnheiirMlit. yiL 5 
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31. Januar 1857 {Beilage G.]) die nüheren BesÜmtnüngen dea pfarr- 
amtliehen Verfahrens: L bei Sponsalien- Anständen ; IL bei Separa- 
tiona-Klagen. 

e) Nachträglich wurden durch Erlass Nr. IV. vom J. 1857 
[Beilage H.] die Normen über die Abhaltung des Brautexamens 
gegeben und ein eigenes Braut^Prüfuuga-FrotokoU kimdgemacbt Insbe- 
sondere wird darin der metus reverentialis erklärt — und die im Proto- 
koll lateinisch angeführten Fragen werden näher erläutert. (Man sehe 
auch oben S. 62 Note 1.) 

Eine weitere Erklärung fand dieser Gegenstand im Erlass Nr. 
VII. 1857. [Beilage I.] für den Fall, dass die Brautleute in fremden 
Diöcesen, oder wenn sie so weit auseinander wohnen, dass sie nicht 
2ugleich vor dem Seelsorger erscheinen können. Es soll dann jeder 
Theil vor seinem Seelsorger erseheinen, und mit jedem dieses Proto- 
koll aufgenommen werden. 

f) Die Erläuterungen rücksichtlich des Wohnsitzes und der 
nach demselben vorzunehmenden Verkündigungen wur- 
den erschöpfend gegeben im Erlaas Nr. XXI. dd. 30. October 1857 
[Beilage K.] 

g) DUpensaUo in impedimento matrimonii affinitati» inhonestae 
nuptiia jam instantibus nee sine gravi scandalo differendis, concedenda. 
Nr. XXI. dd. 30. October 1868 [Beilage L.] 

h) Es wurden noch einmal die Grundsätze. erklärt, welche bei 
Dispensen vom Aufgebot massgebend sein sollen, und zwar so- 
wohl, wenn von allen drei Aufgeboten als auch wenn nur von zwei Auf- 
geboten dispensirt werden soll. Es wurde den Vicariatsämtern die 
Befugniss ertheilt, ihre eigenen Pfarrkinder diapensiren zu dürfen, so 
dass die kirchliche Dispens nur von dem Vicariatsamte , wo der co* 
pulirende Priester seinen Wohnsitz hat, einzuholen sei. (Nr. V. 
1857. dd. 7. Februar [Beilage M.] und Nr. DI. 1860. vom. 11. Januar) 
[Beilage N.] 

i) Der Erlass Nr. XXI. dd. 6. August 1859 gibt anlehnend an 
e) unter Mittheilung des Erlasses des Ministeriums des Cultus vom 4. 
Juni 1859 [abgedruckt im Archiv IV. 490 ff.] eine genauere Er- 
örterung in Betreff der Dispensen von allen drei Aufgeboten, wenn zwei 
Personen g^rant werden wollen, von welchen allgemein vermuthet 
wird, dass sie bereits mit einander verehelicht seien. 

Die hier als nothwendig vorgeschriebene Eidesformel wurde be- 
reits früher unter c) mitgetheilt. 

Zugleich wird das Forum bezeichnet, welches zur Unt^suehung 
und Entscheidung über katholische (geistliche competent iat, welche 
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darch Vornahme einer Trauung zur Uebertretung eines bürgerlicheft 
Eheverbotes schuldbarer Weise mitgewirkt haben. (Vergl. darüber 
den Ministerial-Erlass vom 10. Juni 1859 im Archiv Y. 305). 

k) Unter dem 11. Januar 1860 Nr. III. wurde die Verordnung 
des k. k. Ministeriums f. Justiz und des Cultus und Unterrichts vom 
14. Dezember 1859 mitgetheilt, giltig für den ganzen Umfang des 
Reiches mit Ausnahme der Militärgränze, betreffend die Dispensen 
von Beibringung der Tauf- (Geburts-) Scheine bei Ehen 
der Katholiken. (Archiv V. 306). 

Es wurde zugleich auch durch den bischöflichen Erlass Nr. V. 
vom 12. Februar 1860 der Ministerial-Verordnung vom 22. Novem- 
ber 1859 (im Archiv V. S. 467 ff.) mitgetheilt, welche Vorsicht bei 
der Eheschliessung eines Ausländers anbefiehlt; bei dieser 
hat der Seelsorger: 

a) iu verlässlicher Weise zu ermitteln, welchem Lande dieselben 

angehören, und 
ß) von ihnen das ausreichend beglaubigte (d. h. mit der ministe- 
riellen und gesandtschaftlichen Beglaubigung versehene) Zeug- 
niss der competenten Obrigkeit der Gemeinde des Auslandes, zu 
welcher sie zuständig sind , abzuverlangen , durch welches 
diese die vorhin angedeutete Bef\)gniss oder Erlaubniss zur 
Eingehung der beabsichtigten Ehe beseheiniget. 
Dieser zweite Punkt wurde schon viel früher auf Ehen baierischer 
ünterthanen ausgedehnt und zwar durch einen Erlass des hohen Mi- 
nisteriums des Innern vom 14. März 1856 Z. 4914. (Man vgl. das 
Verzeichnfss der in den deutschen Bundesstaaten zur Ausstellung von 
Trauscheinen kompetenten Behörden im Archiv VI. 342 ff.) 

1) DieDispens vom zweiten u. dritten Aufgebote mussi 
wenn Bräutigam und Braut zwßi verschiedenen Kreis- 
oder Bezirksämtern unterstehen, von beiden eingeholt werden, 
(Statthalterei-Erläss vom 14. Februar 1860, bischöflicher Erlass Nr. 
XV. vom ^. 1860). Es findet hier daher keine Parallele zur Eheli- 
cenz statt, die laut Erlass Nr. XIX. 1857. dd. 19. September und 
Erlass von hoher Statthalterei dd. 25. August 1857. Z. 30,398. vom 
Kreis- oder Bezirksamte des Biäutigams — fussend auf §. 92. des 
A. L. G. B. — eingeholt werden ^muss. Zugleich enthält Erlass Nr.. 
XV. dd. 26. April 1860 den weiteren Bescheid, dass nach dem In- 
halte der Verordnung des hohen k. k. Ministeriums des Innern vom 
27. October 1859 gegen das von der politischen Landesstelle bestä- 
tigte Erkenntniss der ünterbehörde über die Ertheilung oder Verwei- 

5» 
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geruog des .Ehe-Consenses eine weitere Berufung an da^ hoh/a k. k. 
Ministerium des Innern nicht Statt finde. 

m) Anordnung rücksichtlich der Bewilligung zur Ver- 
ehelichung aus öffentlichen Fonden besoldeter Beam- 
ten (Nr. IX. 1856. 7. März) und hohes Statthalterei-Dekret dd. 24- 
Januar 185G. Z. 1239, dass von nun an in Fällen, wo nach dem 
Gesetze die blosse Meldung einer beabsichtigten Yerehelichung bei 
dem Amtsvörsteher genügt, diese Meldung ^war wie bisher mündlich 
— ohne schriftliche Eingabe gemacht, däss jedoch darüber ein kur- 
zer, die geschehene Meldung sicherstellender Act aufgenommen, in 
der Amtsregistratur aufbewahrt, und von d(»m betreffenden Beamten auf 
sein Verlangen eine amtliche Bestätigung über die gehSrig gemachte 
Mddung ausgestellt werden soll. ^ • 

n)* Nr. II. 1858. dd. 7. Januar enthält den Erlass des hohen 
Finanz-Ministeriums dd. 27. November 1857. (R. G. B. 48. Stück S. 
d07,) in- Betreff der Eingehung von Ehen.dureÄ quiescirte 
Individuen der Finanzwach -Mannschaft, indem die Finanz- 
Landesbehördeu. die Ehebewilligung für solche Jndividueh nur in Aus- 
nahmsfallen zu ertheilen haben, y^o eine wesentliche Verbesserung der 
Lage des Angestellten durch Eingehung der Ehe nachgewiesen wird. 
(Archiv IIL 240.) 

,o) Nr. XIX. dd. 16, October 1&58 enthält die Beschrän- 
kung derEingehung der Ehe« von Seite nev ernannter 
Finanz wachcn-Commissäre auf Grundlage' des Heichsgesetz- 
blattes St. XV. Nr. 58. vom J. 1858, indem dieselben vor Ablauf 
von zwei Jahren, vom Tage der Eidesabiegung als solche an gerechnet, 
ohne besondere Bewilligung des Finanz-Ministeriums eine Ehe nicht 
eingehen können. 

p) Sanatio matrimoniorum ante 8. Octobris 1856 initqrum et 
Uherorum, qui exinde nati sunt, publica legitimatio. (Nr. XV. 1858 
dd. 29. Juli) auf Grundlage des R. G. B. Jahrgang 1858. Stück 25. 
S. 391. ' ' 

3. B. In Betreff der Ehen der Militärpersonen beschrän- 
ken wir uns einfach auf die Zusammenstellung der neuen Erlasse, in- 
sofern dieselben die seelsorgerliche Praxis berühren. (Die Verordnung 
des Ärmee-Obercommandos vom 28. Februar 1857 über die Constitui- 
rung des militär-geistlichen Ehegerichtes ün(^ über die Organe der Mili- 
tärgeiistDchkeit zur kirchlichen Dispensation vom Eheaufgebote j s. im 
Archiv II. 91 f. und über letzteren Punkt auch die Verordnung des 
Armee-Obercommandos vom 30. Mai 1857 im Archiv IL 92 ff. 
Die Verordnung des Armee-Obercommandos vom 5. Mai 1857 über die 
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Anwendung des llhegesetzes für die Katholikeiji vom 5. Octpber 1856 
auf die k. k. Annee. s. im Archiv I. 760 ff.) 

a) Unter Nr. XII. 1857. dd. 17. April wurde dem Land-Clerus 
ein Verzeichniss der der civilgeistlichen Jurisdiction unterstehenden 
Truppenkorper mitgetheilt. (Den betr. Erlass des hohen Ministeriums 
des Cultus dd. 18. Februar 1857. Z. 20f)2. s. im Archiv I. 575 f.) 
ß) Erlass Nr. XIII. 1857. dd! 30. April theilt die Verordnung 
des apostolischen feldvicariates vom 10. October 1856 mit, wodurch 
die Begleitung akatholischer Militärleichen durch katholische Seelsorger 
aufgehoben wird^). 

7) Unter demselben Datum wird die Verfugung des apostolischen 
Peldvicariates vom 4. Februar 1857 zur Belehrung über die Trauung 
von Brautpersonen, von denen eine dem Militär-, die andere dem Civil- 
stande angehört, ertheilt. [Beilage 0.] 

Es bleibt stets den Brautleuten unbenommen, von welchem ordent- 
lichen Seelsorger sie ihre Ehe eingesegnet haben wollen, — nur muss 
der trauende Priester von dem Seelsorger des andern Brauttheiles mit 
allen erforderlichen Doktimienten und dem Verkündschein versehen wer- 
den. (Vergl. Archiv II. S. 498 flf.) 

S) Nr. XVni. 1857. vom 16. September enthält alle Verordnungen 
über Militärangelegenheiten in Folge des hohen Cultus-Ministerial-E'r- 
lasscs dd. 9. Juni d. J. Z. 692 mit Zugrundelegung der Circularvcrfü- 
gung des Armee-Öbercommandos vota 5. Mai 1857. 

Zugleich wird hier zum Erstenmale die Jurisdictions-Zuständigkeit 
der Keservmannschaft genau bestimmt (zur Reserve gehörige Militär- 
personen stehen ohne Unterschied unter der Jurisdiktion der Militär- 
geistlichkeit) — später verschärft durch Erlass des hohen Cultus-Mini- 
steriums dd. 16. März 1858 Z. 4197. (im Archiv Hl. 238.) 

e) Unter Nr. IX. 1858. dd. 26. Februar wird das auf das allerh. 
Normale für Militärheirathen vom 10. Juni 1812 basirte Verbot, k. k. 
Militär-Invaliden ohne vorgelegten Consens der Militärbehörde zti trauen, 
auf Grundlage früherer Erlasse und zwar Nr. X. 1856 dd. 28. März 
und hoher Statthalterei-Erlass dd. lO.December 1853 Z. 30,877, eiü- 
geschärft. 



1) Nioht hinreichend genau ist die Notis, welche die Köln. Bl. 1860 Nr, 1^. 
▼om 18. September unter Wien den 15. September der Allg. Ztg. entnehmen: „Die 
vor einiger Zeit bekannt gewordene Vertagung (wessen? des Ministeriums? oder Armee- 
Obercommandog? oder des Cardinalenibilscbofs ? oder apostuUsohen FeKIvicattetea?)^ 
wornach auf den Ku-ohhöf^i d4eBe^fibfiisse.proteftaatischer Soldaten von denen der Ica- 
tholischen getrennt bleiben sollen, welche aber nie zur Ausführung kam, ist ansdriick- 
lieh loruokgenommen worden.* (A. d. B.) 
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C) Verordnang des MiniBterlums für Cultus und Unterricht vom 
19. August 1858 (im Archiv III. 473 flf.), womit die Anwendung 
einiger Vorschriften des mit dem kaiserlichen Patente vom 8. October 
1856 (R. G. B. Nr. 185.) kundgemachten Ehegesetzes auf einzelne 
Klassen der zur Militia vaga gehörigen Personen näher bestimmt wird. 
(Bischöflicher Erlass Nr. XV^I. 1858 dd. 6. October). 

T]) Heirathenden Militärpersonen ist der politische Ehemeldzettel 
nicht abzuverlangen. (Hohen Armee -Oberconmiandos Circular-Verord- 
nung dd. 23. September 1858 Abth. 6. Nr. 8382. Bischöflicher Erlass 
Nr. 23. vom 1. December 1858). 

&) Im Erlass Nr. lEE. 1859 dd. 7. Januar (Erlass des Mini- 
steriums für Cultus vom 10. Nov. 1858, im Archiv HI. S. 749 ff.) 
wird auf Grundlage der §§. 8., 26., 44. des Gesetzes über die Ergänzung 
des Heeres folgendes Ehehindemiss aufgesteUt: „Mannspersonen, welche 
vor dem Austritte aus der zweiten Altersklasse (d. i. vor dem ersten 
Januar des auf das vollendete zwei und zwanzigste Lebensjahr folgen- 
den Jahres) sich verehelichen, desgleichen ADe, die zur Yerehelichung 
derselben schuldbar mitwirken, begehen eine gesetzlich verbotene und 
strafbare Handlung.^ 

i) Kaiserliche Verordnung vom 2. October 1860, betr^end die 
Uebertragung der nach $. 8. des Heeresergänzungsgesetzes der politi- 
chen Landesstellens zustehenden Ermächtigung zu ausnahmsweisen Ehe- 
bewilligungen an die Kreisbehörden, (Komitatsbehörden und Provinzial- 
Delegationen) mitgetheilt durch bischöflichen Erlass Nr. 26. vom Jahre 
1860. [Beilage N.] 

x) Vorschrift betreffs der zweimaligen Anmeldung bei Militärper- 
sonen, die vom katholischen Glauben abfallen wollen ; Erlass des hohen 
k. k. Ministeriums für Cultus und Unterricht, dd. 6. November 1855 
Z. 16,665, wornach erklärt wird, dass in weiter Entfernung von ihren 
Truppenkörpern beurlaubte oder commandirte Soldaten von ihren Mili- 
tärs^elsorgem an den katholischen Pfarrer ihres Aufenthaltes zur Ent- 
gegennahme der von ihnen gemäss der allerhöchsten Verordnung vom 
26. Januar 1819 zu erstattenden zweimaligen persönlichen Anmeldung 
gewiesen werden können. 

X) Der hohe Ministerial-Erlass vom 15. Januar 1859 Z. 498/141. 
bestimmt auf Grundlage einer Verordnung des k. k. Armee-Obercom- 
mandos dd. 31. December 1858 Z. 11,703, dass pensionirte Militär- 
geistliche nur den Tischtitel aus dem Religionsfonde haben , die Er- 
gänzungsquote jedoch aus der Kriegskasse zu beziehen sei. 

4) Ueber Legitimation unehelicher Kinder: 
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a) Laut hohen Statthalterd-ErlasseB vom 15. December 1857 Z. 
60,335. hat das hohe k. k. Ministerium des Innern im Einvernehmen 
mit dem hohen Cultus-Ministerinm mit dem Erlasse vom 21. Septem- 
ber 1858 Z. 11,634. angeordnet, dass von nun an jede Legitimation 
unehelicher Kinder an die betreifenden politischen Behörden zu wei- 
sen sei. 

b) Uneheliche Kinder einer katholischen Mutter sind stets nach 
katholischem Ritus zu taufen, auch wenn der akatholische Vater bei 
dem Taufacte als solcher sich erklärt, dnf Grund eines Erlasses 
des hohen k. k. Ministeriums für Cultus und Unterricht vom 5. Octo- 
ber 1858 Z. 16,152. 

c) Betreffs der Namensänderungen in den Pfarrbtichem, und der 
Art und Weise, wie solche zu geschehen haben, indem bei jedem ein- 
zelnen Falle die Bewilligung der politischen Landesstelle eingeholt 
werden muss, wurde die Verordnung der hohen k. k. Ministerien des 
Innern (vom 28. August 1859 Z. 18,129.) und des Cultus (vom 14. 
September 1859 Z. 13353) mitgetheilt. 

5) Verordnungen über die Selbstmörder: 

a) Auf Grundlage eines hohen Statthalter ei-Erlasses dd. 2. Januar 
1856 Z. 53,104. und des allerhöchsten Patentes vom 17. Januar 1850 
Art. XVI. (R. G. B. Nr. 24.) wurde dem Klerus kundgemacht, dass 
im Falle einer Selbstent}eibung jedesmal die Beerdigung zwar im 
Friedhofe, jedoch in aller Stille zu erfolgen habe. 

b) Durch die Artikel 4., 10. und 34. des Concordats wurde der 
Art. 16. des allerhöchtsen Patentes vom 17. Januar 1850 angehoben, 
daher wurden in Nr. XXVI. 1857. dd. 10. December die neuen 
vom hohen Ministerium des Cultus unter dem 30. October 1857 erlas- 
senen Normen mitgetheilt. (Archiv IL 361 ff.) 

c) Bezüglich der Beerdigung der Militär-Selbstmörder 
wurde im bischöflichen Erlass Nr. XLX. 1860. dd, 18. Juli^ eine 
vom k. k. apostolischen Feldvicariate unter dem 27. December 1859 
Z. 1670. verkündete, den Grundsätzen des Concordats entsprechende Cir- 
cular-Verordnung vom 2. November 1859 Abth. 4. Nr. 19i65. mitge- 
theilt. [Wir drucken sie im folgenden Hefte ab.] 

6) Behandlung der Sekten: 

a) Nach der Verordnung des hohen Ministeriums für Cultus und Un- 
tenielrt vom26.März 1858 J^ann die Sekte,, Neu- Jerusalem, Neu-Salemiten, 
Johannesbrüder, Bekenner der reinen christlichen Lehre^ im Sinne des 
kaiserlichen Patentes vom 31.. December 1851 nidit als Kirche oder 
Bdigioaagegdlaciiaft amed^kannt werden* (Arohiv m, 96.) 
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b) Verordnung der hohen IkDnistarien des Innern, der Jastix, des 
Cülttis und Unterrichtes, des Armee-Obercommando nnd der obersten 
Polizeibehörden vom 5. April 1859, wodurch in Folge Allerhöchster 
EntSchliessung vom 1. April 1859, die eigenmächtige Einführung von 
Heligionsgesellschafiien (Sekten), welche von der Staatsverwaltung nicht 
ausdrücklich anerkannt oder zugelassen sind, oder die Theilnahme da- 
von als strafbar erklärt wird. — B. 6. B. Stück Xin. Nr. 53. vom 
19. April 1859. [Archiv IV. 370.] 

c) Verordnung des hohen Ministeriums für Cultus und Unterricht, 
sowie des hohen Armee-Obercommando vom 20. Jttk 1860, giltig für 
den ganzen Umfang des Reiches, betreffend die Behandlung der unter 
dem Namen „Nazarener, Nazaräer oder Nachfolger Christi^ vorkom- 
menden religiösen Sekte. (R. G. B. vom 31. Juli 1860 XLIV. Stück 
Nr. 182. bischöflicher Erlass St. 21. vom 9. August 1860.) Diese 
Sekte kann als Kirche oder Religionsgesellschaft nicht anerkannt werden. 

7) Ueber die päpstlichen und bischöflichen Reser- 
vat fälle [Vgl. die Lehre von den^Reservatfallen im Archiv IV. S. 
470 ff.] wird in Nr. XIX. 1859 d. d. 11. Juli vollständige Belehrung 
ertheilt. Indem hier insbesondere auf das Studium des Jus canonicum 
hingewiesen wurde, wurde zugleich das Werk: „Der Beichtstuhl, das 
ist Anweisung zur Verwaltung des heiligen Busssakramentes im Geiste 
der heiligen römisch-katholischen Kirche von P. Johann Bapt. Sika, 
Präses im bischöflichen Klerikal-Seminar zu Budweis und Prosynodal- 
Examinator. Budweis 1859 versendet und zur Abnahme dringend 
empfohlen. 

Die Zahl der bischöflichen Reservate ist zu Budweis auf vier 
beschränkt: 

a) Procuratio abortus seu quaevis voluntaria destructio hominis 
concepti (foetus animati) ante partum. 

b) Seductio puellae vel pueri ante 14. aetatis annum ad impndica. 

c) Pejeratio seu mendacium jurejurando vel assertorio vel negä- 
tivo attamen solemniter emisso confirmatum. 

d) SoUieitatio in confessionali vel in loco ad confessiones audien- 
das destinato. 

8) Bestimmungen des neuen Gemeindegesetzes vom 
24. April 1859. 

a) Bezüglich der Geistlichen nnd Schullehrer; der $. 28. der- 
selben handelt von der Beitragsleistung zur Bestreitung der Gemeinde* 
lasten und $. 29. enthält die besondere Verordnung: „Die gesetzliche 
Gongma der Seelsorger und öffentlichen Schullehrer darf durdi Ge- 
meinde-Umlagen nieht gesdnijaert winden« ^ Zufeige S^ 42. .erhogen 
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Geistlidie und IHfentlielie SehuH^er mit dem Antritte ihrer Dienststelle 
die Zuständigkeit zn der Gemeinde, in welcher ihre Stelle ihnen den 
ständigen Aufen^ak anweiset. ^ — Laut $. 314. hat sich die Amt»' 
gewak des Gemeinde- Vorstehers nicht auf die Fälle za erstrecken, in 
denen ein katholischer Geistlicher in dnem Rechtsstreite der Be- 
klagte, oder in den der Strafgewalt ^des Gemeindevorstehdrs mge~ 
wies^en StraffÜUen der Beschuldigte ist. ■ • 

Geistliche und Lehrer haben laut %. 167. das Recht, die Emen- 
nung snm Amte des Bürgermeisters, oder eines Stadtverordneten 
oder eines Gemeinderathes abzulehnen. (Erlass Nr. XIX. 1859 d. d. 
11. Jnli.). 

b) Weismgen in Betreff des Eheau^botes und insbesondere 
Belehrung: über Zuständigkeit (Erlass Nr. XX. 1859 21. Juli.). 

„In Betreff aller übrigen Ehewerber (nämlich die MilitSrpersonen 
ausgenommen) verbleibt es bei den bestehenden Vorschriften; doch ist 
bezüglich der nach $. 63. der Anm. für g. Eheg. Oestr. eventuell in 
der Pfarre des Ortes, wo den Ehewerbeim das Heimathsrecht zu- 
steht, vorzunehmenden Verkündigung zu bemerken, dass nunmehr 
die Gemeindezuständigkeit und das hierauf gegründete Heimathsrecht 
nach dwn Allerhöchsten Patente vom 24. April d. J. beurtheilt wer- 
den müsse.^ 

9) Wohnungen der Geistlichkeit 

a) Sind befreit von der Mlitär-Einquärtirung laut hoher V^ord- 
nung der Ministerien des Innern, des Cultus und der Finanzen d. d. 
8. Mai 1856. 

b) Sind befreit von der Beitragsleistung bei Kirchen- und Pfar/- 
hofbaulichfceiten laut hohen Ministerial-Eriasses des Oaltus vom 15. Oe*^ 
tober 1858 Z. 1282 und 17. Juni 1859 Z. 2099. 

c) Sind befreit von der Beitragsleiirtung auf Schulbaülichkeiten 
und von j^der Beitragsleistung auf fortiaufönde Schulaufgaben laut 
Erlass des hohen Ministeriums des Cultus d: d. 18. »Februar 1858 Z. 
13,510 anni 1857 und 13. April 1859 Z. 5103- 

10) Concurrenz bei Pfarrhofbaulichkeiten. 

a) Der Besitzer einer Domäne, in deren Bereiche die Kirche öder 
die Pfarre gelegen, wenn er zugleich Patron dieser Gebäude ist, kann 
zu einem Beitrage zu dem Handlanger — und Fuhrkosteh nicht viBr- 
pfliehtet werden; laut hohem Ei^se des k. k. Ministeriums für Cultus 
und Unterrichlu vom 14. Februar 1857 Z. Ö283. 

b) Sin# sie airer nicht Patrone, so werden Domänen^Besitzer zu 
den Hand- und Zugarbeiten bei Kirchenbauli^keiten verpflichtet, wo- 
bei es keinen Untersdiied macht, ob der Besitunr dd tfoneurren^s- 
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I^chtigen Grundes oder Oebfiudee in dttn Bezirke, worauf Bieh diese 
Pflicht erstreokt, seinen ordentlichen Wohnsita hat^ oder nicht; laut 
hoh^n Cnltus^Ministerial-Erlasse d. d. 21. August 1857 Z. 2137. 

c) Dieser Erlass wurde noch einmal wiederholt, nämlich: Besitser 
von Dominikaikörpern sind hefreit von einem Beitrage 2U den Kosten 
der Hand- und Zugarbeit, wenn sie zugleich Kirchen- oder P&rrpatrone 
sind. Erlass der hohen Statthalterei d. d. 12. November 1857 Z. 
57,745. 

d) Die Bestreitung der aus Anlass von Kirchen-, Plarr- und 
Schulbaulichkeiten, sowie der Herstellung von Begräbnissidätzen, auft 
laufenden Reise- und Commissionskosten hat ohne Unterschied der El- 
geDSchaft der intervenirenden Organe, in der Regel j^en Parteien, 
Corporationoi ,. Fonden u. s. w. zur Last zu fallen, weldien die Be- 
streitung der bezüglichen Herstellungen gesetzlich obliegt. 

Dasselbe hat auch in Betreff der Insertions-Kosten f&r die Kund- 
machungen in öffentlichen Blättern zu gelten. (Erlass des hohen k. k. 
Cultus-Ministeriums d.d. 25. Mai 1859 Z. 8058. — 2446.) [Archiv 
IV, 490.] 

e) Derselbe Gregenstand angewendet auf öff^Üiche Palronats- 
fond. (Hoher Statthalterei-Erlass d. d. 23. März 1860 Nr. 14,278.) 

11) In Betreff der geistlichen Personen im Allgemeinen 
und der Ordenspersonen im Besondern, wurden folgende Erlasse 
kundgemacht (Vgl. unten Nr. 21.) 

a) Hohe Verordnung des Ministeriums des Innern bestimmt: Die 
Candidaten des geistlichen Standes der katholischen Kirche ohne Un- 
terschied des Ritus sind von dem' Eintritte in den Militärdienst befreit; 
die Befreiung vom Eintritte in den Militärstand hat auch den Laien- 
brüdem kirchlich approbirter Orden, und zwar sowohl nach abgelegter 
Profess, als auch während des Noviziates zuzukommen. 

b) Mit Rficksicht auf den Mangel an Weltpriestem ist Mendixan- 
tenklöstern für ihre in der Seelsorge zeitweise verwendeten Priester 
an ihrer Dotation aus dem Religionsfonde kein Abzug zu machen, 
laut Erlass des k. k« Ministeriums für Cultus d. d. 17. Juni 1857 
Z. 9981. 

c) Verordnung der hohen Ministerien fiir Cultus und Unterricht 
und der JustiZt miä bezüglich der Militärgrenze, des Armee-Obereom- 
mando vom Id. Juni 1858, wirksam für den ganzen Umfang des 
Reiches, betreffend die Erfordernisse und den Nachweiss des gesetz- 
lichen Bestandes geistlicher Orden und Congregationen, sowie die Be- 
dingungen, wdche bei Abschliessung von Rechtsgeschäften fär die- 
selben zu beobachten sind. [Archiv HI, 233.] 
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d) lieber Ausländiscfae Ordens- nnd Prlesterstandes-Candidateu 
wurdeu vom hohen k. k. Ministerium des Cultos unter dem 11. 
October 1859 Z. 1351. die betreffenden in Einklang mit dem Concor- 
date gebrachten Normen veröffentlicht. [Man sehe diesen Erlass im 
folgenden Hefte des Archivs, und verbinde damit die Yerordnui^g der 
k. k. Statthalterei für Tirol und Vorarlberg vom 23. Februar 1859 
betreffend den Eintritt österreichischer Unterthanen als Novizen in ein 
ausländisches religiöses Institut, im Archiv lY, 365 f.] 

12) Testamente der Bischöfe: 

Verordnung der hohen Ministerien der Justiz und des CulU^i und 
Unterrichts vom 7. Februar 1859, giltiig für den ganzen Umfang des 
Reiches, betreffend die nähere Bestimmui^ des zweiten Absatzes des 
Artikels XXI- des Concordates. [Archiv IV, 216.] 

13) Steuerpflichtigkjeit der kirchlichen Gebäude: 
Betkapellen und sonstige religiöse Baudenkmale , sofern dieselben 

im Verkehre keinen Gegenstand der Vennögens-Uebertragung bilden, 
unterliegen nicht der Grebührenpfl^cht. (Erlass der hohen k. k. Statt- 
halterei^d. d. 15, Juni 1857 Z. 24^632.) 

U) Rechte der Akatholiken. (Vgl. oben Nr. 1.): 

a) Akatholiken sind nicht an das zurückgelegte 18. Lebensjahr 
gebunden , .wenn sie sich ii^ die katholische Eirchengemeinsehaft auf- 
nehmen lassen wollen; Erlass des hohen k. k. Ministeriums fär Cultus 
nnd Unterricht d. d. 21. Juni 1859. Z. 15,894. 

b) Die Benenpung der Seelsorger aiigsburger und helvetischer 
Co^fession betreffend, hoher Erlass des k. k. Ministeriums för Cultus 
und Unterricht vom 20. December 1858 Z. 21,730. 

15) Präsentationsrecbt zu den Pfründen auf Fonds- 
gtitern: 

Das. k. k. Finanzmimsterium hat im Einvernehmen mit dorn k« 
k. Ministerium für Cultus und Unterricht bestimmt, dass die Präsen- 
tation zu den geistUch^ Pfründen auf den unter der Leitung der Fi- 
nanzbehörden stehenden Fondsgütexn dea Finanzb^örden zustehe. 
(Hober Qultns-Ministeri^l-Erla^s vom 31. August 1857 Z. 14,491.) 

16) Welche Urkunde als das Pfründenverleihungs- 
Dekret zu< betrachten sei, ist durch Verordnung der k. k. böh- 
miscken Finan^-Landes-Di|:ektion vom 3. September 1860 Z. 32,324* m 
die Finanz-Bezirks-Direktionen und SteueräiKrf^r (bischöflicher Erlass 
Nr. 25. vom Jahre 1860) den Kirehengesetzea gemäss dahin 
beantwortet, dass „nicht das patronatsamtliche Pr|lsentatioiisdekret,.sonr. 
dem das bii^chöfliche Confirmationsdekret ^s die Pfründen- 
verleihongsurl^pnde m betiri^oht?n ist, welcl|6 den GkgemMtand der n»cb 
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den Bestimmnngen des Finanz-Ministerial-Erlasses vom 19. April 1858 
Z. 3462. (Verordnungsblatt S. 104.) einzuhebenden Stolagebühr bildet, 
die aber zufolge §. 5. B. b. des Gebührensatzes unmittelbar zu ent- 
richten ist, weil in der Verleihungsurkünde die mit den Beneficien ver- 
bundenen Genüsse nicht angeführt werden.^* 

17) Veräusserung und Belastung des katholischen 
Kirchen Vermögens: 

a) Verordnung des Ministers für Cultus und Unterricht Vom 20- 
Juni 1860. [Archiv V, 465.] (bischöflicher Erlass Nr. 21. v. J. 1860.) 

h) Verordnung des Justizministeriums vom 13. Juli 1860. [Ar- 
chiv VI, 166.] (bischöflicher Erlass Nr. ^1. v. J. 1860.) 

' 18) Verwaltung des Kirchen- und Stiftungs- Ver- 
mögens. 

Nach dem Eherechte ist dieser Gegenstand iei reichhaltigste und 
weist in sich selbst die Wichtigkeit nach, indem tinter die Bedürfnisse 
unfd Eingaben, welche jährlich zur canoriischen Visitatioti erfordert 
werden, jetzt ein eigenes Referat vorgelegt werden muss, worin über 
den Stand des Kirchenvermögens detaillirte Aufschlüsse gegeben wer- 
den müssen, und zugleich die Ursachen des Steigens öder Fallens. Es 
kommeü dabei folgende Punkte in Betracht: 

a) Ablösung der Servituten; Betreff in der Ablösung oder Regelung 
der auf Gründen von Kirchen und Pfründen und Sfiftangen lastenden 
Servituten wurde der Präclusivtermin festgesetzt. 

b) Vorschriften rücksichtlich der Verwaltung deö Yermögens von 
Löcalschuifonden und Schulstiftungen. (Erlass des hohen k. k. Mi- 
nisteriums für Cultus d. d. 5. März 1850 Z. 22,450.) 

t) Behandlung der Schuldverschi-eibungen der Entlastungsfonde 
für das, auf geistüche Güter entfallende, einen Bestandtheil der betref- 
fenden Pfründe bildende Entscheidutigskapital. (Verordnung de» hohen 
Ministeriums für Cultus vom 24. September 1^68. R. S. B. JcJir- 
gang 1858. XL. St. Nr. 16^.) [Archiv Dl, 601.] 

d) Den Kirchenreehnungsführerh gebühren nicht Steuerelnhebtmgs- 
prozente von Kirchengnmdpächtern. (Erlass der hohen kl k. Statt- 
halterei d. d. 17. Juli 1859 Z. 34,102.) 

e) Bemänglungen betreffend cKe Abfassung der suiti^artsdien 
Kirchenrechnungsextracte. (Erlass der hohen k. k. Statibalterei d. d. 
29. April W&e Nr. 13,904.) 

f) Diäten- und Reisekosten-Liquidationen bei Kirchen- und Ka- 
pellen-BaiÜleikkeiten sind für den Religionsfond und jede eiiizdlne Kirdie 
abgesoÄdert im Wege der betreffenden bischöfllciien Opfinariate' vor- 
zttieg^if. ^dl^»;iktUiiiIler«i d: fl. 12. Di^eemMr ]f85<» Si ^0»7.) 
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g) Die herkömmliche Vertheiluiig der Lasten fUr die gottesdienst- 
liehen Bedürfnisse kanji nicht zum Nachtheil der ehemaligen Obrig- 
keiten geändert werden. (Hoher Cultu^-Ministerial-Erlass d., d. 20. 
Juni 1866 Z. 16,868.) 

h) Die für die Verpachtung der Bauherstellupgen an den unler 
dem öflfentlicheh Patrgnate stehenden Kirchen^ Pfarreien und Schulen 
gesetzlich vorgeschriebenen Li^itationsbedln^ißse soUe^ vollständig in 
das Yerpach^ngsprotokoll aufgenommen werden. {Hoh^r Statthalterei- 
Erliassd. d. 28. Mai 1857' Z. 19,025.) , . 

' 4) Weisungen betreifend die schleunige Ausführung und .B^alj- 
lung der bewilligten Bauherstellungen an Pfarren und I^irclien. (IIoHe 
k. k, Statthaltern d. d. 29..December 1857 Z. 62,922.) 

k) Verhalten beim Einschreiten um Vinc^lirung von Staat^obUr 
gationen.' (Erlass der hohen k. k.' Statthalter^! d, d. 13- Juli 18^0 
Z. 29,765. cf. unten sub u.) i 

1) Weisung in Bezug auf die Adju'stirung der Pfründen-Ertrag- 
nisse. Ausweise behufs Bemessung der Pfründen- Verleihungstaxe. (Er- 
lass der hohen k. k. Statthalter'ei d. d. 15. Jänner 1860 Z. 69,280.) 
(Ordihariats-Erläss Nr. i. vi J. 1860.) [Ueber denselben Gegenstand; 
Statthalterei-Erlass vom 17. Februar 1861 (mitgetheilt durch Ördina- 
riats-Erlass Nr. 11. vom 22. März 1861.) Ueber die Gebühren- 
behandiung bei Verleihung von Beneficien auf Privat^ 
patronaien erging unter dem 18. April 1858 eine für alle S^ron- 
länder gültige Bestimmung des k. k. Finanz-Ministeriums (bisdhötlicher 
Erlasä'Nr. 23. v. J. 1860)1 *). 

m) Technische Beamten sollen bei kleinen Orgel-Reparatureh 
nicht interveniren. (Hoher Statthalterei-Intimat d. d. 22. Octobet 186Ö 
Z. 49,0*1.) 

n) Entscheidung der k. k. niederösterreichischen Finanz-Landes- 
Dtfektion d. 'd. 14.' März 1859 Z. 1465. über Stempelfreiheit oder 
Stempelpflichtigkeit: BBemach sind die Eingäben der Kirchenvörsteher In 
ihrer Amtscorrespoifdenn^ dtempelfrer; hingegen sind jene Eingaben, die 
das Kirchenvermögen ,* dessen Renten und üeberöcluisse betreffen, wie 
auc!i jene um Lizftations-Bewilligung bei Verpachtung von Kirchöh- 
^ünden stempelpflichtig, weil die Verbindlichkeit zur Einholung d^^- 
artiger BiewiUigüng eine allgemeine ist, ' 

ö) Modalitäten* bei der Entbebuiig der k. k. Steuerämter ton den 

ihnen im Betreff der Verwaltung des Vermögens einzelner KircSien &es 

öffentlichen^ P^ttroriats' Übertragenen Fmiktionen. (Hoher Cttftüä'-Itini- 

ßterial-Erlass d. d. 10.. Decepaber 1859 Z. 18,286.) . ■'. .."""^ 

X) YfU tfageffi dieselbe idi Aröhil^ nach. (D. B.) '^ ' ' 
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p) Erlass des hohen k. k. Finanz-Ministeriums vom 15. Februar 
1860, giltig für alle Kronländer, der Vorgang bei Umschreibungen und 
Devincullrungen von Staats-Schuldverschreibungen betreffend. (R. G. 
B. vom 23. Februar 1860. Vffl. Stück Nr. 41., mitgetheüt durch bi- 
schöflichen Erlass Nr. 12. vom 12. April 1860. lieber denselben Gre- 
genstand erging die Ministerialverordnung vom 10. August 1860, mit- 
getheüt durch bischöflichen Erlass Nr. 1. vom 1. Januar 1861.) 

q) Das Verfahren bei Devincullrungen von Staatsschuldverschrei- 
bungen wird noch näher erläutert. (Hoher Finanz-Ministerial-Erlass 
d. d. 26. Februar 1860 Z. 656. — F. M. bischöflicher Erlass Nr. 12. 
vom 12. Aprü 1860.) 

r)*Die Uebertragung der Kasse- und Bechnungsfuhrung einzelner 
Sarchen an die k. k. Steuerämter ist nur ausnahmsweise und nur in 
besonders dringenden Fällen zu ertheilen. (Hoher Finanz-Ministerial- 
Erlass d. d. 22. November 1859 Z. 23,661.) 

s) Erlass des hohen k. k. Finanzministeriums vom 16. Januar 
1860, giltig für alle Kronländer, wodurch die Verjährung für die 
Zinsen von allen öffentlichen Schuldverschreibungen auf sechs Jahre 
herabgesetzt wird. 

t) Verordnung des Finanz-Ministeriums vom 12. April 1860,. be- 
treffend eine Erläuterung über die Gebührenbehandlung der Stiftungen 
(R. G. B. Jahrgang 1860. Stück XXI. Nr. 93.) worin es heisst: Eine 
blos mittelbare Ableitung einer Gegenleistung aus dem wohlthätigen 
oder gemeinnützigen Zwecke einer Gesellschaft oder andern Anstalt) 
die mit dem Gegenstande der Schenkung oder letztwilligen Anordnung 
betheilt ¥rird, ist nicht geeignet die Anwendung des Absatzes a) die 
Tarifpost 96 zu den Gesetzen vom 9. Februar und 2. August 1850 
zu begründen. 

u) Näherer Modus, der zu beobachten ist bei der Vinculirung 
der Stiftung-s-Oblig^tionen, und bei d^r Erhebung der von öffentlichen 
Obligationen entfallenden Interessen,, laut hohem Ministerial-Erlass des 
Cultus d. d. 6. Aprü 1860 Z. 3375. und vom 24. April 1860 7^ 
5607. (Bischöflicher Erlass Nr. 18. vom 6, Juni 1860.) [cf. oben 
sub k.] 1). 

v) Verordnung des hohen Finanz-Ministeriums d. d. 19. Aprü 
1858 Z. 3462. — 167. betreffend die Entrichtung der Gebühren bei 
Verleihung von Beneficien mit dem Fruchtgenus/se bewegUAer Sachen 
~. und dabei die Erinnerungi dass im Falle sich einzelne Beneficiaten 

1) Wir werden die verschiedenen neueren Ministerial-Erlasse über Vincalimng 
imd Devincnlining der kirchlieben Anirtalte« gehörenden Staftttobligaüonen n. dgl. im 
Arehiv nachtragen. (A. d. B.) 
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düTiA «me €ktyiätrenbemei8iing beschwert erachten sollen, n^ ihre Ein- 
wendungen unmittelbar bei der zuständigen k. k. Finansbezirks-Direktion 
einzubringen hab^. 

w) Erlass der Statthalterei vom 8. Juli 1861 Mi ^e Bezirks- 
ämter, betreffend die Besoldung dar Kirchenrechnungsfilhrer (mitgetheilt 
durch bischöflichen Erlast Nr. 18. v. J. 1861.). 

19) Disciplin des Klerus: 

a) Vor jedem Antritt einer weitem Reisebedarf der Klerus eines 
Certificates (Litterae commendatidae) seines Ordinariates auf Grundlage 
des heben Ministerial-Deoretes des Aeussem d. d. 16. September 1855 
und hohen Statthalterei-Iutimates vom 9. Oetobet 1855 Z. 43,722. 

b) Was die Kleidung anbelangt, vnffden die Bestimmungen vom 
Jahre 1852 in Erinnenmg gebracht, und die Aussprüche der heiliges 
Synode von Trient cap. VI. de Reformatione sess. XIV. wurden ein«- 
geschärft. 

c) Ausübung der Jagd und Pachtung der Jagdbezirke kann dem 
EJerus nidit gestattet werden; citirt wird St. Hieronjnocus c. IL D. 86. 
Esau yenator erat, quia peccator erat. Et penitas non inyenimus hi 
scripturis sanctis sanctum aliquem venatorem: piscatores inTenimus 
sanotos. Concil von Trient verbietet den Geistlichen die Jagd. (Sess. 
XXrV. cap. 12. de reform.): Ab illicitis venationibus, aucupüs se ab- 
stineant Und die Synodus Prägend, (artic. de vita et. honest, cleric. 
pag. 124.) Ne sclopetis aut bombardis feras seu aves venando perse- 
quantor, neve quodvis aliud aucupii aut venationis genus exerceant, 
canesve aut accipitres aeu alia venatica aknt aniraiMa.^ 

20) Rechte der Juden: 

Das Halten christlicher Dienstboten, Ammen, Gesellen und Lehr* 
jungen ist den Israeliten erlaubt. (Hoher Gubxis-Ministerlal-&lass d. d. 
23. Deownber 1859 Z. 18,796.) 

21) Matriken. Ihre Fühnmg und Ausweise aus denselben: 

a) Die Paginirung derselben haben die Seelsorger Selbst vorzu- 
nehmen, die Bestätigung der richtigen Paginirung uhd die Siegelbei- 
drückung haben sie aber dem k. k. Beisirkisamte zu Überlassen. (Hoher 
Statthalterei-Erlass d. d. 18. April 1856 Nr. 15,096.) 

b) Ausfolgung offibiöser Todtenischeine über hierseits verstorbene 
Militär-Individuen aus dem EurfÜrstentbum Hessen. (Erlass des hoheh 
k. k. Ministeriums des Cultns d. d. 26. Juli 1857. M. Z. 12,239/408^. 
Gebühren- und 8tenq)dfreie Ausfolgung von Trauscheinen für die hierw» 
lands geborenen Kinder von Staatsangehörigen des Kurförstenthumfl 
Hessen (Erlass Nr. 21. v. J. 1^61 in Folgid MinisteriairEtlasses vom 
1. Oetober und Statthalterei^lasses vom 4. Oetober 1861.)v 
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e) AHsfdgiing von TraiMciieinen liir ^ hkraeits gvborento 
Kinder von Asigeliörigeii des Gr^tösherzogthums Baden; (laut hohem 
k. k. Erlass des Ministeriums des Cultus d. d. 12. Jaiuiar 1859 Z. 259.). 

d) Ausfdgung oficiSser Todtensohdne über hiersails reratorbene 

a) gfosshensoglich badische; 

b) königlich, siiehsische Unterthanen. 

(Laut hohem k..k. Ministerial-Erlasse d. d. 8. und 21. Januar 1858 
Z. 22,588/7198 und 42/15. 

e) AuBtellung officiöser Todtenscheine für Mecklenburg'- und 
SchwarKburg'sche Landesangehörige. (Laut hohem Statthaltefei-Intimat 
d. d. 30. Mai 1858 Z. 23,991.) 

f) Ausfolgung von Tnnurcheinon für die hierlands geborenen Kin- 
der von Staatsangehörigen des Fürstenthians SdiwarsEbiug-Sondershausen, 
in Folge Erlass des hohen k. k. Oultus^-MinisteriumB d. d. 22. Januar 
1860 Z. 849. (bischöflicher Erlass Nr. 13. v. J. 1861.). 

g) Gebühren- und stempelfreie Ausfertigung von Oeburts- und 
Todesscheinen baieriachar Unterthanen in Folge Ministerial*Erjass vom 
&. October 1860, vorgeschrieben durch bischöflichen Erlass Nri 26. 
V. J- 1860. 

h) In slavischer Sprache auseustellenden und für nidit slavlsehe 
Länder bestinunten Matrikenscheinen ist entweder eine lateinische oder 
eine deutsche Uebersetsung des Inhaltes beizufügen. (Erlasa des hohen 
k. k. GuknsrMinisteriums d. d. 19. Juni 1858 Z. 27,298.) 

i) Bei Ausfertigung der Tauf- und Matrikenscheine ist von den 
Seelsorgern mit der grössten Umsicht und Genauigkeit vorzugehen. 
(Laut Erlass der hohen k. k. Statthalterei d. d. 1. October 1859 Z. 
60,880.) . 

k) Aenderungen und ZusäCze in den Matrikenbüchem sind jeder- 
zeit in von der competenten Behörde angeordneter Form, ünverilndert, 
vorzunehmen. (Laut hohem MinisterialrErlass für Cultus d. d. 27. No- 
vember 1859 Z. 10,901/M. Z.) 

22) Alte Baudenkmale; 

a) sind nach «Mögliciyceit sai erhalten. {Laut hohen Erlass des 
Cultus-MinisteriumsTom 27. April 1. J. Z. 48^2.) 

b) (Nr. 46. Otd. Nr. IX. 1857 d. d. 19. Mttrz.) Nanbaftmachung 
der= Oonservatoren für die Budweiser Diöcese, und Weisung, der Elenis 
mischte dieselben, thatsächlichst unterstützen, in Folge der Einsetzung 
der Central-Commisision zur Erforschung und Erhaltung der Baudenk-» 
male im österreichischen Kaiserstaate von Seite Sv. Majestät des Kaisers. 

23) Peiksionen für OrdensgeistUche und B«seh»ffeA- 
heit der Zeugnisse für KUstei^Gattdidaten. (Vgl. oben Nr. 10.) 
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k) Die Pension der tn der Millt&r-dedsotge Küg^est^tt 'gewisenen 
Ordendgeisdichen ist ad manus der OrdenSTorsteker ca eriblgen. (Laut 
Intimation d^ hohen k. k. Ministeritiinfl für Cokos «nd Unterricht 
d. d. 24.) Febniar 1«66. 

b) Das p&p6tliche Decret, welches von der heiligen Congregation 
sttper statu regtilariom untetm 2fh. Jamrar 1848 an alle Dl^cesanbe^' 
höräen erlassen wurde, 'wurde im Wortlaute mitgetheilt Nr. XXIS. 
1857 d. d. 19. November. 

24) Heiligung der Sonntage und Benehmen der k. k. 
Gr^nsdarmerie- und Soldaten-Patrouillen während des 
Gottes dien'stes: 

a) Normen beim Holzflössea an Sonn- und Feiertagen. (Erlass 
des hohen k. k. Ministeriums des Cultus d. d. 4. März 1857. Nr. 3393.) 

b) Das Abnehmen der Kopfbedeckung ist nur beim Niederknieen 
zum Gebete gestattet. (Erlass des hohen Cultus-Ministeriums d. d. 2. 
April 1857 Z. 5472.) 

25) Portofreiheit: 

a) Der bischöflichen Ehegerichte. (Laut hoher Verordnung der 
k. k. Ministerien des Cultus und des Handels d. d. 19. August 1857 
Z. 12,154.) [Archiv lU, ?46j 

b) Der Congregation der Schulschwestern in Böhmen. (Laut hoher 
Verordnung des k. k. Ministeriums für Handel, Gewerbe und öflfent- 
liohe Bauten.) ' 

36) Taxen der geistlieheii Ehegeriehte wurden in 
Nr. XXIV. 1857 d, d. 27. Noyember mitgetheüt. (R. G. B. Jahr- 
gang 1857, Stück 43.) aiif Grandlage des Cultus-Miniiäerial-flrksset 
d. d. 31. October 1857. [Archiy H, 877., vgl Archiven, 497.,! 
n, 49^., /ffl, 285. 245.] 

27) Sammlung «nd Aufbewa^hruiig' aller Erlässe: -^ 
(Hohfe Ministerial'-Anordniing des Cultus wegen Sfunmlung utdAufber 
wahrni^ des Reidis- uikd Landesgeseteblattes d. d. 12. April I85t9 
Z. 343.). '■■ -'i : -> » , ■ . ..;.'- ■ .i 

28) Intercalar-Administratoren: 

a) Erhöhung d^s Gehaltes fiir dieselben auf mo^^tliche 25 fl. und 
30 fl^ för den Zeitraum roa drei Jabr^. {Hdier Minisferial-Erlass für 
Cultus und Unterricht d. d. 21. IRebruar 1856 Nr. 2716.) 

b) Wurde auf weitere drei Jahre verlängert (Laut hoh^iVL Ministe- 
riai-Erlass des Cultus vom 27. October 1858 Z. 18,225.) 

c) Sie sind nicht verpflichtet vom 1. Januar 1859 zur Gratis- 
persolvirung der Stiiftsmessen. (Laut hohem k. k. StatthalUM^el-£clasai 
vom 9. November 1858 Z. 56,267.) 

Archi? Ar Klrcbenredit. YU. '6 
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Ea wSifde tins ra weit fUharen y wollten wir mch noch ein 
y^rseichnids der mannigfaltigen wiasensehaftliehen und praktischen Werke 
und Zeitschriften folgen, laasen, weldbe in jener Zeit vom hochwürdigen 
Ordinariate dem Klems zur Anschaffung empfohlen worden sind. Wir 
si^Uessen also unsere Schilderung hiermit. Schon der Punkt üher die 
Administration erledigter Pfründen, sowie auch andere, die im Verlaufe 
der Jahre 1853 — 1860 angeregt wurden, e. B, eine zeitgemässe Ar- 
rondirung der Pfarrfoeneficien (eben wieder in Folge des Priestenni^ngels 
neti ang^egt) weisen von selbst darauf hin, dass so Manches ron dem 
bereits Erwähnten seine endgiltige nähere Regelung auf der in Aus- 
sicht gestellten (inzwischen abgehaltenen) Synode finden werde ^). 



Beilagen. 



1« Brlass des Mschöflichen Ordinariates von Bndweis an den Klerni 

der DiScese. 

(Nr. 14. d. d. 21. Jon! 1856.) 

lieber Beerdigung von Akatholiken*). 

Nach Artilcel XXXIV. des Concordates soll Alles, was kirch* 
liehe Personen und Sachen betrifft, und wovon in den vorhergehenden 
Artikeln keine Meldung gemacht vrird, nach der Lehre der Kirche 
und ihrer in Kraft stehenden von dem heiligen Stuhle gutgeheissenen 
Disoiplin . geleitet und verwaltet werden. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass zu den kirchlichen Sachen 
auch die katholischen Friedhöfe und die Kirchenglocken gehören, und 
dass den Bisehöfen obliege^ hinsichtlich dieser Sachen nach den Yor^ 
Schriften der Kirche zu verfügien, welche dieselben nur zum Gebrauche 
für solche Personen bestimmen, die in der kirchlichen Gemeinschaft 
gelebt haben. 

1) Vom Cardinal-Erzbisohof Fürsten von Sohwarzenberg wurde unter dem 15. 
JuU ISßO eine Provinzial-Synode aaoh Prag ausgeschrieben, (vgl. Erlass des Bischofs 
von Budweis Kr. 20. vom 31. Juli 1860) ^ welche auch vom 9.-23. September abge- 
halten wurde. Die hauptsächlichsten Stücke des Wiener Provinzial-Con- 
cils von 1858 sind im Archiv IV, 604 ff. 721 ff. abgedruckt. Die des Qraner 
Provinzial-Concils von 1858 liegen uns schon länger vor, wir werden auch ans 
diesen das Hauptsächliche im Archiv mittheilen, ebenso auch aus desi noch nicht 
veröffentlichten Beschlüssen des Gölner Provinzial-Concils von 1859 und des 
Frager von 1860. (A. d. B.) 

2) Vgl. Archiv Bd. VI. S. 195 f. 
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Kit diesen Bestimmtingen stellen sich die bisherigen politischen 
Verordnungen über die Benützung der katholischen Friedhöfe und 
Glocken bei Beerdigung der Akatholiken als unvereinbar dar, und 
müssen daher kraft des Artikels XXXIV. des Concordates als auf- 
gehoben angesehen werden. Dem gemäss wurde auch die hochlöbliche 
k. k. Statthalterei mit dem hohen Ministerialschreiben vom 21. Mai 
L J. beauftragt, den unterstehenden k. k. Behörden die hierfalls weiter 
nothwendigen Weisungen zu geben und im Einvernehmen mit den 
bischöflichen Ordinariaten auf die Ausgleichung jener Anstände hinzu- 
¥rirken, die sich allenfalls aus der nothwendigen Behebung des in 
gemischten Gemeinden hie und da bestandenen Simultangebrauches 
der Friedhöfe und Glocken ergeben dürften. 

Indem man den wohlehrwürdigen Klerus hiermit anweiset bei 
den, den k. k. Bezirksämtern zur Pflicht gemachten dessfallsigen Vor- 
erhebungen zu dem bezeichneten Ziele mit Umsicht mitzuwirken : sieht 
man sich veranlasst, demselben folgende leitende Grundsätze zur Nach- 
achtung mitzutheilen. 

1) Auf den Gebrauch der Glocken der katholischen Kirchen (Ka- 
pellen, Thürme, Glockerihäuser , Glockenstühle u. dgl.) haben Akatho- 
liken in der Regel keinen Anspruch. Sollte ausnahmsweise ein solcher 
Anspruch aus besotideren Privatrechtstiteln behauptet werden: so darf 
der betreff'ende Pfarrer ohne Zustimmung des Ordinariates keinen die 
Rechte der Kirche schmälernden Vergleich schliessen, sondern er hat 
nur den wahren Sachverhalt in das Erhebungsprotokoll zu diktiren, 
und die weitere Austragung des Gegenstandes dem bischöflichen Or- 
dinariate zu verwahren, gleichzeitig aber einen umständlichen Bericht 
mit seinem Gutachten im Vicariatswege an das bischöfliche Consisto* 
rium einzuschicken. 

2) Das katholische Begräbniss gründet sich auf das Recht der 
Kirchengemeinschaft, und der Gottesacker ist durch die Gebete und 
Segnungen der Kirche für das Begräbniss ihrer Angehörigen geweiht. 
In Gegenden daher, wo akatholische Gemeinden bestehen und dieselben 
einen eigenen Friedhof besitzen, ist in keinem Falle zu gestatten, 
dass ein Akatholik auf dem katholischen Gottesacker beerdigt werde. 
Wo akatholische Gemeinden bestehen, aber keinen eigenen Leichenhof 
haben, ist zu wünschen, dass die hiermit betrauten Bezirksbehörden 
denselben ganz abgesonderte Begräbnissstätten bald ermitteln. Wo 
jedoch die Akatholiken aus privatrechtlichen Titeln einen Anspruch 
auf die Mitbenützung des katholischen Friedhofes zu begründen ver- 
mögen: findet man es räthlicher, auf eine förmliche Theilung des 
Friedhofes nach Massgabe des begründeten Anspruches oder der Zahl 

6« 
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der Gemeindeglieder in dei Art ein2ugehen, dass der ausgeschiedene 
Theil durch eine Mauer oder Staketten abgegränzt, und womöglich mit 
einem eigenen Ein gange versehen werde. Bei den bezüglichen com- 
missionellen Verhandlungen haben auch die bischöflichen Bezirksyicare 
zu interveniren^ und im Falle erhobener Anstände unter genauer An- 
gabe der entscheidenden Umstände an das bischöfliche Consistorium 
Bericht zu erstatten. 

3) Insolange die angestrebte Errichtung eines eigenen akatho- 
lischen Friedhofes oder die Theilung des bisher gemeinsamen Begräb- 
niasplatzes nicht durchgeführt ist, kann aus polizeilichen Rücksichten 
die Beerdigung der Akatholiken auf dem katholischen Friedhofe nicht 
gehindert werden; es ist jedoch der hierzu verwendete Raum durch 
eine leicht erkennbare Abgränzung von dem übrigen Friedhofe aus- 
zuscheiden. 

4) Ein Gleiches gilt von der Beerdigung vereinzelter, in der 
Mitte einer katholis'^hen Gemeinde lebender, oder auf der Durchreise 
verstorbener Akatholiken, sowie auch jener Protestanten, die zwar zu 
einer akatholischen Cultus-Gemeinde gehören, tieren F^-iedhof aber in 
einer solchen Entfernung sich befindet, dass die Ueberföhrung der 
Leiche dahin innerhalb des Vormittags des Beerdigungstages nicht 
ausführbar erscheint. Wenn man in diesen Fällen einerseits der Um- 
sicht des Curatklerus vertraut, dass er nach reiflicher Erwägung der 
vorwaltenden Umstände nicht den Vorwurf inhumaner Strenge auf sich 
laden werde: so erwartet man auch anderseits, dass er nicht einem 
unzeitigen Humanismus das kirchliche Princip opfere, und nur in, 
nachweislichen Nothfallen die Beerdigung einer akatholischen Leiche 
auf dem katholischen Friedhofe unter den oben bezeichneten Bedin- 
gungen zulassen werde. 

5) Wo die Akatholiken ihren eigenen Friedhbf haben, oder wo 
von dem katholischen Gottesacker durch die oben angedeutete förmliche 
Theilung ihnen ein Theil desselben zugewiesen worden ist: da steht es 
ihnen frei, die Beerdigung ihrer Leichen nach ihren religiösen Ge- 
bräuchen vorzunehmen. Wo aber ein Theil des katholischen Fried- 
hofes zur Beerdigung der akatholischen Leichen in Ermangelung eines 
akatholischen Friedhofes bestimmt worden ist, ohne dass eine förm- 
liche Theilung mit einem separaten Eingange sattgefunden hätte, dort 
kann dem akatholischen Pastor kein Recht eingeräumt werden, auf 
dem Friedhofe eine kirchliche Function vorzunehmen ; weil der Fried- 
hof in seiner Gränze immer noch katholisch und ein Eigenthum der 
Kirche ist. 

Es versteht sich übrigens von selbst^ dass der, katholische Seel- 
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sorger bei dem Leichenbegängnisse eines Akatholiken in keiner Weise 
mitwirken könne, daher auch jede Zumuthung ablehnen müsse, die 
Leiche, sei es aiuch ohne die Zeichen seines kirchlichen Amtes, zu be- 
gleiten und dadurch einen Schein anzunehmen, als übe er bei einem 
ni ht katholischen Christen eine seelsorgliche Amtshandlung. 

B. BrlaM det Bisoliofii von Bvdweis. 

(Nr, VI. 1857. d. d. 14. Februar.) 
Betreffend die Beerdigung von Nichtkatholiken auf katboliscben 

FriedböfenO. 

Unter dem 21. Juni 1856. Z. 93. Erlass Nr. XIV. pag. 111. 
wurde dem Hoch- und Wohlehrwürdigen Curatklerus mit Bezug auf d^n 
Artikel XXXIV. des Concordates bedeutet, — „dass dort, wo ein 
Theil des katholischen Friedhofes zur Beerdigung der Leichen von 
Akatholiken in Ermangdung eines akathalischeii Friedhofes bestimmt 
worden^ist, ohne dass eine förmliche Theilung stattgefunden hätte, dem 
akatholischen Pastor kein Recht eingeräumt werden könne, auf dem 
katholischen Friedhofe eine kirchliche Funktion vorzunehmen, weil der 
Friedhof in seiner Gränze immer noch katholisch und Eigenthum der 
Kirche sei." — ^ Da jedoch dieser Wortlaut dahin gedeutet werden will, 
dass dem akatholischen Pastor nicht etwa auch das Sprechen eines 
Gebetes und Segens am Grabe verwehrt werden solle , und sämmtiüche 
k. k. politische Behörden auf Grund eines Ministerial-Schreibens des 
Herrn k. k. Cultus-Ministers vom 13. August 1856 Z. 1077. mit Ver- 
ordnung des hohen k. k. Statthalterei-Präsidiums vom 15. September 
1856 Z. 9159. praesid. aufgefordert wurden, den akatholischen Seel- 
sorgern diesfalls den erforderlichen Schutz zunächst durch Vorstellungen 
an den katholischen Seelsorger zu gewähren, und mit kluger Vermei- 
dung jedes öffentlichen Aufsehens für die Durchführung der Anordnung, 
dass den akatholischen Pastoren das Sprechen von Gebeten und Se- 
gensformein am Grabe des Akatholiken auf dem katholischen Friedhofe 
nicht verweigert werde, Sorge zu tragen: so wird der Hoch- und 
Wohlehrwürdige Curatklerus dahin belehrt, dass die Hochwmrdigsten 
bischöflichen Ordinariate der böhmischen Kirchenprovinz zur Wahrung 
des Rechtes der Kirche in dieser Angelegenheit das Köthige veran- 
lassen, und dass bis zur Austragung dieses Gegenstandes die Herren 
Seelsorger in vorkommenden Fällen an die diesfallige Weisung des 
bischöflichen Ordinariates sich zu halten haben. Desshalb werden die- 
selben angewiesön: 

1) Dem die Beerdigung der Laiche eines Akatholiken auf dem 
katholischen Friedhofe anmeldenden Pastor zu erklären, es könne ihm 

1) Vgl. oben S. 82 ff. BeÜÄge A. nnd Ar ofciv Bd. VI, S. 195 f. 
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die Yornahme einer kirchlichen Funktion anf dem katholischen Fried- 
hofe nicht zugestanden werden, und falls die Anmeldung durch Jemand 
andern geschieht, diese Erklärung dem betrefifenden Pastor schriftlich 
m schicken. 

2) Wenn von der politischen k. k. Behörde auf Gestattung der 
akatholischen Einsegnung angedrungen werden sollte, mit Vermeidung 
alles Aufsehens, ja auf Massgabe der Aufforderung, mündlich oder 
schriftlich zu erklären, dass sie gegen jede Ausübung eines akatholi- 
schen Ritus auf dem katholischen Friedhofe im Namen des bischöflichen 
Ordinariates Verwahrung einlegen niüssen, aber dem faktischen Vor- 
gehen keinen Widerstand entgegensetzen werden; und 

3) über jeden vorgekommenen Fall im Vicariatswege anher zu 
berichten. 

C. Erlass des k. k. Ministeriums des Innerii Tom 28. Juni 1856. 

i ' 
Ueber die Behandlung der katholiscben Vereine und 

Bruderschaften. 
(R. G. B. XXIX. Stück, Nr. 122.) 

Das bischöfliche Ordinariat zu Budweis publicirte durch Erlass 
Nr. XIX. 1856 unter dem 22. September folgenden Ministerialerlass : 

In Folge Allerhöchster Entschliessung vom 27. Juni 1856 wird 
von dem k. k« Ministerium des Innern im Einvernehmen mit dem k. k. 
Ministerium fUr Cultus und Unterricht und der k. k. Obersten Polizei- 
behörde in Bezug auf die Behandlung der katholischen Vereine oder 
Bruderschaften Folgendes festgesetst: Auf Vereine von Katholiken, 
welche sich unter geistlicher Leitung, und ohne dadurch eine Rechts* 
Verbindlichkeit einzugehen, zu Werken der Frömmigkeit und Nächsten- 
liebe verbinden, findet das kaiserliche Patent vom 26. November 1852 
B. G. B. Nr. 253. keine Aenderung. 

Derlei Vereine unterliegen der Genehmigung und Oberleitung 
desjenigen Bischofs, in dessen Diöcesen sie ihren Sitz haben, nur ist 
der betreffende Landeschef sowohl von der erfolgten Genehmigung, 
als auch von dem Gegenstande und der Organisation des Vereins so- 
gleich in Eenntniss zu setzen. 

Den geistlichen Leitern solcher Vereine bleibt es übrigens unbe- 
nommen, unter ihrer Verantwortung und nach Massgabe der von ihnen 
genehmigten Vereinssatzungen zur Führung der Vereinsgeschäfte auch 
weltliche Mitglieder zu bestellen, oder aus Wahlen der Vereinsmitglie- 
der hervorgegangene weltliche Angestellte des Vereins als solche zu 
bestätigen. 

Die volle Abhängigkeit emes solchen Verems von dem eigenen 
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inlKndisehen Diöcesaa-BiscSiofe darf durch eine Verbindimg mit «oriiii- 
difidien gleitshartigen oder ähnlichen Yerefaien nicht beeinträchtigt werden, 
hingegen wird gestattet, dass der Bischof nnter seiner Anföcht and 
Yerantwortnng Beziehungen inländischer kirchlicher Vereine in der- 
artigen aosländischen Vweinen insoweit genehmige, als solche etwa 
dnrch Idrdiliche Zwecke bedingt sein sollten. 

Von jeder solchen Eiriehtnng ist gleidtfalls dem betreffenden 
Landeschef Mittheilnng zn machen. 

D. blast des MseUfUeken Ordiaariates tu Budwets. 

(Nr.XXVlI. d. d. 15. December 1856.) 

lieber die Aufstellong von Untersocbungs-Commissiren in 

Ehesacben. 

Nach Vorschrift des §. 214. der für die Ehegerichte kundgege- 
benen Instruktion hat jeder Bischof in den entfernten Theilen seiner 
Diöcese Commissäre zu einemiea, die ermächtigt sind, bei Klag^ auf 
Scheidung Yoa Tisch und Bett die Untersuchung yorzunehmen. 

In Folge dieser Vorschrift sehe ich mich Toranlasst, anzuordnen, 
dass' f&r jeden Vicariatsbezirk in der Regel der bestellte biscliSfliche 
Vicar oder Vieariatsyerweser auch als bischoflicher Commissär in Ehe- 
Streitigkeiten zu fungiren habe, wobei ich jedoch mir selbst und dem 
Ehegeridite das Recht vorbehalte, in spedidien Fällen mit Rücksicht 
auf die vorwaltenden Umstände auch einen anderen Commissär zu be* 
stellen« Ein solch» Fall wäre z. B. der, wenn eine derlei Untere 
suehung im eigenen Kirchspiele des Vicars oder Vicariatamtsrerwesors 
ifcattgfefunden hätte, in welchem Falle in der Regel der Erzpriester oder 
im Verhinderungsfalle ein anderer hiezu best^ter Priester als bisohöf'* 
lieber Commissär zu iungiren hab^i wird. 

Indem ich die bischi^chen Herren Vicare und Vicariatamtsver- 
weser von dieser V^fügung verständige, bemerke ich zu ihrer vorläu- 
figen last^uirung, dass es des mit Rftcksidit auf den §. 214. der In* 
struktion bestellten Commissärs Pflicht sei, „die mündhohe oder schrift- 
hehe Klage der Parteien auf Scheidung von Tisch und Bett entgegen 
zu nehmen (§^. 215. Instr.); es kann jedoch der Klage nur dann Folge 
gegeb^ werden, wenn er ach die UeberzeUgimg verschafft hat, dass 
der in §. 211. endialtenen Torscbrift bezü^di der Aussöfanüngsver- 
suche Geniige geleistet word^ ist^ — 

Auch hat der Commissär darauf zu sehen, dass der Kläger sein 
Gresuch selbst unterfertige und Hb erreiche^ und dass £e Klage in 
dar Airt ver&sd^ und begründet sei^ um d«m Ehegerichte zur weiteren 



26 J^tmmmm. Kirebeiireebtliclie Studien ans BOhiOfeD. 

/^]ff^tffK^iM^!"*^g vorgelegt werden xn könneui; maqgelbaft. verlMete. Ger 
Sache sind den Paiteien xnr Verbesserang EonickzuateUen; gehörig mr 
elniirie aber dem Ehegerichte mit gutachtlicher EinbeglettOBg voraolegen 
und dessen weitere Weisangen absuwarlaen. 

Die Wahl dee fiir. die Untersnchung . notbwendigen ScttfiftfUhrecs 
bleibt in der Regel dem bisehöflicheii Commissär anheimgestellt 
Die Coireipondenz ist «An das hocbwdrdige bisehöfliche Ehegericht 
zu Budweis^ in officieller Form zu leiten. 

K. Krlasi des htschUUchen Offdiaariates toa BadveU Tarn 15, December 1 856. 

Betreffend die Anfgebots-Dispensen. 
(jSr, 232. Ord.) 

Die Nachsicht von der zweiten und dritten Verkündigung soll 
laiit.§w 82. der Anweisung nur aus ^erhebliclLen und hinreichend 
bewiesenen Gründen^ erthellt werden. Nach §. 38. des Ehege^ 
setzes liann Ehewerbem, welohe sich darüber ausweisen, dass die 
kirchliche Behörde ihnen das zwdte und dritte Aufgebot nachgesehen 
habe, die Ejreisbehörde , und in Orten ^ wo sich keine Kreisbehörde 
heflndet, auch das Bezirksamt die iiweite und dfüte der yorgescbBie* 
benen Verkündigungen erlassen. Da die Gründe, aas wdcihen von 
den BiAutleuten die Dispen» vom Aufgebote nachgesudit zu werden 
pflegt, eine schnelle Amtshandlung fordern, die bei der Notbweiidig» 
keit, alle diesfallsigen Gesuche dem bischöflichen Ordinariate zu unter* 
breiten , nioht zu erzielen wäre , 'so habe ich mäch bewogen gefimden, 
das hierfalls mir (Goncü. Trid. sess. 24. c. 1. de reformat.) zustehende 
Dispensationsrecht zum Thdle im Delegationswege auszatiben. Wenn 
daher die Brautleute nach §. 82. •erheUiche und hinreic^nd bewiesene 
Gründe haben, die Nachsicht vom zweiten und dritten Aufgebote naeh-^ 
ziisuehen: so haben Aj wenn dieselben dem k. k. >Budweiser Be- 
zirksamte unterstehen , bei: dem bischöflichen OoxYsistoriilHn; in den 
entfernteren Bezirken der Diöcese aber ihre Bitte an das bischÖfUehä 
Vieariatamt ihres Wohnortes oder, wenn sie in verschiedenen Bezirken 
wohnen, an das Vieariatamt /des Seelsorgers der Braut, welcher in 
der Regel die Trauung vornimmt, sehriifclich .zu richten; Jedooh muss 
das Gesuch vorerst, vom Seelsorger der Braut dahin contestirt sein, 
ob die angeführten DispensgrünM in Wahrheit bästehen, und di^ 
Dispensertheilung nöthig sei. Deber eis derartig bestätigtes Gesuch 
zu resolviren und die kirchliche Disjpens Te» zweiten und dritten 
Aufgebote zu ertheilen, werden hiermit alle bisehöfliehen Vicare und 
YieaiJatomtsverweser vofa mir imnl^tigt. lo^^^den/EäUen jedoehrv wa 
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eigene Pfurgenossen des Beslr^yloers oder Vicariatamtsverw^sers ein^ 
Aii%d[>o48dispens6 Teriangen, sind die98ll»en niobl berechtigt, sökhe 
tu eriheileii, sondern haben das beittgliche Gesaeh mit ihrem Gut- 
achten an den Erspiiester, oder wenn ilinen die Commiinication mit 
dem €onsistonam weniger Bchfwierigkeiten macht, an das letztere ein- 
meraiden« 

Mit der erhaltenen kirchlichen Dispens hinbeb such sodann die 
Parteien an das k. k. Ereisamt oder Bezirksamt zu wetaden; 

In der Ausfertigung von Dispensen ist «Hemal ausdrücklich der 
bischöflichen Delegation (jore delegato) Erwähnung %n machen, und 
der Grund anzugeben, aus welofaem dispensirt .wurde. Femer ist die 
eiiheilte kirdilidie An^ebotsAspens ebenso wie die poBtische jeweilig 
in der CopulatioDs-Matrik in Evidenz zu stellen, und im Monate Di^ 
canber hatal^ährlioh der Delegirte das bezügliche Protokoll in ori- 
gi&aii zur Einsicht an das kirchliehe Ordinariat einzuschicken. 

Die üMiche Rangleiter bei Dispensen im Betrage von 80 kr. 
CM. wird den bischöfliche» Yicaren und Vicariatsverweserti überhtssen^ 
ist jedoch jedesmal auf dem Bescheide zu bezeichnen. • 

■ Die gifinzlidie ^Nachsicht vom Aufgebote soll nur in höchst drin- 
g^den Fällen erth^t werden, und laut §. 3&. des Ehegesetzes kann 
sstö s^hr. wichtigem Gründen von der Lande^stelle , in besonders drin^ 
genden FäUen auch von der Kreisbehörde und wenn eine • bestätigte 
nahe Todesgefahr keinen Verzug gestattet, auch von dem Bezirksamte 
das Aufgebot gänzlich nachgesehen werden. Doch mtiBsen die Ver- 
lobten vor dein Pforrer und wo möglich in Gegenwart eines politiscfterl 
Beamten eidüdh betheuern, dass ihnen kein ihrer Ehe entgegensteht'^ 
des Hittdemiss bekannt ist. In allen solchen FlÜl^n, mit Ausnahmis 
des einzige« Fallesj wo (§. '83. der Instruction) eine bestätigte Todes^ 
geftthr vorhanden idt, und' wo jeder einzelne selbstständige Seelsorger 
ermächtigt wird,* die kii^chliche Dispens von allen drei Verkündigungen 
zu ertheilen, hat das Ansuchen um gänzliche Nachsieht <les -Angebotes 
bei. dem bisehößichen 'Consistorhim< zu geschehen.^ — 

f. irless des Bisehofi tou ftiitdireto tem J^hre 1^57: (WtiiJ) 

'. .-.. r ;••..' , :. . : ' > /:•>♦ - -. ■•!' 
NaclitrügHcbe 'Weisungen: i)etrelf^n<l, a),die i;)\ev.frUb.ai5?e ui?!! 

. b) das. Aufgebot. 

•• • , ■ ' . ■' ' ' ■ ' * * ' ' ' 

a) Hat dsr Seelsovger entweder bei dem Brautexamen ^der auf 
eine anMre Art als Im 'Wege desBetdktstt^ls ^erfahren, däss ein 
Brauttiieil «alt dem Ruberen Verlobten «de^ mideren Theiles im ersten 
Gb»do verwandt sd, (sieh^ Inatriiet.' §* aö;)^^ so darf er daf Aufgefboi 
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lucbt yornahmoi. Ist er naeh eiimr gewissenhaft angeeteUtai Prifhng 
im Zweifel, ob ein Eheverlöbniss giltig oder nngUtig eei, ee hat er 
eich an daa Ehegericht zu wendeü und bis m dessen Enfeeheidnng 
das Aufgebot aufzuschieben. Darüber hat er die Ehewerber zu be*- 
lehren und wenn sie mit der ihnen gemachten ErSffirang nicht zuirie«- 
den sind, so hat er ihnen zu erklären, dass sie sich direkt oder dureh 
eine b^ ihm zu Protokoll gegebene Beschwerde an das Efaegericht 
zu wenden haben. 

Der Seelsorger hat femer das Aufbot und folglieh auch die 
Copulation auszusetzen: 

1) Wenn ^ine Person ihm nachweist, dass sie sieh mit ehier 
Klage an das Ehegericht gewandt habe wegen des mit einem der Ehe* 
Werber al^schlossenen Verlöbnisses. 

2) Wenn eine dritte Person gegen die Trauung Em^ruch thut 
auf Grund eines Verlöbnisses mit einem der Ehewerber. In cfesem 
Falle ist es im Allgemeinen (der Seelsorger muss jedoch beuriheilen, 
ob dieses vielleicht in besonderen Fällen durchaus unthunlich sei) am 
gerathensten, die Einsprache erhebende Person mit der anderen vor 
sich zu rufen und zu varsuchm, eine gütliche Ausgleichung herbei- 
zuführen (Instruct. §. 107.)- Ist so das Eh^indemiss gehoben worden, 
so steht der vorhabenden Eheschliessung weiter nichts mehr im Wege. 
Ist aber weder ein Abstehen von der erhobenen Einsprache, noch eine 
gütliche Ausgleichung zu ermitteln, so hat der Seelsorger zu prüfen, 
ob das behauptete Verlöbniss wirklich vorhanden sei, Zu diesem Be- 
hufe muss er sich von der die Einsprache erhebenden Person die Be* 
weise ihrer Behauptung vorlegen, beziehungsweise angeben lassen und 
diese. dann nach Möglichkeit genau prüfen. Gewinnt er hierduitdhie 
Ueberzeugung , dass kein Verlöbniss vorliege, so bat er fbr dies mit 
der Erklärung mitzutiieilen , dass er das Aufgebot und die Trauung 
nicht länger aussetzen werde, und dieselbe, falls sie sieh nicht be- 
ruhigen will, an das Ehegericht zu verweisen. 

Die Frage: „ob ein vorgebliches Verlöbnis« giltig 
sei oder nicht?^ „ob es aufzulösen sei oder nicht?^ gehört 
vor das Ehegericht. Der Seelsorger hat eine Eheschliess^ng nur dann 
zuzulassen, wenn es gewiss ist, dass kein Verlöbniss mit einer drit- 
ten Person vorhanden sei. Ist dies zweifelhaft, so hat er die Trauung 
nicht eher vorzunehmen, bis das Ehegericht, an welches er sich 
selbst zu wenden odet die Brautleute zu verweisen hat, das anschei- 
nende Verlöbniss als nicht bestehend erklärt oder au%rtöst hat Bei 
der Prüfung, ob ein Verlöbniss vorhanden sei, oder ob es 
bereits aufgehoben wurde, hal eiob de^iSeelaorgeff «d die Be^ 
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stimmiingeii des Kirehenrechtes sn halten, welche im AIlgemeineQ 
erklären: 

1) Dass die Gildgkeit eines Eheyerlöbnisses an keine bestimmte 
Form gebunden sei, 

2) dass aus den gelieferten Beweisen hervorgehen müsse, das« 
beide Theile den gegenseitigen Willen gehabt ond^ in Worten oder 
durch conclndente Handlangen müssen bekundet habeui in Zukunft mit 
einander eine Ehe schliessen zu woUen. 

Wahrscheinlich ist zwar für den Seelsorger die Existeni eines 
Verlöbnisses, über welche jedoch nicht er, sondern das Ehegericht 
EU entscheiden hat, in folgenden Fällen; 

1) Wenn der das Yerlöbniss Behauptende sich auf Thatsachen 
beruft, deren Vorhandensein ein Verlöbniss bekunden würde, und wenn 
derselbe über diese Thatsachen seinem angtUkhen Verlobten den Eid an- 
trägt Diesen Eid kann der Seelsorger nicht abnehmen und mnss es 
dem das Verlöbniss Behauptenden überlassen, seine Klage beim Ehe* 
gerichte anzubringen. Auch steht es dem anderen Theile frei, das 
Ehegericht anzugehen um die Erklärung, dass zwischen ihm und dem 
N. N. kein Verlöbniss bestehe. 

2) Wenn Briefe oder sonstige schriftliche Erklärungen beigebracht 
werden, in denen der läugnende Theil (oder beide) sich als Verlobte 
erklären, sich die Ehe versprechen etc. 

3) Wenn glaubwürdige Personen (auch Verwandte des läugnen- 
den Theils) erklären und dafür beweisende Thatsach^i angeben, dass 
die Personen verlobt seien. 

4) Wenn die angeblich Verlobten äusserlich, besonders öffent- 
lich mit einander verkehrt haben, so dass sie allgemein (bei ihren 
Bekannten, in der ganzen Gemeinde) für Verlobte galten, und wenn 
jene bescmders es nicht bestritten haben. 

Dabei hat jedoch der Seelsorger wohl zu beaehten, dass ein 
blosser Umgang ebenso wenig, als die copula camalis oder imprag^ 
natio fttr sich allein ein Verlöbniss begründe, es wäre [denn, dass 
letztere auf Grund des Eheverlöbnisses geschehen wäre. 

b) In Betreff des Aufgebotes wird unter Verweisung auf die 
Instruct. §. 60—65. und Eheges. §. 14—17 nur bemerkt, dass rück- 
sichtlich des Aufgebotes der gemischten Ehen jetzt wieder die 
Vorschrift des allgemeinen b. G. B. §. 71. gilt, nach welcher eine 
gemischte Ehe nicht Mos in der Pfarrkirche des katholisehen und im 
Bethause des al^atholischen TheUes, sondern auch in der katholischen 
Pfarrkirche, innerhalb deren Bezirk der kathodisch« Brauttheil wohnt, 
vorgenommen werden mnss. Dagegen, soll bei der Verkündignag 
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eln^r gemischten Ehe lüe eine Envfthnnng der Confessions-Verschieden- 
heit gemacht werden. 

An demselben Tage, wo das letsste oder einzige Aufgebot ge- 
macht wurde , darf die Trauung nicht vorgenonmien werden. Dem 
mifolge wird es auch nie nofhwendig sein, an einem Sonn- oder 
Feiertage eine Gopulatlon Vorzunehmen. 

G. Erlass de» Bheiidfs f oft Bvdwtis. 
(Wr. rv. 1857 d. U 31. JöBuar.) 

Pfarramtliches Verfahren bei Sponsalien-Ansiänden und 
Sepärations-Klagen. 

, , L In Spon^alien-Anstäuden. . 

$. 1. Ist Ttber" ein eS^fe »bsusehli^ssenden Ehe entgegenstehendes 
früheres Ehey6rlöbni«B zu erkennen, so muss vorerst a) die Thatsache 
des gvschlosseiien EheverföbnisJs^ sichergestellt und dann untersucht 
werden, b)' ob 'das Yerl^nisd giltig oder aber ungikig sei und c) ob 
98 noch fortbestehe. 

$. 2. ad A. Die Vermuthung steht für die Freiheit des Ehewef- 
bers hinsichtlich der Wahl des Gatten, der Beistand d^s vorgeblichen 
Eheverlöbnisses muss daher vollständig erwiesen weiden. ($. 108. 
der Instruction.) 

$. 3. Die Last des Beweises füllt demjenigen anheim, welcher 
aus dem Bestände des Ehev^löbnisses das Recht der Emsprache geg^ 
die abzuschliessende Ehe für sich ableitet. -^ 

VonAmtswegenist toü dem Seelsorger über die Thatsache 
des geschlossenen Eheverlöbntsses und über die Giltigkeit desselben 
nur^dainn eine genaiue Untersuchting anzustellen > wenn zwischen der 
früher verlobten, und der gegenwärtig zur Ehe erkorenen Brautperson 
eine Verwaikltschalt des ersten Grades bestdit, indein in (fiesem Falle 
ein gütiges, wenn aiieh dermar bereits aufgelöstes Eheverlöbniss ein 
wirklicbes Ehehindemiss (imped« dirim. publica honestatis) begründen 
möchte. Zur Vornahme dieser üntersuchuMg verpflichtet schon ein 
blosses« Gerücht von dem< Bestände eines Verlöbnisses. 

$. 4. Einen vollständigen Beweis über das geschlossene Ehever- 
löbniss liefert s a) das Eingestttndniss der Gegenpartei; b) die Aus- 
sage zwei glaubwürdiger Zeugen; c) schriftliche Urkunden. 

Dem Büß wird nur Im Falle fiusserster Noth, und wenn durch- 
aus keine Besorgniss eines Meineides obwaltet, Statt gegeben. 

J. 5. Wird d«r Abschhiss des Eh^verlöbhisses* nicht vollständig 
erwi^isen, so ist auf Niehtvorhandensein dessdben zu erkennen. 
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$.6. ad.B. Zur Giltigkeit des Ehcjvertöbnisses wird :erfordert: 
a) dass die sich verlobenden Personen zur Eingehung tob Sponssdien 
fähig seien. Fähig hierzu sind aber nur diejenigen Personen, welche 
mit einander eine gilt ige und erlaubte Ehe zu schliessen vermö- 
gen. ($. 3. der Instr.) 

Da nun die in den $§. 12. 13. 15. 16.^17. 19, 20, 22, 24. 
25. 26. 27, 28.. 30. 31. 33. 34. 35. 36. 37.'d. Instr. pro jud, be-; 
zeichneten Personen unter den daselbst angegebenen .Umständen j^eine; 
gütige, und die in den $$. 57. 58. B6. 68. der Instr, pro jud. und 
die in den §§. 4. 5. 10. 12. 13. des bürgerlichen Ehegeset^es f^nge^ 
führten Personen keine erlaubte eheliche Verbindung zu scJüiessen 
vermögen, so können sie auch, so lange diese Um&t$nde dauern, kein, 
giltiges Eheverlöbniss absehliessen, und es sind somit alle unter diesen 
Verhältnissen geschlossenen Eheverlöbnisse aus Mangel der Fühigkißit. 
zum Abschlüsse des Verlöbnisses für ungiltig zu halten; und nur> 
wenn zwischen der früher verlobten und der gegenwärtig zur Ehe ge- 
wählten Person eine Verwandtschaft im . ersten GradjB obwaltet > der. 
Fall dem Ehegerichte zur Entscheidung vorzijlegeu. 

b) Zur Giltigkeit des Eheverlöbnisses wird ferner erfordert, daiS3 
die gehörige Einwilligung erfolge; sie miiss desshalb a) ernstlich, ß); 
fehlerfrei sein. Ernstlich ist sie nicht, und daher, ungiltig, w^nn sie. 
nur zum Scherze, oder nur zum Scheine und in der Absicht andere, 
zu. täuschen vorgebracht wird. . , . ; 

Fehlerhaft ist die Einwilligung mid somit das Verlöbniss nich- 
tig, wenn der Con^ens durch Betrug, Zwang und Furcht, oder durch 
einen w,esentlicten Irrthum veranlasst wurde. 

c) Zur Giltigkeit des Eheverlöbnisses wird endlich erfordert, 
dass die Verlobenden ihre Einwilligung auf die gehörige Art er- 
klären. . ^ . . , 

Diese Erklärung muss a) bestimmt in Ansehung der JPerson,^. 
b). beiderseitig, c) mt kategorischen Wortpn oder unzweideutigen. Zei- 
chen geschehen, ohne dass es übrigens darauf ankomme, ob dieselbe.^ 
persönlich oder mündlich oder durch einen. Unterhändler; (prpx^eta), 
durch einen Brief .oder Boten erfolge. Nur wenn (z. IJ. von Eiter» eta) > 
im Namen eines Unmündigen ein Eheverlöbniss^ geschlossen T^jurdcj,' 
bleibt die Giltigkeit desselben bis zur erfolgten ßv^th^i^^sung des zur 
Mündigkeit gelangten Unmündigen in sv^spenso. (§*, 3. d. Instr.^ 

, §. 7. ad C. Soll das giltig geschlossene EfietverWbniss djöß ge- 
gen eine anderweitige Ehe erhoJ[)e|ie Einspi-aqhe begründen, ao, ];ijius». 
es c) noch fortbestehen. . ^ . r / ; * ' v: 
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Es können nämlich auch giltig geschlossene Eheverlöbnisse 
wieder aufgehoben werden und zwar: 

1) Durch den Tod eines der Verlobten. 

2) Durch einen gerechten Widerspruch der Eltern, wenn die 
Verlobten noch unter der väterlichen Gewalt stehen. 

3) Mit beiderseitiger/ jedoch ganz fehlerfreier (conf. $. 6. b) 
Einwilligung der Verlobten — auch wenn das Verlöbniss durch einen 
Eid bekräftigt worden if^räre. ($. 4. der Instr.) 

4) Einseitig kann die Aufhebung des Verlöbnisses begehrt wer- 
den und erfolgen: a) wenn der andere Theil dem Verlobten die 
schuldige Treue bricht ($. 6, d. Instr.); b) wenn bei demselben 
nach Schliessung des Eheverlöbnisses eine solche Veränderung eintritt, 
dass man voraussetzen kann, es wäre bei diesem Stande der Dinge 
cum Verlöbnisse nicht gekommen ($. 6. d. Instr.); c) wenn nach 
Erwägung aller Umstände vorauszusetzen ist, dass die Ehe zwischen 
den Verlobten unglücklich sein würde ($. 10. u. 112. d. Instr.) ; 
d) wenn einer der Verlobten ein feierliches Gelübde ablegt, oder 
eine höhere Weihe empfängt ($. 7.) ; e) wenn einer der Verlobten 
sich mit einer dritten Person verehelicht (conf. $. 8.) ; f) wenn einer 
der Verlobten zu lange abwesend ist, ohne dem andern von sich Nach- 
richt zu geben; und g) ohne hinlängliche Ursache den Abchluss der 
Ehe zu lange verzögert. 

$. 8. Lässt sich das Vorhandensein eines Eheverlöbnisses nicht 
vollständig nachweisen, zeigt sich dasselbe aus was immer für einer 
Ursache als ungiltfg, oder erscheint der Fortbestand des sonst giltig 
abgeschlossenen Verlöbnisses aus einer der im vorigen Paragraphen an- 
geführten Ursachen zweifelhaft: so ist die>etheiligte Partei hierüber zu 
belehren und zur Ruhe zu verweisen. ($. 107. d. Instr.) 

$. 9. Ist jedoch der Fortbestand des Verlöbnisses ausser Zwei- 
fel, so ist zwischen den I^arteien eine gütliche Ausgleichung zu ver- 
suchen, und auf dieselben durch Vorstellungen und Ermähnungen ein- 
zuwirken. 

$. 10. Dieser Vergleichsversuch ist durch den Pfarrer zu unter- 
nehmen, wenn die Einsprache gegen die anderweitige Ehe eines der 
Verlobten bei demselben geschehen ist. Wird aber die Einsprache 
unmittelbar bei dem Ehegerichte erhoben, so ist der Pfarrer hiermit 
vom Ehegerichte zu beauftragen. 

$.11. Lässt die in Folge des $. 8. zur Ruhe gewiesene Par- 
tei sich nicht zufrieden stellen, oder führt der nach Massgabe des 
$. 9. gemachte Vergleichsversuch nicht zum Ziele: so ist die Partei 
an das Ehegericht zu verweisen, derselben aber zugleich tfi bedeuten. 
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dass sie zn diesem Zwecke binnen acht Tagen beim Pfarramte eine 
schriftliche Klage und zwar in duplo einreichen, und derselben alle 
auf das Vorhandensein und den Fortbestand des vorgeblichen Ehever- 
löbnisses Beaug habenden schriftlichen Dokumente beilegen, oder die 
Art des sn führenden Beweises angeben müsse ; widrigens die gesche- 
hene Einsfnrache als gehoben, angesehen werden müsste. 

$. 12. Wird binnen aeht Tagen die Klage nicht eingereicht, 
oder vom bischöflichen Ebegeri<;hte die Vornahme der Tranung nicht 
verboten, so ist diese letztere wegen der geschehenen Einsprache 
nicht weiter cu vensögenL 

$. 13. Wird die Klage eingereicht, so ist mit dem Vollzuge 
der beanstandeten Trauung in so lange zu verziehen, bis der erho- 
bene Anstand in gesetzlicher Weise behoben , oder a\>er vom Ehege* 
richte die Erlaubniss zur Vornahme der Trauung gegeben sein wird. 

$. 14. Die Klagsehrift soll sammt den Beweismitteln geprüft, 
bei etwa wahrgenommenen Mängeln auf dzei Tage der Partei zur 
Verbesserung zurückgestellt, und nach erfolgter Wiedereinreichung mit 
dem pfarramtlichen Berichte über die von Seite des Pfarramtes ge- 
schehenen Erhebungen und bisherigen Vergleichsyersuche, mit BfUii« 
gung des pfai^amtlichen Gutachtens an das bischöfliche Ehegericht 
eingesendet werden. 

IL Bei Scheidungsklagen. 

$.1. ^Wünscht ein Ehegatte die Scheidung von Tisch und. 
Bett, so hat er sich vorerst an seinen Pfarrer zu wenden. 

$. 2. Der Pfarrer hat vor Allem zu untersuchen; a) ob der 
von ihm Vorgebrachte Scheidungsgrund vo^ Kirchengesetze, anerkannt 
und b) ob der die Scheidung begehrende Gatte, wegen des von ihm 
angeführten Grundes zur Klage berechtigt sei. 

$. 3. Vom Kirchengesetze anerkannte Scheidungsgrunde sind : 
a) der EntscWusi^ ium Klosterleben ($. 206.) ; b) der Ehebruch (§. 207.); 
c) Abfall vom Christenthum ; d) Verleitung zum Abfall oder zu La- 
stern und Verbrechen ; e) dem Leben oder der Gesundheit gefährliche 
Misshandlungen nnd' Nachstellungen J f) und länger fortgesetzte em- 
pfindlichct Kränkungen; g) Langwierige körperliche mit Gefbhr der 
Anateqfcmig veifbtindene Debel (S< 208. d. Instr^); h) böswillige Ver- 
lassung ($. 209.); i). PflichtverletziragieD , durch welche dem andern 
Gatten gimsse Naehthdle oder offenbare dringende Gefahren an der 
Ehre oder an den Vermögensreehten bereilet werden ($. 210.}; k) 
Schwangerschaft der Braut von einem Anderen. (Vgl. Ehegwicht $. 78^.y 
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/ $. /i. Andere Gründe; wdohe sieh unto €ttese> ob^haDfeffihrten 
nicht subfiumiren la^seot sind nicht. zuläsäig. ' 

$. 5. Der Gatte ist. aber nur unter folgende Umständen eüie 
Scheidiipg zu begehren berechtigt: 1) bei a) wenn der andere einver- 
standen^ und gleiohfaUs ein enthaltsames Leben zu 'fiihfen entschlössen 
ist; 2) bei den übrigen: a) weon der angeführte Scheidungsi^rund yob 
dem andern Gatten wirUich ver^ichuldet ist; h) wenn ihm die Ver- 
schuldung nachgewiesen werden hami, und c) ^enn der die Scd^idong 
bege^c^nde- Gatt;e selber schuldh^s iat, imd des Klagreehtes sidi nieht 
etwa selbst begeben hat oder aber nicht dessen v^lustig geworden nst* 
(§. 207. der Instr. und §. 73. des bürgerl. Ehegesetzes:) 

§« 6. Ist kein gesetzlicher Scheidungggrund vorhanden; lässt: 
sioh.d^ Bestand desselben nicht rechtsgiltig nachweisen, fdt der die 
Seh^ung iMgehrende Gatte nicht sdiuldlos*; oder hat er das Klage- 
recht bereits aufgegeben oder verwirkt: so ist er hierüber gehörig zu 
belehren und zur Ruhe zu verweisen. 

$. 7. LS9st sibh gegen das Begehren des um die Scheidung an- 
haltenden Gatten keiner der oberwähnten Punkte einwenden, so muss 
der Pfarter den andern Gatten vorrufen, um ihn über die gegen ihn 
vorgebrachten Beschwerdepunkte zur Rede stellen zu können. 

§. 8. Weigert sich der Beklagte zu erscheinen, so tat der Pfar 
rer zu erwägen, ob er von der Berechtigung, denselben durch Dazwi- 
schenkunft der weltlidien Behörde zur ^olgsanlkeit' zu zwingen, Ge- 
brauch machen, oder aber in schonender Weitse aiif seinen Charakter 
einwirken soll6, um sich ihn gestellig zu machen. ' 

§. 9. Hat er sich über den Stand der zwischen den Eheleuten 
bestehenden Zerwürfhisse und über die Art dieselben beizulegen ge- 
hörig orientirt, so hat er dieselben wieder vorzurufen, eine Aussöhnung, 
derselben anzubahnen, und indem er alle peweggründe, welche das 
Gesetz Gottes und die Würde des Ehebandes bieten, m/t Ernst und 
Liebe geltend macht, die, eheliche ..Gemeinschaft ui)teri}ii^en| aufrecht . 
zu erhalten zu. trachten. . , . r 

. ;§♦. 10. Gelingt die Ve^^^tte^ung »ichjb, so ist nach,y«rlauf von 
acht Tag:e,n ein zweiter^ iind^ bei dessen Misslingen.,%titeri|i0l nach acht* 
Tagen ^ ein dritter AussöhpungsyeTSUQh zu, machen. . • , 

; $, ll.e Dieser dritte > YhrsBch kinmaück unterblcBfoen, wmm bei^ 
d^i; pbw^ltenden Erbitterung loälm Anssidit auf Erfolg vorhanden <iBt^ 
od^r apd Tage liegt, das» der .klagende I^eÜMdiei Lebensgemeinschaft^ 
niahtfgortset^en könne y ohne sein ;ewige(s .«der zeiiiicheB Heil einer' 
dringead^n Ge&hx ^szusetdsen.^ (i.2il^ i. ImtL) 
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$. 12. Bleibe ^ B^nühiingeu des P&rrers vergieblidii so ist 
dem um die Scheidung Anauchenden zu bedeuten, dass er, wenn er 
auf seinem Vorhaben beharre; , ein schriftliches Scheidungsgesnch ein^ 
zubringen, und in demselben den G-rund, aus welchem er sich zur 
Aufhebung des ehelichen Zusammenlebens bereehtigt hält, genau an- 
zugeben, die Beweismittel namhaft zu machai und zugleich »auek 
anzuführen habe, wann die Ehe geschlossen worden, ob und wie viele 
Eonder aus derselben entsprossen und wie alt ein jedes' derselben seL 

$, 13. . Das eingebrachte Gesuch hat der P&rter zu prüfen, bei 
befundener Mangelhaftigkeit zur Verbesserung zurückzustellen, md erst 
nach geschehener Berichtigung mit dem pfarramtlichen Beridite an 
das bischöfliche Ehegericht ein^^usenden* 

§. 14, In dem Berichte ist anzuführen, was der Pfarrer in 
dieser Angelegenheit bereits gethan, an welchen Tagen er die vor^ 
geschriebenen Vergleichsversuche vorgenommen und warum er, wenn 
die streitigen Ehegatten nur zweimal vorgerufen wurden, den dritten 
Vergleichsversucfa ui\te4assjen habe. Auch hat er beizufügen, ob und 
in wie weit die vorgebrachten Beschwerden ihm gegründet scheinen, 
und in welcher Weise eine Aussöhnung zu Stande gebracht werden 
könnte. 

B. Erlass des Bischofs von Budweis. 
(Nr. IV. 1857.) 

Betreffend das Brautexamen. 

1) Es wurde zwar in §. 2. der Instruktion über die Fü&rung 
des Brautprü&ngs-ProtokoUs ausdrücklich angeordnet, dass das Braut- 
examen gleich bei der Anmeldung zur Ehe, und vor aUer und jeder 
Verkündigung vorgenommen und zu dieser nicht eher geschritten 
werde, bevor nicht alle Anstände behoben und die nöthigen Urkunden 
in die Hände des trauenden Seelsorgers übergebe^ wordeji sind. Da 
sich jedoch Fälle ergeben haben, wo einige Seelsorger diese in ihrem 
eigenen Interesse erlassene We^uug ausser Acht gelassen, imd da- 
durch sich selbst wie nicht minder den Parteien manche Verlegen- 
heiten bereitet haben: so wird nochmals mit allem Ernste auf die 
genaue Befolgung dieser Weisung mit dem Bemerken gedrungen, dasi 
man die betreffenden Seelsorger, welche dieser Anordnung nicht nach- 
kommen werden, für die aus dieser Versäumung hervorgegangenen 
uniiebsi^nien Folgen unnachsichtlich verantwortlich machen werde. 

2) Die Vornahme des Brautexamens wird wesentlich erleiditert, 
wenn die Brautleute gleich bei dem ersten Anmelden zur Ehe von 
dem Seelsoiiger belel^rt werden, welehe Dooumente und Naehweisimgeii 

AnbiT Ar KircHuurQclit. YU. 7 
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me Eum'Bi^iiiexftmeii inltettbiingin'hftb^^^^ DahiA gelroren z. ^!B. bei 
Braulleaten. aas einer fremden Püaire: Das ^&eli^<m8zettgni»s, Ih wel- 
<them .zHg)i»i^h oder ledige oder veirwittrrete ißtand des' betreffenden 
Brai^tÜieilS) der Taufse^in i und' wenn ein Theil verwittwe« iert, deii 
Todtensoj^e^Q seine» rcfrsCorbeii^n Ehegatten; bei einheitnisefaen Vde 
Iket fremdeiL Angehörigen der politische Eheeonsens^ oder di6' etwa 
godetzlich MyorgGuBc)iribbeiie Ehebewillignng, Jsndlich die Käehweistmg 
ier Eltern^ GroftsQltem, Urgr«s8eltem ete. ^ insoweit solche ans deii 
däj0i.tjak0Xij.i ans ältetn Bmutprüfdngsp^otokollen , ' Seelbnbe^hreibungs- 
Jiij«h)9nii i^ti JhBemr* JTaiii- vmd Gksehltfchtmamen, ihrem ^Ckburts- oder 
jfiTofaaofte^.zu' jesiilren> oder in Et^inang^ang' dieser Quellen> dütc^ 
glaubwürdige, mit den FamilienverhälteisseB der Brautleute rerträute 
fZieugeBi:;SicheF.zu steUe» siüd;- Dabei Vertraue 'ich auf den Eifer der 
w^hlehiiwürdigea Herren Seelsorger, dass sie'hicfin die Brautleute dnrcÄ 
liTachfooschen SA' den Pfanbüohem und Ausfolgung von Aufzügen aus 
denselben bereitwülig zu unterfettitzen ^^cht aüöteheri wei*den. '* 

bni. (.(B)(»Df^0SiikeiM der Erforschung des • Verwandtsehäft'averhä!thi*ses 
jteruBrautleutaj ider SeeUorgei^ häufig den ^Stammbaum wird ehttirerftfn 
aaciüss)ni, ^««Bstißfait siob wohl von selbst« Aber zum Beweise, dass diese 
Nachforschung immer gehörig gepflogen wurde, wird es räthlicH scfnf, 
den aufgenommenen Stammbaum den Trauungsakt^n beizuschliessen. 
4) In Bezug auf das Hinderniss des Zwanges ist es bekannt, 
dass der blose metus reverentialis oder die Ehrfurcht gegen die Eltern 
die Ehe nicht ungiltig mächt, wenn nicht zugleich ein grosses und 
HttvermMdliohes Hebelj wie z. B. schwere körpetliche^Mssharifflungen, 
4as Verti»eiben aus dem eHMichen Hause und Enta^6heri jedeT ui- 
tw^stüziiÄg hMfflutritt. : Wäre^ein-^egHindetei'' Verflacht eines soldren 
iS&winges vorhanden, so miässte 'dier feeelsörgfer in tlBrtratilicheni''We^e 
aanter Vier' Augen dm 'b^treffehden Brauttheil darüber befragen; uiifl 
itik Bejahungsfalle dSe Trauung verweigern, und dön Fäll dem 'bischöf- 
lichen ^Ehegerichte zur Beur^heilung VofHegefifi.' -J • 
. . 5i) Bezüglich de«^ im Protokol! luteifeisch angeführten Fragen 
flaube ich n^eh'beifügen-zti- Collen, 'däss' es der weisen Umsicht' *öb 
Sbelsofgepsüberiasöen' bleiben 'ftitiis,' zti beurtheüen, wenri 6r mit 
Rtiicksicht a«f den ßtand,^ Bildung' und sittlichen Charakter» der Braut- 
leute -diese Fpagen zu untiörlassen- oder äu stellen habe, '^iim eines- 
itheihii! ohne Neth das Zartgefühl der Brautleute ^nicht' zu' verletzöri, 
andemtheils bei dem Vorikondensein der ^^gründeterf Vermuthuiife 
jrines soloheb Verhäitmsses durch unzeitige Schönung • die' Brautleute 
ider Gefahr meiner. rnngHtigen Ehes^Miesisuiig, sich- selbst Ub^ ^^in^r 
jichiWi&reii/ VerBbhuldung.ii»d<Vera»itwojtüng ilioht au^zusetzeft. ^' ' * 
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6) Wird M' idem Braatexame» eäi Biir7e»bot oder« ein fitoder^ 
aisB entdec^l oder von andern rege geipaeht und durch die AtMaagiB 
eines eimigen glaubwlbdigen Zeugen oder dnreh ein sokhes Oefüeht, 
welche» auf erfahrene, gewissenhafte Mämier Eindruck mai^t^: be- 
stätigt, so muss der Seelsorger das Aufgebot einstdUMi und dieTran- 
nng-so lange verweigern, bis 'äke Sache aufgeklärt worden Ist let 
er im Zweifel, ob er die Trauung vornehmen kSmae, so lege er den 
Fall dem Ehegerichte zur Entscheidung ror. 

7) Handelt es sich um die Scidtessung einer gemischten Ehe, 
so muBs jedesmal um die kirchliehe Dispens das* bischöfliche Ordi- 
nariat angesnoht werden; nebstbei ist aber auch 4kev nachetehende 
Severs, del auf einem abgesonderten Bogin abauschrelben und dem 
Brantprüfungs^ProtokoUe beizuleg«i ist, sowohl tou den .niohtkatho- 
lisehen wie auch von dem kaU&oUschen Bra^heile unter^Beiriehung 
sweier Zeugen su fertigen; Die Zeugen klkinen dieselben' sein, die 
beim Brautexamen interveniren. Dieser allseitig gefertigte Bevers ist 
sammt dem BrautprMtngs^-Pretokolle nnd einem pferramtlicfaen Gkit- 
achten einfach dem bischöflichen Ordinariate zu unterbreiten« . *. 

8) Um dem wohlehtwürdigen SeelsorgsUerus «'das. Vei&hren in 
Eheaagelegenheiten zu Meiehtem, hat man sieh bei Yoüfassimg des 
Braulpriifongs-Protokolls bestrebt, im Oeiste des neuen Ehegesetxes 
Alles darin zur Sprache zu bringen, was zur SchUessung einer gütigen 
imd erlaubten Ehe nothwendig ist, es ist jedoch eben so ^ wie schon 
unter 5. gesagt wurde, selbstverständlich, dass nicht alle angeführten 
Fragen in jedem einzelnen FaHe an die Brautleute jedesmal zu 
stellen sind. 

L Irlats des Biickeffi ? tn Budweis» 
<Nr. Vtt 1857, 17. Etbniar.^ 

Weisuiag, betreffend die' Füll rong d^s ftrÄUtprflffuilgrs-flteftokoHs. 

Laut|^. 11* der Obierhirtliehei» Anordnung und Inst]rttktH>n über 
Führung eine» . Brautprüf ungs-ProtokoUs. hat dasselbe, falls die 
Brautleute in verschiedenen Pfarrbezirk;e|i. wohnen, der 
zur Trauung berufene SeeHorgex aufzunehmen, selbst wenn 
die Trauung mittelst Delegation an einen^ dritten Orte zu gescbcihen 
hat Da ee mm nicht selten der Fall ist, dass die z,YriQi Pf^fxbe/sirke, 
denen die Ehewerber vermöge ihres Wotmortes angehören, sy we\t 
von einander entfernt sind^ da^s dw ^Uf T^auupg berufene 
Sedsorger a» den entfernt wohnenden .Brautth^, der yieUeicht. aiiah 
durch seha Amt nnd sonsjtige L.ebensverh|Utnissei ausser Stand gps^f;;t 

T 
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iBtj Minen Wolmort frülier^ alfi zur Trauung zu tterlsas^, fiigUch die 
F<»rd«ning nicht stellen kanU) dass derselbe sich vor ihm zur A«f- 
.nahme des Brautprüfungs-ProtokoUs vor aller und jeder VerkändiguBg 
einfinde: so kann es wohl nicht andeis geschehen, als dass diesSeü so 
entfernt wohnende Brauttheil sich vor dem Seelsorger seines. Wohn- 
ortes, von dem ja auch die vorhabende Ehe nothwendig zu verkün- 
^gen ist, über seine Befähigung zur Schliessung einer giltigen und 
erlaubten Ehe ausweisen müsse. ' , 

Der in. Frage stehende Brauttheil wird daher von seinem Seel- 
sdrger auf alle an ihn. zu richtenden protokollarischen Fragen, (die 
desshalb in diem Falle, dass der Ehewerber in einer fremden 
Diöceae wohnte, wo nicht >ein gleichlautendes Prüf angspfotokoll ge- 
führt wird|, deau betueffendeu. Seelsorger < zugeschickt /werden .müsseü) 
Bede imd Antwort gebea^ und das Ergiebniss dieser Prüfung ist. sohrift- 
fich und in gehöriger .Fmm gefertigt von dem betreffendeu Seek^rger 
an den zur Trauung Berufenen zu übersenden* Daraus wird 
dittser' erkennen, ob die Verkündigungen vorgenommen werden können 
oder nicht. 

Falls der Abscbliessung der JE^e kein Hinderniss entgegensteht, 
wird diesefte vorschriftsmässig verkündet, uhd das : Brautprüf unga^Pill- 
tokoll in Betreff des in Frage stehenden Brauttbeils enst gefert^t) wenn 
derselbe sich zum Behufe der Trauung bei dem dazu berufenen Seel- 
sorger einfindet 

K. Erlass des Bischofs von Budweis, 

(Nr. XXI. 1857. d. d. 30. October.) 

Erläuterungen bezüglich des Wohnsitzes und der nach demsel- 
ben vorzunehmenden YerkündigungeBV ((..61, der Anw. f. d. g. G. 0.) 

1) Der Wohnsitz der Ehewerber kann em zweifacher sein; ein 
eigentlicher, und ein uueigentlicher (siehe Anm. §, 40,t-44,);. es kann 
nämlich Jemand die Absicht haben, an einem Orte einen bleibenden 
oder länger dauernden Aufenthalt zunehmen, voraus'^esetzt, dass 
er die Bedingungen zur Erwerbung des Wohnsitzes erfüllt hat. Hier 
kommt bezüglich des §. 41. der Anweisung insbesondere zu bemerken, 
dass minderjährige Ehewerber, die von ihren Eltern getrennt 
leben, den eigentlichen Wohnsitz dort haben, wo ihre leftliohe 
Eltern und wenn diese nicht mehr am Leben sindy wo ihr Vormund, 
ihre Wahl — oder Pflegeeltern, ihren eigentlichen Wohnsitz haben. 
So hat also ein minderjähriger Sehn und eine minderjährige 'Tochtef , 
als Dienstbote dort, wo er zur Ausübung: der Dieng^espflichlen w0hnt, 
einen uneigentlichen, wo sein Vater oder beziehungsweise i^iti 
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Vormtmd «eincni efgenfiichen Wolmsftr bat, den eifentliehen Wotoi- 
sitz, und moss daher, wenn er enr Ehe sdhrelten will, sowolil von 
d^m Pftrrer des iinei^ntli<Aien, als auch eigentlichen Wohn^itses ver- 
künd!^ Werdern.' Nicht so, #enn er berdts ' völljähirfg ist, denn als 
solcher rerliert er seinen eigentlichen Wohnsitz in der Heimathi da er 
sielf aufhalten kann, ff^ er witi. 

Dasselbe gilt auch ron Handwerksgesellen und überhaupt von 
allen von ihi'en Eltern getrennt lebenden mindeijShrigen Eh^erbem. 
Würde aber ein mindeijfihriger BrKntigam oder eine minder}Mhrige 
Braut aus dem Dienste treten und bis Bur Vereheüchung (einige Wo- 
chert) bei ihrem Anverwandten wohnen — also «u einem Zwecke, 
dessen Erreichung einen ISngem Aufenthalt nothwendig macht, so 
hStte ein- jeder von ihnen an diesem Orte ei<ien uneigenflichen, wo 
g^ne Eltern oder beziehungsweise der Vormund wohnt, einen eigent* 
liclien Wohnsitz, und milsste also von den Pfarrern dieses doppelten 
Wohnsitzes', und wenn er an dem letztem Orte noch nicht • seöhs 
Wochen' wohnhaft wäre, auch an dem Orte, wo er italetzt durch we- 
nigstens sechs Wochen wohnhaft war, verkfmdiget werden. (S. Anw.$. 62.) 
Die Lehre vom eigentlichen Wohnsitze ist besonders in unserer 
Zeit wichtig, wo *s bei den industriellen Unternehmungen eine Unzahl 
von Menschen gibt, welche nirgends einen festen Wohüort haben. So 
sind z. F. bei den Eisenbahhbauten Menschen aus den verschiedensten 
Gegenden beschäftigt, als: Taglöhner, Handwerker etc. Diese haben 
nach §. 43. der Änm. an dem Orte, wo sie zur Leistung ihrer Dienste 
sicTi aufhalten, einen nnefgentlicheu Wohnsitz, müssten also, wenn 
sie sich -verehelichen wollten, sowbhl an diesem, als auch an dem 
Orte ihres eigentlichen Wohnsitzes (in ihrer Heimath) verkündiget 
weirden. Würden sie jedoch keinen eigentlichen Wohnsitz haben, und 
an dem Orte ihres uneigentlichen Wohnsitzes nicht wenigstens eiÄ' 
Jahr (Anw. §. 63.) lang verweilen, so müsste das Aufgebot auch 
dort, wo ihhen das Heimathsrecht zusteht, oder wenn dieis ihnen nir- 
gends' zustände, wo möglich auch in der Pfarre ihres Geburtsortes 
vorgenommen werden. Dasselbe, gilt auch von Pabrikarbeitem und 
von Werkfiihrern. Auch Äese erlangen an dem Orte, wo sie ihre 
Dienste verrichten, ^inen uneigentlichen Wohnsitz, ausser 
siel hätten daselbst schon das Heimathsrecht erhalten, oder ein eigenes 
Haust^resen begründet, in welchem Falle sie, falls ihnen nicht an einem 
andern Orte ein eigentlicher Wohnsitz zusteht, ftn diesem Orte einen 
eigentlichen Wohnsitz erhalten. Das Nämliche findet Anwendung 
auf ^SelMusi^eler , denn auch diese haben an dem Orte, wo sie bei 
etedt Bühne angesti»llt itod| eben tfneigentUohon Wohnsitz, wbW 
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cbcr fn 4$m Falle,, als sie daselbst^dafi'iEMmathareclit erworben hätten^ 
fUL ^i|^i» ^gesdichen werden möcbte. 

. . 2) X^ Woj^iMiit^ darf weder imt. dem Geburtsorte, noehttit dem 
Orte, wo «Teo^aaden/das Heimath&recht zusteht, noch mit dem Anfent- 
lu^tsortfii y^wechseU ^werden« "Ist Jemand yos seinem jGreburtsorte 
nicht weggezogen , oder ist er nach einer län^^en Abwesenheit wie- 
der d^bin' ^sttrüekgekehrt, so ist ' sein Geburtsort freilich auch sein 
Wobnaits» Ist aber Jemand in der Fremde geboren worden, oder 
sind Beine Eltern bald nach seiner Geburt von' diesem ihrem.. blel- 
heoden Wohnsita an einep anderen Ort gezogen,* so hat. natürlich seiii 
Qebn^tsort aofgehört sein Wohnsitz zu sein« ^^^ Die Heimathszustäii^ 
digkei^ wird, ausgewiesen durch Keisedokumente und bei Ehewerbem 
durch desi^yp^^ ihnen beizubringenden politischen Eheconsens. 

}S3X dem Wohnsitze, ist endlich auch der Aufenthaltsort nicht zu 
yermre^ela. Einen ^lolohea* haben jene, welche nicht die Absicht 
haben, .dort, wo. sie si^ aufhalten, sich weder bleibend niederzulassen, 
no^e^n^ ..länger .<daiuemden Aufenthalt, als ihn der Zweck ihres 
Verweilexv^ verlangt,/ daselbst zu nehmen« Das sind z. B. solche, 
7IB(lche UM^en bisherigen Wohnsitz aufgegeben . und noqh «n keinem 
^n(]^rn Orte die Bedingungen zur Erwerbung eines neuen Wahnsitzes, 
quillt, haben, .d^nu' solche, deren Beschäftigung eine stete Veränderung 
IbriQs Aufentjbaltes* mit sich bringt , als z.-.B. EnnstreUer, Seiltänzer 
^Oinödianten etpu, ., ^ • *» 

<,4 ,. fAucb hat ein. Reisender da, wo er ^sich krankheitsbalb^ ^e 
llmgi^re JSeit, aufiiält, weder e^len• dgenülcben noch- einen .^oMeigent- 
^dten Wofa;asitz.r . Dasiqielbe gilt von Curgästen, die sich an Cmiort^ 
d\iTob-,^e längere ^eit aufhalten. In xder JKähe grösserer Städte 
Jjf^O^mt noqh der Lavidaufenthalt in Betracht zu ziehen. Auch dieaer, 
yifum, j&c nur Verg^ngeUv und Erholung zum Zwecke hat, kann zur 
^(^gründung eines Wohnsiti^e^ nicht hinreichen, zumal, wenn die be- 
trjeffende Per^pn fortfährt, ihre Geschäfte in der Stadt zw besorgen 
und wenojpie nebenbei ihre Wohnung in dw Stadt beibehält Würde 
diese g^nz .luiigegeben, so würde der Wohnsitz in der Stadt aulhören 
und daruifiwan dem Orte des JLandaufenthaltea sein. 

■3) Der- Act der Verkündigung einer Ehe wird durch den Wohn-^ 
ort der Ehewßrber und nur in dem Falle^ als sie weder einen eigent" 
lJichea,rflioeh. einen uneigentlichen Wohnsitz haben, durch den Aufent- 
h^taort, Geburtsort und politische Heimaih derselben bestimmt (siehe 
Anw,,f$, 2ß. und Eheg. $; 15.) Je nachdem nun die Brautleute nur 
Conen. a)r eigentlichen oder b) einen eigenüiohen und «inen unieigentT 
lii^n, oder mehr als leinen unteigentliet^niod^r . c) UoiS teiAraf nn^ 
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gex^Üitl^m. ajder d) gar kein^a,. weder eigex^tlioben noqh ]iB^ige»tittcb#n 

Wohnsitz haben y w^d der Seelsorgeif Jeicht beurtheUen köa^^Uyr^Q^ 

ihre h^vor^teh^de . Yerebelicbuiig an euiem^.. zweien oder noch mehf^-» 

ren Orten verkündiget werden müs^e. . Sollte sich- bei -4^9: Volkieht 

imgfjdie^i^ Yorscbrtft Sch^derigkeiten e^h^ben, $p ißt an den,:Bi«eh«f 

Bericht zu erstatten (Aow. §• 62.) Hier kommt aurnoeli «Hfil^poer» 

ken, d»&& Yrofi^nx der BfMutigam oder die Braut dAkeluer ^ ^lurr^iiy 

WQ, uach. den ym*steheQden JSestimmungea • das. Angebot g%^fih^fibm 

soll,: durch ,we^ig£(teu«,MBe.chg .Wochen woh^ij^tisty die Yi^r' 

kündigung iiberdl^= audi in der Pfarrkirche« jen^ Qr-t^ gescheheir 

muss, wo die betreffende :Per30n zuletzt durch.weiugstenf3-8e<)^..'Wpi 

eben wobnhf^ war, (ßiehe Anm. 62 und.Ebeg» $v^l6.) Bei de^jeni^^» 

welche wedesieinen, ejgentüchen^ Wohnsitz tb^ben, m^k an !^ia Olrtf^ 

ihres. fi^eigentlichen ;ichon .wenigstens ein Jahr, I^m;^ Vjfrweileiif>:mttsa 

d^. A{a%!ebpt auchr.dort,, wo ihnen das Heimartb^srei^ 3ustf^t|. odei; 

Wj^nn dieses ihnen, nirgends zustände» wo n^ögli^ apch(t|0'.diQ]^/P&IPfir 

ihred Geburtsortes Tprgenommen werden. (Ai^Wi.; S.j63;)' Pa»,j^4^f^ 

nach :$• 73^. der.An^- die Trauung tob Persemen, welche .we4er.c(in|»ii 

eigeQjtlicbiqnjf.nqcb «inen i^neigentlichen Wohnsitz iiab|)Q^:-iaibii%.^l^tt)M 

niss. des Bisehof^s ? ni^ht v:orgenonunen werden . |daff|i S9^< .iiritd* di^i^^ 

vo^ ^ler ..^er^wdigung apzu^^che^ sein. . ^ i if?,, .^v ^ >:.,,v 

; .4);, l?S^as> d^ Aufeelaot., der vo^r .MilitJ^rperson^n . eii^^iigrtiiQi^d^rt 

Ehe» :. betrifft^ s*/»s^«t::$r^^' 4er Anm,,. dass der .zur li^ÄlMp^'VHgß ig% 

h<?^igfBn^P^rson§n a}p§tg|?4iger.Pfarr^rt.4er Feldk^pl^ iJ^i bfözißbuf»« 

weise der Feldsuperior i^tj ,B\achT»Ä^gi»b5^:def vom,:l;^iligftnoSti;^ 

ge^^irtjlwrteu yqUo^^cifiten, vwd.4aj9s j€«i|^, welchß iw. militi^nstj^bilis bei- 

gesäUttward^n^, sich. ^d^]Qf Pfarrer. ihi:es Woji^i^itoas zu.wend^ii bah 

hcB. Peija zu J'olge.gipd,,4Jl»o,Müitä^persoöenj;, welche z^r mijiti« 

stabiüs geW^eöf ^ Be^^^ig .agf EbesjpJ^i^ußg. lurd, Aufgeboft :gawi u^ 

gar.Bacbj den im Ci^fijpersonen ge.ltendep .g/eaetjzUcJtij^Ä 

Bestimmungen zu behandeln. Personen, welche zur militif ,7ag$ 

gehören und der militärgeistlichen Jurisdiktion unterstehen, (was auch 

von den BrautleutÄi gilt,''rd«f deöen der eöü' Theil zur militia vaga, 

der andere zur milita «tabilis .gehört,, oder eine Person des Öivilstan- 

des ist — laut kaiserlichem Entschluss vom 16. August 1782) könnej^ 

von der Civilgeistlichkeit nur' gegen eine schriftliche Entlassung des 

Feldgeistliche^ verkündiget und getraut werden! ' Dazu muss noch 

benietk;t.w^de% das!» 'm4fm laut, bohea MiAMervJ-rBfksses v^m 18. 

F^büiar L(J. Z.' >80gd, .kimdgemaehten ¥er^elahiüasre. BätHmtiich^ 

I!ran)mbQffper^l Bif^noiien». Av^talt^n .tmd »Militär^^iso^^tt^ wftehe der> 

cnttgcältUeholi. iteriaAili^offl lratfirliAt^t xdia^^traiflmsid^ .i^ 
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MfgefBhrt erscheint. Diese untersteht also — sie möge einher u- 
feB sein oder nicht — der militärgeistlichen Jurisdik- 
tion, und es ist somit die hohe Ejriegsministeriums-Ef5ffhung vom 
18. Novemher 1853 Z. 5433, nach welcher die Resernnannschaft, so 
lange sie nicht zur activen Dienstleistung einherufen war , der civil- 
geistlichen Jurisdiktion unterstand, behoben. Bei Afilitärpersonen wird 
also 'der Ort der Verkündigung ihrer Ehe nicht nach dem Wohnorte 
bestimmt) sondern er richtet sich immer nach der Zuständigkeit des 
Pfarrers, d. i, des Peldkaplans und beziehungsweise Feldsuperiors. 
Ein Beurlaubter wird also nur in der Gari^sonskirche und in einer 
Civilpfarrkirche erst dann zu verkündigen sein, wenn deine Braut der 
eivHgeisfiidien Jnrisdiktion untersteht. In diesem Falle bleibt es 
den Brandeuten zwar unbenommen, von welchem ordentlichen Seelsor- 
ger sie ihre Ehe eingesegnet haben wollen; doch hat der Militärseel- 
sorger im Allgemeinen das Yorrecht zur Trauung und felis die Braut- 
leute von dem Givilpfarrer des einen Brauttheils getraut zu werden 
wünschen, auch das Recht mit dem Verktindschein auch den Entlass- 
schein 2u ^eben , und erst , wenn diese beiden Dokumente vorBegen, 
kann der Givilpfarrer zur Trauung schreiten. *— Nach Hofkz.-Edict 
vom 15i September 1808 sind Eheverkündigungen bei Militärpersonen, 
welche zur militia vaga gehören, nur in Ermangelung einer eigenen 
Oarnisonskirchei wo die Verkündigung von dem Peldsuperior orfer von 
dem Feldkaplane geschehen kann, von dem Givilpfarrer des Bezirkes, 
in irekhem der Militärbräutigam wohnt, vorzunehmen, ohne' diifiir 
eine Gebühr von der Mrtitärperson zu fordern. 

Alk diese gesetzlichen Bestimmungen über den Ort der Yomahme 
des Aufgebotes sind um so genauer zu beobachten, weil sowohl der 
Seelsorger als auch die Brautleute, welche Verschuldi*er Weise die 
vorgesdhriebenen Aufgebote uW^örlassen, der Strafe der Kirchen- und 
Staatsgesetze verfallen, (c. 3. de clandest. despons. X. (43.) und Eheg. 
§. 35.) 

l. Erlasfl AeM BisebA T4Mi Bivdeli. 

(Nr. XXI. 1858. IL d. 30. Öttober.) 

Diipensatio in impedimento matrimonii affinitatis inhonestae nuptiis 
jarh instantibua nee sine gravi scandalo differendis, concedenda. 

Sacra Foenitentiaria Apostolica reseripto ad Episcopum Eiehstat- 
tiensem die6.Maji 1858 dato, acquievit dispocdtioni hujus Donüiii Epis» 
eopi, qut pro consulenda Curatomm Bttorum e<mscientiaj et ad präeear^nda 
quaeeumque scaadda et peeoati^ fäciidtatom &i Qiäiiqo^uiattbto oMenlaai 



Bisch. V4 Bidwel«, 7. Kel^nfur IW«-^^ Anfgebotodl^^nMDf %W 

„dHiraD^anffi Mper ooenlto iape4imcKnt«> AffinU^tis ex copulA 
illicita pyoyeBuiiiftet in matriBUi^U contrabfBndis dam omnia par«U 

ita GnratiB animarum coonnwiici^t, iU in eaeu». ^quo, ni^l^ 
modo aate nitpdaa jttod paraiaa iMsio »tee scandalo grari diffarendas 
ad Epitcoptm. .pDacArreiciicrf^ hani) babetuoit Jacaltaten», dispeasandi ia 
i6rd interno Mi vaLoremwatrimofiii rot^ ad effeotttm Ueite reddendi vel 
potcndi dobkontf flnnis likniniiiiaiiimtitas aliidi.coiididmübiis, et in»- 
posito onare, statim reqvtaqmdi' p«e litet ai diapeftisatioiiam' ab Oidinttfi^ 
m ordine ad alios eflbetvs «MdrlaMnii ^alidi. 

Bvle SaüstiMPoenitoatiariae deolarattoai iagtstentea, timol^ne dobäff 
circa casum praefatnm oeennrere valetitof , Nos >qi|0<)ae aninumuncvran 
tdiiblia eaaid0ttMMidtUiamra »«era S^da ApostoHca oblentam ». hisce 
in Domino communicamns, snbdelegattonam.}iaBCi8iii^aaxi^3itia.eo«*> 
diiionfbiui . adabrisfentes , simlqaa spa freu, necassit^atem eadem 
.iitendi'eorai3il8.«886 ieventaam». quot natados singnH esaminiß spQoita- 
mm actttf. Haerint andceptiei quDj»oi^|iQain.boicceezamin^qaa8tionci 
ladnoidiomate anb nvmero a) at b). proatantea fiierint propositacr 

■• Irlau des Blieliofii von Bndirels. 

, (Nr. V.* 1857. d,d. 7. Februar.) 

CrandskUe« welebe bei Erthei^lQ^r der Aofg^bots^DJspi^nsei^ 
. mass^fbendsein sollen. 

Im Erlass Nr. XXYII. vom Jahre 1856 päg. 115 wurdO' daa 
Benehmen vorg^eachHeben/ w^omaeh' bei' dem Nachsnchot ma Aufgebots- 
Dispensen vorangehen ist. Da eine NadiBleht Tfolax Atifgebföta no^ anJ^ 
wichtigen, in dem oanonischen Rechte^ anerkannten .Cbünden zn e^^ 
theilen Ist, so-'finfde ic^ae angemeisuen, dem wdilehrwikdigen Curat- 
kleras die Ornndsfttse hiermit bekannt zn geben^ wdche iliek darselbH 
in dteser Richtung stets gegenwärtig ixu halten haben wird. >. 

§. 1, Die Dispens von ^aUen dr^iVerfcündigungen wird artheikfi 

a) Wenn zwei Perämnii, rwaidw/ sich flÜMilichfiir.Ehelenteatta* 
gaben, nnd an dem Orte, wo sie ih#en Wohnelts haben, allgemein 
dafür gehalten werden y skh'mit einander zn verefaeliehen Wünschen^ 
Doeh ii^ genan %,u erheben, ob die Behäuptong, dasa aia allgemein 
ffir Eheleute gehalten werden, vollkommen« gegründet sei. 

b) Wenn es aith iim Convalüdation einer naoh kirchlieber ¥or* 
sekrift ^Aagegang^Mi Ehe handelt, welche jedoch wegen eines eretr na^sh 
der EheabscUiessnng mtiUckten geheimen Ehehindemiseesnötltig ist. 

e) WIenn eine Eiie wegen beiitätigtat naher. Todesgefahr (anf 
dam fMeaBetke>. Ar lieglAmäitiaa tiareitp ameugtap. Kinder, zur Htfei^ 



rettong einer Person odet jBnr Oewi8e«n8befti]lig:an^^^8»<ld 'Todes- 
gefahr befindlteben Biraiittheiles ^oUbsifiefi' wenden sotti 'f * 

d) Wenn eine Trauung aus sehr wichtfge&'ÖTülvden in 
der geheiligten Zeit rorgenommeft ^vrerden soll. ^ 

§. 2. Zur Ertheilong der Diflpenl von einem edier tvei An^ 
geboten wil-d'der eine oder andere der naohsteiiienie&'Griliide'effordeift: 

a) Wenn eiii Orund zu der iBefttfchtttig - TdrhaMe» i8t> das« 
gegen die EheschUesaung ungeredite'Binspi^he erhoben' werien ödes 
boshafte Störung derselbe staftflüdtea kbnifte^ ' • - 

b) Wenn zwischen deb €obtmiii^iien^elne'> ungeiv9öhnlieiw''«n^ 
hdellst a^allende UngkleKhett bcbtelit, irei es nun rüdDSfc&tliefiUhres 
Standes, Allers, Vermögens undägl. ' 

e) Wenn ein OonfriOtent gefäbrlich erkraulti «sia iU £ite e^tiüd 
restitutionis einzugehen verpfliehtet ist ' * • ' 

' ' d)'Wenn ein längerer AufscfafA> 4^ Ehesohttessu&^^'mil 6«Miib 
fSr das SeelenheS der Contrahenten verbunden' ist; <.''Bli(renn''Petw 
sonen, welche bis dahin im Ooncubiniite lidt einander igieMt, zum* 
Empfange des Ehesakramentes diispoMrt'sind^ md au t^efitrchlen ilti«/ 
es möchten dieselben bei längerer Hinausschiebung der Ehe wieder 
unerlaubten Umgang mit einander pflegen. ''^ 

e) Wenn ein Brauttheil einö weite 'und lange Beise antreten 
muss, ein Aufschub diiser lifeise aber' bis 'zur Al&haltung des'dreima* 
ligen Aufgebotes überhaupt nicht Oder doc& ntti^'^mit grossem Nachtheil 
lllr ihn geschehen kann. ' ;' «. - ' .;■ / ''/. y .j' . .,1 

f) Wenn 4ie Nähe der gelKdildsfieneii/ Zeil ^dimii w4 Fa^^) 
das dreiraAlige Aufgebot nieht ^esCalttitund die>Ebe«Ohv»e Schuld dM 
Oontrahe^nteh nicht früheif ge8ehl<}s.aeii werd'en koA:nt:e« 

g) Wenn 'diie Braut der Entbindung «akfe'Utid tu besofgen^isti 
d«88 die Geburf fleflr Bandes Tor Abakdduta. disl* Ehe «rfolgeii:)Wibide> 

h) Wenn für einen det Gontraheateft <>der^ fiir de89(9n:Angeh9llige 
auls dem Aufschübe der Mes^hltebswi^i irgend ."oipbediBnitender zeit- 
licher Verlust und NäcHtheil >^rwalclna .iiniffda;« ' i :< ^ / . 

1.' Anmerkung: Handeli i^s skh um^die DiapetiMution von 
allen drei Au(^boiten für Peifsoneh, welA« sichialacblkh {% fiibeK 
leute ausgaben und .allgemein dfetfui'» gAaltenr'werdeni 9# hai der SeeN 
sorger zur Yerhütung jedes Müssbrauches die persönlichen; Vethäl^ 
niese dies^ Personen ^ und ihore' Fähigkeit, eine- giltige «nd^ ^daubte 
Ehe mit einander zu scflüiesseuf faorgsaniundtiuhstditig jnieEfarstfkia;^ 
die evforderliehen Beilege' darüber- steh- itäMgm m laeiiEUy ted ifenb 
er die Ueberzeugung gewinnt, «idflBii ifa?tt[^EU :keak>HinMni^ ent- 
gegeiisteiu, dat'aeniejlioum gteirticteiMadhitohlt i Jea Au^afctflteflfiili 
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dimdben an das biadMidie Oonsistoiioiii unter Anftihning' des That- 
beatandee imd Anaddofis aller Belege mit der Bestfttigiuig au leiten, 
dass die Diapenawerber allgemein Ar Terehelicht gehalten werden, nnd 
eine Yetiaatbanuig ihrer ei*8t abzuschliessenden Ehe Ihrem gnten Rulfe, 
und ihrer bürgerlichen Existenz grosse Nachdieile bereiten würde, nnd 
es wird das bisehSIMche Censistorium in solchen Fällen aar Schonung 
äeat Dispenswerber wegen Bewirknng der politischen Aufgebotsdispens 
seibat das NMdge in geeigneton Wege veranlassen. 

2« Anmerkung. An d^m Tage, an welchem das letzte oder 
dnzige Aufgebot gemacht wurde, darf nach Yorschrift der Prager 
Synode I die hiemit erneuert wird, die Trauung nidit vorgenommen 
werden. 

I. Siiaaa 4ea BiaiMi ffi »iiw«la. 

ilCf. 19. tmf d. d. IL fanoar). 

üeber ErtheilnngVon Aofgebots-Dispenseo. 

. Da die im Ordinariats-Erlasse vom 15. December 1856 Nr. X2LTII. 
(Archiv YII. S. 88 f.) hinsichtlich der Aufgebots-Dispensen getroffene 
Verfügung, ^dass, wenn die ^rautpersonen ü^zwei verschiedenen Vica- 
riatsbezirken wohnen, sjie dieselbe im Vicariatsamte des Seelsorgers der 
Braut, und wenn eigene Pfarrgenossen des Bezirksvicaxs oder Vicariats- 
amtsverwesers eine Aufgebotqi-Dispo^s benöthigen, sie bei dem betreffen* 
den Erzpriester einzuholen haben^, bei ihrer Durchfuhrung Beirrun-r 
gen und Verzögerungen veranlasst,, so findet man dieselbe dahin ab- 
zuändern, dass, wenn die Brautleute in zwei verschiedenen Vicariats-i 
bezirken der Budweiser Diöcese wohnen, die Dispens vom zweiten und 
dritten Aufgebote im Yicariatsamte jenes Pfarrers, welcher die Copu- 
lation vornehmen wird, einzuholen sei; und dass der Bezirksvicar 
audi die eigenen Pfarrgenossen vom zweiten und dritten Aufgebot 
zu dispensiren ermächtiget werde. 

Ok Irlaaa des iipostoiiaclien Feldyicartatea vom 4. FeMnar 1857. 

Ueber die Traaang von Brantpersonen, von denen eine dem Mili- 
tär*, die andere dem Civilstande angeadren^ 

Das Hochwürdige k. k. apostolische Feldvicariat hat über An- 
regung des hochwürdigen Consistoriums zu Eöniggräz bezüglich jener 
Ehen, wo ein Brauttheil zur Civil- und der andere zur militärgeist- 
lichen Jurisdiction g^ört, mit Zuschrift vom 4. Februar 1857 Z. 38. 
Nachstehendes demselben hoßhwürdigen Consistorium eröffnet: 

1) Was das Recht zur Yomabme der Trauung solcher Braut- 



lept» betrifft, so ^bleil^it ^a ftete. dea.3ri^iitlfQM9 «wa^iimbeitQtiiiBetii 
vp». welchem ordeBtlieh^^ Se«Jsojcgei::8ieJhira^£)ie< etagfaffnei iabm 
WoUen — yi^ui nm&8 der trauende Priester, vom dem S^lsofg^ dea 
anderexi Brautüwüe» mit. aJJezi> erford)Qrlichen X)aciiBiieiiteB und/ dett 
Verkimd^cIieiD versehe^i werden, -rr^ . . 

Der eigene* Militär-Seelsorgpr hat; im AUgfPneinea da« Voamclil 
^m Trauung, und falls ;»^e.Brautle]i3i;^. es irünßchen, ,yosi dem ordefMb 
liehen Civilpfarrer. des einen Brau^eU^ getriMit. vu.wcor^n^ -^.ftUdi 
ijj£ Becht mit dem YerJ^ündsob^in auqb den Entia^ssahein ,m geben 
r— indem der Civilpf^er nicht. immi9r,ilDt l^l^t^de ist 1,9^1^9 «u be? 
urtbeilen , ob aUe MllitSr-Trauui^gs-jpokuine^te in , der. Oii^^ni^ig hkA 
richtig sind. ,.,./? 

2) Was die Stola betrifft, so hat jeder Seelsorger von seinem 
Brauttheile die ihn ibetrtffenctedMlA' ra^foifderti! -• 

3) Nach vollzogener- Tritung' hut d^r Oril-Seelsorger sogleich 
einen amtlichen und vollständigen,. Tjrauuugs-£i(t|'&ct über dieselbe 
dem betreffenden Seelsorger des Militär-Bräutigams einzusenden, um 
^esen Aict in die militärgeistlichen Trauungsprotökollö gehörte^ ein- 
tragen zu können. 

4) Der ordentliche Militär-Seelsorger hat Jedoch nicht das Secht, 
bei sölchenEhen — einen anderen J'eldcaplan Ar Vornafeme einer sol- 
chen Trauung zu delegiren, — wenn der ordentliche Civilpfarrer eines 
Braiittheiles im Orte 'ist und isine solche Trauung vorztinehinen 
tHitaächt. ■ • ■ '■ • •■■^ '■ "' '■ •' ■ 

*P. Kaiserliche Terordiiiing; vom 2. petobcr I86O, 

ftfeUreffend die Üebehr'a'gün^ der nach '$. 8. des Hjeeres-Ergän- 

Itifiigsgesetzes d-en pÄ littst he h Lttndes^teltön zustehenden 'Er- 

mfirchtigang zä au ^nahms weisen fibebewilligu^ffgen an dlii Kreis- 

behdrden (RiOraUatsbeliftrden un4 Provi(i2ia^-0ele|^atip|ieR.) . . 

(Aqs dem Reichs gejieUWatt vom lO.^ OkteJbei ISßjö» W. smc*, Nr. 21«.) »> 

^Ich finde nach Vernehmung Meiner Minii^ter und nach.Anhö« 
rung Meines Reichsrathes zur Abkürzung und Beschleunigung der Ge- 
schäftsbehaifdMnJ be^ den, auf der (xnindlage des zweiten Absatzes 
des §., 8. des Heeres^Er^änzungsgesetzes v^m 29.. September 1858^ 
Nr. 167. des Beichagesetssblattes, angesttchten ausnahmswdsen Ehebe- 
willigungen die, den politischen Landesbtellen zustehende E]:ipächt^gung, 
solche Ehebewirtigürigen zu erthetlen, in Jenen Ländern, wo Kreisbe- 
hferden, Komitatsbehörden und Provinzial-Delegationen bestehen, an 
diese Behörden W übertragen.' 

Diese Verfügung 'hat sogleich in Wirksamkeit zu treten.' 

SchönbrunnI am 2. Oktober iSi&Ö.***' 
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' Ein Beitrag räto richtigen Verständniss ' des kirchlichen 
Ehehindersiiaso3 der Entführuog . (raptus) , 

mitgethefU von Prof. Dr. Jon. Fessler^), 

(Decreta b. Congregatioius Concilii promulgat» d. 11. Januarii 167 ( d« rap^u . 
consentiente muliere peracto.^ 

IHeaes EbeliuidenUss,. Obgleich de» älteren Kirohenrecht u^t firemd, bat 
.bekanntlkli «uf de» eeneü YosTrient (Sess. flA. de.Tefi mstrioi;- o. 6.) eine g«l- 
8CbArfte Ii|S0Uii9' erlMltfa IHeaeibeJautttsi^fiteennifr. Sauet» ayliedas, interTaiH 
torem et raptam, quamdiu ipsa in potestake raptocis.manserity nuttunK posseeai^ 
flyi^t^^. piiUilmoniW. Q«»od si^NtpU a raptcur^. sei»ftrata^ H in toco-tuto et iibero 
coDstitiita iliom i^ inriuQ baberecopsenserU^ eam taptor ia uxoreto. batieat ; et 
nihilominas raf^toje ipse ac aoioes, Uti conaUum, attiilium.et'favpr9iD-prae6en(«8, 
sint ipso jure excommanicati, ac perpetuo infames, omniumque dignitataiB inrapä- 
ces; et ^:Ctoioi (beclQtt.tde.iH'Qpi^flt gKüdu decidant. Teneatur praeterea raptor 
molierem raptam, sive e^m, uxorem 4ux,erU,. $lve ^n ^f^x^rit» ^.^t^fder arbitrio 
judicis.dotare.c Das Conciijum bat somit nic)it.l[)ios,d#s entleräfteAde £;bebinder- 
niss der Entführung dürcb diese 9eaUmmungaus^e^procb,en»/ sondern ea> bat 
Oberdies auch gegen den Entführer mehrere sehr strenge Strafen .be^.e|Qgt> 

Es wurde, Jedoch. ypm ConciUi^m der jBegriff .yon;Rntführung (raptor 
et rapta) nicht näher bestiinijit ; ^nd $9 bli^eb derselbe der Wis^anscba.ft und 
der Praxis überlasseq.'; . .',< , .. ' . »t . / •. 

, Die Wissensrbaft gipg dfirüber ii>, zwej Hauptansichien aus einander, ..andem 
die Einen zur Entführung im Sinne dieses Ehebindernisses eine gewaltsame Weg- 
führung der Frauensperson gegen ihren eigenen .Will eu für nftthig erac^tetea, 
die Andern aber auch eine Wegführung der Frauensperson mi.t ihrer eige/ien 
Zustimmung, jedoch gegen den Willen der Eltern oder des Vor- 
mundes schon für eine solche' Entführung hielten,, welche d^s canonische Ehe- 
'hindemiss begründe. Es ist hier nicht meine Abpi^l^t, ^die Gj^ünde für oder gegen 
die eine oder andere Ansicht, die man bei den ^anf|nisten. ^pde^n kann, zaefürr 
tern, sondern vielmehr einen neuen Beleg für jene Ajüifass^ng 4es Begrififes, dlesi^a 
£hehindernisses mitzutheilen , welche in ^om geltend ist, also da, wo die leb^ 
dige ^ stets fliessende Quelle des canonische^ Rechtes sjch vorfindet 

Eis fiel mir nämlich hier unter anderen Decreiieii und Entscheidungen def 
S. Cöngiregatio toncilii Tridentini Interpretum', eii^^gedrucKte^jUtt in die Händs, 
welche^ ich' seinem' ganzen Inhalte nach hier folgen lasse , weil es für die oben 
angeregte Frage, wie ich glaube, von entscheidender Wichtigkeit ist. Dasselbe 
enlb&Min bef^ufetgterCfipic zwei Decrete der S. Cohgregatio Concilii, und da- 
zwischen wohl* «rta ItoÄvirang dieser Entscheidung eine eben so klare, als scharf 
sinnige und gelehrte wisseüschaftüchc Erörterung dieser alten Streitfrage, 
die verbunden mit jenen beiden Decreten, als Ehtscheidung,eu der obersten Instanz 
hl Fragen, wobei es sich um den wahren^Sinn d,^s Concilium§ :Von Trient hftndeH, 
wohl geeignet scheinen, diese Streitfrage„,endgjltig. zu iö^en, um so mehr, d« idie 
genannte Congregation immer,, gteichmäs^ig j^eden viNTk^Kumenden Fall bis in die 
neueste Zeit ber«b so .entacbeidet.;/ Der Inliait des Blattes Uutet also: ' 



,1) Mau verbiodfB^damit.difi aofl^^oaeiicl^neta Abhabdliingi tou fai«^ im Archiv 
Bd, lU. S. i7Q^I|9$ midrjdiaidprt & 818ff,;aiig«rabrtoiii ähnUeheDE&teobeidung«»! 4«r 
Coogregatlo Cowijäi. O ett a rr« \n stmolh fird jii4.c«o«l.-§; lü. ib^a« not« (A. d. K.) 
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in Ubro 75. MemoriabUiam S. Congr^atÜBis ConeüU Tridenttijd mg.; 781 
ita habetur: 

niostrissimi et ReverendissimI Domini! 

Felix de Gagliarda laicas, decem aut daodedm homimlms armatis assoda- 
tos, Orsettam flliam Clementis Thealdini , in domo Angeli Massini et sab ejos tw 
teia degentera , ad hoc tarnen ea consenüerOe edaxit et matrimonium cum ea con- 
traxit Modo idem Angelas in constitatione et assignatlone dotis praedictae Orset- 
tae eam ipsamqae Felicem poenis in Dccretis Sae. Concit. Trident. Sess. 24. cap. 6. 
in Raptores comminatis illaqaearl praetendit Qaaeiltar, an stante ipsias Orseftae 
consensa dietos Fdix poenis adstrittos cxistat, dictnmqae niatriaiiiniiim sobsistal, 
dietaqoe dos ei assignarir debeat? 

I. DeeretHBL Sacra OangreffoHo Oaifdimtiihini OtmeQii 2Vid«nUni Itäetpi^ 
tum oemmt^ ht^u$modi Bapiorem tecundum es, fuae prcpötkunhtrt e&niprehmiU iam 
fuoad poenoBf quam mairmöniU prMbUknma deereto d, eap. g. 8ea9, 24. cfo ro- 
jOfm, mflAfMitt 

EienmiifmAkB Cardintiis Fampbilias. 

Et eodem libro 75. sabseqnenti pagIna 782. habetur ita: 

An raptores muliefum, quae taptui consenserinif eomprehendanhpr qwoäd 
poenam et mairimonii prohibithnem deereto Concil, Trid. cap, 6. 8ess* 24. de re- 
format. maibrim,^ 

Videtur respondendam, comprehendf, nam rapCas comittitar efiam cam ma- 
llere volente l. unica Cod. de rapt, Virgin.^) $. n enimy ubi dicitur: »qaod hoc 
ipsum velle mulierum ab insidiis neqaissimi hominis, qui meditatür rapinain, indu- 
citur.« Idque procedit etiäm de Jure Canonico, ut probat textus in cap. PlacvU 
36. qu. 2. »Qai rapiunt feminas, fürantur aut seducunt« et rap. De raptoribus 
86. qu. 1., et ita expressim tenet^5a« in cap. eam causa n. 4. de raptor., et ibi 
Änan. n. 4. Vers. In glos. 2. Sum. Tobten, in verb. Äaptor prope finem, Böes. in 
tit. de Rapta maller, n. 16., et de communi testatur Jlber. in 1. Raptores n. 7. 
Cod. de Episc. et Cler., Ctar. ra $. Raptus vers, adde quod poena. Et ratio est, 
quam reddit textus d. 1. unica his verbis: »Nisi enim raptor eam sollicitaverit, 
nisi odiosis artibus circamvenerit, non fäcit eam velle in tantum dedecus sese pro- 
dere«; ideoqne midier rapta senper praeeumitu/r seducta^ et decepta (Mbae d. 
Wim. 4.) 

Praeterea de jure dvili inter raptorem et raptam non potest contrahi ma- 
trimonium^. l. tmica Cod. de raptu Virg. At de jure canonico Varia füit disposi- 
tio; antiquo jure canonico non licebat raptori raptam üi uxorem ducere, nisi 



1) Zur Bequemlichkeit des Lesers f3ge iofa hier da!« dtirte GsMta ans d«si 
Codex Justiniani, so weit es das schon im römischen Keeht ««gestellte Ehejbiqderwuis 
der Entführung betrifft, wörtlich bei : .Nee sit facultas raptae yiirgipi vel iridaae vel 
cuilibet mulieri raptorem suum sibi maritum exposcere» sed cui parentes Yoluerint, 
txcepto raptore, eam legitime copulent matrimonio,' quoniam nullo modo, ntUloqite 
tempore datur a Kosira Serenitate licentia eis consentire, qui hostili more in nostra 
republioa matrimonium Student sibi co^Jungere .... Huic poenae omnes subjaceant, 
eive voUntibus, sive nolentibus virginibas dve alils mulieribus tale facinuil ftierlt per- 
petratum. gl enim ipsi raptores m«ta atrooitatis poenae ab hojusmodi faeiiio^e <e 
temperaverint, nulli mulieri, sive volenti, sive nolenti, peocandi h)cus relinquetnr, quia 
hoo ipaum volle mulierum ab insidiis requissinü hominis, qui BMdltatur rapinam, in- 
4«oHQr. Nisi «tenim eam soUieitavsrtt, nki odiosis aitibw «Ir^tatveüerit ,' neta fkdt 
WOk vsUe in taatum dedecus sese prodere.* Cod* % IS.- 1. «a. §. '2v 8. 



mireMo. riptp« pk^n^.^Ucet j(<i|eQUeiiaai et rapta in prisUniim statum restitata 
xa|»>: ^ ««4«w et. cap. Plaouit 36., qa. .2. JaneUs ibidem notatis per Gloss. et DD. 
et praesertim Gloss. in d. cap. ^« 4üiaein ia verb* SolvU wmmy et in eap. PAioi^ 
aupracitato in tetk, at^^MM» nh\ dicont Glessae« dictis capitibus prabU)entibas 
.matcimaniam inter itaptoreip.et raptam esse dQrosratqm aiitbaritate Hieronymi j;^- 
laMi.ln ^9f^,. Tm eftd^m caus4 et quaestione; et li^op ideo, qoia corroboratur aa- 
tboritat« V^terii. l^amep^K qao casn auta)pi;itatßs Sanctorum Patriun praeferuptu^r 
C^düls,; jQt^i^ide jpre antiqaoram oaponuvi probibitum erat cum raptore co^ta- 
giom ante peractam publicam poenitentiam, nt ibM.,.per Q\9Sß. 

. P^tsl^Cfliiili^iQP« ig^ Kl., fdi Ipnoce^ fß.. expresaim (^mprobata sunt 
matrimopia int<»]r.prap|;orem et jqi,ptam^, -i^/babetur in cap. Cum Qau&a et piip, fln, 
4e rap^oribas Q(< ^ 17. ^. Q. et ^»)< Jf.^^. fpgplitts» M^ est m^ntio iUi^ä, disüp- 
4tiO]»|Stan wtpr p^r^aji^s^ po^pii^nti^tAeci.De? Sip lgitar.deiarecanpn|eovalQt 
matrimonium inter raptorem ^.iFaptf^mv Jip^t. de jure civili probi)>eaitur. £t ratio 
4i(reiC«nti4^<; e^t, vAula. jus .dvUe .ponsidi^ravit dictum fy^ptofU^ jps can^oi^um vero 
matirimm^ ^^^;a^ (il^<f«; ^ip . d. cap, .^ttip^ f^au^a, et ibi Anan^.jL 4. supejr 
gloss, ?., Oomt^ ii^Ljflpi^e ..^ $ipqn9al pt jnatj;ip^n.; i^ 2. Pa^ oy). 3. 5. ip 

VewMP WJaT.etsf cftnvepfj^ Ub^rmi ft^fßonii^ ut,rapta, si vellet, pos$^t 
contrabere matrimonium j^up raip|iQf)e^;tW^ e% ^üa p^rte pn>sj^ide7^um erat 1$^ 
l«r|0^' ^iiAJimi» 1%^ iqyita^ duip iq.;pptes(<^lie rapto];^ maneret, ,ei matrunofiio per 
ineMW ctpjatoeiuiiiiSavMm fQöfilwn pi^pyj^eirtisaime ,deja:eyit, ut potset ,qui4em 
in^ eo$,e^fUfrflfii\fnatf^ii(ßgni^^ «e4,^f)^ o/i^^ guof^ n rfikpU^ in IßcoJtUp et libvy 
€on^fi^uitß ,f^tor&i^ in. «»ntm hqlbere,cmi&w«^., Ita enim- eas cmr^ part^ r^cte 
pyaxidetur Jiiirtoiv ?7ia<rww»^ ulscUiqet .r?Pta l^^w^f^c^int^ahere, «i vM^ etinvita 
per metfun 9um,f(?^<^, ^» n^Z^^ ; p^m ßi^Up sunt, ,ai ,qi^l^ .actum gerat compulsu^, 
vel sciens. pos^cQippelU, 1. No Veline, IT. ^uod faL tut. aat&or.^); propter quafp 
rationem etiam an(e Coo^mp) aliqui Qoctqre^ sepeerui^t, mati;lmanium imer rap- 
torem et raf^tam. ^jt^qUiiin es$e,i..,s} .^CQntr^b^]:etUF, dpne^ permaneret in potestate 
raptoris, quemadmodum postea Concilium dispbsuit eofum. opijaione^s approbando; 
Doctores au^m, qi^j. ]^,si^o^jeri|pfy,T,ef^ruiitur.f Bm^, d. tit de raptu n. 18. Cum 
ergo Concilium ita decreverit propter omnimodam libertatem, quae in matrimonio 
reqtüiritur (cap. Gemma 29. de Sponsal.), patet, banc rationem militare, sive mulier 
rapiui eoneenseritf sive non^ quia ulroque casu tvhest probahile duMunif ne propter 
metwuj vel iüatum, vel qui tibi posset inferrif quoad cum raptore moratur, 
matrimonio consentiat. 

Denique banc opinionem conffrmai teifus d. cap. Cum causa (d. h. X. 5, 
17. C. 6.), quo manifeete probaiwr^ raptum eommitti etiam cum midiere vdente, dum 
requirit ad exciudendum raptum, ut ante de nuptiis actum sit; et ita non suflTtcit 
consensus puellae, nisi praecedat tractatus de matrimonio, ut ibi sentiunt oomtmu' 
näer Doctores, nt per Abbat., Änan, et Boss, supracitat. Et quamvis Olossa ibi in 
verb. dicatur scripserit, non eommitti raptum, ubi pueUa consensit, quod etiam 
tradlt Ärckidiacon, in can. Lex iila eftdem causa et quaestione (d. b. caus. 36« 
qu. 1. c. 2.), tarnen, ut non dlssideat cum textu doctrina Glossae, est intelligenda 
de consensu puellae, quem praecessit matrimonü tractatus, ut ibid. per Abbat,, 
Anan. et Boss. d. num. 6. 



1) Dig. 27. 6. fr. 7. §. 1. stellt nämlioh Ulpian. es reohtlioh gleloh, wenn Je« 
mand handelt: «oompiüsos, ant metu, ne compelleretur." 
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QdoA si objidatttr, Sacmm CondHüm mpt^fsse Rbertutem püeOt^,' ae mt- 
trimoniom nullttm decrevisse, si contrahator, donec est in pöteäUte rapt#ris, baiit 
amem' rationem cessare, si paella raptiü consenserit: 

Haie objection! fespondetar primo: QnoA eoruetitui pwäa» ad' fapHm 
praemmUut extorhu a f>iro de dolum }axta d. leg. üMcftm. Respondetur secand0, 
esse considerandam, qaod aliud ^t raphU eensenaref ei aliud wnBmOirt mMri- 
monio; et pfopterea ex oonsensa ad raptam ftoü Mehri eonseiisitm ad otalritDa- 
tkimn, atqoe Ita non cessare ratioiieiii Oondlii in ea^ qiAe ftisentitiir raptoi, «twi 
posnt postea diasenHre matrimonia. 

Itaqae videtur responden^m , 'mptorem fmtUerii vdmüi hieMi^ decreio 
Oön^Hia, sieatf in speeie etiam sensit No0ar. Ctmsil 2. ttfr. de Kapn>r. lib. 5., in 
banc seotentiam citans Sanetwn Tk&nuath, qaem ait dfsse receptum. Ei qaod die- 
tam est de matrimonio, at eonciHum t»mprehetidat ettim raptdrem maiieHs TOleii- 
tis, dicendam est etiam de poenis ob easdem ratiotfes. 

Haec autem omnia Ita sunt intelligendte^, cum vere ra^ihu ifttert^nü, ftd 
refwrit aliquam violtntiam, adeo Qt^raptas nmi tblldtar^, canH adest ticrientia ^ 
äbdacth) pei* consensum raofieHs; seiiüs, si'ifMIe^a lion iQtek^cedet«lt^ et' molier 
essec sui juris, id est neque in potestate parentum, neque tutoris, neque slidillaiil, 
neq«^ promissionlboff vel alüs artibiteeSset^^cta, ot^ bene'pet Mättard, De 
pi*obätionibas Vol. a. Conclus. 1253 in verb.Aapina n. Sa ' 

U. Decretutn. Die 24. Janaarti 1^8 bAbitk iesC Gbogfegatio ConelUi doiiii 
mti$t«48stmi Bomint Cardinalis Canrerlnensis, eoi IbterfKier^intlllastrissimiCiii^^aies 
Camerinen. Itfantep. Paravic. Aquavira, Mantic«, PaiBptilttas , Mentfs Regpal. Mäff^ 
qui amnes $ensenmtf Ckmcäium pröeedere etiam in mtdiere vvknief dtäin tarnen iU 
'^raptus jmtta temiirm jurü citfüis. Vhtt$ Cardfnalisr MbnÜs UegaH^ eaeMma/vU^ 
'ConeiHüm pröeedere qiioad mdlUatem mdtrinwnUf non autem qrwad poentu; sed Ce- 
teri bmnes piitarunt, Conciliom sibf vkidlearie toeam etiam qabäd poenas. 

in quorum fldem etc. J^omoe bac die 11. Jänaaffi 1671. > 

8. JrehüpUeopui Braneaacitu ßp} VkeHi, Beeretarku, 
Loco tSigilÜ. • ' 

Romae Ex Typographia Rev. Caifaerafe Apostoifcae» 1«71. 
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Rechtsquellen und Fechtsentscheidungen, 

nebst literariscben and sachlicben Erliaterangen. 

k. Ftkr die gesammte katboUscbe Kirche. 

1. Aus der päpstlichen Allocution vom 22. Juli 1861. 

Ueber die Lage der Kircbe. 

Der heilige Vater hat in dem geheimen Consistorium vom 22. Juli eine, 
wie es scheint ganz vortreffliche nnd entschiedene Ansprache an ^die Cardinäle gehal- 
ten, in welcher er sich Über die Lage der Kirche ausspricht. Leider ist dieselbe 
ans allerlei nach unserer Ansicht unzulässigen diplomatischen Rücksichten noch nieht 
veröffentlicht, und wir müssen uns desshalb auf den folgenden dürftigen Aussag ba^ 
schränken, welchen das „Qiomale di Boma* vom 24. Juli braehte : 

»Der heilige Vater sprar b dem heiligen CoUegiam seine ZafHedenbeit ikber die 
Haltung aas, welche das Episcopat beobachtet hat and stets beobachtet^ über die fin* 
heit des grössten 1 heiles des Kieras and so vieler Millionen Katkoliken, die sieb mntbig 
dem Irrtfaume widersetzen nnd sich In tausenderlei dem Weise heiligen StaUe 
ergeben zeigen. Dennoch konnte er nicht amhin, die Verirrungen eines Bisch ofs 
im Königreiche Neapel and nicht weniger Geistlichen dieser Provinzen zu 
beklagen; desgleichen die Aergernisse, welche eine namhafte Partei des 
Mailänder Klerus gegeben, and welche leider von einer Collegiatkirche 
des Herzogthams Modena nachgeahmt worden seien, and er beklagt enter 
Anderem auch die schlechten Schriften, an denen etliche ihres Standes unwürdige 
Geistliche mitwirken, sowohl hi Mailand, wo dieselben in einem kläglichen 
Blatte, das verkehrter Weise »H Conciiiatore» betitelt ist, abgedruckt wirden*), 



1) Es ist hier der Bischof von Ariane, Monsignore Caput 0, geündnt. Dst 
in Bom erscheinende „Osservatore Romano'* theilte in sdner Nummer von». (17% 
September 1861 einen Mahnbrief der Congregationdes Goncils an den Bi- 
schof mit. Die Ck>ngregation hi^t, wie es darin heisst, sich nicht auf die Gerüchte 
verlassen wollen , die ihr über das Verhalten des Bischofs zukamen , welcher anstatt 
auf die Stimme seines Hirtenamtes au hören und weltlichen und politischen Angele- 
genheiten so lange fern au bleiben, als nicht Gerechtigkeit und christliche Liebe ihn 
tum Einschreiten verpflichteten — sich der Invasionspartei angeschlossen habe. Der 
Mahnbrief ergeht auf Grund einer gedruckten Notiflcation vom 20. Decembe vorigen 
Jahrrs, worin der Bischof d«m Klerus seine Ernennung zum plemonte- 
Bischen Gross-Almosenier anzeigt. Mosignore Caputo wird aufgefordert, 
dieses Amt sofort niederzulegen , ohne Verzug in seine Diöcese zurückzukehren oder 
nach Rom zu kommen und das gegebene Aergemiss wieder gut zu machen. Das 
Document ist vom 28. Februar 1861 datirt und vom Cardinal Caterini, Präfec- 
ten der Congregation , unterzeichnet. (Nach den Köln. Bl. 1861 Nr. 225. H. Ausg.) 

2) Der „Conalliatore»* ist bald darauf, am 30. Juli 1861, »um letzten Male 
tnchimen. Der Heramgebtr dasselben hat erklärt, dem feierliehen UrtheUsq;»ruohe 
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wie in Florenz, wo ein rachloser Verein, der sieh Verein zum gegenseitigen 
Beistande nennt, von Seiten des Erzbischofs dieser Diöcese eine Verdammung auf 
sich geladen hat, die denn doch einige Früchte trug. Se. HeiligiiLeit hat «odann auf die 
Nachtheile hingewiesen, welche die Verwaisung so vieler Bisthümer in Ita- 
lien nach sich ziehe, sowie auf den Umstand, dass man diese Erledigung der bischöf- 
lichen Stühle benatze, um den heilsamen Einfluss der Geistlichkeit auf die Hebung der 
Sittlichlieit der Völker zu schmälern und sich der Kirchengüter zu bemächtigen. Se. Hei- 
ligkeit wies sodann darauf hin, dass die pomphaften Zusagen der Feinde des Ppastthums, 
welche die Kirche und das Haupt derselbenz u schützen vorgeben, einen grauenvollen 
Contrast zu der Ueberschwemmung mit gottlosen Büchern und zu der Verfolgung der 
Diener Gottes bilden, welche letztere von den Gesetzen befielen wird, während jene 
gottlosen Bücher von denselben Gesetzen geschützt werden, welche von den Ver- 
fassern jener verruchten Schriften zu :hren Gunsten angerufen werden. Der Papst 
hat angekündigt, dass er dem Vertreter Frankreichs beim heiligen Stuhle erklärt 
habe, wie er , obwohl er seine vollkommene Dankbarkeit für die ihm von der hoch- 
herzigen Armee dieser Nation in Rom geleistete feste Stütze kund gebe, doch 
den Missbrauch nicht stillschweigend übergehen könne, den die 
Feinde der Ordnung bereits machen und fortwährend machen 
werden mit dem Schritte der Anerkennung des vorgeblichen 
Königs von Italien, einemSchritte, der dem Herzen seiner Heiligkeit euie 
sdimerzlii^e Ueberrasehung verursacht. Se. Heiligkeit hat die Anrede mit einer 
fimahnung an alle Anwesenden gesohlossen, sich der göitlichen Vorsehung zu 
befehlen, die väterlich Alles lenkt, und den Rath hinzugefägt, mit der grössten 
Mbrimst fortzufahren hi Gebeten, damit nach den Tagen des Gerichtes die lag^ 
der Barmherzigkeit beschleunigt werden.« 

2. üeber die Allocution des heiligen Vaters Vom 

17. September 1861. 

Dai Verhftltnias der Kirche gegenüber den Revoilution&ren 

betreffend. 
(Nach 4en Köhuachen Blättem 1861 Nr. 210.) 

Bei Gelegenheit der Heiligsprechung von sieb^undzwanzig Missionären ans 
dem Franziscanerorden , die 1597 in Japan den Märtyrertodl erlitten haben, 
hielt deir beilige Vater eine Allocution, in welcher wieder darauf hin^g^ewiesen 
wurde, wie unmöglich es sei, dass der heilige Stuhl mit »gottlosen Feinden* 
einen Vergleich schliesse, und wie sehr diejenigen im Irrthum seien, die Solches 
für möglich hielten. Diese Allocution ist gleich <ler im geheimen Consistorium 
vom 22. Juli 1861 nicht gedruckt worden. 

(In der AUooution vom 23. Decembcr 1861 kündigte der heilige Vater die C«- 
nonisation von dreiundzwanzig Franziscanern an, die in Japan den Glaubenstod erlit- 
ten haben, und dass er zu dieser Feierlichkeit die Bischöfe der katiioUschen Welt um 
sich yersammeln woUe.) 

3. üeber die Ansprache des heiligen Vaters vom 

19. September 1861. 
Die Civilehen betreffend. 
Wir entnehmen einer Correspondenz der Kölnischen Blätter 1861 



des Kirchenobdrfaauptes müsse ein katholischer Priester «ioh .unterwerfen^ Das 31att 
liatte indessen nur 400 Abonnenten^ und wäre, wie dem Pariaar |,MoBde<* Ma.TttriB 
geschrieben wntde, auch ohne die vom heiligen Vater erthf»^te. C^osur eiogegaogen. 



Hr. 224. ais Rom vo» 21, September 1861 Fdlgendet 1U>er die A»i|ir«€he, welelK 
der beülge Vater an 10. September bei der Einsegnung des Entberiofps 
Karl von Toslcana mit der Prinzessin Ma|ria Immacolata von-'Uet- 
pel gebalten bat 

Der beilige Vater bob den Cbaraliter der Ebe als eines Sakramentes her- 
vor, und bedauerte, dass es in der Welt Viele gebe, welcbe sictt mit einer 
rein natOflichen Verbindung oder mit eineih rein bürgerlichrt 
Vertrage begnfigtenOi Sodann äusserte er, die Jetzt geschlossene Verbindung, 
die ieine wahrhaft christliche sein werde, sei in einem Lande und zu einer 
Zeit vorbereitet worden, wo die Grundsätze des Rechtes und delr 
Gerechtigkeit gewisser Massen verschwunden seien, aber er 
hoffe, dass mit dem Segen Gottes die Neuvermählten bald'Wieder 
in ihr Land zurückkehren würden. Wenn Gott sie augenblichlicii 
au3 demselben entfernt habe, so sei das geschehen^ damit 'sie Ih 
der Zurückgezogenheit, fern von den Freuden det» Welt und fiii 
Prüfungsstande lebend, für ih>e Aufgäbe sich stärken und, zti 
ihren Völkern zurückgekehrt, ihre Macht Izur^rbssefen'Ehr^ 
Gottes, für die Freiheit Seiner Kirche und für das Glück ihrer 
Tinte rthaneh ausüben sollten. Zum]Sch1üsse ertheilte der heilige Vatet 
den Neuvermählten, sowie der ganzen königlichen Familie den Segen. * 

4. ' Sanctiseüni Domini noatri Pii IX, divma providenüa Päpae IX, 

Allo Cttt i 

hMta in eonsuftorio secreto die XXX. Septembris MDCCCLTCt* ' 
Inhalt: 1) Anklage gegen die piemontesiscbe Regierung und 
die Verschwörer, wegen der Gefangennahme nnd Vertreibung der Bischöfe, Midshand- 
lüng der Ordens- uhd Weltpriester, Baubes der KirchengQter , GrQndung ste&lecht^r 
Sehtikn , Verbreitung uni^ttlioker Schriften , Bedrohung der' Freiheit' vitA des iSlgen- 
Ihunia.der Einzelnen; 3) Di« Grausamkeiten und Ungereölitigkeitdii gitgen »dM Ktelg- 
rekli Neapel, UnmögUchkeit, dass der Papst auf die Ford0zwigML<deBBeYOÜiitlon.;ei«- 
gehe; 3) Verfolgungen der Kirche in Mezipo und 4) in. Keugras^üdfii 5) V orlbreffliolie 
Haltung der Bischöfe. Italiens und df r ganaen katholischen Welt und der Pi^estex ui)d 

1) Papst Benedict XIV. in der an die Katholiken Hollands gerich'teten äulle : 
„Redditae sunt nobis^ erlaubt nur dann die Schliessung einer sogenannten obli- 
gitorischenCivilehe, wenn sie roü den Brautleuten als ein rein bürgerlicher 
Act angersehen und nur nothgedrungen in der* Absicht Torgenoiomien wird , u^ sur 
wivklidien Ehe an gelangen. Papst Pias ££. hat sich In einem Schreiben" vtfkn 
Jaihre 1858 an den König ron Sardinien sohon »usfUhrlioh«geig*fl- die 
CiTilehe aiuig^sprpabeii. Esheisst darin: «Ein . hürgerliohes .G«setK^ wvleheafUr 
Katholiken das Sakrameat als vom Eheopntract trennbar voritossetaend^ 4|ei Gilfigkf it 
desselben regeln wiU| widerfprld^t der Lehre der Kirche , nsurpirt JUxre. onvej^äufs^- 
liehen Rechte und stellt in der.Ptazis das Concubinat und das Ehesakrament ^f 
eine Linie , indem es beide als gleich legitim sanctionirt . . . Die bürgerliche Gewtdt 
möge die bürgerlichen Wirkungen der Ehe bestimmen , aber die Kirche die Giltig- 
keit der Ehe selbst unter Christen regeln lassen. Möge das hurgerliche besetz ' Sie 
Giltigkeit oder UngÜtigkeit der Ehe , wie die Kirche sie bestimmt i tum Atisgangs- 
punkte nehmen und von di^er Thatsache, die sie nicht setzen kaniil<(däs li^ ausser- 
halb ihrer Sphäre) ausgehend^ die bürgerlidhen Wiricuagen derselbM« regebi,*- 'Itttm 
TgU d«a sehr belehrenden Artikel Ul>«r die Oivilehe tot ^en Köln.! Bk il801.B^ 
zu Kr. 884., und die Ordinariatserlasse im Ar chiv Bd. VL S.85n Anm,, fL8ftl.f..<ttd 
den Sohlnss (§. 18.) der Abhandlung von JSchurer im Archiv- VII« 8. 39 ff; 

8* 



116 Mpstlkli« Anoaithm vm M. September IMl. 

C^ttnMs^ MUtoU in IüOImi, wfo in der guseii CItfirteiiheü; <) die Tre» vAd Etg«- 
bMlMÜ .dM i^miiehen Volkes f 7) Annfimg der Fttrbitte der «nbeaeokteB Jungfruii 



Veneraifaes Fratreil 
(1) Meminit unasquisqae vestram, Yeoerabiles Fratres, quanto animi Nostri 
dolore iii boc amplissimo vestro consessu saepisslme lamentaü simos gravissima 
et nunqoa^i satis d^ploranda damna catholicae Ecdesiae, huic Apostolicae Sedii, 
Kobisque cum maximo ipsius civilis societaiis detrimento iilata a Subaipvno Quber- 
nio^ atqae a fUnestissimae rebellionis aüctoribus et fautoribus in miseris praeser- 
tim Italiae regionibas, quas idem Guberniam iojaste aeqae ac violenter osarpavit 
Inline v^ro inter alia innumera et semper graviora valnera sanctissimae nestrae 
reügiODi ab ipso Gubernio, et nelariae conspirationis bomiuibus iadesioenter in- 
.flicta doie^e cogipiur , Diiectum f ilium Nostrom clarissimum vestrum Coliegam, ac 
viffikmtiitmwn Neapolitanae JScclesiae Arckiepucopum pietate ae virtute eonspi^ 
euum, quem bic praesentem intuemini, militari manufuisse comprehmmm, et-a 
proprio gr^e cum ingenti bonorum ommum luciu avtUsum, Omnes auteffl norunt 
qn^modo.ejusdem Gobernii. et rebellionis satellites omni dolo et falla^ia pleni, a^ 
que abominabiles facti ia viis sui^ veterum l^aereticorum molitiones et forores re- 
m>vaiites, et contra sacra omnia debacciiantes, Dei {Ecclesiam, si fieri anqitam 
posset, fonüitus evertere, et catbolicam religionem, ejusqae salutarem doctrinam 
er (HMiiam anbnis rad&citus extirpare, et pravas qaasqoe copiditates exdtare et 
inflammare connitantur. Hinc, omnibus divinis bumanisqae proculcatis juribus, et 
ecdesiast^eis censaris omnino spretis, üacrorum Antistites audacius in dies a pro- 
pres Dioecesibus expulsi, atque etiam in caicerem missi, et quamplorlmi fideles 
popoli suis orbati pastoribus, et utriusque Cleri vir! miserandum ia modum 4ive- 
lati, opinibi]sqae injuriis exagitati, et Religiosae Familiae extinctae, earomque 
3odaies e $uis Co^obiis ejecti, ad reram omnittm hiopiam redacti, et Virgiaes 
Deo.Sacrae paaem emendicare coactae, et religirfsissiiiia DeiTempte spoftiäta, pol- 
lola, et in iatronom speluncas cenversa, et sacra bona dlrepta, et ecclesiastieB 
pot«sta9, ac jurisdietlo vioiKta, asurpata, et £cclesiae leges despectae et conctii- 
eata^. Hhic pubiicae depravatarum doctrinanim scbolae constitatae, et pestlfer 
Ubelii et epfaemerides e tenebris emissae, ac late per omnia loca immanibus bt^us 
scelestae coojarationis sumptibus dissipatae. Quibus perniciosissimis et abominandis 
scriptis sanctissima fides, religio, pietas, bonestas, padicitia, pudot, omnisque vir- 
tos oppugnatur, acvera et inconcussa aete;raae naturalisque legis, ac publlci, 
..privat^que juris principia, praecepta evertuxttur, et legitima cqjusque libertas, pro- 
prietas lB4»etitar, >ac domesticae cujusque familiae et civilis societatis Amdaiiienta 
labefdctantur, omniumque bonorum fam« falsis criminatienibus , maitmisque lace- 
ratur cbnilcüs, et effrenis vivendi, et qcädlibet aodendf licentia, omniumque vitfo« 
rum et erroromi impunitas majorem in modum fovetur, propagatur ac promovetui-. 
' Nemo vero non vid^t quam luctuosa ömnium caramitatom, scelcrum, et exitiorum 
series ex' boc tanto impläe rebellionis incendio in miseram praeter tim' Italiam re- 
, dundaverit, Etenim, u( Pröpbetae verbis utamur, „maledictum, et mendaciufß^ et 
homicidUm, et jutwrum^ et adu^erium inundavenmt^ et icmgvM saniiguiriem tetipit^t) 
. (Ji) ÜQrr^t quidem reiugltque dolore animus, et commemorare reformidat, 
,|iara in NeapiditauM Befffno oppida bu^nsa et solo aeqaata, et innomerabües 
:pn»pe, bitegeriimosque Sa^erdotes ReUgiososque -viros; cqfDsqaeftetatl», 8«ixuä et 
' <ii 'i \t'i • I II - ' ' .. 

1) Oaeaa eapv i. ▼. 8. 
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eonditioiils dres« «e vel ipses aegrotantes indic^issimis coDtninellis nttettps^ et, 
indicta edam causa, aut in carcerem delmsos, aut cradelissime ne<?atos. Ef^quia 
non ac^blssiioo eooficiatur moerore videns, a ftirentibas rel^elUpnls Äombiiliiiä 
nnllam saeri» Mkiistris, naUam Spiscopali, et CapdinalUiae dlguUati, ii|i1Um Ncibjisj 
ei haic Apostolicae.Sedi, noUam sacris templis et rebus, nullam jnstitiae, .imliaqi 
huBiasitati reverentian baberi, sed omnia exddiia et vastationibos compleri? Hae^ 
rnttem »b iis pairantar, qai mioime erubescunt samma impodentia asserere, se 
feile Ecelesiae libertatem dare, et moralem sensosi Italiae restituere. Neqo^ HU^ 
padet a Romano Pontifice postulara, at injustis. eomm.desideriis annaere ve% 
ne oajora in Eccleslam darana redondent. 

Atque illad quoqne vel maxime doleodam, Yene^abiles Fratres,, qood noih 
naUi ex «troqne Clero in ItaMa viri eccieslastica etiam dignitate omat) tarn ifünesto 
aberrationis et rebellionis spiritu. misere abrepti, ac propriae vocationis et ofQdi 
•mnino obliti a veritatis tramite declinaverint, et pravis impioruro borotnnm coa- 
sfiiis faventes^ «am in^edibili Ibonorum oomiom luetu facti sint lapis offensiönis 
et petra scandalL >,,..• 

(3) Ad baee aotem, qaae deploramos mala illad etiam pe^olestnm accedlt, 
4iood band ita pridem in Mexipana ditione ejosdem generis bomines simili epntra 
catboUeam £celeaiam odio incensi non extimoerunt injqoissimas leges e]Qsdero Ec- 
ctesiae potestati, juribus» doctrinae plane adversas promulgare, ecclesiastiea bona 
praedari, sacras aedes spoliare, in eeelesiasticos religiososqne vires saevire, Vlr- 
ginesQeo devotas divexare, ^scopos variis oppressos injarlis a suis greglbns distra- 
äere, et in. exiüam pellere, qui fere omnes in bane almam urbem Nostram venerapt, et 
Bm leri Nobw solatio foere propter egregifis vlrta^es, quibos tantopere praestant. 
.(i) Neg]^ id satis,.nam in all^ Amerieae parte, scilicet in Neogranatend 
ditioBe recentissimia bisce.diebos reruiQ civilium perturbatores supreipa auctpritate 
potiti infandam prptalere decFetam|, quo eeclesiastica potestiis. suam auctoritatjem 
exereer^f probibetur absque di^^is gubernii venia et assensu, et indytaie Speietatis 
Jesu ßodales de re cbristiana et civili optime meritos exturbarunt , atque tosuper 
Nostrum, Sanctaeqne bujos Sedis Delegatum a ditionis finibus trlduo abire coegerun 
(5) Enimvero in bac tanta tamque tristi omnium divinarum bumanaruniqji^e 
r^rum perturbatione vel facile inteUtgitis , Yenerabiies Fratres, qaanta ajfnictej(Qiir 
.amaritudine. In niaxirois vero cqris, et angustüs, quas sine peculiari Pei j^uxi^lo 
fenre nollo modo possemos, summae certe consolationi Nobis est exip^a yene^A- 
Ulium Fr^M^m tum Italiae, tum uniViersi eatbolici orbis Sacrorum Antistitum' re- 
4ig>o, virtas ac fortitudo. Namque üdem Venerabiles Fratres arctisslnu^ fidel, c^- 
ritati« et observantiae vinculo Nobis, et buic Petri CaOiedrae nUrifijee. obstricti, 
nullisque periculis deterriti, cum immortali sui nomlnis.et ordlnis laude proprium 
ministerium implentes non desinunt tum voce, tum sapientissimls scriptis Bei, Ejus- 
que'Sanctae Eeclesiae, et bujns Apostolicae Sedis oauäam, Jura, doctrinai9o;;et ja- 
atitiae alquebumanHatls rationes impav^de defendere, proprU<;pe;greg;is| ^qjcoluii^- 
tati dili^enter consulere, ac falsas et erroneas injmicorum bominum ^octriidas re- 
feilere, et impiis illorum conatibus viriliter constanl^rque obsistere. Nee mlnori 
qnidem jucunditate perfbndimnr,'cum videamus qüot splendidis sane modis eeele- 
siastici tum cnjusque ItaUeae regiimisr, tum totins ebristiant orbi&. yfAn tji fldeles 
populi illnstria suorum Antistitum yestigia sectantes singulare;pi sanm erga Nos, et 
banc Apostolicam Sedem amorem, yenerationemque, et egreginm in sanetissima no- 
stra religion^ profitenda ac tdtaiida Studium magis fn dies obtendere ac ^clarare 
glorientor. Cum autem iideta Venerabiles Fratrer, eornmque Cleros etUddeü 
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pDopaU 'snnmopere doleant, Nos fere omni «Itffl Nostro, et hi^us Sanetae Sedis 
t)rineipatQ spoltatos In an^stis rebos versari, iddreo nibU sibi gratios; nibil glo- 
HOsfäs,' nfihfl rdigloslas esse etisttmant, quam m piis, ae ^pontaneis sais iainri* 
ttonfbus grirvfesfiiias Nostf as, et bajos Sanetae Seilid omni studio amantisstme sib^ 
levent angtis(fa9. Qaodrca dam In bumititate cordis Nostii maximal Deo Mtios 
iKdniMla(;jonis agimas gratias, qoi tarn insigni Eplscoporam ^ popolonim fldeNam 
pietate ac largitate acerbissimas Nostras molestias, et aenunttas lenire« aohori 
ae sastentare dignatnr, gradssim! animi Nostrf sensos efsdem Epfscopis popalisqoe 
fidellbai fteitrm palam pnbliceque testari et eonffrmare laetamnr, qttanddqaidain 
eorum dumtaxat ope auxilioqae maximis et fn dies erescentibos Nostris, et buiv 
Sahetae Sedis Indigentiis occurrere possumus. 

6) Atqne bic, Yenerabiles Fratres, silentio praeteiire non possnniB assi* 
dtias Impensi amoris, flrmissfmae fidefitatis, devotissimf obsequii, et moftillcat 
Ijlberalitatis signlflcationes , qnibüs Roitianos bic Popnlns ostendere et probart 
^det ac gestit, nlbil sibi potiiirs esse qiiänk' ut Nobis et baie Apo^olieae Sedi, it 
legitimo Nostro, ejusdemqne Sedis civili imperio constantissime adbaereat/onmes* 
que nefarios pertarbatomm et insidiantlam bominom motns conatasque repellat, 
et ex anlmo adversetnr ac detestetnr. Yos ipsi, Yenerabiles Fratre^, locnpletis«' 
simi testes estis, qaibus sinceris, pnblfcis ac luenlentissiinis dedaratioiHbils idem 
Itomanüs t^opnlas Nobis carissimns bujusmodi egregios avitae saäe fldei sekisiis 
amplissimis landibus omnino dlgnos, profiteri et ia medinm profere nmi taUeroiittat; 

(7) Jam vero cum divinum proinfssum babeamos, jCbristam Domibam nsqiie 
ad consummationem saecnli cum £crlesia sna futurum; et inferi portas conira eaii 
.hunquam esse praevalituras , certi sumos, divinis suis promisBis non 'deflitaraBi 
lieum, qui fadens mirabüia ostendet aiiquando tantam tempestatem non ad £c- 
desiae navem demergendam, sed ad eain altius attoHendam fbiss« excHatattii 
Interim non desistamus, Yenerabiles Frah^es, poteniissimum imma^lätaii, sanctis- 
simaeque Bei Genitrids Yirginis Mariae patrodnlom eMxe, et assidve impidrare, 
ac ferventissimis precibus dies noctesque ipsum clementissimum Deum, ei4tts( niltdrii 
bonitas, cujus voiuntas potentia, eujus opus misericordia est, orare et obtestari, 
nt velit cito abbreviare dies tentationis, et cbristlanae civiliqoe reipubiieae tarn 
Vebementer afflictae auxiliariam suam porrigere dexteram, utque ditinae suae 
' ^atiae et misericordiae divitias super omnes propitfus effündens, omneä Ecdesiae, 
et bujus Sai^ctae Sedis bo<^es convertat, et ad justitiae semUas redücat, at<)ne 
omnipotehtl sui virtute efQdat, ut, omnibus depulsis enroribus, omnibosque de 
medio sublätis impietatibus, sanctissimÄ sua religio, qua temporafis quoqne popalo- 
rum felicita^ et tranqnillitas yel maxime continetur, ubique terranim magis fn 
dies vigeat|floreat ac dominetur. 

5. Zwei £n-tgch«idangen der Congregatio ConciUi über 
das kirchliche Yerfahreii gegen Pfarrer, welch« leicht^ 
;9innig Schulden machen und sogar das Vermögender 
. , Kirche angr^ifen^, 

(Dnr^* gütige Ifitthellaiig des biBchÖflkSMn Ordinwiates su Linbiirg.) 

a) S, C, C<mgregatio Concüü d, 31. MartU 1860. 

., , Kpißcopua Limburgensis exponit: »quod in Dioecesi sua Parochus est, qui 

Jleeli.aui» olficii soi parti)>us non desit^ magna lamen animi levitatetantumaes 

ai ienum contraxit bucusque atque contrabere pergit, ut sententia Judids saecularis 
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tertia reditanm ipsius pars a eredltoribos jam oeeapetur« quo fit ot tarn parochiani 
sul, quam extefi qoibus pecuniam debet scandalizentar, et hi Ipsias persona ml- 
nime sistendo tbtom Clerlcoram statum conviciis suis consActentor. Aecedit qaod 
in aere alieno faciendo eo Jam sit progressos, ut non medioerem peconiae summam 
e fabrica Ecciesiae parochialls desumptam in saos asos converteriC, ea atique in- 
tentione, ut deinceps restitneret sed eo etiam periculo, ne postea restituendo 
Sit impar. 

Jam vero cum saepe serioqne monitus iste Paroehns hactenus non rerf- 
jmerit, nee juxta indolem ipsius spes sit fore ut resipiscat in posterum , propter 
egestatem autem ipsius poena pecunlaria multari non possit, neque sperandum 
Sit, poenas Ecciesiasticas privatione Beneficii minores ad meliorem A*ugem enm 
esse reducturasy Episcopus Orator humillime petit responsum dari sequenti quae- 
stioni. Aq ad dictum Parochum, si, qnod Orator tenet, non emendetur, propter 
memoratam proilisionem ipsius» aliosque huic forte similes Beneficiatos applicare 
quod S. Conc. Tridentinum Sest, 21. eap. 6. de reform, deiisqui torpiter et scan- 
dalose vivont, constituit, indeque in eos beneficii privatio statu! possit? Sin minas 
quibus aliis juris remediis, scandalis, quae tales Paroebi vel Benefiefati sua culpa 
obaerati publice praebent, ac periculo ex parte illorum imminent! ab Episeopo 
Sit occurrendo? 

Poenam privationis beneficii irrogandam in casu suaderent fortasse Tri- 
dentini verba in cit. capite, ubi Clericos scandaiose viventes et in scandalo post 
monitiones perseverantes posse per Episcopum beneficio privari edicitur; et Paro- 
cbum de quo agitur revera prodigalitate suo aliis scandalo esse Episcopus testa- 
tus Idque eo vel magis si perpendetur aliam nullam poenam privatione benefidi 
minorem ad Parochi emendationem efQcacem existimari. 

Sed e contra gravissimam hanc poenam neque Jure SS. Canonum, neque ex 
Concilii Tridentini sanctione ad expositae culpae coercitionem merito infligi posse 
videretur. Canones enim Clericos apostatas, bomicidas, aliisque gravioris notäe 
criminibus reos privatione beneficii punieudos decernunt, minime vero alieno aere 
obaeratos. Tridentina vero Synodus in cit. loco de clericis concubinariis et libi- 
dinis vitio inquinatis loquitur qui nempe turpiter et scandaiose vivunt, seu se iia- 
bent verba a Conciliö adhibitä , Juxta communem D. D. sententiam ; PicUer, eap, 2. 
dß eohahit. derie. et mulier. 

Nee plane efflcax opposita poena videretur; quin imo Parochus hie bene- 
ficio privatus adeoque ad egestatem redactus, aere alieno magis magisqne grava- 
bitur, vel mendicato victitare, mogno cum ordinis clericalis dedecore profecto 
cogetur. 

Ceterum ad occurrendum magis ex nimia istius Parochi profüsione exortis, 
et ad majora fabricae ecciesiae damna praecavenda, cum non spes sit fore ut 
levioris momenti ac disciplinaribus poenis muUatus respiscat, videant E. E. V. V., 
an expediat eidem potius bonorum ecciesiae ac beneficii parochialls administra- 
tionem interdicere; hoc Juris remedium, quod m prodigos adhibendum dictat lex 
civilis justa de causa adhiberetur, In casu quoad Parochum, qui prodigornm more 
neque modum neque finem in contrahendis nominibus agnoscit administratori vero 
ac Episeopo deputandi committi posset, ut reditus, qui subductis necessariis ad 
decentem Parochi exhibitionem supererint, in distrahendis poroinibus et in Eccie- 
siae fabrica redintegranda rependeret, 

Quare etc. ' 
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&) 8. 0. ChneOU d. 26. Jamiorü 1861. 

IB Cong;regatione babita die 31. Martii anni mox elapsi 1860. actam fUit 
nomine ^iscopi Limburgensis de boc supplici libello, qaem excepit responsam 
buJQSmodi: ^Non esse locum jMrivaHani beneficii, sed potms deputationi eedesiagtici 
viri adminiatratoris tuper honis tarn paroeciae qtuxm fahricaef qui^ siibdueiia neees^ 
Boriis ad decerUem Parocht exkibiHonem^ mper extantes redüus eroget in dimU' 
donem aeri^ alieni,*^ 

Non sibi tarnen buic rescripto acquiescendam duxit Episcopus, qui ea propter 
jiQVis datis Literis , quas hie refero , nonnulla ulterius EE. VV. judicio sabjicienda 
jprpponit. Haec ipse babet »Qaum debitas pro responso sab die 31. Martii mox 
elapsi a S. Congregatione Cardinalium ConcUii Tridentini Interpretum mlbi dato 
ad qnaestionem: »an ad parochum aere alieno gravalum, quod et in dies magno 
fideliam scandalu augere temere pergit, quin ullam praebeat spem, fore ut emen- 
detor» appiicari qaod S. Concilium Tridentinam sess. 21. cap, 6. de reform, de 
iis qai turpiter et scandaJose vivunt, constituit, proindeque in eum beneflcii pri- 
Vatio statui possit? Sin autem mimis, quibus aliis juris remediis, scandalis, quafe 
ejusmodi parochi vel beneficiati sua culpa obaerati publice praebent, ac periculo 
ex parte illorum imminenti ab Episcopo sit occurrendum?« gratias peiago, liceät 
mi^ animadvertere , laudato S. Congregationis responso difßcoltates, quas dicti 
Parocbi in alieno aere contrahendo levltas mihi parat, nulio modo tolU. 

»Non enim tarn de modo, quo bona parochiae ipsius et fabricae admini- 
stranda, aut quo quae creditoribus debet, iisdem tandem sint persolvenda, quam 
'lite. magno scandalo agitur, quod ilie parochus in parochia et in tota circum vl- 
cinia Catholicis aeque ac Acatbolicis praebet. Licet turpiter eo in sensu, quo 
Clerici concubinarii et libidinis vitio inquinati, non vivat, modus tarnen ipsius 
agendi apud parochianos yerbis ejus et ädhortationibus vim omnem et elfectum 
adimit, ipsumque et totum ministerium ejus despectui exponlt, atque ansam prae« 
bet, ut multimodis omnis Clericorum status conviciis perstringatur acerrimis. 

»Malum, cujus causa iste est Sacerdos, in dies crescit, et ni eidem fortitc!)r 
resistatur, brevi totam paroeciam corrodet, ac existimationem, sine qua onmis, 
quam peragit functio non in irrlium tantum cadet., sed et parochianis maxime 
erit perniciosa, subdutiet penitus atque subvertet. 

. j>Quae cum ita sint, llceat mihi iterum proponere quaestionem, quibus aliis 
juris remediis, scandalis quae tales parochi vel beneficiati sua culpa obaerati pu- 
blice praebent, ac evidenti quod ex parte illorum saluti Fidelium imminet periculp 
ab Episcopo sit occurendum?« 

Quatenus deputatio administratoris sufficiens fore remedium non vldeatur 
in praesenti specie, sed ratione scandali aliqua ulteiior provisio decernenda sit, 
nihil. plane prohibere videretur, quominus Episcopus ad juris tramites contra hu- 
jusmodi parochos vel Beneficiatos procedere valeat, scilicet, monitionibus in irritum 
cessis, ad suspensionem, vel etiam ad remotionem a paroeciä, ac tandem ad be- 
neflcii prlvationem. Quando enim Parochi agendi ratio ea sit, qaae non in aedi- 
ficationem, sed m Ecclesiae destructionem, et chilstifidelium scandalum convertatur, 
ita ut nullum ex ministerio suo ft'uctum capere amplius possit, boni publici, quod 
privato semper praeferri debet, ratio exigit, ut de alio pastore populus provideatur, 
ac parochus contumax suae culpae poenas liceat; quod propositione servata ac 
juxta varias temporum ac locorum eircumstantias de aliis quoque beneficiatis censen- 
dum videtur ob scandalum quod in populo praebent et dedecus quod ecdeslastico 
coetui saa culpa infernnt. 
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Sed quid consUti cipieBdam sit in tbemate prae saa spectata pradentia 
deceraeni ES. ¥V« 
Qaare etc. 

B. Nr eiuelna LiBder, ProtttMi, D|6ceM||i 

1. Erlass det Mtulaterloms des Innern vem 10. Mai IMl and erx- 

biacböfliebe Kandmaebang Ton 4. Jali 1861. 

Die klreblleben Bauten betreffend. 
(Ana dem laadgeblatt für die Endiöcef e Freibivg 1861. Nr. 13.) 

Wir bringen den enblschOflicben PfarrSmtem nachstehende in Nr. lY. des 
Grossb* Bad. Central Verordnungsblattes vom 18. Mai enthaltene Verordnung del 
Grossh. Ministeriums des Innern vom 10. Mai d. J. zar Kenntniss: 

»Bei der ftOheren Rechtsordnung der kirchlichen VerhSItnisse war es be- 
gründet, dass die Grossta. StaatsverviraltungsbebOrden die Frage über die Notb- 
wendigkeit und den Umfang der Herstellung oder der Erweiterung eines kircb- 
Bcben Gebftudes (einer Kirche oder eines Pfarrhauses) von Amtswegen zur 
Erörterung zogen und eine Entscbliessung hierüber trafen. Dieses Verfahren ist 
mit der den beiden Landeskirchen nach S* 7. des Gesetzes vom 9. October ?. J. 
(Regierungsblatt Nn 41. [Archiv Bd. VI. S. 1S3.]) eingeräumten rechtlichen 
Stellung, womaeb dieselben ihre Angelegenheiten selbststAndig verwalten, nicht 
mehr vereinbariich. Die Grossh. Staatsverwaltungsstellen werden daher ange- 
wiesen, In Zukunft tkber Fragen vorbezelcbneter Art nur dann zu verhandeln 
und zu erkennen, wen? sie yon den kirchlich Betheiligten wegen Wider- 
spruch der Baupflichtigen hierum angegangen werden. RQcksichtlich der bau- 
polizeilichen Genehmigung der genannten Baulichkeiten verbleiben die bestehenden 
allgemeinen Bestimmungen massgebend.« 

Hiernach wurde «e Verordnung vom 21. Juni 1850 (Regierungsblatt Nr. XXXL 
S. 230.) modificirt and steht die Entscheidung Qber die Nothwendigkeit und den 
Umfang von Kirchen-, Pfkrr-, Caplanei- und Messnerhansbauten Uns zu, vorbe- 
haltlich der banpolizeilieben Genehmigung dieser Baulichkeiten. Wir weisen dess- 
halb die erzbischdflichen PfarrAmter an, darauf zu sehen, dass kleinere Repara- 
turen stets sofort bewirkt werden, den Banpflichtigen von entstandenen Be- 
schftdigungen sofort Kenntniss gegeben, dass femer bei Reparaturen, die einen 
Kostenaufwand von mehr als 50 fi. verursachen, und immer, wenn es sich um 
Neubauten, sowie um Restauration von Gemfilden, von historisch merkvi^rdigen 
Denkmälern, Ktinstgegenstinden handelt, von dnem Sachverständigen ein Plan 
und Ueberscblag gefertigt und uns zur Entscbliessung vorgelegt werde. 
Freibnrg, den 4. Juli 1861. 

ErzbiscbOfliches Ordinariat. 

2. Erlass des Ministeriums des Inn<brn vom 21 Juli 1861 und erz- 

bischOfliche Kundmachung vom 12. September 1861. 
Den dienadidien Verkehr der Grossberzoglichen Behörden mit den Pfarrftmtera 

betreffend. 
(Ana dem Anseigeblatt für die ErsdiSoesa Freibnrg 1861. Nr. 17.) 

Whr brhigen dem hochwOrdigen Kleros der ErzdiOcese nachstehenden in 
«bfgem Betreffe ergangenen Erlass des Grossberzoglichen Ministeriums des Innern 
t«m tSL Joll d. J. zur Kenatidsa: 
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Hn sMüidleb« Oro^b^itoglfeb« OberSiiiter: Wir htiHm wibripeiibinmen, 
dass von Seiten der Bezirksverwaltungsbebörden in dem dienstli^-henf' Verkettr tnH 
den PfarrSmtern bie und da nicbt die angemessene Form beobaebfet wird, indem 
die letztern als den Aemter^ oniter^fordnete BebOrdep „bebAodeU und in Verbin- 
dung mit den Ortsvorgesetzten mit Saumsalstrafen bedrobt werden. Wir seben 
uns bierdurcb veranlasst, den (Sros^erzoglitben Aemtern die bestebende Vor- 
scbriff, worha^b ät^dfehsCHdi^n» Verfügtingen nn die PftiitMter ivicbt in befeti- 
lender, sondern stetis ^'n^ bl^ flieh er ers» ob end<er •Föi'm abzufassen sind 
(Art. 2. des 12. Org. Edii^tsvom 2. litis tSOSvdiflaseitige. Verordnung vom 4 Mftrz 
1828 Nr.:229a>. mit dorn AnfBgen in Erkmedrunig :m bcbigaA, d«s& insbesondere 
die Bezeicbnun^ der Pfarrämter als 9geistlicb<?'0^t^vorjg;esetz^e^,c als 4er Jetzigen 
Stellung der Kirchen und kircblicben Behörden im Staate i^icbt entsprechend, zu 
vermeiden, sowie eine Bedrohung der Pfarrer^ soweit dieselben nicht lediglich 
als bürgerliche Standesbeamten erscheinen — mit Saumsalstrafen .unstatthaft ist!« 
. iugleicb weisen wir andurcb (im Einverständniss.e mit Girossh. Ministerium 
des binern) die Pfarrämter an, sich fortan in ihrer Correspondenz mit den Grossb. 
Behörden nicht des Prädikats: »Grossherzogücbes Pfarramt« (Curatie etc. etc.), 
sondern der. Bezeichnung; »katholische Pfarramt« ^u it)edienen und die Schreibeii 
stets in ^ezieipender höflicher Form abzufassen. \ ., ,. 1 

Freillvirg;, den 12, .September 1861. . \" ' . \ 

/ ' Erzbischöflicbes Or4lnariait ; 

"••/•■• '1 ..,• . •« /' . . . i' • ■• • • ... tp« 

3. ErU^^.dfs l^ini^terium^s de3. Ianar2^:V:0^;4^ Opfi9ber> t86U , 

- '■ '■ ©le AulfüeSung' der täte für HkiÄaüföii btetr^Tofd: ' ■' 

(Aus dem Örossh. iad. deDtral-VerordnünggÜat^ 

Die Erhebung einer staatlicbeo laxe, y^ % fl-rfDc Hau^taüfieii ««r 
eineB rein kircblicben Akt, ^ iA(ie solche , als Regel trüber voi:ge8«briebien war, 
wider3pri€bt. den Grundsätzen des Gesetzesi vom 9. Ojetoibeir H.h [UnAütshtv 
Bd. VI. S. 1S2 ff.] aber die rechflicbe Stellosg der KIreben und kircldicheii Ver- 
.ekie im Staate and ist. daber durch das l^t^jere als aufgeboten zu^betmebteQ. 
:Die AQsetzung dieser Taxe bat demz^f^tee, wo solcbß bisber npcb g«- 
scbeben sei» solUe, KAi^nig su unterblelbien. . . .... 

KarHruh,e, ,d?n 4, Octobw 186,1. .. .. , 

, . .Ministerium* dfif) IlinerA-. 

4. Erlass des MinUterium^ des loneirB vom Mr Koyemb^r andij 
erzbischöfliebe Verkündigung vom 2t Nov,eqiber I86t, . .. ^ 

Die Aufbebung der Taxen för Uebertri^^uiig Von Pfarreien^ Ürtaübsertbeilung an 
KU-chendiener; und Beibehaltung dei* Taxen für Haustrauungen betrelTend. 

(Ana d«m Erabi AnaeigebL 1861 Njt.iJIH^. Vgl. Badisel^e LandeuKitung 1861. Kr; 2740 

Die Erhöbung staatlicher Taxen für Uebertragfun^ von Pfar- 
feien^ (füriHeirath«erlaub]iis>9>a*nd Urlaubstrtb^tMii^ng Aii'KIröheoh 
diener, (sowie für die Aufnahme unter die Pfarrcandidaten) ■— afe reto 
kirchliche Akte «— Wie sotcbe als Regel • vöi^geschriebeii w^^ w>idei«|iricbt den 
iGruodsiät^en ,d^ Gese^es yom 9. Q^ber v» J.iAm Arebiv Bd. VI. ^//132 IT.] 
«ber. die lecbtUche Stellung der prcl^) WMl kireblictoea Vereine -to fittale mk 
ist daber durch das letztere als aufgehoben s^u-Mrackt^«. Diei.AwetmiStAef 
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,4«8ffttf8i^geii Talen qnd Sportein ]iat demzufolge, vo solebe bisher nojck 
gescbeben sollte, künftig za anterbleil)en. 

Dagegen bleibt die TaXe fQr Haastrauungen, bezflglich welcher eine 
wahre staatspolizeiliche Dispensation ef forderlich ist [?]0, aufrecht erhalten. 
Karlsrqhe, den U. November 1861. 

Ministerium des Innern« 

5, GrossherzogMche Entschiiessnngen vom 20. November 1861 und 

erzbisbbfliche Verkündigungen vom 30. November 1881. 
Die B^set^upg; der kaihoUsehen Kirchenpflründen und die Verwaltung des katho- 
lischen Kirchenvermögens betreffend. 

** iO YorbeinieTtang. Ea ftndin Ober die Besetzung der Pfründen 
tmd tue Verwaltniig des Kirchenvermi^gens in Bad«n im M&rz d. J. 1861 
zwisehen dem PfUddenten des Grossh. Ifinlsteiiums, Herrn Geh. Rath Lamey 
nnd dem Herrn HofMehter Frestiniari einersetls und zwischen den BevoUmAehr 
Hgten dies Ho«hwlMigstoii Herrn Erzblsdiofe von Freiburg andererseits Verhaud«- 
lungen stfttf, Wlilclie anr IS. Mftrz 1861 zum Abschlüsse gediehen. Die «taatsre«- 
gierung erhob j^doeh* gegen vier Punkte hv Betreff der Verwattong des Kircheor 
Vermögens BtHleiik4ef&, niü so kam am 26. October 1861 ein neues Uebereinkom- 
men zu Stande, welches am 30. October von dem Herrn Erzblachof und am S. 
November 1861 von Sr. KünigL Hoheit dem Srossherzog genehmigt wurde. Dieses 
besteht aus landesherrlichen Verordnungen, Regierungszusagen, den Grundlagen 
zvi Mner VerwKltüngsiilstruktion und beiderseitigen Erläuterungen und Erklärungen, 
lieber den Inhalt dersdlben war uns bereits eine zuverlässige nähere Mittheilung 
für db' kMk1r9 gemaebt itronfe»^ als das am .27* Noveihbear 1861 erschienene 
Grottsb. B^tlische Regie^ungablait Nr 52. die fdigenden: 
lfiimiteell»ateii allerhüelisten Entiichliessungen Sr. KOnfgl. Hoheit 
/ des GroSBherzogs, .\Uerbfötbst landesherrliche Verordnungen 
brachte, bei dereii Abdruck wir hier zugleich zwischen dem Texte und in An- 
merkungen ^iges AiisflIhrUeiiere über den inhall oAd Ging der Verhandlttagen 
und'Veretnbarhhgefa hiniufügen: 



1) Waiw.die in §. 7. das , badiaditn CTeMtMB vom 9. Octobtr 1861 über die 
feeh^idie SteUiing der katboUsobea md evwtgelisohea Kirohe (Arehiv VI, 133.) 
diesen zugesicherte AntoDomie znx Wirklichkeit werden soll, so steht damit freilich 
ausser manc^ep anderen Bestimmun^^^n der G^etse vom 9. October 1861 auch die 
gelegentliche Bemerkung des §. 1. des Gesetzes über die „bürgerliche Standesbeamtung 
in Ausnahmsföllen* (Archiv VI, 135.) in Widersprach, wornach die Geistlichen bei 
der tehesehliesiinng «Beamten des bürgerlichen Standes^ seien, und ebenso die Ansicht 
■der obigen Ifinisterial-Verordnnng über die Haustrauungen. Denn wie wir oben <S. 9ffff,) 
vom Staüdpuukte Üllgemefai^r reUgiöMr Ft^QteH aus und Im Geiste vollrt&idSger bUi> 
gefUbher Becipfoeltat onito den v«rsehiedei»n Conlesalosen nfiher ausgefuhet haben, 
TeiiMigt diese böigarliolie Freiheit für die KattK>liken, dass die Ehen derselben in 
Betreff der sersönJIchen Yerhähniss« der fihegatten, der fs^Utlgkeit oder UngUtigkeit, 
4er Singehnng .und der Eingehnngsform derselben in Gemässbeit der katholischen 
Dogmen lediglich der katholisch-kirchlichen Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit unter- 
9tehen,^80 dass desshalb die Trauung überhaupt und so auch die Haustrauung üu An- 
sehung der Katholiken nicht für eine Handlung eines Beamten des bürgerlichen Stan- 
des, sondehi dntchaus nur als eine kirchliche Handlung, die jedoch vom Standpunkte 
der bürgerlichen Freiheit und Anerkennung der Kirohe bürgerliehe Whrkung und Ail- 
erkennuDg hat , lidaiaftehen ist. • . r * 



1S4 Badm, Crosslienogliclie Entachlteiwiiig Tom 20. NofOibcr Itti. 

b) Die Besetzung der katbolisebeo Klrctaenpfrttiidei betTeffeiidO. 

fJhlNTtchf TPQ Gottes Gnaden Grossberzog von Baden, Qerzog 

Yon Zäbringen. 

Naebdem Ober die Besetzung der katboliscben Kirebenpfrttn- 
den eine Verständigung mit dem Hrn. Erzbisebofe stattgefunden bat, 
verordnen Wir nacb Ansidit der SS- 9. o- 17. des Gesetzes vom O.October 1800, 
die recbtUcbe Stelluig der Kircben nnd kireblicben Vereine im Staate betreffend: 

S. 1. Der landesfOrstlicben Präsentation werden die in Beilage A. verzeicb- 
neten 804 Pfrflnden zagescbieden. 

1 2. Der freien Verleibung des Hrn. Erzbisthofes werden die bi-Bei* 
läge B. verzeicbneten 168 PflrQoden fiberwiesen. 

f 8. Bei den in Beilage C. venekbBelen 18t PMnd«» 9(4en, so lange 
eine anderweitige Bestimmong nicbt getroffen wird , die Anmcldwgep der Be- 
werber bei der Staatsregierong erfolgen , welebe dieselben dem erzbisdiOflidien 
Ordinariate mittbeilen and die ibr etwa in bOigerliiAer oder poUHscber Bezieb- 
ung raissfaiHgen Bewerber nnter Angabe des Grandes bezeidinen wird. Das erx^ 
bisebOflicbe Ordinariat wird bieraof aus der Zabl der Bewerber der Staaisregier^ 
ung Drei vorscblagen, von wekhen Wir Einen designiren wenteo. 

So bescblossen za Karlsrobe in Unaerem Staatsministeiliim, den 
20. November 1801. 

Modriob. 

A. L a m e y. 

Auf Sebier KOnIglieben Bobeii böc^isteii BefielJ: 
Sebonggari^ 
Beilage A. (Die Namen deijenigen 804PArteden« bezQglicb deren >Sr.KH. dem 
Grossberzoge die Präsentation zosteht:) „Landliapitel Breiaacb: die 
Pfarreien Adelbaosen^, Bollsdiweil, Breisacb« Breitnau , Bremgarten, Bucbepbacli, 
Ebnet, Ebringen, Granem, Gandiingen, ffinterzarten, Hofsgrond, Horben, Kappel, 
Klrcbzarten, Niederrimsingen, Pfaffenweiler, Seblatt, Tbansei, Waltersbofen, Wo- 
senweiler, Wittnaa and die Caplanei Pftfen weiter. Undk. Brnebsal: die 
Pfarreien Bretten, Carlsdorf, Helmsbeim, Weingarten. Landk. Boeben: #) Pfar- 
reien Boxtbal, Eubigbeim, Gissigbeim und die Caplanei Ba€h«ik--LandlL. Co a- 
stanz: die Pfarreien Allmaimsdorf, Detlingen, Dingeisdorf, GonstaAc (Spitalpf. 
nnd Pfarr. ad St. Stepbanum) und die Caplanelen Allen^arb , Radöipbzell, Wol^ 
matingen. Landk. En dingen: die Pfarreien BOtzingen, Forcbbeim, KfediUtts- 
bergen Oberbergen, Oberbaasen, OberfothweH, Riegel, Scbelingen und die Capla- 
neien Burkbeim, Endingen, Oberrotbweil , Riegel Landk. Engen: die Pfarreien 
Blumenfeld, Friedingen, Nenzingen, Kommingen, Watterdingen (altemirend mit 
dem Herrn Fürsten v. Förstenberg) und die Caplanei Aacb.. Landk. EttUnfen: 
die Pfarreien Au a. Rb., Bulaeb, Burbacb, Basenbacb, CarAsrpbe, Daxland^ Rar- 
lacb, Durmersbeim, Ettlingen, Ettlingenweier, MOrseb, Moosbninn, Reicbenbacb, 
ScbOllbronn, Stupf erich, V^lkersbacb und die Caplanei Bickesbeiro. Landk. Frei>- 
burg: die Pfarreien Frefburg ad St. Martiimm, Heimbacb, Herdera, iloetadorf, 
Jacb, Kenzingen, Leben, Neuersbausen, ObersiteOnswald, Oberspitzenbacb und die 
Caplanei Elzacb. Landk. Gernsbacb: die Pfarrei Baden, Balg, Beuern, Bletig- 
beim, Ebersteinburg, Forbacb, Micbelbacb, Muggensturm, Obrrweier, Dos, Oftenad, 
Rastatt, Sell)acb, Weissenbacb und die Caplanei Kuppehbeim. Landk. He^ao; 

1) VergL darüber die Abbaadlimg von Dt. Meuu, oben S. 45 ff. 
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die Morreicii Bankboben, Rohlingen, GaUingen, Hansen a. A., Hemmenbofen, Oeh!- 
•ningenf Randegg, Uelxerlingen a. R« Wefler» Wleebs, W^bliogen und die Caplf- 
neieD I. und 0. Oebningen, Singen. Landlu Heidellherg: die Pfarreien Heidel- 
lierg, Uvesbefm, Leimen, Mamibeim (obere, iratere und Spitn^ifarrei), Jfeckaraa, 
Neekarhaosoi, Robrbaeb, Sdiwetxingen, Sed^enbeim^i Wieblingen, Wieseobacb, 
WIesloeb. Landk. Kiettgan: die Pfarreien Balterswei), Babl, Degernan, £r»tt- 
gen, Obdrlancbringen« RbdolieiBi, Scbwerzen, Thiengen und die Caplanei Thiengea. 
LandiL. Labrs. die.PfarreSim.Bergbanpien, Herbol^beim , icbenheim, Kippenbeim, 
Kimellf.liablberg; Marien, Mftllen, nancbweier, OUenbeim, Sebweigbaosen, Wa* 
genstadt. Landl:. Lauda: die Pfbrreien Krensbeim, Laada, Zimmern. Landlc. 
Llnzgan: die Pfarreien Aftboiderberg, Bergbeim; Denkiiigeii, litmensee, Kipp^i- 
baosen, Klvftemi Pfbilendoif , ScbAnacb, Ueberlingen^ Umau und die Captaneien 
linmenstaad, Marfcdorf adSI. Leon^ Praedicat,: St. loann £vg., Qrgan., Owingeo, 
PfaUendorf ad. St. J^wnn. Bapt., ad. Maria Sebrey intra muros, ad Maria Schrey 
eitra muros, Praedicat, nnd Ueberlingen PJBum, Reieble ad St. Jodocom, ad St. 
Enciam, Franc: Ca]. deiMader;, Hartini de. Mader, Glaris. Landk. Messkircb: 
die «Plüarr^eB Rast, £eB a. And. Landk. Mosb^acb: die Pfnrrei Stein a. K. Lfindk. 
ÜQbl banden: die Ffarrden Mfibibausen, Nenhaii^en, Pforzbeim, ScfaeUbromi, 
TieftnbitMkaUtfidfc.Neaen.barg: die Pfarr^an Escbbacb, Griessbeim, Liel, 
Neoenbaig, Sebttengen^ Stebienstadt, Wettelbrann und die Caplaneien Neuenbürg 
«d S|. laeobmit mii CooperaL lAndk. Offenbarg: die Pfarreien Appenweieri 
Dnrbatb« GrieBbeiai, Seid, Lautenbacb, Oberburjaierabacb, QbQriurcb, Oppenau, Or- 
tenberg, Peteratbai and die eapianet Dfflenburg; Landk- Q 1 1 e r s w e i e r : die Pfar- 
reien 'Bab^BIkbtertbal^ Faiitenbaeb; Gpos$weier,,Herrenwies, HQgelsbeiro, Kappel- 
windeek, Mi>as, Kensaia, ^toracbern, Oebnsbacb , Otter^dorf, Ottersweier, Plitters- 
-dorf, SOIIlBgen,^Ubn bei BAbT, \¥inter9dorf. LaBdk..Phij[ippsbarg: die Caplanei 
Pblüpp^ttrg. i I^dki St Leon: die Pfarreien Hockenbeim, Oestringen, Hobrbacb. 
Landk. Sioakmcb: die Pfarreien Bonndorf (Ueberlingen) Hindelwangen, Liptin- 
gen, Liidwigsbafen, Mablspüren, MObMng«», Rorgenwie8,.Scbwandorf, Stockaeh, 
Winti^spOren -und ^ Capiandcn Liptingen und Stockaeb. Landk. Stab 1 Ingen: 
«e Pfarreien Bettmaringen^ fianndorf, Dillendorf, Epfenbofen, Ewatmgen, Füzen, 
Gratenbaaaen, LiensEfcircb^ Sdilocbsea Landk. Tauberbiscbofsbeim: die Pfar- 
rtsien G«fmbari; (altendrend mit Graf bigelbeim) , Wtf ibetm (alterpirend mit dem 
Herrn' forsten Ldwefistein-Wertbeim4lQS«ibefg} und die Caplanei Gambarg (alter- 
nirend ' mit Graf Iqgeltaeim). LandL>:Tri beitg: die Pfarreien Daacbing^n, Greni- 
flKlsbaeby Neobabsen, Ni&derwaaser , Massba^, Robrbacb, ScbOnwald, Schenacb, 
^friberg^ Weiiersbaeb, Landk. Ylliingren: die Pfarreien Babenbacb, DOrrbeim, 
-GrOnbigen, Hnbertsboftm, UnterkUrnacb, YilUngen nnd die Caplaneien BrSaniingep, 
. Villingen ad Sanctnm Corp. Christi, St. Blasinm^St Urbannm, St. Spiritam. Lan^. 
Wftibatadt: die Pfarrei«i Maner, Neunkircben, Specbbaob, Waibstadt, Zuzen- 
baosen. Landk. Wal dshiat: die Pfarreien Bernau, »Degem, HOcbenscbwand, Lo^- 
tbigen, Näggenscbwiel, Waldsbut, Weilheim and die Caplaneien Waldshut ad. omn. 
Sa^ct. und montem calvar. Landl^. Weinbeira: die Pfarreien Feudenheim, Hed- 
desbeim,^ Heili^kreuzsteinach, Käfertbal, Ladenburg, Leutershausen (alternirend mit 
Graf Wiser) Sandhofen, Schönau, Schriesheim, Weinheim. Landk. Wiesenthal: 
(tte' Pfarrelen Beaggen, Biebsel, NoUingan^ Todtaioos, Tod.tnau, Warmbacb, Webr- 
Wybian.'* 

Beilage B. (Dife Namen dei^entgen 16g Pfründeta, welche der freien Verlei- 
baBg„Sr.£xe.de8ilm.£^zbis«bof8 ttberwieaen sind:) Landkap. Breisacb:"^ die 
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Pranreien tlrehhof^en, OberHed, St. M^en, St. Peter, St DMcb, »Möii; flCanfes, 
Waldfio und die Kaplanei ad St. NicoL und ad St. Joann. Bapt Lndk. Bracli- 
aal: die Pfarreien Baiierbacb, Bnichaal ad< B. M. V.« St. Petmn, St: Paoloak St. 
Damianum, Büebenau, BQehig, Forst, J^eutbardy Obcfgrambach, OberOwishdm, Dd- 
tergrombaeh. Laodk. Constanz: die Pfarreien AUelisbaeb; Böbringen, CoBstam 
(MQnster), Litzelstetten, Maltelfingren, Rtdelpbzell, Reicbenao (Mfinster, Oterzeil, 
Niederzeil), Schienen, Wangen, WoIlniatingenunddieKa|dlmeiKtnistanB(SdiDttiett). 
Landic. Endingen: die Pfbrreien Endingen, Sasbadi, Wrlil; Laiidk. Eagen: diB 
Pfarreien Aacb, HQblbaosen, Tbengendorf und die l[aplaneienBlllmenfeld,,Walte^ 
dingen. Landk. Ettlingen: die Pfarrei Spessart. Londk. FrciJbarg: die 
Pfarreien Clzacb, Freibarg (Mftnster), Heowefler, Hngstetten (attemireid mit 
Frbm. v. Andlaw), Untersimonswatd , Waldkireh, zahringen und «die. Kiq[)laBei 
Waldklrcb I., 11. und Ol. Landk. Geisingen: die PfÜrei Gotmadlngeni LmBi. 
Gernsbacb: die Pfarreien Gemsbacb, Enppenheim, Rotbealels. l.andk; Hegau: 
die Pfarrelen Böblingen, Hom, Rielaaingen, Singen. Landk. Keidel^berg: die 
Pfarreien Dllsberg, Neckargemönd , Nossloeb, Walldorf. Landki Klet^ga«: ;die 
Pftrreien Altenburg, Gilessen, Hobentengen, Jestetlen, Kadetbiugv Lienbein, Xoll* 
stetten. Landk. K r a u t b e i m : die Pfarreien BtUenberg, KratttbeiBy Obenütlstartt 
und die Kaplanei Ballenberg. Landk. Labr: die Pfarreitil EtteabeinvKi^peli am 
Bbein, Lahr, Scbttteern, Waltersweier. Landk. Lau4a: die ffamrietea INitif heim, 
(Gerchsheim, GrQnsfeld, Ilmspan, Oberbalbacb, Unterbalbacfa« Unlerwittigbatseii imd 
die Kaplanei Dittigheim. Landk. Linzgao: die Pfasreim BagBio» itttodofi;. Lin«, 
Harkdorf« Meersbnrg, R^genbenern, Seefeidcn. Landk. Mosba^bt diePfiirrmen 
Mosbach, Strflmpfelbrnnn; Landk. MOhlbaosen: die Pfaner Bniflgfm. Laiwdb. 
Neuenbürg: die Pfarreien Bellingen, Bargein. Landk. Off« ff buf|?r die Pfte- 
reien Biberach, Bohlsbach, Ebersweier, NorAradi) Wciagiarten^ . Landk. t.Ott.erar 
weier : die Pfarreien Aebem, Eisenthal, Honau, KajIpelrodttdL») Lauf, Sa^tausb, 
Sasbachwalden, Vimbuch, Wagsburst, WaMulm. Lamlk. Pbilippsbiirg: dllß 
Pfarreien HambrQeken, Huttenheim, Nea^rf, Philippsborgr, WieaembaL Landk. Sl. 
Leon: die Pfarreien Kronao, LangenbrQcken, RaiieAberg,.Ro(h,;Stettfebli Welbo* 
und die FrQhmesskaptanei Ranenberg. Landk. Stockacb:.die<JMmrieleii Friekfa»- 
Weiler, Nesselwangen, Kaithaslaeb, Sipplingen, StatariogeiL Lndb ütAbiiAgeD: 
die Pfbrrei GOndeiwangen. Landk. Dan bei bisch ofsb«iiii: die PiarreiWerbaali- 
hansen nnd die Kaplanei TauberbJoehoftheim. Landk. Tfib&rg{ idie.iIVaiTeien 
Gfltenbacb, Netdiircb, Niedereschacb «ad die Kaplanei Tribei|;i Landki VlUin- 
gen: die Pfarreien Acbdorf, Brftmilbigen, Esdiadi. Landk. WJtibstadl: die 
Pfarreien Bargen, Dielbeim. IsaäL Waidsbat: die Pfarreien Bemn, Bimdorf, 
Hochsal, Menzensehwand, Unterribaeb. Landk. Weinbeim: die Pfiirreien flenta- 
bach,- Hobensachsen. Laudk. Wiese ntbal: ^e Pfarreien Hftg» Ktelnlattfenbarg, 
Minsein, Sftokingen, Scbwbrstetten, Stetten (Lömcb) und die Kaplaneien Sückingen 
Cantor, ad St. Fridolin, omnes Sanctos, FrOitmesskaplanei;« > > ' . .. > 

c) Erzbischöfliche Verkündigung vom 30. Noveniber' 18Ö1 tlber 
die Vereinbarung in Betreff der Besetzung der Pfirttnden. 

In dem »Anzeigeblatt für die Eärzdideese Freibsrg« Nf, 2«. S. Sd«--85wM 
das Ergebniss der Vereinbarungen des Erz bis cbofs zu Freiburg mit dem Crriova- 
berzog von Baden und dem FAc^t^en toh Faratenberg' von, S/elt^en des 
tterm Erzbiscbofa unter dem m, Novemb^Mdilt verilMUMl^t. ^Jü^ter ^r.:L 



werde« die'«t)e])(jBefli^ A«) aafg^^^Uüten 4er Prftsent^on des Grossherzo^s üben« 
Uas^a^ PMnden» Nr. IL die 163 der f)reiea Yerleibung des. Erzbiscbofs unterste- 
llenden PffOnden (oben Beilage B.) mitgetbeilt. In der erzbi^cböfliclien Verordnung 
ft^en damiiils Nf. W^-r^vi.: 

MVA. »Der fAostHcben Siandesberrscbafl FQrsienberg, die 
iffliabr^ 1800. 15 Pf^ronatreckte, von welcben jetzt nocb 14 von ierKircbe aiiet- 
fcamit werden, gegen 14 andere vertauscht bat, von. weMen die Kircbe jetzt nur 
nodi: eitles aneritennt^ soUen zur Sebadlosbaltungy inbaltlich einer von den beider- 
seitigeiL Gotnmiasiren mit dcfi FQrsilich FOrstenbeigiscbeQ i>omineadirector vom 
5. Mftrz d. J. (1861) verabredeten Uebereiakonft, folgende 13 von der f UrsUicben 
Stauitoslieirsdmft an die Grosslierzoglicbe Regierung vertftusrbten Padronatsreebtie 
Abertassen werden. • Im Landkapüel Labr die PCirreien: Uaslacb, MQblepbacb, 
Steioach, Weiler, Welscbenstdnadi; im Landkapitel Triberg: diePfajrrei und die 
Kaplanei Haasacb« die Pfarreien: Oberwolfaeb,« St. Roman, Scbappbaeh, 3€benken- 
zcU, Wittkben, Wolfadi.c 

Nr. iV^ »rVon den Pfründen , denen Patrooa^ Seine KDoigL Hpbeit der 
.GrosaJier zog 'mittels des «Vertrages vom iU Februar 1809 an Se. Durcblaucbt 
den Herrn fOfsten zu FQrstenbeirg vertauscbt bab^n, verbleibt die Pfarrei Pf ob- 
ren, LandlLapitelajVUliBgePi.deiaPatronat.Sr. Dtijrehiaacbt des forsten zu 
fftraienberg.:. Folgende Ffarreüen, auf welcbe Se< Durcblaucbt der Herr Fürst 
von FOrstenleffg amfolge des genannten Tauscbvertrages von 1SQ9 bisber präsen- 
tirt bat;. Werden, als PfirOnden der. freien Colla^ur des r diparius anerkannt, 
als: Im Landkapitel StQblingen: die Pfarrei Lem|i)aGb, G5ggii)gei) (alternirend 
ipU ^em Forsten von Fürstenberg); im iandka^itei G.eisingen:. die Pfarreien 
fiipsendorf, Hattingen , Uocbei^epunii^en , M()briDjg:en, Zlijumexn ; im Landkapitel 
Liinzgau; die;-,P.fa]crei üomberg; ipi Landkapitel Y.Jtlin.gen: die Pfarreien Kircb- 
dorf, Mundelfingen, KiedböUringen, . Sumpf objrefi^ Unadingen.« 

Kr. Y. »Ebenso sofi der Grundberrscbaft von Bodmann das Patro- 
natsrecbt der Pfarrei Liggeringenj, welcbes sie im Jalire 1837 gegen das von 
der Kircbe jetzt nicbt mebr anerkannte Paironatsrecbt. der Pfarrej Bodmann an 
die Grasslierzoglicbe Regierung vertauscbt hat, eingeräumt werden.« 

Nr, Vi »Zu folgenden 132 Pfründen wird von der Grpssherzoglichen 
Regierung das landesfürstlicbe. Patacoufitsrecbt , von dein Erzbiscliöf lieben 
.Ordinariate dj^. freie YerleibUBgsrecbt apgesprocben.« 

Beilage C. (Folgende 132 Pfründen werden verliehen, indem die Bewerber 
sieb bei der ; Staatsregierung abmelden, di^^e. die Anmeldungen dem erzbiscböf- 
Mcben Ordinariate unter Bezeichnung etwa missliebiger'Per^önliciilceUen 'mittbeilt 
und das Ordinariat aus ,d^r ZaJUl der Bewerber drei vorschlägt, von weichen S. 
K. H* der Grossberzog Einen designurt): Laudlcapitel Breläach: die Pfarreieh 
Biengen, Eschbacb, Gottenheim„ Güntersthal ^ Krötzlngen, Mördingen, Oberrimsin- 
gen, St. Georgen, St. Trutpert, Scherzingen, Umkirch. Landk. Bruchs ai: die 
Pfarreien Jiliblin^eii, NeU^ebepn, Ubstadt, Wöscfaibach. Landk. Buchen: die Pfarrei 
Freudenberg. Landk. Endingen: die Pfarreien Achkarren, Amoliern. Landk. 
Engen: die Pfarreien Büsslingen, Steisslingen. Landk. Ettlingen: die Pfarrei 
Maisch. Landk. Freiburg: die Pfarreien Bleibacb, Bombacb, .Giotterthai, Ober- 
biederbacb, Oherprechtfaal, Oberwinden, älegelau. Landk. Geisingen: die Pfar- 
rei LeipferdingeOi Landlii. Gernsba^b: %ß^ Pfarrpen Elcbeshelm, Uaueneber- 
ftein, NitdafbiUa^ iQieRgbeiflii, Steinmauern. . Landk. Heidelberg: die Pfarrei 
Ziegelhausen. Landk. KrautAei»; ^^ Pfarreien. AssamsUdt, Gommersdorf, 
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"Klepsaa und die Raplanei KraatiieiiD. Landk. Lahr: die PAnrreien Altdorf, Elgen- 
^eier, Ettenbeimmünster, Friesenbeim, Grafenbaasen, Obersdiopfhehtt, RingvMm, 
Salz, Zansweieir. Landk. Laada: die Pfarreien Gerlacbsbeim, Impfingen, Vildk- 
band. Landk. Linz grau: die Pfarreien Altbeim, Andelsbofen. HOdin^en, Llpperts^ 
reathe, Owingen. Landk. Messkircb: die Pfbrreien. Leiberdingen, Womdorf, 
Bacbbeim. Landk. Mosbach: die Pfarreien Allfeld, Neadenaa. Landk« Neaen- 
barg: die Pfarreien BaUrecbten, Heitersbeim. Landk. Offenbarg: die Mureieii 
Bttbl bei OiTenburg, Gengenbaeh, Nossbadi, Offenbarg, Weiber, Zell am Harmers^ 
bacb. Landk. Ottersweien die Pfarreien Gamsborst, Iffezbeim« Kapfrterlhd, 
Rencben, Sandweier, Sdiwarzaeb, Sfaizbeim, Steinbaeh, StolHiofeii, Ulai bei Ober» 
kircb, Unzbarst. Landk. Pbilippsbarg: dif Pfarrelen Oberhaasen, Bbeinabeim. 
Landk. St Leon: die Pfarreien Eppingen, Ketocb, Kirrladi, Laadsbaosen, Mtlaels 
Mingolsbeiffl, Odenbeim, St. Leon, Tlefenbach, Zeattem and die Kaplanei Odeidieim. 
Landk. Stockach: die Pfarreien GQttingen« Heodorf, HoppetenzeU. Landk. Stah<> 
lingen: die Pfarrelen Laasheim, Niedem. Landk. TaaberbischofsbeimT 
die Pfarrei Poppmbansen. Landk. Triberg: die Pfiirreien Fartwangen, Rip- 
peldsaa, Thennenbronn. Landk. Waibs'tadt: die Pfarreien Balzfrid, Gfonibacb, 
MQhltaaasen» Rothenberg and die Kaplanei Ifflhlbaasen. Landk/ Walds ha«;: die 
Pfarreien Aicben, Brenden, Gdmlbl, Gartweil, Hftner, Herriscbried., iürftnkingen, 
Niederwihi, St. Biasien, Waldkirch, Urberg. Landk. Weinhelm: die Pfarreien 
Dossenbeim, Handscbochsheim. Landk. Wiesenthal: die Pfarreien Hertben, tei- 
lingen, Istein, Murg, Rickenbacb, Obersäckingen, Oefllngen, SiMnaa, Todtnaubeig, 
Wieden, Zell im Wies^tbaL 

»Hinsichtlich dieser 182 Pfründen haben sieb die beiderseitigen Com- 
mfssfire dahin geeinigt, dass so lange als weder das landesfQrstüctae Patronatsrecht 
über iUe eine oder andere derselben von dem ErzbischOflichen Ordinariate, noch 
das Recht Sr. Excellenz des Herrn Erzbischofs sie flrei za verleihen, von der 
Grossherzogiichen Regierung anerkannt wird, hi Jedem Ertedlgang^faüe folgendes 
Verfahren eingehalten werde. Die Grossflierzoglicfae Regierung theilt nach Um- 
lauf der Bewerbungsfrist die an sie erfolgenden Anmeldungen dem Erzbischdfll^ 
eben Ordinariate mit, wobei sie die Bewerber, die ihr etwa in bürgerlicher oder 
politischer Beziehung missfällig sind, unter Angabe der Gründe bereichnet. Das 
Erzbjschöfliche Ordinariat schlägt hierauf der Grossherzoglidien Regierung drei 
Bewerber vor, von welchen Seine KOnigL Hoheit der Grossherzog Ehien 
designirt.« 

»Durch obige Vereinbarung sollen aber die Rechte Dritter 
nicht geschmälert werden and es soll der Unsererseits andorch 
bewirkte Vollzug derselbeninsbesondere denRecliten desheiligen 
Stuhles keinen Eintrag thun, wesshalb wir an unserem Theile 
solche ausdrücklich gewahrt und die Bestätigung des heiligen 
Stuhles vorbehalten haben.« 

Das Anzeigebiatt für die ErzdiO;.ese Freiburg 1861 Nr. 20 verOffentliebt za- 
gleich folgende 

4) Verordnung des Erzbiscbofs von Freiburg vom 30. November 
1861 über das Verfahren bei Besetzung erledigter Pfründen. 

Nachdem durch die zwischen der Grossherzogiichen Staalaiegie- 
rung and Uns zustande gekommene Verständigung das VerUbren belB^ietianf 
der Pflründen geregelt Ist, verordnen wir wie folgt t 
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S. 1. Die ERbiscböilfchen Deeaoate baben, sobald eine Pflrttnde ibres Be- 
zirkes vakant wird , mit der Anzeige bierwegen anverweilt einen auf sorgflMgen 
Erbebangen berubenden Beriebt Ober die localen Verbftltnisse, sowie (MlMr die 
bierwegen etwa erforderlicben besonderen Eigenscbaften des zu Ernennenden an 
das Erzbiscböflicbe Ordinariat einzoreicben. 

S. 2. Wenn eine Pftttnde eiledigt ist, so wird sie im «rzbiscböflieben An« 
zeig^biatte aosgesciirieben and glciebzeitig biervon der GrossberzogUcben Regie'*' 
rang Mittbeilang gemaebt werden. 

S. 3. Zar Ausübung des Präsentationsrecbtes ist die canoniscbe Frist fDr 
geistlicbe Patronate von sechs und fOr Laienpatronate von vier Monaten voni Tage der 
Erledigong gestattet, nacb deren Umfluss, wenn nicbt eine weitere Frist vom Ordi- 
narius erlangt wurde, das jus devolutionis eintritt. 

S. 4. Das Ausschreiben entb&lt die erledigte PfrQnde, das Erträgniss und 
die Lasten derselben, die Einladung zur Bewerbung, die Erwähnung der beizu- 
bringenden Zeugnisse, die Frist und die Stelle, an welche die Anmeldung zu rieb- 
ten ist. Das Ertr&gniss ist auf den Grund der neuesten Fassionen mit Hinweglas- 
sung des Wohnungsanscblags , der Stola und AnnlversalgebOhren angegeben. 
FUr diese Angabe wird aber keine Gewährleistung fibemommen, oder auf Grund 
derselben ein Beschwerde- oder Klagerecht eingeräamt. Die AnmeldungsfHst 
wird auf sechs Wochen vom Tage des Ausscbreibens an festgesetzt, wo nicht be- 
sondere Gründe eine kürzere oder längere Frist erheischen. 

§. 5. Jeder inländische Geistlicbe, welcher den Pastoralconcurs nach Vor- 
schrift gemaebt, und sieb das Zeugniss der Beitbigung erworben hat, kann um 
erledigte PfrQnden competiren. Es ist unverwehrt, sich gleichzeitig. Jedoch in be- 
sonderen Vorstellungen, um mehrere stellen zu bewerben. Es kann aber 
gleichzeitig nur eine erlangt und inne gtiiabt werden. 

$. 6. Jeder Competent hat seinem Bittgesuche, and wenn er gleichzeitig 
um mehrere PfrQnden einkommt, jedem besonderen Gesuche folgende Zeugnisse 
im Original der beglaubigten Abschrill beizuschliessen: über physisches Alter 
(Taufschein) , über Dienstalter und abgelegten Pastoralconcurs , sämmilicbe Zeug- 
nisse über sein Verhalten und bisherige seelsorgerliche befciebungsweisa pfarrlicbe 
Wirksamkeit und endlich ein verschlossenes Zeugniss über sittliches Verhalten und 
seine Thätigkeit in Kirche und Schule auf seinem gegenwärtigen Posten. 

Kein Bewerber kann in seinem Bittgesuche auf früher oder anderwärts 
vorgelegte Zeugnisse sich berufen, wenn diese nicht unberücksichtigt bleiben 
sollen. 

J. 7. GeistUsehe, welche von Patronatsberechtigten zu vakanten Stellen 
präseniirt werden, haben ihre nacb canonischer Vorschrift aasgestellten Präsenta- 
tionsarkunden innerhalb der im $. 3. bezeichneten Frist bei Verlust der durch die- 
selbe begründeten Rechtsansprüche mit der Bitte um Ertbeilung der canonischen 
Institution dem erzbischöflichen Ordinariate vorzulegen. 

$. 8. Bei Pft-ünden freier Collatur werden wir der Grossber«oglicb«n Re- 
gierung die Liste der Bewerber zu dem Ende nsittbeilen, damit sie to den Stand 
gesetzt sei, gegen diejenigen, welche ihr aus Gründen in rein bürgerlicher oder 
politischer Hinsicht missHillig sind, ihre Einwendungen zu machen. 

Die Grossherzogliche Regierung wird diese Einwendungen innerhalb drei 
Wochen uns kund geben. 

Sollte sie in einem einzelnen Falle die Verlängerung dieser Frist für nötl^is; 
balten, so wird sie mit Uns Rücksprache nehmen. 

AickiT fttr KlitkeuMlit. vn. 9 
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Wenn üinerlitlb dieser Frist eine Erklining der Crresshenoglichen Re- 
gierudg niebt erfolgt, wird angenommen, dass sie lieine Erinnerungen za ma- 
chen iMbe. 

Elie die canonisebe Institation auf eine PfTQnde, welche unter einem Pa- 
tronate stebt, von uns erfolgt, müssen wir Gewissheit darüber haben, dass der 
Prisentirte nicht aus «runden in rein bürgerlicher oder fH>titischer Hinsiebt der 
Grossberzogücben Regierang missfSilig sei, wessbalb dieser die Liste der Bewerber 
vor der Präsentation zur ErlilSrung vorzulegen ist. 

1 Ö. Jeder Geistliche, welchem mittelst ft-eier Collatur oder auf geschehene 
Präsentation eine PfrtSnde übertragen werden soll , ist von der betteffenden Kir- 
chenkanzel an einem Sonn- oder Feiertage der versammelten Pfarrgemelnde zu 
proclamiren. 

Das über diesen Act ausgestellte pfarramtliche Zeugnlss ist nach Umlauf 
von neun Tagen mit der Angabe, ob und welche Einwendungen erhoben worden 
sind, durch das vorgesetzte Decanat an das Erzbischöfliche Ordinariat einzureichen. 

5. 10. Pfründen freier Collatur werden vpn uns denjenigen verliehen wer- 
den, welche uns unter Berathung unserer Synodal- oder Prosyaodai-Examioatoren. 
Im Hinblick auf das Wohl der betreffenden Gemeinde, und durch ihr Leben, Alter 
und Kenntnisse vor Gott als die Würdigsten und Tauglichsten unter den Bewer- 
bern erscheinen. 

S. 11. Wir werden den nach obigen Bestimmungen conferirten Geistlichen 
die Institutions-Urkonde zusteilen, welche zugleich die institutio authorizabilis resp. 
admissio ad curam enthalten wird. Letztere soll in der Regel so lange gelten, 
als der Bepfründete im rechtlichen Besitze seiner Pfründe ist. 

§. 12. Dem Präsentirten oder Conferirten steht es f>ei, vor der von ihm 
accepHrten Oollation zurück zu treten. 

5. 13. Nach geschehener Üebertragung der Pfründe wird der Erzbischöfliche 
Decan des Capitels, in welchem die betrefl*ende Pfründe liegt, durch besonderes 
Decret beauftragt, in unserem Namen nach Vorschrift des DiOcesan-Rituals die 
Invesytur des neuen PfYündniessers vorzunehmen. 

Die über diesen Act ausgefertigte Urkunde ist von dem Erzbischöflieben 
Decan, dem investirten Pfründner und den geladenen Zeugen zu unterschreiben 
und mit dem Erzbischöflichen Investitur-Decrete im Pfarrarchiv niederzulegen. 

$. 14. Sobald die Pfründe hiernach besetzt ist, wird solches sowohl im 
khrchlichen Anzeige- als im .Grossherzoglichen Regierungsblatt verkündigt werden. 

S. 15. Mit dem Tage der geschehenen Investitur tritt der Pfründner in dea 
Pfrfindgenusss, und erwirbt ein jus in re an der Pfründe, das er gegen seinen 
Willen nur durch ein canonisches Urtheil verlieren kann. 

§. 16. Das Erzbischöfliche Decanat hat über den Tag der vorgenommenen 
Investitur sowohl dem Neubepfründeten ein Zeugnlss als Beleg der Bezugsberech- 
tigung seiner Pfründgef&lle auszustellen, als dem ErzbischOflichen Ordinariate un« 
verweilt Anzeige zu machen.« 

Durch eine andere Verfügung vom 30. November 1861 fordert das Erz- 
bischöfliche Ordinariat auch sogleich die Erzbischöflichen Decane auf, über die 
vakanten Pfründen den in §• 1 vorstehender Verordnung vorgeschriebenen Be- 
richt baldmöglichst zu erstatten. 
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e) Grosslierzogliche Verordnung vom 20. November 1861. 
Die Yerwaltang des katholiscben KirchenvermOgens betreffend: 

Friedrich» von Gottes Gnaden Grossberzog von Baden, Herzog von 

Zäbringen. 

Zam Vollzag des $. 10. des Gesetzes vom 9. Okt. 1860, die recbtlicbe 
Stellung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate betreffend (Regierungs- 
blatt 1860 Nr. 51. Archiv VI, 133) und nachdem eine Verständigung mit 
dem Hrn. Erzbischof zu Freiburg über die Verwaltung des den 
kirchlichen Bedürfnissen gewidmeten Vermögens erfolgt ist, ha- 
ben Wir beschlossen und verordnen wie folgt: 

5. 1. Das Vermögen des erzbischöflichen Tisches, des Dom- 
kapitels, der Metropolitankirche, des Seminars, sowie der unter 
der unmittelbaren Leitung des Erzbischofs oder Domkapitels be- 
stehenden Fonds wird von dem Erzbischof, beziehungsweise von dem Dom- 
kapitel, frei verwaltet werden ; ebenso dasjenige Vermögen, welches fortan durch 
Ersparnisse oder neue Stiftungen dem Erzbischof oder dem Domkapitel zufal- 
len wird. 

Die Grundstücke und ständigen Fonds, welche von der Grossh. Regierung 
zur Ausstattung der Metropolitankirche bereits hingegeben wurden, können ohne 
Zustimmung der Grossh. Regierung weder veräussert, noch irgendwie belastet 
werden. 

Es steht letzterer fref, von Zeit zu Zeit davon Kenntniss zu nehmen, ob 
die fraglichen Vermögenstheile in ihrem Bestände erhalten seien. 

§. 2. Das Vermögen der La^dkapitel wird von diesen selbst unter 
Aufsicht des erzbischöflichen Ordinariats verwaltet. 

§. 3. Die Pfründen werden von ihren Inhabern verwaltet. 
Das Vermögender erledigten Pfründen verwaltet der Kapitelskäm- 
merer, und zwar, wenn nöthig, mit Hilfe eines von ihm bestellten Rechners 
für den Interkalarfond. 

5. 4. Das örtliche, das ist das für einen einzelnen Pfarrbe- 
zlrk bestimmte Vermögen*) wird i^iter dem Vorsitz des geistlichen Vor- 
standes durch die Stiftungscommission verwaltet. 

Die Mitglieder der Stiftungskommission werden von den Katholiken der 
Pfarrei unter Leitung des geistlichen Vorstandes auf einen Zeitraum von sechs 
Jahren gewählt. 

Der Bürgermeister, oder, wenn dieser nicht katholisch sein sollte, das 
dienstälteste katholische Mitglied des Gemeindevorstandes ist stets Mitglied dieser 
Comraission. Auf den Antrag des geistlichen Vorstandes der Pfarrei oder des 
Bürgermeisters, beziehungsweise des dienstältesten katholischen Gemeinderaths 
kann eine Wahl verworfen werden, wenn der erzbischöfliche Decan und die 
Grossh. Verwaltungsbehörde zustimmen. Sind sie nicht einig, so geht die Ent- 
scheidung an den katholischen Oberstiftungsrath. 

Der Rechner wird von der Stiftungsconimission gewählt, und sowohl von 
dem erzbischöflichen Decan als von der Grossh. Verwaltungsbehörde bestätigt. 

§. 5. Zu dem örtlichen Kirchenvermögen gehörtj ausser den 
PAründen und Messnereien insbesondere: 



1) Das lokale Kirchen-, Schul- nnd Stif svermögen. (A. d. E.) 

9» 
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a) Das Vermögen der Kirche nf ab rik, das ist das zur Deckung des ört- 
lichen Cultbedürfnisses bestimmte Vermögen. 

HiezH sind auch die zu sogenannten Jahrtagen gemachten Stiftungign (Anni^ 
versarien) zu rechnen, wie diejenigen Verraögenstheile, welche etwa dem Kirchen- 
fond zu andern wohlthStigen Zwecken, z. B. zur Armenunterstützung, ge- 
schenkt oder Vermacht wurden. 

b) Di€ Kirchen- und Pfarrhaus-Baufonds. 

c) Das Vermögen lokaler kirchlicher Vereine und Genossenschaften (Bruder- 
schaften), insofern sie körperschaftliche Rechte erlangt haben, und ihre Sta- 
tuten dies zulassen. 

§. 6. Das Vermögen der kirchlichen Distriktsstiftungen wird 
von Coramissionen verwaltet, die zur Hälfte von der Grossh. Regierung, zur 
Hälfte von dem Herrn Erzbischof aus den Katholiken des Distrikts gewählt wer- 
den und sämmtlich beiden Theilen genehm sein müssen. 

Der Vorsteher jeder dieser Commissionen wird von ihr selbst gewählt, der 
ihr unterstehende Rechner muss sowohl von der Grossh. Regierung, als von dem 
Herrn Erzbischof bestätigt sein ^). 

§. 7. Für die Orts- und Distriktsstiftungen werden von den Stiftungscom- 
missior^en Voranschläge aufgestellt. 

§. 8. Den Interkalarfond unddie übrigen allgemeinen kirch- 
lichen Fonds2) verwaltet der katholische Oberstiftungsrath durch die 
hierzu aufgestellten Rechner^) 



1) Im Auftrage des Erzbisohofs werden die Örtlichen Commissionen durch den 
Pfarrer, die Distriktskommissionen durch den Decan, und die Rechner, Oberstiftungs- 
rät he und Beamten mit Staatsdienereigenschaft durch das Bezirksamt verpflichtet. (D. R.) 

2) Also die seither von dem Oberkirchenrathe verwalteten allgemeinen kirch- 
lichen und Stiftungsfonds mit Ausnahme der allgemeinen Schulfonds. (A. d. B.) 

3) Zu den in den vorhergehenden und folgenden Paragraphen enthaltenen Be- 
stimmungen, dass und in wiefern dem Erzbischofe die Leitung der Commissionen zu- 
stetht, fügen wir noch aus den Verekibarungen ausdrücklich hinzu, dass der Erzbishof 
berechtigt ist, die Verwaltungshaudlungen des Oberstiftungsrathes zu prüfen und dar- 
über, sowie über die gegen dessen Entscheidungen erhobenen Beschwerden zu ent- 
scheiden, Dienstvisitationen bei den Verwaltungsbehörden vorzunehmen, seine Geneh- 
migung in Betreff dqr Noth wendigkeit und Zweckmässigkeit der kirchlichen Bauten zu 
ertheilen. Die Leitung des Erzbischofs über die Rechts Vertretung der kirchlichen 
Stiftungen äussert sich dahin, dass er dem Oberstiftungsrathe die Führung eines Pro- 
zesses , welchen derselbe unterlassen oder einstellen will , auftragen kann. Was end- 
lich die Discipliu über die Stiftimgscommissiouen anlangt, so steht solche unter der 
Leitung des Erzbiscfaofs und steht ihm auch die Befugniss zu , ein disciplinäres Ein- 
schreiten gegen sämmtliche mit der Kirchen Vermögensverwaltung betraute Personen 
anzuwenden un<^ hierwegen das brachium saeculare nöthigenfalls anzurufen. Ueber- 
diess hat die Grossh. Regierung zugesagt, ein mit Staatsdienereigenschaft angestelltes 
Mitglied oder Beamten dieser Commission, welcher dem Erzbischof Anlass zur Unzu- 
friedenheit geben sollte, zu entfernen und es ist in der Erklärung des erzbischöflichen 
Commissärs die selbststäiidige Jurisdiction des Erzbischofs über alle diese Kirchen- 
diener gewahrt. Die Regierung hat sich aber, abgesehen davoif, dass ihr nach dem 
Stfiatsdienerediot die Jurisdiction gegen die Staatsdiener zusteht und das erzbischöf- 
liche Ordinariat sich oiit derselben wegen eines disciplinären Einschreitens gegen die 
Mitglieder, Rechner oder Beamten der Stiftungscommission ins Benehmen setzen wird, 
auch die Befugniss vorbehalten, zur Wahrung ihrer (in §. 11 ff. der Verordnung 
vom 20. November 1861 erwähnten) Rechte in derselben Weise wie das erzbischöfliche 
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Der katholische Oberstiftungsrath wird aus Katholiken bestehen, die zur 
Hälfte von der Grossh. Regierung, zur Hälfte von dem Herrn Erzbischof gewählt 
und ernannt werden und sämmllich beiden 1 heilen genehm sein mtissen. Zum 
Vorsteher dieses Collegiums, der gleichfalls katholischer Religion sein muss, wird 
einerseits die Grossh. Regierung, anderseits das erzbischöfliche Ordinariat solche 
Männer vorzuschlagen befugt sein, welche von dem einen oder andern Theil zur 
Führung dieses Amtes für geeignet erachtet werden. 

Derjenige wird das Amt führen, der sowohl von dem Herrn Erzbischof als 
von der Grossh. Regierung in gegenseitigem Einverständniss gewählt und ernannt 
werden wird. 

Der Vorsteher sowohl, als die zu Mitgliedern des Oberstiftungsrathes ge- 
wählten Laien werden in der Regel mit Staatsdiener-Eigenschaft und zu diesem 
Behufe mit landesherrlicher Signatur angestellt werden. 

$. 9. Auf den Vorschlag des katholischen Oberstiftungsrathes werden die 
Revisoren bei dieser Behörde und die Verwalter der allgemeinen kirchlichen Fonds, 
soweit sie Staatsdiener-Eigenschaft haben sollen, im gegenseitigen Einverständniss 
der Grossh. Regierung und des erzbischöflichen Ordinariats gewählt und mit landes- 
herrlicher Signatur angestellt. 

Die Anstellung der Revidenten und Verwalter ohne Staatsdiener-Eigenschaft 
steht dem Oberstiftungsrathe zu. 

Sie sowohl als die mit Staatsdiener-Eigenschaft anzustellenden Revisoren 
und Verwalter müssen Katholiken sein. 

§. 10. Wenn ein mit Staatsdiener-Eigenschaft angestelltes Mitglied oder 
em Beamter des Oberstiftungsrathes dem erzbischöflichen Ordinariate, oder wenn 
ein geistliches Mitglied dieser. Stelle der Grossh. Regierung gegründeten Anlass 
zur Unzufriedenheit geben sollte, so wird der betreflTende Staatsdiener durch die 
Grossh. Regierung, der betreffende Geistliche durch das erzbischöfliche Ordinariat 
aus dem Oberstiftungsrathe entfernt werden. 

§. 11. Der katholische Oberstiftungsrath führt die Aufsicht über die Ver- 
waltung der Orts- und Distrüctsstiftungen, der besetzten und erledigten Pfründen. 

Er prüft und genehmigt die Voranschläge der Stiftungscommissionen für 
die Orts- und Distriktsstiftungen, sowie Einnahmen und Ausgaben dieser Stiftungen, 
die in den Voranschlägen nicht vorgesehen sind. 

Die Rechnungen über die Verwaltung der Orts- und Distriktsstiftungen und 
der erledigten Pfründen werden durch ihn geprüft und vorbeschieden. Er besorgt 
die Rechtsvertretung für das seiner Verwaltung unterliegende kirchliche Vermögen, 
sowie für das der kirchlichen Orts- und Distriktsstiftungen. 

Die Aufsicht über die Verwaltung der Ortsstiftungen und der Pfründen wird 
der Oberstiftungsrath in den hiezu geeigneten Beziehungen durch die erzbischöf- 
lichen Decane und die Grossh. Bezirksämter üben. 

$. 12. Für die allgemeinen Fonds stellt der Oberstiftungsrath, soweit thun- 
lich, Voranschläge auf, die von dem erzbischö fliehen Ordinariate geprüft und be- 



Ordinariat selbstständig einzuschreiten und in Betreff des sog. nichtkirchlichen Ver- 
mögens dieselben disciplinaren Befugnisse , wie der Erzbischof bezüglich des kirch- 
lichen auszuüben. Das erzbischöfliche Ordinariat soll auch nicht ohne Zustimmung 
der fiegierung die Führung eines Prozesses verweigern oder einen Vergleich oder Ver- 
zicht eingehen können. Der wegen der (in §. 12 ff. der landesherrlichen Verordnung 
verzeichneten) Befugnisse der Regierung zwischen dieser und den Commissionen au 
führende Verkehr wird durch das crBbischöfliohe Ordinariat gepflogen. (A* d, B.) 
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stfttigt und, sobald sie bestätigt sind, der Grossb. Regierung zur Einsiebt und, 
soweit nOthig, zur Zustimmung mitgetbeilt werden. 

Einnabmen und Ausgaben allgemeiner Fonds, die in den Voranscblägen 
nicbt vorgesehen sind, bedürfen der Genehmigung des erzbiscböflichen Ordinariats. 

Die Grossb. Regierung ist von derartigen Verfügungen rechtzeitig in Kennt- 
nfss zu setzen, und es ist, soweit nötblg, ihre Zustimmung einzuholen. 

$. 13. Für den Interkalarfond, den Breisgauer Religionsfond und die all- 
gemeine katholische Kirchenkasse wird im Einverständniss des erzbischOflichen 
Ordinariats und der Grossb. Regierung ein bestimmter VermOgensbctrag als Grund- 
stock festgestellt werden. 

Ueber den Mehrbetrag kann auf Antrag des Oberstiltungsraths oder nach 
eingeholtem Gutachten desselben das erzbischüfliche Ordinariat innerhalb der Zwecke 
dieser Fonds verfügen. 

Die Grossb. Regierung ist von derartigen Verfügungen rechtzeitig in Kennt- 
niss zu setzen, und es ist, soweit nöthig, ihre Zustimmung einzuholen. 

$. 14. Der Oberstiftungsrath wird alljährlich sowohl dem erzbischöflichen 
Ordinariate als der Grossb. Regierung eine übersichtliche Darstellung über den 
Stand des Kirchenvermögens vorlegen. 

S- 15. Die Superrevision der von dem Oberstiftungsrath geprüften Rech- 
nungen wird, soweit sie zweckmässig erscheint, von dem erzbiscböfliehen Ordi- 
nariat geübt, oder auf den Antrag des erzbiscböfliehen Ordinariats der Grossb. 
Oberrechnungskammer übertragen werden. 

S. 16. Soll ein liegendes Kirchengut veräussert, oder in anderer Weise 
der Grundstock eines kirchlichen Fonds verändert, oder 'sollen Erträgnisse eines 
solchen Fonds zu einem der Stiftung nicht entsprechenden Zweck verwendet wer- 
den, so muss die Zustimmung der Grossb. Regierung, dazu eingeholt werden. 

Ebenso muss' die Zustimmung des erzbischöflichen Ordinariats vorliegen. 

§. 17. Damit die Grossb. Regierung sich von der Erhaltung und stiftungs- 
gemässen Verwendung des Kirchenvermögens überzeugen könne, werden ihr auf 
Verlangen die Urkunden Akten und Rechnungen über die Fonds, die sie bezeich- 
nen wird, zur Einsicht vorgelegt werden *) 

§. 18. Zu den Verpachtungen über 9 Jahre, zu neuen ständigen und un- 
ständigen Ausgaben, wenn letztere den Betrag von 50 fl. übersteigen, ist gleich- 
falls die Genehmigung des erzbischöflicben Ordinariats einzuholen. 

§. 19. Für die Orts- und Distriktsstiftungs-Commissionen, fOr die Ver- 
walter erledigter PA*ünden und für den Oberstiftungsrath und die ihm untergebe- 
nen Verwalter werden Dienstinstruktionen im Einverständniss des erzbischöflichen 
Ordinariats und der Grossb. Regierung erlassen werden. 

S. 20. Ueber die Verwaltung gemischter Fonds, d. b. solcher, die thells 
kirchlich, thells nicht kirchlich sind, üben sowohl die Grossb. Regierung als das 
erzbischöfliche Ordinariat die Aufsicht, welche letzterem in Ansehung des Kirchen- 
vermögens, ersterer hinsichtlich des Milden Stiflungsvermögens zusteht. 

§.21. Hinsichtlich der jährlichen oder sonst fortlaufenden Leistungen aus 
kirchlichen Fonds für Schul-, Kranken- oder Armenpflege, sowie umgekehrt hin- 
sichtlich solcher Leistungen aus Gemeindemitteln, soweit die Grossb. Regierung 
darüber Verfügungsgewalt hat, oder aus milden Fonds für kirchliche Zwecke und 
hinsichtlich der Frage, ob Stiftungen als weitliche oder kirchliche zu betrachten 



1) Also auch staatlicher Seite DienstvlBitatioD zulässig. (A. d. B.) 
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seien, bleibt vorderband der gegenwärtige Besitzstand anverändert, bis Ober Ver- 
ändeningen das^ Einvernehmen zwischen der Staats- und KirchenbehDrde oder ge- 
eigneten Falls eine richterliche Entscheidung herbeigeführt worden ist. 

So beschlossen zn Karlsrohe in Unserem Staatsministeriiim , den 20. 
November 1861. 

Frtedricli. 
A. Lamey. 

Auf Seiner Königlichen Hoheit höchsten Befehl: 
Schunggart. 

f) Erzbischöfiiche Verkündigung vom 30. November 1861 inBe- 
treff der Vereinbarung über Verwaltung des Kirchenvermögenjs. 

Im Eingange der Nr. 20. des Anzeigeblattes verkündet der £rzbisch«f 
d. d. 30. November 1861 die vorstehende Grossh. Verordnung vom 20. November 
über die Verwaltung des Kirchenvermögens. Am Schlosse der en- 
bischöflichen Verkündang heisst es: 

»Der unsererseits andnrch bewirkte Vollzug obiger Ver« 
Ordnung soll aber den Rechten des heiligen Stahles keinen 
Eintrag thun, wesshalb Wir an unserem Theiie solche aus- 
drücklich gewahrt und di[e Bestätigung des heiligen Stuhles 
vorbehalten haben.« 

g) Nachträgliche Mittheilungen über die Vereinbarung inBetreff 

der Verwaltung des Kirchenvermögens. 

Wir geben im Folgenden noch einige vexlässige Mittheilungen über 
den Inhalt de^; Vereinbarungen zwischen Grossherzog und Erz- 
bischof. 

Die Regierung hat trotz der erzbischöflicben Verwahrung, dass die Kirche 
berechtigt sei, das katholische Schul- und Stiftungsvermögen als annexum 
religionis zu verwalten, nicht blos die Leitung dieser Verwaltung in der. Hand be- 
halten, sondern auch nur versprochen, so lange die dermalige Organisation be- 
steht, die seither von dem katholischen Oberkirchenrathe verwalteten katholischen 
Stiftungsfonds der Verwaltung des katholischen Oberstlftungsrathes zu über- 
tragen. Sie hat bemerkt, dass sie die allgemeinen katholischen Schulfonds in 
die Verwaltung der zu errichtenden Oberschulbehörde geben werde. Der Herr 
Erzbischof erklärte dagegen, dass er sich, wenn nicht, wie die localen Stiflungs- 
fonds von den örtlichen Commissionen, so auch die allgemeinen katholischen Schul; 
und Stiftungsfonds von dem katholischen Oberstiftungsrath verwaltet würden, die Zu- 
rückziehung der (cf* §.12 ff. der landesh. Verordnung) der Regierung gemachten 
Concessionen vorbehalte. Diese bemerkte hierauf, sie würde in diesem Falle ge- 
mäss §. 17. des Gesetzes vom 9. Oktober 1860 (Archiv VI. S. 134.) verfahren; 
d. h. den Status quo ante einföhren. 

Die Regierung hat indessen zugesagt, sie werde die Anordnung treffen, 
dass, wenn ein liegendes Gut des milden Stiftungs-, d. h. des Schul- und Stif- 
tungsvermögens veräussert oder der Grundstock verändert werden sollte, oder 
die Erträgnisse eines solchen Fonds zu einem nicht stiftungsgeniässen Zweck ver- 
wendet werden, dem Herrn Erzbischof davon Mittheilung gemacht werde. Sie 
hat ferner hierin versprochen, dass ttim dieselben Mittheilungen bezüglich dieser 
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Fonds gemadit werden, welche ihr (vgl. S. 134., bes. $. 17.) bez&glich des kirchlichen 
Vermiteens gemacht werdea Sie hat ihm endlich die Betügniss einger&amt, Be- 
schwerde zu. erheben nnd wird wohl hierauf gebührende Röcksicbt nehmen. 

Endlich hat die Regierang erklärt, bei der Organisation des Schul- und 
Süftungsverwaltungsvermögens den Wunsch des Herrn Erzbischofs in geneigte 
Prüfung zu ziehen, dass er nSmlich bei diesen Staatsbehörden sich vertreten las- 
sen kOnne. 

Mit Rücksicht hierauf und um das Zustandekommen einer Vereinbarung 
nicht unmöglich zu machen, hat der Erzbischof sich einstweilen mit der Ausübung 
dieser Beftignisse begnügt. 

DieMessnereien und Organistendienste sind als Kirchendienste 
erklärt, und macht der Staat keinen Anspruch auf Ernennung zu denselben. Die 
Regierung hat hiernach auch zugesagt, dahin zu wirken, dass die Messnereien 
von den Schuldiensten getrennt werden. So lange beide Dienste aber mit eman- 
der gesetzlidi verbunden sind, erklftrt sich die Regierung bereit, bei der, anlässlich 
der Besetzung der mit der Messnerei verbundenen Lehrerstellen dem Herrn Erz- 
bischof hievon zu machenden Anzeige demselben ein Beschwerderecht über die 
Quallflcation des Lehrers als IMessner einzuräumen, wie er denn auch den Mess- 
ner in seinen kirchlichen Dienst einzuweisen hat. 

Die Regierung hat endlich versprochen, dem Oberstiftungsrath einen ver- 
hältnlssmässigen Theil der Dotation fortzuentrichten , welchen sie bisher fQr den 
katholischen Oberkirchenrath entrichtet hat; femer: zu gestatten, dass das Kna- 
benseminar, die Convicte und die Kanzlei den erforderlichen Unterhalt aus Kir- 
Ghenmitteln, die Convicte zugleich auch solchen nach Kräften aus nicht kirch> 
liehen katholischen Stiflungsmitteln erhalten. Bezüglich der Erhöhung der 
Kanzleidotation wird die Grossh. Regierung prüfen und ermessen, welche Billig- 
keitsansprüche auf Staats- oder sti^tungsmittel bestehen , und ob sie solchen den 
Ständen gegenüber entsprechen kann. (Also nur in soweit gehört die Sache vof 
die Stände.) 

Wie am Schlüsse der erzbischöflichen Verordnung über das Kirchenvermö- 
gen und über die Pfründebesetzüng, so hat der Erzbischof auch durch die Erklärung 
seüies Commissars die Rechte des heiligen Stuhles ausdrücklich und förmlich 
gewahrt und Höchstdessen Bestätigung vorbehalten. 

Obgleich hiernach bezüglich des Schul- und milden Stiftungsvermögens die 
Grundsätze des Kirchenrechts nicht zur vollen Anwendung gekommen sind, so ist 
solches der Hauptsache nach doch bezüglich der Verwaltung des Kirchenvermögens 
geschehen. 

6. Aus der Thronrede des Grossherzogs bei Eröffnung der Kam- 
mern vom 30. November 1861. 
lieber die Beilegung des kirchlichen Conflictes. 
Dem eifrigen Bemühen Meiner Regierung ist es gelangen, dem Gesetze über 
die Stellung der Kirchen im Staate die vollständige Ausführung zu sichern. Sie 
werden Meine innige Freude theilen , dass die Verwickelungen mit der katholischen 
Kirchengewalt in einer Weise gehoben sind, welche die gerechten Ansprüche aller 
Th^ile befriedigen, zahlreichen Gemeinden wieder eine stetige Seelsorge gewähren 
und den Geistlichen die zur Erfüllung ihres hohen Berufei unentbehrliche würdige 
Stellung zurückgeben wird. Die vereinigte evangelisch-protestantische Kirche hat 
^uf der Gru^lage und im Geiste derselben Gesetzgebung ihre Verfassung ernjeuert 
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Die wichtigen Besdilüsse der Jüngsten Generalsynode sind in rascbem Vollzüge be- 
griffen. So hat dieses Gesetz, indem es durch die volle Freiheit der Gewissen 
die Entwikelung echter religiöser Ueberzeugung verbürgte, den Kirchen selbst 
aber freies und selbstständiges Leben verlieh , segensvolle Früchte des Friedens 
getragen. DIp veränderte Stellung der Kirchen fordert die Neugestaltung der Be- 
hörde, welcher die Leitung des Unterrichts anvertraut ist. Sie werden dieselbe 
gerne mit den nöthigen Mitteln ausstatten, sowie auch den Verwendungen zustim- 
men, welche für die würdige Pflege von Kunst und Wissenschaft und für eine 
den Geist und Körper kräftigende Erziehung beabsichtigt sind. 

II. Bayern. 

1. Die kirehlichen Vorschriften über das Braute^xamen für 

Brautleute gemischter Confession. 

(Aus dem Bamberger Pastoralblatt 1861. Nr. 18.) 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass auch bei einer gemischten Ehe 
mit nicht stipulirter katholischer Kindererziehung das Braulexamen mit dem ka- 
tholischen Brauttheil vorzunehmen ist, da letzterer bei dem Vorhandensein des 
impedimentum mixtae religionis eine zwar unerlaubte, aber keineswegs ungiltige 
Ehe eingeht und darum die Vornahme des Brautexamens schon nach dem Zweck 
und Inhalt desselben sich als nothwendig herausstellt. 

üeberdies kann ja möglicher Weise gerade bei dieser Gelegenheit das Vor^ 
haben, eine gemischte Ehe zu schüessen, noch verhindert werden. Die gegen- 
theilige Ansicht, welche ihre Begründung in dem Umstände zu finden glaubt, dass 
durch Vornahme des Brautexamens zur Schliessung einer verbotenen Ehe cooperirt 
werde, kann durch das an die bayerischen Bischöfe erlassene Breve Gregors XVI, 
vom 12. September 1834 »Litteris jam inde« berichtigt werden, wornach selbst 
gestattet ist, 

a) ein derartiges Eheversprechen in gewisser Form auszurufen, 

b) nach der Ausrufung in gewisser Form einen Ledig-Schein aus- 
zustellen, 

c) der Eheerklärung vor zwei Zeugen passive Assistenz, zu leisten, 
endlich 

d) die also geschlossene Ehe in den katholischen Trauungs-Matrike.I 
einzutragen. 

Vgl. Pastoralnormativ vom 8. December 1835 und General-Vicariats-Ent- 
schliessung d. d. Bamberg, den 16. April 1852 vid. V.-S. pag. 127 und 334. 

2. Ministerialentscbliessung vom 26. Mai 1861. 

Die Verehelichung von bayerischen Unterthanen im Auslande betreffend. 
(Aus dem Bamberger Pastoralblatt 1861. Nr. 18.) . 

(Nr. 8929.) Staatsministerium des Innern: Nach der Ministerial- 
Entschliessung vom 21. Juni 1855 Nr. 12887, die Verehelichung bayerischer Un- 
terthanen im Auslande betreffend, ist es unzulässig, bayerischen im Auslände sich 
aufhaltenden Staatsangehörigen die zur Verehelichung erforderlichen Dokumente 
zu verabfolgen, wenn nicht zuvor constatirt Worden ist, dass dieselben die' An- 
sässigkeit in einer bayerischen Gemeinde erworben und die Bewilligung zur Veri^ 
eh^Uchong von der zuständigen bayerischen Behörde erwirkt oder nach vor* 
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gftngiger Erlaobniss zur Aaswanderang die Aafhahme In ehren fremden Unter- 
tbanenverband erlangt baben. 

Nacbdem nan wiederbolt der Fall vorgekommen ist, dass bayerische in 
Frankreich sich aufhaltende Unterthanen, welchen in Gemässheit der angeführten 
Bestimmung die Behufs der Va'ebelichung von ihnen erbetenen Dokumente ver- 
weigert worden waren, hierauf die Verabfolgung ihres Geburts-Schemes zum 
Zwecke der Begründung eines in Frankreich anzubringenden Naturalisationsge" 
suches beantragten und über das hiebei einzuhaltende Verfahren sich Anstände 
ergeben haben, so findet sich das unterfertigte Staatsministerium hiedurch ver- 
anlasst, in dieser Beziehung Nachstehendes zu bemerken: 

Ein Bayer, welcher um die Naturalisation in Frankreich sich bewerben 
will, hat zunächst nach Massgabe der in Bayern hierüber geltenden Vorsdiriften, 
die Erlaubniss zur Auswanderung za erwirken; derselbe bedarf aber zur Begrün- 
dung seines Naturalisationsgesuches in Frankreich nach der dort geltenden Ge- 
setzgebung auch des vorschriAsmSssig beglaubigten Geburtsscheines; die Verab- 
folgung dieser Urkunde ist daher, im Falle die erbetene Bewilligung ertheilt 
wurde, nicht zu beanstanden. 

Der Geburtsschein kann zwar ml^glicher Weise dazu benfitzt werden, die 
Trauung in Frankreich zu erwirken, diese Besorgniss vermag jedoch in dem oben^ 
erwähnten Falle die Yorenthaltung jener Urkunde nicht zu rechtfertigen, da es 
ausserdem dem Betheiiigten unmöglich sein würde, von der erhaltenen Auswan- 
derungserlaubniss Gebrauch zu machen. 

Damit jedoch einer mlssbräuchlichen Benützung der fraglichen Dokumente 
möglichst vorgebeugt werde, erscheint es in diesem Falle räthlich, dass denselben 
ein entsprechender Vorbehalt beigefQgt und demzufolge etwa ausdrücklich be- 
merkt werde, dass die Urkunde lediglich zum Zwecke der Begründung eines 
Namralisationsgesuches ausgefertigt worden sei und insbesondere zur Ein- 
gehung einer Ehe nicht benützt werden dürfe, indem der Betheiligte, in so lang 
er nicht die Naturalisation in einem anderen Staate erlangt hat, in Beziehung auf 
die Schliessung einer Ehe der bayerischen Gesetzgebung unterworfen bleibe, nach 
der letztern aber die Verehelichung ^"on der Bewilligung der zuständigen Behörde 
bedingt und eine ohne diese Erlaubniss im Auslande geschlossene Ehe nicht nur 
bürgerlich ungültig, sondern auch mit einmonatlicher Arreststrafe bedroht sei. 

Auf diese Weise werden die betheiligten bayerischen Unterthanen in den 
{Stand gesetzt, ihr Naturalisationsgesuch zu begründen; zugleich werden dieselben 
und die ausländischen Behörden, deren Mitwirkung zur Verehelichung etwa in 
Anspruch genommen werden will, auf die Folgen eines Missbrauchs der f)raglichen 
Dokumente , insbesondere auf die Folgen der unerlaubten Verehelichung aufmerk- 
sam gemacht und von Seite der bayerischen Behörden wird bei der Einhaltung 
des angedeuteten Verfahrens der in dieser Beziehung ihnen obliegenden Verpflich- 
tung vollkommen genügt. ^ 

In gleicher Weise ist übrigens selbstverständlich zu verfahren, wenn es sich 
um Verabf(^ung von Urkunden an bayerische Unterthanen nach solchen Ländern 
handelt, in welchen, wie in Frankreich, die Vorlage des Geburtsscheines sowohl 
zur Begründung des Naturalisationsgesuches, als auch zur Erwirkung der Trauung 
nothwendig ist. 

Die königliche Regierung, Kammer des Innern, erhält hlemit den üufU^ag, 
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nach Massgabe der vorstehenden Direcdven an die betreffenden UnterbehOrden die 
geeigneten Weisungen zu erlassen. 

München, den 26. Mai 1861. 

Auf Seiner Königlichen Majestät allerhöchsten Befehl, 
von Neumayr. 

von Eppien 

8« Ministeriaientschiiessung vom 8. Juli 1861. 

Die Beiziehung der Schullehrer zu den Berathungen der Ortssdiulbehörden betreffend. 
(Aus dem Bamberger Pastoralblatt 1861 Nr. 25.) 

(Nr. 5320.) Staatsministerium des I. f. K. u. Seh. Durch die $$. 66, 
94 und 101 des Gemeindeediictes vom 17* Mai 1818, welche bei der Revision 
dieses Gesetzes vom 1. Juli 1834 lieine Abänderung erlitten haben, dann durch 
J. 34 desselben in Verbindung mit dem Lokalumlagen-Gssetze vom 22. Juli 1819 
sind die Befugnisse der Gemeinden und Gemeindebehörden bezOglich der Schulan- 
gelegenheiten festgestellt. 

Die Organisation der Ortsschulbehörden mit Rücksicht auf jene gesetzlichen 
Bestimmungen erfolgte durch die allerhöchste Verordnung vom 22. März 1821 
CReg.-Bl. S. 291). Durch diese ist das gegenseitige Verhältniss der Gemeindebe- 
hörden und der Ortsschulbehörden geordnet, und wurde den letzteren die ihnen 
gesetzlich gesicherte Zuständigkeit in Schul-Sachen ausdrücklich vorbehalten. 

Mit Rücksicht auf diese, dem Stande der Gesetzgebung und des bestehen- 
den staatlichen Organismus entsprechende Einrichtung, vermöge deren die Leitung 
des Schulwesens der Staatsregierung zukömmt, sind die Kreisregierungen veran- 
lasst worden, sich darüber gutachtlich auszusprechen, ob die Zuziehung der 
Schullehrer zu den Berathungen der Ortsschulbehörden einerseits mit den bestehen- 
den Einrichtungen verträglich , andererseits als für das Wohl der Schule vortheil- 
haft zu erachten sei. 

Die Mehrzahl der Kreisregiernngen hat sowohl die erste als die zweite 
Frage bejahend beantwortet. Die erste, weil weder die allerhöchste Verordnung 
vom 22. März 1821, noch die Instruktion für die Lokalschulinspektionen vom 15* 
September 1808 (Reg.-Bl. S. 2493) die Anwesenheit der Schullehrer bei den Sitzun- 
gen der Lokalschulbehörden ausschliessen oder als unstatthaft erscheinen lassen 
und ebendesshalb bereits vielfach die Lehrer zu den Berathungen beigezogen 
werden, die zweite, weil die Anwesenheit der SrhuUehrer geeignet ist, zur gründ- 
lichen Behandlung und Vereinfachung der Geschäfte beizutragen und sich in dieser 
Beziehung als zweckmässig bewährt hat, wo sie hergebracht ist. 

Hiedurch sieht sich das unterfertigte kgl; Staatsministerium veranlasst, die 
regelmässige Beiziehung der SchoUehrer zu den Berathungen der Lokalschul behör- 
den nunmehr allgemein anzuordnen. Mit Rücksicht auf die ordnungsmässige Stel- 
lung der Lehrer gegenüber den Lokalschulbehörden kann jedoch den Ersteren 
hierbei nur eine berathende Stimme zugestanden werden und versteht es sich von 
selbst, dass ihre Anwesenheit jederzeit ausgeschlossen ist, wenn Fragen zur Er- 
örterung gelangen, bei denen das Lehrerpersonal persönlich betheiligt ist, in 
welcher Beziehung der Vorsitzende das ^ölhige anzuordnen hat. Es erscheint 
dabei als genügend und entspricht dem obenerwähnten Herkommen, wenn auf 
dem flachen Lande und in Märkten nur der erste Lehrer, in grösseren Städ- 
ten zwei bis sechs Lehrer unter entspreehender Berücksichtigung des confessio- 
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Bellen Verbilimsses xu den Berathongen gezogen werdea Die BestimmuBg der 
Zahl innerhalb der gegebenen Grftnze und die Auswahl \8i m letzteren Falle den 
Lokalschulbehörden zu überlassen. 

Da durch die gegenwärtige Anordnung keine Abänderung der bestehenden 
Yorschriften beabsichtigt ist, so behält auch die Bestimmung des $. 15. der In- 
struktion fOr die Lokalschntlnspektlonen ihre volle Geltung es kann aber den Lo- 
kalschulinspekloren anheim gestellt v^erden, nunmehr unter ihrer Leitung und 
Haltung die Sitzungsprotokolle durch die anwesenden Lehrer schreiben zu lassen. 
München, den 6. Juli 1861. 

Auf Seiner Königlichen Hoheit Allerhöchsten Befehl, 
von ZwehL 

v. Bezold. 

4. Ministerialentschliessang vom 20. August 1861. 
Die Concurrenzpflicht der PfarrpfrOnden zu Gemeinden und Distriktsumlagen 

betreffend. 

(Aus dem BAmberger Pastoralblatt 1861 Nr. 27.) 

Dem bepftOndeten Klerus Bayerns wird nachstehende, die Befreiung der 

nicht zureichend dotirten geistlichen Pfründen von Gemeinde- und Distriktsumlagen 

betreffende Entschliessung des kgl. Staatsministeriums d. J. vom 20. August 1. J. 

zur Damachachtung mitgetheilt: 

Staatsministerium des Innern. 
Auf berichtliche Vorlege vom 2. ds. wird der k. Regierung erwledert: Laut 
der vorgelegten Verhandlungen geniesst die Pfarrei N. wegen unzureichenden 
PMndevermögens das Privilegium des Steuervorschusses und erreicht das Ein- 
kommen des Pfarrers mit 587 fl. 3 kr. die Congrua nicht. Bei dieser Sachlage 
kiinn von Erhebung von Distriktsumlagen von Seite der genannten Pfarrpfrunde 
gemäss Artikel 31. des Distriktsrathsgesetzes vom 28. Mai 1852, dann von Erhe- 
bung von Geraeindeumlagen im Hinblick auf den , der Pfarrei im Art. 111. Ziff. 4. 
des Gemeindeumlagegesetzes vom 22. Juli 1819 zur Seite stehenden Befreiungs- 
grundes keine Rede sein. 

Auf die vom k. Pfarrer N. zu N. erhobene Beschwerde vom 1. Juli L Js. 
wird daher die Regierungs-Entschliessung vom 25. April d. Js. dahin abgeändert, 
dass genannter k. Pfarrer von der Concurrenz zu den Distrikts- und Gemeinde- 
Umlagen zu N. freizulassen sei. 

München, den 20. August 1861. 

Auf Seiner Königlichen Migestät Allerhöchsten Befehl, 
von ZwehL 

von Neameyr. 

V. Dillis. 

5. Päpstliches Indult vom 24. Januar 1861. 
Die Leichengoltesdienste in der Erzdiöcese Mönchen und Freising betreffend. 
(Ans dem MüDchener Pastoralblatt 1861 Nr. 8.) 
Nach kirchlicher Anordnung können die Leichen-Gottesdiensle für verstor- 
bene Cbristgläubige in den Kirchen praeseute eorum cadavere nicht nur in festo 
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dnplici majori vel minor! , sondern auch in festo doplici secandae classis , in vi- 
gilia privilegiata, infra Octavam privilegiatam , und sogar nötliigen Falls in feria 
If. et III. post Dominicam Paschae vel Pentecostes gehalten werden Nachdem 
aber vor mehr als fönfzig Jahren in Bayern die üeberbringung der Leichname 
in die Kirchen untersagt worden war, glaubten einige Pfarrvorstände, die Leichen- 
Gottesdienste auch absente cadavere an den nfimlichen Festen und Ferien abhalten 
zu dürfen, an welchen diese Abhaltung praesente cadavere gestattet war, während 
andere hieran zweifelten. Da nun bisher vom heiligen Stuhle keine Entscheidung 
hierüber erfolgt war, eine solche jedoch von dem DfOcesanklerus sehr gewünscht 
wurde, so haben sich Seine Excellenz unser Hochwürdigster Herr Erzbischof mit 
der Bitte um eine gnädigste Erklärung an Seine päpstliche Heiligkeit gewendet, 
und es ist hierauf unter dem 25. vor. Monats das nachstehende päpstliche Decret 
anher erlassen worden: 

Monaco-Frisinffenae etc. etc. 

Ab expositis huic Sanclae Sedi a Reverendissinio Episropo Monaco Frisin- 
gensi quam appareat Ecclesias illius Dioecesis pro celebrandls Missis de Ke^uie eum 
cantu in die obitus seu depositionis defuncti absente corpore, attentis Gabernii 
civilis praesiriptionibus , in üsdem circumstantüs versari, quae locum dederunt 
Decretis a Sacra Rituum Congregatione latis in Florentina, die 25. Aprilis 1781 
et in Tudensii) die 7. Septembris 1816 ad Dubium 43., Sanctissimus Dominus 
Noster Pius Papa IX. clementer deferens supplicibus votis ejusdera Episcopl a sub- 
scripto Sacrorura Rituum congrcgationis Secretarlo relatis, indulsit, ut eadem, 
Decreta serventur etiam in Dioecesi Monaco-Frlsingensi. Itaque in Ecclesiis Dioe- 
cesis ipsius cantari poterit Missa de Requie ut in die obitus cum absolut iöne et 
precibus, quae In die obitus fieri et recitari solent, quatenus defuncti cadaver sit 
adhiic insepultum, quibus diebus Rubricae hanc Missam, corpore praesente cum 
cantu celebrare permittunt, apposito tarnen in Ecclesia Lodicis seu nigri panni signo 
ab eo diverso, quod in Anlversario adhibetur, ut Fideles intelligant, Missam hlsce' 
diebus offerri in expiationem animae illius defuncti, cujus corpus terrae adhuc 
traditum non fuit, et Ecclesiae precibus etiam proprias adjungant. Quod si de- 
functi corpus sepultum jam fuerit, celebrari poterit una Missa cantata ut In die 
obitus seu depositionis cum absolutione et precibus, ut supra singulis diebus, qui- 
bus non occurrit Duplex primae vel secundae Classis, aut Festum de praecepto 
servandum. Contrariis non obstantibus quibuscumque. 

Die 24. Januarii 1861. 

C. Episc. Portuens. et S. Rufinae Card. Patrizi 
S. R. C. Praef. 
(L. S.) H. Capalli, S. R. C. Secretarius. 

Durch dieses Dekret ist demnach gestattet, dass eine Missa cantata de Be* 
quie cum absolutione et precibus fär einen Verstorbenen, dessen Leichnam noch 
nicht begraben ist, auch absente corpore an dem nämlichen Tage gehalten werden 
dürfe, an welchem sie früher praesente cadavere gehalten werden konnte; und 
dass eine solche Missa cantata de Requie nach bereits stattgeflindener Begräbnis^ 
für den Verstorbenen an allen Tagen gehalten werden könne, mit Ausnahme der 
festa duplicia primae et secandae classis, und der festa de praecepto servanda. 
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Indem man dieses den PfarrvorstAnden der ErzdiOcese eröARaet, will man 
dieselben ermahnt haben, sich von nun an bei Abhaltung von Leichen-Gottes- 
diensten genau an das in obigem Decrete gegebene Indult zu halten, 
München den 19. Februar 1861. 

Dr. Joseph yon Prand, Domprofpst u. Generalvicar» 

Dr. M. Kaiser, SecretÄr. 

ni. Braaillleii« 

Gesetz Ober die bfirgerllche Gültigkeit nicht katholischer Ehen. 
' Ans Rio de Janeiro rom 7. September 1861 schreibt man der Nenen Prens«. 
Zeitmig Nr. 261 : 

Vor einigen Tagen ging in der Kammer das Gesetz Ober die Gültigkeit 
der nicht katholischen Ehen durch. Es ist darin aber nicht von den gemischten 
Ehen und dem Falle die Rede, dass der eine Theil die Confession wechselt, und 
deswegen be^iedigt es die Erwartungen der Prolestanten nicht. 

Wie wir aus dem Literatnrblatt Nr. 98 der Darmst&dter AI lg. Kirchenztg. 
vom Jahr 1861 entnehmen, ist der Gesetzentwurf in Bezug auf protestantische 
Ehen in zweiter Lesung nebst einigen parlamentarischen Reden abgedruckt in 
den zur Förderung der Auswanderung erscheinenden 

Aktenstücke Brasilischer Seite, betreffend die Colonisation des Kaiserreiehs. 

Periodische Zeitschrift in sswanglosen Heften, ü. Jahrgang. 4. Heft. Leipzig 

bei F. Wagner. 1860. 

IV. Haiti. 

Promulgation des Concordates ira September 1861. 
Nach den Nachrichten von den Antillen vom 16. September 1861 war in 
Port-au-Prince (der Hauptstadt von Haiti) das zwischen dem heiligen Stuhle 
und dem Präsidenten Geffi-ard abgeschlossene Coneordat promulgirt worden. 
• Diesem zufolge werden in der Republik ein erzbischöflicher und vier bischöfliche 
Stühle errichtet, zu welchen der Papst ernennt, der hierzu Geistliche wählen 
kann, die der weissen Race angehören. (Köln. El. 1861. Nr. 230. vom 16. 
October unter □ Paris 14. October.) 

V« nrasflau. 

Beschlösse der zweiten Kammer vom 7. August 1861, die 
katholischen Kirchenverhältnisse betreffend. 
Wir thellten im Archiv Bd. VI, S. 373 fl*. die VerfOgungen zur provisori- 
schen Erledigung des Kirchenconflikts, und namentlich auch die Ministerial-Yerfli- 
gung vom 25. Mai 1861 mit, welche nach dem Antrage des Abgeordneten Lang 
zur Verhandlung der Landstände einverlangt und bis zu deren Zustimmung ausser 
Vollzug gesetzt werden sollte. Die zweite Kammer hat in ihrer Sitzung vom 7. 
August 1861 mit 12 gegen 11 Stimmen es abgelehnt, die Regierung zu ersuchen, 
die Ministerial-Verordnung ausser Anwendung zu setzen. Jedoch wurde beschlos- 
sen: 1) die Regierung zu ersuchen, die Ministerial-Verorcbiang dem Landtage zur 
Berathung und Zustimmung vorzulegen; 2) gegen die Rechtsbeständigkeit der Mi- 
nisterlal-Verordnung Verwahrung eingelegt; aber 3) die Kammer wolle nichts da- 
gegen einwenden, dass solche Einrichtungen, wie sie in der Ministerial-Verordnung 
getrofl'en sind, vorläufig als Provisorium bis auf Weiteres (d. h. 
wie die Antragsteller bei der Discussion und vor der Abstimmung erklärten: »bis 
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zam^ nficbsten Landtage«) besteben bleiben, Jedpch lediglich als Verwaltongs- 
massregeln und ohne Beeinträehtigung der landstfindischen Rechte ; 4) die Regie- 
rang möge möglichst bald die nöthige Einleitung treffen, am das Yerhältniss zwi- 
schen der Staatsgewalt einerseits und der katholischen und der evangelischen 
Kirche, sowie den Qbrigen Religionsgesellschaften andererseits auf dem Wege der 
mit den Ständen zu berathenden Landesgesetzgebnng im Sinne voUst&ndiger 
Glaubens- und Gewissensfreiheit (?!) definitiv zu ordnen. 

Wir kommen ausführlich auf die Commlssionsberichte und Verhandlungen 
der Kammer zurfick, und verweisen einstweilen auf das Mainzer Journal 
i861 Nr. 177. 179. 188. 189, 193—198., wo auch die vortrefflichen Reden der 
katholischen Abgeordneten Wirth, Stähler, Schleldt, Bellinger und Link 
ausführlich mitgetheilt sind. 

VI. OeAterreirla« 

Päpstliches Breve v o m 1 6. April 1861 

zur Ausführung des Art. 30. des Concordates. 

Die Yeräusserung, Belastung oder Verpachtung von Kirchengütern der Regularen 

betreffend. 
(Brixener DiÖcesanblatt 1861. V. Stück. Linsier Biöcesanblatt 1861. Xin. Stück.) 

Pins PP. IX. Ad futuram rei memoriam. Per alias Nostras in simili forma Brevis 
Litteras datas die III. Aprilis Anni proxime praeteriti xMDCClLX. ApostoÜco Nuntio, 
nee non Archiepiscopis, atque Episcopis, et Praesulibus Nullius, ut vocant, Dioecesis 
in universa Imperatoris Austriae ditione existentibus, exceptis iis, qui in Provinciis 
Italicis ejusdem ditioni subjectis consistunt, nee non Episcopo Wratislaviensi pro 
parte ipsius Dioecesis, quae in Austriaco Imperio continetur, peculiares ad praefini- 
tum temporis spatinm facultates snmus elargiti pro concedenda sub cerlas conditio- 
nibus bonorum ecclesiasticoruro alienatione, vel onerum impositione super iisdem 
bonis Juxta Articulum XXX. Conventionis , quam de ecclesiasticis negotiis cum 
Carissimo rn Christo Filio Nostro Francisco Josepho Austriae Imperatore et Bohe- 
miae atque Hungariae Rege Apostolico inivimus. Quoniam vero in memoratis No- 
stris Litteris nihil de bonis Regniarium decernendum existimavimus , modo in Id 
consilii venimus, ut pro concedenda etiam potestate alienandi bona Regalarium, 
vel onera iisdem tmponendi peculiares Austriaci Imperii Antistitibus per Apostolicuffl 
apud Imperialem Aulam Nuntium, vel ejus vices pro tempore gerentem faeultatea 
impertiamur. Quapropter motu proprio, certa scientia, ac matura deliberatione 
Nostra Apostolicae Sedis Nuntio apud Serenissimum Austriae Imperatorem pro 
tempore existemi, vel ei, qui ejusdem Nuntii vices pro tempore gerat, nee non 
Archiepiscopis, atque Episcopis, et Praesulibus, ut vocant, nullius Dioecesis in uni- 
versa memorati Imperatoris Austriae ditione existentibus, iis tamen exclusis, qui in 
Provinciis Italiae consistunt, nee non Episcopo Wratislaviensi pro parte ejusdem 
Dioecesis, quae in Imperio Austriaco comprehenditnr, potestatem facimus ad de- 
cennium tantum a datis hisce Litteris computandum concedendi in sua quisque 
Dioecesi facultates sequentibus Articulis comprehensas. L Alienandi bona Rega- 
larium Ordlnum usque ad Sumroam florenorum octomillium monetae Austriacae, 
sive stabilia ea bona sint, s'^ in publicis nominibus consistant, adjecta tamen eon» 
ditione, ut pretium ex alienatione perceptum in aliorum bonorum stabilium, seu 
Censuum acq'uisitione convertatur, iisque deficientibus pretium ipsum alia ratione 
Aructuose, ae serure eoUocetur, exdusa qualibet negotiatione per Sacros Canones 
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ecciesiästicis virls interdicta. H. fmponendi bonis Regularium onera, quae non 
excedant snramam florenorum duodecim milliura rationem tarnen, ac (erminum prae- 
finiendo, quo aes alietium dissolvatur. Quod s1 necessariae Instaurationes, ac me- 
lioramenta in aliqao Regufarium fondo occurrant, neque aes alienum contrahi possit, 
et nonnisi per alrcujus boni ad eosdem Reguläres pertinentis venditionem necessitati 
proYlderi quea£, hoc in casu concedendi facuUatem venditionem perflciendi cum 
conditione, ut si ex pretio percepto pars aliqua superfuerit, eadem fructuose rollo- 
cetur rationibns snperios expositis. Quod si vendenda bona sint, vel onera iisdem 
imponenda, quae pretium excedant superins deflnitum, eo in casd Regalares suas 
deferre preces dehebunt vel directe ad Sanctam Sedem, vel ad Nuntiom Aposto- 
licam, cui proinde facuUatem facimus petitam venlam concedendi, si hoc in Do- 
mino expedire Judicaverit. III. Firmis manentibus ordinariis facnltatibns caosarum 
piarnm pro ineundis locationibus et conducüonibus ad triennium concedendi facul- 
tatem locationes ipsas et conductiones inenndi ad qufndecim annos, servatis in re- 
liquis canonids praescr^tionibus. Ad vitandos autem abusos nonnullos et obse- 
cundandum aliqua ratione consuetudini, quae in Austriaco Imperio invaluit, ut bo- 
norum ecclesiasticorum possessores a respeclivis Conductoribus reditus, seu prae- 
stationes accipiant, facuUatem concedendi reditus ipsos seu praestationes percipiendi 
in antecessum Ua tarnen, ut illae quoad fondos urbanos non excedant summam, 
quae in semestri spatio a Conductore persolvenda slt, quod vero spectat ad bona 
rustica, dummoda summam non praetei^grediatur, quae a Conductore per anni 
spatium persolvatur. IV. In casibus urgentis necessitatis, atque utiiitatis reh'giosae 
familtae, in quibus ad alienationera, seu onernm impositionem sine mora devenien- 
dum sU foeultatem largiendi absque praefinitae pecuniae summa alienationem per- 
flciendi, vel aes alienum contrabendi, ea tarnen adjecta conditione, ut in posterum 
ea de re ad Nuntium Apostolicum , sive directe ad Sanctam Sedem singUlatim ac- 
cnrateque referetur. Porro in omnibus et singulis casibus integram semper esse 
volamus facultatem postulationes ad Apostolicam Sedem directe deferendi. 

Volumus praeterea, ut in singulis hujusmndi concessionum casibus sive ab 
Apostolico Nuntio, sive ab Antistitibus Dioecesanis Superior localis, et respectivam 
Capitulum religiosae famiüae audiatur, utque canonicae praescriptionis accurate 
serventur, ac praesertim ConstUutio fei. me Pauli II. Praedecessoris Nostri, quae 
iDcipit »Cum in omnibus« edita die XI. Maji MCDLXV. ac proinde in omnibus, et 
singulis facultatibus, seu concessionibus volumus, ac mandamus, ut pateat, ac 
probata Sit religiosae famiüae necessitas, vel utilitas, eumque in flnem in singu- 
lis etiam casibus nedum Superioris localis et respectivi CapUuli Consilium, at sapra- 
dictum est, audiatur verum etiam bonesti nominis et probati judicii viri antea con- 
sulantur. Jnbemus denique, ut in omnibus, et singulis actis venditionis, sive 
alienationis , et onerum impositionis , atque etiam locationis ad annos quindecnn 
mentio expresse fiat facultatls ab Apostollca Sede concessae. Haec volumus, ju« 
bemus, mandamus, non obstantibus fei. rec. Pauli II. Praedecessoris Nostri, alio- 
rumque Praedecessorum Nostrorum de rebus Ecclesiae non alienandis, aliisque 
Constitutlonibus, et Ordinationibus spedaii licet memoria dignis in contrarium fa- 
cientibus quibuscumque. Datum Romae apud Sanctum Petrum sub Annnlo Pisca-* 
toris die XYl. Apriiis MDCCCLXL, Pontificatns Nostri anno Decimo qainto. 

Pro Domino Cardinali Pianetti. 

Jo.B. Brancaleoni Castellani Substituttui. 
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vn. Folen und Riumlaiid« 

1. Die staatsrechtlicben Ansprache der Katholiken in Polen und 
die rassische Gesetzgebang: gegen die katholische Kirche. 

Die »ilistolisch-poiitischen Blätter« besprachen in ihrem letzten Octoberhefle 
des Jahres 1861 die Broschüre des Grafen von Montalembert »die Nation 
im Itaoerkleidi^« (la nation en deail), die Frucht sefaier Bereisung Polens. Ob der 
Herr Graf Äberall richtig gesehen, wollen wir hier nicht desNfiheren untersuchen. 
Wr wollen hier nur (mit dem »Dedtseh. VolksbU 1861 Nr. 294) das Motlt 
hervorheben, welches nach den Wahrnehmungen des Grafen, sowie nach 
anderweitigen Kundgebungen die Poten zu ihrem politischen BefT^ungskampf)» 
hauptsächlich antreibt, ohne Obrigens noch manche Motive anderer Art aus- 
schiiessen zu wdien. Dieses hauptsächliche Motiv ist ein religiöses, nftmlich 
die Knechtung und Unterdrückung ihres katholischen Glaubens 
von Seiten der russischen Regierung, so dasses wie Montalembert meint, 
nur ein Akt der Nothwehr sei, wenn die Polen ihre politlsehe Unabhängigkeit 
aijstrebten, ohne welche ihre heiligsten Gflter, ihr Glaube nnd ihre katbolisehe Sitte 
veri^ichtet w&rden. Dass in diesem Punkte Montalembert nicht falsch gesehen, 
zeigen feigende thatsachen, die von den »Historisch-polit. Bl.« S. 687 1t, des ge- 
nannten Heftes nach der in Paris erschienenen Schrift des 

P. LescoueuTi llSglise cAtholique en Pologne sous le goavörnement Bitsse 
angeführt werden. Im Vertrag vom 18. Septbr. 1773 hatte die Czarin Katharina 
für sich und ihre Nachfolger den Römisch-Katholischen beider Riten ihre kirchli- 
chen Rechte und Freiheiten feierlich verbürgt. Dessen ungeachtet hat Katharina 
aliein 10,000 Pfarreien, 150 Klöster und mehr als acht Millionen Gl&ubigen 
zu mAbfalle gezwungen. Ihr Enkel Nikolaus hat weitere 1300 Pfarreien 
und zwei Millionen Seelen seiner grässiichen Tyrannei, dem russischen Schisma 
unterworfen, und ihre Priester zu Hunderten nach Sibirien geschickt. Noch Ale- 
xander II., der »Gütige«, hat die lezte Diöcese der Unirten zu Chelm zum Scbisma 
gezwungen. 

Wir knüpfen darim einige treffende Bemerkungen «ut einer Wiener x 
Corresp. vom 5. October 1861 im Deulacb. Volksbl. Nr. 236: »hi dem ersten« wie 
in den foifende;i Theilungsvertrfigen wnrde der die drei iheilenden Mäehte für 
immer verpüiehtende Grundsatz festgestellt, die alten Rechte der Polen in Sachen 
der Religion und bürgerlichen Gesetzgebung und überhaupt alle ijbre Rechte, 
welche keinen politlseheB Charakter besasaen, aufrecht zu halten. Keine der drei 
tkellenden M&ehte konnte diesem Principe entgegen handeln, ohne den Besitzlitel 
aller drei in Frage m stellen. Deonoch hat Bussland es in der Zeit nadi Besie- 
fung der Rebellion fethan. Diese Rebellion berechtigte Russland, dem Kdnigreicbe 
die ihm von Alexander I. bewilligte Constituiion für verwirkt zu erklären, niebt 
aber dazu, das russische Volk zum Herrscher des polnischen und die russische 
Kirche zur herrschenden der Polen zu machen« Das war sowoti^l eine Verletzung 
aller Theilungsverträge, als auch des In seinen wesentlichen Bestimmungen in die 
Wiener Congressakte aufgenommenen Apriltraktates zwischen Russland« Ödster- 
reich und Preussen,. indem der Besitztitel der zwei letztgenannten Mächte auf den 
alten Rechtsverpflichtungen ruhen blieb,. Russland aber eben diese, die auch .sei* 
nen Rechtstitel bildete« in der schreiendsten Welse verletzt«.«, ; . 

ArcU? ftf Ufctenmlit. VIL XO 
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Die seit zwanzig Jahren gepflogenen Unterhandlupgen des heiligen 
Stahles haben keinen Erfolg gehabt, und gegenivftrtig werden Anstalten 
fetrofTen, die Bedrückung auf das Höchste zu spannen. 

Im Archiv Bd. VI. S. 170—175 (heilten wir das zwischen dem heilig» 
Stuhle und dem Czaar Nikolaus geschlossene Concordat vom 3. August 1847 
mit und wiesen zugleich darauf hin, wie die russische Regierung, statt da» Con- 
cordat ao^ufUhren, fortwahrend . die katholische Kirche auf das Granatm^c 
unterdrücke. Wir lassen hier nach einer Corresp. aus Wihia v^m 27. f^^raar 
(10. Mfirz 1860) aus der »Augsb. Poslzeitungc (Separatausgabe »Deutschland« 
1860 Nr. 34) eine Blumenlese von Ukasen und Verfügungen geben, welch« 
nach den Versicherungen Jenes Correspondenien und wie sich aus dem welter 
nnten mitgetheilten 3reve des heiligen VAters vom 6. Juni und der Denkschrift 
der polnischen BischOfe vom Zb. September 1861 ergibt, mit satanischer 
Virtuosität alltäglich vollzogen werden: 

1) Der Ukas vom 26. Januar 1782 verbietet bei der uncanoniscben Errich- 
tung des Erzbistham3 von Mohylew un Art. 13, die Anpahme von Bullen und Brie- 
fen, welche im Namen des Papstes der römisch-katholisdien Geistlichkeit zuge^ 
schickt werden, und verordnet , dass solche sogleich an den Senat in Petersburg 
abgeschickt werden sollen, welcher nach Einsicht prüfen soll, ob solche Coi^re- 
spondenzen nichts Gesetzwidriges oder der monarchischen von Gott ei^geseta^ten 
Gewalt Zuwiderlaufendes enthalten. 

2) Ein ähnlicher ükas vom Jahre 1797 dehnt diese Verordnung auf die 
1793 von Polen zu Russland geschlagenen Provinzen aus. 

3) Ein ähnlicher Ükas von 1798 verschärft und dehnt diese Verordnung 
auf das gesammte Königreich aus bei Gelegenheit der Erhebung des protestanti- 
schen preussischen Husaren-Officiers Siestrzencewiez zum katholischen Metropoli- 
ten sämmtlicher Katholiken in Russland. 

4) Jtin mit Gesetzeskraft erlassenes Ministerial-Deret des Grafen Alexander, 
WoronzoW vom 14. Juli 1804 verbietet:* »dass kein Bischof, Priester oder irgend 
welcher katholischer ünterthan bei Vermeidung der schwersten Strafen Ver- 
bindungen, welcher Art sie auch seien, unter welchem Vorwande sie auch gesche- 
hen mögen, mit dem römischen Hofe anknüpfe und unterhalte.« — »Wenn aber 
der römische Hof soldie Verhaltnisse anzuknüpfen versuchen sollte, so soll dieses 
unverzflgUcb Sr. Majestät dem Kaiser berichtet werden.« 

5) Handschreiben des Kaisers Alexander 1. an den Siestrzencewiez ^vom 10. 
August 1804, in welchem dem Letzteren die Rechte des römischen Stahles für 
das ganze Kaiserreich übertragen werden. 

^) Einseitiges Rehgfonsedict des Kaisers Paul I. vom 3. November 1798', 
weiches ohne Bestätigung des apostolischen Stuhles die Angelegenheiten der ka- 
tholischen Kirche ordnet, nachdem dem päpstlichen Nuntius ' Grafen Litta verboten 
worden ist, bei Hofe zu erscheinen und demselben aufgegeben wurde, Petersburg 
bfainen 24 Stunden zu verlassen* 

' 7) Ukas des Kaisers Alexander I. vom 13. November 1801, welcher das 
römbch^katholische Collegiüm zu Petersburg ohne Willen und trotz des Protestes 
Roms einsetzt, um eine den Bischöfen vorgesetzte Behörde zu bilden, an die ge- 
gen die bischöflichen Aemter appellirt werden kann. — Dasselbe CoUeginm ver- 
waltet ialle Angelegenheiten der katholischen Kirche und entscheidet in denselben 
hl höchster Instanz durch seine Berichte uiid Vorstellungen (dokllad) aü den Kai- 
ser. Ehi kaiserlicher Procurator und eüi kaiserlicher Secretär tagen in diesem 
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Mifrivm. (G^fenvIrtSff ist Enterer Sebismatiker, dar Zwdie Pro^tstoK. Zd- 
toadMiw «od KniinbmQller). , 

8) Die Erricbtimg eines Ministerioms der firemden Colte Qnd IMerweisnof 
folgender Gegenstftode aus dem Bereielie der bisdbdfliclieD Jttriidiktion an das- 
selbe: 1. Präsentation der Candidaten bei Besetzang von Bistbtkmern, Piaiatiireii 
Oüd Dignltat^ an die Person des Kaisers; 2. Besetzung der Boiailaien; $. Besta« 
ügwig der Ordens-Oberen und der Seminarlehrer; 4. llissregeUi gegen die Bi^ 
setoDfe; 5. Entsendung von Revisoren und Itaiserlieben Commißsare»; g* Oberaof* 
Sicht über die Seminare und die Klöster; 7. Admlnistratimi des geMldion Venng^ 
g«ii8. — Datum Petersburg 17. August 1810« 

0> Crlinzliehe Llhnumg der Thätigkeit der Bisf^Ofe dnr^ Krrichtuig eines 
Ministeriums der geistlichen und Unterrichts-Angelegenheiten, welches für alle 
Cidte gleichmassig füngirt und die bischöfliche Jurisdiktion gänzlich absorbirt. 
Der Minister Fürst Galicin hatte Abtheihingen für Scbismatilier, Katholilien, Uolrten, 
Protestanten, Türken, Juden, Heiden gebildet. Diese monströse Behörde dauerte nur 
von 1817 bis 1823 — wo der Minister für fremde Culte in der Person des Admirals 
Grafen Szyszkow die Leitung der religiösen Angelegenheiten in die Hand bekam, 

10) Ukas vom 22. April 1828 Nikolai 1., kraft dessen die ganze Organisa- 
tion der unirten Kirche über den Haufen geworfen und för die späteren Pläne 
der gänzlichen Unterdrückung ohne Ein vornehmen mit Rom oder mit den Bischö- 
fen vorbereitet wird. 

11} Ukas vom 17. October 1828, durch welchen die Provinciale des Basi« 
lianerordens von ihren Klostersitzen entfernt, die Kloster-Angelegenheiten dersel- 
ben den Consistorlen zur Entscheidung überwiesen werden. 

12) Der Ukas vom 16. Februar 1832 verbietet die Wiederbeetzung d^r 
Provindalsteilen im Basllianerorden. 

13) Der Ukas vom Februar 1832 und die einschlägliche Ministerial-Yerfü- 
gung unterdrücken folgende Klöster: 20 Klöster der Franziscaner des heiligen 
Bemardinus, 13 der regulären Chorherren de observantia, 1 der Lateranenser 
Chorherren, 55 der Domincaner, 31 der Minoriten, 2 der Reformaten, 2 der Be- 
nedictiner, 25 der Carmeliter, 1 der Serviten, 7 der Carmeliter strictioris obser- 
vantiae, 4 der Scholarum Piarum, 6 der Capuciner, 4 der Lazaristen, 6 der barm- 
herzigen Brüder, 12 der Triniiarier, 1 der Cisterzienser, 8 der Augustiner. — Diese 
Klöster gehören nur der Mohilewer Metropole an, über die Aufhebung der Klöster 
im Königreich Polen habe Ich keine Auskunft, da dieses durch das Wiener Trac- 
tat erst an Russland geschlagene Land anders wie die altpoUiischen Provhizen be- 
handelt wird. Die Verfolgung ist Jenseits ebenso systematisch, aber noch nicht so 
weit vorgerückt. 

14) Ein Dekret des regierenden Senats vom 10. März 1832 Nr. 15,905 und 
der durch das katholische Collegium publlcirte kaiserliehe Ukas vom ie. desselben 
Monats und Jahres fordert von allen Behörden der katholischen Kirche bis auf 
die Vieedecaiie herab einen Revers, daas ihnen das Vethot, siieh mit Rom in ir-j 
gend ehi Ehivernehmen zu setzen, zur Kenntniss gebradit worden ist.^ 

15) Der Ukas vom 30. December 1880 Nr. 22tl verbietet den Bau von 
katholischtti Khrchen oder Kapellen ohne Ermächtigang der kaiserli^ea €entni*» 
hühöFden. 

; 16) Das Senats-Deeret mid die Verordnung des katholischen CoUegiums 
voflilö. August 1882 Nr. 1985 verbietet hei strengster Strafe katholischen- Prie- 
stern Schismatiker zur katholischen Kirche aufltunehmen. C . 

IQ» 



thodoxen (blahoaestiwi) und Andersgl&obigen, die niefat Tor einem fofMA-ffe« 
«Hlossen ivtH^n ist, fftr migUtig und verbietet solche Elie «hne vorgftiiiie Ver- 
irfncbtmsr der Eliegatten, tue aus der Ehe hervorzugehenden Kinder in «der or« 
ttoedoien Kirche (^rawoslafwma cerkiew) erziehen m wolle». < 

18) Senat»-Decret vom 26. Aogost 1888 eitlftrtv dass vorslekeiider ÜMi 
iwar kdne rOck'wIrltende Kraft haben Mile, aber herecbtrgt dfe Po|>en, diftti 
ZQ sorgen, dato auch Kinder Mher geschlossener giemisebler Eben simmtüeli 
sehisB^tisch erxegen würden. 

19) Rescript des kathoUschen Coliegiums auf Anordnung des Ktisers, dass 
kein Prft^er es wagen solle, unbekannten Personen die Sacramenie administriren 
zu dürfen. 

30) Bas Senats-Decret vom 21. April 1833 hebt das jtis patronatus in der 
griectalsch^miirten Kirche auf, und verleibt die Befbgniss, die g^stllrtien Stellen zn 
besetzen, den General-Gouverneuren der Gubernlen. 

21) In die Jahre 1832—1837 fallen Ukase, welche ich nicht bei der Hand 
habe, welche sich auf die Verschmelzung der Union mit dem Schisma beziehen, 
es gibt da: 

a) einen Ükas, welcher die Seminare der griechisch-unirten Kirche der Er- 
ziehungs-Behörde der schismatischen theologischen Institute unterordnet; 

b) einen Vkas, welcher die Angelegenheiten der griechisch-unirten Kirche 
von dir Jurisdiktion des Ministers der fremden Culte eximirt, das unirt-katholische 
CoIIegium aufhebt und die Leitung der unirten Kirche in die Hände der heiligsten 
Synode legt; 

c) einen Ckas vom Februar 1834, welcher die Einführung des griechisch- 
schismatischen Bitus in den unirten Kirchen anbefiehlt, dahin gehört die Errich- 
tung der Ikonostasen (Czarenpforte) zuir Abscliliessung des Altars, Beseitigung der 
Seitenaltare, Entfernung des Messglöckleins, der Orgel, EinfQhrung der schisraati- 
ächen Gewänder, liturgischer Messbücber, des russischen Gesanges, der russischefn 
Sprache imCivflstands-Begister und in der Kirchensprache, lieber die AusfOhruiig 
dieser drei Ukase heben wir den Bericht des Minisfers des Innern an den Kaiser 
vom 30. April 1837 hervor. 

22) Der kaiserliche Ukas vom 1. März 1839 an die heilige Synode,« die. 
endliche Vereinigung der unirten Kirche mit 4em Schisma yorzunehmei^ nnd die 
dazu nöthigen Mittel anzugeben. 

23) Kaiserlicher l|kas an den regierenden Se^at vom 12. März 1839 „,«99 
die f&r die unirte Kirche eingerichtete Abtheilung in der heiligen SyDiode. ZM kas,? 
siren.und die. Angelegenheiten derselbe von denselben Bttarefius zu verwalten. 

24) pecret der heiligen Synode, durch welche, die die Appsta^e,vm 
Born beantragende^ unirten Bischöfe »sammt den ib,nen ^inv^rlirattteB 
Heerd.en« ip die. orthodox-katholische ;^rkiew (prawo^awn«\j^ katoUcka}« cer* 
kiew) einverleibt werden, ypm 25. März 1839. 

nr/ 26) Der darOber vom schismatischca Episcopat an den Kaiser erstattete Be* 
ficht 4iDd igestelite Antrag, und die kaiserliche Bestätigung von demseibto Tage. 
— Alle diese, das neue Schisma betreffenden Aktenstacke beziehen sich« auf die 
altpohiischea^ ftovinzeni, weiche. dorcb die TheUuogen von 1772, 1793 und 1795 
an RiisslaDd geschlagen worden sind, «betn auch die Unirten im Königreich Palay 
aus dem Jahre 1815 sollten nieht vergessen werden. . 



96) Deeret 4m FArsten-SiaHhiiUer Gvafeii FasibkiewIM» aq den V€Fwal- 
tongaraA des Kdnigr^iclifi Polen vom.75. Mai 1840, um im Nammi dea. Kaisers In 
der UQirten Cbelmer^Dideese sdiismatisebe Zerkiews zu bauen, in den unirten 
Pfarrkfrchen Ikonoslase attftustellen und die Gewander, Gef&sse and RitualbQcber 
nacb schismatiscbem Ritus zu ändern. Vergl. sub Nr. 21. c 

!27) MkMSteElahReseript des Ministers des Innennv ISeneral-Adialantem Grafen 
SfefOgoi^w, Im Naffien des Kaisers an das katboliscbe Collegium vam 29. Deeembe» 
1839 Nr. 2987, welcbes folgende Ukase in Erinnerung bringt und xur 9tir«WSt«!Pa^ 
Befolgung . anempfieblt : 

i. den Ukas des regierenden Senats vom 14 Juni 1819, welcher den Bau 
van katholischen Kirchen und Kapellen einschr&nkt ; 

2. das Rescripi des.Staatsraths vom 8. October 1831, welches die Anstel- 
loog von Priestern an Privatkapelften verbietet, und in denselben nur durch die 
PfarrgeistUchkeit an T^fgen, welche nur das katholische Collegium in Petersburg 
%n bezeichnen BefUgniss hat, Andacht zu verrichten erlaubt. (Man bedenke, flass 
eine Parochie gegenwärtig durchschnittlich 35 Quadrat -Meilen gross ist); 

3, die Uk9Si^ vom 10. Juni 1830 und 11. Juli 1836, welche katholischen 
Geistlichen und Klöstern orthodoxe Cblahöc^estirvi) Dienstboten zu halten verbietet; 

. 4. die C^binets-Ördre vom Jahre 1831 und die Erläutefungs-VerfQgangen 
vom Jahre 1832 und l83ö, nach denen es katholischen Geistlichen ohne yorher- 
gäpgige Erlaubniss der Civilbehörde und eine stets zu führende ^Besch.einigung 
einer solchen Ermächtigung nicht frei steht, die Grenzen ihrer Parochieeij unter 
keinerlei Yorwande zu tiberschreiten und sich ausserhalb der Parochieeri zu ent- 
fernen. , . . . 

28) Ministerialbefehl desselben Beamten an dieselbe Behörde vom 31. Dec, 
1839 Nr. 3002 im ^amen des Kaisers, welches katholischen Geistlichen verbietet, 
Nichtparochianer zur Beichte oder irgend einer sacramentalischen Verrichtung zut 
zulassen. 

29) Die Cabinetsordre vom 16. Dec? 1839, dass Alfe, welciie das Verbrechen 
begehen, Mitglieder des Schisma zu einer andern Religion zu verleiten, oder hä- 
retische Kirchen oder Kapellen zu erbauen nicht wie bisher von geistlichen Ge- 
rffbten ihrer %^en Religion, sondern von Ctlmlnalgcrielilen im Cfvilv^fahren 
abgeurtbelltwenlai sollen, die Untersuehnng In Gegenwart eines Popen zu ge** 
sehehen hiabe, daa Unheil aber deni Ministerfaim dies Intterh naditräglieh vor^ 
legt werde. ^ Man rechnete nAmlieh zum Schisma in jener Zeit; die zum Schisma 
Eingeknuteten , welche aber so katholisch sind wie wir — die. Darreidiimg iler 
Sakramente an einen so ans Sehisina ß«fich^iedeten gebftrt in die Kategorie der 
hier beregten Verbrediep. j 

30) der Generalpreciirator der heiligen Synode erkennt denjenigen Popen, 
welche sich bei der verrufenen Bekehrung zum Schisma durch Knotnogen aiisg^ 
z/eichnet haben, durch Rescript vom 7. Dei^ember 1842 Auszeichnungen m* 

31) Decret des Oberprocurator der heiligen Synade voi» 20. Januar 184Q, 
welches die ünirten mit denvN^nenGriechiseh-Unirte zu bezeichnen verbietet und 
Ihnen den Namen Orthodoxe (prawoalawni , b)aheezest|wi) beilegt ^ zugleich abar 
den lLitb<riiseheB Priestern aufgibt, keine Hindemisse den gemisi^l|tm£hen in den 
Weg zu stellen mit der Massgabe, dass a<4ahe.£h6n nw dai^q vor dem Gesetae 
GeKung haben, wenn. sie. von schismatiseben Popien eingesegnet sind. 

32) Ukaes d««i Kaisers v0m 21/ Mäi^ 1840, nach deita alleA vdm Schisma 
Abfallenden das Eigenthum conllschrt, sie selbst in em sebismatisches Kknier fe« 
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legiit werden, ihnen nie freistehen solle, Orthodoxe in den Dienst m nehmen, sie 
den CrbtiinalgerMiten Qberliefert and der Befbgnlss, ihre Kinder «i bevortnimdeii 
vei^istlg werden. — Man bedenke , dass zwei Millionen Unirten in dieser Zeit in 
die List^ der Sebismattker verzeichnet worden sind, nachdenr die Union IQr «b« 
geschafft erklärt worden. 

93) MinisterlalTerngong vom 20. Janaar 1840 an den Metropoliten Erzbi- 
aeher von Mobflew, Pawlowski, dass jeder Beichtende ein Zeognlss befi)ringe, dass 
er Katholik sei. 

34) Ukas vom 16. December 1839, dass Jede Predigt, bevor sie gehalten 
wird, zuerst im Manuscript der Censur vorgelegt nnd von derselben revidirt und 
genehm^ werden mflsse, die Contravenienten ab^r nach dem kaiserlichen Befehl 
vom 10. November 1840 ins Innere von Hassland zu relegiren seien. 

35) Rescript der heiligen Synode vom 22. Mai 1841; nach dem die Ehe- 
acheidungsklagen, welche bereits durch srhismatische Consistorien abgeurtheilt 
worden sind, vor das Forum der katholischen Kirchenbehörden niefit gebracht 
werden dflrfen. 

36) Ukas des regierenden Senats vom 25. December 1841, welcher alle 
liegenden Güter der Bischöfe, Capitel, Klöster, Schulen, Pfarrelen und Beneficien 
fDr Staatseigenthum erklftrt, dieselben den Unterbehörden zur Einziehung Aber- 
weist und dafOr die Geistlichkeit auf einen höchst kargen Sold stellt. 

37) Mirtisterlalrescript des Ministers des Innern, Grafen Lanskoy, vom 12. 
November 1858, welches von Jedem katholisch Beichtenden ein Zeugniss der Orts- 
behörde zu erfordern anbefiehlt, dass er wirklich katholisch sei. 

38) MinisteriAlrescript des Ministers der Fiifanzen, welcher die Enthaltsam- 
keit unter den Bauern zu predigen verbietet, und wo solches geschieht, Berichte 
erfordert, publicirt durch den Civflgouvemeur von Wilna, Pochwisniew, vom 
März 1859. 

39) Der Director der Regierongseommisaion im Königreich Polen verbietet 
durch Rescript yom 18./30. Juli 1857 Nr. 5438 (25,395) die Einführung der 
M&ssigkeitsbruderscha/ten. 

40) Denelbe bestraft 12 Priester durdi Verfügung vom 4./16. März 1868 
dafür, dass Selbige vor dem vorstehenden Verbote die Bruderschaften eingeffthrt 
M^n. -^ Der Artikel 13. uud 14. des Concordates Oberiasst den Bisflöfen und 
Consistorien die Bestrafung derjenigen Priester, welche gegen die Disdplin sieh 
vergangen haben. 

41) Der durch den Fürsten Czemiczew im Namen des Kaisers im Jahre 
1856 erlassene Ukas, dass in Folge der Vorstellung des Metropoliten von Moskau 
vom 15. December 1856 nnd des schismatischen Metropoliten von WHna an den 
Oberprocurator der heiligen Synode, Grafen Protasow^ vom 10. Janaar 1855 Nr. 10. 1. 
alle Polizel-Aemter und Domänenverwaltnngen in den altpolnischen Provinzen durch 
Schismatiker besetzt werden sollen; 

2. dass in den altpolnischen Provinzen ausser den Civilgouverneurs auch 
Militirgouvernenrs an der Verwaltung Theil nehmen sollen; 

3. dass flille katholischen und polnischen Beamten aus den altpolnische» 
Provinzen in di^ Innere des Reiches vi^rsetzt werden; 

4. dass kein Katholik in den altpolnisehen Provinzen Anstellung finde, bevor 
« nicht zehn Jahre in schismatischen Provinzen des inneren Reiches amtlich ge- 
dtentdhabe. 
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42) Rescript der Regierangseommfssion im Könlgreicb Polen vom 8. Juni 
1853, dass die Allümnen des icatlioliscb-unirten Klericalseminars zu Chelm im 
K5nigreicli Polen zur Vollendung der tbeologischen Studien und Promotion in der 
Tbeologle, behufs Candidatur zam Lebramte im Klerlcalseminar auf die scbismatiscb* 
theologische Facultftt in KUew geschicltt würden. 

4S) Verordnung des Kreishauplmanns in demselben Jahre, dass diejenigen 
KlerilLer aus Chelm, welche dem obigen Rescrlpte nicht Folge leisten, auf 15 
Jahre ins Militär als Rekruten eingefangen werden. 

44) Verordnung des Regierungsdirectors Wikinski in Warschau an den Vor- 
stand des Seminars zu Chelm, dass das Seminar der Vorrechte emer theologischen 
Anstalt der Exemtion bei der MilitSraushebung nur desshalb verlustig werden soll, 
weil sie dem Rescript vom 8. Juni 1853 (siehe Nr. 42.) nicht Folge leisten will 
oder kann. Dabei soll selbst auf Elngeburt oder Wahl der Eltern und Oberen, 
wie sonst bei jeder Kekrutenaushebung, nicht geachtet werden. 

45) Ein tödtliches Statut für das unirte Seminar zu Chelm vom 11./23. 
Januar 1858, welches die Anordnung des Lehrplanes, der inneren Ordnung, die 
Wahl der Professoren, selbst der Aluihnen in die Hände der Regierung gibt; die 
russische Sprache zum Hauptgegenstande des Unterrichts macht, akademische 
Grade, welche nur auf schismatischen Anstalten zu erlangen sind, von den Pro- 
fessoren fordert, nur Va der Professoren Geistlichen, Va Weltlichen, ja selbst wie 
gegenwärtig bereits geschehen, Schismatikern anvertraut. Mit* einem Wort, es ist 
der gerade Weg zu den Massregeln, welche in den altpolnischen Provinzen der 
Union ein Ende gemacht haben. 

40) Aus einem anderen Briefe von Wilna l2./^4. December 1859. in der Aagsb. 
Postz. Ci^eutscbland Nr, 5) entnehmen wir, dass die zum Schisma mit Gewalt 
gezwungenen Unirten In Polen noch imm^r insgeheim dem katholischen Glauben 
anhängen und wie die ersten Christen in den Katakomben, so auch verstohlen 
immer in Verbindung mit der katholischen Kirche stehen. — So ist aoch zwischen 
den Unirten in Dziemowicze, Kreis Dryzg im Gouvemejnent Witebsk in Lithanen^ 
obgleich sie officiell zur schismatischen Confession gezählt wurden, stets i^ne Comt 
munication mit den Dominicanern des drei Meilen entfernten Klosters Tal^'i|l|y 
unterhalten worden. Bei der. Thronbesteigung sc^tOpilen sie Hoffhang, ihren Glau- 
ben olfen bekennen zu dürfen .— aber sie täuschten sich fhrchtbar, drei Monate 
durch eine Executionscommission gemisshandelt, brachte man es nur djazu, dasa 
das Kloster in Tabially, welchem man die Hartnäckigkeit der Bauern zu Dziemo- 
wicze zuschrieb, aufgehoben wurde — in Folge des Berichtes des Senators Szerer« 
binin, welchem die Untersuchung anvertraut wurde, erliess der Minister, des Ip* 
nem Graf Lauskoy folgendes Mipisterialrescript, welches verhüten soll, dass 
nicht katholische Priester die zum Schisma gewaltsamBekehrten^ 
zur Ertheilung der Sacramente annehmen. Das Rescript lautet wie folgt 
in wörtlicher Uebersetzung: »Seine kaiserliche Majestät haben ans dem unter- 
thänigsten Berichte des Senators Szcrerbmh), dem eine Mission in dem Gonverne* 
ment Witebsk anvertraut gewesen ist, in Erfahrung gebracht, dass einzelne 
Geistliche des römischkatholischen Bekentnisses Leute zur Beichte angenomen und 
zur Communion zugelassen haben, welche zur orthodoxen Kurche ^gehören« wie 
dieses aus der in dieser Angelegenheit geführten Untersuchung ersichtlich gewor- 
den nnd haben desshalb zu befehlen geruht, dass solche gesetzwidrige Handlun- 
gen noch einmal der gesammten. katholischen Geistlichkeit bei Strafe sofortiger 
Landesverweisung anfs Strengste verboten werden. Damit sich_aber die Geist- 
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lichkeit nicht mit Unkenntniss entscholdige, befehlen Seine kaiserfiehe V^estftfc 
ebenmftssig, dass alle Geistlichen, welche im Gouvernement Witebsk gegenwärtig 
wohnen , oder welche zur Ausübung ihrer Funktionen dahin fbr die Zukunft kom- 
men werden» eine schriftliche Verpflichtung eigenhändig unterschrieben niederlegen, 
dass sie weder zur Beichte, noch zur Commnnion, noch zu irgend einem kirch- 
lichen Akte Jemanden zulassen werden, ausser ihre Pfarreingesessenen und solche 
Personen, welche im Besitz von authentischen Docnmenten, dass sie zum latei- 
nischen Ritus gehören, sich befinden. — Dieser allerhöchste Wille ist den Vor- 
stSnden der römisch-katholiscben DiOcesen mitgetheilt worden, dass sie ihrerseits 
die Nachachtung in geeigneter Weise in Ausführung bringen. Der Minister des 
Innern, Graf Lanskoy, der Director der fremden Culte, Graf Siewers. 

An die Bischöfe erging dasselbe Rescript mit folgendem Aiinefi: »Indem 
ich Ew. HochwOrden von diesem Allerhöchsten Willen in Kenntniss setze, beehre 
ich mich Sie zu bitten, geeignete Schritte zu seiner Publikation an Ihre Unterge- 
benen zu thun, und zugleich die strengsten Befehle an die untergebenen Decane 
und Klostervorstände zu erlassen, dass sie unaufhörlich die weltliche und Kloster- 
geistlichkeit im Auge behalten, und ihr gehörig einsch&rfen, wie es strengstens 
verboten sei, sirh unter welch einem Vorwaude in die Angelegenheiten der or- 
thodoxen Kirche zu mischen.« — 

In Folge dessen erforderten die weltlichen Behörden von s&mmtlichcn ka« 
tholischen Priestern der altpolnischen Provinzen Busslands, d. h. Samogitiens, Li- 
thauen^, Wolyniens, Podoliens und der Ukraine folgendes eigenhändig unterfertig- 
tes Attest: 

»1859 den 4./ 16. Februar. Ich Endes unterzeichneter Pfarrer der * * Kirche 
versichere hiermit, dass der Befehl des ♦* Geistlichen, römisch-katholischen Con- 
sistortums vom** Januar d. J. Nr. ** zu HSnden des ♦* Decans addressirt, 
mir publicirt worden ist. Ich verpflichte mich in iFoige dessen die amtlichen 
Pflichten meines Standes nur an meinen 'Pfarreingesessenen und solchen Per- 
sonen auszuüben, welche mh* ein amtliches Zeugniss darüber beizubringen im 
Stande sein werden, dass sie wirklich zur römisch-katholischen Confession gebö- 
ten, dieses verbürge ich mit meiner eigenen Unterschrift ♦ ♦ — den — -— 
Anno * *. 

Ich mache Sic darauf auftaierksam, dass solche Verordnungen und Yer- 
l^iehtungen abgesehen von der unerhörten Infractlon der weltlichen Gewalt in 
die TbfiÜgkeit des priesterlichen Amtes das Beichtsiegel auf eine für den Katho- 
liken höchst empfindliche Weise beschrankt, hidem nun eine Beichte eines unbe- 
kannten Pönitenten vor einem unbekannten Beichtvater unmöglich wird. — Aber 
ausserdem, wie demüthigend muss es für einen Katholiken sein, einem Ausnahme- 
gesetze unterworfen zu sein, und stets den Ausweis des Demüthlgtingsgrundes 
mit sich herumtragen zu müssen. Soll ich nun noch von der Beschwerlichkeit 
sprechen, einem solchen Ukase wirklich nachzukommen? — Wenn ich sehr ge- 
mässigt rechne, so sind die beiweitem meisten Kirchen in Jenen Gegenden 5—8 
Meilen von den Grenzen der Parochieen entfernt, es gibt aber Orte, welche 12 
bis 15 Meilen weit von der Pfarrkirche entfernt wohnen — diese 12 Meilen muss 
der arme Bauer marschiren, um sich beim Pfarrer als Pfarrangehöriger anzumel- 
den, und um sich einen Glaubeuszettel zu holen, der ihn autorisirt, beichten zu 
dürfen. 

Ehiem Schreiben aus WUna 1./12. Januar 1860 in der Augsb. Postz. (Deutsch- 
land 1860 Nr. 9.) entnehmen wir noch die folgenden beiden Puncte: 
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47> Bie ruMitclN! Regiening sacht dte Polen in Religion, NationaMUt und 
Biidimgasdire zn mssUlelren, und bat es niebt gescbeut, sMbst doreh Reeinflao» 
song von Gelehrten diese Tendenz zu verfolgen , und leider bat sieb ausser dem 
russiscben Geschiebtsschreiber Karamzin ancb ein polnischer Schriftsteller für Geld 
ond gute Worte gefunden, der mit etaiem seltenen Apparat von Gelehrsamkeit zu 
beweisen sich bemOht, dass Polen und LiChauen wie alle Slaven überhaupt dem 
Osten angehören, das Christenthum aus Konstantinopel erbalten haben und sich 
in. den orientalischen Joche woU IDMen sollten. Es ist'Maekjowski, dessen sonst 
mit moaterhaftem Ftetsse uad «ngei eurer ftaeöenfcuade geschriebenen Werke fthev 
die Ungesebichte P<riens und Uthauens, Ober die slaviseheGesetzgehmg und IHier 
polnüiohe Literatur auf den Index gekMiniea sfaid, weMer diese Aufgaha theo« 
retisch durdizolllhreu sucht, wie aie praktiaeh voa der rassIsclMi Regierung aus» 
geflht wird. — Aber weder die thooretliiscbt noch die praktische Vctfolgwig dieser 
lendoiz wird sdiliesslich zum Ziele fuhren^ die- polnische Uteralnr UM sich 
nicht auf Irrwege leiten, und dec gelehrte Forwher hat in def »Rewe von Pos«>c 
sc grtt&diidit Widerlegungen erfahren, dass sehie hinderelchen Werke vornehmlicli 
bei den praktischen Uiustraüouen , welclie die russische Regierung dazu liefert, 
erlofgics seia. dtoften. . . 

48) Man bemflbte sich' die Vereine des heiligen Vinceni in Warschau ein- 
zufahren, Russland hat dieselben verboten, aber wer b&tte es geglaubt, dass 
solche Massregeln selbst gegen die Mässigkeitsvereine würden in Aniyendung ge- 
bracht werden? — Und doch ist es geschehen. In Warschau sind von Mucbanow, 
dem Präsidenten ond Generaldirectcr des Departements des Innern und der Geist- 
lichen und Unteririchts-Angelegenbelten , in der Regierongscommission des König- 
reichs alle Geistlichen, welche die M&ssigkeKsvereine eingefOhrt haben, oder als 
Pfarrer und Decane durch ihre untergebene Geistlichkeit in den betreffenden ihrer 
Verwaltung anvertrauten Wirkungskreisen einzuftihren zuiiessen, mit Amtseqt- 
selzung, Relegation in Kloster oder Busshäuser, oder mit Geidstrafea l^estraft 
worden; in den alt polnischen Provinzen aber erschien ein Yerbotsdecret^ welches 
ich Ihnen in wörtlicher üeberselzung mittheile : 

Coramisaion des Innern, Canzlel des Üivilgouverneurs. 

AbtheiUmg I. 

Circularan die Land-Spraroniks und städtischen Uorodnitschys» 

Der Herr Fiiuwimiaiyter hat in £äfai^nuig gebrftoht^ dufs die i!Öi]ii8ch«k«tb{iN 
lUehe Geistlichkeit des Gouvemementa Kowno ohne WiBsen der Regierung, eine Bm» 
derschaift) welche der Staatskasse Eintrag thut, eingefuhjl bat, und ersucht dal^r den 
Herrn Kriegsgouverneur von Wilna wie die Herren Generalgouvemeure vqu Grodno 
und Kowno um Verbot dieser Bruderschaft in dem meiner Yei'waltung anvertrauten 
Gouvernement. Der Herr General-Adjutant Nazimow verweist an mich die durch den 
Hern' Ffnanaminister beigelegte Vorstellung der Finanzkammer von Wilna . dass di6 
rümiscfa-katholischen Geistliohen Sber die Enthaltsamk^ su predigen beginnen und 
mit den escrgischesteo Hittela ihre Pfarrkinder zur Afolegung dieser in den Kireh^ri< 
ettlipegengenoBiiOfiDen GelUbdeii yerantassten, daat m» sieh flir fwaemr des Gebicadhe«. 
von S^rituoaeo. enthalten woilten, xoit der Wftrasngi dass selbige im W^g^nings-' 
falle weder zur Beichte und Commnnion zugelassen noch aneh christliob begrabe»- 
werden sollten, und fordert mich zugleich aof, Maasregeln ,;ku treffen, dass .sowolü 
die stadtische, wie auch die ländliche PoUzei strengstens darauf achte, die Einführung 
soleher Bruderschaften od6r Gesellschaften, welche den Artikeln 164 und 169 derVer- 
oifdnnng zur Verhütung von Verbrechen zuwider laufen^ im Bereiche Ihrer Ämtsthl(« 
tigMiBkIttdttMa. 
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Initm.idi Hie d«Ton iiir geHMNaten NtchMhluig in XtnrtBiM' »^tie» forden 
iekme hlern^ »nf, Im F«Ue aelohe durch da« Oeeets veipöpte JBrnderOTfceHnn eder 
Qeaellfeluifteii der EnthaltsAmkeit sioh im Bereiche Ihrer Amtsthätigheit anknUpfeii 
iollteq, mir jedesmal darüber sa berichten, wie auch zogleioh darüber Aiukwift an 
ertheileni welche ^ttel von der Geistlichkeit angewendet worden sind) nm der Trox^- 
sneht der Pfarreingesessenen Einhalt au thun. 

Auf dem Original gezeichnet Pochwisniew. 

"Wie die Päpsle fortivrtbreiid Sdiritte gethaa baben, am den Ptlen nnd 
iHMen di6 itoen voo der nittiscfaen RegieruBg hartDiekig vorenthalttiieB kinh* 
KMen FreikflteQ »i gewimieD, beweist folgendes in Wara^lni selbst lAtät im 
?MWi^^aa gelangtes, aber am 15. Novetiber 1861 in dem sa GrfttEKGrodtisiL) 
im €n»8bersogthun Pesen erasheinenden »Tygodnik KattHcki^« nnd tai besonders 
gehmgeBcr Uebersetonn^ im »Mainter Journal« t8«l Nr. 177. 278., j^Ftelborger 
kathoHsdien KircbenUatt Nr. 41 f.^ fern» aach im »Oesterreicb. Volksfreoni« vom 
ü&^-hM. November' 1861, im Aosznge aneb in der »Aagsfanrger Posteettang« M^. 879^ 
sDeotaeb. VolksU.« Nr. tSt^ tlUMti. BU Beilage zn Nr. 287. xn devtseb mi^Mbefltet: 

2. Breve Sr. Heiligkeit Papst Pias IX. vom 6. JanM861 andenfirz* 
bisebof von Warscbaa flbe^r die Lage der KIrebe tn Pol«n. 

TenerabHis Frater, Salotem et'ÄpostoHcam Benedictionem. Cum priinum 
summo anlmi Nostri dolore audivimas gravia facta, quae in ista Varsaviens! civi- 
tate aliisqae Poloniae Regni provinciis nuperrime evenerunt, leva\imas oculos 
nostros ad Dominum orantes et obsecrantes, ut popalam suum ab impendentibas 
malis liberaret, ac praesertim a periculis eriperet, In quae illius fides et religio 
iniquls doloslsqae nonnulloram degeneram filiorum artibos addud poterat. -- 
Etenlm haud ignorabamos qaomodo civilium pertürbationum fautores, et pravarum 
öpinionum propagatores ab aliqao Jam tempore consilium susceperant impellendi 
etiam Poloniam in errorls viam, ut saniorem praestantioreihque istias Regni par- 
tem a sincera illa catholica fide, et eximia ac plane filiali erga banc Petri Cathe- 
dram observantia ac veneratione, qaibus Poloni semper tantopere praestiterant, 
omnino avellerent atqae absträberent. *^ Noscebamos quoqne, hi^iismodl bomines 
alias inter insidias eaiumnia etiam ^ti, qua prspositum sibi finem consequi pos* 
sent, et Poloniae fideles, licet invitos ac reluctantes, in gravissima illa mergerent 
damiia, qaibas civilis societas asperrimis bisce temporibus miserandain in modam 
affllgitnr ae divexator; namque elsdem fidelibas suadere conati sant, Nos non 
solum de spfrttuäli lllorum atilitate nbnquäm fQisse solltcitos, vemm etiam nihil 
ünquam egisse, at Cathollci» Ecclesia In Poloniae regfonibus sna plena llbertate 
polieret. Quo certe nihil falsius, nihil in Nos injuriosius fingi et excogitari po- 
terat. Siquidem pro Apostolid Nostri ministerii munere Universum Dominicum 
gregem ab ipso Christo Domino Nostro Nobis divinitus commissam in animo et 
Qcalis gereutes, nihil potius babemos, qoam ut spirituali omnium fidelium incolo* 
mitati amantissbne ae studiosissime consolamas, et Catbolicae Ecclesiae causam 
at }ara strentie taeamor et propugnemas. fe antem minime latet Venerebilis 
Frater, sbMli flraade alias tentatmn ftaisse fidelibos Polonls persuadere. Grego- 
rfmhP Vit. praedeeessorem nostmm nollam de spirituallbus eorum indigentiis cu- 
nutt habere, ipsosque ab eodem pontlfice plane füisse desertos. — Cum autem 
taib jnjnsta,, tamqüe, perniciosa opinio apud istius regni fideles magis in dies in- 
valesceret, (um Idem Decessor Noster merito atque optimo jure Aposiplicam suäm 
attollens vocem, non solum Consistoriali sua Ailocutione contra im. ^mpud^liei^» 
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caiuaiiiitm retianavit «t pritfeisi» est, veran etiam 6o4en tempore fUetown 
expositioiieiii multiplid docomenloriun geaere instiruetam typis In Ijacem edi ju^ 
ut lu^versas orbis agnosceret, qnlbus assidnls coris «t slwUls ipse catboUeae re- 
ligiOD» bono uüUtatique in Rassiaram Imperio et Poloniae Begno pco&picere noo 
Sntermiserat. — Qua« quidem solemnis «ugosti Njostri Dec^ssods deelaratio de* 
bnisset ex istorum fidelLiun animia plane evellere, onme dubiam^ acque probare, 
quantae curae, qnantaeqnq soUicitodtoi eldem Sedl semp» Aierit spirUOale om* 
Dlnm fldeüttm in Bussiaram Imperio et Poioiiiae Begno de geotimn boiwai. — Sed 
vix pands elapsis annis, iidem bomiaes^ profieientes tom difficnltatibiia, qoae U- 
b^an Istorum fldelium eum bac Apostolita Sede eommaoicatioDem impediant, 
tum lamentabili sane« in qua versamar condHione, eamdem felsam ii^iistamqiie 
opinionem denao exdtare, etristis fldelibus insUuiare non timnerimt. •— . iUqoe 
Venerabilis Irater, tempas.venisse existimamas, qao veritatem Ulis omnibos ma* 
nifestemus, qnl falsis ramoribus se illndi, dec^ü et in errorem i^dwci patiuntur, 
ac simol illis larvam demamas, qol mendacil flraadisqne pallio operti tontendiiDjk 
saadere, lioiTtbile dietu, lUiVß Apostolleam Sedemmagis c«rare tepporalis domini 
ra^ofies, quam spiritualem populorum sainten. — Neqne jam Noto men» eat 
enwnerando percensere omnes cnri» a nobis pro re catboUca iß Rosiiianim Im«- 
perio et Poloniae Begno tu^nda snsceptas. — Conmemorablmos tantiim, Noa vel 
ab ipso supremi Nosüri PontiUcatus in&tio «ania adbibuisse stndia, nt foae fllnstrl 
Nostro Praedeeessori deftinctns' Bosslanim Imperator Nicolaus I. BoBiae eompo* 
rans solemni modo promiserat, optatum salutaremque assequerentnr exitum^V -*• 
Atqae buc prai^sertkn spectarunt commanicatlones Nostro jussu Imperial! Begtoqiie 
administro bic In arbe moranü factae eo tempore, quo Inehoata^ tractallones M 
Conventlonem inter bane Apostolicam Sedem ac Imperiale Begiomque Bossiafum 
Gubernium conflciendam l^obls eximiam spem Inütiebant fore ut «ttboliräe Eecle« 
siae res in eodem Busstarum Imperio Polopiaeque Begno aliquantum eomponi 
possent. Qaae quidem communioationes respiriebantpolMmom. tum pönales 
leges denno conflimatas et g^aviores aff^as contra illos qui graecoiu^aica reli- 
gioae relicta, veUent cat^olicam -Apostolieam ei Bomanam religio«^ amplecti ac 
profiteri, tum jusjnrandam calbolii^is Presbyter!« praescrtptum, tum aliquos legum 
articnlo$, qui ad matrimonium speetant — Et quo^iam de hisce rebus reclamatum 
ftierat» idcirco efllagitavimus, ut de eisdeo), i^liisque summi momenti argumentis 
«erio ageretur in coagressibus, qui tupe inoepti eraat^ ut rel^ipsa in Busslcp^ im« 
peirio et Poloniae Begno negotia stabUi modo possent componL -^ Optime« autt^m 
nosds« Venerabilis Frater, Conventiouem die 3. Augqsti anap lg47 factam 
faisae. [Archiv Bd. YL S. 171 flTJ 

Cum vero baec conventio minime complectl. potoe^it ea omnia, qnae noa 
ad examen revocanda esse necessario exlstimaveramos« idcirco voluimus, at in 
aUud separatum volumen omnes Nostrae referentur petMiones, circa argumenta 
ab . Imperialibus Begiisque plenipotentiariiSf minime admissa, utque ita omnibus 
dare aperte^^ constaret, Nos nnoquam adbaesisse ulU ex legibus, qune.nunc 
vigent, et ad ipsa pertinent argqmeota. Nostrae; yero peübtiones: eo speetant, at 
Ist! fideles cum bac Saacta Sede libere commanlcare possent, ot ab Epl#i^pallbus 
coDsistoriis amoverelnr Procorator iroperlalls, et laicus secsetariu^ a Gaberaio 



1) Vgl. die bekannte Schildernng jenes Besuches iäes Czaaren Nicolaus beim 
Papste Gregor XVI., im letzten Capitel von Cardinal 'WUemann's Erinnerungen atf 
die vier leisten PÜpste, iibersetit von Uc. F. H. Bens^ K51n 1808. S. 867 ff. 
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Qt tafhuHM omni Ubertafe adirent citliollca (rlbmidfi, flÜMtne hinsah 
Mbkerent qooad matriraonia all ipsb eam acafliolfcls contracta; nt in Ros^fcUr 
Domhiiis lociun haberent inslnidtones ab liae Sancta Sede pro Hnn^aria , äffisqae 
loHs editoe efrea mixta eonnabia. — Postufavlmns etiam. iit aboleretnf lex an. 
tSS2. lata, qoae mhtlme recognoscit vaffda roatrimoRfa mltCa, ntsl ab aeatbolieo 
Presbytero fbeiint benedieta, ot de medio toflerentnr legres qoae religiosae pro- 
fesffioni, ae stadfis in Coenobiis , et liberae negpDlarfom com snpremis Mis Möde- 
ratoribaa Romae degrenCibns eommonieationi adversantur, ut Clero soa orania fe* 
sHtoerentor bona; nt Episfopi latini fftus possent ad tempns snam in Graecos 
imRo« JorisdicHonem exereere. — Insoper efflagitavlrnns, ot abrogarentnr lege«, 
qoae isHe tetant, homlnes ad calbollcae Eedesiae sinnm redire, et qnibos plane 
OMigiiiit alia HIa ordlnatio eatbottrae rellgionl omnino adversa, ex qua contra 
dlvtaiom praeceptam ab ipso Christo Domino datam eondi in ranndnm nniversom 
et praedlcandi evangeliinn omni ereaturae, catbolid operarii prohlbentar non so- 
hrni alios ad evangelicae veritafls lacem vocare, verum etiam Hs Sanctissima Sa- 
cramenta fmpertiri, qui antea ad CatbOlieam Ecctesiam minime pertfnebant. — 
Reque omisimos sttmmopere conqneri de nova JoramenH formoia, qaod a eatbo« 
Keis Ittperatoil Rassimim et Poloffiae Regi subditfe erat praestan<Him. — Ae seias 
▼efimns Venenibllis Frater, Imperiales Plenipotentiarios, velnt laeolent^r apparef 
ex praefiittene artictilorom, qni a not»is vnlgati sunt, promisisse se onmem Gn- 
benMf stti eonsiderationem super eommemoratis rebus esse revocaturos, novutoque 
actom redacturos, postqaam ipsi ab eodem Oubemio congruas instructhmes acee-^ 
pissent. -^ ütl autem Consistoriali Nostra Alloeutione die 3. Julii anno 1848 ba- 
Mla manifestavimas, i)oae pro Catholicae Eedesiae negotiis in Rnssico imperii^ 
eanlponendis agenda curaveramus, nlfeil certe qnidem praetermisimus, ot t>aet8 
eonvenra plenam exeeationem' haberent, utque illa quae absolvl minime potoerant, 
eomttnifibo^ inter banc Sanctam Sedem et Rdssicam Gnbeminm consiflls et eon- 
rordia definfrentur, praeter duo, qnibus (unc tempons Rüssiamm Imperator non 
levi animi Nostri gaudio eonsenserat, qaemadmodum in commemorata Nostra Al- 
loeutione sigtttfleavlmUs. — Interim vero cum eerto sciremus, quae paterentur 
Sforbres caritatfe Saneti Vincentii a Paulo in Polonlä existentes, qnaeqne spoliä- 
tionis pericula Clert saecuiarla bonis impenderent, et quomodo ad Poloniae Reg* 
nom extendi Teilet lex anni t888 eirca mixta conjungia, nulla interposita mora, 
Jussimns opportuna eommunicatlone Russlcum Gubernium adiri, et eodem tempore 
penes illud eftix,e ärgert, ut omnibus Rnsfiarom et Poloniae vaeantibos Otoecesibiiä 
soi praefleerentur Episcopl, eornmque Suffraganei designarentur. — Ae pari soltt* 
citudine egimus, cum paulo yost novimus legem, qua catbolici, in quibnsdam ca^ 
sfbos, oogebantur ad instauranda sehtematiconira templa adjecta poena, ut ab 
bis eatboiica oecuparenf ur templa, si praescriptam instaorationem catbolici mfnime 
execut) essent — et cum scivimus ecelesiasticam immunftatem ftiisse liolatam !n 
Coenobio Religfosorum Ordinis S. Dominici, cum nonnullorum docnmentorum oi^- 
slgnationem «eu seqnestro, quiie ad Reati Bobolae causam spectabant. Anne vero 
1858 per Nostrum Cardinalem a pubiicis negotiis Russicum GuberMum iterum 
etiam atque etiam exeitavlmus, ut ineeptae perfieerentur tritctationes ad ecdeslastica 
eompdtienda negotia, et majori qua fleri posset, eelerita^ Poloniae Koeceses |am 
diu vacantes idoneis committerentur Episcopis, eorumque ellgerentur SuflDcaganeL 
Interim vero novam de Ecclesiae catholicae condiMone in Russtarum Imperio et 
Poloniae Regno spem, habuimus, ubiJ>^obts innotuit praeseotem imperatorem ad 
aoUnm ^eft^ok, W^y iV^ ..f^W: ^iSjniUfte ?t a^^t^e prft^ana^pjBOfi^Dsai^ 
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s«Mi erfft cükottoM votaiitAte«^ «•! a piimis Jiiv«itiitfe 9um atnitsaeiie oota»* 
toit^ fiw »raeserta in bac ortw N«6iit est «mratus. — Quoeiri« de re- oAk^ 
Uca febeBenter «oUiciU ad ipean Serettaiman ae poteotMmom Prlncipefli 
NMUaoi extraordioariuiB Oraloren nisimus, «ui ei vastissimi Riissüram tencfii 
seeptram adepto eflfUse Nostre QMniiie jfratulapetur, maxloanque N«Hi«ii v»^ 
liVtatem Dundaret, nc simul juxta Noslra dMatta eldeni sigiiificaiet, imae Mastil 
esaeni io voti$».ttt:in Ulis deaiiiiUs eattialkA ScdeaU eas Uusdem ali^mando a«^«^ 
tiiac^tar,iMitiUte9)^oais^ Jam diu f^mslr« expeataveraa»ua* ^ A« KMer lOniar 4e>- 
mandaio dbi miinere sedoloiftincfeii^ubviid omiail cam ipae. impemiare 4iHPit 
GoMbIo coUMpii H teiaroi ut fiaM».ooiiveBta owii ei pac^ axecutiaiReai bMe? 
r6Dt„ et ea aiuiia eomponeKAtar, naae ad opUtiipic. eiiton addici mirtf #»> 
U^ant — Qüibus aotem de cMsla SaitiiiasiflMis Impeuatov Jnalis Naotrls peti«« 
niboa tun« minlme aanaU, veUTaeile posiea iotelUgi p«toi4 ex vartta 4|oc«m»tJ« 
per poUieaa epbemerides miper viiieat«v ae praeaertlm e^ jelaiioiie eidem in« 
peratori paolo ante Noatri Ocatoria advesian ab üa esblbka» ^ibna ouniis ftierat 
coin^i9$am esanunandi vaiias rea ad , Conveotioiien) pertineates, et praedieHun 
aepafatiw.ve^men »protocele« de ils.qiiae ceoaiitui ba«id piNüerant ütaDtem 
faciAbis «iDoycfeaitHr diüeuUates^ quae exoptatam jrenun eectoMasOcaram iatic i»» 
staantioneinjq^^iebant', omni studio iteruai.iMtare band-nmisiniiM^ ot NoaM 
petitio . benigne exeiperetur, at scUicet in Buesianim impemtMis et Polepiae 
Re^ia deminüa aliquis eockesMsticus vir a Nobis miaaua residerei, qiil Noatrp ei 
bidas Sanciae.Sedis noinine ecdesiastica negoiia tradando curaret. Atque haoc 
in flnew N^sijer Qc ator nibil intenlatnm reliquit ut eidem Imperateri ejusque Ga^ 
berpio ejoaderet, iu«tis8jmani esae pkuieque oportunam biüuwuidi Nostran poetiir 
lationem. At dolenter. didmps, nondum eonaoiatloBe utl potiiimaa«^ ut cei^eptae 
a Qobia.apes optatuBi» assequerentac exitmi. .Mm yero deploranda aaiie aondkle« 
In qua. Autbenl. et Aineni ealboüd iatic. veraaaMir, non poterat non vebeuentet 
cammavere et exdtare ApoatolieamNoatran caritatem et aoUtoitadiaenn. Hinedte 
t, Mü anno 1348. Nostras dedimos litteraa ad delUnctam Arebi^£piscopam Mo* 
biloviensem ejusque 3uffraganeos, Ulisque inculcavirnus, nt interi« spirituaü. Gra^ 
corum unitorum curae, regimini, saioti studiosisaime censolerent, ac saepiua et 
praesertira anno 1857 it^ratia petitionibus Imperiaie Gubernium inatare. band praet 
termiaimus, ut omnes amovereotur difficuHatea, quae impediebant /|uominus Cbeir 
menais Ecd^eaia suum .bAb,ere|^ £pi$copuin. Atque eodem« tempore i-edauu^vinua 
prppMea« quod iliius Dioece^is Cl^cid ad Graeco-Ruasieum miUebantur llniverai- 
tatem, et expostulavioiua ut Cbeimensia Antiates. plenam baberet iiberiiatep mit« 
tendi nonnullos e auis Clericis ad. istam ecdeaiaaticam Yarsoviensem AcadeoMani« 
quemadmoduffl in more fuerat ante annum 1831. Summum autepi Nosimm de« 
dacavimus doloirem ob. propositas de Cbelnensi Ciericoram Seminario regulaa» 
quae sandis caibolicae C(rclesiae eanonibua adver^bantur. Nee minus Nobis cordi 
fuit postulare, ut R^iigiosus iste Saudi Basilii Qrdo poaaet denuo eruditricem suo* 
ruu tico^um domum libere.aperire^ quo. idem Ordo de drieutali piraesertim £4^ 
deaja tot isane nonu^ibus egregie meritnaiterum vigeret et efOuresceret. -^ Cum 
autem miaecoj^pm.RutbenoruHi.caiiaai^ su^ioaifaim^ egimus, ut ipsi Sanctam unior 
DM^m Mbere pröflteri, et exercei;« poas^n^y.non m^diocri cei;te miaeratione ac doi-. 
lore. affecU baud omisimua, ejusdem Iinp,eratoria . justitiam invocare pro nqnmiUis 
Graeco-Uniti Cieri presbyteris, qui reiij^ionis causa ab anno 1339 in CoenobUa 
ritus Graeco-Russid jndusi detinebantur., t^nuissima ipsis a Gi^bernio . peui^ione 
adaignata^ -- ^ed cum Jamdiu eM)ectaremus, quae consiiia e^aet suscepl^rus po* 
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«e «0 fintt M d ab eHnartlMife fftsli« i 
^ doterenos, ^ideales ]iirtiwitei< KMris peCitiMitas, 

obtecmidarf, incvnCe aiuw 1859 tadli«RB IfMnai Vti^ 
ImperatareiD dedünos, ejiisqte jimiiiifli, aeqriiateai, Icnitatcfliqne 
ae slmai alMesMi sooias lldem ab ipso datan de ca- 
lai|wrio H PolMdae Begiio prespete 
ab inperiay Bcgiaque Hafestale 
adniitere Teliet alllqiien ccdcsiasticoB 
a MMi etectoai, qiri In nto donfnlii Kastiae et hojiii sanctae SediB 
eedetlatticlf nbta apcfan naTareC, ^emadaiodaDi sons ap«d Nas et eaoMleB Se» 
dem MMiter adest, at^ae catiallcte sibi ntaditfe, eofmqiie apMcaattbis bidigen- 
Ifla pra enetoa aalmi ftf aeqaitale benigiie ftnrere veHet — Haee pnemtiB Te- 
neiabMi Ftater, at alia anfttamoa, omni atodia apod Basrianmi iaiperalarem et 
Patomae Begeai, ^as^iie Gabernlm peragenda earaveramat, ot Melea Poiaiiiae 
papall catbatfetn feUgfaBen Bbere etercere ac denao optatissima eansdentiae 
pace, ae tranqollftate perfhii passest. -— Fatmiim canfldioms, ot idem Seraiissi- 
mos ae poteatissimiis princeps veHt Jnstis, enixis, iteratisque Nostris pastatatianibaa 
abseqaf et vatls annaere, qaibns Istfi fldeles popall eMem sappliearoBt — Ut aoiem 
ames Ifostrae corae et solUekadiaes optatan asseqnantor eiitam , assidais ae 
fnrveiitlsslaiis prcdbot Oeam depreeemar oportet, in ei^os mana sunt eorda Re- 
gttfli. — Qaa vero faellfos Dens indliiet anrem suan ad preces, appiime noscb 
Teaerabllis Frater, apos esse, at fldeics popoli omnia ipstau Dei mandata religiase 
eastodiant, onmesqoe ebfistianas virtotea sedola exereeaat, atqae ab tts oainibas 
diiigeatissioie se absthieam , foae popolos ipsos miseros reddunt, et inpediont, 
qaamhM» divinae oiisericordiae beneftda süper illos desoeadant — Atqae. bic po« 
ilSBlfliani laqoimor de nimia ina abasiooe, qiiae bojas Sanctae Sedls vigilantiani 
et soWettodinem erga Polonos soaper eKdtavU , scilieet de frequentibos matrifflo- 
nttntm dlvonfts, qoae in Polonlae Regfoaibos contra Dei ejasqae Sanctae Ecde^ae 
teges pttts mhnisve semper patrata ftiere. — Qaocirta in raemoriam revoeantes 
IflHDortaysDeeesseris Nostri Benedictf XIV. Constitationes zz Matrimonli perpetmiBi 
= die 11. Aprilis 1741 et = Nindam licentiam =: die 18. Mal anno 1748 ad 
P<doniae Episeopos datas, bac Nostra Epistola otines fideles Polonos rogamos 
monemas, et bortamar, ot ApostoUds Nostris vocitms obtemperantes, [ab biOus- 
modl abominanda sane re in posierom dUigentissime caveant. — Jam porro ex 
bis omnibas, qnae Ifos brevissime perstrbiximus et atttgimus, TiUqne signiflcavi« 
mo^, Tuom erit VeneraUIisf Frater, adbibita etiatai Tuonim SaffVaganeorum opera, 
r^HIere et obterere bnpudentem eafamniaffl Nobis, et baic Sanctae Sedl impo- 
sttam, et istis fldeltbus signfflcare curas omnes a Nobis et ab eadem Sede pro 
spiriiaall eoilim bono et utaitate conthienter susceptas, eosque amantissimis Terbis 
de singnlari Nostra in ipsos caritate studloqne certtores faieere. Ne desinas vero 
QnqQsm ana com Tals Sofltagahels eosdem fideles popolos qua voce qna salata* 
HVas et oppertunis s^riptis seniper monere, ^tbortari, excitare, at a veri- 
(dtis, bonoris vbrtatisi Jastltlaeqne semlta ae Sanci4ssimis divinae Nostrae reli- 
glonis praeceptionibus nonquam deflectant, ntque magis in dies ia ide, ainore 
et observantia erga banc Petri C^thedram catbolieae verltatis et onitatii centram 
stabiles et immoH persistant. -^ Hoc sane modo a dementissimo miserieordianiai 
Paür^ obtinebant coelea^m benedietionam eopiam, qaae aniee possant non solum 
lab ip§is pemiddsissimas Ulas avertere pertofbafiones, qoibns inimid bomines eos 
obhiere veOent; verum etlam elBcere, ntUdem Poloni avitae soae Bellgioais pro-^ 
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spoilate« «mniqae vem felicittte perfrai quetiit« ^ Nes certe ^oideBi in mwl 
•retfame et ebsecratiene emn gntfarani «etieiie a «eniynisaiiM' Domine bottHÜer 
enixeqoe exposdmas, ot divinae saae grHiae divitfas super Adelet Poloniae popih 
los propitias semper effendere velit — Denlqne hae occasione quam libentissime 
atimar, ot iterom testemdr et conflrmemas praeeipuam nostram in Te, Tuosqae 
Sofflraganeos benevolenUam, — - Ci^as quoque pignos esse volumiis ApostoUcam 
benedictlonem^ qaam intimo cordis alTecta Tibi ipsi, Yenerabilis Frater, Tuisqiif 
Soff^ayaneis, conctisqoe clericis, laidsqoe fideUbos Tuo. etiltonim curce cwii% 
sis peramaiiter impertimiis. . i* 

Dalttni Romae apnd Sanctttin Fetm die:«, iunii aime 1861. • t 

PoBtlflcatns Nostri anno deeimo qulDlo ' ^ ' 

(subscriptom) Vmf*Küi** ' 

Concordarum eam sao origlnatt testor: ; 

(sabscriptom) F0rdiMndü$ DeUuMM s i; 

Can. Metr. Judex SurrogaCus C. 6. A. V: 

Wi knOpfen nnsiitteibar daran die an den Uiieriicfaen Stattbalter Grafen 
Lambert geriebtete, von diesem aber «irQckgewiesene 

^4 Denkackrift der polniaeben Eiacbife vi»m .25. September ISat 
an die ratsiselie Regierung^ 

Sr. Ezoeilenz dem Generi^ladjatanten Graf Lambert , (Statthalter. Seit neun 
Jahrhunderten macht die römisch-katholische Religion in Polen einen BestandtheU des 
nationaleii Lebens ans*, sie ist das kostbarste Erbtheil unserer Vorfahren, ein wesent- 
liches BedürlAiss unserer Nation, eines der Elemente seines Glücks. Unter dem 
Schirme dieser Religion erfüllten die polnischen. Bischöfe und Priester gleieÜseitis 
i^e geistlichen uad weltlichen Pflichten und hetheiligten , sich an allen Angelegenhei- 
ten der Nation. In ihrer wachsamen Fürsorge für die Integrität und Einheit der Lehra 
Jesu Christi, so wie für das Seelenheil der Gläubigen, blieb die katholische Kircjbe 
immer in Eintracht und Uebereinstimmung mit der Regierung , und auf diese Weise 
war sie im Stande, den grössten Einfluss auf die bürgerlichen, moralischen und ma- 
teriellen Interessen des Landes auszuüben. Dank der Unterstützung und Verehrung^ 
welche ihr die Könige Polens sn TheU werden Hessen, genoss die Kirche ununter- 
brochen ihrer vollkommenen Unabhängigkeit, und alles, was wir heute noch haben, 
unsere Kirchen, unsere christlichen Anstalten, ebenso dieser Ein^uss und dieses Anr 
sehen, deren wir uns bei den Gläubigen erfreuen, alle diese Güter sind das ErbtheU 
der verflossenen Jahrhunderte, die Früchte der althergebrachten Fröimwlgkeit w4 
HocfaaciitQBg, welche man dieser göttUohen Einriehtang sollt. 

Aber diese ganze glänzende Vergangenheit der Kirche erlosch mit der politi- 
schen Existenz der Nation. Trotz den feierlichen Versprechen der neuen Regierung^ 
des katholiaehen Kirehe alle ihre Fürsorge zu widmim, haben die .geistlicheo Gesetze 
ihre alte Atit?orität verloren , und die religiöse Freiheit wird durch verlefsende Efn^ 
schränkungen gehemmt Das Strafgesetzbuch von 1847, das königliche Decret vom 
6./18. März 1817, die orthodoxe Propaganda der Regierung so wie Ihre verschiedenen 
Besoripte verursachen der römisch-katholiso^n Beligion den grössten Naohtheil q]»4 
isachen der idrohliehen Auetorität duroh Lähmung ihreaEfa^ussea, die Ausübung Onmi 
Amtes unmöglich. Unter dem Drucke, Ja sogar unter der WiUkOr eines der Begle- 
rungsmitglieder wurde diese Autorität oft genöthigt, in demüthigender Weise sich a^i 
imtergeordnete Beamte zu wenden, und sie verfiel seitdem, als ein Werkzeug oAet 
als ein Bestandtheil des administrativen Bäderwerks der ttttgierwig angesehed. In eiaa 
klägliche Erniedrigung. 

Die Unterzeichneten, Bischöfe, und Bisthumsverweser > Wäcjiiter der BM^ 
dar heiligen katholisohen Kirofae,. erfailt Ton dem GefOU^.der Ais^baren V4iwtf»^ 



IM Poleir. DttikiieMfl der p«ffiifs€lKii BisdiM tm t5. fitp l ci i k r 1861. 

«iMttiohk«it» ai* tl* Tor 0ott HlMVitfhvieti , %«tui tk iOr 4te L^hre Smu ChfiHI, 
Cüff 4ie Fr«ilMift «f inw htUig«» Xirebe «it4 fir das fl«el«»^U 4tr ihror Obhut aavww 
tr«irteii Qllia)»igoii faroer «latohgaiOg bUaUn: 

Bitton £w. ExMUans» al« StattfaaUer, Sr.Migastät dieaa aUenwterthKnigate Sop* 
pÜQ in ihrem so wie des gan;Len Klerus und aller Gläubi^^n Kamen vorlegen an wol- 
len. Zu ic^eicher 2eit erklären sie, dassi ungeachtet sie selber oder 
fhre Vorfahr eh, gegen Gewissen undbisohöflioheP flicht, Be Scripte, 
welche den heiligen Qesetaten der Kirche zuwider liefen, angenom- 
tten haben, si^nfeht lSiig«r iiik sohtildTollem Schweigen verharren 
dürfen. Sie dürfen dies um so weniger, als diaaa nachsichtige G«^ 
fSlligkeit ber6lt».4le.t!r4uti9atatti*i^lIoftfc«{retra«eii «fid ihr« Fol- 
gen die Person eines der Bischöfe h^Mfoii^n. habaa^). Wir erfüllen also 
eine GeVtMeisptifte, indem wir folgende Anträge atallei»: 

1. Man gebe der katholischen Religion ihre frühere Aotoritat aorück. 

2. Die Artikel 193, W^ 19Q, 197, 198, 199 des Strafgesetabucbes , sowie die 
Artilpel "^ und 201 des £h^esetaes sollen, als dem Geiste der Duldung suwider 
ahgeschafft werden. 

"'3. Es Völlen die Begierungs-Rescripte, welche den Principien der katholischen 
Kirche und dem Geiste des Evangeliums suwider laufen, [aufgehoben werden, näm- 
lich: das Bescript vom 28. Mai 1860, welches verbietet, unbekannte Personen sur 
B^ldhte nuMlswflvn; das. B«aori()t iteli (ftenend-Statttaaltari, das den Geisifiofaen befiehlt^ 
sich jeder Predigt über die Dogmen an onthaltenv» so wie das Bescript , der Cultus* 
Commission vom 13. November 1832, das dieses Jahr erneuert worden, und das den 
Bischöfen ohne vorherige Ermächtigung Seitens der Commission, jede Veröffentlichung 
von Ordonnanzen und Hirtenbriefen in ihrer DiÖcese verbietet. 

4. Die Cültus-Commission möge sich in ihren Beaiehungen zur Kirche auf 
rein administrative Angelegenheiten beschranken und sich in nichts mischen, was Cul* 
tus , Processionen , Predigten und Liturgie betrifft. 

Ö. Es soll bei der Cultus- und Unterriohts-Commission ein aus mehreren Bf- 
SchÖfen und höheren Priiestem zusammengesetztes geistliches Bureau errichtet wer- 
den, um unter Vorsitz des Erzbischofes über rein geistliche Angelegenheiten zu ver- 
handeln. 

6. .Es soll den Bischöfen frei stehen , DiÖcesan-Synoden abzuhalten , Jubiläen 
an feiern und Kissionen zu veranstalten. 

7. Es sollen so schnell als möglich die erledigten Bisthumer besetzt werden. 

8. Die Zahl der Zöglinge der Seminarien sowie der männlichen und weib- 
lichen Mitglieder religiöser C^meinschaften soll nicht mehr beschränkt werden. 

9. Die zum Unterhalte von Zöglingen an fremden Akademien bestimmten 
l^ds BoUen surSckgegeben werden. 

10. Es sollen aus dan der Kirche genommenen Fonds tZuflnehtsfaäuser fUr alM 
Priester eröffinet werden; aus denselben Fonds soll jedem Priester, der seinem Amte 
nicht mehr vorstehen kann , ein Buhegehalt von wenigstens 1000 Gulden ausgeworfen 
werden. 

11. Das auf dem I^uzberg f«leg«ne GelSngnias soll , don gegenwÜrtk^en Beu 
dUr&iissnn gemäss, und naoh einem v^n^den Bisehofen elngerelohten J$ntwurfe reop- 
ganisirt werden. 

1) Es scheinen damit die Excesse in tiCnozyc gegen den Bischof von Kuja- 
wien und Kalisch gemeint an sein. Der Bischof von Morozewsky hatte sich durch 
diadpHnarisebes £in8ehr^len\g«gen einige. Priester wdobe ihm den nationsAen Stim* 
nwngen au viel zu gestalten schienen , durch Versendung mehrerer von ihnen in Klö- 
ster zur Strafhaft, den Unwillen des aufrührerischen VoOces zugezogen und bei seiner 
fteisi^ zur Abhaltung der Messe am Tage Maria Geburt, in den berühmten Wall- 
IMJMrtsort Ooenttochau , weldies auch an seiner Diöcese gehört , worde er von seinen 
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12. Es soll die Cnltus- und Ünterriohts-Commissioii die geistUchen Fonds nur, 
nachdem sie sioh vorher mit der kirchlichen Behörde benommen, verwalten, ^m^ ^g 
«oU die Bolle Pius YU. vom Jahre 1818 zur AusTOhrang kommen, die verordnet 
diese Fonds einaig für die Bedürfnisse der Kathedralen, Collegien, Consistorien, Se- 
minarien und Pfarreien za verwenden. 

13. £s sollen die geistlichen Behörden das Recht haben, für alle geistlichen 
Angelegenheiten direct mit dem römischen Stuhle zu correspondiren. 

14. £s sollen die Bescripte, welche den Bau und die Ausbesserung kirchlicher 
Gebäude so sehr erschweren, modificirt werden. 

15. £s sollen die transportirten Priester in ihr Amt wieder eiugesetst und deren 
kiinftighin keine mehr festgenommen werden , ohne dass die geistlichen Behörden da- 
von benachrichtigt worden sind. 

Warschau, den 25. September 1861. 
Fialko^ski , Erzbischof von Warschau. Vincenz Pienkowsky , Bischof von Lublin, 
Joseph Yuscinsky , Bischof von Sandomir. J. Tworowsky , Suffragan von Pod- 
iachi^°} im Namen des BiBchofs. Mathias Mayerszak, Administrator des im Kö- 
nigreiche gelegenen Theiles der Diocese Krakau. Thomas Myslinsky, Administra« 
tor der Diocese Augustewo. Johann Deckert , Suffragan-Bisohof von Warschau. 
Valentin Bazanowsky, Snffragan-Bischof von Lublin. 

Wir fügen übrigens bei die Nachricht der „Köln. Bl.'* Beilage zu Nr. 288. un- 
ter Warschau, 10. Oct. 1861: „Das officielle Blatt enthält eine von der Begierung aus- 
gehende Note, worin die Nachricht, als ob die Forderungen der Bischöfe 
von der Regierung abgewiesen worden seien, dementirt wird. Zugleich bemerkt das 
Blatt, dass das zuständige Organ für Vorstellungen in geistlichen Angelegenheiten 
die im Staatsrathe des Königs sitzenden Prälaten seien , die an den Rechenschaftsbe- 
richt des geistlichen Departea.ents ihre bezüglichen Bemerkungen anknüpfen köimten. 
Ueberdies würde mit der projectirten Organisation des Cultusministeriums ein geiat- 
Uches Conseil als legales ( r I ) Organ für Kirchensaohen geschaffen werden , welches 
im Turnus von den einzelnen Diöceseu besetzt werden solle. Auf diesem Wege würde 
die Geistlichkeit der Regierung ihre Bedürfnisse vorstellen können, dann aber anoh 
ihre Pflichten gegen die Regierung nicht vergessen dürfen. 

4. Die Wahl und Verhaftung des Diöcesan-Administrators Pater 

Bialobrzesky zu Warschau und die Anrufung der Intervention des 

päpstlichen Stuhles. 

Zwei der Unterzeichner der Denkschrift, der Erzbischof Fialkowsky und 
der Su£Eraganbischof Deckert von Warschau sind bald darauf, der eine am 8. 
Ootober, der andere am 19. November 1861 gestorben. Der am 10. October 1861 
stattgefundene L eichenzug des Ersteren, woran mehr als 200,000 Menschen Theil nah- 
men , wurde zur Entfaltung nationaler Abzeichen und zur Bearbeitung einer grossen 
Schaar aus ganz Polen herbeigekommener Bauern benutzt. Den grossten Umfang 
nahm auch die am 10. October bei Grodlo veranstaltete Feier der Vereinigung Polens 
und Lithauens an. Am 14. October wurde daher das ganze Königreich Polen in Be- 
lagerungszustand versetzt und der auf den 15. October angesagten Gedachtnissfeier 
Kosciuskos durch die strengsten militärischen Massregeln en%egengetreten .Die Feier 
fand aber dennoch durch theilweises Schliessen der Läden sowie durch Absingen der 
verbotenen Hymnen in den Kirchen statt. Es wurden diese Kundgebungen mit Ge- 
walt unterdrückt, dabei aber durch rohe Profanirung der Kirchen von Seiten des Mi- 
litärs wieder Oel ins Feuer gegossen. Von dem Administrator der Erzdiöcese War- 
achau, Pater Bialobrzesky wurden in Folge dessen die sämmtlichen Kirchen in War- 
schau geschlossen. Die Regierung liess zahlreiche Verhaftungen, besonders auch unter 
der Geistlichkeit vornehmen, und bald auch die Spitzen der Geistlichkeit der christ- 
lichen und jüdischen Confessionen auf die Citadelle führen. Der Administrator der 
Erzdiöcese, ein achtzigjähriger Greis wurde dem „Czas" zufolge auf einen aus Pe- 
tersburg ergangenen Befehl in der Nacht des 13, November 1861 nach der Citadelle 
abgeführt. Am vorhergehenden Abende benachrichtigte die Regierungs-Commission 
der geistlichen Angelegenheiten das Capitel von diesem Akte, indem sie zugleich aui' 
die von dem Capitel am 14. October ihr schriftlich gemachte Anzeige von der nach 
dem Tode des Erzbischofs Fialkowsky getroffeneu Administratorwahl antwortete, dass 
die Regierung die Wahl des Capitels nicht bestätigte und es werde daher das Capitel 
zur Vornahme einer Neuwahl aufgefordort. Der sechs Tage später verstorbene Weih- 
hischof Deckert antwortete der Regierung, indem er dieselbe ersuchte, entweder den 
gefangenen Prälaten in Freiheit zu setzen, oder die von ihm beigefugte Bittschrift an 
aen Papst zu senden, indem er mit den in dieser ebenfalls angegebenen Gründen 
entwickelte , wesshalb das Capitel dem Ansinnen der Regierung nicht entsprechen und 
ohne Mitwirkung seines Administrators keinerlei amtliche Handlung vornehmen , also 
auch das Oeffnen der geschlossenen Kirchen nicht anordnen könne. Die Bittschrift 
an den Papst lautet nach der „Allg. Ztg." 1861 Auss. Beil. Nr. 238. wie folgt. 

„Beatissime Pater I Infra scriptus praesentibusliteris mentionemfacio Sanctitati Ve- 
Btrae, Antonium Bialobrzeski praelatum Archidiaconum Metropolitanum Varsaviensem, 
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•ede vacante post obitttm p. m. Antonii Helchioris Fyalkowski Arohieplseopi Metro- 
politae, Vicarium Capitali legitii&e electnm, die decima tertia mensis et anai oarrebtifl, 
m>ra tertia post mediam noctem domo lua eaae abdnotam et in Citadella incaroeratnm. 
Cum Capitulnm nee praedictum Vicarimn snum ad resignandom eompeUere, nee ejna 
reaig;aationem licet in caroere facta esset, admittere, nee deinceps alinm eligere pos- 
sit, provolutns ad pedes Sanctitatis Vestrae liumillime sapplico, nt interrenlente Sna 
Sanctitate yei praedictus Vicarius Capitnlaris libertati restltuatnr^ vel sedes Apostolica 
Vioarium suum designure dignetu^. Qnae praesentans maneo ad osonla pedam Sane- 
titatis Vestrae. Obedientissimus et humillimus servus Episcopas Halioarnemsis Suf- 
fraganns Varsaviensis Deeanus CapituU Metropolitani (sig.). Dtckert (L. S.) Datum 
Varsoviae die 13. mensis Novembris A. D. 1861. Nr. 819. 

Wie das Mainzer „Kathol. Yolksblaftt«« 1861 Nr. 48. berichtet, hat der General- 
. director des Cultus spttter auch den CaDonicus Bzewuski besndit, um ihn an bewegen, 
das Domkapitel ausammen zurufen , die Wiedereröfi^ung der Kirchen zu beschliessen 
und einen neuen Bisthumsverweser eu wählen. Da aber alle Mitglieder des Dom- 
kapitels mit Ausnahme Rzewuski's auf der Festung sitzen und nach den Kirchenge- 
. setzen eine durch Gefangenschaft erzwungene Amtsniederlegung des Administrators 
ungiltig wäre , so konnte die Antwort den Forderungen des Geueraldireotors nur un- 
günstig sein. 

Wie den Köln. Bl. 1861 Nr. 260. aus Rom vom 2. November geschrieben 
wurde, war dort ein Gkheimrath Tengoborski aus dem russischen Ministerium der 
auswärtigen Angelegenheiten eingetroffen, um den Papst zu bitten, zwischen den 
streitenden Parteien zu vermitteln und die Polen zur Mässigung und zumwGehorsam 
znrUkzuflihren. Dasselbe 8chifif, auf dem sich der Geheimrath befand, brachte aber, 
wie derselbe Correspondent unter dem 9. November in den Köln. BI. Nr. 264. berioh- 
taty auch einen jungen polnischen Fürsten (Constantin Czartoryski) nach Bom, um 
den Papst zu bitten, gegen das Verfahren Busslands zu protestiren und seine Stimme 
im Namen der verfolgten Katholiken zu erheben. Der heilige Stuhl zögerte noch mit 
der Antwort, um sich zu überzeugen, inwiefern die polnische Bewegung ausschliess- 
lich religiöser Natur und rein von weniger lauteren Nebenzwecken sei. Unter dem 
7. December 1861 schrieb der römische Correspondent in den „Köln. Bl.« Nr. 288., 
dass der Fürst C. Cartoryski noch in Bom sei und darauf warte, dass der Papst sich 
In der polnischen Sache ausspreche. Zugleich meldete er von {einer bei Lemmonier 
|n Florenz erscheinenden französischen Broschüre: „La Pologne et la Catholicit6*', de- 
ren Verfasser sich nicht nennen , alz welche man jedoch einflussreiche Persönlichkei- 
ten in Bom vermuthe. Andererseits meldeten die Zeitungen aus Polen (vgl. „Mainzer 
Kathol. VolksbL" 1861 Nr. 48. S. 383. und die „Augsb. Postztg." 1861 Nr. 293. 
S. 1849.), der heilige Vater habe der russischen Besierung erklärt, au der Bebellion 
der Polen sei zum grossen Theüe die Verfolgung der katholischen Kirche in Polen 
und Busslands Schuld, und der Papst könne den Forderungen des Petersburger Cabi- 
nettes nicht entsprechen , die russische Regierung möge vielmehr vor allen Dingen 
selbst helfen und ihr seitheriges Verfolgungssystem aufgeben. Darauf soll das Peters- 
burger Cabinet erklärt haben, dass es furderhin mit aller Strenge gegen den katho- 
lischen Klerus auftreten und keinerlei Bücksichten beobachten werde. 

Unter dem 7. December 1861 wurde den Zeitungen von der polnischen Grente 
aus telegraphirt , dass in Warschau der Bisthumsverweser Bialobrzesky zu zehijähri- 
ger Deportation nach Sibirien verurtheilt sei u. s. w. Dagegen veröffentlichte die „Neue 
Preiisslsche (Kreuz-) Zeitung^' Nr 295. vom 18. December 1861 folgende ohne Datum 
ihr dm'ch die russische Gesandtschaft zu Berlin zugegangene ofdcielle Mittheilung aus 
Warschau: „£& ist kein Geistlicher weder nach Orenburg, noch nach einem anaeren 
Orte als Rekrut geschickt worden. Die Zahl der in der Citadelle arretirten Priester 
ist nicht 162 , sondern 14. Bialobrzesky hat es nicht verweigern können, diu Gnadeh- 
gesuch zu stellen, da der Prozess gegen ihn noch nicht beendigt ist u. s. w. 

Die Zeitungen meldeten weiter, (vgl. z. B. „Köln. BV* 1861 Beilage Nr. 291. 
Beil. Nr. 293.) dass die unirte griechische Kirche zum heiligen Basilius in Warschau, 
welche vom Bischof von Chelm abhängig sei, (ob mit dessen Einwilligung?) am 12. 
December 1861 durch die Polizei unter grossem Andränge der Gläubigen wieder ge- 
öffnet worden sei. Am Weinachtsfeste 1861 waren die übrigen Kirchen noch geschlos- 
sen. Jedoch steht diese jetzt in Aussicht, indem nach einem Telegramm aus Bom 
vom 6. Januar 1862 der Petersburger Priester Felinski vom Papste zum Bischof 
und Administrator der Warschauer Erzdiöoese ernannt ist. Felinski soll früher in 
Paris bei der Gesandtschaft gewesen, und ein gewandter, noch nicht alter Mann sein, 
der in Petersburg allgemeine Achtung geniesst und vom Kaiser' zu der schvHerigen 
Stelle voreeschlagen und vom Papste bestätigt worden ist. (vgl. Köln. Bl. 1862 Beil. 
zu Nr. lli) Auch gewinnt (nach der Corr. aus Bom in den Köln. Bl. Nr. 11.) ein Ge- 
rücht von der bevorstehenden Absendung Msgr. Chigi's als Nuntius an den 
Petersburger Hof an Bestand. Bialobrzeski ist nach der amtl. Zeit, von War- 
schau V. 11. Jan, 1862 „kraft der Standrechtsgesetze wegen ungesetzlicher Vereinigung 
des Capitels der Cathedrale und weil er aus eigener Machtvollkommenheit die Schlies- 
sung der Kirchen verfügt hatte,** zum Tode verurtheilt worden, aber vom Kaiser zu 
«injähriger H4n begnadigt Vgl. das betreff. Deoret in der Köln. Zi«. 4862 Nr. U, EnL Bl. 
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Gircularl-Verf ilgung des Ministeriums der geistlichen Ange]eg;en- 

heitenTom 15. Mai 1861 an sämmtliche königliche Regierungen (exci. 

Aachen, Koblenz, Köln, Trier und Sigmaringen) in Bezug auf die 

kirchlichen Gebühren und Leistungen nach dem Austritt aus 

der Kirche. 
(Aus dem Preuss. Staats-Anaeiger 1861« Nr. 135.) 

In der aus den Ministerien der geistlichen Angelegenheiten und des Innern 
ttof Grund einer Berathung mit dem Chef der Justizverwaltung ergangenen Circular- 
Verfugung vom 19. November 1850 war den Königlichen Begierungen zur Nachach- 
tung eröffnet worden, dass dem Austritte aus den Kirchengemeinschaften die Kraft, 
den Verband auch in vermögensrechtlicher Beziehung zu lösen, nur dann zugestanden 
werden könne, wenn derselbe unter Beobachtung der auch tUr ihn als massgebend 
anzusehenden Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts (Theil IL Tit. 6. §. 181 ff.) 
über den Austritt aus den Corporationen stattgefunden habe. Später hat jedoch ein 
ErlasB meines verewigten Amtsvorgängers vom 31. März 1858, unter Aufhebung dieser 
VerTiigung, und mit Hinweisung auf cUe Nr. 2. der zu dem AJlerhöchsten Patente vom 

30. März 1847 (Gesetz-Sammlung Seite 121.) gehörigen Zusammenstellung der Be- 
stimmungen des Allgemeinen Landrechts über Glaubens- und Beligionsfreiheit ganz 
allgemein den Grundsatz ausgesprochen , „dass, mit Ausschluss der StolgebUhren, alle 
anderen kirchlichen Gebühren und Leistungen von den staatlich nicht anerkannten 
Dissidenten auch nach ihrem Anstritte aus der Kirche unverkürzt fortzuentrichten 
seien.'* Demgemäss sind durch förmliche Erklärung aus der Kirche ausgeschiedene 
Individuen vielfältig auch zu den auf der persönlichen Zugehörigkeit zu den Pfarr- 
gemeinden beruhenden Abgaben und Lasten zwangsweise herangezogen worden, und 
es ist in Folge dieses Verfahrens eine so grosse Anzahl von Beschwerden eingegangen, 
dass die Staatsregierung den Grund derselben einer näheren Erwägung zu unterziehen 
dringend veranlasst gewesen ist. Hierbei hat sich aus den, dem Erlass des Aller- 
höchsten Patents vom 30. März 1847 und der Allerhöchsten Verordnung von demsel- 
ben Tage (Gesetzsammlung S. 125.) vorangegangen Verhandlungen mit Gewissheit 
ergeben, dass nicht die Absicht obgewaltet l^t, in der Pos. 2. der der Verfügung vom 

31. März 1858 zum Grunde liegenden Zusammenstellung der Bestimmungen des All- 
gemeinen Landrechts Hber Glaubens- und Beligionsfreiheit auch für die Entscheidung 
der gegenwärtigen Frage eine gesetzliche Norm zu geben. In dem bezeichneten Ab- 
sätze der Zusammenstellung handelt es sich vielmehr um die innerhalb der Kirchen 
zu besonderen Religionsübungen zusammengetretenen und ohne Staatsgenehmigung 
bestehenden Verbindungen, und es wird tür diese aus dem allgemeinen Land- 
rechte der Grundsatz abgeleitet, das sie nur als erlaubte Privatgesellschaften 
und ihre Mitglieder, auch wenn sie die Aussonderung bezwecken,^ vorerst noch als 
Angehörige ihrer bisherigen Beligionsgemeinschaften anzusehen seien. Dagegen war 
sie nicht bestimmt, die Rechtckverhältnisse avich deijenigen Personen zu ordnen, welche 
von der dem Landrechte ganz unbekannten, und erst längere Zeit nach dem Abschlüsse 
der Znsammenstellung in Vorschlag gekonmienen Bestimmung in §. 17. der Aller- 
höchsten Verordnung vom 30. März 1^7 Gebrauch machen, und dem gemäss aus der 
Kirche durch gerichtliche Erklärung ausscheiden. Im Gegentheil zeigen die Verhftnd- 
lungen der Abtheilungen des Staatsrathes über den gedachten, erst längere Zeit nach 
dem Abschlüsse der „Znsammenstellung** in Vorschlag gekommenen Paragraphen der 
Verordnung, dass hinsichtlich dieses Punktes eine Verschiedenheit der Meinungen 
bestand, dass aber zur Aufnahme einer speciellen Bestimmung in die Verordnung kein 
hinlänglicher Anlasa gefunden , sondern es für ausreichend erachtet wurde , die JSnt- 
soheidung etwa vorkommender Fälle dem Richter Spruche zu überlassen. Schon diese 
Thatsachen lassen die fernere Beibehaltung des durch Circular-Erlass vom 31. März 
1858 begründeten Verfahrens als bedenklich erscheinen. Im Einverständnisse mit 
dem Königlichen Staats-Ministerium veranlasse ich daher die Königliche Regierung, 
Sich die Verfügung vom 19. November 1850 wieder als Norm dienen und demgemäss 
die administrative Ezecution nur in den durch diese Verfügung gezogenen Grenzen 
gewähren zu lassen. Es versteht sich von selbst, dass es sich bei dieser Weisung 
nur um die auf der persönlichen Zugehörigkeit zu dem Kirchenverbande beruhenden 
Leistungen handelt, und dass weder die dinglichen, noch diejenigen Abgaben, welche 
nach Provinzialgesetzen oder besonderem Herkommen auch von anderen, als den sur 
Kirche gehörigen Personen zu entrichten sind, von derselben berührt werden. 

Berlin, den 15. Mai 1861. 
Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten : 
von Bethmann-Hollweg. 



1) Die grosse Zahl von Ministerial-Erlassen, Erkenntnissen der obersten Staats- 
Geriohtsnöfe und wichtiger bischöflieher »Erlasse, mit denen wir für Preussen im Rück- 
stände sind, werden wir in den folgenden Heften mitzuthellen beginnen. (D. B.) 
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Der Landtafftschluss Tom 28. December 1861 und ein Vorläufiges 

in Betreff der Kammerbes chlUsse Über die kirchlichen Fraeen. 

(Vergl. Bd. VI. S. 398 ff.) 

Ans der Bede, mit welcher am Abende des 13. December 1861 durch den Kgl. 
Commissär, Minister v. Linden, der Landtag geschlossen wurde, entnehmen wir (nach 
dem Deutsch. Volksbl. 1861 Nr. 301) folgende Sätze: 

,Durch die Abänderung einiger Bestimmungen des Volksschule 
gesetaes vom 29. September 1833 glaubt die Kgl. Be^erung den dringenden 
Bedurfhissen, welche in diesem Gebiete sieh geltend gemacht hatten, Bilcksioht getra- 
gen SU haben." (Ueber den Antrag des Abg. Hopf auf Trennung der Schule von der 
Kirche gine die Kammer zur moti'^rten Tagesordnung Über.) 

„Keine Verschiedenheit im Glauben soll künftig einen Unterschied in dem Ge- 
nüsse der staatsbürgerlichen Bechte des Württembergers begründen.** (Es wurde die 
Emancipation der Juden beschlossen.) 

,Die verfasBungsmftssige Autonomie der katholischen Kirche im Königreiche 
soll durch das Gesetz über Begelung des Verhältnisses der katholischen Kirche zum 
Staate, wie ei^ aus den Berathungen der Stände hervorgegangen ist, in entspreohender 
Welse hergestellt und dadurch der Friede zwischen den verschiedenen Confessionen 
des Landes aufs Neue befestigt werden.** (Am 21. November 1861 wurde von dem De- 
part.-Chef des Cultus, von Golther, ein Gesetzentwurf von 23 Paragraphen zur fieee- 
lung des Verhältnisses der katholischen Kirche zum Staate vorgele^ Derselbe nahm 
für die Beg^erung die in der Convention gemachten Zugeständnisse in Anspruch, ohne 
dagegen die in der Convention der Kirche neu garantirten Bechte aufreeht zu halten. 
Die zweite Kammer verschärfte den Entwurf noch in mehreren Beziehungen gegen 
die katholische Kirche , die erste Kammer nahm nicht alle diese Versohänungen an. 
und die zweite Kammer nahm dann wieder einige Modificationen vor, denen sich 
die erste Kammer anschloss. Im nächsten Hefte des Archivs folgt eine 
ausführliche Darlegung und Kritik des Gesetzes und der Kammer - Verhand- 
lungen. Wir erwähnen nur schon jetzt, dass aus der von Dr. Dave, einem Schüler 
des Ober-Consistorialraths Prof. Richter in Berlin unter den Auspioien des Letzteren 
erscheinenden „Zeitschrift für Kirchenrecht** Bd. H. Heft 1. S. 71 und 72 Note 2 her- 
vorzugehen scheint, wo die Quelle, oder^ eine der Quellen der Württembergischen Be- 
aktion gesucht werden muss. Es mögen sich das auch unsere Leser in Preussen 
merken, wo der Cultns-Minister von Bethman-Hollweg eben einen ganz unerhörten 
Streit mit den Bischöfen, wenigstens am rechten Bheinufer mit dem Cardinal-Erzbischof 
von Köln beginnen zu wollen scheint, indem die Begierung durch plötzliches einseiti- 
ges Vorgehen ein von allen , katholischen wie protestantischen Canonisten längst als 
nichtig erklärtes „landesherrliches Patronatsrecht** in Anspruch nimmt.) 

liltcratur. 

Bemardi PapienaU Faventini episcopi summa decretalium ad libromm manuscripto- 
rum fidem cum aliis ejusdem scriptoris anecdotis edidit Em. Ad. Theod. 
Las^eyres juris ut^iusque et philosophiae doetor, in supremo liberarum Gtor- 
maniae civitatum appellationum tribunali Lubecensi assessor, in aoademüa 
Berollnensi et Halensi atque Erlangensi quondam antecessor. Batisbonae, apud 
G. Josephum Manz. 1861. (LXIV et 368 pag.) 8. Msj. (Man vgl. auch Archiv 
Bd. VI. S. 486.) 

Die hohe Bedeutung, welche mehrere Schriften des Bernhard von Pavia, der 
in seiner Vaterstadt 1213 als Bischof derselben starb, fÜJ^die Geschichte des canoni- 
schen Beohtes haben, ist seit geraumer Zeit mehrfach anerkannt worden, ohne dass 
jedoch der Inhalt derselben vollständig bekannt gegeben wurde. Um so verdienst- 
licher ist das Unternehmen des Herrn Oberappellations-Gkrichtsrathes Dr. Laspeyres, 
der die mühsame Vergleichung einer Beihe von Handschriften nicht gescheut hat, um 
die bisher ungedruckten Schriften, die zwar nicht der Vergessenheit übergeben, aber 
dennoch nur wenig bekannt waren, zu veröffentlichen. 

Die Abstammung Bemhard's ist auch nach dep neueren hierüber gepflogenen 
Untersuchungen noch nicht ganz festgestellt. Schon Sarti hat bemerkt, dass der Bei- 
name Circa aUes Grundes entbehre, dennoch ist er selbst in neueren deutschen Hand- 
büchern der Literatur noch immer beibehalten. Der Familienname Bemhard's ist 
aller Wahrscheinlichkeit nach Balbi. Mit diesem findet er sich sowohl bei italienischen 
Schriftstellern des sechzehnten Jahrhunderts , die über die Kirchen geschichte von 
Pavia geschrieben haben, z. B. bei Spelta und Gualla, wie auch späterer. Ihnen sind 
Ughelli, Savioll, la Porte du Theil beigetreten. Spelta hat in seiner Lebensbeschrei- 
bung der Bischöfe von Pavia vom Jahre 45 bis zum Jahre 1597, im Leben Bemhard's 
den Umstand als zweifellos hingestellt, dass Bernhard aus der adeligen Familie Balbi 
entsprossen sei, er weiss noch das Hans anzugeben, in welchem Bernhard gewohnt 
haben aoUe, die Eltern Bemhard's kennt er indessen nicht 
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OoaU« betraohtat diese Abstommung Bernhard'a gleichfalls als eine zweifel- 
lose. Ein späterer Schriftsteller Cresoenai hat in seiner Krone der angesehensten 
adeligen Familien Italiens awar den Beweis eeliefert, dass im Jahre 1180 ein Bemardo 
Balbi von den Gonsuln su Piacena« mit mehreren Ortschaften belehnt wurde, über 
die weiteren Famtlienverhälüiisse hat er indessen keine Belege gebracht. Ihm ist U 
Porte du Theil in seiner Abhandlung Über die Pariser Handschrift 3934 A , welche 
die summa deoretalium von Bernhard enthält , in so weit gefolgt , dass er es w a h r - 
acheinlioh findet, Bernhard sei aus der Familie Balbi entsprossen. Auf diesem 
Standpunkte, den la Porte du Theil am Anfange unseres Jahrhunderts aussprach, steht 
die Forschung über Bemhard's Abstammung noch; es haben sich bisher kbine neuen 
Quellen gefunden, welche su einem entschiedeneren Ausspruche berechtigen könnten, 
somit ist der Herausgeber des vorliegenden Werkes im vollen Rechte, wenn er sich 
über diesen Punkt pa^. LV. mit den Worten : Balborum de gente an fuerit , quod 
com Ughellio ex auctontate Cresoentii affirmare viz dubitaveruut alii, nunc haud ma- 
gis liquet, quam antea geäussert hat. 

Für die Jugendgeschichte Bemhard's ermangeln wir gleichfalls aller weiteren 
Nachrichten, es steht nur fest, dass er in Bologna seine Studien machte. Seine Lehrer 
im canonischen Rechte waren hier Johannes von Faensa und Bufinus, wie sich aus 
den Schriften Bernhard*s ergibt. Herr Laspevres rechnet auch noch den Huguccio 
hinzu, indem er sich auf die summula de matrimonio bezieht, in welcher im Titel IV. 
de dispari cultu eine Stelle vorkommt, nach der Huguccio gleichfalls der Lehrer 
Bernhards genannt werde. Sie findet sich indessen in unserer MUnchener Handschrift 
nicht, der Text der Pariser Handschrift dagegen enthält Nachträge, die wahrschein- 
lich von einem Anderen zu seinen Vorträgen über £herecbt gemacht wurden , wie 
Referent in dieser Zeitschrift (Bd. VI. S. 219.) bereits bemerkt hat 

Die erwähnte summula de matrimonio betrachtet Herr Laspeyres wie die de 
eleotione als die ersten Schriften Bemhard's, weil die von ihm um das Jahr 1190 ver- 
fasste, schon mehrfach gedruckte Sammlung, die er breviarium extravagantium be- 
nannte, in beiden nicht angeführt ist. In der MUnchener Handschrift der ersteren 
Arbeit findet sich jed.och im Titel IX. eine Stelle , die mit dem Beisätze ut in extra 
gegeben ist und desshalb auf Bernhardts Handlung bezogen werden kann, so dass sie 
in spätere Zeit als diese fallen dürfte. Für diese Annahme spricht auch die Wid- 
mung des kleinen Werkes, denn der Prälat, welchem es zugeeignet ist, der In der 
einen Handschrift als dominus Q., in der anderen als dominus O. bezeichnet wird, 
ist wahrscheinlich der Erzbischof Wilhelm von Ravenna, der auch den Namen Otto 
führte, die Regierung der Kirche von Ravenna aber erst im Jahre 1190 antrat. 

Der Text der beiden kleineren Arbeiten ist nach einer Pariser Handschrift 
(Cod. 1566) gegeben, deren Abschrift Professor Maassen dem Herausgeber zugesendet 
hat. Fiir die summula de electione ist bis jetzt eine zweite Handschrift nicht be- 
kannt, wohl aber für die de matrimonio, welche Referent in der Münch^ener Bibliothek 
gefunden und in diesen Blättern veröffentlicht hat. [Vgl. Bd VI. S. 3 ff. 217 ff.] 

Der Text dieser letzteren ist richtiger, wie einige Stellen in entschiedener 
Weise zeigen. Schon am Eingänge des Werkes tritt diese Bemerkung in auffallender 
Weise hervor, denn Bernhard snncht hier von der Nothwendigkeit der gegenseitisren 
Einwilligung durch Worte oder bestimmte Zeichen, die das Wesen der Ehe oegrUnden 
und fährt dann fort: talis oonsensus faoit matrimonium et non desponsatio , die Pa- 
riser Handschrift aber hat dafür: et dicitur hoc desponsatio. Im ersten Titel de voto 
hat die Pariser Handschrift nach der Erklärung des votum simplex, dessen Unter- 
schied vom Votum solemne bezUglich der Form angegeben ist, auch die Wirkungen 
desselben in Beziehung auf die Giltigkeit der Ehe mit den Worten angegeben : sun- 
plex itaque votum matrimonium contrahendum impedit, sed contractum non dirimit. 
Der interpolirte Text der Pariser Handschrift hat noch folgenden theilweise unrich- 
tigen Zusatz eingeschoben: eolemne vero non contrüiendum impedit, contractum di- 
rimit, de viduis ei puellis ut 1. XXVII. qu. habetur. Der Herausgeber hat die Worte 
de viduis aus c. 7. 1. XXVU. qu. 1., die doch nur die Beweisstelle bezüglich der 
Wirkung des votum bilden sollen als eignen Satz in den Text aufgenommen , in wel- 
chem er demnach lautet: De viduis et puellis in 1. XXVII. qu. 1. habetur. Andere 
Intei*polationen von grösserem Umfange kommen im dritten Titel de habitu wie im 
vierten de dispari cultu vor. Im ersteren heisst es Uberdiess im Texte der Pariser 
Handschrift: absit enim, ut aliquis regularis asperitatis experto obligetur, quod aut 
oibis aut monachomm vestibus utatur. Der Herausgeber hat statt experto das Wort 
inexpertus gesetzt, die MUnchener Handschrift aber hat einfach und richtig expers. 
In demselben Titel heisst es von der Probezeit der Ordensleute in der MUnchener 
Handschrift : si ad probationem habitum assumserint non tenentur ad votum^ während 
die beiden letzten Worte in der Pariser Handschrift fehlen. Im letzteren Titel gibt 
dieselbe die Namen der Häretiker, als Amaldisti, Passagni vel Philibertini , während 
die MUnchener Handschrift nur Amaldisti und Gibertini anfuhrt. Für die letztere 
Bezeichnung stände vielleicht richtiger Gilbertini, denn die Anhänger des Gej^en- 
papstes Gumert (Clemens HI.) können wohl als Schismatiker, nicht aber als Häretiker 
bezeichnet werden, wohl aber die des gleichzeit^en Bisohofes von Poitiers Gilbert la 
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Porree (f 1154.) Ihre Ao/uhmiig wie die der AnhSnger des Arnold tob Breed« 
(t 1155) zeigt, dasB Bernhard unter den HXresien die neuerdings (no^iter) in der 
Kirche entstanden seien, die des awölften Jahrhunderts meine, olme dass rieh danras 
ein weiterer Schlnss auf die Zeit der Abfassung der summnla de matrimonio stehen 
lässt Im sechsten Titel de oonditione spricht Bernhard seine Anrieht über die Lehre 
des Johannes Fayentinus vom error adscriptitiae eonditionis aus, indem er bemerkt, 
sein Lehrer Johannes sei hierin, wie er glaube, (ut puto>, mehr dem weltiichen, als 
dem geistlichen Bechte gefolgt, die Pariser Handschrift nat ut pote. Beferent muss 
besiiglich anderer Stellen auf den von ihm gelieferten Text verweisen , von dem ein 
Separatabdmck in Commisrion der Kaiserischen Buchhandlung in München erschienen 
ist, ohne jedoch die bei Entfernung des Druekortes entstandenen Druckfehler auf 
seine Rechnung nehmen au wollen. 

Auffallend waren ihm noch die am Schlüsse des Textes der Pariser Handsehrift 
befindlichen Worte ar. per simile (?) , was doch nur argumentum etc. heissen kann, 
und die Bemerkung des Herausgebers sum Titel IX. de ligatione , er habe die Stelle 
aus dem Decret des Bernhard von Worms : acoepisti tibi uzorem etc. in dieser Samm- 
lung vergebens gesucht, während doch schon Professor Bichter au c. 2. X. de sponsa 
duorum dieselbe richtig angegeben hat 

Das vorsUglichste Werk, dessen Text wir der Kritik wie dem Fleisse des 
Herrn Laspeyres verdanken, ist Bemhard*s summa deeretalium, ein Handbuch des 
canonischen Bechtes, welches er zu seinem breviarium geschrieben hat. Schon vor 
zwanzig Jahren hat rieh Herr Laspeyres mit dieser summa beschaffigt, er fand in ihr 
wie in einem Haller Codex die vorerwähnten kleineren summulae de- matrimonio und 
de electione angeführt, bat aber bezüglich der letzteren bis zur vorliegenden Ausgabe 
dem Publikum keine Mittheilnng gemacht. 

Die Vorrede zur summa wie die Eintheilung des Werkes hat la Porte du 
Theil in der schon erwähnten Abhaqdlunr bekannt gegeben, ohne Jedoch den Text 
selbst mitzutheüen. Letzterer richtet sich nach den fünf Büchern des breviarium, 
dessen einzelne Titel hier erörtert sind. Das vierte Buch über das Eherecht enthält 
einen grossen Theil des Textes , der auch in der sumniula de matrimonio vorkommt, 
wesshalb die Titel de cognatione camali, de affinitate, de gradibus affinitatis, qualiter 
rint computandi, und de extraordinaria poUutione vom Herausgeber in letzterer (ef. 
p. 305.) weggelassen sind. 

Nur theilweise ist ein anderes Werk Bernhardts mitgetheilt, nämlich seine 
easus deeretalium, welche noch in die Zeit fallen dürften , wo Bernhard Bischof von 
Faenza war. Zugleich mit ihnen sind hier auch die casus des Bicardus Anglicus 
gleichfalls nur in fragmentarischer Weise gegeben, die vielfach mit denen Bernhardts 
Übereinstimmen. Sie finden sieh in einer ehemals dem Stifte St. Nicola in Passau, 
jetzt der Hofbibliothek au München angehörigen Handschrift (cod. S. Nicola 83.) Be- 
ferent hat schon vor mehreren Jahren im zweiten Bande der kritischen tJeberschau 
der deutschen Gesetzgebung und Becht8?rissenschaft S. 10. auf die Wichtigkeit dieser 
Handschrift auftnerksam gemacht, und die Schlussverse Bichard*s dort bekannt gege- 
ben, die auch in dem vorliegenden Werke p. LH. abgedruckt sind. Mit Bernhardts 
Versetzung auf den bischöflichen Stuhl zu Pavia , die 1198 erfolgte , dürfte auch fUr 
seine schriftstellerische Thätigkeit eine neue Periode beginnen, denn die in dieser 
Zeit von ihm verfassten Werke beziehen sich nicht mehr auf das canonische Recht, 
sondern auf die Erklärung der heiligen Schrift und Oie Lebensbeschreibung zweier 
Bischöfe. Die Versetzung selbst erregte einigen Anstand, weil sie von dem Domcapitel 
zu Pavia nicht in Form einer Postulation, sondern in der einer Wahl beantragt war. 
Innocenz IH. hat über diesen Vorgang ein interessantes Schreiben (Beate 6. Idus 
Augusti anno I.) erlassen, aus welchem wir ihn näher kennen lernen. 

Der Papst entschied sich nach reiflicher Berathung mit den Cardh^len für die 
Versetzung Bemhard's nach Pavia , thells wegen der -Fersönliohkeit des Bischofes, 
theils wegen der Unkosten, die sonst dem dortigen Domcapitel entstehen würden. Er 
sprach sich dahin aus, dass aus dieser Versetzung von einer kleineren Stadt in eine 
grössere, von einem weniger bevölkerten Bisthume in ein solches von zahlreicheren 
Angehörigen, von einer weniger zu einer mehr angesehenen Kirche desshalb ein gros- 
ser Nutzen entstehen werde, weil Bernhard die ihm verliehene Gabe der Wissenschi^ 
und der Beredsamkeit zum Vortheile einer grösseren Zahl von Menschen anwenden, 
und das ihm anvertraute Talent auf reichlichere Zinsen legen könne. Bernhard war 
dem Papste persönlich bekannt, er hatte sich in Bom aufgehalten, desshalb sagt auch 
Innocenz HI.: de tua igitur idoneitate securi, ut pote c^Jus scientiam et eloquentiam 
ao morum honestatem nos et fratres nostri plene cognovimus, dum apud aedem esses 
apoatolicam eonatituttia etc.; auch Diplovataccius erwähnt eines solchen Aufenthaltes. 

In die Zeit seiner Begierung der Kirche von Pavia fällt keiue seiner canoni- 
stisehen Sohriflten mehr, auch die casus deeretalium dürften in diese Zeit nicht ge- 
hören. Herr Laspeyres ist anderer Meinung, er sagt hierüber bezüglich letzterer 
p. LXn.: Papiensis istnm librum esse originis et anno 1198 recentiorem pro oerto 
quidem licet habere, dieser Ansicht stehen aber die Worte der Vorrede selbst ent- 
i, die darftof hinwiesen, dass Bernhard noch Lehrer war, als er das Werk be« 
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^ann, denn er sagt in derselben: ad erebram et muHaplicem (preoem) sociortan 
casus decretalium in opere subjecto compüavi. Während seiner Tbätigkeit als Lehrer 
wurde aaeh die summa decretaliam begonnen, denn auch hier gibt Bernhard die Ver- 
anlassung zu ihrer Abfassung mit den Worten an: scholasticae utilitatis gratia com- 
pulsus. Herr Laspeyres selbst hat auf diese Ausdrücke Gewicht gelegt, indem er 
p. LDC. von der summula de electione summam ex scholis prodiisse in publicum, 
praefatio docet, quae ex sociali 1. c. auditorum petitione amica hujus tractatus repetit 
ansam. Beflerent möchte daher annehmen, dass Bernhard die casus decretalium eben 
so wie die summa als Bischof von Faenza vollendet habe; für diese Ansichj; spricht 
auch die pag. I. in der Note 96 angeführte Stelle, in welcher Bernhard erwähnt, dass 
sich eine von Lucius HI. an das Domcapitel zu Faenza gerichtete Decretale dort nicht 
vorfinde. Bei diesen inneren Gründen kann die Ueberschrift im Frankfurter Codex: 
casus decretalium a Bernardo Pap. Ep. nicht darüber entscheiden, dass dieses Werk 
Ton Bernard als Bischof von Pavia verfasst worden sei, denn sie lässt es ja, wie 
p. XLIX. bemerkt ist, unentschieden, ob Bernhard als Verfasser der casus oder der 
Decretalensammlung zu betrachten sei, von letzterer weiss man aber mit Bestimmt- 
heit, dass er sie noch als Dompropst in Pavia vollendete. 

Von den exegetischen Schriften Bernhardts ist bisher keine veröffentlicht wor- 
den. Pasini hat in seiner Beschreibung der Handschriften zu Turin zuerst auf eine 
Handschrift dieses Inhaltes aufmerksam gemacht, welche nach seiner Bemerkung den 
früheren Bearbeitern der kirchlichen Literatur wie Oudin, Cave und Dupin ganz nn- 
bFekannt geblieben War. 

Der Titel lautet: incipit expositio super Jesum filium Syrac a Bernardo epi- 
flcopo Papiensi, die Handschrift gehört dem dreizehnten Jahrhundert an. Nach der 
Ueberschrift hat Bernhard diesen Commentar über den ecciesiasticus als Bischof von 
Pavia gesijhrieben ; einen anderen Beleg fUr diese Zeitbestimmung als die genannte 
Ueberschrift haben wir bisher zwar nicht, indessen Stehen ihr keine inneren Gründe 
entgegen, und die Vermuthung spricht desshälb für die Bichtigkeit derselben. Sie 
bestätigen auch die Anfangswofte des Commentars selbst, die auf ein höheres Alter 
hinweisen, weil Bernhard von sich selbst sagt, er habe ihn mit zitternder Hand ge- 
schrieben. 

Aus diesen einleitenden Worten geht aber auch hervor, dass Bernhard schon 
Vorher eine Auslegung des hohen Liedes verfasst habe, denn es heisst : post pomorum 
Teterum et novorum esum in expositione cemHcorum, me qvLMi^ oeiosum iterum 
Sponsa vocans, sapientiae thesanrum a longe ostendit, tvjvLB Axlgare m^itis acies re- 
Terberata cessit ad tempns. Sed oonfortante gratia vir^ resnmens lingua baibutiente 
de tanta re loqui, et manu tremula stridente calamo scribere persuadet etc. 

La Porte du Theil hat bemerkt, dass nach dem Zeugnisse Magnanis Bernhard 
auch das Leben des Bischofes Johann, seines Vorgängers im Bisthume Faenza be- 
schrieben habe, die Sehrift ist indessen bisher nicht bekannt geworden. Das Leben 
des heiligen Lanfranc , seines Vorgängers Auf dem bischöflichen Stuhle zu Pavia da- 
gegen haben die acta Sanctorum zum 23. Juni bekannt gemacht, die Zeitbestimmung 
ist hier eine zweifellose, da es Bernhard nach dem Tode Lanfrancs geschrieben hat, 
der wie la Forte du Theil bemerkt hat, nicht sehon 1194, wie in den acta steht, son- 
dern erst im Jahre 1198 er^lgte. 

Diese Arbeit Bemltard's hat indessen fniher Veranlassung gegeben, aus dAu 
einen Schriftsteller zwei zu machen, indem man das breviarium dem Bemhardus 
Circa, das Leben Lanfranc*s i^ber einem angeblichen Bemhardus Ticiuensis beilegte. 

Friedrich Kunstmann. 

Diu neueren Lelirbttcher des Kircheiiredits. 

1. Ointzel, Dr., Jos. Aug.^ Professor und Consistorialrath u. s-. w. Handbuch des 
neuesten in Oesterreich geltenden Kiroh^ireohtes. Zweiter Band. Erste Ab- 
theüung. Personenrecht der Eürche. Wien, BraumUUer 1859. XI. und 317 S. 
und 16 S. gr. 8. (I-H, 1: 3 Thlr. 15 Sgr ) 

Wür freuen uns, im Allgemeinen über diese Fortsetzung ein günstigeres Urtheil 
fällen i^u können, als dtäi Über den ersten Band des Werkes im Arohiv Bd. lU. 
8. 706 mitgetheilte des Freib. Kathol. Kirchenblattes. Es sind m diesem Theile ^s 
«weiten Bandes die Lehren vom Erwerbe und Verluste der allgemeinen kirchlichen 
Blechtsfähigkeit , von den Rechten und Verbindlichkeiten der Laien und denen des 
bsterr^chischen Staatsoberhauptes insbesondere, von der Ordination, von den Rechten 
und Pflichten des Klerus, vom Patronatsrechte, von Errichtung und Veränderung, Be- 
• seteung und Erlediguiu^ der PfVünden , und den Bechtspflichten der PfrUndeninhaber, 
von den religiösen Orden , und von den juristisohen Personen in der Kirche, (welcher 
letztere Abschnitt aber besser vertheilt wäre an die passenden Stellen bei der Dar- 
stellung des kirchlichen Vermögensrechtes und der religiösen Orden und Vereine) im 
Ganzen recht grundüeh und verstänülich ttnter fleissfger Rücksichtnahme auf die Ent- 
acheldungen der päpstlichen Behörden, besonders der Congr. Concilii, und der bewähr- 
teren älteren Canonisten behandelt ^n^örüeft. 7ur' 'Oesterreich hat das Handbuch von 
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Ointkel noeh einen besonderen Weiüi dnreh den belf^efSgten Codex Seterreielüacher 
Bechteqaellen, von denen in der vorliegenden AbtheUnng nttnentlieh hiningekommen 
find, die neuesten Decrete des apostolischen Stuhles über Ablesung der Ordena- 
gelUbde in Oesterreich und die vom apostolischen Stuhle den Bischöfen OesterreiehB 
verliehenen Deeennalfacultäten. 
S. Schulte, Joh. Friedrich, Prof. Dr. Das kafholische Eirchenreeht , dessen Quellen 

und Literaturgeschichte, System, Einfluss auf die verschiedenen Rechtsdiscipli- 

nen überhaupt Bd. I. Giessen. Ferber 1860. XX. und 556 S. gr. 8. (L II: 

6 Thh-. 15 Sgr.) 

Der zweite schon 1856 erschienene, das System des allgemeinen katholischen 
Kirchenrechts unter genauer Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse .der einzel- 
nen deutschen Länder enthaltende Theil dieses Werkes (wovon die erste Abtheilung 
schon im Arohiv n., 60 ff. besprochen wurde) machte Epoche durch seine praktische 
Brauchbarkeit, wissenschaftliche Orundlichkeit und besonders die gute Juristische Ver- 
arbeitung des Stoffes. Dieselben Vorzüge besitst der vorliegende erste Band, über 
die Quellen des Kirchenrechts, welcher um so werthvoUer ist, als eine grosse Zahl 
der darin auttTuhrlich erörterten praktisch wichtigen Materien fast gar nicht in neueren 
Werken behandelt waren und in den meisten Compendien kaum angedeutet sind. Wir 
rechnen dahin namentlich die vortrefflichen Darstellungen über Hu Naturreoht 
als kirchliche Bechtsquelle , über die Oesetaeebung der allgemeinen Synoden 
und des Papstes in ihren verschiedenen formen, über die Gesetzgebung der 
Bischöfe und Provincialsynoden, und das Gewohnheitsrecht, über die 
Geltung des Kirohenrechts in den einzelnen Ländern, über die Gren- 
zen der geistlichen und weltlichen Gesetzgebung und über die Con- 
cordate, deren rechtliche Natur, Form und Inhalt. 

Für die Literaturgeschichte, die anfangs gleichzeitig mit diesem Bande erschei- 
nen sollte, hat der Verfasser jetzt ein besonderes umfassendes Werk, und Über das 
canonische Privat- , Prozess- , Strafrecht u. s» w. besondere Monographien in Aussicht 
gestellt. Wir hoffen und wünschen, dass auch von dem vorliegenden ersten und 
aweiten Bande bald eine neue Auflage erscheine, in welcher dann durch schärferes In- 
einandergreifen und Abgrenzen des verschiedenen Stoffes für die beiden Bände noch 
Manches al^ekürst, und in der Darstellung vereinfacht werden könnte. 
8. PhUHp$, Georg, Dr., Hofrath und Prof. Lehrbuch des Kirchenrechts. Erste Ab- 

theUung, Zweite Abtheil. Lief. 1. — 4. Begensburg. Manz 1859 — 61. XIV. 

und 1148 S. gr. 8. (I-Q, i: 6 Thhr. 10 Sgr.) 

Dieses, so lange das grössere bis zum 5. Bande gediehene „Kirchenrecht', von 
Phillips noch nicht vollendet ist, doppelt willkommene Lehrbuch eignet sich wegra 
seiner klaren, einfachen, fliessenden Darstellung zun| Studium für Anfänger, nament- 
lich filr Theologen, mehr als jedes andere. Es wiegt bei Phülips mehr die theologische 
und allgemein historische, als die juristische Seite in der Darstellung vor. Wir wür- 
den , um das Lehrbuch noch auf einen geringeren Baum zu beschränken , bei einer 
neuen Auflage noch manches Historische abkürzen und manches blosse Baisonnement 
weglassen, dagegen in manchen Beziehungen, namentlioh beim Zehntreohte und 
beim kirchlichen Vermögensrechte überhaupt, hier und da noch einige Bestim- 
mungen des praktischen Rechtes hinzufugen. Die Geschichte der Quellen hat Phillips 
mit Beoht für ein „Lehrbuch** auf das im Allgemeinen zu wissen Nothwendige be- 
schränkt. Ein eingehender Paragraph über die heutige staatsrechtliche Geltung der 
Quellen des Kirchenreohts in den einzelnen deutschen Ländern wie eine Erörterung 
über das Verhältniss von Kirche und Staat mit Rücksicht auf die bestehenden Zustande 
wird wohl zu Ende des Werkes, dessen Vollendung, wie wir an unserer Freude ver- 
nehmen , in Kurzem zu erwarten steht, erscheinen. Die seither vorliegenden StUcke 
betreffen in der I. Abtheiiung ausser den Quellen die allgemeinen Grundbegriffe 
des Kirohenrechts, die Ordinariation, die Kirchenämter, den Papst und sein Pnmat, 
die Metropoliten, Bischöfe und deren Rechte , und bei Darstellung des GoUationsrerh- 
tes der Bischöfe auch das Patronatsrecht, die Geholfen der Bischöfe, und die Concilien 
und Synoden. Die II. Abtheilung enthalt in den 4 bisherigen Lieferungen die streitige 
Gerichtsbarkeit, und die Strafgerichtsbarkeit, wobei auch auf die einz^en kirohlichen 
Verbrechen eingegangen wird ; das kirchliche Vermögensrecht, das kirchliche Lehramt, 
die Weihgewalt, die Sakramente, namentlioh anch das Ehereoht und den Eheprozess. 
In Aussicht steht noch die SchlnssUeferung über verschiedene gottesdienstliche Hand- 
lungen, womit schon in Heft 4 begonnen ist, sowie die Erörterung der religiösen und 
klösterlichen Vereine. Die Literaturangaben sind in diesem Lehrbuche weniger voll- 
ständig. Aber die wichtigsten Stellen des corpus juris canonici und anderer Quellen 
sind in Noten unter dem Texte zu einer ausführlichen Chrestomathie zusammenge- 
stellt, was dem Werke einen besonderen Werth verleiht, zugleich jedoch den Preis 
etwas theuer macht. Hoffentlich wird, wie Walter*s Kirchenrecht, so künftig auch das 
von Schulte und Phillips durch Aufnahme in den Catalog des Borromäusvereins in 
weiten Kreisen durch billigere Abgabe und als Vereinsgabe zugänglicher gemacht. 



Die Rechtsyerhältnisse der verschiedenen Riten innerhalb dar 
katholischen Kirche , 

von Prof. Dr. Hergenröther in Wflrzbiirg. 

Schon längst erschien es mir als ein Mangel in der Behandlang 
des Kirchenrechts, dass auf die verschiedenen innerhalb der Kirche 
bestehenden und von ihr anerkannten Riten der unirten Griechen, 
Armenier, Maroniten u. s. f. fast gar keine Bücksicht genommen zu 
werden pflegt. Es kann kaum bezweifelt werden, dass diese Verschie- 
denheiten innerhalb der kirchlichen Einheit sich keineswegs lediglich 
auf 'das liturgische Gebiet beziehen, dass vielmehr die gesammte Dis- 
ciplin und das Leben der Kirche überhaupt von ihnen berührt werden, 
dass vielgestaltige Bechtsverhältnisse aus ihnen hervorgehen und die 
kirchliche Gesetzgebung in ihrer grossartigen Entwicklung gerade hier 
sich auf das glänzendste erkennen lässt. Wohl mag man in Anschlag 
bringen, dass die Behandlung dieser Bechtsverhältnisse für viele euro- 
päischen Länder, wie für Deutschland insbesondere, des unmittelbar 
praktischen Interesse ganz entbehrt; aber abgesehen davon, dass an- 
derwärts, wie in den nicht zum deutschen Bunde gehörigen Ländern 
der österreichischen Monarchie, dieses Interesse sich findet, scheint 
doch die wissenschaftliche Vollständigkeit die Erörterung derselben im 
Kircfaenrechte zu erheischen ^). Wir erlauben uns diesen Gegenstand in 
Anregung zu bringen, wenn wir uns auch selbst nur mit Andeutungen 
begnügen müss^, die einer weiteren Forschung zum Ausgangspunkte 
werden £enen können. Ein ziemlich reiches, nur theilweise benutztes 
Material liegt zunächst in den Bullarien und in den Entscheidungen 
der römischen Congregationeii, besonders der Inquisitio und der de 
Propaganda fide, vor, namentlich aber in den Bullen und Schriften 
Benedikts XIV. Sonst ist die Literatur ^} noch ziemlich dürftig und 

1) Wie wir auB einer PränumerationBeinladung des hoohw. Bisohofs von BrÜDn 
in der Consist. Curr. Nr. 3089/8 vom 12. Oct. 1861 entnehmen, erscheint zum Preise 
von 2 fl. Oesterr. W. ein Enckiridion Juris Ecclesiae orientalis catholicae. Auetore 
Dr. Josepho Fapp-Sxilägyi, Abbate et Canonico graeci ritus oathoUoo Mltgno Yara- 
dinensi. (A. d. k.) 

2) Ausser den bei einseinen Autoren hie und da angeführten Bechtsbestim- 
mnngen ist das Werk des Karmeliten Thomas a Jesu de conversione omnium gen- 
tium procuranda (Antwerpen 1613), die Schrift des Franziscaners Caron Apostolatus 
evangeHcus (Antwerpen 1653), sowie das Manuale missionarioi^um orieutaliüiQ des 
Fran^iseanerobsenranten Kctrl Franz a Breno (Venedig 1726 f. 2 Bände, besonders 
Band IL) zu berUcksichtigeD. Letztere Arbeit ftthrt Benedikt XTV. häufig an, obschon 
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das Meiste in verschiedenen Werken zerstreut. Es kann hier nicht 
davon die Rede sein, die Geschichte dieser Riten im Einzelnen zu be- 
sprechen und alles dasjenige, was Arkndius, L. Allatius, Fau- 
ttus NayroDus, Oalanns, Ludolf| Goar, Morinns, Ri- 
chard Simon, Eus. Renaudot, Le Quien, Le Brun, die 
Assemani, Saint Martin und so viele andere ältere und neuere 
Gelehrte hiefür geleilätef haben , auch nur in einem kurzen üeberblick 
zu erörtern, obschoo die geschichtliche Entwicklung als die erste und 
unmittelbare Voraussetzung der gegebenen Rechtszii stände zu ein^ 
allseitigen Würdigung derselben gefordert scheint. 

Es ist kaum nöthig, hier daran zu erinnern, daßs das Wor^ 
Ritus im kirchlichen und insbesondere canonistischen Sprachgebrauch 
e^ne mehrfache, bald engere, bald weitere Bedeutung hat! Gewöhnlich 
steht es für gottesdienstlichen Gebräuche und Gewohnheiten^ für die 
Ceremonien der Kirche^), während Einige, jedoch nur auf rein liturgi- 
kciiejß Gebiete, Riten und Ceremonien unterscheiden'). In weiterem 
Sinne ist aber Ritus der Inbegriff der auf eigenthümlichen nationalen, 
liturgischen und conventioneilen Verhältnissen beruhenden, altherge- 
brachten Besonderheiten im Gebiete der Kirchendisciplin 3) ^ die be- 
stimmten Gruppen von kirchlichen Personen und Organismen ohne Be- 
einträchtigung ihrer Stellung zu der katholischen Gesammtkirche an 
sich ausgeprägt iind unter Billigung der höchsten Karchengewalt fort- 
erhalten haben. Der unitas ' dogmatis steht die diversitas rituum^} 



er Mdhreres daran corrigirt, z. B. Oonst Urbem Antibaram 57. vöxn 19. M^n 17AS 
§. 20 aeq, (jBuU. liened. ZIV. t. IH. p. 209. ^10. ed. Venet. 1768.) PasH. kouMnen 
Verricellu8 de missionibus apostolicis (Venedig 1656), gleichfalls von Benedikt berück- 
sichtig^, und der von demselben Papste mit der liturgischen Unterweisung der Alum- 
n«ii der Propaganda b^t^aute Observant P. Philijpp a Carboweano in sefnar mit Zu* 
säUen vermehrten Ausgabe der Theologia moralis oniveraa des ■ Jesoiteo Antofne 
(Augsburg und Krakau 1760. 4, Venedig 1775. 4.) besonders im zweiten Theile, wo 
ein IVaktat de sacris christianorum ritibus sich findet (p. 1—70. ed. Venet.) nebst 
Noten- au der Lehre' -ron den einzelnen Saklfameirten. Die Pfompta %ffeliotheea' vöir 
FcrranM bietet nur lUcfeenhaftes Material; z. B, V. Graeci -^ V. Ritus (t. HI. p. 502.. 
503. t. VI. P..749 seq. ed. Hag. Comit. et Francof. 1783. 4.) Einiges hieher bezüg- 
liche gibt Binterim in' seinen „Denkwürdigkeiten," Mehreres auch Mejer in der 
Schrift: die Propaganda, ihre Provinzen und ihr Recht. Göttingen 1852, |)esonders' 
Bd.' t. S. 418 ff. Vieles könnte nocji aus MoronVs Dizionario di erudizione storico- 
ecclesiastica (Venedig 1839 ff.) berichtigt werden. Uns standen von diesem Werke 
nur einzelne der ersten sechzehn Bände zu Gebot. 

'1) So'aiich im Conc. Trid. Sess. VH. de Sacram. can. 13. Sesf XXII. de Sa- 
erif. Missae doetr. cap. 5. can. 9. Vgl. Philipp a Carboneano tract. de ritibus c. I. p. 2. 

2) So Pornici Institut, liturg. Notion. praev. p. 2. ed. MonasterU 18i54. 
'3) Philipp a Carboneano 1. c. cap. 7. p. 57.:' Ritus nomine intelligimus diaci- 
plihätn Ecclesiae auctoritate stabüitam yel usu et consuetudine eadem auctoritate 
cömprobatam. 

4) Dafür steht auch: consuetudinum. , traditionum, institutonmii morum., Vgl.,. 
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gegenüber; so spraeh man bereits im zwölften Jahrhundert vom 
griechischen im Gegensatze zum lateinischen Ritus i). 

In der Kirche ist wie in dem gesammten Kosmos die Einheit 
mit der Mannigfaltigkeit verknüpft^) und ihre unitas ist keine absolute 
und pedantische uniformltas. Es umfasst dieselbe grössere und' kleinere 
Partiknlarkirchen , VöDcergruppen , Länder, Provinzen, Städte, Gehos- 
senschaften, denen ihre speciellen Eigenthümlichkeiten unverkümmert 
und unverkürzt belassen werden können, soweit sie die nothwendige 
Einheit im Glauben nicht stören oder gefährden, wie die Kirchenväter 
ao oft ausgesprochen haben 3). Sie ist weit entfernt von der Engher- 
zigkdt und Beschränktheit der späteren schismatischen Griechen, die 
nur die bei ihnen geltenden üeberlieferungen , Gebräuche und Lebens- 
formen gelten lassen wollen*). Die verschiedenen Volkssitten und 
litnrgischen Bräuche haben nun auch zu vielen besonderen Gesetzen 
geführt, haben in den von ihnen beherrschten Kreisen eigenthümliche 
Institutionen und Verhältnisse hervorgerufen, die wir mit dem Namen 
des griechischen, armenischen, maronitischen Ritus u. s. f. bezeichnen. 
Diese verschiedenen Denominationen fallen nicht stets mit den Natio- 
nalitäten zusammen, wie denn der Tömische Ritus die verschiedenartigste^ 
Völker und Stämme umfasst und der griechische bei Slaven und 
anderen Nationen weite Verbreitung gefunden hat; sie sind auch nicht 
der Sprache nach zu unterscheiden, wie denn z. B. die Gräcomelchiten 
der asiatischen Türkei vorherrschend der arabischen Sprache bei einer 
durchaus griechischen Liturgie sich bedienen; es lassen sich auch 
ihre besondereü Rechte nicht allein aus den Gewohnheiten herleiten, 
da viele ihrer Satzungen schon seit vielen Jahrhunderten, ja seit 



Leo IX. ep. ad Mich. Gaernl. o. 29. C^cta et scripta qpae de controvers. Ecd. gr. et 
lat saec. XI. composita ezstaDt ed. C. WiU p. 80. 81.) 

1) Coelestin IIJ, oap. 9. Cum secundum I. 11. de temp. ordinat Vgl, c 14. 
Quoniam I. 31. de offic. Jud. ord. 

2) Ooar P. roem. in Eucholog. gr. Paris. 1647 f. 

3) Iren. ep. ad Victor, apud Eus. HE. V. 24. *H 8ta(pü>vfa T^C VUJOTStac 
X7)V Ojldvoiav T^c; UtOXecuc; OüVtOTY)OU Aug. ep. 86. ad Casul. Sit ergo ima 
fides.aniversae quae ubique dilatatnr Ecclesiae, tamquam intus in membris, etiaposi 
ipsa fidei nnjtas quibusdam observationibus oelebratur , quibos nnllo modo qnod in 
fide verum eat impeditnr. Andere Stellen s. bei QraHan can. 5. 6. d. 11.; o. 3. 4. 
8—11. d. 12. und bei Leo AüaHu9 de Ecd. Oocid. et Orient perpetna consensione* 
Colon. Agr. 1648. L. III. o. 12. n. 1. p. 1101 seq* 

4) Leo IX. L e. : Eece in bac parte Rom. Ecdesia qnanto discretior modera-- 
tior et dementier vobis estl... Seit namque, qai& nihil obsont saluti eredentitun dl- 
versae pro loeo et tempore consuetudinesi qnando una fides per dileetionem operana 
bona, quae potest, uni Deo oommendat omnes. Auch Photitta hatte früher (ep. 2. ad 
Nicol.) sich ähnlich geäussert, später (ep. encyd.) gab er aber diesen freieren Stand- 
pnskt im Interesse seiner Polemik ant 

12» 
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uralten Zeiten geschriebeneB ]Secht geworden sind. JSie aUe jb^Euhea 
auf alten und als berechtigt anerlcannten partikularen Institutionenf 
zumal im Gebiete des Cultus^}, und repräsentiren die: Vielseitigkeit 
and Lebensfülle . des Katholicismns in der angenfalligsten Weise; Mie 
sind partikylare Entfaltungen des katholischen Lebens von grössereir 
oder, geringerer Ausdehnung , in den Grundlagen durchaus überein- 
sfiinm^nd, in ihren Erscheinungen und Modalitäten aber vermögB des 
geschichtlichen Entwicklungsganges yersehieden. 

E^ verfallen nun diese Biten der Entfaltung der alten Kirche 
gemäss in die abendländischen und die morgenländischen. 
In den ersteren finden sich wenige, meistens auf die Liturgie und das 
Fasten beschränkte Divergenzen; der römische Ritus tritt yor ihne^n 
allen in den Yordeiigrund ; viele derselben, wie der mofEzarabische und 
gaUikaniäche h^ben fast nur noch historisches Interesse; die meisteq, 
wie der gallikanische , der ambrosianische^), der slavolateinische^) bil- 
den, gleichwie auch die Riten einzelner Orden, nur in sehr unterger 
ordneten Punkten Ausnahmen von der im. übrige^. Abendlande herr- 
schenden Disciplin. Desto grösser ist die Verschiedenheit der orien- 
talischen Riten., sowohl unter sich als dem lateinischen Ritus ge- 
genüber, sie findet sich in der Kirchensprache, in den liturgiacheB.For-« 
mularen, Gerätben, Geremonien, in den Brevieren, in den Fest- und 
Fasttagen sowie d^r Art des Fastens, in der Priesterehe wie in vielen 
anderen Pi^^kten des Cultus und der Dleciplin wie iir der Gedetzge- 
bupg übearhaupj;*), 

Benedikt XIV. unterscheidet ohne Rücksicht auf das Idiom^ wohl 
aber mit ^Berücksichtigung der Hein^ath vier Riten iu der orienta- 
lischen Kirche: den griechischen, armenischen, syrischen und kopti- 



1) Bened. XIV. Const. Quem religionis 17. Mai 1755. Bull. IV. p. 136. ed. cit. : 
Utrumque, Officium et Sacrifioium, ut omnipotenfi Deo esset magis gratum et acoepta- 
bile, diversae variaeque quoad sacras preces, ritus et cercmonias initae fuerunt ratio- 
nes, juxta dlversas variasque natiooes et religiosorum hominum Ordines atque institnta 
tum Oocidentalis tum Orientalis Ecclesiae, quae secundum acceptum a major^bus cu- 
jnsque morem et consuetudinem , etsi pro temporum vicibus aliquando variatam, in 
unitate tamen catholicae fidei doctrinaeque perstantem, quamplurima pro libito et 
pietate addere 'studuerutat. 

9) Vgl. A. FumagaUi Delle anticbitit longobardico milanesi. Milano 17W. 

3) De^ fllarolateinische RitnSi den nacb der berühmten Urkunde Johanns Vlll 
TfSit IstHen und Dalmatien Innocenz IV. 1248 zugestand Und den nachher Urban Vni. 
und Innocenz X. bei Approbation des Missale und des Breviers anerkannten, soll nach 
BÄiTedflkts XIV. Erlass vom 17. August 1754 (Bull. Bened. XfV. t.rv. p. 96. 97. n. 38.) 
beibehalten und im idioma slavum literale cum characteribus Hieronymianis nach den 
in der Propaganda gedruckten liturgischen Buchern ausgeübt werden. Mehrere hie- 
hei* gehörigen' Urkunden gibt Qinzel im Anhang seiner Schrift über die' Slav^napostel 
Cytü! und Methodius. Ldimeritz 1857 ' . . 

4) Ph, a Carboneano 1. o. o. 6. §. 8. p. ^. ' ^ 

.1 
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sehen*); es schfeinen der maronitische und chaldäische hier zum ayri- 
sehen gerechnet, da auch sie, wie der eigentlich syrische , sich in 
Syrien besonders vorfinden. In der That haben wir sechs orien- 
talische Kiten zu unterscheiden, die wieder zürn Theil in ver- 
schiedene Zweige und Fraktionen zerfallen. 

Unter den orientalischen Riten steht an Alter, Bedeutung und 
Verbreitung der griechische obenan, die vom Schisma des Pho- 
tius zurückgekehrten Glieder der griechischen Kirche umfassend. Zu 
ihm gehören vier verschiedene Gruppen: a) die Gräeomelchiten, 
die über de& muhioaetedatiischen Orient zerstreut sind und deitf antio- 
cl^ms^cbm Patriarchat angeboren, 1843 auf 50,000 geädtätst^); b) die^ 
griechisch Unirtei» sUvischen Ursprungs, Ruthenen »genannt, in 
RussUnd, n^Jnentlioh in Pol^n und Lithauen, der^ Zahl einst Über 
fünf MUli<>nen. Seelen betrugt), jetzt aber sehr herabgeschmolzen ^) 
und nicht j^icher zu ermittehi ist; c) die Ruthen en im Österreichi- 
schen Kaiserstaate, besonders in Galizien und Siebenbürgen, "über drei 
MilliQnen Seelen^); d) die Italogrä ei, die in Italien angesiedelten 
Griechen, die meist von den im fünfzehnten JahrknndCfrt über das 
Meer geAüchtetea Albanesen herstammen ^), besonders zahlreich in Un- 
teritali^n, nach früheren Angaben?) 30,000 Seelen^ während Andere^) 
75^000 im Königreich Neapel allein zählen. Alle diese Zweige der 
griechisehen Kfeche bieten unter sich, wieder, mehrere Verschieden- 
heiten dar. ' ; 

Die unirten Armenier, nur der kleinere Theil diese!< rührigen 
und weit verbreiteten Nation, haben unter Beibehaltung ihrer Jiiturgie 
in altarmenischer Sprache viele Gebräuche, mit der römisdj^n £arclie: 

1) Bened. XIV. Const. AUatae sunt §. 3. (Bull. t. IV. p. 123): Orientalem lEc- 
clesiam omnibus nopan est qttatuor Ritibua coustare, 0raeco videlipet, AztVeno, Sy- 
riacp ao Cophticb, qui saue Ritus universi sub uno nomine Eodesiae Graecae mA 
Orientalis intelliguntur , non secus ac sub £cclesiae Latinae ßomanae, limine Silus 
Bomanus , Ambrosianus , Mozarabicus et varii peculiares Kitus Ordinum Begularium 
comprebenduutur. ,.. t 

2) O. Mejer Propaganda I. S. 432. 525. nach den %u ^m 184^ gedruckten No- 
tizie statistiche deUe Missioni cattoUche p. 173. - v , ».. 

3) Vgl. die Notizie stat. p. 83, Mejer LS. 503^ , ■ . . ' 

4) Im Jahre' 1837 gab man ihre Zahl auf 1,570,010 an. Wurzburger ReUgious- 
und Kirchenfreund vom 11. April 1837. Nr. 29. 

5) Die Notizie p. 84. 85. Mejer S. 504. nennen 2 Mill^onen^.. 185& betrug ihre 
Zahl nach den „katholischen Blättern aus Tyrol" 3,749,750. Würzb. kathol. Wochen- 
schrift 1056. Nr. 52: S. 408. 

6) Vgl. Leo Allat. de ecol. Occid. et Orient, perpefua cpnAens^.L. III.; <?. 7. p. 
985. 98B. Bodoih Dell* origine e stato presente del rito grecq in Ita^ia. Koma 1758. 4. 
Mejer, l. S. 438. . .i^ 

7) Notizie stat. p. 112. Mt^er^. 440. 513. . .1 .» . r . » 

8) BeuchUn Geschichte ItaUens I. S. 124. 
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gemein, in denen sie von den Griechen abweichen, wie namentlich 
den Gebrauch des ungesäuerten Brodes bei der Eucharistie i). Sie 
haben Gemeinden in Constantinopel und dessen Umgebung mit mehr 
als 27,000 Gläubigen^), dann in Syrien, Mesopotamien, Kleinarmenien 
mit gegen 8000 Gläubigen 3), dann im österreichischen Kaiserstaate 
mit 12,000 bis 14,000 Seelen^), endlich in Russland mit nahe an 
28,150 Seelen^). Ausserdem finden sich unirte Armenier in Italien 
und anderen Ländern in geringerer Zahl. 

Die Maroniten bilden allein eine kompakte Nationalkirche, ^ 
ein gauses, etwa dnd halbe Afillion starkes Volk nmfasst, das um den 
Libanon ui^ Antilibanon wohnt ^). Seit den Ereuxxügeta ^, nodi mehr 
aber seit dem sechzehnten Jahrhundert®) standen sie mit Rom im 
regsten Verkehr, zeigten die stärkste Anhänglichkeit an den Stuhl 
Petri und nahmen nach und nach sehr viele römische Gebräuche an. 
Sie consduiren mit ungesäuertem Brode, haben mehrere Privatmessen 
auf demselben Altare an einem Tage, den römischen ähnliche Mess- 
gewänder, den Gregorianischen Kalender, mischen dem eucharistischen 
Kelche kein warmes Wasser bei und lassen die Firmung nur von den 
Bischöfen ertheileu^). Die Liturgie wird in altsyriscfaei* Sprache ge- 
halten, das Evangelium aber in der arabischen Volkssprache verlesen. 
Den Weltpriestern ist die Fortsetsmng der früher geschlossenen Ehe 
gestattet; viele derselben haben sich aber frei¥rillig der abendländischen 
Disciplin bezüglich des Cölibates gefügt Einzelne Maroniten finden 
sich auch in Aegypten, im Königreich Griechenland sowie in Rom^^}. 

Die chaldäischen Christen im Orient sind zur Kirche zu- 
rückgetretene Nestorianer. Partielle Vereinigungen dieser Nestorianer 



1) Thomässin. dö vet. et nova EccI. discipl. P. I. c. 24. n. 3. 6. Galani Con- 
ciliatio Eccl. Arm. ctiin Bom. Komae 1650 — Compendio storico di memorie crono- 
logkhe conoemeAti la religiono e la morale deUa Nazione Armeaa. Opera presentata 
aUa S« Congregazione di Propaganda del Marchese Giov. di Serpos. Venezia 1786. 8. 
voL II. et m. 

2) Notfeie p. 138. Mejer S. 449. 

3) Notizie p. 176. M^er S. 447. 526. 

4) Wiggers I. 295.: 13,500 j Würzb. kath. Woohensclirift 1857 Kr. 20.; 12,000; 
Notizie 6t p. 104. : 14,000. > 

5) Wiggers a; a. O. MeJer S. 451. 

0) Notizie 8tat p. 170. Mejer S. 422. 524. 

7) WiUelfn. Tyr. Mit. bell. sacr. 1. 22. c. 8. Thomassin. 1. c. q. 24. n. 1. 

8) Vgl. Kunatmann im Jahrg. 1845 der Quartalschrift I. S. 40 ff. ~ 

9) Oonsiatorialakten vom 13. Juli 1744. Bened. XIV. Bull. t. I. p. 290, Le 
QuUn Or. ehr. III. p. 46 seq. 

10) Notizie stat p. 35. 36. 120. 203. Mejer S. 487. 516. 533. Würzb. kathol. 
Wochenachrift 1856 Nr. 26. 
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fanden seit Eugen IV. mehrere statt, namentlich unter Julius DI.*), 
Pius IV. ^), Innocenz IX., Clemens VIH, , Paul V.^), ohne dass es 
gelungen wäre, die Majorität für die katholische IJinheit zu gewinnen *). 
Sie haben die meisten Gebräuche, soweit sie nicht speziell untersagt 
wurden, mit den nicht bekehrten Nestorianem gemein 5). Sie Nesto- 
rianer zu nennen ist ausdrücklich verboten^). Ihre Zahl, die noch 
1826 auf 120,000 angegeben ward, wurde 1843 auf 17,218 geschätzt'');' 
1853 aber authentisch auf 30,000 Seelen 8). 

Wie die zur kirchlichen Einheit zurückgekehrten Nestorianer 
chaldäische Christen oder Assyrier heissen, so werden die bekehrten 
asiatischen Jakobiten (Monophysiten) Syrer genannt. Die Zahl der 
syrischen Katholiken war, seitdem der jakobitische Patriarch unter 
Gregor XIII. Obedienz geleistet^), vielen Schwankungen ausgesetzt; 
um 1840 ward sie auf 30,000 angegeben*^); seit 1850 soll sie be- 
trächtlich gestiegen sein^^). 

Zu den monophysitischen Parteien gehören endlich nocb die 
Kopten in Äegypten , von denen ebenfalls viele zu yerschiedenen 
Zeiten sich mit der römischen Kirche wieder vereinigt haben, nainent- 
lieh seit Eugen IV., Pius IV., Gregor XIII., Sixtus V., Clemens VUL, 
Urban Vin. und Clemens Xl. ^^). Aber bis in die neueste Zeit herab, 
blieb die Zahl der ka'.holischen Kopten höchst unbedeutend *3). Von 
Aiexanclrien waren auch die Ab yss inier abhängig, deren Abuna 

1) Raynald ad. a. 1563. 

2) Biiynaldnd* a. 1062. PaUavic. Biat, Cone. TrM. 1. "XVIII. «.9. n* Ä «eq. 
ß} Thomassin L. c, n. 9. Lämmer 4^naleota Boxoana.S. 43. 44. < 

4) Assem. Bibl. Orient. I. 203. 251. 543 seq. IH, U. ß. 412. I. p. 6. 11 seq. 

5) So das gesäuerte Brod l3ei der Messe Salom. Bassor. (Assem. Bibl. Orient. 
m, »8.x und JBbed;^€8U Lflt). M«rgAr. IV, 6* (Mai Nov. CoU. X» H. 369.) ' 

6) Vgl. P. Ätroasa de (jJhal^aeorum dogmatihM, Romae 1617. .! - . ,. ■ 

' 7) Mejer S. 444. 526. • * * ^ 

8) Schreiben des chaldäiscben Patriarchen an die Pariser morgenländische Ge- 
sellschaft für die Union aller orientalischen Christen vom 15. Januar 1853. (Ami de 
la religion 10. Mära 1853.) .lieber die Chaldäer auf der Küste Maliibar s, ^Vejef J. S. j 
366. 444. ■ ' ' ■ ' ■...'.-... 

9) Thomasdn L c ^. 84. n. 3. JU -Quien Or. ehr. II. p. 1855.'- 

10) Mejer I. S. 443. 525. Moroni t. H. p. 175. 176. 

11) EathoL Wochfiflschrift 1$6S TShi 29. S. 574. 

. lt)ßcn€d. XIV. Const, ]$o quamvis, 4: ]tfai 1746«! (BuU. t. X. p. 228.) §. In ? 
Thomassin 1. c. c. 25. n. 1. 

Viel interessantes Material g;ibt die bei Mai (Nov. CoUect. V, II. p. 171,-237.) 
abgedruckte* Abhandlung von Joseph Simon Assemani Della nassione dei copti e della, . 
validitlL del Sacramento deU^ ordine presso loro 1733 verfasst und in einer vatik. 
Handschrift, vorgefunden. 

13) Im Jahre 1843 zählte man, nur 2640 (Mejer S. 445. 534.) Andere, ^^ij&i^-,, 
1855 an 12,000 bis 13,000 (Würzburger Kathol. Woc^fiftsc^p-ift,,;^«^«! ^fijiPQViS^^^Ol.), 
P. Karl vom h, Aloya truher 15,000. 
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von dort her seine Weihe erhielt*). Unter ihnen wurden ebenfalls 
viele Bekehrungsversuche gemacht, deren Resultate aber bis jetzt nur 
gering waren, obschon sich 'unter Plus IX. die Zahl der katholischen 
Abyssinier vermehrt hat^). Der Ritus der Abyssinier ist nur sehr 
wenig von dem der Kopten vei'schieden '). 

Diese sechs oder sieben Fraktionen mit ihren Unterabtheilungen 
weiden gewöhnlich unter dem Namen der Ecclesia orientalis begriffen. 
Sie machen in der gesammten katholischen Kirche allerdings nur einen 
sehr kleinen Bruchtheil aus, indem die Seelenzahl höchstens sieben 
oder sech^ Millionen beträgt; aber sie bilden eine hoffnungsreiche 
Minorität, ein wichtiges Ferment in dem der Stagnation verfallenen 
Orient, einen starken Kern und eine feste Grundlage für spätere Ent- 
wicklungen. Sie vermitteln unter der Fürsorge des römischen Stuhls 
ihren Stammesgenossen höhere Cultur und halten das Band aufrecht, 
das einst Orient und Occident im gemeinsamen Glauben umschlungen 
hielt. 

Wir wollen hier das Wissenswürdigste über die Rechtsverhält- 
nisse dieser Kirchen - oder Riten in den folgenden vier Abschnitten 
betrachten : 

I. Allgemeine Grundsätze des römischen Stuhles über die orien- 
talischen Riten. 

II. Die Hierarchie der orientalischen Riten und ihre Stellung 
zum päpstlichen Primat. 

m. Der Regulär- und Säcularklerus. Die t'farreien. 

lY. Die Administration der Sakramente und Sakramentalien. 

Andere Punkte der kirchlichen Disciplin bieten keine Verschie- 
denheiten dar. Das Earchenvermögen z. B. fehlt entweder ganz, da 
ein Theil dieser Orientalen nur von Almosen seine kirchlichen Be- 
dürfnisse bestreitet, oder wird ganz wie in der lateinischen Earche 
behandelt. 

I. Allgemeine Grundsätze des römischen Stuhles be- 
züglich der orientalischen Riten. 

In seinem Verfahren mit den Orientalen, die sich dem Mittel- 
punkte der kirchlichen Einheit wiederum anschlössen, war der römische 



1) ThomoBsin 1. c. c. 25. n. 2. FragoH Begim. reipubl. ehr. t. U. P. 11. L. VII. 
disp. XVI. n. 23. p. 529. Dazu Loto*8 Belazione istorica dell^ Abissima und Ludolfa 
Historia aeihiopica. 

2) Die Not. stet. p. 202. Mejer S. 533. z%hlt 100 EathoUken. Neuere griffen 
die Zabl vid su hoch, obschon sie einige Hunderte zu übersteigen scheint. 

3) cf. BuU. Propag. V. 202. 
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Stuhl stets von dem Grundsätze geleitet^ die strenge Uefiiereioetim- 
mung derselben mit dem Dogma der römischen Kirche su 
f<»rdern, die Beibehaltung der disciplinären und liturgiacben Eigenthüm- 
licU^eiten aber, soweit sie dem Dogma nicht entgegenstanden, zu ge- 
statten und zu beschützen i). Auf dieser Basis standen das zweite 
ökumenische Concil von Lyon und daa von Florenz, sowie die nach 
dem letzteren von Eugen IV. bezüglich der Orientalen vlassenen De* 
krete^). Da aber die Reinheit des Gh^ubens fortwährend bei den ka- 
tholischen Orientalen durch den Umgang mit Häretikern und Schisma- 
tikern gefährdet war, so war eine besondere Wachsamkeit erforderlich, 
damit nicht unvermerkt Irrthümer sich einschlichen und das katholische 
Yplk von der Union durch listige Machinationen wieder abgezogen 
werde. Nach dieser Seite hin übte der päpstliche Stuhl durch die 
Congregation de Propaganda fide wie durch die der Inquisition 3) vor 
Allem seine Aufsicht. Besonders musste auf die Differenzpuncte zwi- 
schen der Kirche und den häretischen und schismatischen Genossen- 
schaften Rüclcsicht genonunen .werden. Die Griechen mussten ins- 
besondere den Ausgang des heiligen Geistes votn Vater und dem 
Sohne, die Erlaubtheit des lateinischen Zusatzes im Symbolum, die 
Giltigkeit der GoQsekration mit ungesäuertem wie mit gesäuertem 
Brode, di^ Existenz des Fegfeuers und die WirkstMnkeit derSuffragien 
für die Abgeschiedenen, den Eintritt. der visio beatifica fär die ohne 
Makel verstorbenen Gerechten wie der Verdammniss für die in Tod* 
Sünden Verstorbenen gleich nach dem Tode, die Ungleichheit der jen- 
seitigen Belohnungen und Strafen je nach der Beschaffenheit und den 
Werken der zu Bichtenden, den Primat des römischen Stuhles und 
die Unterwerfung unter alle Entscheidungen der ökumenischen Gonci- 
lien und der Pä^te ausdrücklich bdcennen und die entgegenstehen- 



1) Bened. XIV. Const. Allatae simt §, 18 (BoU. IV. p. 126. ed. Ven.): Ut uno 
verbo complectamur omnia, in reditu graeoorum SohismaticQrumqve orientalium ad 
cath. religionem curando id unum BomaniB Pontificibus mazime oorae Aüt, ut ex U' 
loniin animis radicitus eveUerent ArU, Macedonii, Nestorii, Eatycbetis, Dioscori, Mo- 
notheUtarum aliommqne errores, in qaos infeUciter proruerant, oM» tarnen et inta- 
etis Ritibns ac disciplina, quam ante Schisma servabant et profitebantiir qaaeqne yene- 
randfs ipsorum antiquis Liturgiis et Bitiialibus innititnr, quin unquam iidem Rom. 
Pontifices poposcerint , ut ad catboUcam fidem redeuntes Buum Bitom dxmittere et La- 
tinnm amplecti deberent; id namque Ecclesiae Orientalis et Graecorum aeOrientaliam 
Ritunm omnimodam secnm ferret internecionem, quod poixo non modo numqv&m ten- 
tatam , imo rero semper fuit et est ab bujus sanctae Sedis consilio qnammaxime 
aliennm, 

S) Vgl. Aüat de EccL Occid. et Cr. perp. consens. L. IH» c. 1. n. 3. seq. p* 
878 seq. 

8) Moroni Disionario t XVL p. S80 seq. p. 241 seq. 
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den Lehren ihrer schismatifiehen Landsleute abschwören ^). So muss- 
ttm die Armenier, Kopten und Jakobiten den Monophysitismns , die 
Chaldfier den Nestorianismns sammt ihren Consequenzen ausdrücklich 
verdammen. Auch das Bekenntniss der sieben Sakramente, das 
Eugen's IV. Instruction für die Armenier ausführlich entwickelt, '^ard 
in der Regel von den Uebertretenden gefordert. Zur Sicherung der 
Giaubenseinheit wurden auch bestimmte Formulare entworfen und die 
Verpflichtung darauf bei allen wichtigeren Anlässen abverlangt. Die 
von Gregor Xin. festgestellte Formel für die Griechen ward 1623, 
die von Urban VIII. für die Orientalen ward 1642 in der Propaganda 
gedruckt^)« Ebenso werden die liturgischen und «um Unterricht die- 
nenden Bücher der Orientalen in Rom revidirt und in revidirter Form 
vorgeschrieben'); Worte und Formeln, die sich auf Häresien beziehen, 
sowie die Namen von Koryphäen der Häresie oder des Schisma wer- 
den au» den Liturgien beseitigt*): Als Philipp IV. von Spanien 1631: 
in Rom über das von Schismatikern her atisgegebene Eüchologium 
Klage fahrte, das bei den ihm unterwrot'ferien katholischen Griechen 
Verwirrung und Gefahr verbreitete, setzte ürban VlII. die Congre- 
gatio super eorrigendis libriä Orientallum ein, die nachher von Cle- 
mens XI. und Beiiedfkt XrV. restituirt und zu grölsiserer Thätigkeit 
angespornt wurde 5) und von der' viele grossartig^ 'Arbeiten auf diesem 
QMete unternommen worden stnd^). lieber die von ihr veranstaltete 
Revision des grieehisehen Euchologiums gab Benedikt XIVi in dem 
Erlass vom 1. März 17Ö6 den Prälaten dieses Ritus eine aiisführfich^ Mit- 
theilung und schrieb ihnen, dessen ausschliessHehö Benutzung vor''). 
Dieselbe Gongregation, eine Zweigcongregatiori" der Propaganda, ge- 
stattete Abktirsungen der Messe und des Breviers ' der griechischen 
Basilianer., welche ^r genauste Papst am 17. Mafi lV55 genehmigte ^). 

1) Davon handelt Benedikt XIV. ansfuhrlich in seiner Constitution Etsl pasto- 
ralis vom 26. Mai 1742. §. 1. n. 1—7 (Bull. Bened. t. L p. 75. 8e(^. Const 57.) bezüg- 
lich 4er'Ita]ogräei. Zu der Recitalaon des Pilioque !m Symbolum sind die Griechen 
an sich nicht verpfliehtet, besondere FäUe ausgenommen, -wo Aergernisse entstehen 
und der Ordinarius sie fordert. Die ItalogrKci ni^hm^n meistens den Zusatz ausdrück- 
lich An. 

2) Bened. XJV. Const. ABatoe sunt §. 17. p. 126. 

3) Const. Etsi pastoralis §. 9. n. 18. p. 82. 

4) Phil, a Carbontafio de ritibus c. VI. §. 3. p. 42. 

5) M&röni t. XVI. p. 185. 186. Bened. XIV. Const. Ex quo primum §. 2 seq. 
(Bull. t. IV. p. 158 seq.) 

6) Di« armenische Litnrgie ward zuerst 1677 In der Propaganda gedruckt (1686 
in VenecUg) , das maronitisohe Missale 1716 und 1762 , das Diakonale chaldäisch und 
arabisch 1596, korrekter 1736 (Moroni t. XXXIX. p. 46*54) die kopto-arabische Li- 
turgie 1736 (Bened. XIV. Const. Accepimus Bull. II. p. 57.). 

7) Const. Ex quo primum (BuU. IV. p. 158—174.). 

8) Const Quem religiDOis (Ibid. pi 136. 137i). • ' * 
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Pma VII. Tttrbot am 3. Juni 1816 deir TOik dem bereits verstorbenen 
Efsbuidiof GermaniB Adam von HierapoHs ver^sten und nnter' den 
giiechischen MelchiteA vearbreifteten neuen Katechismus, welcher iet 
Beinheil 4es Glaubens gefährlidi schien, und gebot, den früher be- 
nütitten BellanniiHsdien in autoriairter Uebersetsnng fortwährend tvl 
gebrauchen 1). Auch die Bischöfe, in deren Diöcesen sich Orientalen 
finden f müssen Air Femehaltong der Irtthimer besorgt sein. Bene^ 
difct XIV. lobt den siciManisohen £rabis€hof von Monreale, Cardinal 
de Xorres, der In seinen Synodalstataten den Griechen seines Spren- 
geis den Gebrauch eines falsche Lehren enthaltenden Sjoiaxaiiums, das 
0£^iim des Gregoriua Palamas und gewisse Acclamationen fär diesen 
und den Patriarehen Photius verbot^). 

Innerhalb der durch das Dogma gezogenen Schranken haben die 
alten orientalischen Biten ihre volle Berechtigmig. Von der Sorgfalt 
der PÄpste für deren Erhaltung geben unzählige Erlasse Zeugniss. 
I^nocenz III. sagt im vierten Laterahconeil, ear wolle die mim G^hör* 
sam des apostolischen Stuhles aurückkehrenden Griechen liebevoll auf- 
nehmen und ehren, „mores ao ritus eorum, quantum cum Domino pos- 
sumua, sustinendo^).^ Ebenso sprachen sieh Honorius III., Innocenz IV. 
und diefplgendfln Päpste sammt dem zweiten ' Lyoner Concil aus^). 
Nikolaus in. erl^lärte, die römische Kirche lasse die Griechen bei allen 
ihren Biteu beharre», de quibus Sedi .Apostolicae visnm fuerit, quod 
per eos catholicae fiäei non laedatur integritas nee sacris statutis ca^ 
nonum derogetur^^, wobei sicher nur an die wesentlichen kanonischen 
Bestimmungen gedacht ist. Nach d^n Concil von Florenz und den 
b^aABten D«kr<eten Eugens lY. für die Orientalen wie für die Ruthe^ 
nen^) hieben l^eo X. und CJemesis VII. jene Lat^er, Welche die 
Griechen wegen ihrer abweichenden Disciplin angriffen, entschieden 
zurechtgewiesen''); ebenso sprach Pius IV. am 16. Februar 1564 
die Unverletziichkeit des griechischen ßit«s aus ö). Gregor XIQ, wollte 
die Alumnen der von ihm gestiftete orientalischen Collegien streng 
naA ihrem Ritus erzogen wissen^); Clemens VIH. und Paul V. schütz- 
ten energisch die polnischen Ruthenen vor der Latinisirung und Bene- 

1) Fiu8 VII, Con«t. 676. §. 6. Bult Beat. CoaU t. XIV. p. 42. 

2) Bcrud, XIV. de Syn, dioec. L. VL o. 3. n. 7. 

3) Cap. ^. de baptismo HI. i2. 

4) Rainald, ad. a. 1222 xu 5.; a. 1246. D..8O.3 a. 1247 b. 2». JSaial. AUot. H. 
£. Saec. XIII. et XI. c. 1. art. 5.-8. 

5) Raynald. ad. a. 127S. 

6) £p. ad. Ladisl. III. Polon. B^. Baynaid, a. 1443. 

7).Eiichirid. Graecorum ed. Beneveati 1717 p. 8S. Bened. XIV, ooiot. AUatae 
sunt §. 41. p. 134. 

8) Coost cit. §. 18. p. 125. 

9) Greff. XIII. Const 68. 157. 178. (BnU. Ben. t IV. £. lUu «4 IV.) 
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dikt ZIIL appnKl^irte 1724 derai Synode von Zanwii^ ndt der Ckm-- 
sei, dass dadurch die Dekrete ülier BeUitlialtuag des griednscheti Iritis 
nidit beeinträchtigt werdetn sollen ^). Benedikt XIV., der so Vi^es ftr 
die Orientalen gethan hat, ermahnte die Möndie deis Basilianermrdens 
aas Anlass ihres Greneralkapitels zur strengen Observane ihres Ritus 
und zum eifrigen Studium der griechischen Sprache^). Den Griechen 
Italiens schärfte er dm Beobachtung ihrer von der römischen Eirehe 
gebilligten Riten ein und verbot den römischen Lateinern jedwede StÖ* 
rung derselben 3). Di^elben Gmndsätce machten bei den verschieden- 
sten Anläspen sdne Nachfolger geltend, wie Clemens XIV. mn 17. 
April 1774 und Plus YII. aäi 13. Juli 1802 beiügUeh der Ruthenen. 
Auch Gregor XVI. *) und Pius IX. ^) haben »ch ganz an diese Grund- 
sätze gehalten.. 

Diese durch eine Fülle von Documenten^) ausgesproehene An« 
schauuog des apostolischen Stuhls ward auch durch die Thatsaehen 
bestätigt. In Rom selbst hatten die Päpste gegenüber den dort seit 
den frühesten Zeiten, namentlich aber seit dem Ikonoklastenstreite zahl- 
reich sich aufhaltenden Orientalen das Beispiel der Achtung für ihre 
von dem römiachcn abweichenden Riten gegeb^ ; dort bestanden orien- 
tausche Kirchen und Klöster, in den^ ungestört der Gottesdienst 
nach deren altem Brauche gefeiert ward, wie schon Leo IX. gegen- 
den übermüthigen Cärularius hervorhob'). Nach und nach entstan-^ 
den in Rom und im übrigen Italien, zumal in den Seestädten, Ge- 
meinden und Kirchen der verschiedenen orientalischen Riten. Wie die 
Griechen die Kirche des helligen Athanasius, so erhielten in Rom dieKop* 
ten die Kirche. 8. Stefano de' Mori, die Marbniten eine KiiH;he bei ihrem 
Seminar, die Armenier die Kirche der heiligen Malria von- Aegypten, 

1) Bernd. XIV. Canat. dlt §6^ li. 16. p. 125. 120. 

2) Bened. XIV. Const. U. A d, 20. Aprü 1751 BuU. t, HI. p. 163, 

3) Const. Etsi pastoralis §. 9. n. 1. BuU. t. L p. 81. 

4) Const Inter gravissimas 3. Februar 1836. 

5) Puc« JX Lit. apost., ad.Qrient«!«» 6. Januar' 1848; In siiprsma: Omnino 
sartas tectas habebimus peouliares vestras.Catholicas Mturgiaa, qua«, plurimi sane £a-> 
eimus, licet illae nonnullis in rebus a Liturgia Ecclesiarum latinarum ^i^o^''^^® ^^^^ 
Enlmvero Llturgiae '■ ipsae vestrae in pretio pariter habitae fue^ünt a Praödecei^soribas 
nostris, utpote quae. at commendantur voaerabifi «itiquitate suae originis, et conseriptae 
sunt Unguis I quas Apostoli aut Patres «dhibuerantj et ritus continent spldndido quo- 
dam ao magnifico apparatu oelebrandos, quibus fidelium erga divina mysteria pietas 
et revereBtia.fov^atur cf. Lit. apost. 2. Febr* 1864 ad ■ Armenos prov. Co&stantinopo- 
litanae ,)Neminem vestrum latet." 

6) Thomas a Jesu de conversione omnium gentium proeuranda« L. VII: c. 2. 
PUzipios, L'^glise Orientale. Borne 1755 t. 1. <shap. 12. p. 130—144. 

7) Leo IX. ep. ad Caerul. c. 29. p. 81. ed. Will. St quidem cum intra et extra 
Bomam plurima Graecorum reperiantur monasteria sive ecclesiae, nullom eorum adhuo 
perturbatur Tel prohibetur a patema traditione sive ' sua eonsuetudine , quin potius 
suadetor et adiAonator eaiik jobs«ry»i«»< : . ^ : ^' 
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Bann «andh das Hospitinm von St^ Blftsius, sowi« Kirche und Kloster rom 
Palast Gtei nahe am Vatikan *). IntCorsika ward ein griechisches Hoster 
und.xeine Pfarrei in der Di<See8e Ajaccio begründet 2); in Livorno hat- 
teii die usirten Griechen «eit 1593, die Armenier nnd ebenso die Ma- 
Boniten «igene Kirchen^. In Venedig bestand seit 1445 bis zum 
Yfirigen Jahrhuttdert eine G^emeinde nnirter Griechen, die Leo X. un- 
mittelbar dem römischen Stuhle unterwarf. Zuerst hatten sie eine 
Kapelle in der-Kfrche de« heiligen Blasius, während die übrigen Ka- 
pellen den Lateinern gehörten; als ihre Zahl zunahtn, Erhielten sie 
etoe eigene Kirche*), die von 8t* Georg. Nach den Dekreten der 
Dledvon 1534 und 1542 sollte diese nur katholischen Priestern an- 
vertraut werden. Aber bei dem regen Handelsverkehr mit Cönstan- 
tinopel fand das Schisma bald im Verborgenen Eingang und mehrere 
Vorsteher diieser Kirche suchten ebenso mit Rom als mit Byzanz in 
Vierbindufi^ zu bleiben ; letzteres köderte sie durch Verleihung der 
erzbischöflichen Würde. Nach dem Tode des kathöliscTien Bischofs 
Tipaldi (1718) hatten die Griechen Venedigs keinen Prälaten mehr; 
bei ihrem Bestreben, sich von der Regierung der Republik völlig un- 
abhängig zu machen , geriethen sie mit dieser in Conflict und erst 
1762 ward ihnen erlaubt, einen neuen Bischof zu wählen. Obschon 
1720 und 1721 die alten Dekriete über das katholische Bekenntniss 
erneuert worden waren, fand man sich nicht im mindesten dadurch 
gestört ; der nun gewählte Georg Pacea Hess sich von Schismatikern 
ordiniren und fährte geradezu das Schisma ein^). Clemens XIII. fährte 
über diese Umwandlung bei dem Dogen [bittere Klage und schritt 
mit Strenge gegen Facea ein^. Dieser unterwarf sich endlieh dem' 
römisehen Stuhle; das Schisma ward zurückgedrängt; aber eine schis-» 
matische Partei bestand fort, die günstigere umstände erharrte. Erst 
seit Pius VII. ist die griecWsche Gemeinde in Venedig offen schis- 
matlseh''^. Ebenso erging es in Ancona, wo Clemens VII. denGrie-- 
eben die Annakirche eingeräumt hatte; unter der französischen Repu^ 
buk brachte 1797 die schismatische Partd die Losreissung von Rom 
zu Ötaiide, iifas später den Verlust der Kirche fär die Gifeehen zur 



1) Notizie statistiche p 36. 37. Ut^tir ß. 407. . 

2) Notizie stat. p. 107. Mt^er S. 512, 
.^) Moroni Diz. V. Roma V. Livorno. 

4^) Bened, XJV, Conat. Allatae .§. 35. p. 133. 
-j 5) Vgl. JSchröckh K. G. seit der Bi^f^rmatioo Tbl. IX. S. 45..-52. 
«. 6) CJler^, XIJLUL apost. d. d. 27, Febr. 1762} 22. Jan. ifpä ^U Pec. .1769, 
Bali. Born. Contin. t. II. p. 225. 334. 433. .ii ■ .< 

7) S. die Schrift : Error! jdollQ Cbieae Foziane e defosi^nor ^tUa Qplc^^.orien- 
tale' di Venezia. Di Leonardo Dudreviüß, avYooftto d«l iorq .y«aqto. Y^n^ßii^ 1859* 
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Folge batte ^^ Dagegen blieben die meisten GkmeiDden in Ifittd- and 
Süditalien der Union tren, besonders die in Liromo mit der 1607 
errichteten, von Benedikt XIV« priTil^rten Kirche der Annnnsiata, 
die von Pianano in der Dioeese Ai^uapendtute mit einer Toa Pias Yh 
erbauten Püarrldrche , sowie die zahlreiehen . Colonien im Künii^eieho 
beider Sicilicn ^}. Sie blieben bei iiuren alten Bit», waren aber antor 
sich wieder yielfach yersehieden. So wurde in der hodiberfibmteni 
am Anfang des eilften Jafarhanderts von dem heiligen Nifais dem Jün- 
geren und seinem Schüler Bartholomftus gegründeten Abtei yon Grotta 
feirata im Kirchenstaats ^) , die 14^ den Cardinal Bessarion som 
Commendatarabt hatte i der griechische Gottesdienat mit lateinischen 
Paramenten gehalten und sdt uralten Zeiten ungesäuertes Brod 1n^ 
der Eucharistie gebraucht; das geschah auch in der CoUegiat-Kirche 
S* Maria del Graffeo in Messina ^). Diese letztere Earche hiess anto* 
Qomastiäch catholica, weil sie schon von Alters her die Liturgie in 
griechischer Sprache, aber nach römischem Bitus mid in asymo mit 
lateinischen Paramenten feierte, sogleich den Gregorianischen Kalender 
annahm und das Dogma vom Ausgange des heiligen Greistes auch ans 
dem Sohne stets von ihrem Klerus yertreten ward. Benedikt bestätigte 
am 18. März 1743 die Rechte dieser Kirche and ihres von der ge* 
sammten Geistlichlteit gewählten Protopapa ^). 

Gerade den morgenländischen Biten gegenüber hat der päpstliche 
Stuhl die ebenso delicate und schwierige als schöne und erhabene 
Aufgabe, das richtige Yerhältniss zwischen den Eigenthümlichkeiten 
und besonderen Ansprächen der einzelnen Nationalitäten und Völ- 
hergruppen und dem allgemein Verpflichtenden, Universellen und 
Katholischen zu ermitteln und herzustellen , wirklichen Bedür&ussea 
und begründeten Wünschco» gerecht zu werden, ohne die we- 
sentlichen Postulate der kirchlichen Einheit zu gefihrden, durch weise 
Nachgiebigkeit die Getrauten zurückzuführen, ohne durch eine falsche 
Accomodation an den Irrthum die Kirche irgendwie compromitüren 
zu lassen, unverständigen Eifer zu zügeln, ohne Trägheit und Lethar*» 
gie zu begünstigen. Diese hohe Weisheit leuchtet aus allen auf die- 
sem Gebiete erlassenen Gesetzen hervor. 



1) Notizie stat. p. 106.— 107. Mejer 8. 512. 

2) Notizie »tat. p. 107..-111. Mejer 6. 612. 61S, 

S) Note ed osservationi istoriche fipettanti l'insigDe badfa di Orottafiorrata. 
Borna 1728. — De Tascnlano M. T. Cioeronis nane eryj^tairerrata adversus J. L. Skn^ 
»eri S. T. Disput, apologetiea Böma 1757. Ueber die Jurisdiktion des Cardinalbfscliofli 
▼Ott Tus^nhiia daselbst s. Bened, XIV. Const Inter mtolta 24. April 1747. Btüi. t IL 
p. 125-129. 

• 4) ^Btned. XIY, Const. Allatae §. 28. (BttU. t. IV. p. 128.). 

5> Const. Somana Eodesia (BuU. t. I. p. 118. IIS.). 
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Dreifaeji ist nach BenedUt[t XIV . die Thätigkeit und da« Verhalts 

der rÖI^isehen Kirche. d^n .orientalischen Riten gegenüber i). Sie ni^pM^it 
einige Gebräuche des Orients, die gut und zweckmässig erschekaen, jßir skh 
selber an^), wie die zuerst -im Orient eingeführte Recitation des Bymbolums 
bei ^ei MeasQ; da$ Trishagioa am Chi^rfreitag,, die adooratio crucia, oclet 
sie lässt in einigep lateinischen. Kirchen gewisse von dep Orientalen 
herübergenomnene BräuQhe. zu, ;Wie das Entkjeiden und Abwaschen 
der „Altäre anx gninen Donnerstage, die Wasserweihe in der Vjgö von 
Epiphanie^). 2) Sie .verbiet^ verderbliche, glau^nswidrige und nnge-r 
zie9iende,.I^iten,: wie.jdei) Armeniern und Marojoitea den moqopby$iti-< 
sehen Zusatz zum Trish^gien^), das Ministriren weiblicher Individuen 
bei der Messe ^). 3) Sie gestattet und genehipigt die ,von einigen Orien- 
talen angenommenen lateinischen Bräuche da, wp sie schon seit un- 
vordenklicben Zeiten eingeführt, von Allen, angenommen, von. den Bi- 
schöfen gebilligt sind , wie die . oben von Grotta ferrata und ä^t grie- 
chischen CoUegiatkirche in Messina angeführten Beispiele, wie ferner 
der Gebrauch lateinischer Paramente und das Aufeeben der griechi- 
schen Präsanctificatenmesse bei deji Maroniten zeigen ^). In unbedeuten- 
den Dingen wai: 91c zudem stets sehr tolerant; da das Bartscheeren den 
Orientalen sehr .anstössig ist'''), so tragen ungehindert auch die latei- 
nischen Missionäre im Orient den Bartj da die Genuflexion den mei' 
sten derselben verhasßt und dafür tiefe Inklination im Gebrauch ist®), 
so hat man auch den katholischen Orientalen, die jene aus d^m rö- 
mischen Ritus aufnehmen wollten, dieses als nicht ihrem Ritus ange- 
hörig verwehrt. - Man drängte ihnen keine Sculpturen in den Kirchen 
auf, da sie vor diesen Abneigung hegen und nur gemalte Bilder zu- 

1)' Const. Allatae §. 27. p. ^9. 130. Sedes Apostolica ^ est , quae praecipuo 
quodam jure quoties ipsi CQDsentaneum visiun fuit, ab Orieotali Ecolesia ritum aliquem 
desumsit et in occidentalem transtalit aiit permissit ritum allquem ^raecum in ^liqua 
ecclesia latina usurpari. Eademque Apost. Sedes, quoties deprebendit, periculosum 
vel, iodecomm ^liquem. ritum Ip Orientalem Ecclesiam. irrepsisse} illum damnavit, im- 
prb1i)avit , ejusqiie usum ipsi probibuit. Ipsa denique Apostolica Sedes , poatquam vi- 
dit orientalem vel graecäm ätiquam gentem in aliquo latiuo ritu usurpando ao defen- 
dendo vebementer obQrmatam, ac potisSimum, quando ritus ipse ab antiquo tempore 
inv^ctus fnit, ab omnibus communiter reoeptus atque ezpresse yel taciteab Episcppia 
probatüs, ritum ipsum toleri^ndo et sio approbando ^rmavit. 

2) Vgl. Greg. M. apud Baron, a. 599. Bened. XIV, 1. o. §. 28. . 

S) Marterte de ant. Eccl. disc, t. IV. c. 4. n. 2. 

4) Greg. XIII. Lit. ad Patr. Maronit, 14. Febr. 1577. Decret congfeg. de pror 
pag. flde 30. Januar 1635.. 

h) Innoc. tV, ep. ad ' Episc. Tuscul. \Bcned. XlV. Const. ßtsi pastgralis 
§. 6. n. 21. p. 78. . ." ' . ' 

C) Bened. Const. AU^tae §. 31. p..l32. 
. 7) Pitzipioa. L'eglise Orientale t. I. chap. X. p. 102. 

8) Ib. p. 103. 



18i Sßrgenrmer, Die Recbtavcffblltiiitte fl§r oriihttalisthen ]6itl^^^ Riten. 

lassen^); man Hess die Formen der Eircheiigöwäiider und Elrehen- 
geräthe und die tot der Trennung geltenden dieeiplinären Bestimmun- 
gen unangetastet fortbestehen^). 

Der leitende , schon im eanonisehen Beefatsbuch ^ festgesteUie 
Gfondsats, die allgemeine Regel ist: Jeder kirchlich anerlcannte 
Ritus soll in seiner Int-egrii^t fortbestehen und nacli 
Kräften erhalten werden. IMtrauä folgt a) das Verbot des 
willkürlichen Uebertritts von einfem Ritus sum anderen. 
Da der Ritus fßr seine AngehdHgen ein wahres Gesetz bildet, so ist 
es dem Einzelnen tatht gestattet, denselben ha<ih Belleben zu verlas- 
sen und mit einem atideren zu vertauschen*). Intsbesondere gelten 
hier folgende Bestiminungen . 

1) Ein Uebergang vom Ritns der römischen Kirche zu einem 
anderen, wozu mehrere Lateiner seit dem Goncil vdn Florenz den Ver- 
such machten 5), wird Wegen des höheren Vorzugs der Mutter und 
Lehrerin aller Kirchen niemals auf die Dauer gestattet und denen, die 
einmal von einem anderen Ritus znm lateinischen übergegangen sind, 
wird die Rückkehr zu dem früheren nic^t bewilligt®). 

2) Der Uebertritt von einem orientalischen zum lateinischen Ri- 
tus ist an die päpstliche, in wenigen Füllen an die bischöfliche Er- 
laubnlss geknüpft, und desshalb, wenn auch nicht so strenge unter- 
sagt wie das Verlassen des lateinischen Ritus, doch bedeutend erschwert 
und der Willkür des Einzelnen entzogen. Was die Griechen in Italien 



1) Ib. p. 108. 104. 

2) Als Pias IX. am 11. April 1861 dem bulgarischen Archimandriten Jos^h 
Sokolski, dei; nachher auf eine geheimnissvoUe Weise in Odessa verschwand nnd nnn 
in einem russischen Kloster in Kiew sich befinden soll (Courrier d'Orient 34. Aug. 
1861), die bischöfliche Weihe ertheilte , wurden Hirtehstab und Mitra dem neuen Bi- 
schof nach griecbiscber Form gereicht und die Darreichung der Handschuhe ganz weg- 
gelassen, um soweit möglich den griechischen Biten zu entsprechen. CiviltA oatto- 
Uca N. 267. vom 4. Mai 1861. p. 355. 

3) Jnnoe. Jll. in Conc. IV. Later. cap. quoniam 1'4. de officio Judiois ordin. 1. 31. 

4) PhÜ. a Carboneano de sacris ritibus c. 8. p. 57. 

5) Nieol. V. (Bull. Born. t. IIL c. HI. p. 64.): Pervenit ad anres nostras, qnod 
in loois, quae Catholicis in Graecia subjecta sunt, multi catholioi Unionis praetextu 
ad graeeos impudenter transeunt Bitus. Mirati admodum sumus mirarique non desi- 
stimus , nesoientes , quid sit , quod eos a consuetudine ac Bitibus , in quibus nati enn- 
tritique sunt, in alienigenarum Bitus transposuit; nam etsi IfiudabUes Orientalis £c* 
olesiae Bitus sint, non licet tamen Ecclesiarum Bitus permiscere neqüe id uinquam 
88. 8ynodas Florentina permisit. 

6) Bened, XIV, Const. AUatae §. 20. (Bull. IV. p. 127.) Cum latinus ritus is 
sit , qno utitur S. Bomana Ecolesia , quae mater est et magistra aliarum ecolesiarum, 
reliquis ritibus omnibus anteferri debet. Ex quo scquitur , haid licere a latino rita 
ad graeoum transire , nee illi« , qni semel a ritu grae<;o vel orientali ad latinum tran« 
Biemnt , integrum esse , ad pristinum graecum ritum reverti. — t/onf. Const. £tsi p»- 
•toraUs §. 2. n. 13. (Bull. U I. p. 76.) 
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betrifft, 1^0 ist fiit erwachsene Laien, die zum lateinischen Ritus übef- 
tt6ten wollen , die Erlaubniss des Bischofs hinreichend ; fSr die dem 
geistlichen Stande angehörigen Griechen aber, sowie für gänse Com- 
munitäten ist die Genehmigung des heiligen Stuhles eri^dMich^). 
iHe Alumnen deä griechischen GoUegiums in Rom müssen In ihtb'm 
Eide geloben, ohne päpstliche Dispens zum lateinischen Rlliis i^cht 
übergelieii zti wollen. Es wird die Dispens nur auf höchst wichtige 
Gttinde hin ertheilt. Ebenso ist ausser Italien äberall die päpst- 
liche Genehmigung solcher üebertritte erfordert. Pur diejenigen grie- 
chischen Melchiten in der Levante, die von griechischen Eltei^n ab- 
stanimetid in Ermangelung von Geistlichen ihres Ritus latino ritu von 
Lateinern getauft worden waren und sich an diesen hielten, die Böge" 
nannten Latinizantes, deren es sehr viele in Damaskus gab, besrtimmte 
Benedikt XI Y., dass sie Öffentlich und bestimmt erklären müsläeti, 
welchem Ritus sie angehören wollen, und alsdann ohne alle Variation 
unverbrüchlich bei diesem zu beharren haben 2). Zugleich verordnete 
er, dass von nun an (1743) Orientalen, die nur im Kothfall und fn 
Ermangelung eines Priesters ihres Ritus die Taufe oder sonst ein 
Sakrament von einem lateinischen Geistlichen erhalten haben, desdfaaS) 
noch nicht als Angehörige des lateinischen Ritus betrachtet werdisA 
dürfen, sondern bei dem Ritus, dem sie durch die Geburt angehören, 
«tt verbleiben haben 3). : . r 

3) Auch der Uebergang von einem orientalisehen Ritus zu einem 
anderen gleichfalls orientalischen, z. B. vom griechisch-melcliitigfeheii 
zum maronitischen, ist im Allgemeinen verboten und kann Mr um 
gewichtigen Gründen allein vom römischen Ötuhle gestatte« \»*df den'*). 

4) Weder Bischöfe noch Missionäre dürfen Mäher Oii€*talen zttt 
Aendertrng des Ritus nöthigen, dazu rathen oder ahloekeii; WAs' ihüf^n 
wiederholt eingeschärft wotden ist*). Sie dürfen die vom römischen 
abweichenden Riten nicht herabsetzen und verachten, da* ihnteu öle 
Billigung der höchsten kirchlichen Autorität zur Seite sieht und 
ihre ünvcrletzlichkeit erklärt ist*). Da der üebergarig dfer hä- 
reds^heii und schismatischen Orientalen zum katholisdien Rauben 



1) Coiut. Etsi pastoralis §. 2. n. 14. p. 76. i . . . 

2) Const, Demaadajtam 24. Dec. 174S. §. 16. (BuU. I, p. 181.) , ' / "^ 
' t) Cbnlit. cit; §.i». ' . ■■ . .f ... , / 

4) CoiiBt. cit §. 12. 

5) Decr. Congr. Propag. 7. Febr., 7. Juli, 21 X>ist 1624 ^I^. Ste^t. lesg^^ 29, Joli 
1631; 12. MSrz 1667; 2. April 1669 f 4. Febr. 1676. — • PÄ: a.«'dr*on«flrtib^ c-^S. §. 2. 
p. 62. Bened. XIV, Const. Demandatam ^. 15; Const. AUätae §ri^l. Vgl; «Uich das 
Sohreiben der Propaganda an den Nuntius in Wien d'a d. ' 2. April ' 1690 bei'P. Joh, 
BaHloviU Brevis notitia fundationis etc. Cässoviae 1804 P.'VIi t,'4U'pj 6t('^'- 

6) Fh. a Carboneano c. 8. p. 57. -^ * -^ ^* l -^ <'* 
▲ichhr lir KiichtiimU. VU. 13 
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.k^ipes^£i;d d^^ Yerlius^en ibc^a Bitna ^invplyiirt ^), so iDi^pe;a difi;]^^ 
^ligipär^; Sij^ge. tragei),^ ^ms solche Convertiten, wo ed irgend^ ;pa(^G^ 
.diep U:pjrjteii .^eft Hitus sich wschliessea upd hei die^efli beharren ^j. 
r, •. jr^jJEJfi können KatboUJcen versc/^iedener, B^te^^ sich .ef^U^l^ev, 
^Q,9i 4l^s. ein Thj^ijl .za dem Bii^s des.andereii ^hfix^z^geh^u bs^f. 
J^ii^T T)^^l k^D; b^i seiaem Bitiu yerbleiben. Wäliireod ^i/fdj^ch in 
Ji«^p /den^|.)&esagten^emä3s.det griechische fil^e^tl^ei^ ohne Sjßhw^e 
j^^keity,:spb^ld.,er wiU^^u.dem lateinischen Bitus ^ß '^A^m . Gs^tßU 
jG^^rgi^l^fij jll^aiifi,.;darf der lafeiniscjbe EhetheU nicht dß» Bitvis des 
j|pde-^9iiijpmel}pje»:^J, , .._ ;. ^ . - ^ . .• .... . . , 

,... jjj^ )Vft^|die Kinder '^aijs eqlchen genüscbten Eh^n angebt,, so ha- 
JI),eA.sie:in 4^.iRegel dem Eijtua. de^ Vaters zu folgen. , Kind^ 
^iQfifff >griecjiiscb«i Eltern :in der Levante, die fcr^ der Anordnupg 
^ened^i^t^, .XIV.» nachdem sie früher als Latinizanten geaehwanl^ty. sich 
ittf^j^ipe;! Bitus, h^ben entscheiden müssen ,. folgen, psoferne sie nach 
^i^sercEsi^tscbeidnng gebjQ^en; wurden oder bis d^in nojch nfcht^ zum 
^elpfl^nf^li^^i^h,.gekQmmm sjnd, dem. Bitus der Eltern, wenn. liplieae 
{^s^lbßn hs^b§n,<.i4ezQ Bifus des ; Vaters aber,;Wßnn s}e yerschiedeiie]! 
Mt^3^S^WiT^^:%. TSJTjßgen .des. Vorzugs der römischen Kirphe,...ao 
4i^i^^t,es in.jdfc.jPonstitütionifSr die Italogräcj, 90II. da^] ^iii^ einps 
}f4Wf^ßSk^^: y(^9Js^ in jdjBi?»en;EUtfls .getauft und erzogen werden, (Jjfr 
hört aber der Vater dem griechischen oder einein ^deren Bitus, ^ 
ß(^.fj^ii^ ^r, es, ri^]ic^h;(.dex; Mutter: zü Liebe, lateinisch tan&n lassen. 
jliiy;iliiflif>jl^n}sc^ :?Ä^ter; dpren Gatte Grieche ist, ihr .ritu.gy^e^o 
K^taiift^ ,K^n4 »W lateinisjjhen.BÄ^nsyüb^rgehjßn lassen:, sa Mw/ 
.$le,4ww,d<^M^n#mmnng .d^^ grifi^jJiischen Vaters un4 ,der Ejflwbni^s 
^ äUtew«cl^e^ Bfechpft^), Von rein gxiechi8ch,eBi(E}ien versteht es 
,ipid»;vW/se}j3i^,, d^s^.die i^nderT^ch .g^jeclnsch^^n.iÄitus .z^ 
.sind,::ßO lange 4ie Pte?» nicht mit Zi^jl^mung; de«, Qrdipwjiff e^ 
Andftri^iifü^ gut, flpden, / Die Kinder gehören ;?ur , Juris(^JttMMi» jd^|er 
migen PJiarrer^s nach dessen Ritus sie getauft sind, ausgenpmmejat d«*i^ 
m NntJifaU ein anderer als ^er berechtigte I^farr^r. si^^. getauft, hat,^, 
^a,, y^ ptten benaerkt,. der .Jlngipf^g eines ^akr^ments. von . einem 
Geistlichen eines anderen Bitus ex necessitate keinen Bitusweahs«! 
begründen kann. . ! *. . ' . ! < 

Aus dem ohen angeführten Grundsatz folgt .fernerj b) d^as Ver- 



:!) PA. a, Pßrjkpneano q. 9. g» 5?. . • 

v2XDi^J?. .&.,pi^vlß?. ftRgeTtthrte^ i>ecif.etQ,,; . , .: 

„ö) 0onst.iBtsi^p#fitorÄii8}§. 8..n. 7— 10^f .. . ., . 

• ,4) Conek? D.^oi«nd.atai](i §^ 17. ; .,; . . .j i ,., . ,. ■ . 

6).f)oflfl^.¥M pivrto^aM« f. a. n. la 8. 9, . : , . . 

6) Ib. §. «. n. U. .■ ., A ; ,;» 

^1 11* •'.;»H"<t'i."»-iil ii/l yUiiA 
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bot einer Vermischung der Riten ^) (commixtio), pennixtio. ri- 
tuum), T^ornnch Niemand beliebig variiren, bald dem einen, bald dem 
anderen Ritus folgen , je nach Bequemlichkeit in eii^em . Stü(±e dem 
einen, in einem andern dem anderen Ritus sich anschliessen j^ann. 
Pius V. widerrief ausdrücklich alle wie immer ertheilten Indulte, sicli 
eines anderen Ritus als des legal zustehenden auch nur zeitweise su 
bedienen^). Insbesondere gelten die folgenden Regeln: 

1) Die besonderen Eigenthümlichkeiten , Rechte und ^Privilegien 
des einen Ritus können von den Angehörigen der änderen nicht usur- 
pirt werden. So kann ein Lateiner nicht die orientalische Dispiplin 
bezüglich des Cölibats derMajoristen für sich usurpiren und die Orien- 
talen haben strenge bei ihren Regeln zu beharren^). Niemand darf 
sich das Leichte, Bequeme, Angenehme eines fremden Ritus aneignen, 
und sich über die Differenzen eigenmächtig hinwegsetzen ; ejs findet hier 
keine Privilegiencommunication statt. Der Ritus der drei Messen am 
Weihnachtsfeste ist ausschliesslich der lateinisclien Kirche eigen, so dass 
die Orientalen sich seiner nicht bedienen können. Es hattep im vori- 
gen Jahrhundert die armenischen Priester zu Livorno den lateinischen 
Brauch angenommen, was Benedikt XIV. am 29. December 1755 aus- 
drücklich verbot*), nachdem schon früher dem armenischen Erzbischof 
von Edessa das hierüber erbetene Indult abgeschlagen worden war*). 
Dass die armenischen Dominikaner von Naxivan die aus dem Lateini- 
schen übersetzten Breviere und Missalien brauchten, was ihnen indulgirt 
worden war^), jenen abendländischen Ritus übten, könnte nicht zu 
Gunsten der übrigen Armenier sprechen, da jenß nicht zu ihrem Ritus 
gehörten, hatte aber wohl dazu geführt, dass zu tivornö seit 1725 
dieser Brauch nachgeahmt wurde ^). Die Marohiteh hätten ,1736 äus- 
. drücklich erklärt, dass ihre Priester nicht die drei Messen ' am Weih- 
nachtstage celebriren dürfen ^). pess^Ieichen können ohne spedelles, 

1) Coele6tin. III. cap. 9. de temp. oi-d. I. 11. . '«« 

«) Hm V, Conat 1«.- Providentia (B»U. Born. t. IV. P. II,) 

3) loji AUg«meiiien ist den orientalischen Priestern die Fortsetzung der vor der 
Weihe geschlossenen £he gestattet; sie dürfen aber nur einmal und nur mit einer 
Jungfrau vermählt sein, so dass jede Ait von Bigamie ausgesofalosseht ist.' Vgl. AsSem. 
ttbL jur. Orient t.Lp. 499i.8eq. Die gridohUohe Discipliii« wie 8ie:in;^n. $. TrqUan. 
«^9ge[^roc^en i^t, ^,Mieh für die C^^aldäer (Decr. Congr. Prppagv 1$. Sept. 162g; 
26. Sept. 16S1, 28. August 1669) wie für die anderen Gruppen , soweit sie nicht selber 
die strengere abendländische Disoiplin annehmen, was dem Einzelnen natürlich nicht 
yevwehrt werden kann. 

4) Bened. Jt/V. Bull. t. IV. p. 156-158. Const 68. «. 

6) Congr. S. Offic. 27. Febr. 1710. Const. oit. §.4. i »' '• 

6) Congr. S. Offic. 6. Sept. 1713. Const. oit. §. 6. ^ 'J. ■ ' . 

7) Bened, XiF. Const. cit. §. 6. 7. p. 157. ? 

8) Ibid. §. ». 166 

ia» 
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wohlmotiyirtes Indult die Orientalen nicht die Vergünstigungen der La^ 
teUier, mehrere Messen an einem Tage auf einem Altare feiern zu las- 
sen und in der Quadragesima statt der Präsanctificatenmesse regelmäs- 
sig das volle Opfer darzubringen, für sich beanspruchen^). 

Von jeher war das Fasten in der orientalischen Kirche sehr 
strenge ^. Aber durch die Berührung mit den Lateinern wurden inanchö 
Orientalen darin nachlässiger und suchten daher öfters in Rom um Di- 
spensationen nach, die Ihre Gleichstellung mit den Lateinern bezweck- 
tem, pa das aber bei ihren schismatischen und häretischen Landsleu- 
ten dazu gefuhrt hätte, die katholische Kirche in Missachtung zu bringen, 
auch vielen Aergemiss bereiitet haben würde, so schlug der römische 
Stuhl solche . Gesuche häufig ab und befahl auch hierin die Aufirecht- 
haltung der heimischen Bräuche und Riten. Bei den Maroniten hatte 
der Patriarch Petrus seinen Erzbischöfen und Bischöfen den ihnen nach 
altem Brauche^) verbotenen Fleischgenuss gestattet, dem gesammten 
Volke aber den bis dahin ebenso verpönten Genuss von Fischen und 
Wein in der Quadragesinia indulgirt. Aber Paul V. bestand in einem 
Breve an dessen Nachfolger vom 9. März 1610 auf der Wiederherstel- 
lung der strengen alten Disciplin, Unter den griechischen Melchiten 
hatten der Patriarch Cyrillus und der sonst sehr verdiente Erzbischof 
Euthymius von Tyrus und Sidon die längere Fastenzeit vor Weinach- 
ten, Maria Himmelfahrt und St. Peter für die Bewohner der Gebirgs- 
dörfer blos auf einen Tag reducirt Benedikt XlV. annullirte am 24. 
December 1743 diese Reduktion und bestätigte die alte Art des Fa- 
stens, wie auch die Gewohnheit, an jedem Mittwoch und Freitag sich 
der Fische zu enthalten, ipdein er ein. früheres Dekret der Propaganda 
vom 12. Januar 1732 erneuerte, das dem Patriarchen seiner Aussage 
gemäss unbekannt geblieben war. Nur soviel gestattete er für die 
ärmeren Gemeinden am Libanon unä Antilibanon , die an Qüadragesi- 
malspeisen Mangel litten, dass vom Patriarchen einzeln und . immer 
nur für ein Jahr Dispens ertheilt werdet). AI» demselben Papste die 
Missionäre der Levante die Bitte vorlegten, die Syrer und Armenier 
von ihrem strengen Gesetze, in der Fastenzeit sich der Irische zu 
enthalten, zu dispeneiren, verweigerte er die Dispens enigfihieden und 
wies den dafür angefülurten Grund j dass diese Orientalen beim An- 



1) Bened. XIV. Const. Demandatam §. 8. p. 130. 

2) Phü, a Carbonecmo Tract. A^ »t^ma ch^J^tianorain ritibus cap. VI. §? 3. 
p. 47 seq. , 

3) Von den Alexandrinern sagt Phpiiii8;{fif^ 2« adi^lcol ^^e.Patr. Gr. CIL 
p. 605.) I dass sie ~ wahrscheinlich in Fglge früherer Beispiele yon Strenge <-- ihrem 
Patriarchen die Verpflichtung abnahmen, nie sich des Fleisol^eniis^es au, eixthalten, 

4) Coi^it. pemandatam (Bull. I. p. 129 seq.) §. 5 seq. 
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blicke der Lateiner ,. welche Fische in der Fas|;enzeit genossen, leicht 
dahin gebracht würden, dasselbe zu thun, mit Berufung auf die an* 
geführten Principien zurück *)• 

2) In der Regel haben die Angehörigen eines jeden Kitus nur 
die diesem eigenen Fast-: und Festtage zu beobachten^). Doch gestal-* 
ten sich hier die Verhältnisse sehr verschieden. £s entstand die 
Frage, ob Lateiner, die unter Orientalen ^ und Orientalen, die unter 
Lateinern leben, die Festtage des in loco herrschenden Ritus zu 
halten haben. Da es sich hier um das Domicil, nicht um einen vor- 
übergehenden Aufenthalt handelt, und im Allgemeinen Jeder sich den 
Sitten und Localstataten .seines Wohnort» conformiren sollj ferner die 
Beobachtung der Feste des herrschenden Ritus noch keinen Uebergang 
zu demselben und keine Vermischung involvirt, so geben die Meisten^) 
zu, dass wenigstens da, wo der andere Ritus keine eigene Kirche be-* 
sitzt, im. fraglichen Falle die Beobachtung der Feste der Idehrzahl 
der katholischen Bevölkerung mit Fug und Recht von einzelnen dort 
domicilirten Angehörigen eines anderen Ritus gefordert werden kann 
u|id solH). Daher kann ein Grieche seine lateinischen Dienstboten 
ua^. ein Lateiner seine griechischen Dienstboten ^ueh an einem Tage,, 
der blos für ihn selbst (nicht für die Diener) Festtag iat, nicht sii 
knecbtiechen Arbeiten anhalten^). Wo dagegen,, beide Theile eigene 
Pfarreien haben , ^a hat je4er Theil an. sifh nur seine Feiertage %a 
beobachten. Da, wo der Bischof, sei ^ ein Grieche oder Lateiner, 
einen Feiertag anordnet, müssen die Diöcesaqen beidier Ritui^ densel- 
ben halten^). Die. Griechen in Italien, die lateinischen Ordinarien un- 
terstehen, müssen auch die gebotenf^n Festige der lateiniscltif^n Kirche, 
in der sie leben, beobachten'^. Was die Fasttage angelet, so kdn^ 
nen Orientalen oder J^^ateiner nicht geyrwungen werben > das Fastßn 
des anderen Theiles zu hahen^); nur .ist auf V^meiidung von Aerger-- 



1) Const, Allatae snnt 26. Juli 175^ (BuU. IV. p. 123 seq.) §. 47 : Hoc namque 
argumento , si quid illnd valeret , In primis - onmimoda indueeretnr Bitunm 'cönfasio ; 
deinde si ilUvs ratio haberetiir^ . illud etiam consequereiqr/ ut Latini iospieientes Grae* 
CQ^ peculiaribus quibusdam vivere institutis» quae Latinis miDime pennittiintiir , imo 
inhibentur, dispensationem petere possent^ ut sibi lioeret ea facere, quae a Graecis 
fieri intaentur , profitentea , se liatinnm quidem fiitam snscipere , ged ob natura« fra* 
gilitatem eum diutius servare non posse. 

2) Innoc. IV. Oonst.- Sub oaüholioiie §. 15. 

• 8) C. Fr. a Breno. Manuale Miss^onariorttm orientalium t«'II. L. I. c. 8. q. 
80. p. 112. 113. 

4) cum, VIIl. Const. 34. Sanetissimas. 

5) Manuale cit. p. 112. n. 10. 

6) n>id. p. 113. n. 17. 18. • ' ' • 

7) Bened. XIV. Const Etsi pastoralis §. 9 .n. ^. (Bidl.t. I. p. 81:) 

8) IwaocJV. 1. 0. ■ U i ^1 -'^^ i :• - "^ «'^ 
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nissen Hücksiclit m nehmen. Obne päpstliche Erlaubniss ist ea den 
unirten Griechen, die ihre eigenen Bischöfe haben, nicht gestattet, ihre 
Fasttage mit den lateinischen zu vertauschen ^). Die römische Kirche 
Akt nie ihre Fastcndiscipliu , am wenigsten das Sabbatfasten, anderen 
E^irchen aufdrängen wollen, wie schon Nicolaus I. in seiner Antwort 
anf die Fragen der neubek^hrten Bulgaren gezeigt 2); sie, hat, wie wir 
oben sahen, die abv^eichende Disciplin anderer Kirchen hierin aner- 
kannt und beschützt. Der lateinische Missionär darf den katholischen 
Orientalen nicht die Abstinenz am Sonnabend znr Pflicht machen, noch 
weniger deren Nichtbeachtung als Orimd znr Verweigerung der Ab- 
solution betrachten ^). Die Italogräci sogar sind nicht dazu gehalten, 
da wo sie eigene Pfarreien haben nnd wo kein Aergerniss eintritt, auch 
sind sie nicht dazu aufzufordern; wo aber keine griechische Pfarrei 
besteht; kennen sie freiwillig erlaubterweise sich dem lateinischen Ri- 
tus in dem öonformiren , was sich nicht auf Brevier , Messe und Grot* 
tesdienst bezieht An den Samstagen der Quadiragesima sind sie mit 
Ausnahme des Charsamstags nnr zur Abstinenz, nicht zum Fasten 
verpflichtet ; ja wenn zwei- oder dreitägige Fasten von dem Ordinarius 
oder vom Papste, bei Jubiläen z. B., ausgeschrieben werden, darf 
das auf emen Samstag fallende Fasten für die Griechen auf einen 
anderen l'ag verlegt werden^). Auf Gesuch der in Corsika lebenden 
Griechen gestattete Benedikt XIV. allen in Italien und ddn dazu ge- 
hörigen Inseln lebenden Griechen, in der Quadragesima und den an- 
deren Fastenieiten den Genuss von Fischen jeder Art, sowie von Oel 
und Wein und bestätigte das von Clemens XU. dem Abt und den 
Mönchen der Basilianer in der Diöcese Palermo bezüglich des' Fisch- 
genusses gewählte Indult^). Anerkannt ist auch, dass ein 'griechisch^ 
katholischer Bischof einen lateinischen Diöcesanen vom Fasten dispen- 
si^fCE'fcann*). Griechische Herren dürfen selbstverständlich lateinischen 

Dienstboten keine ihnen verbotenen Speisen vorsetzen, da wo — wie 

■ . « ^ 

in Italien ') — der lateinische Ritus herrscht ; ebenso wenig dürfen la- 
teinische Herren griechisehen Dienern an Orten, wo der griechische 
Ritus in Kraft ist, Speisen reichen, die sie nach dessen Gesetzen zu 
der, Zeit. nicht gemessen $oUen^); ja es soU sich jeder überhaupt 



1) Vgl. Novaes Storia de! Fontefiol IX. 208. BuU« Propag. L 81 seq. 

2) .NhoU'I, &^ eofisaUa Bnlgar. o* 4 wq. 

3) Mannale cit. q. 32. p. 116. 

4) Clemens VIII. Const. cit. §. 6.. Bvned. XIV, Co»»*, cit §. 9. n. 7. 8* 10. 11. 

5) Bened. Const. cit. §. 9. n. 12. 

6) Manuale cit. o. 39. 40, p. 128. 129. 

7) Benfid,hc%.^J^,9' 
8) Manuale dt. q. 31. p.J13-116. 
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strenge an dlfe' Gesetze öeines- Rlttis halten tind so vife! 'ali' mögfieb 
die Rechte eines Anderen berticksichtigeh. ' ' 

'3) Am meisten ist das Verbot der Vermischung der Riten fein- 
gelschSte; bezüglich der Liturgie, der Spendung der Sakramente und' 
d^is gesanimtenn Gottesdienstes. Eine solche findet namentBch* Statt; 
wenn efn Lateiner in pätie fermentatö *) oder ein Grieche in azymo 
oder de^selbd bald mit der einen, bald mit der anderen Materie con- 
secrireh würde 2). Letziteres ist strengstens verböten 3) ,* äo dass aueh 
nfcht im Nöthfalle ein Priester die Materie eines anderen Ritus brau- 
chen darf; denn eine absolute Nothwendigkeit füt die Celebration liegt 
m6lit vor, ahch nicht, wenn es sich um einen Sterbenden handelt, 
da die Absolutioti;' die auch der Prieister eines fremden Rituä erthei- 
leti darf , hier gcinügt und das allgemeine Wohl der Kirche stets dem 
privaten vorzTizielien ist^*). So darf überhaupt kein Priester nach 
einem "fremden Rttüs celebriren. Als der Cardinal Leopold KöllonitiB 
dem Papste Clemens XI. vorgestellt , es wütde für die katholische 
Rcfigion in Ungarn sehr erspriessKch sein, wenn den lateinischen Prie-' 
stei-n daselbst gestattet würde, in dringenden Fäfien ritu grkefeb zu' 
celebriren, öötfst'ab'er beim lateinischen Ritus zu verlSleibeti, weigerte äer 
Pk^st' in seinem Breve vom 9. Mai 1705 diese Corice^sion , die zu 
efinei^' unerlaubten permixtio rituum führen würde und durch die gege- 
benen Üinstände nicht gerechtfertigt sei 5). Alle liiertiber vonä römi-^ 
s6hen Stuhle Verlieheilen Indültfe haben stets iRreöpeciellen'üid drin- 
genden Veranlassungen und sind durch diese irrimet im EimeiheÜ^ hier- 
Vor^erufen worden j es wurde auch in iSfothJällen, ex gravissimis et' 
itfgentissimiä causis, einem lateinischen Bisöhöf bdei* alicih Priestw rür' 
ganz besondere Akte die Ausiibung eines ariderei Rituö gestattet, je^^ 
doch so j dass er ausserdem und nacfater stets bei den^at^ungen und^ 
Ih^fitutioneti der lateinischen Kirche ku veriblöiben hatte *ßj, E.-^ ,^^f:l 
teti Märoniten, welche mit Dispens in die Gesellschaft 3^esti' eingetre- 
ten uiiid zum lateiniscben Ri^s datnit übergegangen wären, 'nacfiMer 
löraft besondere^ Dispensatioh in äer Ehche des tnaröhitischen' Colfe-' 
giunis ^u Rom die Liturgie nach syröchaldäisclifem ^Situs feiern, um' 

cUe'Alüämön dieser Anstalt 'ii demselben ausreichend' zu uinterric't'fcn,' 

'■'T' r j '. • i ii i'--. •; ,: : ' • .'f '■> : • .>-.'• '7; •: 'i' ■'• J »' «lufr»-. 

1) Dagegen schon HonoriuB III. cap. 14. Literas de celebrat. UnsfiHj*. nirTn ' 

2) Bened XIV, Const. AHatae §. 34. p. 132. " ^ ' ^ ^• 

3) Pius V, Conat. B6iriiiBi"Pöiitiffei8^20. Aiigiist'lÖ^e.' '•* '"^ ' ' - 

4) Phü. a Carboneano Ap'pmtit: a.ä P. Antoine tra<*. de 'Bttcliär. g. 1. p. 146. 

5) Bened. XJY, OonistMÄtae §.- Ü. p.' 133. ' ' ^ 

•■- 'H Ö> Beer. C<»^. S. Ö£ö«.i'3€l. JÖed. 1V18; i8. 'ÄTig*8tJ'i752. Btned, XTV, Const. 
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i^er nur solange sie sieb in dieser Stellaog beCuideii ^). Benedikt XIV. 
gab am 4. October 1742 einem lateinischen Bischof Matthäus, d^r im 
griechisch-futhenischen Bitus und in der illyrischeo Sprache sehr be- 
wandert war, die Fakultät, ip dem damals der Beppblik Venedig un- 
terworfenen Dalmatien die vom Schisma zurückgekehrten Kleriker in 
ihrem Bitus zu ordiniren^). In solchen Fällen soll aber die Verviel- 
fältigung der Dispensen möglichst vermieden werden, so da^ die ^- 
theilung einer einzigen Dispensation der Ertheilung von vielen, für £Un- 
zelne sti^ts vorgezogen wird. Wie wir aus dem Munde eines oi^ienta- 
lischen Prälaten jCf fuhren, lieös Gregor XVI., als die Weihe mehrerer 
in Qom anwesenden jungen Orientalen Bedürfniss war und kein Bi- 
schof ihres Bitus damals dort weilte, einen älteren orientiJischen Prie- 
ster, ritu latino zum Bischof weihen und durch diesen sodann die Orien- 
talen, in ihrem Bitus ordiniren, wobei nur eine Dispensation nothwen- 
dig war/ während, falls man jene Orientalen alle ritu latino weihte, 
sehr, viele nöthig gewei^en wäreu^ Eine Concession anderer Art ist 
ebenfalls sehr wichtig. Als gegen Ende des vorigen Jahrhunderts die 
ip, dem Flecken Plana im Sprengel von Palermo bestehende Congre- 
gation des h. Philijpp Neri vom griechischen Bitus in ihrer Gliederzahl 
sehr berabgeschmolzen war, so dass sie den übernommenen geistlichen 
Verpflichtuugeiji, nicht mehr nachkommen konnte , und unverheirathete 
griechische Priester zu deren Ergänzung nicht zu finden waren, ge- 
stattete Plus ,yil. derselben am 2. Juni 11801, lateinische Priester 
aufzunehmen , die für die Dauer ihres Verbleibens in der griechischen 
Gongregation des Qra^orimns auch ^en griechischen Bitus zu beobachten 
hätten 3). Es dar^ aber in solchen Fällen nie. eine Mischung zwischen den 
beiden Biten stattfinden ; Brevier, Messe,, Paramente — Alles muss dem 
e|nep Bitus gemäss sein. Ein Priester, der das Missale nicht in der 
Sprache seines Bilps hat, darf ohne besondere Ermächtigung sich picht des 
Missale eines anderen Bitus bedienen, auch wenn er dabei ganz seinen 
Bitus wahrt*]. Als die Missionäre in Qejorgien um die Erlaul^piss 
baten, die Messe in anpenischer Sprache, jedoch ivach lateinl^hem 
Bitus c^ebriren .z|i dürfen, erklärte die Propa^^nda^)^ di^s^ Facultät 
sei p^r dann zu ertheilen, wenn sie zur Bej[ehrui>g der Geor^er we- 
sentlich beitragen werde. Die Carmeliten in Persien baten um die 
Fakultät, in arabischer Sprache, aber nach ihrem Bitüs c^Iebnren zu 

?■ ■ ": — ■ — er — '-^ ••••..'] 

1) Bened. XIV. 1. c. , , / 

2) Breve £ sublimi (Bull. t. I. p. 94. 9$. Coast 63.). 

3) Biül. Born. Contin. t. XL p. 165« Gonä|l:..59. 

4) Ph, a Carboneano Traot. de Ench^ Appen4.,§. 4. p» 165. 

5) Decr. Congr. de jPr. F. 30. AprU 1631. Ygl^d«! heiM^er I. S..^. ange- 
führte Dekret vom 30. Jan. 1327 bezüglich dea Oesnohs der Carmeliten J& J^ote*.^ .,i> 
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düifeii, W6 ftii die Nenbekehrten von hohem W^rthe aei and neue 
Bdtehrungen erzielen werde. Es wordea für eiiie solche Conoession 
folgende Bedingungen gestellt: 1) dass der lateinische iRit«» ki d«r 
Celebration strenge fes^ehalten, 2) das rönüsehe Missale genau in 
das Arabisehe übersetzt und vorher in Bom approbirt, S) das sodann 
za ertheilende Indult dahin beschrfii^t werde, dass nur oinmal am 
Tage in einer Kirche eine Hesse in arabischer Spraehe gelesen werde ^). 
Dem syrischen Enebischof Adeodat von Damaskus ward erlaubt, mit 
einem von Kom approbirten Missale der Maroniten zu.celebrtren, da bd 
den Seinigen an unverfälschten KirchiBnbüchem grosser Hangtl war^). 
4)' Eine Bitusvermisehung findet nicht Statt, 1) wenn ein Priester 
emes fremden Bitus jnxta ritum smiw in der einem andnen Rituii 
gehörigen Kirche celebrirt, was durchaus zu gestatte ist In Rom 
dürfen die Orientalen unter Beobaehtting alle» dessen , was ihr Bitus 
erheiacht, in lateinisdien Kirchen die Liturgie feiern ^)* Sie müssen 
aber ihre Parameote und einen Ministranten ihres BStus mübringen 
und von den Vorstehern dicr lateinisdien Kirchen müssen alle Vor* 
sichtsmassregeln gekoffen sein, dass die Neuheit der Erscheimmg nicht 
unter .den anwesenden Gläubigen Unruhe errege ^); Auch im Orient 
stehen die Kirchen der Lateiner den Kadioliken anderer lUten offen ^ 
und es dürfen ebenso. Lateiner in Kirchen unirter Oriental^i oelebriien ^)« 
Hieiin sind die Pflichteoi der gegenseitigen Liebe und dei^ kirchlichen 
Gemeinsohaft Btr;&Bg au erffiUen^). Ferner ündet. eine solche Yer*- 
mischung nicht Statt, 2). wenn im Nothfalle Geistli(die des ein^iBitua 
den AngehöHgi^n des andei^en die • Taufe und die. sakramehtale/ Abso- 
lution spenden, die ihnen durchaus, nothwendig sind, oder andere «Sa- 
kramente, zu deren Spendnng sie aütorisirt wurden, und zwar auch 
Angdiörigen anderer Riten gegenüber^). Auch findet sie nicht Statt,' 
3) wenn einige Biten einer anderen Kirche seit alter Zeit und unter 



1) Decr. Congr. de Propag. F. 12. 27. April 1624. 

2) Decr. Propag. 22. Juni 1633. — Ph. a Carboneano 1. c. §. 1. p. 147. 

3) Piu8 IX. Lit ad Orientales 6. Jan. 1348 (Acta PiilX. ed. Bomae 1857 vol. 
I. p. 82.) Eodem pertinet, quod sacardotibuf Orientalibtta in Occidentem venlentibos 
nedum libenm est, proprio Nationls anae rxtu cdeborare in saoria Lgtliionata aadlbi», 
sed patent etiam diveraiB in loci«,, ao Somae praeaertiiii, templa m peeuliarem ipsoram 
Qsuin aedifieata. 

4) Btned. XIV. Ediot. 18« F^r. 1743. Gonat. AUatae §. 35. p. 188. 

5) Gonat. oit §. 41. p. 184. 

6) n>id. §. 36. p. 133. 

7) Ibid. §. 41. : Non aolum nuHa ezindq oritur permistio per apostolieaa oon- 
BütQÜoDea danmata, aed orbanitatia offioia ezercentur , vel potina praacepta implentnr 
Aeqnitativi e^Jaadam juris exposoentis, «t non habenti epportannra loeam ad ea per»" 
gaada^ qaae. jure afiquo praestare jubetar, loens ipap libeaä aaimo ooneadator. 

8} Hiervon wird später die Bede sein. 
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päpedidier Gfenehnolgiiiig an^nommeii worden sind, die dadurch irahre 
Bestandtlielle dfeses Ritus wurden, wie die Ton den Maroiuten ange- 
nammenen römischen Gebiüiiclie ^). 

5") Ueberhaupt gilt, dass die Beseitigang einer einzelnen Form 
odier Eigenthümliclikeit eines orientalisehen RItiis noch nklit die Auf- 
lieinmg und Beseitigung des Ritus im Ganzen in sich schliesst^), dass 
aber eine soldie Beseitigung einzelner Gebräuche und Formen nicht von 
Privaten, aueh nicht von anzelnen Priestern und Bischöfen ausgehen 
darf^ sondern: stets die Autorität' des Kirchenoberhauptes erfordert 3). 
Daher sind alle eigenmächtigen Neuerungen streng verpönt und das 
alte Wort ßtephan's L: nihil esse innovandum, war gewlflmlich die 
Antwtarl j«if jdiei. dahin Eielemden Anträge und Yorstellungen einzelner 
BisAöfe uudiMissioaä]^^)« 

iG) Die /Jurisdiktion eines Ritus darf in keinem Falle durch di^ 
Qim»rdiie reines anderen angetastet werden. Maronitische Bisehöfo 
hatten griechisdik Melchiten von den Oensuren abse^lvirt, welche deren 
Oberhirten über: sie verhängt, ihnen Ehedispensen in Gnaden und* unter 
Umstäi^ea '«rtfaeüt , bei denen der griechische \Ritu^ sie nicht zuliessi 
giriechisch^meldAtische Mönche von Ofdensgelübdeo dispensirt, was 
Benedikt XIV. am 24. December 1743 entisehi«$den als in. sich nidttig 
und durch das canonische Recht verurtheilt, verWarf ^)i Nur wo lern 
Bttchbf als Ordinarius auch für Angehörige eines anderen OBiibns auff' 
gestellt ist oder spezielle päpstliche Delegation hat,: kamt er Juris- 
^tiobsahte über Glieder »fremder Riteti üben. ' 

./Auk der Regel,' 'dass jeder Ritus in seiner Integrität formell und 
materiell fortbestehen solly- ergibt sich weiter, e) dass. er vor nach- 
theiligen Einflüssep. möglichst geschützt weiden muss^ 'Das führt zu den 
Bestuhmungen über das Yerhältnisi^ der kathoilsohen Orientaieil \2a 
den 'Här«tikem und Schismatikem' und den Umgang mit densdben. 
Hier gelten die allgemeinen kirchlichen Regeln bezüglich der comnra- 



/ r 1) Ben€4L Oonst cit. §§i 35 aeq. 

SI);Con«t. oit §« 21* p. 129«: ü aliqua.'pi^aUftfis solemmtM graaei BitaS toUi- 
tUTf Bites tomen ipse^ ac reliquA oBima- eodem Rita .praesoripta mfaote aenrantar. 

i; ^ Ibid. ParteiBi atiam al^iam demere «3c aiiquo Bitü aalvU raUqttis ejnadcmn 
BituB partibus non est privat! viri, sed auctoritas publica intercedat naoesae eat, ."vi» 
delicet supretti: capitia uaivanaUa EeolbBiaä) ^nalis Iplane est Bottudiua Poiiiifez. 

4) Decr. Congr. Propag. 31. Januar 1702; 1. Mai :17MS. Ctmgr. S.:Offic IS. 
März 1755. Bened. XIV. Const. cit. §§. 3. 26. 

5) 'Gonat Demaadatam §; i%. p. ISO. ISUi Qua» omdia ^1 4u^idA a dictis 
BpIsoopiSy at lertnri, peraotei jam per so nuila et PoaAifi«^ oaoosrooqoe jare dam* 
nata, na in alianaa jurisdictioniB iwrturbationein rt simaHatnin ao. ditoöpdiaraiii fomon- 
tum itertuBL itasovari «antiaipafe« . « praeeipiiaua y ui ' ab In^ivamodi. In pofltenu» abtti» . 
ueant etc. / 1 "-. » -n A u ■ .- . •/ .i . * 1 * ; 
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nio in sacHs «t inrofanis mit HKretikera, Sehknaäkern , Excooomiini-. 
eilten. Daher darf ein - katholischer Qeistlicher von waB immer lUr. 
einem Ritus' in der Messe nicht den Namen eines schismatischen F,^' 
triarchen oder Bisehofs commemoriren, sondern auaser dem Papst nur 
den Erzbischof oder Bischof, wenn er katholisch ist i). Katholische 
Orientale dflrfen. in Kirchen der Häretiker oder Schismatiker die 
Sakramente nicht empfangen » auch irenn sie fiir den Weigenmgs&U 
mit schweren Strafen und Nachtheilen bedroht sind^), audi niclit ihre 
Kinder, um ihre Keligion zu verbergen oder um einem .zeitlicl^ai 
Nachtbeile zu entgehen, von schismatischeu GeidtUehen taufen laseen ^)» 
nicht FaÜiensteüe bei Schismatikern und deren Kindern vertreten^), 
sokfae auch nicht als Pathen ihrer Eander zulassen, aasgenommen als 
blosse Taofzeugen und Ehrenpathen aus wichtigen Gründen^). Aii<^ 
in Ermängdung eigener Kirdien dürfen orientalische Katholiken nicht 
die Messe der Häretiker oder Schismatiker hdren % noch ihre Priester 
in der^ Kirchen celebriren '')• Schismatisdie Bischöfe dilrfen weder 
«BrEriheihmg von Weihen noch zur S|>endung anderer Sakramente 
beigezogen werden, in Italien sind sie daran zu hindern, bis der apo- 
stolische Stuhl zu Rathe gezogen und deasen Antwort ertbeilt ist. Die 
v(m giltig geweihten schismatisohen Bischöfen unter ' Einhaltung der 
gehörigen Form Ordinirten erhalten zwar den Ordo, aber nijcht die 
Ausübung desselben. Zeigen sie sieh reuig und gebessert, so sind sie 
zu reeonciliiren und absoiviren mit heilfiamei Busse; sie müssen die 



1) Congr. S. Offio. 19. December 1613; 7. Juni 1673. — C. Fr. u Breno Mä- 
nnale mission. orieut. t. IL L. I. c. 3. q. 16. p. 92. — Bened, XIV, Const Ex quo 
primum 64. §§. S2. 23. (BuU. iV. p. 162. 163.) 

2) Manuale cit. t. II. L. II. c. 1. q. 7. p. 177. 178. 

3) Ibid. 0. 2. q. 16. p. 205. 206. q. 28. p. 220-223. 

4) Ibid. c. 2. q. 29. p. 223 seq. nach einer Entscheidung der Propaganda von 
1642 und Thomas a Jesu de convers. gent L. HI. P. II. n. 4. 

5) Congr. S. Officü 17. Oct. 1615. — C. Fr, a Breno Manuale 1. c. c, 2. q. 13. 
p. Ä02 seq. 

6) CoBgr. Propag. 22. Juni 1705. - Manuale dt L. IIL c. 1. q. 1. p. 845. 246. 
Prop. 5. Oct. 166^. Me§e¥ I; 126. 

7) Man, 1. o. q. 2. p. 346«*248. Nur für eHemate kathoUsohfr, ab«r Toa Häre* 
tili«rn iDc^oopirte Kirchen kann unter bestimmten Bedingungen .«ine £riaubni8B ^xa 
ertheül werden (Deer^t. Congr. 8. Offic 13« Juni 1634.), und für die Missionäre in 
Aethiopien gestattete Clemens XL ad,£acilius promovendam scbis^aatioorum et infide«. 
liuxn conversionem iUosque alliciendos ^ad fidem cathoUcam ampleotendam sacrarum 
ceremooiarum rntuitu, dass der Präfekt der Mission daselbst den Geistlichen des la» 
teiniscben Bitus Dispens ectheile, in Kirchen der Häretiker zu oelebriren , jedoch i^ 
uji altaria illa non inserviant aisi pro nudis tabuüs.et mora cathoUcorum disponuntur 
cum saorato lapide et mappis, fer^r nie im Allgemeinen, sondern nur in besonderen 
Fällen, ^ Ermangelung anderer taug|ioher Orte und bei dringendem BedilrfnlBS (Congr. ^ 
8. Offic 12, Aprü 1704.). Vgl, PKa Cßrbbneano Appand. mA P. Antoine Traot d(» '. 
£nehar. §. 4. p. 166. 
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Iitthümer, cBe sie ang«n<mimeii, oder äckah das fidüsma des Oisdiiiators 
in Judicio vel publice rel secreto pro qnalhate^ facti abschworen Bnd 
dürfen in den sonst rite erlangten Weihen nicht ftingiren, bis sie vom 
heiligen Stuhle Dispens über die Irregolarität erhalten^). — Ehen von 
lateinischen oder orientalischen Katholiken mit orienlalischen od^ la- 
teinischen Schismatikern und Häretikern unterliegen gan2 den Gesetze 
wie die Ehen von Katholiken mit Prototanten^). 

Viele Schwierigkeiten brachte den katholischen Orientalen die 
von Gregor Xm. 1582 promulgirte Verbesserung des Kalenders. Die 
schismatischen Orientalen erblickten darin eine heillose Neuerung. Der 
Patriarch Jeremias von Oonstantinopel erklärte in einem Schreiben 
vom 20. November 1583, veranlasst durch eine Anfrage von Arme- 
nien; dass der von der römischen Kirche „aus Nachgiebigk»it gegen 
einige ihrer Astfonomen^ angenommene neue Kalender den Beschlüssen 
der nicänischen Väter über die Osterfeieir zuwider sei, nur Verwirrung 
anrichte und die wahre Zmtr^hnung verfälsche. Der mit Erlaubnisa 
des Patriarchen den Griechen in Venedig vorst^ende Metropolit voä? 
Philadelphia bat zweimal vergebens bm die Erlaubnlss, den gregoria- 
nischen Kalender annehmen und Ostern mit den Lateinern: feiern zu 
dürfen. Ja es ward sogar (1593) ein Beschluss einer im Beisfdn 
eines russischen Gesandten gehaltenen Synode promulgirt, wot'nach 
alle, die nicht an die nicänische Oaterfeier strenge eich halten nnd 
Ostern irgend einmal mit den Juden feiern würden, von der Kirche 
ausgeschlossen bleiben sollten. Auch Cyrill von Jerusalem trat da- 
gegen auf und der Hass der Orientalen gegen diese neue Ketzerei der 
Abendländer ward auf das heftigste . gesteigert 3). Viele Missstände 

1) Bened, XJV, Const- Etsi pastoralis §. 7. n. 11. 13-15. 

2) Congr. Concil. 15. Jan. 1724 (Conc. Trid. ed. Richter p. 294.) 

3) Diese interessaQten Aktenstucke gibt Patriarcli Dosithetis von Jerusalem in 
seinem 1698 in der WaUachei in Folio gedruckten To/IOQ 'AyCtTCKJC xaTOt XaTt- 
Va)V OüXXeyslc; xat TÜTCCü^sIc: p. 538—554. ein Werk , das gleich dem voraiwge- 
gangenen Toftog KaxaXXaY^Q und dem darauf folgenden ToptOC Xo(pag viele 
nicht unbedeutenden Urkunden enthält. Den T6/I0<; AyCcnTJC J^esitst die Miln- 
chener H(^ibliothek ; den TojülOC XapOC fanden wir in. Venedig. Merkwürdig ist 
im Eingänge des oben erwähnten Synodaldeorets die Formel : §V fjpjipai^ tS 

euoeßsatöfTS xat *sootIict8 'ßaoiX'lü)c"Möoxößoü xal aÖTOxpaidpoc 

Ttccaijc; *Pö)OtaC 6eo3cüpOÜ 'IcDCtVVOU. Die Synode bestätigte das russische 
Patriarchat mit einer aus can. 3. Cpl., can. 28. Chalc. und can. 36. Trullan. entlehnten 
Motivirung. ßchföckh (K. G. seit der ReformAtion IX. S. 87.) kannte dieses Werk 
nieht und zweifelt sogar an seiner Existenz. Nach dem, was lateinische Quellen von 
dem Patriarchen Jeremias IT. berichten, zeigte er sieh später- dem verbesserten Kalen- 
der und dem Papste geneigter. Vgl. Spondtin a. 1582 n. 18.' Tkomassin de vet. et 
nov. diso. P. I. L. I. c. 16. n. 10. Ä. Possevin. de Kakfnd. Gregor, c. David. "Chy- 
traeum Sect, IV. e. 6. Diese Atigäben bedürfen ftber ntSdh selij*' der dtohtun^ und 
Prüfung. •^*^* -"'i. •' -ä .:••'■ 



traten ^, mit« denen die diientalieblien Christen cum TheQ nock 
lieat^atage sm leiden haben; die DIffornität in den Fest- und Fast- 
tagen wirkte auf Tiele st&rend und selbst die lateinischen Ifissionäre 
katnen hierdurch in viele Cönflikte. Der rösMSche Stuhl verfuhr mit 
grosser M^sigung; er hatte nur dea Italograeei den neuen Kalenito 
vargeschrieben/ den Orientolen ihn lediglich au freier Annahme pro- 
ponirt und bestand nicht im Bündesten auf seiner Efnfiihcung ^). Ja 
es wurde sogar lateinisAen Missionären gestatftet,. an adicheti OHen, 
W)o der alte Kalender aUtifi in Grettung ist^ sich ebenfalls desselben 
au. bedienen und ebensolche Gonce^sionen. wurden den Lateinern,, die 
in geirkiger Anaahl unter Griechen,. und anderen Orientalen leben, ge^ 
macht, so dass diese der Mehraahl ihres Ortes sich conformiren duri^ 
ten?)j Den in Livodio lebenden Armeniern ward der verbesserte Kar 
lender 1674 vorgeschrieben, aber 1699 ihnen der Gebrauch des alte^ 
bis sie selbst sieh dafür geeinigt, gelassen 3). Die Maroniten nahme|;i 
erst auf des '.Synode von 1736^ den neu^ Kalender an^); Armenier und 
Syrier später .und nm som Theile. Bei den Gräcomelqhit^n stiess 
nodi 1857 ein Versuch des Patriarchen ihn einzuführen auf hart- 
nicki^n WidetrStand^). 

Aekisskst strenge bewies sicii aber, der rönuscl^ Stuhl in den 
FäUen, wo der Glaube bedroht und das Einhalten oder das Unter- 
lassen etneiB Bitps id^ Bekenntniss einer falschen L^re gedeutet ward* 
So wuede den katholischen Armeniern trota . vieler , zum Theil durc^ 
desshalb erlittene schwere Verfolgungen motivirter. Bitten es rundweg 
abgeschlagen.^),;, von der Beimischung des Wassers in den eucha- 
ri^tiscben Kejeb Umgang au n^uneu oder das Wasser vor der Messe 
oder überhaupt heimlich beizumischen, weil die Schismatiker allgemein in 
der Unterlassung der Beimischung ein Bekenntniss des jakobitischen Irr- 
thua)«i, siBihen;, den s^e damit ausdrücken wollen ''j. Hier war jede 



i) Bened. XIV. Const. AUatae §§. 45. 46. (Bull. IV. p. 136.) 

8) Congi^. 8. Offic. 38. 8«pt< 1595 {PignaUUi t. VIU. ConsiUt. SO.) S>4i «^ftfi- 

1002; 18. JuU 1613 i 14. Dec. 1616. - Congr, 4e Propag. P» 22. Aug. 1625} 30. AprU 

1631;. 13. Februar 1632; 16. April 1703; 16. Deo. 1704. cf. Manuale Mission. Orient. 

I. 9. q. 17. p. 92-94: Bened, ZZF. 1. c. "* 

' 9)' Bened. XIV. ep. ad A^ohiepisc. Bhod. 29. D«o. 1755 ^ hi (BaU. IV. n. 

156. 157.) 

4) Const. AUatae §. 46. 
' 5) Schreiben ded at)o8tol. Oelegäten Guasco in Aegypt«a d. d. Alexandrioi 

27. Juli 1857.. Wurzb. Katiol. Wochenschrift 185T Kr. 38. ' 

6) Decr. Öongr. Pröpftg: 30. Jaüüar 1635. S: Öfflc. 1T40. PK a Garhmumb 
de sacr. rit. c. 9. §. 3. p. 68. 69. 

7) TruUan. c. 32. IsaäcOt. H. c. Amen, e; II. (öaU. XIV. 441. Btbl. PP.) 
TheoHani Disputut (Mai IS'pV.' Collöet. tl, 1. p. 366*-9ö8.) - Vgl. Le Quim Or. 
ohrist t. I. p. 1367. ISsi. A«««^. • Bibl. j4r. örietit. tiV. p. fOl seq. ^ * 
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dondeboendens rerw^rflick, weil sie als Verlingnunf* des Dognaa ^- 
Milien. Dieser Oesiditspiiiiikt ist in der ganaen Oekonomie besäglich 
der orientalischen HüretilLer and Schismatiker von den grössten Wich- 
tigkeit und setit dem mir zu leicht tu Accomodationen geneigten Be- 
Icelirangseifer entschiedene Schrasken ^). Auch da wo bestimmte Gre- 
setse und Entscheidungen feiUen^ lässt sieh ans der Analogie der be- 
stehMiden Sanktionen^ wie aus dem Geiste der Kirche und ibr^ lei- 
tendto Maximen in den meisten. FäDmi ein sicheres Urtheil gewinnen. 

Zttr Erhaltung der Integritftt des Ritus sind endlich d) alle 
Gläubigen snr strengen Beobachtung der sie verpflichtenden Eirdien- 
gesetze verbunden. Was nun die Rechtsquellen d^ oriestalischai 
Kirchen betrifft, so gehdren hieher: 1) die alten noch vor der Tren- 
nung der Kirchen festgestellten, auch grössteniheils in die abendlän- 
"dischen Bechtssammlungen libergegangenen orientalischen Ganones so- 
weit denselben nicht durch neuere Sanktionen deroght ist. 2) Die 
Bturgischen, vom päpstiidien Stuhle revidirten mid approbirten Bücher. 
8) Die vom Papste genehmigten Synodalverordnungen, wie die von 
Benedikt Xin. bi^stätigten Besclilüdse der Synode von Zamoisk. (1720) 
für die Ruthenen^), die von Benedikt XIV. approbirten Deerete der 
Sjrnode des Libanon von 1736 für die Maroniten^); 4) die besonders 
für die einzelnen orientalischen Kirchen erlas^nen päpstiichen Con- 
stitutionenj 5) Die von der Congregation der Propaganda theils selbst 
erlassenen, theils nach den Besohlüssen anderer Congregatiooen- den 
Orientalen übermittelten Entscheidungen. 

Die Orientalen sind nicht zur Beobachtung aller pftpstlicheii 
donstitutionen ohne Unterschied verpfiiebtet, schon Weil die meisten 
sich nur auf Verhältnisse beziehen, die der lateinischen Kirche eigen 
sind. Am 4. Juli 1631 ward entschieden, „die Untergebenen dtt- 
orientalischiBn Patriarchen sind durch neue päpstliche Constitutionen 
nicht gebundeni drei Fälle ausgenommen : 1) wenn es sich um Sachen 
det Glaubenslehre handelt, 2) wenn der Papst in seinen Constitutionen 
sie ausdi'ücklich erwähnt und über sie Bestimmungen trifft, 3) wenn 
er impiicite über sie etwas bestimmt, wie in den Fällen der Appel- 
lation an ein zukfinftiges Goncilwm^).^ Bei Canonisatiouen von Hei- 



1) Diesen Geatehtspvnkt hielten die Päpßte auch in ihren Erlassen bezuglich 
der ohinesischen und malabftrisoben Gebräuche fest. VgL Benedikts Xjy. Consti- 
tntionta vom 11. JnU 1742 und 18. Septbr. 1744. Bull. t. I. p. S4 seq. 177 se^. Consi 
69. 107. 

%y Btned, JUJI. Qonst Apostolatus offieium 9. JnU 1784. 

3) 'Btfttfd JIV. OoBst. Smgularis %, Septbr. 1741. 

4} VerrietU, de: apostoU Missionibua L. HL q. 33^ n. 4. 
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ligß^s Im AtondlandB sind die Oi&ntalton .sWIir Tiwpfli)<^lifet/ äst Cano- 
nißirtm als Heiligen anttuerkennen und zu ehren, ilicht.aiMr dietMeade 
•und daa Officium zu dessen Ehren zu feiern ^). Siä können die päpat^ 
jtiehe Entacbeidnng. nieht antasten «, sie mütiseii siev ^'^ sie ihnen he- 
k^nt wird, lespektiren, aber zum Cultns der betreffenden Haittgen in 
Bfrevier wd Liturgie wie in ihrem JSarchenkalender aiod sie nicht gehalten. 
Ii^ett^rea giU auch von d^ besonderes foh einzelnen Bitcn venehrten' fileiUr 
gen fiM: die OrientoJen landeret Riten. Als der griecfaiBCh-^meli^ltisoIie Pa- 
triarch Gyrillaadjie iuBopagedriickiBn KMbr des heiligen Maroserrisstnd 
ölEc^tlicl^ erklärte, d^von den-Mai^Bitea^rehrtaMarii seü kein HeiligeB, 
]^)]iCi. y[iahnehr als Hävetiker geleb£. Uiid geehidet^ diistbiUlgte Ben»* 
dyikt XIV., durch mneu' Able^ated, den JB^iannskanerabaeniiaiitei/ De^ 
std^uf^a Gasabasciana benachrichtigt j ih einem an den Sekretär der 
PfPpagaftdB P. Nikolaue Lercari gesichteten .aoBführlichen Schneiden ^) 
vom 28, Septtember 1.7 5& das Benehmen das meichitischenPatriai-chein 
auf das entschiedenste und reditfertigte in eingehender Weise den 
Cult des heiligen Marc, der lange vor dem Monothelitenstreite gelebt 
habe^), und auch von def rötnischen Kirche anerkannt worden sei, 
wie denn auch in der Kirche des maronitischen CoUegiums zu Rom sein 
Bild öffentlich verehrt, sein Fest am 9. Februar gefeiert und piit mehr- 
fachen Ablässen, so von Benedikt selbst am 12. August 1744, be- 
dacht werde. Der angegriffene Cultus ward sodann restituirt. 

} V"> — ji.|{im; '• ■ ' •]> '.'••.■•» * . • ; 

a) Bened, J^IV. d^ canonis. m>Uh 'c. 39^ n. ISi«. Coiut« JJUtw §. Hi p. m* 

2) Bull. Bened. t. IV. p. 60—62. Conat. 24. 

3) Dieser Maro wird als der voÄ Theodor tt (faisi. relig. c.'l6. 21 seq. ^0.) 
vaadvi^ Chry$o9tamu9 (ep. 36. aA Maroü» abb.) erwilmte Abt. beMiehnd', d^&seYi 
Kloster, ein altb^U^tea war und ia d«r S^ab«^ der Ardiiinaildi^tep, YOt^ Syria a^ 
onhda an Papst Hormisdas (Baron, a. 517. n.. 53.) , in . der byzantinischen Synode Yop 
536'tiiid-'bei-Pi'ökopias unter den von Justinian restaurirten Gebäuden erwähnt wird. 
l^nr d«9 Ooltrdi'eaes'Miuföi.efkanute Bom an. Als «nt^r Gtemens ^HI; das maro- 
nitische Missale in Rom edi^ werden spUte ^ erlaubte ^dtor Papst diä FabUeation «itr 
unter der Bedinguijig , dass die aus Tbeodoret entnommene Biographicj des heil. l^UMno 
Voraag^druekt wetde, ^e Cardinal j. Perron bezeugte. Gegen die aus fiutyct! Alex. 
Aan. % n. p4 lei. onä WiUelm, Tf/lr, l)eU. saer. XXIL 8. den Maroniten gemaefaUh 
Einwencl^ju^e^ wird bemerkt; X) daa i^eugnifia des J|rstwea JlVibe keiilem W^hv da 
er den häretisehen Maro schon unter Kaiser Mauritius den vollen Monothelitüpmyi 
UhrdA 'tmä dNsen islohr rerbreiiöÄ , auch' d^ schon unter Justinian restaurirte Kloster 
erst unter Maui^us erbaut werden lasse. 2) Sehr leicht könne "es mehrere MlnkiiSt 
dieses Namens gegeben babevi. einen Peittgen^ «Ad 6iae» Bäretiker^ die mehr "als zwei 
ifajlirhundaiiie aust ejuoai^er war^s der lllame' Maro. mookte widhl. in Syrien iehr ver- 
leitet seij)) uach4fim üva, dar bavUkmte H^iUge .gdtva^fea. Maä sislit» date kfemit 
noch immer der Bericht dea .WiUieln mtikTjgnfk. in dne Haapteaeba bestehen kaat 
ygl'.noc^ F. NayrQfii Dißßw^, d^ oiigip^ Maroniliaraint Bomae 1679^ IkMidia ea^ 
fidei. Bomae 1694. Saechifl^ Bist. Soe. Je««* P. .lY.L* VI. --^ Pag.'^ 400. n. IV sa^ 
NataL Alex, HE. Saec. V. c. 4« ait. S^^. §. I. Aola SS. Mb 14. Fel& AuemOn. BibL 
Orient t L p. 496--499. Le Quim Or. dir. t HL p. 1-4. . 
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Auch ^iij^fl^ plpstliclieii Eriasse, die t&r einselne Gruppen 
dff >6riantalliehen Kirche ertassen sind, verpflichten die übrigen nur 
insoweit sie. anf dieselben ausgedehnt oder ihnen ausdrücklich dafür 
mitgetheilt und zugefertigt sind. Von dem grossen Brlass vom 2^. 
Mai 1743 für die Italogriioi erklärte Benedikt XIV. selbst, dass da- 
luit den Rechtsverhfitnissen der übrigen Orientalen nicht pr^udidTt 
und der Erlass nicht auf sie ausgedehnt werde ^); als die polnischen 
Bisoli5fe. auf dar Versanmilttag'' von QfOdno 1744 die Extöision des- 
selben auch auf die unirten Bulhenen beantragten, «hielten sie diese 
nicht Gleichwohl lassen viele Bestimmungen dieser Constitution eine 
«mlege Anwendung auf verschiedene andere Grippen von Orientalen, 
wo dt«. gleichen Voraussetzungen bestehen, mtodestens doktrinell zu. 

Viel^ in den Rechtsverhältnissen der Orientalen ist, wie Pins IX.^ 
anerkennt, noch unentschieden und ungeordnet, aber die Grandlagen 
4er kirchlichen GesetzgebuiE^ stehen auch hier unerschütterlich fest. 

(FortseUung folgt.) . 



Die heutige Anwendbarkeit des Privilegium fori, 

von Geistl. Rath Prof. Dr. Hirscbel zu Mainz. 

Der privilegirte Gerichtsstand der Geistlichen beruht ganz und 
gar auf den Grundsätzen, welche Christus fii der Bergpredigt aus- 
sprach. Wenn es im mosaischen Rechte^) heisst: Auge um Auge, 
Zahn UDjk Zabn, so wird damit das Einhalten des strengen Bechts* 
wegiss, die rücksichtslose Geltendmachung jedes rechtlichen Anspruches 
ausgesprochen. Der Heiland mildert aber die Härte und Starrheit 
der unbedingten Verfolgung gesetzlicher Forderungen und empfieUt uns 
Nachgiebigkeit und Schonung g^enüber Denjenigen, welche unsere 
Rechte kränken, damit nicht um unbedeutender, zeitlicher Verhältnisse 
willen das grosse geistige Gut des Friedens, Wohlwollens und der 
Freundschaft gestört werde. Daher erklärt Christus*), persönlichen 
Beleidigungen keinen Widerstand entgegenzuseteen , um hierdurch die 



1) Smed. BuU, t. I. p. tö. CoiwC. 57. f. 9. n. 84. 

%) JEip, dt. €. Jui. 1848 <Aote Pü IX. vol. 1. p. 81.}: Onm inter alia relatom 
a&NoB flity in regimlne ecctofliMtico t-estrarum Nationam qnaedaiti esse, qnae ob aii* 
teaeti temporia calamitatem inoerta adhtfc maneitt vel minus apte oonstituta, libenter 
«qnidmn aiärimna anetoritate Kostra Apost;, nt ad normam SS. eanonum servatisque 
4U9» Fatmni institatls » rite knnnla eom^onantttr et ordinentttr. 
<: .^a^fiiEod. ai, S4. LeTit. 84, SO. Deuteron. 19, 21. 

4) liatth. 5, 39 ff. . • . > .' . 
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Zommüthigkeit des Gegners nicht noch zu steigern, vielmehr sich 
ihm willig, darzabieten, damit der Andere so durch Geduld und 
Liebe entwaffnet und für das Gute gewonnen werde. In gleicher 
Weise soll man lieber unbillige, geringe Ansprüche noch über das 
Maass hinaus erfüllen, als sich in einen Rechtshandel einlassen, wel- 
cher eine gegenseitige Erbitterung herbeiführen könnte. Was hier der 
Meister lehrte, bestätigt sein Schüler, der heil. Paulus, indem er all- 
gemein den Satz aufstellt, Frieden zu halten mit einem Jeden, so 
lange es möglich, d. h. so lang^ nicht auf der einen Seite alle, Ge- 
duld und Ni^chsicht erschöpft und auf der andern das Maass der Bos- 
heit und Rücksichtslosigkeit erfüllt ist i). Derselbe Apostel verweist 
es den Christen von Corinth 2) auf das Ernstiichste, dass sie ihre Rechts- 
streitigkeiten vor die heidnischen Gerichte brachten, weil dieses für 
die Gläubigen ein grosses Aergerniss, für die Heiden < aber ein Gegen- 
stand des Spottes und ein Grund sein musste, die Christen als ganz 
gewöhnliche Menschen anzusehen, welche die zeitlichen Interessen 
über Alles schätzten. Er fordert daher die Corinther auf, ihre Rechts- 
händel unter sich vor Schiedsrichtern auszuDäaeben, und rechnete 
ihnen überhaupt als eine Schwäche , eine Ungehörigkeit (^xxTjfia , de- 
lictum) an, dassf sich im Allgemeinen nur Streitigkeiten bei ihnen 
fanden ; sie sollten lieber ein Unrecht hinnehmen und sich einen Be- 
trug gefallen lassen. 

Geleitet von diesem Geiste der Liebe, Versöhnlichkeit,^ Eintracht 
und Nachgiebigkeit hatte die Earche denn. auch votn Anfange an eine 
wah^e Scheu vor allem Processiren ihrer Glieder und suchte sie auf 
alle Äiögliche Weise davon abzuhalten. Namentlich gilt dieses in Ba- 
treff der Geistlichen. Diese sollten die Botschaft des Friedens ver- 
künden und diesen unter den Menschen begründen und durften daher 
nicht zugleich wieder an den Stätten auftreten, wo so vielfach Eigen- 
nutz, B^beit und Starrsinn die Gemüther verbittern, entfremden, ver- 
feinden. Man betrachtete es desshalb als einen Angriff gegen die Kirche, 
gegen ihr inneirstes Wesen uud ihren eigensten Geist, wenn Kleriker 
vor die öffentlichen Gerichte gezogen wurden. Man berief sich auf 
den Ausspruch des Apostels, wornach die Rechtssachen der Christen 
überhaupt der Kirche überwiesen und vor ihrem Forum entschieden 
werden sollten 3). Und so untersagte man es den Laien und verbot 
es den Geistlichen unter Strafe der Exconununication *) , Kleriker vor 



1) Born. 12, 2. 

2) 1 Corinth. 6, 1—8. ' 
8) c. 14. c. 11, q. 1. 

4) 0. 3, 7, 10. e. 11, q. 1. Conc. Chalced. c. 9. Vgl. auch Fessler, der canon. 
Archiv flu Kiidieiireclit. TU. 14 
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den welüicben Richtern zu belangen. Diese völlig aus dem GMste 
und den Anordnungen des Erlösers und der Apostel hervorgegangene 
Anschauung wurde auch, nachdem dieselbe freilich im Leben der 
Kirche längst in die volle Wirklichlieit getreten war, von den christ- 
lich gewordenen Kaisem adoptirt und als ein Rechtssats ins weltliche 
Gksetsbuch aufgenommen ^). So ging denn die Lehre von dem be- 
freiten Grericlitsstande der Geistlichen in das gesammte Rechtsleben 
des Abendlandes über und behielt ihre Geltung, bis nach der Refor- 
mation und in Folge der allmäfaligen Einwirlmng derselben auf den 
Geist und die Gesinnung auch der katholischen Länder dieses Privi- 
legium des Klerus mehr und mehr beschränkt und endlich fast allent- 
halben — mit Ausnahme des Kirchenstaates und Englands und Schwe- 
dens für die prutcdtantiächen Geistlichen dieser Reiche — ausser Wirk- 
samkeit gesetzt wurde. 

Sah man es im Allgemeinen schon als unziemlich an, dass geist- 
liche Personen vor die gewöhnlichen Gerichte gezogen wurden, so 
betraclitete man dies noch insbesondere als eine Umkehrung des Ver- 
hältnisses zwischen Klerikern und Laien, als eine Herabwürdigung des 
geistlichen Standes, als eine schwere Beeinträchtigung seiner Wirk- 
samkeit und seines Einflusses und damit als einen grossen der Religion 
selbst zugefügten Schaden^). Unter diesem Gesichtspunkte sagt das 
unter Leo X. im Lateran gehaltene Concil in seiner neunten Sitzung: 
„^um a jure tion divino, quam humano Laicis potestas nulla in eccle- 
siasticas personas attributa sit,^ und das Concil von Trient erklärt in 
Sess. 25, e. 20. de Ref.: „personarum ecelesiasticarum immunitatem 
Dei oidinatione et eanonicis saaetionibHd constitutam esse.^ Viele 
angesehene Canonisten stellen die Bedeutung und Wichtigkeit dieses 
Privilegiums des Klerus so hoch, dass z. B.: Barboia^), Fagnafd^), 
Pirhing^), Engel ^J, PiehUr'^) , Beiffenstuel^ sogar behaupten, def 
befreite Gerichtsstand der G^istlidien sei im natürlichen und gött- 
lichen Rechte begründet. Andere z.B.: GonzKÜe»^), Witatner^^), 

Ptocess. Wien 1860. S. 174. PhiUipt Lehrbuch des Kirchearechts §. 175. 8. 462 ff. 
§. 177. S. 490 t Beftle, ConcUievgescbiehte Bd. 2. S. 57. 

. 1) L ult. C. Theod. de epiac, jud. Nov. 79.; Nov. 83.; Nov. 123. cap. 21. Auth, 
Statuimus FHder. II. ad c. 33. c. 1, 3. (de episc.) Vgl. Phillipa a. a. O. 

2) c' 9. D. 96. ' 

S) Jus ecoL univ. Üb. 1, o. S9, §. 2. 

4) Commentaria: in c. 10. X. 1, 2. (de conatit.) 

5) Comm. in IIb. 2. Deoretal., tit. 2, n. 107 ff. 

6) in h. t. n. 38 ff. 

7) in h. t. §. n, n. 18 ff. 

8) in h. t. §. IX, n. 193 ff. 

9) Commeut. in c. 8. X. 1, 1. (de judic.) 

10) in h. t. n. 175 ff. 
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S€iftma£iprw«&^V, sind der Ansicht, ir berufte rm» JnnXehflA msA 
immittelbar auf mensebiieher Anordnung, auf Bestinuniangen des Urch« 
liehen und bürgerliohen Rechtes, allein nrsprfinglich sei es in der 
Absicht und dem Plane Gottes gelegen gewesen. Nur wenige Cano* 
nisten (z. B. Ccvarruina$^J , Farinaeius)^ meinen, das PrivilegittDi 
stütee sich blos auf weltliche und geistliche Gesetze, sei jedoch dem 
Geiste des natürlichen und göttllGhea Rechtes völlig angemessen.' Im 
Grunde genommen stehen diese Terschiedenen Ansiditeii etnaader 
sehr nahe. Denn alli^ geben su, dass nach den ausdrieUichen Be- 
stiinmungen des kirchlichen Rechtes selbst die Bischöfe in einxelnen 
Fällen die Erlaubniss erthdlen können, dass ein Kleriker a»o|r vor 
dem bikgerlichen Gerichte belangt werde ^). Ebenso ist es- unbe- 
stritten, dass der Papst ganze Klassen ron Rechtsaagelegenheiten, 
oder selbst alle der civilen Jurisdiction zu überweisen die Maefal' 
habe, da ihm allein die Befiigniss zustehe, zu erklären, ob und in«- 
wieweit die Bedingungen vorhanden sind, ein natürliches, oder gSit- 
liebes Gesetz in irgend einem Th^e der Kirche in Wirksamkeit au 
lassen, oder nicht. I>en Bechtssatz selbst dürfe er aber, wie die €a- 
nonisten lehren, nie aufheben. So habe Clemens YIL der BepubUk 
Venedig hinsichtlich des privUegium fori zugestanden, dluss ^mehrere 
schwere Verbrechen von Geistlichen den weltliehen Tribuniden zur Ab* 
ortfaeilinig i^erlasaen würden, so «ei aueh den Königen von BVank^ 
reich vom apostolischen Stuhle daa Recht zueskannt worden, einzelne 
geistliche Angi^lef etih«iten vor ihie Gerichtshöfe zu ziehen. 

Alle Qanonistea 9üi4 von der Wichtigkeit dieser Iiomwität 
fUr d»» Würde und gedeijbiliciie Wirksamkeit dß» getstUeb^n Standes 
und für die Anfrßchthaltaog der Religion aufs Yollkemmenste übet" 
zeugt; und da na^h der Ansidit Aller der Papst übur die Anadeh- 
nimg, ed«r . Bcischräiikung dieser Jnstitutiion voUe fiefiignls» besiltti 
so hat offner die Verschiedenheit ißi bezeichnete» Hebungen fiir 
die. Pmx«» keine weitene Bedeutung. Was aber den Grund betrifft, 
worauf das Privilegium ruht, so scheint mir Folg«»des das Richtige 
zu sein. £s liegt im Willen un^ der Anordnung Cbriätit duss def 
geistliche Stan4 auch von der wDltli^hen GfWAll^ geebbt und in t^inßt 
Wiripiamk«it gehoben werde. — J>je Obrigkeit soll nach der Ab- 
sieht des Erlösers i^hriaüich und vom Geiste der Relj^n jund 4er 
Bhffureht «egen die Kirche durchdrungen »eui. l^ur Fefth mid .te?' 



1) in h. t. §. VI, n. 96 ff. 

8) Praot. quaest. o. 31, n. 2, 

8) Praz. «srim. üb. 1, tract 1, quakst S, a. 3. 

i) 0. S, 4, C. 11, q. 1.; c. 1, 2. X. 2, 2. (de foro compety 

14» 
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Wfttireftt'fdilfliLetBteTe «Mtritt, kaon' also vom Erstere&' tiie. Riede sefo/ 
180 ^Mt Staat heidnisch,: od^ .mehr,' odSer wenüger yom Geütd ides 
Ohtistetithumis abgowicheii^ hat «f. die Liäbe uod. Ehrforekt gegea die. 
Eutcji^ ioi.giösser^m, oder .^gerüigerein Maa^se eingcbüsst, i£0 ^wii^ 
j»;kaalii^^f^lautli uioht Alles -voUiBiehen , wa» n^cb dem Willen und 
4c[ir ^>Aj0ordiüiiig Christi : )eiiitr€teh sollte. Das Ideal der 'ciiriBtlicfaeii 
Q«ieUaohAftatflt,: daäs. geiitiiehe nnd Weltliche« Gewalt i sich dnaader 
dwrohdrittgmilkfid tinterfittilsen , ohne diass sie sich Jrevwischen und 
ihcet eig^nthiuttiiche., besondere Thätigkeit äu^ebeti. Ott nun solche 
2fa»tfind<^>Vjollkämmehy dfler- mehr oder '»senig^r, vorKanden seisH) .ist 
eine ^«tstio. lactv; welche; für, die ganze Kii-die und in Betreff einer 
defitnuG^sammtheit umfassenden 'instiiiiti0n auch nur voin. Piq[iste est- 
scjiiedehi >ifi[«Men kimn.i Jbtn kommtr es also 2a'^ >^enti die weltliehe 
Qttwjüt die>von iChriatüs ^gewollte Stelliing zur Kirche nt6ht jelÄbehmth 
kaimV <"der will^ die» au erklären und insbesondere röck^ichtllicLdhs' 
gedäühtett PriTilegtums 2Ü bedtimmen,' in welchen Grenzen dassellie- 
zur AtPiv«ndatig'' gebracht werden solle; So beruht dieses Institut dem-*: 
nach ini' seiner iWoraer völlig auf dem Willen Christi ^ auf dem götti-' 
mKdn : Gißsvt£e ;. eeine praktische Gestaltung ^ »eine Einwirlkimg aufs 
Bebet! •iürhäii» es aber düreh die Erklärungen »des Oberhauptes der^ 
Eltthev ^^düttli f^^tive Bestiirito^ngen ^ durch* ^ das jus huaarfftilitti. ^ JJiid 
st^'babfen denn die' versfchiCid^hen' »Ansichten det Canoiii«tiöii Itee Öe-' 
reefetigUÄg iihdArö Wilitteitj sie heben nur die beiden [Seiten' einer • 
und derselben *Saohe' mit gröSÄierem, oder geringerem NachdrüAe fcet^vor;: 
<^^<i^f(Käilii die' ti^he' Bedeutung des privileglam toi, welche Ifa^ die 
audd^tttTklic^^n Erklärungen d^ Kitch^ und die 'eanoml^tisehe Xiteiiatiir 
beileget, hiehtif verkannt werden, ist auch . diese Instittitfbn ^anei d«r 
chHs1ücfeeö'Attffaäsung!de^'^eistii(^en Standes: €ntdt)rurigen uiM inner*^ 
hitib dieser ^e^en diem- fM^ress^ der Kir<;hie ' un«t >de)^ Sciktes nttr- 
vortheilhÄftM >k) darf kuf? dir andern' Seite auch nickt »sthrr und ein- 
sÄltlg 'in '^Tefih Verhältnisse 'lestgebalteir werden, -^oies^dapGrtnifcj 
lagki' ^ebeä^^Bei^a'ndes^^nf'behr(^).' War ii^gendwo di4 Ges^^Usoliattf der' 
Bellgiott^ ' entfremde tj4 die • Achtung vor dem 'Klerua^ • göÄrfiWaiflen. j 'seine^ 
Thäi^kelt *iifl Wirksamkeit gering 'geschÄtastJ so hat »der Papst' wabi^; 
Itlh' nlefat gesiögert, den veränderten YerhCütmisseh in attslfiebi^em' 
Mdasöe Röchbttng^ zu'träigeti'tind den Regierungen^ welcibe aus die&im 
G¥iinide^ sieh'^^uäi^er Stäbd erklört^-, den früheren Zustand >aiiMcikU 
erhalten zu können, die nöthigen Concessionen zu machen. '^ So *ge-* 



1) Nur in diesem Sinne isiLwAhl^zu wenteheny.-wMtSpkttltfiiinkß^h Kirchen- 
recht, «weiter Theü, %C.U. ß.aeO.'sagt. " ./ .• .1 y .u . ■ ,t ,C r. . 
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scUäb 68 Bayern 1) und 0€8ftiT4i«li^)*>g^effai{er in neueir^k^^Zeit, auf 
frühere Fälle dei Art haben wkr isdion atäbterksam gemaobd. tJbM 
die Staategewalt einseitig die Verbindung, '^^Iche sie mit der Elirek^ 
eingegangen war und beachtete sie dessbalb'nlcht mehr die der ikzteni 
seit Jahrhunderten znfcioaimetidie Stelhin^, s» duldete diese dehweig^nd 
die eingetretene Veränderung nnd fügt« «i& til HJKe neue Lä^'dd^ 
Ding«^ ruhig die ZMt abwaltend, welehe tnh der iRlicikehr eii^f^^ ]^¥^ 
sem! Gesinnung und tieferen- A'nffäesung der' '^VerHältttisse abch 'd«ti 
Werth altier Institutionen schätzen und «ie ins Lcbfen "ifHeder ' ArSct- 
ftikren Wird. Denn^ so stark und ittäehfil^ imt die G^ak' der« Wahr- 
heit, dass^ man anch da, wo- der befrcüto' Oerfehteikand der G^istlicheii 
gesetzlich vom Staate durchaus nicht berüdteidhtigft'wird, hnmerhifi 
bei 4orartigto!Pr6cedurea mit grosserer, oder- gerin^erei< Schonung zi^ 
Weiüde geht, wenn nicht gerade völlig kircherifeindH^he Eremeiite dag 
Ruder fiihren. Es ist eben ein sich von seti^st aufdräng^taider Gedanke,* 
d(us es< unangemessen ist, diien Diener d«r •Rellgi<!^n 'Wie jeden An^ 
dem zu behandeln, imfl das« die- bürgerliche Gesellschaft einen ^em^ 
jÄßndliohefen Nachtheil dadlh-ch erleidet, dass ein Geistlicher Vor diiö 
Schranken der gewöhnlichen Geridkt^höfe gestellt und 'hierdurch das 
Ansehen nnd die Macht der Eirchb hinsicUtlfeh der Leitung ^der' Men-* 
sehen iium Gu<^n erschüttert wird, als'däss der Klörtii vdii -ddf bUr- 
gefiichen JuriscSet^on befreit ist. . !• . .< . .it 

Wenii 'es 'nun auch, wie befreita angedeutet, afc eine 'ThV>rheit 
erschiene, unter den gegenwärtigen' Verhältnisseh eine WieÖiihei'stel- 
lung dbd privil^ginm fori zu verlangen, dies vielmehr Tielkfleht' in 
veränderter J^orm, von dem stillen ^Wirken rfer Zeit und ^er Wieder* 
kifthr der ^solche Institute begreifenden ' G'eslrtntaiig ^^i^-aWk '^Wtei^^ 
müss: söJl doch der diesem Privileg ' Unterliegende GedaM^'^'^lliS; et- 
fcri«en und möglichst im Leben durchg^^ftihrt w&dfen. Blei btt^geilicheri 
Vergehen der Geistlichen sollen dess^egeti die Mithlicheh GTiJferb^ 
h^Äen, wenn thunlich", darauf dringeb, dass diiö Sache alrf dfeto' ÖJs- 
elplinarwege verhandelt werde, bei Bestraf uh^ *von 'Klerlkerri soll* da- 
hin 'gewirkt werden, 'dasa bA Verbüssühg Öef 'Strafe Ilückefchtäüf 
den Stand genommen und darum die gebührende Schbnilng 'bWfcSfehtÄt 
wevdei Der Verurtheilung : > wiägen< 'schnmnlf < i bürgeif icfaev Veridrechen 
abll attch die kirchHohe Degradation nachfolgesi ,'< diUnit die WUrd» 
des Kleids, der Ernst iQnd'd^ Geist de^ kir(^hlichen Goisetzies g^ 
yFahttimrerde.. ■ ." .'.• i-.i- 1 •;•. '» li- » i •:' »' '^* -> '•>''' 

1) Bayer. Coiid®|?ii»'t Art.^lO. A* .1 .X .1 .•» r .p n .') . >*- J'^ .o (t 

2) Oester. Coneordat Art. 13. und U, a -v -^^ '^^ -^^ i^ :^ '^ (^ 
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Jir Civilsachen haben es die Betrefllmdeii in den mefatten Fällea 
vk der Hand) das bitrgerliehe Forum 211 rermeiden. Wenn ei üA 
namentlich um persönliche Aniprüehe, oder Injurien handelt, sollen 
GeKtliche untereinander ihre derartigen Angelegenheiten vor die geiat^ 
liehe Oberbehörde bringen» Denn sie haadeln lüiadaim nach den ans* 
drttcUicluBn Yorsckntken des cttionischen Becbtee ^) , muek <[em Geiaie 
nnd Sinne der Kirohe und tragen wesentlich dasn bei| die Anschau^ 
UQgen derselben im Leben su erhalten« In gleicher Weise können 
auch Laien ihre Forderungen gegen Kleriker yor die kirchliche Be- 
hörde, bringen I da auch sie hietdurch die Ehre und Würde des geist- 
liqhen 3tandeS| das Ansehen und die Kraft der Religion wahren helfen 
und den Vorsehriften der Barche sich gehorsam erweisen^). Die 
kirchlichen Oberbehörden sollen ihrerseits solche GiTilklagea gegen 
Geistliche annehmen. In der Begel sind die Angelegenheiten durch- 
aus nicbt verwickelt und bedürfen auch nicht eines weitläufigen und 
schwierigen Beweises. Ist dieses der Fall und eignet sich überhaiqit 
die Sache mehr für das besondere processualisdie Verfahren der bürgere 
liehen Gerichte 1 so kann die geistliche Oberbehörde sie dahin yer- 
VQisen und auf diese Art doch die Bestimmungen des canotiiiehen 
Becbtes, welches die £in?nlligung des Bischofes ant Verhandlung voii 
Klagen gegen Geistliche vor dem bülrgerlichen Forum fördert , auf* 
recht erhalten. Zwangsmittel, um die Befolgung der etwaigen An- 
ordnungen 4er kirchlichen Obrigkeit und insbesondere die Xieistung 
der der klägerischen Partei zugesprochenen Anforderungen zu bewerk- 
stelligen! stehen in ausreichendem Maasse zu Gebote. Geldstrafen 
können angesetzt, einzelne Einkommenstheile da, wo die geistliche 
Behörde einen mehr oder weniger grossen Einfluss auf die Verwaltung 
des Kirchenvermögens besitzt, mit Beschlag belegt, und im äusserst^ 
Falle kann immer die Suspension nach verschiedenen Graden verhängt 
werden. Selten wird es aber aur Anwendung eines solchen Zwangs* 
verfahrene kommen, da der Geistliche, um nicht bei seinen Yofg^ 
setzten im schlimmsten Lichte zu erscheinen, bei Zeiten sich herbei 
lassen wird, die gegen ihn erhobenen Anforderungen in irgend einer 
Weise 2U erfüllen. 

In unsem Tagen ndmien die öffentlichen Verhältnisse inuner 
mehr den Charakter an, welchen- sie im heidnischen Zeitalter an sich 
trugen» desshalb tritt auch an die Kürchengewalt die Pflicht näher 
heran, den Geist und die Anordnungen des christlichen Sttadpunktes^ 
soviel an ihr liegt, aus eigener Kraft auf ihrem Gebiete und mit 

1) e. 48» 46. C. 11, q. 1. c. 1. X. f, 2. (d« foro eoinptt) 
3) e. a, 8, 45. C. 11, q. 1. . . 
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Uiren liBtteln snr Gkltnng zu bringen. Sie thnt aladami etwas an 
sich Gates und Treffliches und rettet Institutionen, welche die Gegen- 
wart nicht begreift, für ^ne bessere Zukunft, die — wenn nicht Alles 
dem £nde zugeht — die Wahrheiten des Ghristenthams und die An- 
schauungen der Kirche wieder zur Grundlage ihres öffentlichen Lebens 
nehmen wird. 



Ueber die Anwendung der Vorschrift in c. 6. Trid. Sess. XXV. 
de ref. bezüglich der ,judices ab ipso capitulo adjoncti^S 

von DoDkapitular W. Moliter zu Speyer. 

In der durch diese Zeitschrift (Bd. V. S. 344. ff.) veröffentlich- 
ten Abhandlung „über das sirafgerichtliche Verfahren bei den bischöf- 
lichen Officialaten" wurde bezüglich der Jurisdiction über die Mitglie- 
der der Domkapitel Seite 346. der Satz aufgestellt: „dass bezüg- 
lich der Strafjurisdiktion gegen die Mitglieder der Domkapitel die 
Normen des Trldentinum c. 6. sess. XXV. de reformatioiie massge- 
bend bleiben.^ 

Dieser Satz bedarf aber einer engeren Fassung, indem die Vor- 
schrift des c. 6. Trid. Sess. XXV. de reform, bezüglich der judices ab 
ipso capitulo adjuncti nur eine beschränkte Anwendung findet. 

Bouix (De capitulls, Pars III. cap. 1. §. 6.) erklärt es als die 
communis canonistarum sententia, dass das cap. 6, Sess. XXV. de 
ref. nur von exempten Kapiteln zu verstehen sei, und fuhrt dabei als 
Gewährsmann den Cardinal De Luca 

Annotationes ad Couc. Trid. * 

Discursus 44. n. 33. 
an, welcher ausspricht, dass es über alle Conti'overse feststehe: 

„nt ista conciliaris dispositio procedat soluni in illis capitulis, 

quae ex apostolicis indultis exempta erant a jurisdictione epis- 

copi atque immediate subjecta Sedi Apostolicae.* 
Dasselbe erklärt auch Barbosa 

Collectanea in Trid. Conc. Decret aad sess. XXV. de ref. c. 6. 
Tractatus de Canonicis. Cap. XVIII. n. 2. 3. 
der hier auch bezüglich der Kathedralkirchen ausdrücklich beifügt : 

,,Decretum illud non pertinere ad Ecclesiam Cathedralem tanquam 

Cathedralem, sed tamquam exemptam,^ 
und die ältere Literatur über diesen Gegenstand angibt. 

Aber Bouix hätte noch "weiter gehen müssen. Es ist nämlich 
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diese BeschrSnknng der TridentiniBcben Vorschrift nicht blosse com* 
muBis sententia doctoram, sondern sie beruht auf den Entscheidungen 
der Congregatio Conc. Trid. Interpretum, welcher bekanntlich die Voll- 
macht authentischer Interpretation der Tridentinischen Keformdecrete 
zukömmt. 

Es liegt auch am Tage , dass die Doctrin und der Gerichtsge- 
brauch allein eine solche restrictive Interpretation nicht hätten zu 
Stande bringen können. Dies kann nur die legislative Gewalt mit der 
ihr zustehenden authentischen Interpretation, und diese Gewalt ist hier 
der genannten Congregation als delegirt angesehen. 

Erschöpfenden Aufschluss über die ganze Materie gibt Bene- 
dict XIV, 

De Dioecesana Synodo. Lib. XIII. Cap. 9. Nr. 7. 8. 9. 

Au» der dort gegebenen Darstellung geht hervor, dass es von 
jeher constante Praxis der Congregation war, das fragliche cap. 6. in 
solcher Weise beschränkend zu interpretiren. 

,,£t quidem ipsa etiam Congregatio Concilii. Tridentini Interpres 
in ea semper fuit opinione, non esse „locum decreto de adjunctis, quod 
legitur in cap. cit. 6. sess. 25. de reform., nisi cum agitur de capi- 
tulo ab Episcopi jurisdictione exempto, et Episcopus contra Canonicum 
procedere intendit extra visitationem." 

Bei solcher Sachlage ist natürlich jede Controverse abgeschnitten. 

Das fragliche cap. 6. hat also in der besprochenen Beziehung 
für alle jene Capitel keine praktische Bedeutung, welche nicht exempt 
sind. 

Dass zu diesen die in den neu circumscribirten Bisthümern Deutsch- 
lands errichteten Capitel gehören, deren constitutive Basis das jus 
novum der Concordate resp. Erections- und Circmnscriptions-Bullen 
ist, welche von jeder Exemption absehen, bedarf keiner Darlegung. 

In allen diesen Kapiteln kommt also das cap. 6. Sess. XXV. 
de ref nicht in Anwendung und der Bischof bleibt nach gemeinem 
Hechte der competente judex Ordinarius der Canonici, ohne dass er an 
einen Beirath aus dem Gremium des Kapitels gebunden wäre. Ebendess- 
wegen kann er auch diese Jurisdiction durch seinen Official (oder Offi- 
cialat) mandato modo ausüben lassen, und weder Collegiatkanoniker 
noch Domkapitulare können sich diesem Geridite durch irgend eine 
Exception entziehen. 
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Zwei Beiträge zum Patronatsrechte, 

von Dr. J. F. Schulte, k. k. ord. Prof. der Rechte, fOrsterzb. Consistorial- und 
Eheg^erichtsrathe zu Prag^. 

L Erwerb, des Patronatsrechts durch Nichtkatholikeai 

Ich habe in meinem „System de» allgem. kathol. firchentechtcs* 
§. 163. Seite 673. im Gegönsatze^'«u der in den neueren Werken ka- 
tholischer und protestantischer Eaiionlsten ziemlich allgemein herr- 
schenden Ansicht, dass in Dei^fschland' hinsichtlich des Erwerbs eines 
Patronatsrechtes auf den Unterschied der Confession nichts ankomme 
iöl^nden Satz aufgestellt : * 

„Für Deutschland wird mit Unrecht behauptet, dass zufolge 
reich s gesetzlicher Bestimmungen die Confession keinen Un- 
terschied begründe, so dass also ein Protestant das Patronat über 
eine katholische Kirche besitzen und ausüben könne. ^ Die An^ 
merkung 6. (Seite 673) zu dieser Stelle lautet weiter wörtlich 
also: ' 

„So von Einigen z. B. Stephanus 1. c. (Tract. de jure patr. Go- 
thae ed. 2. 1672. P. I. c. 10.) n. 19. auf Grund des Augs. R. A. 
(Religionsftiedens) von 1555 $. 20. und 21. nämlich der §§. ^damit 
auch" uÄd „Alsdann auch den Ständfen.'' Auf Grund von I. P. Ö. 
art, V. S" 31. behauptet dasselbe Richter §. 124. a. E. Schilling 
S. 9., Lipperi S. 64., Eichhorn K. R. Bd. H. S. 713 fg., Sauter 
fnnd. jtff. eccl §. 606., Schenkl S. 468. ad n. 1., Permaneder §. 256. 
(jedoch nur das Faktum ohne Anerkennung des Rechtes berichtend); 
Walter %. 235. („der Unterschied der Cönfessionen wird aber in Deutsch- 
land nicht für ein Hinderniss gehalten^) Es ist aher weder die eine 
noch die andere Berufung richtig, denn in beiden ist nur das Maass 
der Religionsübung bestimmt, welche (im Rel.-Fr. bis auf Wei- 
terfes, im Westph. in den Territorien der katholischen Reichsftirsten) 
zustehen solle; als deren Annexum wird dann das Patronat Erklärt. 
Dass aber das Patronat über katholische Kirchen kein Arinexurä 
der protestantischen Religionsübung ist, bedarf keines Beweises. 
Der Artikel redet also weder seinem Wortlaute noch seinem* Inhalte 
nach vom Patronate über katholische Beneflcieri, und es ist eine ohne 
allen Grund göübte Praxis gewesen, die dasselbe zugelassen hw. In 
elnzelhen Di öc es en wurde aber dasselbe ausdrücklich untersagt, 
z. B. Synodus Pragensis archidioec. a. 1605 Tit. de 'fienef. coUät. ac 
jure patronatus (Edit. a 1762 pag. 115.): „Jura Patronatus nullo modo* 
ad haereticorum manus pervenire possujyt^ etian^öi illa sibi com'petere 
praetendant jure haereditario vel quovis a}io pr^etextu.^ .£a i^tivom. 
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Rechtsstandpankte aus fraglich, ob in Oesterreioh Protestanten das 
Patronat fernerhin ausüben können (beim Realpatronat liess man das 
bisher zu). Für eine verneinende Antwort sprechen a) für die Erz- 
diöcese Prag die citirten Statuten, deren Geltung zufolge Concor- 
dat art. XXXIV., da sie ein Theil des Kirchenrechts sind, nicht 
mehr angefochten werden kann; b) für die übrigen folgt es aus 
art. XXXIV. Concord. und dem im Texte Gesagten; c) eine gegen* 
theilige Gewohnheit kann nach bekannten Grundsätzen des Kirchen- 
rechtes als consuetudo irrationabilis nicht eine Recht erzeugende 
sein; d) auch hatten nicht einmal weltliche Geaetze dies vorgeschrie- 
ben, obwohl denen jetzt keine Giltigkeit mehr beiwohqte (Concord. 
art. XXXV, Kai«. Pat. vom 5. Nov. 1855. art IH.); e) der West- 
phälischeFriede, auch wenn er dAs Behauptete enthielte, 
hat für die Erblande des Kaisers hierin keine Geltung: 
I. P. 0. art. V. $. 38.— 41.; f) in Ungarn scfiUesst die Protestanten 
aus die V. 0. vom 7. April 1700 und 11. September 1708; jedoch 
werden dort in einzelnen Pfarreien gleichfalls nicht unirte Griechen 
und Protestanten zugelassen: Cherrier 1. c. (Enchiri^ion jur. eccl.) 
T. IL $. 90. c. f. pag. 111. — « 

Meiner Ansicht hat sich angeschlossen PhiUipa Lehrb. des 
Kirchenrechtä , Regensb. 1859. $. 141. und Walter in der 13. Aufl. 
(1861) seines Lehrbuchs §. 235. 8. 521.^). Dies hat Dave Grund zu 
einem Artikel in seiner Zeitschrift für Barchenrecht Jahrgang. U. Heft I. 
S. 125. gegeben. Von einer Widerlegung meiner Ansicht finde ich 
hier nichts, sondern nur folgende Stelle: „Dass die von Schulte, 
System Bd. 11. S. 674. gegen jene Uebung angezogenen Prager Sy- 
noden für das Gebiet des Westphälischen Friedens nichts entscheiden, 
ist bereits von Richter Kirchenrecht, 5. Aufl. $. 154. Anm. 17. S. 
322. hervorgehoben." 

An der hier angeführten Stelle sagt Richter im Texte : „Dass ^in 
Katholik Patron über eine protestantische Kirche, ein Protestant Patron 
über eine katholische Kirche sein kann, hat bisher eine aii den Westphäli- 
schen Frieden geknüpfte Uebung gestattet.^ Dazu heisst es dann ^n der 
Anm. 17. : „Ar^. LP. 0. art. V. §. 31. das Preuss. A. L. R. II. 11. $. 340 f. 
erkennt die Uebung mit einer Beschränkung in Betreff der Präsentation an, 
welche bei der Lehre von der V^leihung erwähnt werden wird. Dass das 
Patronat nach dem canonischen R^chte^einem Ketzer nicht zustehen könne, 
ist ein Grundsatz, der aus dem Geiste dieses Rechts sich von selbst er- 



1) Aueh Bosshi/rt, Lehrb. des Kirehenr. 3. AuH- §. 49. S. 26 f. Anm. B. S. 437 n. 
und J^aiHymann Kirohenr. 2. Aufl. \» 268. sind diestr Ansicht. Vgl. auch die Note 1. 
Mf der folgenden SMto. (A. d. B.) 
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gibt. ÄBdererseils aber ist auch das wahr, däss nach dem Westphä- 
fischen Frieden und in Folge desselben (art. 5. §.31.) der caaoniache 
Satz nicht mehr das Recht in diesem Stücke beherrschte. Die neueste 
Zeit zeigt aber die Neigung, alle solche Zeichen gegenseitiger Aber- 
kennung abzustreifen, und die von dem deutschen Volke erlittenen 
Schmerzen vergessend, die alten Schranken, hinter denen das Ketzer- 
redit lauert, wieder au&uriehten. — Die Strenge des canonischen 
Standpunktes macht (unter Berufung auf Prager Synoden^ 
die für das Gebiet des Westphälischen Friedens wohl 
nichts entscheiden) Schulte im System S. 674. geltend. Die 
Consequenzen des Principe haben indessen auch ilure Ausnahmen, 
wie denn eine solche darin liegt, dass im Württembergischen Concor- 
dat der Papst einem akatholischen Fürsten doch eine grosse Anzahl 
von Patronaten bestätigt hat*)." — 

Absichtlich sind alle in Betracht kommenden Stellen wörtlich ab* 
gedruckt, damit Jeder im Stande sei, selbst zu prüfen. Aus ilmen er* 
gibt sich: 

1) DaAs Richter, abgesehen von dem Citate aus dem Prenssischen 
Landrechte und der Berufung auf Instrumentum Pacis Osnabrugensis 
art. Y. §• Bl. gar keinen Grund für seine Ansicht beigebracht hat, 
sondern diese offenbar stützt durch die Anklage, man wolle das alte 
Ketzerrecht aufrichten, erkenne die protestantische Confession nicht 
ftn, varfahre nicht nationaldeutsch. 

2) dass nur ich genannt bin, mir vorgeworfen wird, dass ich 
die Strenge des canonischen Standpunktes geltend mache. 



1) Wir verweisen dagegen auch auf nniere AusfUhraDgeB im Archiv Bd. H, 
S. 705—709. Wir haben dort gezeigt, daee die einem Landesherrn als 8olchem|, s. B, 
die durch das Concordat dem König von Württemberg verliehenen Patronate, dem Lan- 
desherm in seiner juristischen Persönlichkeit als Begenten sustehen , nioht in seiner 
Eigenschaft als Privatperson. Wenn der Regent als Privatperson auch der protestan- 
tischen Confession angehört, so darf er doch von politischem Standpunkte ans, als Be- 
gent eines paritätischen und (wie es in dem württembergischen Concordate neuerdings 
geschehen war,) die rechtliche Stelhifag der Kirche anerkennenden Staates keinen feind- 
seligen und protestantischen Standpunkt gegen die Kirche einnehmen. Und wie die 
Landesherrn überhaupt alle ihre Befugnisse durch befähigte Organe ausüben lassen 
müssen, so kann man auch verlangen, dass sie ihre Bechte gegenüber der katholischen 
Kirche nur durch Katholiken ausüben lassen. Wenn daher ein jus patronatos regium 
(vgl. über dieses Roashirt im A r c h i v m. 882., lY. 38. und den dort cit. RigantiiM) auch an 
protestantische Landesherren verliehen wurde (wie es in der württ. und bad. Convention 
„mit Bucksicht auf die abgeschlossene Convention" geschah) so lasst sich daraus keines- 
wegs dbr 8ehl«Bs tiehen, dass auch protestantischen Privatpersonen ein ka. 
tbolisches Patronat ■«gestanden werden soUe. Höchstens kann man mit Kcher, Kirishen- 
bann S. 375. und WaUer, Kirchenr. 13. Aufl. §. 235. S. 521. sagen, dass der Bischof 
die von einem exoommunieatns toleratus, oder einem Protestanten geschehene Präsen- 
UiÜMi aatiehtfiieia darf, treiAi er es €i^ gut befindet, aber ea nieht muss. (Ytr^v^,) 
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. 6^- ästm Richter, dit Sache so darattlU, al» atützle ich meine lAlt- 
si<^t blos auf die Prager. Synoden (muss faeiäsen Synode, deiin> idi 
habe nur eine citirt), 

^ 4) dass ich , bewasat. oder unbewujsst ^ diese Pri^t Synode als 
allgemein geltend angefühirt hätte. 

Wie steht nun dief Sache? 

Ich habe ^zunächst (System S. 672 f.) aus allg«meinen, im Geiste 
des katholischen Kirohenrechts wie des canonischen liegenden Gründen 
bewiesen, dass nach diesem Ketseh- ein Patronatsrecbt über eine katholischie 
Kirche nicht erwerben können, dafür positive Stellen des Corpus jar. 
aan., Icatfaolisclie Schriftsteller and den protpstanti sehen Stqphcmu» 
citirt Dann werfe ich die Frage, auf; ;,Hat aber die staatlidie Aner- 
keminng der protestantischen Confessionen hierin eine Aenderung her- 
vorgebracht?" und zeige, dass in Frankreich die Unfähigkeit der Pro;^ 
testanten bis aaf die Bevoluition — ^ seit dieser entfiel die Frage mit 
dem Fortfall des Patronatsrechtes — auch nach dem Staatsgesetze: und 
der Praxis bestand. Hierauf folgt der im Eingange abgedruckte 
Passus neigst der abgedruckten Anmerkimg. In dieser habe ich be- 
wiesen: 

1) dass viele deutsche Oanonisten die reprobirte Ansicht haben, 
bez. bis dahin hatten; > 

2) dass art. V. §^ 31. I. P. 0. gar nicht passt, weil er das 
Maass der protestantischen Religtönsübung festsetzt und 
eisdodt nicht als deren Annexum angesehen werden könne, für katho- 
lische Pfarrer zu präsentiren. Das ergibt der Wortlaut de» art. V. 
§. 31.: „Hoc tamen non obstante (vorher ist den Dissentirenden das 
^^beneficium toiigrandi" gegeben und jeder Zwang zur Eeligionsänderung 
verboten) StatuUm Catholic'ö'rum Landsässii, Vasalli et Subditi cujuscum- 
que. generis, qui ßive privatum Augustarme ConfessionU exerdtium anno 
millesimo sexcentesimo vicesimo quarto qiiacnnque anni parte, sive certo 
pacto aut privilegio, sive longo usu, sive sola denique observantia dicti anni 
hali^uerunt,. retineant id etiam imposterum una cum annexia, quatenus illa 
dieto anno exercuerunt, aut exercita fuisse prohare poterunt. Ckijusmödi 
annexä habentur institutio Consistoriorum, Ministeriorum, tarn Scholasti- 
corum q^am Ecclesiasticorum, Jura patronatus aliaque similia jura, aec mi- 
nus maneant in possessiohe omnium dicto tempore in potestate eorundem 
constitutorum templorum, fündationum, monasteriorum, hospitalium, cum 
onimibus pertinentiis, reditibas et aocesslonibus. £t haec omnia semper 
et nbique observentur eo usque, donec de religione Ohristiana rel linl- 
versaliter, vel inter Status immediatos eorumque suhditos inuluo cop- 
s^n^u, aliter eiiit QQnyeiituiOiy ne quisquwtn quaeumqua xiUa ratione 
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aitt via tnrbetiir.^^ Auf diesen Artikel den behAuptelfen Setz zn 
stütze» ist unmöglich. Dass man es trotadem so allgemein und so 
lange hindurch gethan hat, erklärt sich aus. der Gewoimheit des Ab- 
Schreibens vorliegender Citate. ' Sodann habe ich 

^) gesagt, in einzelnen Diöcesen habe maa die Patronate von 
Protestanten übier katholische Kirchen, ^verboten, mid. hierfür diä 
Prager' Statuten von 1605 citirt, welche die Protestanten „haereüei^/ 
nemieit, ' . w / 

4) für Oestetreieh den Satz des Textes bewiesen/ Auch Ue^ 
habe Idi mich :nur für die Emd iöcese Prag auf die. Prager 
Statuten berufen, dann aber auch geradezu, darauf, dass lUach I. ' P. 
O* i;rt V. §. 38— -41. die Bestimmung des art. V. §. :31.,:aueh wean 
e^ idie Uebung rechtfertige, in Oestetreioh keine Geltung habe,, weil 
er aiif ■ die Erbkinde des Kaiser^: vom Friedensin^trument- selber nicht' 
ausgedehnt ist' Ich^. erkläre .also ausdrücklich; lör /Oesterr^ich könne 
man dch nicht auf den Westphälischeu Frieden berufen^ weil derselbe 
in- dtdsem Punkte nicht gelte; ich beschränke ausdrücklieh die Bestim- 
mutig der Prager Btatnten auf die Erzdiöoeae Prag, welche sich In: 
einem Lande befindet, auf Welches jener Artikel keine Anwendung 'er- 
leidet, — « und gegenüber allem dem behauptet i^tcAfar : „Schulte macht 
die 'Strenge des canonisohen : Standjiunkis geite&d unter Berufung auf. 
Präger Synoden, die für das Gebiet des .West|)häliscien Friedens Ivohl: 
niibbts entscheiden.^ Und Z)ai;e findei esnichJ der Mühe n^erti^, aueh^ 
linr! zu prüfen^ 0b denn, das richüg s^i, soxkderii wiedeffaolt ieiBflie£i; 
jene Behauptung.. Meine Grühde werden durch diese Untersehiebujag,, 
nicht widerlegt' ' Nb oh weniger aber i^t das der Fall mit. idernunde-?. 
stens unpassenden Anklage. Denn „gegenseitige Anei^kennung^ (der 
Gbn&äsianen) besteht nit^ht darin, dass ein Eaäiölik zu Protestantin 
sehen, i ein Pvotestant zu kaltholischen Pfarren piäsenttrt, sondern darim^^ 
das.s>jede Oonfession auf ihrem Gebiete gleiche Freiheit 
und Selbstständigkeit geniesst Hierfür >: habe i6h mich -oft 
und rüekhaltslos 'ausgesproöhen, dass klein Zweifel besteht 'EM Aruf-^. 
richten des Ketzeirreohtel§ ist nur ein. Gebilde der Phantasie^ ich wüsster 
nicht, wer „41^ Sdhmierzen «Ces deuD^chen Volkes yergo^s^iMi • ^e ailten 
Schranken wieder aufvichien^ Willy weiss aber audi nidhet, was damit 
gemeint ist. Welche Schrankea? Die zwischen Katholiken li^nd Pro-' 
testanteü? Seit wann waren diese. idenn gefallen? Oder sollefn etwa 
die Kathoiliken sich stets nur .passiv Verhalten,, damit« sie ja nicht für 
intolerant gehen, nicht in den Geruch kommen, die Protestaaten für» 
Ketzer anzusehen, das Ketzerrecht wieder einftihreü zu rWoUenJ Pro»-, 
tesfant und Katholik haben beide dasselb^i Becht auf Uehu^g ihrer Be- 
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ligion, denf elben Ansprach auf alle bürgerlidien aad politiiekeft Etdito, 
denselben Aniprach aber auch darauf, dass der eine wie der andere 
nach seinen Orundsätzen lebe. Tritt man dem zu nahe, wenn man 
dem katholischen Kirchenrechte auf dem rein inneren Gebiete 
der Kirche unverkürEte Geltung vindizirt? Verletzt «an eine an- 
dere Confession, wenn man Sätze aulBtellt, welche d» Bechft hat? 
wenn es sich nur um die Frage: quid juris est, nicht um aubjecüre 
Ansichten,- Wünsche und dgl. handelt? Was in aller Welt haben die 
Schmerzen des deutschen Volkes, die Schranken des alten Ketzttrech- 
tes zu ihuR mH der Frage : was gehört nach katholischem Kirchenrechto 
zum Erwerbe eines Patronatsrechtes über eine katholische Kirche? Ich 
kenne keinen katholischen Canonisten, der Ka&oliken einen Einfluss 
auf Besetzungen protestantischer Aemter vindizirt, fiir den Staat das 
Besetzungsrecht der protestantischen PredigersteUen , das Kedit per- 
sonae minus gratae zu verwerfen u. dgl. m. als Auafluss der Staats- 
hoheit in Anspruch nühme, — wesshaib setzen aber die protestanti- 
schen alle Kräfte an, damit Protestanten, der protestantische Staat 
nur recht viele Befugnisse in katholisch-kirchlichen Dingen habe? Wie 
im Leben überhaupt Einmischung in fremde Hausangelegenheiten zu 
Reibungen der Nachbarn fuhrt und selbst Freunde zu Feinden macht, 
so ist es auch auf diesem Ctebiete der Fall. Je weniger der Eine sich 
um das Hauswesen des Andern kümmert, je mehr Jeder nur vor sei- 
ner Thüre kehrt, desto besser steht*s um beide. Das hat der west- 
phälische Friede und das Reichsrecht mit seiner Itio in partes und 
anderen Dingen gewollt. Nicht, wer daran hält, verletzt, sondern 
wer die Einmischung vertritt, gefährdet den Frieden der Gonfsssionen. — 

Was aber setzt in Wirklichkeit der westphälische Friede über 
den in Rede stehenden Punkt fest? Es ist eigenthümlich und doch 
buchstäblich gewiss, dass trotz einer ganz klaren Bestimmung des ge* 
nannten Friedens weder Richter, noch Lhve, noch andere protestan- 
tische Canonisten, denen so viel daran liegt, dass Protestanten Pa- 
trone katholischer Kirchen werden können, jene zu kennen schei- 
ne n , weil sie dieselbe nirgends citiren. Art. V. $. 26« sagt wörtlich : 

„Quodsi quoque Augustanae Gonfessioni addicd in ejusmodi bonis 
ecclesiastids mediatis dicto anno dieque [1. Januar 1624] a Cadiolicis 
realiter, plene vel ex parte possessis fura prae$entandi, visitandi, in^ 
spectionis, confirmandi, corrigendi, protectionis , aperturae, hospita* 
tionis, servitiorum operarum hahuerunt, item parochos, praepositofl 
ibi aluerunt, jura Uta Ulis sarta tectaque maneant^ Für die S^ehs- 
unmittelbaren enthält art. V. $; 46. eine analoge Bestimmung* 

Also garantirt der westphälische Frieden den Protestanten nAst 
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den andern aufgezähhen Rechten ancih das PräsentationsTeeht, welches 
selhiga in Betreff mittelbarer (d. h. nicht dem Beiche unmittelbar un- 
tergebener) Kirchengüter , die an dem als Normaltag aufgestellten 1. 
Janu£ur 1624 Katholiken thatsächlich ausschliesslich oder theilweise 
besassen, damals hatten. Darafus ist jene Uebung geflossen, die 
absolut falsch aus art. V. $. 31. dedueirt wurde und im ganzen Frie- 
de&sinsiramenie gar keinen B^den hat. Denn nirgends handelt esr 
sich um den Erwer b des Patronatsrechts, sondern nur um die dauernde 
Garantie eines bestimmten Besitzstandes. Niemals aber ist mir in den 
Sinn gekommen, diese zu bestreiten. Ja noch mehr, ich erkläre zu 
Ende der abgedruc^en Anmerkung 6. wörtlich: 

„Dass aber obserrafnzmässig ki fast ganz Deutschland das 
Gegentheil stattfindet (d. h. Protestanten Patrone katholischer 
Kirchen' s^in können und umgekehrt), ist bekannt; für |das 
Itealpatronat dürfte auch an sieh nach der deutsch- 
^ rechtlichen £ntwioklungnichts(f)^)>entgegenstehen: 
hingegen der Uebergang des persönlichen Patro- 
nats ist in Abrede zu stellen.^ 

Darf ich nicht mit Recht fragen: Lag ein Grund vor zu jener 
Anklage? ist es löblich, meine Beweisfährung durch eine mir fiQsch- 
lioh untergeschobene Berufung entkräften zu wollen? — 

11. Patronatsredhte säcularisirter Bisthümer, Stifter, 

Abteien etc. ' 

Bekanntlich wurde auf Grund des Reichsdeputationsschlusses von 
1803 bis auf die iieueste Zleit Zweierlei beansprucht und faktisch geübt: 

l).Das s. g. landesherrlichePatronat, welches auf der Nach- 
folge der Landesherren in das säcularisirte Kirchengut abgeleitet wurde. 

2) Die Patronatsrechte der später mediatisirten Beichsstände aus 
der Nachfolge in die Güter, womit sie 1808 entschädigt wurden. 

Vergl. über die Streitfrage mein System S. 699 ff. und 705 fg. 
Hier stellte ich die Ansicht auf: 

1) In ein bloss persönliches Patronat hat keine Nachfolge 
stattgefunden, weil dies nur durch Erbfolge (oder in den vom Rechte 
gestatteten besonderen Fällen durch successio singularis) übergeht, we- 
der diese, noch einer der im Rechte anerkannten Fälle des Erwerbs 
vorliegt. Persönliche Patroiiate sind untergegangen, das Beneficium 
ist also liberae collationis (episcopi) geworden, 

2) Wirklich dingliche Patronate sind mit dem berechtigten 
Gute auf den neuen Erwerber übergegangen. [(?) Vgl. unten S. 225. N. 1.] 

Vgl. S. 211. Note 1. a. E. Daa Becht der Auailbung wilrae ruhen, so lang« 
das Gut sich in der Hand des aum Patronat Unfähigen befindet. (A. d. B.) 
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3) War das Bäddarisirte Stift, Kloster u* $. w. selbst PCarrer 
(Beneficiat), so lag kein Patronat vor., konnte folglich auch keines 
übergehen; das Ben^cium warde also liberae eoUationis. 

4) Demnach muss also iu jedem einzelnen Falle die Na* 
tnr des Verhältnisses untersueht werden^). 

Für diesen praktiseh so hochwichtigen Gegenstsmd finde ich einen 
ansdrücklichen neuen Anhalt in einem BescUnss der Beicfasdcputation 
selbst, den ich übersehen, aber auch, so riel nur bekannt ist, kein 
neuerer Schriftsteller erwähnt, wesshalb ich ihn mitlheile^). 

Unter dem 29. Dec. 1802 bes. 10. Jan. 1803 wurden folgende 
zwei Eingaben [abgedr. in Beilagen zu dem Protokolle der aosseror- 
dentlichen Beichsdeputation zu Begensbnrg Bd. III.. S. 364 — 370; 
Ziffer 891. nnd 392.] an die Beichsdeputation gemacht: 

,,Dictatum Batisbonae die 29. December 1802. Ziffer 291. 

Die hocbansehnliche Beichsdeputation Hess es eine ihrer vorzüg- 
lichen Sorgen sein, bei Bestinunung der durch den Frieden von Lune- 
Tille festgesetzten Entechädigungen die Entstehung aller und jeder Juris- 
diktionsstreitigkeiten , so viel möglich zu verhüten. 

In dieser Hinsicht glaubt der Unterzeichnete den weisen und die 
Erhaltung der inneren Ruhe Deutschlands, beförderlichen Absichten der 
hochansehnlichen Keichsdeputation vollkommen zu entsprechen, wenn er 
hochderselben folgende Bemerkungen zu macheu die Ehre hat: 

A. Gründe der Frömmigkeit waren es, welche ehedem die 
Landesherren bewogen, Klöstern und Stiftern verschiedene Pfarreien 



1) Man vgl. nsmentiicli Oerlach das Prädeneationärecht auf Pfarreien S. ^1 ff. 

2) Der Reiohfldepiitattoa8*Haupt8clilass vom 25. Februar 1803 als weltliches Ge- 
setz konnte auoh kirchliche Beohte im Widerspruche mit dem Kirchenrachte gar nieht 
b'egründen. Und dass der R. D. H. S. jenes auch gar nicht im Sinne hatte , das be- 
weisen auöh die Ausspruche des Beichskammer-Gerichts und des Beiohs-Hofraths aus 
dem Jahr 1805 •» Aussprüche der obersten SeibbsgerictiÜ , welohe 'gesetzlieh berufen 
waren , Streitigkeiten über Sinn und Tragweite jener Beichsakte zu entscheiden. In 
dieser Beziehung haben die einschlägigen Erörterungen eines competenten Beurthei- 
lers aus der Zeit des erwähnten Reichsdeputations-Hauptschlusses, worin auf die Ver- 
h«n41nngeji der ausserordentlioben Beichsdeputation und auf die Erkenntnisse des 
Beichshofraths und des Reichskammergerijchts Bezug genommen wirdi unverkennbar 
eine grosse liedeut'ung. Wir meinen den im,l. Heft des II. Bandes der „reichskam- 
mergerichtlichen Miscellen (Giessen und Wetzlar bei Tasche und Maller 1806) 
enthaltenen, in dem |,Kathalik". Mainz 18Ö& Februar, II. Heft S< 16S ff. wieder abge- 
druckten Aufsatz des ehemaligen K. Preussischen Begierungsraths Professor Mayer: 
),Wem steht das CoUationsrecht geistlicher Beneficien, welches die deutschen Fürst- 
bischöfe, Domkapitel und denselben in Dignitäten stehenden Mitglieder, oder auch an- 
der* geiatUebe Glieder in den neu säkularisirten Ländern bisher geübt hatten, künf- 
tig 7u?" — £in Beitrag zu den §§.61. und 62. de« jüngsten Entschädigungsdep^tations- 
Schlusses (y. 25. Februar 1803). Man sehe ferner Histor. pol. Bl. Bd. 42. Hatt 10. 
11. Archiv IV. 289 f. 709 ff. VII. , 54. (A. d. B.) 
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ax girisdichen Besoisgang 2a übergeben 1 und ihnen aus dieser ür«- 
sache den Bezug des Zehenten und anderer Nutzungen zu überlassen« 
Indem Sie hier diese Pfarreien einer moralischen Person, die nie auf- 
hörte zu existiren, überliessen, begaben Sie sich keineswegs der Ihnen 
zustehenden Patronats- und Stiftungsrechte. 

Die eingetretene Säkularisation bringt zum erstenmale die Erl^ 
digung.(Yaeatur} dieser Pfarreien und somit aueh den Fall hervor, 
in welchem das landesherrliche Patronatsrecht wieder in Ausübung 
gebracht werden kann. 

Die Richtigkeit dieses Satzes wird selbst dadurch bewieseui dass 
die Primaten. allein sich als die eigentlichen Pfarrer betrachteten, und 
in dieser Eigenschaft EUostergeistliche als Vicarien aufsteUteUi welchen 
Sie di€^ Beisorgung der verschiedenen Pfarreien aufgetragen hatten. 

B, Unmöglich können die neuen Besitzer der Abteien und Klö- 
ster auf ein Patjifonatrrecht Anspruch machen , das diesen niemals war 
überlassen worden. Noch weniger können dieselben als Laien sich 
dieses Recht anmassen wollen, da die hochansehnliche Reichsdeputation 
Urnen zuverlässig blos dif^/litischen Rechte und Vorzüge der Klö- 
ster und ihrer Vorsteher, ^ineswegs aber solche zutheilen konnte, 
welche die letzten ganz allein nur vermöge ihrer geistlichen Würde 
Jl^esassen. Ueberdies werden 

G. die Unterthanen selbst nie einen Pfarrer, der ihnen von 
einem auswärtigen Landesherren, ohne ihre eigenen Wünsche hierüber 
angehört zu haben, gegj^ben wird, den Grad von Zutrauen schenken, 
welches doch so nothwendig ist, um bei so engen ^und wichtigen 
Verhältnissen alle Quellen von Zwistigkeiten zu verstopfen. 

D. . Das Pat^natsrecht endlich, welches^für den neuen Besitzer 
eiqer Abtei oder Klosters durchaus von keinem Werthe sein, und ia 
dies^ Hinsicht, gar nicht in Anschlag gebracht werden kann, i$t für 
den Landesherm um so mehr von der grössten Bedeutung, als sic^ 
in einem jeden Lande ohne genaue und richtige Haltung der Pfarr- 
und Kirchenbücher und daraus zu verfertigenden Geburts- und Sterbe- 
register durchaus keine wohlgeordnete Polizeiaufsicht denken, vielmehr 
deren Verweigerung von einem Pfarrer, den ein auswärtiger Landes- 
beiar ernannt hat, sich nur zu oft befürchten lässt« 

In Folge dieser Bemerkungen, die blos die Vermeidungen aller 
Zwistigkeiten zum Bewegrunde .haben, glaubt der Unterzeichnete im 
Namen des regierenden H^rm Grafen von Wollfegg und Waldsee, 
B(6ichserbtnich8es3en,.der umgeben von den Territorien der Reichsab- 
teien Ochsenhauseni Schussenried und Münchroth vor vielen Reichs- 
ftänden vielleicht hierbei am vorzüglichsten interessirt ist, folgende ~ 

AicUf Ai ZiMlimwAk vn. 15 
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in der Natur der Sache gelegene und der Billigkeit angemessene Grund- 
sätze zu grösserer Sicherstellung der vorhandenen streitigen Rechte 
wahrzunehmen, und hei der hochansehnlichen Reichsdeputation auf 
nachstehende gesetzliche Bestimmung derselben gehorsamst anzutragen : 

1) dass jeder Landesherr in das Patronats- und Yerleihungsrecht 
auf alle Pfarreien und PMnden, die in seinem Territorium 
liegen, und welche bisher durch Vicarien im Namen Ihrer 
Prälaten als Pfarrherm versehen wurden, wiederum eintrete, 
wobei jedoch, so lange sich Mönche und Geistliche aus den 
betreffenden Klöstern und Abteien vorfinden, die das sech- 
zigste Jahr nicht erreicht haben, diese ausschliessend dazu 
ernannt werden sollen. 

2) Dass dagegen die Besetzung jener Pfarreien, auf welchen 
den Klöstern ein eigentliches jus patronatus zugestanden, den 
neuen Besitzern der Abteien unbenommen bleibe. 

Regensbarg am 20. December 1802. 

Franz Thndäun, 
Reicbserbtnichsess Graf voVzQ j und Traocbburg. 
"V (Ziffer »2.) 
Dictatam Eatiabonnae die 10. Jan. ISOS per Mogantinum. 

Der Unterzeichnete glaubt sich veranlasst zu sehen, der hoch- 
ansehnlichen Reichsdeputation zur Hebung aller Missverständnisse, die 
über den Sinn der von ihm am 20. December tibergebenen , und am 
29. des nämlichen Monats zur Dictatur gebrachten Vorstellung des 
regierenden Herrn Grafen von Wolfegg und Waldsee Statt haben 
könnten, einige Erläuterung vorzulegen. • 

Wenn er im Namen des Herrn Grafen von Wollfegg und Wald- 
see sich berechtigt glaubte, auf die Wiederauflebnng des Patronats- 
rechts über die in seinem Territorium gelegenen Pfarren, die bisher 
blos von Klostergeistlichen besorgt wurden, bei der vorzunehmenden 
Auflösung der Klöster Anspruch zu machen; so war er weit entfernt, 
die geringste eigennützige Absicht dabei zum Grunde zu legen. 

Nie iLonnte es die Meinung des Herrn Grafen von Wolfegg 
sein, sich dabei die eigentlichen Pfarrgüter, den Kirchenfond, oder 
auch selbst die von seinen Vorfahren an dieselben gemachten Sdien- 
kungen, und frommen Stiftungen zuzueignen. Die hochansehnliche 
Reicbsdeputation selbst hat darüber in dem $. 37. des Hauptschlusses 
die zweckmässigen und deutlichsten Bestinunungen gegeben. 

Er hat daher die Ehre, der hoehansehnlichen Reiohsdeputation 
feierlicliBt zu erklären, dass es nmr aus dem einzigen Beweggrunde 
gesehahi um lu verhinderni dass die mit den Abteien Roth, Sohas* 
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ßenried und OchsenhauBen entsehSdigten Stände nicht anf ein 
Patronatsrechi Anspruch machen, das ihnen selbst von der hochan- 
sehnlichen Reichsdepiitation jaiemalfl gegeben wurde^ 

Wei^n es keinem Zweifel unterliegt, dass die mit den angefiihrten 
AJbteien und Klöstern l^ntsohädigten das yolle Recht haben, bei jenen 
Pfarren und Pfründen das Patronatsrecht auszuüben, zu welchen bis- 
her die Prälaten und Klöster als wirkliche Patronen — Weltgeis t- 
iiche — ernannten; so können sie doch unmöglich auf solche Vor* 
Züge und Buchte Anspruch machm, die den ehemaligen Prälaten nur 
i^ der Eigenschaft ihrer geistlichen Würde zukommen. 

Es tritt hier bei diesen Abteien gerade der Fall ein, wie bei 
ganzen geistlichen Fü]:stenthümern. Nur auf die Rechte der abgetre- 
tenen Bischöfe, die dieselben als weltliche Herren besassen, können 
die entschädigten Fürsten Anspruch machen. Die alten Bisthümer sind 
sakulansirt, und ein neues mit dem römischen Stuhle abzuschliessen- 
des Concordat muss die Jurisdiction der künftig mittelbaren Bischöfe 
J^ljmmen. 

Die Prälaten konnten durch Geistliche ihres Klosters an ihrer 
Statt die Pfarren versehen lassen; die neuen Landesherren als Laien 
würden keine Yicarien bestellen können; dless müsste sie veranlassen, 
wirkliche Pfarrer zu ernennen. Sie würden demnach Patronats- 
herren werden — und folglich ein Recht mehr erlangen, das ihre Vor- 
fahren, an deren Stelle sie treten, nicht hatten. 

Religiöse Crrundsätze, aber noch weit öfter allgemeine unglück- 
liche Drangsale waren die Ursache, aus welcher die Besorgung der 
Pfarren an Klöster übertragen wurde. Kriegszeiten, Pest und beson- 
ders Mangel an tüchtigen Weltg^istlichen in den Zeiten des lüfittel- 
alters machten es zur Nothwendigkeit , wenn der Religionszustand der 
Unterthanen nicht ganz versäumt werden wollte, Klöstern, denen grös- 
sere Hilüsmittel , eine beträchtliche Zahl dazu geschickter Mönche zu 
Gebote standen, die Besorgung der Pfarren zu übertragen. 

Bei der fortwährenden Existenz der Klöster war es nun freilich, 
unmöglich, die Patronatsrechte , insoferne sie die Ernennung eines 
Pfarrers betreffen, auszuüben, aber gerade desswegen, weil hier nie 
ein Entschädigungsfall eintreten konnte, kann die Nichtausübung des- 
selben zum Nachtheile des alten Patronatsherm nicht gereichen. 

Dieser, dessen vorzügliche Pflicht es sein muss, für den reli- 
giösen Unterricht und die Sitten seiner Unterthanen zu wachen, ist 
übrigens allein im Stande, ihre Bedürfnisse — ihre Wünsche — und 
Erwartungen genau zu prüfen. Sein eigenes Interesse ist damit zu 
genau verflochten , als dass er nicht um der Wohlfahrt der Gemeinde 
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ohd seines dgeiii^n" Besten willen darauf Rttcksicht nebmen dcOlie. 
Alle diese den Unterthanen zugehenden Vortheile fallen weg, wenn ein 
auswärtiger fremder Landesherr das Beeht auf eine in einem andern 
Territorium gelegene PÜEurre cu ernennen erhält, mid kein anderes 
Geschäft hat, als 4uf die erledigte Pfanre ein neues fiidividuum A 
bestimmen« 

Dies war bisher nicht der Fall — jeder Prälat belSiss sich vor« 
sügUch, solche Männer als seine Vicarien anzustellen, die, frei von 
allem Tadel, sich blos ihre Pflichten genau zu erfüllen strebten. 

Im entgegengesetzten Falle konnte der Landesherr von dem 
Prälaten die Zurückberufnng desjenigen Geistlichen fordern, der ihm 
zum Missvergnügen Anlass gegeben hatte. Hiermit konnte sich' d« 
Landesherr um so mehr beruhigen, als er in dem Falle, wo er selbst 
ald Patron eine Pfarre besetzt hatte, nicht mehr im Stande war, den 
G^eistlichen, der seiner Erwartung nicht entsprochen, eigenmächtig 20 
fentfemen. 

Der Unterzeichnete glaubt daher, seine erste Bitte bei der hodi* 
ansehnlichen Reichsdeputation dahin wiederholen zu müssen, dass 

L jedem Landesherm das Patronatsrecht über jene Pfannen, die 
bisher von Mönchen (Expositis) besorgt wurden, bei der nüh 
eiQgetretenen Säkularisation neuerdings bestätiget werde; wo- 
bei jedoch, so lange sich Geistlicfae aus den ElSstern und 
Abteien vorfinden, die das sechzigste Jahr nicht erreicht haben, 
diese bei Besetzung der Pfarren ganz allein angestellt wer- 
den sollen; dagegen 
n. das Patronatsrecht der mit den besagten Abteien Entschädig- 
ten theils blos auf die— in ihrem Gebiete gelegenen 
Pfarren beschränkt, theils sich nur auf jene erstrecken solle, 
wozu die bisherigen Prälaten als Patronen — Weltgeistliche 
zu ernennen geuöthigt waren. 
Dadurch glaubt der Unterzeichnete die Gränzen seiner Bitte 
genau bezeichnet zu haben, und so allen Streitigkeiten zwischen jenen 
Landesherren, in deren Gebiete solche Pfarren und Pfründen liegen, 
und denen mit Klöstern und Abteien Entschädigten, soviel möglich 
vorzubeugen. 

Regensburg am 6. Januar 1803. 

Franz Thadäus, 
Reicjiserblrüchsess Graf von J5eü und Traucbburg. 
. Es ist weder nöthig, die Iiistorischen Unrichtigkeiten, oder die 
juristischen Fehler dieser Eingaben hier. zu beleuchten, noch aufmerk- 
sam zu m£^ph^, class sie manche wichtige Gesichbpunkte enthalten. 



Die Deputation Hess sieb gar nicht -darauf ein, sondern besohlosB 
(Protokoll der ausserordentlichen Beichfldeputation zu Begensburg. 
Regensb. 1803. Bd. II. 8. 757.) in der 38. Sitzung also: 

,,Da bei dem bekannten Unterschiede inter jus patronatua laieale 
^ ecclesiasticum alles auf die eigentliche Natur eines jeden 
einzelnen in Frage stehenden juris patcoaatus ankomme: $o 
. .könne man hierunter keine Grundsätze festsetzen, sondern müsse 
desshalb alles dem gütlichen Uebereinkommen.^ oder der Eut- 
aeheidong der Behörden überlassen.^ 
BGLerin ist doch offenbar deutlich ausgesprochen: 
l).;Alles kommt auf das Stecht an. Das hier in Frage stehende 
Recht war kein. anderes, als das Kirchenrecht. Denn es handelt 
zieh hier nur um g^Bistliche katholische Territorien , für treldhe dies 
kdnes Beweises bedarf. Das erkennt auch §. 65. fi. D. H« 8» an, 
nach dem „die bisherige Religionsübung eines jeden Landes . gegen 
Aufhebung und Kränkung aller Art geschützt sein soll,^ weQ nach 
dem weatphälischen Frieden, wie aus zahlreichen §§. des Art. V. 
hervorgeht, und überhaupt dem Im Reiche geltenden Rechte unbe- 
ztrittenermaassen die Religionaübung in sich begriff das Jus dioece- 
sanum und die< „jurisdictio ecclesi^stica,^ für wakhe die Sätze des 
IBSrchenrechts maassgebend waren. Uebrigens gab es auch 1803^ In 
Jendn Ländern rücksichtüdi dieses Punktes gar keine» mit demSir- 
chenrechte u Widerspruch stöhende ' Gresetze« Da nun §* ^3> R* D. 
H.S.. ausdrücklich diiesen Zustaii^ garantirt, da dessen $. 60. ebenso 
ausdrücklich den Landesherm nur in Betreff der Civü- itud Militär- 
administration „freie Hand^ läsat: so folgt mit Noth'wendigkeit, dass 
auch kein Landesherr berechtigt war, hierin eme Aenderung zu treffen. 

2) Nach dem geltenden Rechte . ist genau zwischen Laien — 
nnd geistlichem Patronate zu unterscheiden, in jedem einzelnen Falle 
gibt die Natur des Patronats den Anschlag, die .Grundsätze bietet das 
Kirchenrecht Dies ist um so' wichtiger, wenn n^m die Grundsätze 

^des Kirchenreehts genau erwägt. 

3) Ez ist Alles dem gütlicben üebereinkommen oder der Ent- 
scheidung der Behörden überlassen. Mit wem man übereinkommen 
<itaüsse und welche Behörden entscheiden, Ist nicht gesagt und 
brauchte nicht gesagt ztt werden. Denn nicht die verschiedenen neuen 
Herren können es sein, well ihnen allein- naefa dem Rechte gar keine 
Entscheidung In Patronatssachen zustand. Solphe stand allein zu den 
Bischöfen, überhaupt dem Inhaber der geiiMlidien Jurisdiction. Diese 

^ aber blieb nach $. 62. des^ B. D.H; 8. • ungeschmälert, weil ^die erz- 
wnA bisdiefliobeA DHteeseb iin'^ihreäii' bisherige Zustande TwbliAen, 
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bis eine andere Einrichtung auf reiclugesetsliche Art getroffen sein 
wlrd.^ Das ist aas den Abstimmnngen der Reichsdeputationsmitglie- 
der aufis deutlichste ersichtlich (vgl. z. B. Protokoll I. S. 267. Kur- 
sachsen, I. 285 t Hoch- und Deutsehmeister, I. 354. Kurbrandenburgy 
874. Bajem, 384 ff. Württemberg) und in dieser Intention ist jener 
§. 62. formulirt worden (vgl. Conclusum in Prot I. S. 430 t) Es 
stand also fest, dass eine neue Diöcesaaeintheilung nur durch Verein- 
barung der Landesherren mit dem Papste stattfinden könne, bis dahin 
die alte in voller Kraft bestehe. Dass dne Aufhebung oder Aen- 
denmg des kirchliehen Hechtes durch die Landesherrn fUr £e innem 
Verhältnisse der Sarche auch nur geschehen könne, ist weder der 
Deputation noch dem Reiche in den Sinn gekommen. 

4) Hieraus folgt, dass also entweder durch Vereinbarung zwischen 
dem betreffenden Landesherren, bes. sonstigen neuen Herren der Stifter 
etc. und den respectiven Bischöfen die Patronatsfrage zu Iösmi war, 
oder es auf die Entscheidung der fär diese Fragen zuständigen Ge- 
richte, welche nach dem Kirchenrechte ihre Urtheüe ffiUen müssen, 
ankam. Jener Weg ist in neuester Zeit in Baden, Württemberg und 
auch in einigen anderen Ländern eingehalten; gerichtliche Entschei- 
dungen sind ebenfalls manche erflossen. Jedoch hat man s<dche viel- 
fach gegen das Becht dadurch unmöglich gemacht, dass man diese 
ganze Frage im Wege der einseitigen Staatsgesetzgebung ordnete. 
Dies weiter hier zu verfolgen ist meine Absicht nicht, die nur auf 
die Feststellung der Grundsätze geht, die sich von selbst ergeben. 
Diese sind: 

a) Nach dem Kirchenrechte streitet die Vermnthung für die freie 
bischöfliche Collation; jene Ausnahme ist also zu erweisen. 

b) Nach dem Ejrchenrechte streitet die Vermuthung dafür, dass 
das Patronat ein persönliches sei. Diese Vermuthung ist aller- 
dings durch partikuläre Entwicklung in Deutschland nicht zur unbe- 
dingten Geltung gekommen, aber ebenso wenig durch eine Vermu- 
thung für die Dinglichkeit des Patronats überwunden.- Es muss 
demnach in jedem einzelnen Falle die Natur des Rechts festgestellt 
und bewiesen werden. 

c) Das Patronat ist ein jus patronatus laicale oder ecclesiasti- 
cum. Als ecclesiasticum erscheint jedes, welches einer persona eccle- 
siastica als solcher zusteht. Die Bischöfe, Klöster und andere geist- 
liche säcularisirte Corporationen u. s. w. waren unzweifelhaft pereonae 
ecdesiasticae. Hieraus folgt mit Evidenz 

d) dass deren persönliche P^tronate geistliche waren. 
Als solche konnten sie nicht auf einen Lai^ kommen | ausser duroh 
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eine Concession oder Genehmigung des Papstes. Soweit eine solche 
nicht erfolgt ist — dies geschieht z. B. im bayrischen Concor4at 
Art. XL — gingen mit dem Aussterben der Patrone die Beneficien 
in die freie Verleihung der Bischöfe über, weil die neuen Besitzer 
nicht Nachfolger der Bischöfe, Äebte u. s. w. als Bischöfe, Aebte etc. 
sind. Die Pflichten der Unterhaltung der Kirchen u. s. f. sind in 
diesen]^ Falle auf die neuen Besitzer nicht aus dem Grunde überge- 
gangen, weil sie die Güter der Patrone erhielten. Solches folgt schon 
daraus, dass der Patron nach dem Kirchenrechte als solcher nicht 
direkt haftet (mein System S. 648 £f.) Zur Aufbringung des Auf- 
wandes bleiben gleichwohl die Besitzer aus einem doppelten Grunde 
verhaftet Sie haben durch die Säcularisation Kirchengut, Ein- 
künfte aus Kirchengut, bekommen, mit den Pflichten, die an diesem 
hafteten nach dem Hechte, unter dessen Herrschaft das Gut zur Zeit 
des Erwerbes stand. Nun sind die Personen, welche Einkünfte aus 
dem Kirchengute haben, zur Baulast etc. verpflichtet (mein System 
a. a. .0.). Folglich sind erstens die neuen Besitzer aus diesepii 
Bechtsgrunde zur Tragung der Baulast verpflichtet. Zur, Auf- 
bringung der Kosten dieser Art und aller übrigen, die der Kirche 
obliegen (Herstellung der Congrua, Kosten für den Cultus u. drgl.) 
sind die neuen Besitzer aber auch zweitens durch die Bestimmung 
des Reichsdeputations-Hauptschlusses, auf den sich ihr eigener Be- 
sitztitel gründet, im §. 35. gehalten, der sie dem Landesherrn zu- 
weist prindpaliter „zum Behuf des Aufwandes für Gottesdienst.^ 

e) Bei den dinglichen Patronaten muss aber unterschieden 
werden. Die Güter, an denen das Patronat haftete, konnten mehr- 
facher Art sein: 

a) Beichsständische Territorien (Fürstbisthümer, fürstliche oder 
reichsständische Abteien u. dgl.), 

ß) die Domcapitel, 

Y) die übrigen Stifter (CoUegiatstifterj Abteien, Klöster. 

Pas an die neuen Erwerber gekommene Vermögen der ersten 
Classe (sub a.) hatte theils die BestimmuDg zur Dotation des Bischofs, 
Abts etc., kurz des geistlichen Fürsten, des Bisthums, der Abtei 
u. s. w. zu dienen, theils war es Landesvermögen. Zu jenem 
gehörten alle Güter der mensa episcopalis. Sie wurden nicht zusam- 
mengefasst mit dem Ausdrucke bischöfliche Domänen, worunter 
sie auch der B. D. H. S. im §. 34. begreift, und waren unzweifel- 
haft Kirchengut, waren Eigenihum des Amts, als solches erschie- 
nen sie niemals als weltliches Gut. Dies ist eine durch die Geschichte 
zuf Genüge erwiesene Tbatsache (vgL mein Lehrbuch der deutschen 
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Rechtsgescliichte S. 191 ff. und Z'öpfl, Alterthümer des d^tsehen 
Reichs und Hechts 11. S. 1 f. — 120.), und fcir die spätere Zeit dturcli 
die Bestimmung des westphälischen Friedens, dass die Religionsän- 
derung des Inhabers von selbst den Verlust des Amts mit sich bringt 
(Beservatum ecclesiasUcum zuerst in R. A. v. Augsburg 1555. §. 18., 
dann I. P. 0. Art. V. §. 15.), unbedingt garantirt. Alle Güter dieser 
Art galten als geistliche Güter, welche durchaus such unter der 
Herrschaft des Eirchenrechts standen. Wenn nun et?ra an einem 
Gute bei dem Erwerbe oder Anfalle an die mensa episcopalis, Abtei 
u. 8. w. ein Patronatsrecht haftete, so ist das eo ipso zum geisflfchen 
geworden, weil es nun einer persona ecclesiastica als solcher zustand, 
weil das Gut ein geistliches geworden, auf Laien nicht überging. Der 
'Erwerber zufolge der Säcularisation hat nicht das Amt des Bischofs 
u. s. w. erworben, sondern nur das seiner geistlichen Eigen- 
schaft gesetzlich entkleidete Vermögen. Mit diesem konnte 
kein Patronat übergehen, weil dies geistliches war, Wo es überhaupt 
bestehen geblieben war. Dies aber fand nur in Territorien ätatt, 
deren Herr nicht jurisdicUo episcopalis hatte. In den Territorien 
letzterer Art waren solche Patronate mit dem Erwerbe durch die Bi- 
schöfe etc. untergegangen, weil diese in ihrer eigenen Diöcese nicht 
Patrone sind. Die Lasten, welche vor 1803 dem Bischöfe, Abte etc. 
d. h. der Barche, also dem Eigenthümer oblagen, gingen 1803 aus 
dem schon angefahrten doppelten Grunde auch hier auf den neuen 
Erwerber über. In den geistlichen Territorien gab es aber noch viele 
Güter, die an die neuen Erwerber kamen, ohne dass sie Vordem dem 
geistlichen Landesherm als solchem gehört hätten, nämlich Güter der 
Stände, einzelner Aemter, Landesinstitute u. s. w. Das ganze Lan- 
desvermögen im Gegensatze des Mensal-Domänial-Gutes kann nicht 
als geistliches Gut gelten. Die mit demselben verbundenen Patro- 
natsrechte müssen als übergegangen gelten, ohne Rücksicht auf die 
Person, welche früher etwa das Präsentationsrecht ausübte. Auch 
muss dasselbe ohne Zweifel bei persönlichen Patronatsrechten ange- 
nommen werden, welche die Stände hatten gegen Tragung bestimmter 
Lasten durch das Land, die städtische Kasse u. dgl. In dem einen 
wie dem andern Falle ist auf das neue Land, bez. den Letten Er- 
werber die frühere Verpflichtung von selbst übergegangen. 

Was die unter ß. und y. genannten kirchlichen Institute betrifft, 
so muss unterschieden werden, ob das Institut selbst Pfarrer, über- 
haupt Beneflciat war oder nicht. Jenes lag vor bei der sog. inc(/h- 
poratio plena^ d. h. wenn ein Beneficium in seiner Totalität, mit 
Amt und Vermögen, dem Kloster, Stifte einverleibt wurde. Hier 
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int dM Stift etc. -Benefleiat. Ifit dessen Portfall ist das Beneficium 
Tacant gewordefi, also Tom Ordinarlas, weil kein Pätronat bestanfl 
imd kefoes bestditi tn besetzen. Solche BeneAeietk sind also liberae 
eollationis. Vgl. mcfin Syst S. 378 f. 520»., 706 f. HIeraä zureiMt 
wohl jetst Nieittand. Die Lasten gingefn auf die neuen Erwerber 
4Eb^ als hidtebd an dem Ghite nnd kraft der Bestiminong von R.' 0. 
H. S/ §$• 95. 86. In der Regel wird man diese initorporaifo 
plena' daran erkennen , dass bei Incorporatioaen' an Stifter entweder 
Aer Propst, Deehaht/oder «in änderer Prübendai den Ttteldes Beneflciaten 
iBDhrte oder auch geradezu das Stift seFbst; d^ die enra aninfamaii 
däis benefidom Administrirende hingegen bW admitdstrator war y tom 
Bischöfe nicht infetitxiirt, sondern blös pro cura animartiitt ap]>^iro- 
Ulrt wiude. Diejenigen, welche EäSstem incorpörirt waren; Wurden 
BtdsliefiiS dur^h* Regulairen adninistrirt, die der Obere elnaetate, der 
Bisdhof aplirobtrl^. Jedoch' brachten besondere -SHUftungOn etc. '%l8- 
weilen ein Anderes mit sich| so dass stets fQr den etnaelnen Fall der 
Beweis Offen bMbt. - < 

Anders aber' verhielt sidi die Sadie, wenn das Stift, Kloster ntir 
die bona benefieii, nicht das officiam, besa^d, bei der sog. incotpc^ 
¥qM0 mmtto plen».>' biet ist gewöhnMdi — natürlich ist der Gegen- 
beweis ztQässig '-^ das Stift oder Kloster Patron gewesen nnd zwitf 
ex jure patronatite #Mi. ^rsdbeint ^es nun auch als geistliehea, ao 
lange das Stift ei^-besass^, ^o stand doch, da es bis «dr Sficularisation 
in Kraft bliebe dem Uebergange des Patronats mit dem berechtigten 
Gute ebensowenig etwas im Wege, als dies der Fall gewesen 'Wftre 
i)er^ einer ' Seitens dei^ Barche selbst "rorgenomnienek^ Veräüsserung des 
Gutes.' 'Däss die SSouiarlsation von dem Papste nicht aneikamit 
wurde, kann für Deutschland nicht geltend genlacht werden [?]; In der 
Regel ist dieser Fall' ^ichbn dadurch erkennbar, dass der die cura 
änimanmi führende* Geidtliche den eigentllehen Beneflciatendtel (pa- 
rochus u. s. w.) besass, auf Vorschlag vom Bischöfe inatitiiiirt nnd 
installirt wurde, dass Reguläre einen Weltgeistlichen präsentiren mussten, 
kurz das beneficium in titnlam TMlkhen Würde.' llit den Gütern 
ging atts den wiederholt henrotgefaobenen Gründen die I^ast selbst 
auf die neuen Besitzer fiber^). 



1) Hierzu, so wie der oben S. 215. geäusserten gleichen Meiniing des Herrn 
Verfusers gtgenUber können wir jedoch die Bemerkung nicht nnterdrUcken , dass, 
wenn das Gut nicht mit Beoht'Yon der kirohUiBfaeB Anstalt aof den, -Staat übergegan- 
gen ist, anch nicht das dem Gute anhafteade Pätronat auf den Staat iibeB;g0hen konnte 
und dass dazu mindestens der Consens des apostolischen Stuhles vorangehen milsstei 
bevor ein Bischof dem Staate die Anailbnng eines solchen Patronates zugestehen 
könnte. Denn, dass die OrnndBÜtae des Kfarohenreohts in diesen Fragen entsoheiden, 



Mit den hier statairten Grandflitzen attmint genftu der & D.H. 
S. $. 86., welcjier lautete „Die namentlich und förmlich snr Eq(- 
echfidignng as^ewiesoften Stifter, Abteien mid Klöcftor (diefie endudten 
äe S$. 2. 26,), sowie die der Disposition der Landesherren üb^lae- 
••mi«!, gehen überhaupt an ihre neuen B^itzer niit. allen Gütern, 
Beeilten, Kapitalien und Einkünften, wo sie mxb hnmer f efegen sindp 
über» sofern oben nicht ausdrückliche Tr^nuiigen festgesetzt werben 
Mndf^ Denn wenn hier unter 4en Rechten imch <4ebt blosse Ver- 
mttgensrechte gemeint sind, konnten nur die übergeben, die sie ibe- 
saasen. Ob süe Pationat9reehte hatten» hing von der Besduiffenheit 
des Falles ab. Diese Absicht ist durch den oben abgedruckten Ba- 
sohluss um so klarer, als derselbe trotz der Eingabe,, welche dei^ 
lieh «icht blos Patronate begreift, sondeipi gerade an die Stelle des 
finrtgelallenen Pfarrers etc. das Besets^ngsredit des Landeshecm at«^ 
tnjrt.yrissem woUte, sich nur auf die Patronate eii^liess, und hier die 
geistliehen von den weltlichen schied. 

Das Gesagte nochmals znsammengefasst, ergibt si<^ für die 
Frage: welche Besetaun.gareeht« haben die Erwerber be- 
kommen? die Antwort: 

1) Die persönlii^en eineox geistlichen Landeaherm, Klost^, 
Stifte zugestandenen Patronatsoreehte sind unteigegangisni die Bene- 
.ficien in die freie bischöfliche Verleihung gekon^en. 

2) Die persönlichen weltlichen Patronal^ d<^ frühem Stände 
andrer weltlicher Institute sind diesen geblieben bez. auf das neue 
Land, den Landesherrn überg^angan. 

3) Die Besetzungsrechte der Fürstbii|chi$fe und exemten Prji- 
laten (Qrdinaril) als solcher waren kein Ansfluss einee Patronats, sind 
also fortgeMlen. mit dem gleichen Erfolge. 

4) Bei der'incorporatio plei^a ist mit der > Aufhebung des Stifts 
etß. die VaoaniQ des Beneficiums eiagetveten, desaeu Besetzung dem 
Biechofe zusteht. 

5) Stand einem Stifte oder Kloster ein Bealpatronat au, ao iat 
dasselbe mit dim GUtersi übergegapgen [?] i). 

6). Die an andern als den Domanialgütem der geistlichen Lan- 
desherren haftenden Patronatsrechte wurden von den neuen Besitaem 

3. 

erworben. 



weisen j« die AasfUhrungen des Herrn Verfassers sdbst Ubersengend oaeh. Kmi Ter- 
Vlnde damit unseren Kachtrag sn dem Artikel. (A. d. R.) 
1) Vgl. die Note auf der ▼origen' Seite. 



Vming, Die PatrüNtiiwhlllnlwe in rrenwen (f aderborn» IfftiiBter n. s. w.) Mf 

üeber 4ie PatronaitsTerhältmsse in Preussen niid den Eölfier 
Patronatsstreit. 

. .. Bn Nachtrag zv der Abbandlnng Scbalte's von Dr. Vering. 

WAbrend' ier Correctur der vorstehenden Abliandlimg des Herrn 
Professor Sthtäte gehen uns suverlässige nfthere Kachrichten über Aen 
(ta Archiv Bd. YH. S. 164. bereits beUSufig erwähnten) Blareit 4ar 
preB Dflischen Regiem^ mit dem Gardmal-Enbischof von Köbi m B^ 
teeff der Pätionalsfeehte zu. 

Die Bisehöfe von Paderborn nnd Münster haben^ wem wir niefat 
inren^ im Jaiire 1854, eine Yereinbartmg mit der Begi^rang in Betreff 
der Patronatsverhältnisse geschlossen, weldie vom Könige gendkaiigt 
wurde lind in d^n betreffenden Diöcesen in praxi befolgt wird Die- 
selbe entspricht such bis anf einen Punkt den Nonnen des kaneoi- 
sehen Be(^tes. Der §. 8. der Vereinbarung lautet nämlich: ^AUe die- 
jenigen Stellea dagegen, su welchen aufgehobene Stifter, Klöster oder 
andere kirchliehe Corpörationen, als Corporationen vermöge eines wiA- 
lieb vi»handenen Patronatsreehtes, präsentirt haben, unterliegen wie 
bisher, so auch femer dem fidulischen Pattonatsrechle.^ 

S^iulte hat im Vorstehenden übarseugend und mit neuen Oran- 
gen nachgewiesen , dtes ein soidier Ansprudh der Staatsgewalt nicht 
recbdich beffrlindet sri. Er glaubt jedooh, dass die einem Stifte oder 
Kloster zustehenden Realpatronate mit den Gütern bei der Säcu- 
larisation übergegangen seien. Freilich nimmt Sehulte nicht, wie Iftn- 
McMus hl der seinem Lehrer Professor G(msistoriah:ath Biehter ge- 
widmeten Sdirift üb« „das landesherrliche Patronalsrecht^ geg^über 
der katk)liseheu Kirche^ (Berlin 1856) gethan hat, ohne Weiteres ein 
dingliches Patronatreefat afr, wo ganz klar und unzweifelhaft blos per- 
sönBehe Patronate vorliegen, wie z. B. in dem Falle, wo das Kloster 
auf seinem Onmd und Boden eme Kirche fundirt hat (Vgl Hin$diM$8 
S. 33;); sondern Schulte will hier nur etwa da ein dingliches Patronat 
annehmen, welches durch die Säcularisation auf den Landesherm als 
suecessor öbergeguigen sei, wo es seinem Ursprünge nach auf einer in- 
corporatio mliHis plena beruhte, d. h« auf einer Incorporation der Tem- 
poraUen eines Beneflciums an ein SSoster oder eine andere kirchliche 
Corporation. 

Die Biehtigkeit der Orttnde, aus denen Hinschins die Suceession 
des Staates und die Besetzungsrechte der durch die Säcularisation von 
1803 anfgebobenm Klöster und Stifter zu beweisen suchte, ist schon 
in emer eingehenden Besprechung sdner Schrift im Archiv Bd. I. 
ISL 64S ft (V^ auch die Becensiim in der Katholischen Utoatwneitag 
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1857' N^. M.) d^prgetban wordm. (O^gen'dio oor^l^e Aiisd(3h|t|ng 
des sog. dinglichen Patronatsrechtes sehe man auch Rosshirt im Ar- 
chiv Bd. IV. S. 3 ff.) Wie in einem für die vorliegende Frage sehr 
belehrenden und gründlichen Artikel (von Df. Maas) in den Histor. 
<pT>Ht. Bl Bdi'4£. Heft 11. S. ;653 ff. (vgl Aj^hi¥ .Bi£/^iy. S. 
709 ff.) am^efüirt ist, überEeugt aaek ehi. näheeBr 'Eibblid^ li<.die 
iMblrdehen Dokumoate fibihr gesdheh^ne kirdiliche F^fisentation^D "SO- 
-fcrt / dass kii ohlibhe Oorporationen stete als asKwaliache Pdf ^awenr, 
und nicht als Grundbesitzer präsentirt, d. h.. stela ^peiiöiäiohtos .»iid 
ilie ehi 'dlofglkhes PAtronatsrecht ausgeäbt haben. Letstetfes lät dem- 
naeh,' auch weBon es exisört hätte, ii«ii usu per.longaeraBAi.tempnsrar- 
'Idschren, undes existirte vur Zeit decSä^uliaxiflfttioii de juite 
d facto nur ein persönliches Patronatsr'eehit der 'kirehli- 
-ci^eB Oorp oratio neu. Det^ Staat, welchei* »aiirchndie SSoalarlsa- 
üdn Atir die nutsbare» weltUohen GMter der Uor^'iur. ,;Erleiehtertmg 
-idcr Piöanzen" (Vgl. S- ^5- 3«. de« R. D. H. S.'.untf di»»16: und S». 
'8lt2ung der ausserordenüidien Itefchs-Deputation) undifFerritorialent' 
«dbädigung' ehigezogetien Urcfali^hen Corpetmtioileti erhielt, kknut dteen 
persönliche kirchliche Rechte nicht beanaproehen, um so mehr, aia-das 
Patrönat kein Jus temporale sondern ein jus spiritnali annexutn ist, und 
als das persönliche Patrouat > ftberhatipt mit eiüer UAiversitlus rerubi 
nicht veräussert? werden- kann. Die' p^söidichen PÄtrönatä (OciB4tor- 
rechte) der sä6tilari8h*ten kirehlichen Gorpöraüonen ' gehören^ demnach 
keineswegs dem Staate an. «^ '■■ 

Wollte t&ah atf eh- theoretisch atinehnied, dass est ein dingüclies 
'Patrotiatsredht der fefrchliclieii Oörporaiionen gegisben habe, tihd dass 
«dieses an den ' Landesberm, der die quasipatronitttiereehtigte Sache «Ve- 
MttEt, gekommen sei, so wird si6h dn isrolehes bur seb^MJelleti bewei- 
sen lassen. ' Und wenn äu(^ in einem con(»eien Falle ein^ diilgfi^hes 
Patronatsrecht, das einer aufgelrobenenkirchlioheta'Cörpbrtttle* züge- 
'etanderi hätte, wirklich naehgeWiesen würde , so "könnte' doch "ohiie 
einen »besohderen päpstlichen Indult ein solcher Uebiergang < nkht « aai- 
gfen^ommen werden. fVgl. auch = PhiUip^' Lehrb. des%Kireftli-R. » $;* 14€. 
e. 852. $. i4(K S. 3S8.) Denn da -tfä» Patrottgtsi*wht, i»efr:'das 
»dingliche, ald dn jus spirittfaB aimexnm sieh' nach' ^cieä Noraieta 'A^s 
kirchlichen Rechtes richtet, wie dieses nach den Ausfiihnitigefl'von 
iÄi^««ö.(oben 8. 221., vgl. atteh S. 2ie. Notö^^) 'aöfch^^^on der 
• ausserordentlichen Reichsdepntätioü und im Wi: D. Bi Bv s^bst (§. 6i8. 
verbunden mit $. 60.) anerkannt' wurde,: so kann .aiaoh '4ii* ¥ebeHMi- 
l^ung des Patinonatsreehtes^nur auf einen vom 'kinMlekai Reifte» «k- 
aMittMI;eu 'llltel >hi&,^'^ des^dittgUiehett' nur üurch - eii^« jreditlläUs^e 
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EfWttbimg dediOnted^! nibht-dnreh «liieii Akt deor SpoibüM .aa te 
Kbehe selbst geschehen (da ja- ein- Eingriff Om PatraiB In die ¥er- 
mögensrechte der Kirche sogar den Verlnst de« PatronatdEachtaiiniudi 
aiob- sieht f Coac. Ttident. aesaw 25. de teL c. 9.). 

Die^'ßädolajnsation ttt 'YwaPapate amh.nie für einen jreehtMfi^ 
aigen &rweri)slitel ethlärt wordon^ WenH zwei Biadiöfe dSe oben äat 
geftilirte €onctBsion an 'ffie prMumiaoln RegMrtmg gemacht haben, .frei* 
lieh geg^n «Be in der ^mekiaamen' Denkschrift der. prenspiadhan Bit 
i^hdfe roa lM9-tereinbairtfln Gfundaätiie und som NachAeile^ der 
Übrigen^ soke^nn^n dadurch die iGrun^ätie des^ kkcfalichen Rec^rtei 
selbst nicht abgdJKiidert werden« Denn wie wir .schon früher Im A^r-» 
chiv Bd«^ L Sv'(&5d :ff. aiHigefilhrt .haben, es ist eine bischöffiehe Ver- 
fügung nicbtig,' 'wenn sie gegen «das jus oommune^. Terstöast^ deasea 
Ablndemng'nur'.iroih Papst» rechtlich gestattel werden kaiin« Uebrl? 
gens' haben aieh die betraflendcnBisohöfe selbst« das kirchliohe Ree&t 
daÄrrdn gewähi«) daeseieitflir ^e Vereinbarung die Approbatien des 
aIHwtOlisehen Stohled Torbekalten ihabe», weleher seine Grands&tse 
liberale Ber^chÜgli&g der in §. 2. gesteifte» Patronate klar genug 
attfige6pfo>chen hai*^(Vgl. hamenlUoh die-Esposizione dei seatimeati di 
sna Santl¥4> w' 36.* n»d dazu PMUps Lehrbuohj* des Kirehenre^ha 
§. 140. B.' d;^8.' Noke da a. £.) Von einem der betreffmden Bischdft 
ilit die päjystHkshe^ Genehmigong der Vereinbanmg bereits 186a bean* 
tratgtlrird^n, indessen' hat der ^pstliehe Stnld bl« beate auf das 
Oesnch' tioish keine Antwort ertheilt« 

IV^mn db^ naeh'den Grundsätzen dei kkchUohen Rechts-dein Staate 
keininr Ül 'Snccfesfidto in die Patronatsreckte der au^ehebenen kkrehr 
licbenGort^oraCionen zusteht, so kann äneh gemäss der in §. 16. und 18. 
der^preussfächen Verfassung >garantirien Selbstständigkeit der Kirche 
nä^h d^nb bürgeriidien 'Gesetze kein selcher Anspruch mebr anerkannt 
werden. ^'Denn wie in > eiüer aiideren Bea^iehnng' ein (weither unten: in 
dieseitaf fHeft^ des Archivs mitgetheilties Efkenfttniss des Biieiilisdien 
'A^peQätidiil^^G^richt^hbfes vom 9. Januar 186^ ausführt, könn^- bd 
all^ki Fr^gto' ober kitchlich^ Beoht&vkhältnisse auch vor dem bürger- 
lichen Gerichte ntir die Grundsätze de^ Ekchenrechtes massgebend 
sein» Und'd^ die katholische Ekohe ihr eigene«, bestimmtes, ganz 
vblf ständiges Patrönatsrecht hat, fio braucht Hiditflir 9ie erst ei» nebes 
Pätron^tsg^d^tz ^«liieh^ffen zu werden , wie es allerdings ffir die P#- 
trölia^e6bte" in dei^ evängelilsi^hen Kircbe-in 'mannigfachei- Hinsicht 
bothwcinffi^'s^ih mag tnd desshalb inArti 17. der preusiisehen Vdr- 
fiaäsung^ur&iindd'lil Adssfcfat gestellt ist Eben nrft Bttcksiicht darauf, 
dä'sä' mö'^ttt^er W^W abeir ^ueh ein i^reusrisdies Pairottatsgesetz iilr 



fitO Vmw^. Die 

«e k«Üioll0dM KirdM bMibsiditigt werden ktoote, lialioi frfe vW ffir 
sehr wilnschenawertili, wenn die hier einecMagenden Prmdplan-Fmgen 
ml^liduit echaif featgestellt werden. 

Ob die Regierung am Ende einige Patrcmale habe / int yerh&lt* 
niMBifissig eine Sache von untergeordnetem BedeatBng»..In. deif> ganzen 
Diöoese Minster hat z* B. die Regierung in Folge der .Yeveiitbanuig 
noeh ein Patronat auf etwa vierandzwmzig Pfründen^ «nd eie übt e« 
gegevwirtig durchaus in den Sehranken des Patranatsreohtesi so. daas 
im Wesentliehea doch der Bischof entsoheidet Man katinaber Hher- 
hMsapt von Ni^nandoi verlangen , daas er einem Anderen ein Recht 
zugestehe, welches dieser nicht hat Und dieses gilt auch von dem 
VeriiiUtaisse von Kirche und Staat JSs encheint allerdings weniger 
bedenklich, Jemanden etwas eiiyEnrlamen, worauf er keinen nechtlich^ 
Anspruch hat, wenn derselbe sieh in dar Ansälmng der: gepdaehten 
Zageständnnse massig und wohlwollend erweist Es Usst sibb dieses 
Letztere aber von der ÜialsächMchen Ausübung der beanspmchten 
landesherrlichen Patronate durchaus niehl überall sagen. So entneh- 
men wir einer X Correspondenz aus Sdüesien vopi, 10. Octob» in 
der Beilage zu N. 237. der Kölnischen Blätter vom Jahre 1861 viel- 
laehe Klagen ans dem preussischen Antbeile dea Fürstfa^thums Bres- 
lau. Daroadi i^bestehen bei den Regierungen ta den gatlichen Provin- 
aen noeh immer sogenannte Abtheilungen für die JB^ircbenver- 
waltung und das Schulwesen, welche beeüglieh der . fcalbali«rQMn 
Kirchen das landesherrliche Patronat wahrnebi&en, binaiehtlMch der 
evangeli^ehen aber die gesammte obere Verwaltnng der sogenannten 
ibaeseren Angelegenheiten der !^rchen fuhren i wos^i iiaoien^Ucb. die 
.Yermögens-Verwaltung gerecdinet wird. Diese Angelc^eph^^item werden 
also von der evangelischen Kirche und ihren Behörden nicht nur n|cht 
selbatständig, sondern gar nicht verwaltet In direkli^m. Widerspruche 
mit der Verfassung ordnet und verwallet dieselben niclit die K^che, 
sondern der Staat Dieser Zustand hat, abgesehen voa s^ine^.Yer- 
fassungawidrigkeit, auch sehr erhebliche praktische J^chtii^le,. von 
denen auch die katholische Kirche, iiamenllu>h i|i Schlft^ieU) in hohem 
Masse betroffen wird. Jene Regierungs-Abtheilui^en für ^ie Kirchen- 
Verwaltung fühlen und gerir^ sich nämlich seit die Yen^altung der 
katho&icheQ Kirchen-Angelegenheiten nach Art 15. der Yerfassimgs- 
Urkunde anssehlieaslich dem Bischöfe zusteht, immer mehr, als aus- 
schlieadich evangelisohe Kirchenbehörden. Die l^plge ihYüfk h^% daas 
aie den Katholiken, den katholischen Kirchen- und Schul-Anstalten und 
der katholischen Kirchenbehörde gegenüber in dne Purteistel- 
iQng bteeingeratbeni wdohe mit ihrer Eigenaclw^ als gteatatt^i^rden 
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nnd der Tei&86UB^sniS88fgeh f^arität der Confessioneii nlclit rereiiibmr 
ist. Dtese Parteifitellang maelit sich namendfch dann in sehr empfind^ 
HcIier Weise gehend, wenn es steh mn die ErfttUnng der Terpfliehtnn* 
gen hamdelt, welche dem SUate als Patron Und als Ee^tsnachfolger 
der im Jahre 18 iO sSenleirisirten Stifte, Abteien und Kloster obliegen. 
I Durch die Anfheimng derselben ist der Kirche allein hn Sehlesien ein 
Vermdgen von mriir als 50 Millionen im Werth snm VortlMile des 
Staates entsog^ worden. Die unverlcürste ErMllong der auf dieser 
Erbschaft in Betreff der UnterhaUnng ron Kirchen, PCarren und Schu- 
len hiKftenden Veibindlichkriten ist daher ftlr den Staat nicht nur eine 
Bechts- sodem auch eine Ehrenpflicht. Dennoch bleiben diese Ver- 
pflichtungen Iheils unerfüllt, theils wird die ErfliUnng Jahre lang ver- 
zögert nnd hingehalten. Der Verfall der breslauer katholi- 
schen Pfarr schulen, welche MUier von den reichen breslaner Stif- 
ten, mit denen die betreffenden Pfarren verbunden waren, unterhalten 
wnrden, bietet dafür ein eclatantes Beispiel, dem sich viele andere 
annreihen Hessen; wir erinnem namenüieh an den bereits mehrfach in 
öffentlichen ffiittern aar Sprache gebrachten trearigen Zustand des 
^nst so herrlichen Trebnitz, des ersten Frauenklosters Schlesiens, 
wnlches Stiftung tmd Grabstätte dier h. Hedwig und der schlesischen 
Herzoge, und einst Pflanzstätte des Christenthums und christlicher Bil- 
dung für ganz Sehlesien war ^). Dergleichen Thatsadien würden uner- 
klärlich sein, wenn nicht die Erhaltung jener katholischen Kirchen, 
Pfarren und Sdmlen der Regierungs-Abtheilnng für die evangelishe 
Kirchen-Verwakung obläge, welche, wie bemerkt, ungleich das landes- 
herrliche Piktrenat über die katholischen Kirchen wahrzunehmen und 
den zur Erfüllung' d^ fiscalischen Bauverpflichtungen bei evangelischen 
Kirchen und Schulen bestimmten Baofondd zu verwalten hat. 

Ein fernerer praktischer Nachtheil der verfassungswidrigen Ver^ 
Waltung der evangelischen Eirchen-'Angelegenheiten durch die Staats- 
behörden besteht darin, dass die Regierungen sich in der Lage befinden^ 
vom ihrer Polizeigewalt zu confessionellen Zwecken Gebrauch zu ma- 
chen und sich derselben namentlich bedienen, um rechtliche Differen- 
zen, welche zur Entscheidung der Gerichte gehören, im Verwaltungs- 
wege ztrGunsten der Evangelischen zu entscheiden. Auch dafür liessen 
sich zahlreiche Beispiele aufführen, welche die Frage nahe legen, ob 
in der Provinz Schlesien, die Verfassung über den Regierungen oder 
die Begioimgen und ihre Decrete über der Verfassung stehen. Es ist 
daher auch für die Katholiken keineswegs gleichgilüg, ob die evange- 

1) Verglcddhe KnobHeh Lebenflgesohiohte der heiHgen Hedwig. Breslau 

8. m 
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l|»e)Le, Kirche, il^a Angelegenhatten «all^Bt yenrettet,. o4et ob femcor^ 
i^e^ bieber,: die ßteA4)[)ehörden xngleieh.als evengeU^dbe KirebejubehQr- 
den,: fimgi^r^. Auch bedarf, es, mn diuese verfeasungswldrige Anomalie 
9U. beseitigen y nieht erat ejoer iieuen Qrgeniaation der evengeliscbeii 
Kirche^ ISe genügt vielmehr, d»ae d»«: sogenannten üiiaseren'. evAn^e* 
U^chen Eirchen-Ang^egenhioiten, ven den Beg^erungen lea die Cooair 
Storni und Ton dem Cultus^^finiater ea ;den 'eyangeUs<dieii Ob^rKir- 
ebeoiAtb abgegeben li^rden^c : Hierauf m dringen^, durften euch die 
kfkthoUaebee^ Abg^rdneten Veranlasenng habBQ, und xwer niehtjobgleiel^ 
eondei;«^ ^eil eie keine Einmiscbuag.dee.Ssta^tes la die idrchUohea An* 
gelegeaheitenr>§>l^<^bT4^ welcher dseJ^iAm, iifoUea^)*^., •.. 

Ebeneo eigenthttmlieh, wie jenes Veifahren in Jßöeeslan ist das 
der Begierung in der Er^^cese Köln. JDie .BeigN9rang.^beanspraclit 
A<hA jeMt nicht blos ^e ihr von den Ordinaijatepi au Pad^bom und 
Mfin^ter augestandeaeai aoadem . auch alle in diesen < Pi^eaen . der 
freien Collation der.Bischöfo zuerkannten .Patronate von. Nenem nad 
hat im vom Erabischofe eiagesataten Pfarrem.daa fiebalt .gesperrt, 
d^ KothpfenniQg a^, dem j^ingesogen^rdehen Eirehan0ate.^'Die Segie- 
pmg hat ihrerseits auch ber^ mit der Anasdueibung «itigebUcher könig^ 
lii^her Patronatßstellen begonnen. Unter den ProTinaialnaefaiichtep d<»r 
Kölniaehen Blätter vom. Jato 1861 N. 297. v lese» wk wie folgt: 

Vom Niederrhein 17^ Decend)er. Im Amtsblatt N« 604.ist eu 
lesen r ^^Im Auftrage des Herrn Oberpräsidenten der Rbeiaproyine 
wird hiermit bekannt gemacht, dass die königUehe Patronatfi|>fajrrstdle 
zu Bechen im Kreise Wipperfürth erledigt und noehiüeht wieder be- 
setzt iet. Die zur Uebernahme dieser Stelle geelt^atea und beßihig- 
ten Gandidatep. wollen sich demnach bei dem Herrn Oberpräsldenten 
oder bei uns unter Einrelqhung ihrer Zeugnisse unyer$a«imt darian 
anmelden.: Köln 25. Noyember 1861. Kdnigü. Begiariwg^^^ Obwohl 
in. Bechen nur eine und zwar eine katholischa P^re besteht, so yer- 
miast man doch bei dieser Ankündigung daa Wort ,,katholi0eh.»^ 
„ :Auf dieses öffentliche Ausachreiben einer Pfarrei hin hat aieh 



1) Man vgl. weiter unten in diesem Hefte unter den Oesterr^ich. Bechts- 
qaeUen die Allerhöchste £ntsohliessnn|f vom 22. April- 1860 und die 
lli&iflterial-EsinnerttQg Tom ü^. Mai 1S60 Uh er dift Bll>dang einer he- 
■ onderen Ministerial- Ahtheilung für die Kirchen* und Schulange* 
^eg'enheiten der evangelischen Glaubensgenossen. In der Sitiung des 
^^'i-eus-siBohen A^geordnetetthanses vom 17. FebR 18^2 Biellten die Abge* 
5>i^eten Ivr^tise (yp^iMs^bui^). und Teohow nntenliltzt <r(m newicig Mitgliedern 
der Linken den Antrag , die Staatsregierung möge die et^o^jäerli^^^en Anordnungen 
treffen, „um die evängeliisch e Landeskirche ohne Verzug in. den vollen 
Besitz der ihr im 4rt 15. der, Verfassung verbürgten Sel^ats^^iifkeit zu setzen.«' 
Vgl: Kök. Blatter. 1862 N.ÖÖ.BeUage). 



T^aaü. Dte ÜrebHehen Verbflln^se 'in Badie». 

abW 2ür Hhh des rheioischen Klerus nicht ein einziger GreistMcbcr 
bei der Regierung gemeldet. 

Wir werden über die Paderborn-Münsteraner Uebereinkunft, wor- 
über uns ein namhafter Rechtslöhrer eine Abhandlung zugesagt hat, 
«owie über ■• den Verlauf des Kölner Patronatsstreites unseren Lesern 
weitere Nachricht geben. 



Die kirchlichen Verhältaisse in Baden nach den Gesetzen vom 
9. Oct. 1860 und den Veteinbarungen mit der Kirche, 

' von Dr. H. M>äs. erzbischöflfchem Kanzleidirektor in Freiburg. 
(Fortsetinrig , vgl. ArcMv VH. S. 40— 5i9.) 

§. 4. bie kirchliche Jurisdiction. 

In den früheren badischen Verordnungen , auch noch in der Re- 
giertings-Entschliessung vom 5. März 1853 S. 3. Beil. D. ist im All- 
gemeinen die kirchliche Jurisdiction anerkannt^). Aber sie wurde 
durch die citirten Regierungsverordnungen, abgesehen vom Placet, le- 
diglich auf causas mere spirituales beschränkt. Der Kirche wurde 
die Jurisdiction über die Patronatssachen entzogen, die übrigen, s. g. 
rein kirchlichen, wie die Ehe- und Disciplinar-Sachen , wurden unter 
die Staatsbevormundung gestellt. Ohnehin wurde ihr jede Gerichts- 
barkeit in bürgerlichen oder politischen Rechtsverhältnissen der Geist- 
lichen, Kirchen, Pfründen, über Zehuten und Kirchenbaulast entzogen. 

Die Jurisdiction der Kirche \n allen kirchlichen Rechtsverhält- 
nissen ist aber Ina positiven Rechte, in den (§. 1.) erwähnten Princi- 
pien des Rechtsschutzstaates^ in der Freiheit der Kirche, ihre Ange- 
legenheiten zu erledigen , begründet. Dieses Recht ist ihr eigenes, 
ihr nicht vom Staate übertragenes , sondern aus ihrer feierlich garan- 
tirten Existenz als t)ffentliches Gemeinwesen abfliessendes. 
Es widerspricht dem Begriffe der staatlichen Justizhpheit^ 
entweder über kirchliche Rechtsverhältnisse zu entscheiden oder die 
Kirche zu verhindern, dass sie darüber nach ihren eigenen Gesetzen 
d. h. dem Kirchenrechte, unabhängig von jeder staatlichen. Einwirkung 
im Wege des kirchlich angeordneten Instanzenzuges urtheile. 

Dieses Princip ist im IV. Art. der Convention von 1859 anerkannt *). 

1) Vgl. die Note auf der vorigen Seite. 

2) §. 21. 84.' der Gmndzügen der Deklaration der oberrh. Kegiernngen und'dle 
espös. de! sent. hierzu bei (Büss) „Wiederherstellung des canon. Rechts" S. 281 if; 
§§. 35. 40. 52. 53. der bad. Kirchencommissionsordnung, bad. Org. Ed. vom 26. Febr. 
1809 11t. C. N. 47., lit. D. Nr. 11., lit. F. N. 20 a. E.-Bl. 1804 N. 25. S. 193. bad. Org. 
Ed. vom 11. Föbr. 1803.' Art. 17. §. 83. der Kirehenr.-Inatr. §§. 11. 12. 14. des LbSad, 
Con9t. Ed. von 1807. Beilage zum B.-B1. 1812 N. 20. Ziff. 5. §. 39. der Verordg. vom 
3Q. Jannar 1830. 

3) ZÖpß. Staatsrecht. Heidelberg 1856 4. Aufl. H. S. 191—617, 

4) Es war auch schon durch den §. 11. des bad. I. Const. Ed. den §. 18. der 
AicUt fir UrehtDiech«. ¥IL 16 
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EU wurde von den oberrheiniscben Regieningen schon durch den Art 
VI. der BuUe ad dorn. greg. cust. adoptirt^). 

. Und doch hat sich, gerade gegen diesen Artikel der Convention 
dejif grösste Widerspruch erhoben, weil die aus dem Bevormun- 
dungsstaate^) oder aus der mittelalterlichen Stellung der 
Kirche zum Staate entfliessenden Befugnisse desselben dadurch be- 
seitigt seien, das Eirchenrecht in kirchlichen Rechtsver- 
hältnissen anerkannt sei und die Rechte der Protestanten da^ 
;4iirch gefährdet seien. 

Aber das Princip der Selbstständigkeit von Staats- und Kirchenge- 
walt ist auch in der preussischen Verfassung ausgesprochen, und 
in dieser ist der Kirche in weit höherem Grade, als es in der badischen Con- 
vention der Fall .war, die volle Frdheit in ihren Angelegenheiten gewährt 3). 
Derselbe Grundsatz ist in dem österreichi schenProtestantenge- 
setz von 1859 und 1861 sanctionirt^), ebenso in den deutschen Grund- 
rechten^). Es ist endlich auch im §. 7. des badischen Gesetzes vom 



bad. sowie §. 71. 78. der wurtt. Verfassungsurkunde , ja ao^ar in §. 2. 8. der Verord- 
vamg von 1830 geschehen. Man sehe Art. IV. der Convent. (im Archiv Bd. IV. S. 748. 
Bd. V. S. 80.) und die Instruktion hiezu (im Archiv B. V. S. 87.) Der mehrfach 
ottirte officiöse Artikel .der „Karlsruher Zeitung*' über die Conventiop erkl&rt »ich hier- 
iiber dahin: „Bei der Batifikation und Verkündung der nun abgeschlossenen Ueber- 
einkunft ist der Vorbehalt der Souverän itatsr echte nicht wiederholt worden, dagegen 
hat die Grossh. Regierung in einer Denkschrift, die dem päpstlichen Bevollmäfihti^n 
eingehändigt und deren Empfang ohne "Widerrede von ihm bescheinigt wurde, er- 
klärt, dass TifeDB. eine AmtsnandJiing des Er^bisohofs mit den Souveränltätsrechten 
eollidiren sollte^ die Wahrung der Letzteren sich von selbst verstehe ; ein Conflict aber 
cn- einem solchen Falle durch die in Art. XXIV. vorbehaltene freundliche Verständi- 
gung verhütet werde.** „Zu den Souveränitätsreohten gehört auch dar Sobuts der 
evangelischen Kirche in dem vollen und ungestörten Genüsse ihrer terfassnngsmässi- 
gen Bechte. £0 ist wohl nicht zu besorgen , dass die katholische Kirchenbehörde es 
versuchen werde, ihre Amtsgewalt auf Protestanten auszudehnen; sollte 
dies aber geschehen , so hätte die Regierung auch unter der Wirksamkeit der abge- 
schlossenen Convention das Becht und die Pflicht, einer solchen Störung der öffentli- 
chen • Ordnung entgegenzutreten.** ' Die ersten sieben Artikel der wUrtt. Convention 
sind mit den ersten sieben Artikeln der badischen gleichlautend, ebenso auch die Instruk- 
tion zu den Art. I. 11. IV. N. 1. (zur bad. Convention detaillirt) und Art. V. Nr. 2. 

1) ef. avsser dem §. 18. 19. 28. m e i n e r Abhandlung über die bad. Conv. im A r h i v 
VI. S. 291 ff. Rosshirt ctLD. Becht S. 201. Seitz die katholische Kirchenangelegenheit S. 48 ff. 
' 2) Auf diesem Standpunkte stehen ausser verschiedenen zu §. 14. meiner cit. 
Abhandlung (im Archiv Bd. VI. S. 263 ff.) erwähnten Sehrifte«: ^ie aus der prot 
Darmst. Kirchenzeitung abgedruckte Abhandlung: „Staatshoheit und Kirchengewalt**. 
(Darmstadt. Leske 1854.) Leichtfassliche Darstellung der kath. Streitigkeiten zu Ba- 
den (Karlsruhe Hof buchdruckerei Braun 1853). Venedey, die Pataria im XI. und XTK. 
Jh. (Aarau Sauerländer 1854) cf. dagegen Hirscher, zur Orientirung Sber den der- 
zeitigen Kirchenstreit (Freiburg Herder 1854). Kavm Beleuchtung des Kirchenstreites 
in Baden (Leipzig Hunger 1854). 

3) Ebenso wie Art. IV. lauten: Art. IV. des österr., Art. XH. des bayer. Conc. 
Art. XX. des neap. Conc. v. 1818: „Episcopi in exercitio Ministerii eornm prorsus li- 
beri erunt secundum sacros canones**, ebenso Art. IV. des span. Concord. 1851, Art. 
XHt. des russ. CoDcord. 1847 : „Episoopus est solus judex et administrator negotiorum 
ecolesiasticorum suae Diöcesis, salva tarnen subjectione canonica S. Apost. Sedi debita.** 

4) Vgl. A r c h 1 y Bd. VI. S. 216 ff. Schulte Betrachtungen über die StelWg der ka- 
tholisahen lUrche und der protestantischen Confessionen (M. s. Archiv Bd. VI. S. 425 ff.) 

6) Cf. §. 7. meiner Abhandlung über die bad. Conv. , (im Archiv Bd. V'. S. 
246 ff.) wo auch die mit dem Art. IV. der bad. Convent. übereinstimmenden Verf-Be* 
Stimmungen abgedruckt sind. 
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9. Oct. 1860 flowie im badischenPtatestantengesetee vioa 1661 (Reg.*BI. 
N. 43.) zur Anerkennung gekommen. Statt aber wie Art. 12., 14., 
15. der preassischen Verfassung die Unabliängigkeit derEirchä 
vom christlichen Staate und die Freiheit resp. Herrschaft des 
Letzteren in allen bürgerlichen und politischen Rechtsverhältnissen m 
garantirea, stellt der 2. Abs. des §. 13. bad, Ges. v. 1860 die 
Eirehe unter die Staatshoheit, vermischt also (entgegen dem 
§. 7.) wieder Kirchliches und Staatliches. Der Zweck, den diese B^ 
Stimmung hat, in einem Conflict zwischen Staat und Sarche diese 
Ersterem unterzuordnen, wird desshalb nicht erreicht, weil ein solcher 
eben nur dann entsteht, wenn die Eirehe sich den Staatsgesetzen nicht 
unterwerfen kann, und der Staat alsdann auch ohne ein Gesetz nur 
das Mittel der Verständigung oder der Gewalt hat. 

Der erwähntes. 7. des bad. Gesetzes, welcher dem Art 4. 
der Convention entspricht, ist also die Grundlage des durch 
Vereinbarungen zwischen der Staats- und Kirchengewalt näher normirten 
Rechtsverhältnisses zwischen denselben geworden, und sind dadurch 
die der selbstständigen kirchlichen Jurisdiction entgegenstehenden frühe- 
ren badisehen Bestimmungen aufgehoben. 

So ist denn auch der fünfte Artikel der Convention^) zur 
rechtlichen und gesetzlichen Durchführung gekommen. Hiernach ist der 
Kirche die Jurisdiction über kirchliche Rechtsverhältnisse, 



1) Dieser Artikel «sichert der Kirche cUö JuriscKotion zu über alle kirchli- 
ch en Bechtgfälle; welche den Glauben (das ürtheil über die Lehre, die Schrif- 
ten , das Bekenutniss der Katholiken) die Sakramente (über die Verwaltung, die 
giltige und ungiltige Administration, wer sie spenden und empfangen kann — I^atrini 
baeret. — ), die geistlichen Verrichtungen (Gottesdienst, Prooesftionen , ^6- 
gräbniss, Annahme von Stiftungen und Entscheidung über die daraus • entspringenden 
Verpflichtungen) und äie mit dem geistlichen Amte verbundenen Pflich- 
ten - und B echte (das Urtheil über Beneficienfragen , ob Jemand Bieneficiat sei, 
welche Beohte und Pflichten er habe,) betreffen, somit auch über Ehesachen. Je- 
doch bleibt . das Urtheil über die bürgerlichen Wirkungen der Ehe dem weltliohon 
Gerichte überlassen. Wenngleich über das Patronatsrecht das kirchliche Gericht 
%u entscheiden hat , so gibt doch der heilige Stuhl seine Einwilligung , dass wenn es 
sich um ein Lal«ipatroiMit handelt, die weltlichen Gerichte Uber^die damit in Verbin- 
dung stehenden civilreehtlichen Ansprüche und Lasten sprechen können, so- 
wie über die Kachfolge in diesem Patronat , der Streit mag zwischen den wahren und 
angeblichen Pala'onen oder zwischen den Geistlichen, welche von diesen Patronen für 
die Pfründe bezeichnet wurden , geführt werden (die Existenz eines Laiespatronäts 
muss also sicher vorliegen). „MU Bücksicht auf die Zeitverhältnisse gibt der heilige 
Stuhl seine Zustimmung, dass die rein weltlichen Bechtssachen der Geistlichen, wie 
die 'Sadhen , welche Verträge , Schulden , Erbschaften betreffen , von dem weltlichen 
0«richtQ verhandelt und entschieden werden. Eben^ willst der heilige Stuhl da^u 
ein, dass Streitigkeiten Über civilrechtliche Ansprüche und Lasten der Kirchen und 
Pfründen, übejr Zehnte und über Kirchenbaulast von dem .weltlichen Gerichte abge- 
nrtheilt werden.^' 

16 • 
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lirQlkliGiie AinteTeiribhliuigen , Ehesachen und (geistliehie) Patco- 
nate, endlich iiber Suchen des Olaufteafi, des Cultus and der Disd- 
plln überlassen. Det privflegirte Geriohtsstaftd der Kleriker vor ihren 
^ch&chen Olleren, die kirchliche Jurisdiction über Vermögensobjekte 
der Kirche, über die bürgerlichen Wirkungen der Ehe, über 
dingliche (Laien*^) Patrtifnats«, Testaments- ,. Eides- und AittenBachen 
i«t weggefallen. Dieser ganze, so auilgedehiite Theil der kircUlehen 
jG»richtabarkeit ist an die Staatsgewalt übergegätngen , obgleich, dafi 
positive Becht solche der Kirche garantirt haA^).« Die Kirehe hat Aa- 
ses ihr Becht durch die CotiT^tion zu Gunsten. des Staates airfgege- 
hm. Nachdem, dieser die: Convention .beaeitigt hat, 2»igleich aber 
durchwein Gesetz und dureh einzelne Ueber^inkommen mit derKinche 
die Durchfuhrung der d&rin garantirten Bedite ölat dtrirchweg praktisdh 
ermöglioht hat.^ nachdem ferner die - heutigen, j^ffentlichen Bechtsver- 
hÄltnisse der ferneren Ausübung dieser ftoeitiven Bechte. der Kirche 
entgegenstehen, so därfü . solche fortan nicht versneht werden/ 

Bezüglich der kraft der Convention bei der Kirche verbliebenen 
Jurisdiction enthält die päpstliche Instruction die aus den erwähnten 
Gründen wohl auch in Zukunft ' von dem ; Ordinarius beaehtete Wei- 
sung, dass .derselbe detoBegierung von der Ge rieh tsorgani - 
sation, dev Gerichtsverfassung und Proeessordnung, so- 
wie von den Namen der Gerlohtspersoneh Mittheilung £n 
machen habe. Diese Bestimmung entspricht dem §. 15. Abs. 2. des 
Gesetzes vom 9. October 18^0 (im Archiv Bd. Vli S. 134.) 

Inhaltlich der Note des päpstlichen Stuhles und der badischen 
Begierung yom 28. Juni 1859 (im Archiv Bd. V. S. 97 ff,) sind mit 
beiderseitiger Uebereinstimmuung als Delegirte des heiligen Stuhles 
fär die erwähnten kirchlichen Bechtsfälle, sowie für die geistlichen 
Strafsachen bestellt: in zweiter Instanz der Bischof von Bot- 
tenburg und in dritter Instanz der Erzbischof von Köln. 
Die hierüber in den apostolischen Sendschreiben an den Bischof von 
Bottenburg und den Erzbischof von Köln d. d. Born den 27. Septbr. 
1859 ausgestellten Delegationen sind in dem erzbisehöflichen Anzeige- 
. blatt von 1860 S. 12. abgedruckt, und ist zugleich hierin bestimmt, 
dass der geistliche Gerichtshof der I. Instanz, der Erzbischöfliche Senat, 
bis auf Weiteres bleiben solle und das Erzbischöfliche MetropoBtan- 
gericht über die in den Suffraganbisthümern entschiedenen kirchlichen 
Bechtsfälle^) zu urtheilen habe. Diese kirchliche Gerichtsorganisation, 
sowie der erwähnte Instanzen^ug ist durch den cit. §.17. des bad. 

""^ 1) ÄicÄ<€r' Kircbenrecht S. 481 ff. Schulte System S 405 ff. 

t) Cf. hierüber die InBtructio Beaed. XIV. v<»bi' 80. MSte 1758 de appel.' 6t 
inhib. oonoed. in dessen BuUar. (Bomae Maynardi 1754) Tom. L > .. ^ 
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Gesetzes nur anerkannt worden, so dass alsO' addi'dfesiB Bestimmiitgen 
der Convention zur Durchführung kommen. ' ^ 

§. 5. 1. Die kirchliche contentiöse Gerichtsbarkeit 
(Patronats- und Ehegerichtsbarkeit). 
Die eben erwähnten Bestimmungen des bad. Gesetzes haben, 
wie bemerkt, der Kirche neuerdings die Jurisdiction über [streitige, 
kirchliche Rechtsverhältnisse gewährleistet. Dieses gilt insbesondere 
von der kirchlichen Gerichtsbarkeit über Patronatsrechts- 
sachen. Das Patronatsrecht wird nach der öfTentlich ^arantirten 
Verfassung und den daraus emanirenden Gesetzen der Kirche als eiu 
jus spirituaii annexum ^) betrachtet und steht demzufolge die Entschei- 
dung hierüber nach den Bestimpiungen des Kirchen- wie des positi- 
ven Rechts^) der Kirjchengewalt zu. Die Staatsgerichte 
haben indessen inhaltlich der im vorigen Paragraphen erwähnten Be- 
stimmungen der Convention, sowie nach den Grundsätzen des heutigen 
Staatsrechtes über die sogenannten dinglichen (weltlichen) Patronats- 
rechts Sachen desshalb und in soweit zu entscheiden , als ihnen die 
Jurisdiction über das civile Recht oder die Sache zusteht, welcher die? 
ses Patro^iatsrecht so zu sagen annectirt ist. . Accessorium sequitur suum 
principale. Diese Ausscheidung resp. Anerkennung der kirchlichen 
Jurisdiction in Patronatssachen ist im $. 8. des erwähnten bad. öe- 
setzes gleichfalls ausgesprochen. 

Anders verhält es sich aber mit der Ehe- Jurisdiction der 
Kirche. Die seitherige bad. staatliche Ehegesetzgebung hat der Kirche 
anstatt ihrer zur Zeit der Säcularisation bestandenen^) ausschliess- 
lichen Ehegerichtsbarkeit nur eine concurrirende Jurisdic- 
tion in rein kirchlichen eherechtlichen Verhältnissen belassen*). Die 
Staaisgerichte urtheilen hiernach selbstständig lediglich nach den 
Bestimmungen des Landrechts I. Buch V. Tit. Art. 144 und folg. 
und nach der Eheordftung^) über die Bedingungen, Förmlich- 



XX c. 16. et de jure patr. c. 13. de jud. 

2) c. 12. de poenis. Cono. Trid. sess. 25. c. 9. de ref. b. 22. c. 11. de ref. of. 
§. 6.ixneiner cit. Abhandlung im Archiv Bd. V. S. 236 ff., von Xintie Betrachtungen §. 6. 

3) Das bad. Religionsedikt vom 11. Febr. 1803 bemerkte noch: „XXIV. Die Ehe- und 
Eheverspruchssaohen . . . vor die betreffenden geistlichen Gerichte verwiesen bleiben . . . 
wo die geistlichen Gerichte der Katholischen hergebracht haben Über die accesso- 
rischenCivilfolgen in dem Erkenntnisse über die Ehe mitzuurtheilen , bleibt 
ihnen einstweilen unbenommen." 

4) §. 14—16. des Const. Ed. von 1807 §. j2. 8. der Eheordnung vom 15. Juli 1807. 

5) Diese staatlichen Bestimmungen widersprechen sehr oft dem Kirchenreobte. 
Art. 172 ff. 180 ff. 234 ff. 275 ff. des Landrechts. Der Art 147. stellt z. B. als impedi-r 
mentum dirimens auf: Das impedimentum ligam. nQndumdiß^oluti (Scheidung voni 
Bande einer gilt igen Ehe ist also zalä88i||[), di|^ Consaoguiaität ist iwr bia^^inol. 
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keilen, die Giltigkeit^} der Ehe, über dieSeparation und 
Ehetrennung (Scheidung vom Bande), sowie über die eiviliechU 
liehen Polgen der Ehe. Die kirchlichen ehegerichtlichen ür- 
theile, welche kraft dieser staatlichen Bestimmungen nach den Kir- 
chengesetzen ergehen, haben keine politische oder bürger- 
liche Rechtswirksamkeit, sondern rein kirchliche Folgen. 

Die Ehe ist aber ihrem Begriffe und Zwecke nach durchaus 
kein. politisches oder bürgerliches Rechtsverhältniss, son- 
dern ein rein religiöses Institut, sie darf desshalb und mit Rücksicht 
auf das positiveRecht der Kirche, auf die daraus, sowie aus den 
Grundsätzen des Rechtsschutzstaates emanireude freie Religions- 
übung der kirchlichen Jurisdiction nicht entzogen nnd 
der staatlichen unterstellt werden 

Die Ehe ist ihrem Wesen gemäss und nach christlichem Be- 
griflfe ein rein ethisches, sittlich-religiöses Institut, nach 
dem Dogma der katholischen Kirche ein Sakrament 2). 

Der Staat kann die Ehesachen nicht als Contracte vor sein Fo- 
rum ziehen, weil die Ehe eben kein bürgerlicher Vertrag, 
überhaupt kein bürgerliches Rechtsverhältniss ist, schon 
weil sie kein civilklagbares Objeet hat , der eheliche con- 
sensus ein rein moralischer, nicht erzwingbarer, vom Sakrament nicht 

dem zweiten Grade, die Affinität nur im ersten Grade der Seitenlinie, Art. 162—164. 
348. ibid. ein imped. dirimens. Dagegen ist der mangelnde Gonsens der Eltern oder 
deren Vertreter bei nocb nicht zurückgelegtem 25. resp. 21. Jähre der BraoÜeate, Art. 
148 ff., die mangelnde Staatserlaubniss ; n. Einf. Ed. §. 8. Verfügung Min. d. J. vom 
2. August 1830 N. 7596. (bei Wehrer bad. Gesetzlexikon. Karlsruhe 1846 I. S. 199.) 
ein trennendes Ehehinderniss. Das Landrecht Art. 229—233. , 275 ff. , 295 ff. und die 
Eheordnung §. 42. 43. stellon eine Beihe von „Ursachen der Ehescheidung'* quoad vin- 
culum gegen die Bestimmung conc. Trid. sess. 24. de sacr. matr. c. V. und VII. auf. 
Als Grunde der „Trennung von Tisch und Bett" erwähnt der §. 45. 46. der Eheord- 
nung und Art. 906. 311. a. des Landrechts Uberdiess z. B. die Unverträglichkeit, Nah- 
mngsloaigkeit, geringere peinliche Strafen des Ehegatten. Die Eheordonng dehnt 
Uberdiess den Begriff des Irrthums in ganz ucjuristischer Weise auf den blossen error 
qualitatis aus und kennt nur pecuniäre Folgen des Eheverlöbnisses , sofern die Er- 
theilung des Trauscheins hinzukommt; (§. 14—16.) sonst sind die „Eheverlöbnisee un- 
verbindlich" (Rettig, die Polizeigesetzgebung des Grossherzogthums Baden TV. Aufl. 
von GueriUot Karlsruhe 1853. S. 279.) 

1) Die Staatsverwaltungsbehörden ertheüen Dispens von den staatsgesetzlichen 
Ehehindernissen. LBS. 160. Rettig a. a. 0. S. 281. 

2) Catechism. Boman. p. II. cap. I. q. 3 ff. cap. VIII. qu. 3. Pius IX. allocut. 
27. Septb. 1852.Die Protestanten fassen die Ehe gleichfalls als ein rein religiöses In- 
stitut auf. „Diese, als wahrhafte sittliche Einigung, kann nicht anders vor sich gehen, 
als im innersten Brennpunkte menschlicher Persönlichkeit, im Bande, zu Gott." So 
JStaM, Staats- und Bechtslehre (Heidelberg 1845) m. Bd. S. 340. Calviri, Instit. 1.IV 
c. 19. §. 37. Jörg, Geschichte des Protest. I 538 ff. Math. 19., Luc. 16., Marc. 10., 
I. Cor. 7. M. s. auch v. Moy, von der Ehe und der Stellung der kath. Kirche in 
Deutschland rücksichtlich dieses Punktes ihrer Disciplin. (Landshut 183Q) und im 
Irchiv Bd. L IL BcAfe/ Katorreöht. S. 174.; Sega, Natarrecbt §.164, 
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trennbarer ist, weil keiner der Contrahenten über das religiöse Band 
der Ehe verfügen kann und weil die civile Natur der Ehe nicht aus 
deren vermögensrechtlichen Folgen zn schliessen ist^). So sprach 
Tholuk mit Recht auf der Berliner Protestanten-Conferenz von 1856: 
^Die Ehe ist mehr als ein Contract; sie ist ein Mysterium, womit de* 
Apostel die geistig^leibliche Verbindung Christi mit seiner Gemeinde 
(Kirche) vergleicht. Es ist ein Verhältniss, das auch nicht durch die 
tiefste sittliche Entartung des einen Ehegatten aufgehoben werden kann ^).* 

Bis zur französischen Revolution, und so lange die französischen 
unchristlichen sog. Principien von 1789 in Deutschland keineu 
Eingang fänden , wurden die Ehesachen als rein religiöse , vor das 
kirchliche Forum gehörige gesetzlich betrachtet 3). So erwähnt noch 
die Kaiümerge,r,-Ord. v. 1013 (Th. 2. Tit. 1. §. 8.): „Man will 
auch Kammerrichtern befohlen haben, Ehesachen keineswegs anzu- 
nehmen.* Der protestantische Publicist Pätter^) bemerkt hierzu: ^^in 
katholischen Ehesachen hätte das Kammergericht sich gewiss nicht 
einfallen lassen , einen Eingriff in die geistliche Gerichtsbarkeit zu 
wagen, well Ehesachen nach der deutschen Verfassung(l) 
züf gteist liehen Gerichtsbarkeit gehören.'' Dasselbe bezeugen 
Moser ^)y Harpprechf^) und die anderen Reichspublicisten ^). Die 
kirchliche, ausschliessliche Ehejurisdiction wird noch im cit. bad. 
Rel. Ed. V. II. Febr. 1803 Art. XXIV. anerkannt. 

Nicht blos der Begriff und der Zweck d<T Ehe prägt ihr dfen 
religiösen Charakter auf, der Fortbestand der Ehe ist davon bei- 
dingt. Dieser wird nur durch die innere Gesinnung, das Ge- 
wissen gai^antirt, dieses wurzelt und regulirt sich in und 
durch die Religion. Nur sie kann die Leidenschaften bekäm- 
pfen, die Gesetze können die Liebe nicht erzwingen. Desshälb ötell- 
ten schon die Heiden die Ehe unter den Schutz der Religion*). 

Die Ehe ist aber zugleich die Basis der Familie, der Ge- 
sellschaft, der kirchlichen wie der staatlichen. Ist das religiöse 

1) Kutschker Ehöretht §. 7. fuhrt dies , gestützt auf die Aussprüche der Con- 
oilien, Päpste und CanoAistea näher aus. Der Gatech.Bom. p. H. c.VUI. q.4. defiMrt 
das Verhältniss des oonseusus zur £he so : ^^consensum ipsum matrimonii causam e/- 
fectricem esse." 

2) Ev. Kirohenzeit. a. a. 0. M. s. auch Schur er im Archiv VII. S. 1 ff. 

3) Die Kirche wahrte ihre aussohl. Ehejurisdiot. sogar der c. 9. C. J. V. 17. 
Nov. 117. 0. 8 flf. gegenüber. • , r . • , . » 

4) Histor. Entwickelung der heut. Stäatfti^eVfd^iuä^ ttes teutsohen Reichs. (Göt- 
tingen 17S6) n. S. 423-426. 

5) a. a. O. S. 293. von den TeutSchen Rechten S. 68. 

6) Staatsarchiv des Kammergerichts V. Vorher. §. 39. S. 27. ^ 

7) Struben, rechti. Bedenken H. S. 32. Corp. jur. cam. (Prankfurt 1724) S. 303. 

8) Älzog, Universalgesch. der ohristl. Kirche (Mainz 1860) L §. 163. 
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Element der Ehi beseitigt, ist das Band der christlichen Liebe ge* 
löst, dann treten die Leidenschaften an ihre Stelle, die dnreb sie be- 
wirkte Versöhnung zwischen Macht und Freiheit, kurz die christlichen 
Familienbaude sind zerstört. „Wenn in einer sog. unglücklichen Ehe 
die Ehegatten sich nicht in romantischem Minnendienst lieben können, 
dann sollen sie sich um des heiligen Bundes, um der Familie wegei? 
in christlicher Aufopferung liebes. Nur ein entnervt^ Volk wird ^en 
sittlichen Familiengeist dureli die Ehegesetzgebung, wie sie 
zur Zeit der Erniedrigung der deutschen Nation,, dem 
Vorbilde des sittlichen Familiengeistes, durch die Franzosen uns 
aufgezwungen wurde, verdrängen.^ So der protestaiiUische , so- 
ciale Publicist Riehl^)y welcher die öffentlichen Behörde|i zur Be- 
seitigung der Civilehen für verpflichtet erklärt — „der schlimm- 
sten Kevolution, der Revolution im Innern des Hauses.^ 

Die Ehe muss als ein religiöses Institut auch im Interesse der 
Kinder, der Glieder dieser Gemeinschaft, ihrer christlichen Gesittung und 
Bildung ' behandelt werden. 

Zu demselben Resultate kommen wir vom Standpui^te der 
freien Religionsübung^). Die Ehe ist nach katholisdiem Dogma 
ein Sakrament^), lieber die Bedingungen, das Wesen, die Existenz, 
derselben kann ebenso nach katholischem Dogma nur die Kirche 
entscheiden. Daraus folgt, dass die Jurisdiction wie über alle 
Sakramente, so auch über das der Ehe, , also über alle Rechts- 
fälle, welche die Ehe oder Ehe Verlöbnisse selbst betreffen,- 
d. h. über die Bedingungen, die Giltigkeit oder Ungil- 
tigkeit, die Fortdauer oder Trennung der Ehe — der 
Kirche allein zusteht. Diese Consequenz gesteht sogar Mira* 
beau^) mit den Worten zu: „Ist es wahr, dass die Ehe ein Sakra- 
ment ist, so können die Ehesachen nicht anders als zu der Idrchli^ 
eben Gerichtsbarkeit gehören.^ Es ist in der That'ein katholischer 
Glaubenssatz, dass die ausschliessliche Jurisdiction 
über alle Ehesachen (nicht über die civilen, vermögensrechtlichen 
Folgen der Ehe) der Kirche zustehe 5). Daraus folgt, dass der 

1) Die Familie S. 216/221. Die gleichen Gedanken finden sich ausgesprochen 
in der y,EvangeUschen Eirchenzeitung (Berlin 1859) |^. 28 ff. cf. Jörg, die neue Aera 
in Proussen (Regensburg 18G0) S. 51. Bir^gham., orig. eccles. 1. 22. c. 5. Plank, Gesch. 
der ohristl. Staatsverf. I. S. 498. 

2) Vgl. Vermg im Archiv VIL18Ö ff. 

3) Catech. Rom. p. II. c. VIII. q. 16. 17. Die Ehe gehört nach canon. Rßcltito 
zu den spirituellen Sachen Soglia Card. Institut. IL 139 ff. 

4) De la Monarchie Prussienne T. 7. p. 83. Göachl, histor. Darstellung der 
kirdü. ohristUchen Ehegeseize (Aschaffenburg 1832) S. 4. 

5.) Conc. Trid. sess. 24. de sacr, matrim. can. 4. 12. Bened. XJY, ie syn, 



Staat ohne den Grlatiben anzutasten, die Ehesachen nieht 
als«bürgerliche Angelegenheiten behandeln darf, wie, das» 
der paritätisch-christliche Staat die kirchliche Eheju- 
risdiction achten, weil, er den Glauben, die Verfassung der Kirche 
durchführe» lassen muss^). 

Die hiergegen genpachten Einwendungen sind nicht stichhal- 
tig. : I>er Staat, welcher dem einzelnen Katholiken erlaubt, von 
den kircjüichei^ Ehegesetzen abzugehen , die kirchliche Juiisdic- 
tion z.u missachten, verletzt nicht uur das Hecht der Kirche, -sondern 
begänstig;t den Ungehorsam, gegen sie und die Heuchelei. Die- 
jenigen,, welche ^ich dem Glauben und den Ge^etzeif der Kirche nicht 
fiigeq, und aujch nicht Protestanten werden wollen, können ja als modern- 
heidnische Staatsbürger ehrlich aus der Kirche austreten, und es kann 
für sie eine Civilverbindung eingeführt werden. Das rechtfertigt aber 
weder die Einführung der Civilehc! für chriiitliche Staats- 
bürger, noch dis staatliche Jurijsdiction über Ehesachen der Christen* 

Der paritätische Staat ist also nicht berechtigt, die Civil ehe 
für, die Katholiken oder Protestanten einzuführen oder zu 
belassen« Diese können vielmehr vom staatlichen Gesichtspunkte aus 
lUir nach katholischen oder bez. protestan tischen Grund- 
Sätzen vor dem kirchlichen Ehegerichte beurtheilt werden^). 
Andererseits beatreitet die Kirche dem Staate die Aufstellung bürger- 
licher, aufschiebender Ehehiudernisse mit civiler Wirkung und die 
selbstständige Jurisdiction in ehelichen Güterre.chts;äachen nicht. 

Jenes Princip der ausschliesslichen kirchlichen Ehe- 
jurisdiction ist denn auch in den Eechtsstaaten im Allgemeinen 
herrschend. So ist es in Italien mit Ausnahme Sardiniens 3) , in 

dioec. 1. IX. c. IX, n. 3. 4. Es ist ein 4er Widerlegimg nieht bedürfender 
histor. Irrthum, dasserst das Conc. Trid. das Sakrament der Ehe und die kirch- 
liche^Ehejurisdiction postulirt habe. ctKutschker, Eherecht I.§. 4ff., 12 ff. 
Thomas Aqu. S. c. gent IV. 78. M. s. auch Archiv VII. S. 115. Note 1. Schurer a. a. O. 

1) V. Moy, Archiv für kath. Kirchenrecht IV. S. 381 ff. 

2) l^au in der XII. Sitz, der II. nass. Kammer {1859. Verband], in der U. 
preuss. Kammer 1857. Histor.-pol. Bl. 1857 VIU. S. 725 ff. Hier wurde mit Recht her- 
vorgehoben, die „milde" Civilehe sei eine Härte gegen das Gewissen des Ehebrechers, 
ein feindseliger Aktgegen dieKirche, die dadurch auf dem Gebiete 
des Dogmas verletzt wird, und befriedige nur einen ganz kleinen Bruchtheil 
der Nation, die Ehebrecher und Dissidend en." Biehl bemerkt a. a. O. S. 
33 : ,>Im Lande Bahomey, wo der König seinen Unterthanen a bon plaisir die Köpfe 
abschlägt, (Despotismus) ist man so glücklich, die reinste Civilehe lu besitzen 
Die Braut reicht ihrem künftigen Gemahl einen Schnaps, und mit dieser sinnreichen 
Ceremonie ist die Ehe geschlossen . . . Man will in unserer Zeit zur guten Sitte zurück," 
möchte es aber auch nicht mit dem „Auswüchse des zügellosen Individuumsverderben." 

3) Studien zum österreiobisohen Conoord. S. 12. Neap. Conc. 1818. Art. XX. 
Toflcan. Conc. 1851. Art. IX. 
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RuBsland*), Spanien«), Oestcrreich^), Baiern*) Württem- 
berg^), Sachsen^). In Hannover entscheidet das ans Katholiken 
zusammengesetzte königliche Consistorinm nach den Bestimmnn-gen des 
Kirchenrechts (gewöhnlich nach vorherigem Einverständnisse mit 
dem bischöflichen Generalvicariate) über streitige Ehesachen. 
In Prenssen dagegen und in den Ländern, wo der Code 
civil herrscht, erstreckt sich die Competenz det geistlichen Gerichte 
nur anf das rein geistliche C^ebiet, auf die kirchliche Schliessung, 
Annullation oder Separation der Ehe. Der Code civil erklärt die Ehe 
als eine civile Sache und deren cSvile Existenz, Auflösung oder Se- 
paration von den Stiaatsbehörden abhängig, verwehrt es aber sowenig 
als die preussischen Gesetze den geistlichen Behörden in kirchlicher, 
religiöser Beziehung — aber ohne civile Wirksamkeit — über Ehe- 
sachen zu entscheiden^). Während die badische Convention 
die religiöse Bedeutung der Ehe restituirt und den Grundsätzen 
des positiven Kechts wie des paritätischen Rechtsschutsi- 
staates gerecht wird, stellt sich der §. 4. des I. Ges. und das IV. 
Gesetz vom 9. Oct. 1860 lediglich auf den Standpunkt des indif- 
ferenten Staates. Im Anschlüsse an die badische Ehege- 
setzgebung von 18 07 betrachtet das neue badische Gesetz 
die Ehe bezüglich ihrer bürgerlichen Existenz und Wirk- 
samkeit (nicht blos bezüglich ihrer vermögensrechtlichen Folgen) als 
eiu bürgerliches, der staatlichen Jurisdiction anheimfallendes 
Institut. Jene Gesetzgebung hat aber nicht wie die französische die 
äusserste Consequenz gezogen, sondern die Proklamation und 
Eheschliessung, überhaupt die bürgerliche Standesbeämtung 
gemäss der Verordnung vom 29. Mai 1811®) den Geistlichen noch 

1) Russ. Concord. 1847 Art.^xni. XIV. e. XV. 

2) Span, Concord. 1851. Art. IV. 

3) Oester. Concord. Art. X. Vergottini 1. c. S. 484 ff. Oester. Proteat-Patent 
vom 1. Sept. 1859. B. B. St. 47. §. VI. und Protest.-Patent vom 8. April 1861. 

4) Bayer. Concord. Art. Xu. 

5) Württ. Convent. Art. V. Ges. vom 1. Mai 1855, neuester württ. Gtos.-Entw. 
Art. 8. 9. Die von dem Ordinär. Bottenburg am 22. Januar 1858 überreichte Denk- 
schrift beansprucht die oben ausgeführte kirchliche Ehejurisdiction , die ihm auch 
durch Art IV. des Gesetzentwurfs vom 4. März 1861 wiederholt garantirt wird. Es 
ist besonders auch hier dem Staate das Becht abgesprochen, trennende Ehehinder- 
nisse aufzustellen. Württ. Beg. Motive von 1861. S. 18. 

6) Kon. Sachs. Mandat vom 19. Febr. 1827 (abgedruckt in SchulteU System S. 
71 ff. ) §. 37 ff. 

7) V. Moy im Archi v a. a. O. Richter, Kü'chenrecht 5. Aufl. S. 441. 

8) B. B. 1811 N. 16. Instruct. vom 19. April 1827. Verord. vom 28. April 1817. 
B. B. N. 14. und vom 28. Juni 1841. B. B. N. 19. Die vielen Verord. über die Form, 
Gebühren, Befugniss, Auszüge etc. bei der Standesbuchführung sind abge- 
druckt od. cit. im „Handbuch für bad. Juriaten*^ (Mannheim 1858) S. 270^291. 
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belasse a. Die badische Begiemng hat in den Verhandltnigen über 
die Convention und laut Art. Y. derselben versprochen, die oben 
wwähnten^ den Eirchengesetzen widerstrebenden Staatsgeaetze 
im verfassungsmässigen Wege aufzuheben und der Kirche 
4ie in dem erwähnten Artikel garantirte ausschliessliche Ehe- 
Jurisdiction zurückzugeben.^). Das neue Gesetz^) erfüllte 
aber dieses, Versprechen iiicht nur nicht, sondern ischaffte das 
impedimentnm disparitatis cultus ab, und führte die Nothcivilehe 
gerade für die Fälle ein, in welchen der Pfarrer die Trauung wegen 
vorliegender kirchlicher Ehehindernisse „verweigert, oder vierzehn Tage 
nach Behändigung des (amtlichen) Trauscheins^ verzögert. Die 
frühere gesetzliche Inconsequenz^) ist also durch das neue Gesetz 
i^ur gesteigert, so s^r, dass der §. 2. Abs. 3. desselben den Pfarrern 
den Eintrag solcher Civilehen „in das Ehebuch^ aufträgt. Das 
Erzb. Ordinariat hat aber den.Geistlichen solches untersagt, 
und hievon unterm 15. Juni 1861 dem Ministerium in motivirter Weise 
Eenntniss gegeben. 

Im Princip hat der badische Staat die Ehe, soweit er sie mit. 
seiner Jurisdiction erreichen kann, als bürgerliches Institut er* 
klärt, und während er sich sonst als paritätisch-christlicher gerirt, ge- 
rade in diesem Cardinalpunkte dem Indifferentismus gehuldigt. Die 
Kirche muss fort und fort gegen diese nichtchristliche Gesetzgebung 
protestiren; sie ist aber nicht gehindert, solche Civilehen vor ihrem 
Forum als Concubinate zu betrachten und die Katholiken, welche 
solche Contrahirten, hiemach zu behandeln, wie überhaupt ihre Ehe- 
Jurisdiction — wenn auch nicht mit bürgerlicher Wirkung — aus- 
zuüben*). 

1) cf. die officiöse Beleuchtung der Conv. in der ^^Karlsr. Zelt." — abgedruckt 
in der Ausgabe: die Ueberelnkunft der O. bad. Beg. mit dem heiligen Stuhle (Karis- 
rnhe. Braun. 1859) S. 4. 

2) VoUzuggverord. vom 18. Januar 1861 Beg.-Bl. N. 3. Daa wUrtt. Ehegesetz 
vom 1. Mai 1855 (R, B. N. 2. 11. — abge<fruckt im „Archiv** H. S. 533.) ist milder 
und consequenter , indem es die Nothoivilehe nur im Falle der Verweigerung der 
Trauung oder Proclamation von Seiten des protestantischen und katholischen Pfarrers 
einführt. 

3) Schon nach §. 60. der Eheord. von 1807 hatte die höchste Staatsbehörde die 
Genehmigung zur Civil trauung zu ertheilen. Nach §. 2. des neuen Gesetzes kann 
dies nun ohne Weiteres jedes Bezirksamt. 

4) Specielle Bestimmutigea gegen staatl. gütige, kirchlich aber ungiltlge 
Ehen enthält das bischöfl. Speyersche Anzeigebl. vom 2. April 1861 N. 350. S. 133., 
wonach gegen die solche schliessende Katholiken mit Monitionen und Censu- 
ren verfahren werden soO. Vgl. die Erlasse der Ordinariate Mainz, Speier, Breslau, 
Münster im Arohiv Bd. VI. S. 353 f. und die Entscheidung des k. preussisohen Oe- 
richtshotlB zur Entscheidung der Competenzconflicte vom 30. Mai 1857 im Archiv 
Bd. IL S. 719 f. > 
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§. 6. Gemischte Ehen. Religiöse STsiebuog der Kinder. 

Die Veranlassung zu diesem neöen bacDschen Gresetze wa rdas Ver- 
fahren der Kirche bei gemischten Ehjen^). Diese Frage war vor der 
Convention längst durch die Erzb. Verordnung vom 9. August 1845^) 
geregelt. Diese — auf das umfassende und wissenschaftlich motlvirte 
Gutachten des Generalvicars Dr. v. Buchegger vomi 2^. Januar 
1839 3) gestützt, ging von der Lehre der Kirche aus. Öie confessio- 
nelle Verschiedenheit bildet hiernach einen schneidenden Gegensatz zu 
der engen Verbindung der Ehe, der communicatio juris humani et dl- 
vini; sie ist desshalb und weil gemischte Ehen den Indifferen- 
tismus, die Gefahr des Abfalls befördern und die Erziehung 
der Kinder darunter leidet — ein aufschiebendes Ehehinderniss. 
Die gemischten Ehen werden desswegen von der Kirche als unerlaubte 
— „Improbata ab Ecclesia, tamquam illicita et perniciosa hatoa'^ — 
(wie es in der neuesten päpstlichen Instruction heisst) betrachtet, linJ 
verboten. Die Dispens von diesem allgemeinen Verbote kann nur vom 
Papste ertheilt werden, und geschieht solches nur : 1) wenn die erwähn- 
ten Hinderungsgründe entfallen, 2) wenn eine gerechte Ursache för di* 
Uebertrctung dieses Verbots vorhanden ist. Als Vorbedingimg zur 
Ertheilung der Dispens fordert desshalb die Kirche: ' 

1) Dass die beiden Ehethelle die Erziehung sämmtlicher 
Kinder in der katholischen Religion feierlich versprechen, 

2) dass der akatholische Ehetheil verspricht, den katholischen 
Theil in der Ausübung seiner Religion nicht zu hindern,* 

3) dass der katholische Theil verspricht, sein Möglichstes fiir 
die Bekehrung des akatholischen Theils zu thun. 

Da die Ehe ein Sacrament ist, das natürlich nur innerhalb' äet 
Kirche gespendet wird, so ist es — abgesehen von der verbotenen 
communio in sacris dem katholischen Theile nicht gestattet, sich (auch 



1) Reg. Motive ad^ IV. Ges.-Entwurf Karlsr. Zeit. 1860 N. 131. Conimiss.-Be- 
riehte der II. Kammer über die sechs Ges.-£ntw. von Hüdebrandt B* 4. 5. Mäusaer 
S. 13 ff. VerhandluDgen S. 20. 25 ff. Commiss.-Beriohte der I. Kammer y. MoM S. 
15. 16. V. Göler S. 35 ff. Verhandluugen S. 21. 22. 

2) Republioirt im Am.-Bh für die Erzdiöo. .Freib. 1869 N. 11. und 1S60 N. 8. 

3) Vor dem Ord.-Brlasse vom 3. Januar 1845 N. 108. wurden gemisebte Ehen 
sogar bei akath. Kindererziehung wie hath. Khen benedicirt. Dieser Erlass hat die 
kirchliche DiscipUn — ungeachtet des dagegen gerichteten Ministerial-Erlasses vom 
3. Juni 1845 N* 6258. — wenn auch in der mildesten Weise wieder eingeführt cf. 
über die •Geschichte dieses Confiiots : Bader &• a. O. S. 123'*>145. Die gemisol^tea 
Ehen in der Erzdiöoese Freiburg (Regensburg. Kanz 1846). Uebec gemischte Ehen 
und das Eirchenhoheitsrecht in Baden (Karlsruhe 1847). Beleuchtung der Karlsruher 
Schrift. (Sohaffhattsen.Hurter 1847). Das päpstliche Breve vom 33« Mai 1846 ist in 
den Aktenstücken der bad. Convent. abgedruckt. 
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na oll d«r katholiicfaen Trauung) toh dem protestantisehen Paerloren 
einsegnen zu lassen^). 

Wenn obige Vorbedingungen erfüUt werden, so wird die Dispense 
ertkeilt, sonst ist dem katholischen Pfarrer nicht gestattet, die Auf- 
gebote vorzunehmen, Dimissorialien auszustellen, und auch nur passiv 
der Ehe zu assistiren. Werden die Bedingungen erfällt ^) und sonach 
DispeBS ab impednnento mixtae religioitis ertlieilt (wozu der Erzbischof 
y>en Freiburg vom heiligen Stuhle aueh für den Fall, wenn andere 
impedimenla vorliegen, bevollmächtigt ist^) so ist nach der gewöhn- 
lichen kirchlichen RegeH) das Aufgebot, die Benediction, 
die missa pro sponsis, die Eingehung innerhalb dfer Kirche nicht 
gestattet. 

Die erwähnte Erzb. Verordnung von 1845, welche Airch das der 
badischen Regierung beim Abschlüsse der Oonvendon mitgetheiite 
päpstliche Breve vom 23. Mai 1846 gebilligt wurde, lässt in- 
dessen, wenn jene Vorbedingungen erfmit sind «nd Dispens ertheilft 
ist, das Angebot, die Benediotion (ohne Verbindung mit der heiligen 
Miesse), sdso die Eingehung in der Kirche zu; versagt aber die 
Benediction uud lässt blos die Proklamation und die passive Assistenz 
des Pfarrers zu, wenn wegen Nichterfülking jener Bedingungen ^e 
Dispense nicht ertheilt wurde. So sind die gemischten' Ehen in 
der Erzdiözese Freiburgi ^seit 1B45 olme weitere Störung behandelt 
worden, und wurde diese Behandlungsweise diirch die Convention von 
der Regierung (Wie früher £e^tiseh) anerkannt 

Da hiernach kein katholischer Pfarrer zur Proklamation oder Er^ 
theilnng der Dimissorialien bei geouschten Ehen schreiten ikann, ohne 
die nöAigo Dispens zu haben , diese aber vom Ordinarius bewirkt 
werden mmss; so wurden jene pfarrlichen Handlungen um emige Tage 
manchmal dadurch verzögert, dass die Brautleute nur bedacht waren, 
den amtlichen Trauschein, nicht aber die Dispens einzuholen. Gemäss 
§. 20. Ehe-Ordn. L. ß. S. 63 ff. 69. 165. musste der protestantische 
Pastor die Dimissorialien des katholischen Pfarrers, der die gemischte 
Ehe als bürgerlicher Standesbeamte zu proklamiren hatte, auch und 



1) Knopp, Eherecht II. Aufl. (Regensburg 1854) S. 381. 

2) of. über die Lehre yondem imp«d. mUtae relig. #9c^i/Z^6Ehfereohtfi. 926—276., 
sawie die päpatliohen Instrui^tionen , besonders «d ArolnepiAo. Mechl. vom 18. Juli 
1782. , ad Archiep. Mog. 8. Oot. 1803, ad Archiep. Colon, vom 25. und 27. März 1830, 
ad Arehiep. Bavar. vom 27. Mai 1882 iind.l2i Sept. 1884, ad Arejiiep. Hüngatiae vom 
80. AprU 1841, ad Arehiep. Autriae vom 22. Mai 1841. 

8) In der Bispenaformel steht natürlich: anetoritato apostolica Nobis speolaUter 
d^egata.«' 

4) So wird es a. B. in der Diöceae Trier gnhalten, ef. JShhuUe Jk a. O. 
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gerade für den Fall haben, wenn wegen akatholiscber Sandererzkhiing 
die katholische Benediction der Ehe verweigert resp. verzögert wurde. 
Dieser Umstand bestimmte die akatholische Presse und den ^Evange- 
lischen Oberkirchenrath^ zu dem von Mohl in der I. Kammer motivir- 
ten Antrag, in solchen Fällen die Proldamatk>n und die Ausstellung 
des Entlassungsscheines durch den weltlichen Beamten bewirken zu 
lassen. Das neue Gresetz ging einen Schritt weit^ und übertrug die 
^bürgerliche Standesbeamtnng in Ausnahmsfallen, ^ d. h. überall, wo 
die katholischen oder protestantischen Pfarrer die Ehen wegen entge- 
genstehender kirchlicher Hindemisse nicht sofort proklamuren und gar 
nicht benediciren können, an die weltlichen Staatsbeamten. Durdi 
dieses Gesetz hat sich zwar der Staat auf einen unchristlichen Boden 
gestellt^), die Kirche hat aber insofern dadurch nichts verloren, als 
sie auf dem G^iete der Ehe frei nach ihren Gesetzen walten kann, 
und die Pfarrer sich bei kirchengesetzwidrigen Verbindungen 
gar nicht mehr zu betheiligen nöthig haben. 

In der mit dieser Frage zusammenhängenden Angelegenheit der 
„religiösen Erziehung der Kinder^ steht das Gesetz hierüber 
vom 9. Oct 1860 gleichfalls auf dem Standpunkte des indifferen- 
ten Staatsabsolutismus^). 

Der §. 5. des I. Gesetzes und das V. badische Gesetz „über 
die Begelung der kirchlichen Verhältnisse^ hebt nämlich den im $. 6. 
des Gonst. Ed. vom 14. Mai 1807 resp. iu der Verordnung vom 8. 
Juli 1826 3) ausgesprochenen Rechtssatz auf, dass die vor der Ehe 
abgeschlossenen Verträge über die Religions-Erziehung der 
Kinder rechtsgiltig seien. Nach §. 1. des neuen Gesetzes bestinunt 
der Vater die religiöse Erziehung der eheficken Kinder^), ohne an 
einen Vertrag hierüber gebunden zu sein. Er kann aber Bestimmun- 
gen hierüber treffen, die wirksam werden, wenn er die bürgerliche 

1) Das preuM. Relig.-Patent 1847 gestattete die Civilel^e nur für die Dissiden- 
ten, nicht für gemischte Ehen. Jörg, die neue Aera S. 73. 

2) Sowohl in den Comin.«Beriohten der Kammern, als in den Verhandlungen 
hat die Majorität das von Geh.-Rath Iiamey in der I. Kammer au^esprochene Prinoip 
hervorgehoben : „Das Gesetz sei die Consequenz der Trennung derKirohe(?) 
vom Staate. Die sittliche (I) Erziehung sei wichtiger als die in einer bestimmten 
religiösen Form''. 

3) S. B. 1826. N. Xn. cf. über die Belig.-Erziehung der Kinder anderer Gen- 
fession in bisher ungemischten Orten — die Verord. Min. d. I. vom 1. Jan. 1S96 
N. 11,262. 

4) Die Adoption ändert hieran, (nach den Motiven zu diesem Gesetze) nichts, 
wohl aber bestimmt (nach dem Com.*Berioht der 11. Kammer) d«r Vater die Teligiöto 
Erziehung der (per subsequens matrim.) „legitimirien Kinder." Die Yermu- 
thung spricht dafür, dass die Kinder der Religion des VateTS folgen. 
(Comm.«Ber. IL Kammer.) 
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Erziehung nicht mehr hat Die Kirche kann den Volhrag nicht betrei* 
heuy wohl aber die Matter, sobald auf s i e die bürgerliche Ersiehung über- 
geht, eventuell können es auch die bürgerlichen Erzieher des. Waisen (§. 1. 
6.) ^). Die religiöse Erziehung der unehelichen, nicht legitimirten Kin- 
der steht der Mutter zu (§. 1.) ^Sind die Eltern unbekannt^, so „ent- 
scheidet der Vormund mit Zustimmung der Staatsbehörde nach einge- 
holtem Gutachten der Ortsvorgeaietzten und des Waisenriobters^. ($. 2.) 
Unter letzteren beiden Voraussetzungen .und „nach erhobenem Gut- 
achten der nächsten beiderseitigen Anverwandten^ kann die Mut- 
ter, auf welche die bürgerliche Erziehung übergeht^), die 
religiöse Erziehung der ehelichen Kinder ändern ($. i.)^ ebenso kann 
solches hiemach bei Waisen geschehen (§.4.). Die Keligionsmündig- 
keit tritt mit zurückgelegtem 16. Lebensjahre ein ($. 5.) 

Die cit. Erzb. Denkschrift beschwert sich mit Recht darüber, dass 
diß heidnische patria potestas und der Individualismus hier zu sehr in 
den Vordergrund trete. In ^em christlichen Rechtsschutzstaate ist die 
Kirche die Grundlage der Familie. Sie hat die religiöse 
Erziehung mit den Eltern zu leiten. Der Individualismus darf 
nicht zum Nachtheil der Kinder bis zu deren religiösen Verkümmerung 
durch die Eltern beschützt und die Kirche dagegen rechtlos gelassen 
w^den^). Die Eltern können wohl ihre eig^e, aber nicht die Reli- 
gion ihrer unmündigen, getauften Kinder — Mitglieder der Kirche 
— wechseln^). Die Gattin; ist das gleichberechtigte Mitglied der Ehe, 
wesshalb der Vater über die Seelen seiner Kinder nicht allein 
verfügen. kann ^). Dasselbe Princip gilt von Waisen und Findlingen, 
die nicht nach der (in dem nepen Gesetze statuirten) vorwiegenden 
Bestinimung derStaMs- und Ortsbehörden, senden in der Re- 
ligion zu erziehen sind, in der sie getauft wurden, deren Mitglieder 
sie also sind. Bei gemischten. Ehen"*^ kommt das richtige Princip da«- 
durc^i in Anerkennung, dass die Eltern sich über die religiöse Erziehung 



1) Motive BÖm OesetzoDtwurf. Comm.-Ber. der IL Kammer. 

2), Also im Falle des Todes, der Vermissthelt , der Verscholl en-ürklärung , der 
bleibenden GemUthsschwächei des Wahnsinnes, der gesetzlichen Unfähigkeit des Ehe- 
mannes zur Erziehung, sowie im Falle der Scheidung. Com.-Ber. II. E^mm. L. S. 
S. 141. 489. 267. 280. 302. 303. St. O. B. §. 375. 

3) Bluntschli Staatsrecht S. 515. Per bad. L. B. S. 203. a. unterscheidet 
desshalb die religiöse von der bürgerlichen Erziehung und stellt erstere 
unter das „Grundgesetz über die Kirohenverfassung.'^ (L Const. Ed.) 

4) Die „Motive'^ zu dem Gesetz sagen desshalb mit Unrecht, dass der Vertrag 
über die religiöse Erziehung „der Bekenntnissfreiheit^, der Eltern „widerstreite.'^ 

5) Der Comm.-Ber. der II. Kammer hebt hervor , dass der Vater , sokinge er 
lebt, und über seinen Tod hinaus in dieser Sache bestimmen kann, — unge- 
achtet der Verträge — da das Kind „£igenthuxii(?i} der Eltern'« sei. 
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vertragen und Verträge mtiasen heilig gehalten werden und dürfen 
nicht der Gewalt des Stärkeren (des Mannes) weichen. Der Staat 
ist endlich nicht berechtigt, über die religiöseErziehung 
Etwas zu bestimmen; sondern verpflichtet, das Recht der Kirche 
und der berechtigten Personen (Frau, Vertreter der Kinder) zu schützen. 

Mit Unrecht wenden die ,,MotiTe" hiergegen ein, „der Glaube 
sei kein Gegenstand des Vertrags.^ Dagegen spricht nämlich, dass 
alsdann auch nicht das Gesetz darüber disponiren könnte, und dass 
gerade das Gesetz selbst den Vater über den Glauben seines Kindes 
verfügen lässt. Wer über Etwas disponiren kann, der kann auch 
darüber contrahiren. Es spricht dagegen die Bekenntnissfreiheit, welche 
sich durch den Vertrag bethätigt, und die Thatsache, dass über 
den „Glauben^ nicht Mos der westphälische Friede zu Stande kam, 
sondern bisi gemischten Ehen die Vertragsfreiheit über die Heligions- 
Erziehung gemeinrechtlich in Deutschland — schon zur Erh&ltung 
des Familienfriedens — gestattet ist*). 

Die Erzb. Denkschrift von 1860 hat desshalb gegen die durch 
dieses Gesetz versuchte Entzielmng des Rechts der Kirche auf die 
Bestimmung der religiösen Erziehung der ihr durch die Taufe oder 
Vertrag angehörigen Kinder protestirt. Indessen kann dieses Ge- 
setz nicht verhindern, dass die katholischen Geistlichen, wie 
der Oommissions-Bericht der 11. Kammer erwähnt: durch Belehrtmg, 
Ermahnung, Gewissenszuspruch auf den ihrer Confession angehörigen 
Eltemthdl,^ sowie auf die Vormünder, Verwandten, Ortstor- 
gesetzten und Waisenrichter einwirken. Die Kirche ver- 
sagt jetzt, wie früher die kfrchliche Einsegnung einer gemischten Ehe, 
wenn die katholische Religions-Erziehung nicht vor dem Zustandekom- 
men derselben zugesichert und desshalb cUe Dispens ab imped. mixtae 
Teligionis nicht ertheilt wurde. V&b tiefte Gesetz hindert dieses pro- 
cedere nicht. Hierdurch kann die Kirche bewirken , das» auch -der 
akatholische Vater durch eine feierliche Erklärung die katholische Re- 
ligions -Erziehung seiner aus der Ehe mit einer Katholikin hervorgehen- 

1) Schluss der Friedens-Executions-DeptitatioD rom 14. September 1650. „In 
Betreff der Wahl der Religion der Kinder ist geschlossen worden .... dass in alle 
Wege, da pacta dotalia vorhanden, oder hiefiir aufgerichtet werden möchten, dieselbe 
zuvörderst in Acht genommen und observirt werden sollen und milssen." Emming- 
haiM, corp. juris germanici (Jena. Frommalin 1824) 11. Theil S. 257. Das Conolusum 
oorporis Evangelicomm vom 14. April 1752 (bei Emminghaus a. a. O. S. 477 ff.) be- 
stand auf der Heilighaltung solcher Verträge. Mit Ausnahme Preussens und einiger 
anderer deutscher Länder , in welchen die Protestanten einen Überwiegenden Einfluss 
haben, sind Eheverträge über die religiöse Erziehung der Kinder rechtsverbindlich; 
so in Baiern, Sachsen und Hessen-Darmstadt, of. Stapf, Pastoralunterrioht über die 
Ehe. Achte Auflage von Riffel (Frankfurt 1858) S. 441 ff. Schulte über gemischte 
Eben vom StandpntLkte dei* Parität. Prag 1862. 
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den Kinder bestimmt. Jeder Ehreninatin wird sieb an dfe von Ikm 
gegebene Zusage halten. Die Kirche kaiin nicht blos anf den katho- 
lischen Vater, sondern anch auf die l^atholische Mutter, wenn die 
Erziehung auf sie entweder durch diese Bestimmung (Zusage) des Eh^ 
manns oder kraft des §. 3. des Gesetzes übergeht, sie kann ebenso 
auf die obengenannten übrigen Erziehungsberechtigten behufe der ka- 
ihoUschen Eindererziehung einwirken. 

§. 7. Kirchliche Strafgerlchtiibarkeit. 

Die oben $. 4. citirten bacUschen Verordnungen^) haben Ae 
Straf^ericht^barkeit der Kirche gegen Geistliche und Laien anerkannti 
die Ausübung derselben aber unter die Staatsbevormundung gestellt^). 
Nach diesen Bestimmungen sollten die Mitglieder des geistlichen Ge- 
richts von der Begiemng bestätigt, die Untersuchungen von einer „ge- 
mischten Commission^^ d. h, dem Bezirksbeamteu und dem erzbischöt 
liehen Commissär^) geführt, alle Erkenntnisse der' Regierung zur Nach- 
richt und die wichtigeren zur Bestätigung mitgfetheüt werden. Die 
Begierung hat sich hiemach sogar vorbehalten, die Ergänzung der 
Untersuchung durch einen Staatsbeamten zu führen und sie bat den 
recürsuis ab abusu beibehalten^). 

Gegen diese Bevormundung der Urchlichen Jurisdiction prote^ 
stirte der Papst in der oft citirten esposizione von 1819 N. 25. wie in 
dem Breve peryenerat non ita pridem von I8ä0; es protestirte dag^ 
gen i^m lÖ. Februar 1830 der erste Erzbischof von Freiburg , sowie 
der zweite auf den M!inisterial-lärlass vom ^21.' Januar 1837'), endlich 
der jetzige u. A. in den Denkschriften vdn 1851, 1853^ und 1860^. 
In diesen Denkschriften wird die selbstständige, eigene Juriif- 
d i c t i n der Kirche in rein kirchlichen Reclitsverhältnissen bean- 
sprucht, insbesondere die Gerichtsbarkeit Über die Amts- und Standes- 

1) hubesondere (. 11. 12. U. des I. Coast Ed. und die B6gieniiigt*Bhit8ohU6fl- 
saug TOD 1S58. 

8) §. 86. der Verordnunc^ vom 30. Januar 1830. Verordnung vom 27.Htai 1839. 
».S81. 

3) Per §. 2. Aul. D. snr dt. Beg.-ßntschl. vom ^, töra IS&I) uberUtoat dem 
Srsbisefaofe die alleinige Führung der Untersuchung. 

4) Diekirdüiche Strafgeriohtsbarkeit gegen Laien ist durch den §. 11. 
dea L Conat £d. ohne irgend welche Beschränkung, jedoch selbstverständlich nur 
ndt rein kiroblichen Folgen wiederholt garantlrt. 

6) Bader ^ a. a. O. S. 257. Wiederherstellung des can. Hechts S. 288 ff. Be- 
leuchtung der Beg.-£ntschl. v. .1853 & 100 ff. Longner, Darstell. der Kechtsverhält- 
nisie der Bischöfe in der oberrh. Kirchenpr. (l^übingen 1840) d. 178 ff. 

6) DenlTffihgift dea obenhein. ISpiscopats v. 18. Juni 1858 (Freiburg^ Herder) 
S. 48 ff. 97. 

7) S. 20ff., im ArcihivBd. VI. S. 86'ff. ^ 
AmUv nrJUrthtaieflkt. TU. 17 
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y.ep;geh,en ^r (^eifsiliGlieQ. uif^,,4;is Idr^bli^e Censnrrecht über Laiep, 
welche Uu^ii kircljiMf^hieii, . ]^fl|chteii nichti nacbkommen. Diesem l^ecbt der 
Kirchs wird auf ihr^ yölkeireQhtUch anerkannte Eigenschaft i^s öffeni- 
Uohes GreifieiQYi^seQ ge^tüzt, ferner auf die.N^tur der Sache, da e« 
»icb^jhier.iilcht um politische oder bürgerliche Rechts ver- 
If^lli^isjs.^ hundle^sonder» \xp^ , Sachen reiu sittlicher und religiöser 
Natur.^ Der Staat könne nicht über das hier in Rede stehende Dojpa, 
über Moral, Religion, die Aufführung der Geistlichen als Kirchendiener 
urtheilen, 4ie iJ[qrip4V^^Q. übar^. ^ese. ]^^ Re^htaverhältnisse 

]|;$nix9 ^^qhg^äss nur der Kirche, zqstehen, Wenu, man diese auch 
nur alsYereii^ 1^ etraqhte, so habe sie wie jeder Verein d|^s Recht, ihren 
Mitgliedern, welchjp die Vereinsstatuten verletzen oder die freiwillig 
Üb^rnoi^mnenen Vereins Verbindlichkeiten niclit erfüllen > die Vereins.- 
wphltfial^n zu eptziejie^^ oder ge^en sie, mit den in ^n Statuten vor; 
g;eac,hriebem9n (nic^tstdiatliche^l Strafet^ splhstständig eins^i^schreiten. 
Cri^gen I^aien. w-ürde^ keine Strafen, sondern, blos^ Besserun^smittei 
^(Jfnsuren) ^gejWendet.,^^ Jeder Verein habe das RechtJ seine Beamten 
xfx, QntlasseQ» iwe^nn sie . §ich . statutenwidrig vernalten^ Von einen^ 
^jil^ssere.Q Zw^^n|;6 .g^i J^ierbei nirgei}^s die Rede, und auch die 
poenae vindicativae gegen Kirchendiener .hätten »den. Cjharakter 
£reiwiUig.',ü;^j?|rif.opa:m^n|r i^ussen.*^ 

.Aussei det^atur der Sache spreche aber, auch die Billigkeit 
und Schioklio^eit füjTj^fj jgtaatsunbevonnundete kirchliche Strafgerichts- 
liarkeit. £«► äbij 'f;}i4tsy^9hß?,,s^*'*sji!e seithexig^e 'Sem'mung der- 
/f^Jji^eu nur 4f n y,^.j:do^benen G/ei^tlichea zu Gute ^'ekom- 
men,i3«t,, ,deft^\att^ d^n^^lig|ös-si^tiichen.Geist ge/ah^ 
Der karch^iQhe.,Ii)Sjtanze|[|zug, ,da0, canonisoh^ Stratfrecht und das k^rckp 
liehe Qerkhtsyerf^hren j)iete eine, ausgiebige Garantie, .für' eine gute 
kirchliqhe Justiz^.., Das positiye »Recht, garantire llie * freiß J:irchliche 
Strafgerichtsbarkeit, wie dieses oben §. 4. nachgewiesen, ist ^)/„. ."!l^ 

Dureh die yerfai&femnf «mädaige freie Beligionsübong ist 
olmehlQ die selbstständige Ausübung der kirchlichen Strafgfewalt gH- 

X) Wie im9 Püttf/, deutsche Staatsyerfiuistiiig (Gtöttingen 1786) n. S. i^'6. 
berichtet, erhob sich am li. Februar 1715' das gesammte feVaiige lisch e . Cor- 
pus ^ als das Beichskammergericht'den Kecüi-s äes von e/einem' geistliclieii {Berichte 
entlassenen Predigers Hellmund auf den Orun'd' hin abnehmen VoHte , dass "hei den 
Protestanten nicht wie hei den Katholik <$n In geidtlfiihen Sachen ein^ bberste Instanz 
existire nnd die gei^iche Gerichtsbark'^it über die Protestanten dhrcfa'ded Keligicjiis- 
frieden suspepdirt sei. "Moser &."&. 0. S. 299. b'ämerkt: ,,l>ie katholischen Geistlichen 
haben In geistUcheni Sachen niir' vor ihi'^r gdstiftoheh 'Obrigkeit Itedef und Anttfoft zu 
geben." Hiemit stimmt de Mafcd, der Verthddig^ deir QaUlcanismns (in seinem 
Werl^e : Üe concordia s'acerdotii et imp^iiii I. 11. e.' Vll. h. 1. 6.) YoHMÜndlJBr Uberein. 
Dasselbe Princip vertheidigte v. Vinke 1861 in der prenss. Kammer. 
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rantirt und dnldet jene leinen StÄatsztrang gfegen die Kirche zu Gun- 
sten üii*er ungeliorsamen Mitglieder. Die Kircliengesetze bedi^hen die 
Ergreifung deis reicutms ab abum mit der excommunicaHo. '' 

Wie wir oben gesellen liaben, Ist die eigene staatsunbeVommnüete 
kirckHche Strafgerichf6»barkeit fast in allen Staaten anerkannt. So durdk 
cKe Art. X. XL deö Ssterreichischen Gonc, §. 5. des i. k. 
Protestanten-Patents Vom 1. September 1859, §$. 14. 15. cles-k. k. 
Pfotestimten-Patents'vöm 8. April 1861, Art. VII. X. ff. de« tokk^a- 
n'ischen Concörd. Von 1851, Art. XX. XXII. XXV. XXX. ^ des 
neapolitanisiclien Conc. von 1818, Moden. Conc. vom 8.- Msü 
1S41, Art. XXiV. de» spanischen Conc. von 1851, des russf- 
schen Art Xin., durh die belgische Convention (Bidie) 182T'^), 
itsttii §. «1. de» Chur-St. «alläner Conc von 1721 (bei Mirach), 
Art Xn. dös bayerischen Conb.^), Luxemburger Verfassung 
Art. 195^. >), Old^flbtirger Verfassung 1852 Art. 78, preussiscfae 
Vetfassüng Art.= 15.^), durch das königl. sächsische Qesetz toflb 
19. Februar 1827 §, 23.., durch die hessische Conv. von 1854' 
Art. m.*), ku-rh essische Verfassung ton 1851$. 85.^) Regulativ 
V6*Ä 31. Aiigbst 182'9*), weimarische Ediit vom 7, Öctober 1828 
§.*89.®jl, sowie durch die neueste (ISÄl) Vereinbarung «wischen dem 
Herzog von Nassau und dem Bischof von Limburg.^) 

Bet'-^riiursu^'ab abu6u'iA zwar z. B. durch die franz. organ. 
Artikel 6;» 7., die bayrische Beg.-Entschl. von 1852 Art. 7., sowie 
durch §. 71. 74. 4^r hannoverschen Verfassung noch beibehalten; al- 
lein überaJl'.Mnpr^ktiacli. geworden, da die Bischöfe ih.» nielit 
%€aehteii und mit <ler erwlähnten kirchliche n Censur dagegen 
elnschröiteni Indessen ist er auch in diesen Ländern nur gegeh 
eigentiic^ Qewaltüberscbreituogen des kirchlichen Bichter«,. welche 
sehen ihrer Fenn nach sich nicht als gesetzliche Ausflösse d« kirch- 
lichen SlraJI^ewalt darstellen, zulässig. Die Staatsbehörde hat sich da- 
b^i nicht als Appellations- oder Bevisionsinstans gedrt gegenüb^ 
den von dem competenten geistlichen Grerichte innerhalb seiner Grenzefii 

1) »bgedruckt bei Weus, Corp. Jüf. efed. (Giessue 1833) S. 180. 

ayEiiteciii: v. i852 h. 5. ' , 

3) bei WeUs a. a. O. S. 325. 

4) pr. Landr. n. Tbl. XI. Tit. §. 57. 535. of. Beiträge aum preuss. Klrchöii- 
i^bt (Paderborn* 1854) I. S. 26. Vogtj Kirchen- und Eberecht in den k'dnigi. preuss. 
Staaten (Breslau 1857) I. 188. Bichter in DoveTs Zeitschrift a. a. 0. S. 116. 

5) Seitztu a. 0. S. 70.' 

6) Weüa a. a* Q- S. 297. 

7) Longker a. a. 0..S. 401, 

8) Wfiiss a. a. 0. S. 345. 

9) Vgl. Minist-Verf. v. 25. Mai 1861 Art. 3. (im Archiv VI., 377.) 
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qnd.in eanonischer Form ergangenen l^rtbeBen ^). Sie Hess sich nicht 
nuf einePrüfnng der materiellen^ »ondern nnr der formel- 
len Secjbtflbeständiglceit des geiatlicb^^/Urtheila ein. D* 
aber der canonische Recursi resp. die can,onische KnUitätsquerel sa 
demselben Kesnltate führt, so ist der Beeurs il^ abuso «ovohl (Hr 
Qeistliche als Laien nichf blos unntftss, scmderp das sicherste Zei<- 
q^en i^rer Loslösung Yon der Kjrche, Von Sei^n des Staalp 
ist: dieses Mitlel stets (von den aiianUcbea K^ern an bis auf Louis 
XIV.) mir Unterdräcknng der kirchlicbeo A\s^nßi minsbxaucht 
Wfurden^). Da einerseits die Kirche keine Strafen. mH, bfirgerUQhfi^ 
Folgen mehr verhängt , andererseits dei; I^cbtsstaat dve Selbsitständlg- 
ke^ der kirchlichen Jorisdietion a<dbtet ,pnd ,di^,Yerii^hiingfZifis<^eB 
'Staat )snd Kirche beseitigt^ so ist ini.inAde|»eii Staate dieses VäM 
UD^erec^htfertigt. Wo die Kirchs ihre (S;e^alt.<ib.er.sc))reijl^el^ 
dii> tritt der Staat mit seinen Qesetsen im . •rdütiidlfVl 
inr.ege entgegen. Ii^ Baden ist. ein; recnrspis ab abua9/nicbt mebr 
|fcUläs8ig3). . . 

. Aber gerade diese Verwaltungsma/isrfgel jf^gfn die.KiBqbo 
^etat.die Anerkennung ihrer Strafgeriehtsrb^r.kaU voraas* 
Daorai^s folgt , dass der Staat keiiien in..der8^1bci^ tteg^PHtan Act anh- 
üben darf. , .. ; ■: r, •. .. 

Dia. neuen badisc^en Gose^e .(§, 7. 16. L Ges.) erken« 
neu die selbstständige kirchliche StrafgyarjfcIiAabark^it an^. 



i) Bouix, man. Jur. oan. T. 1. §. !l55 ff. T. IH §. 1294.. Henrion a.' », ö. 
T* IS. §. »5->-300. Das gesteht sogar ' Meier tas^^^AvA. 8. SSSl *ii, Uidtm «r m«fot, der 
drcks. Ab ftbusn gebe dem 6tea1j6i ,^keiii^ 'Jfktik la die klrßbUel^e JwM^m. piiuragvefr 
fen," sondern nur seine Rechte zu wahren ,4i^ ^^^ Kriegszastunde, in w^lohem dif 
römiache Kirche (!?) sich mit dem Staate befindet.^* Die Erklärungen der bad. und 
der'wttrtt. Begiening in Bom erwähnen t ,^ie Begiemng weUe ihre UnterÜMnen mit 
4^ geeigneten Hinein sehutsen, wenn em, GeistUoher . «d<ar I^aie den Jabots, dar 
Staatsbehörden nachsuchen und glaublich machen würde, dass ihm dorch Ueberf 
schreitung der kirchlichen Strafgewalt mit offenbar em unrecht ein mate- 
rielles Uebel «ugefltgt worden Bei od^ sngefUgt werden tvH^Ue.'* RieB$ k, ^. O. 
a. U3. Archiv IL S. 435. Karisruber offio. B^^ucbtung ^f UeVeDeinJ^ttMt S. 4. 

2) Denkschrift: »»Die Lage der Kirche im Kanton St. Gallen 185S S. 46. c. t. 
C. 22. qu. 5. c. 6. de sent. ezcom. in VI. (IV. 7.) 

3) cit. off. Beleuchtung S. 4. ,^A.uf einem Reonrs i^i die Staatabehördis konnte 
nicht bestanden werden. Die Disciplin der Kirche über ihre Dienet*. ist nicht zu be- 
atreiten.« 

4) Comm.-Ber. der n. Kammer über die Ges.-Entw. S. 9. »Der. Kirche wird 
eine Strafgewalt eingeräumt, die sich sowohl aut den Kler^is, iila auf die 
Laien erstreckt." Verhandlungen der II. Kamm. S. 23. Staatsminister Dx* ätabel 
i,die Selbstständigkeil der kirchl. Gerichtsbarkeit sei nicht aufge- 
hoben. Der Staat'kümmere sich gar nicht um die Gerichtsbarkeit 
der Kirche. Wenn diese den Vollzug ihrer Ürkenntnisse verlange, so könne 
der Staat nicht unbedingt seinen Arm herleihen, ohne zu ont^sucheiii ob eia solches 
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negiren aber dfie'Cötiseqnens — die erelbststätidige Toll* 
zngBgewftlt der Eh-ehe gegen d^n Willen des gestraften 
Geistlichen, insofern sie dessen ,,Preilieit oder Verml^gen^ triSt. 
Ton den gegen Laien lergangenen Censuren kann hier nicht die 
Rede sein nnd ist aiicV hiernach die Kirche frei, weil hiebe! 
,jmaterielle Uebel^ nicht in Ftage kommen. 

- Dieses Oeset2 fdt inconsequent, denn Wo ein gesellschaftlicher 
Organismus , Wo ein Gericht eine eigene Jurisdiction hat, da hat es 
impBdifle das Reiht, seine Urtheile zu vollziehen. Es ist unjuristisch, 
die €k>inpetenis trnd die MTirksamkeit eines anerkannten Gerichtes von 
deiii t^illen des betheiligten Verurtheilten Privaten abhängig zu ma- 
dien ^). ' Das Gesetz verkennt auch hier wieder den Unterschied zwi- 
sclMn kirchlichen imd' bürgerlichen Rechtsverhältküssen. So besagen 
cKe Motive zu deni cit^ §.' 16. ;,der Staat räumt den Kirchen kern 
besond€!)^^s Recht ein,' verm%^ desseü sie eine äussere Herrschaft über 
Verhältnisse (Freiheit der l^erson und deren Vermögen) gewinnen 
wfirden, dierto sftiÄtUihet Charakter ausser Zweifel ist.^ Hier handelt 
es §ich aber ^efade nfcht^um staatliche, sondern ton kirchliche 
Rechtsverhältnisse. Uin diese zii erkennen, darf man natürlich nicht 
atif die äussere JBeschaiFenheit^ sondern auf die Natur und den 2weck 
derselben seheii. Die kirchliche Strafe ist aber so geartet, dass 
sie einestheils überhaupt nicht mit äusserem (SfJiats-) Zwang auftritt, 
überhaupt niöht die Natur und den Rechtsgrund der Crimi- 
n als träfe hat; andemtheils entziehen die kirchlichen Strafmittel nur 
kirchliche Corp orationsr echte ^}^ also weder die bürgerliche. 



BrkeiintiilBS in gehörlgfer Ordnnng ««i'oder nicht. Der Abg. PresHnaH findet keinen 
Untersekied iwi8eh«n dieser nnd der' besUgHohen Bestimmung der |Conventioii/' v, 
Mohl Coi&m.*Ber. der I. ]£Amm. S. S7: ,,den Kirchen mSssen entsprechende geistige 
Mittel gegen die geistigen Fehler zustehen, nnd die eigenen Gesetze jeder 
Kirche haben n bestimnien, wer solche zu erkennen hat, anch, welches Verfahren 
dabei einznhalten ist. Kamendich kann einer ffirche nicht zngemvthet werden, Solche 
im Dienst isa b<dialten, welche sich offen nnd in entscheidenden Fragen von ihrer 
Lehre losgesagt haben , oder dareh ihre Lebensweise die k i r c h e n gesetzlichen Vor* 
sehfUleB missachten.** ' Verhandl. der I. Kammer. Stsatsminister Dr. Isabel: „Im 
Staate (!) kOnne nur der: Staat (?) eine YoUstreoknngsgewalt haben. Kach dem Inhalt 
dfeees ^ragraphen habe der Staate wenn er nm Vollzug angegangen werde, zn prü- 
fen, ob • das fragliche UrtheS illeht formell gegen gebietende oder verbietende 
Qesetie des Staates- anstosse.*' Geh. Sath Lamey: „Es sei natürlich, dass nach 
demBechte geprüft werden taiOsse; nach welchem Jemand an sprechen befugt 
ist,^ also hier nach eanon. Becht. ' 

1) Merdln, repert. art. Inoomp^tenoe: 

9)' Die Ofvilgeriefate haben nurüber wohlerworbene PrivAtreohtOi 
nicht aber Über öffentliche Dienstrerhältnlsse, über die Acte der Ver. 
wUtongsbehörden, über 6ffbntlTche Bedrte itt entscheiden, v. Weder über Verwaltnng 
nad JtitfAs §. «K Badi 6er.^AtibaIe& VTL p. e. VII. 8. ü. XI. S. 70. XX. S. 186. 
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Ebre, noch bfirgeiliche Rechte. Die kfrohlichen atraAmstelten 
sind lediglich geistliche Besserongshänser und es findet kein bürgen* 
lieher Zwang sum Eintritt ip dieselben statt., purch die .pdyatia 
beneficii entscheidet die Kirche nicht über bürgerliche, sondern reiii 
kirchliche BechtsverhUtnisse. £s ist desshalb nicht. aji>ziis€hen, w^ss^ 
halb die Kirche die ExecntionsgewaU ihrer Urtheile n^af haben sol}, 
sofern sie geistliche BerephtigODgen betreffe^; nicht iiber,. solem sie 
sich aHf corporative, kirohliche Yennp/B^e^srechtet begeben. 

In der Praxis gestaltet sich allerdings der pnjtdlyiell und juri- 
stisch unrichtige, die kirchliche selbstständige Execi#)|QSg«fwa]^ besü^ 
lieh der kirchlichen corporativen Y.ermiigensrecfate längneode. §. 16. 
des Gesetzes ganz ähnlich wie der V. Art Abs. 2. der ConyentioTi ^). 
Die Regierang hat nicht die Macht, deni Bisiphof die selbst- 
s.tändige Vollzugsgewalt, welche nüt kirqblichen.Mit)«ln (Cen«* 
euren) durchgeführt wird, zu entziehe^.^}» Jeder ^Oeistliche^' wei- 
cher sich den kirchücheu Censuren nicht aussetzen . pud mit seiner 
Kirche nicht zerfallen will« wird sich den rechtakräftigen kirdi- 
lichen Urtheilen fugen, insbesondere, da die fiarche jetzt ihr Yenno- 
gen verwaltet! Nur für den Fall, wo der G^ist)iehe dierPfiünde nieht 
verlassen und das erzbjschöfiiche Ordinariat das bradiifun . saeepil^re 
anrufen will, wird dieser prästirt werden und zwar, wei»i die Acten 
dem Ministerium vo]g|flegt werden, Letzteres .das UrtheM nach den 
canonischen Bestimmungen für formell gerechtfertigt hält und dieaes 
U;rtheil nicht gegen positive Staatsgesetze verstösst^). 

'BtA, Oherhofg. Jahrb. V. B. 851. Die BtaatsYerwaüt-BeliärdeB sind kein^ Appellk^ 
tionsinstaoz in kirchlichen Sachen. 

1) GemäM diesem Artikel steht dem Erzbisohof die Jurisdietioii über die Amts* 
nnd Disciplinarrergehen der Kirchendiener va. Selbstverständlieh. werden, die Kirehea- 
diener resp. Geistlichen, welche Staatsdiener sind, nach der Staatsdi«iitr -Pragmatik 
behandelt. Geistliche, welche Verbrechen oder Vergehen begehen, die gegen die 
Stra^setse des Grossherzogthums v^stosaen, sollen Yor das weiüicb« Gericht gestettl 
werden , dieses aber wird hiervon dem Erabisehofe Kenntnlss geben nttd ihm a«f 
Verlangen oder bei einem auf Tod odqr Gelängnissstrafe von mehr als fönf J^iireii 
lautenden Urtheile die Acten mittheileo, auch ihm gestatten , den Sohtüdigen «x hören 
behufs der Entscheidung über die zu verhängende Kir<^eiistrafe. In der : päpsfliohen 
lastruo^on Lsit dem Erzbischofe aufgegeben» bei der VerbKngung ernsterer fltrafen 
biervont der. Begietung Kenntniss zu geben. „Wenn aber tut Vollziehung von Straf- 
eii^keantnissen , die der kirchliche Bichter ausgesproohen, die. Mit^irkii&g der welfHo 
oben Gewalt begehrt wird , so hat der Erzbischof der Grossfa. Begiermig auf deren 
Verlangen die angemessenen Aufklärungen zu geben/^ 

2) Bei einem Conflict zwlscbeu Kirche und Staat wird der §* 16. d^s G^setaes 
desshalb auch diesem wenig nützen , wie es die Erfahrung bereits gelehrt hat. 

3) So wurde es durch den Ordinariato-Erlass vom ^1« Mars tsei 1^. 2M0. und 
die EntSchliessung Grossh. Ministeriums des Innern vom 12» April- 18$1 N. 3784 ver^ 
• in hart -- und die Controverse gelöst , wm aamentUcfa di« Convention uBteq^ der in 
vorliegendem F al 1 e dar Begisruug vi ge^^nde« |,l^u^kläniog^^ .Tesatelit. Sim^asb 
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So sind denn hiernafe^Mie ftüherfen VerofdiAng«n besei- 
tigt und i^t die Ausübtth^ 'd'eif 'iclrislllic&ellr Stta%eriöht8barkeit nft^fi' 
den Bestimmungen der Convention ermöglicht. 

Wie in Köln, Trier und anderen preussischen Diöcesen, in Mainz und 
j^yer a. 0. yr,, so^taifjqhiadei^iEcf^l^f^^f^iburg.die^Orgaaisation; 
und die Verfassung, wiedas Verfahren der geistliehen Gerichte, so- 
wie der Instanzenzug*)' obik Mltwirkiing des Staats geregelt. — Das 

badischeOe(i)et»schveibtdliiron4emdt.Axt9ield^.Go.nv«iitionundd«ri 
Instruction cöncedlTten Mi tth ei lniigenhlefwegefi:an die fiegieruBg 
nicht vor, und lassen sicli solche auch p r i n c i p i e I P) nibht rechtfertigen. 
Criminelle Amtsverbreclien^) der Greistlichen können 
geniSss $; 0.' ded £ihf. O^si'i^n^ tra'Aisehen Strafg^^^tz and $. i. der 
Stäiftstmnisi^riälVerofanüngvoW 11. Jattnaf 18d6 (Ri-Bl; in.) ^^nlehft 
o'li n e G e n e'hinf g ü ri ^ (der mi^tSiidigen 'Diendtl^Üötde^ (deg Ordinär 
riat9s)V everitttdl ohnd^ Entstfh^idang d6s j^tei^mifäisteriums gerichl^ 
lieh -v^rfol^t werden; • J— •'- ' ./ ., 

• ■ Der §. 51. des St. G. Bl schreibt für den Fall, wenn Unter- 
siiläiüii^- 6de)r Strafhaft gig^en eitteii Geistliehe«! erkatet idrd^ di«^ 
von icler Cöniention' gewünschte stä'ndeBgemäsSe Rübksi^ht v%§y 
wtto denn atich die erforderlichen Mittheiluni^«i von Seite der bürv 
^ritchen Gerichte' auf Verlangen -d^^e ^Ördii^tiiw gemaeht 'mrden. 
Wie die Verhähgtin^ Von •bürgerliii*^ Öfafaft^ aussei der CMiftaeng 
dies' kkchlich^n Riebters^ liegt} so^rhAt'tttngekehdrt to bürgerUeh» Rich- 
ter nicht das Recht, kirchliche Strafen, wie die kirehlicte AmtsKit- 
s'etÄung auszusprefchen*);'- * ^ : j :- 

bofil^.d^fl Kiq^i)reoht0. ,Sc}ia£%aijij^90» J^u]::ter. 1$55 S. 156.) adoptirt. Nicht so cqt- 
reot ist der §. 5. derbayer. "Verordnung vom 8. April 1852 gefässt. ' Jfedeö wirklicli 
rechtskräftige iiinerhaib der ObtfipetetiWdir )^^isiliehen^ Geri^hte]^ ürgati|f«ti6 lh> 
tlDBil JÜtaelbeb ttM. di«; fi«|^iUi]gl z^hroU^sohicn ü^al^en; /^ieß fonpeU p^t^ m>zafeo)f^ 
te»:i8t. .Iiji.Fi^ji^qMnl^chpiyor^phfifjkeo^d^^ aip^y ist.dasjürtheil 

schon durch die bei dem kirctüichen Bichter anzubringende Kullitätsquerel anfechtbar. 
1) Gemäss, o. 4. Conc. Constant. 1418, Cono. Trid. sess. 24. c 20. sess. 25. o. 10. 
d« r«Ci / 4eii Fuwtwi0Mie«rd. onfl ümajLBQhAfknkiVLfger Oolifeor&''TOtt 1:449 iind Ti^on 
SeitMr des hefl^n latnUM ifiOuatlioh' dtt^ ob6ii< §. i4;. iAt Noten irom 38. Juni 1859. 
J«dliM«ael8gati «nfgsfetem. . > (• . 
'•* ''•«) of. oben §. 4. • •■ - -• . .. ,-. 

< 8) Annalea d«r bad. «erishte 18fi» X£VL N.T./ ' 

^ Biekiev: m, a,O^SL i9%tlys WortOwfti^ a^ a. O. §. 11. Awh hier wird sich 
dm idvchUcha Anfsicfatsreebt dadmck UdMerB^^daas derO^dtnarios '«!!«■ yor das^kwoh- 
Uehe Forum nach der jetzigen Bechtslage der Kirche gehörigen Sachen reklamirt mid 
MteBMbt«tenh..d«B*.$;i:i0.<4tetf»'E</G»iinni atnl^M^Bindi U9i Ti«. St. 6. B. §. 1. 7. 
dM 6m.v. 9. 0«t "it0O, mMBi dcmbi^'CrorM^Mti^fttfeooiilP^'Ota^ (Atehir II,' Ti»,^ 
m. 674. 651, IV. 113. 363., V. 182.) bad. Gomp«tiniwr#rdiiUBgs ¥om 31. Jvad 4MftO 
JUi^^aiL 8. M./tedlM dvvlibdie b«aU«libetbn ikli»li4ioheii Mitt«! sor .OeUung 
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Hien^kdi. Jist dar Art Y^, d^r.CQi^ycyDtioiv und der . betreffenden 
päpstlichen Instractipn in praktiach^ ^iIläicht ab realisirt sa betrachten. 



Ein Beitrag zur veffassnngsmäsirigen Steüimg der kathoüsokeo 
Kirche in Bwussen. 

Urthelldes Rbein. AppeHttlois-GericIitsliofts zn GUn tob ».Janaar 18A2 Ober die 

UnzaUMepkeit der proeeawaUschen lnterventt<m eines Mboliscliep Klrdienraths 

ohne bisdiAfliche Aulorisiftion, mit, einer erl&ntemden Klnleftung 

von Professor Elf. Heoser zu COIn. 

' . f • ■ ■ ■ • 

, . Oßr Kürclieori^h m Baaae^iheim JUelt aa aeiiiem Inferease mt- 
eiureebend, in eiiieip Processi (Bettinger-Cordierj w inlenrenixen, nnd 
ecsiichte daa hocbwOrdig^ bifcjiiöfliche Ctoieral-Yicariat zn Tri^r, ihn 
dajEu au autorisiren. Allein vod dieaam Wjvde durch ürlaas vom 19. 
Oetober 1860 die gewünschte Autorisation förijalichat verweigert. 
Nichtsdestoweniger hat. der Kirchenrath in dem Pjrocesse int^yenlrt, 
und der aweite SenaA das ItönigUchen Appellationa-Gerichtstiofs m Göln 
hatte nun darüber au erkenneui ob der Kirchenriitb zu djj^aer . Inter- 
vention zuzulaaseoj. oder ob enr mit derselben w;egen n^ai^elnder Au- 
toriaatidn der bischöflicheii Behörde abzuweisen seL > Wir achidien 
der Mitheilung das in ver^ebied^aen Beziehungen aehr interesaanteu 
Urthflils einige einle^nde Bemerkungen zur näheren Orientirung des 
Lesers ;voraus. ^ 

Im gemeinen Kirchenrecht gilt derjenige als der Vertreter des 
Kirchenvermögens vor Gericht, welcher die Verwaltung desselben 
hat^). Die Verwaltung des RIrdbenvennögeBS fiiliren aber die Pfarrer, 
oder in Folge particularrechtlicher Ent^ckelung fast überall die sog. 
Kirchmeister oder Kirpheinvorstände , was immer für einen Namen 
diese führen, sie haben also auch die Pfarrkirche vor G^uriclit au 
vertreten'). Dieses Recht des Pfarrers oder des Kirchenvorstandes ist 



bringt. Verbredierisdh« CkiitlielMi traitthe sngltuh die KiraliM^iieMt»« iKertotet iMbea« 
wird der kirchliche Richter hiernach. Rieben dorn Criudmalriditer MlbflMbidig Btrmß&a* 
Cf. Über Competenzconfliote in Baden die Note 2. oben S. 258. Die khrchUohe. ImmttBi^ 
tat (Mainz Wirth 1855) §. 6. Gewöhnlich findet bei leichteren Veiten und bei 
Amtsverbrechender Geistlichen ein EinvArnehiiieB swiechen dem 
Ministerium und dem Ordinartaie statt, wodoMh gemKsa dem dt {. S. LeU- 
te^es die Sache abwandelt und so-^diaGerUhte aunSioMbreitaa aieht •«»ach» 
tdft w«rdea. 

1) vCap. Mdoetri 81. da Baaeriptia , «q difl Aahta rarBinlasavIig hi die Proaaasar 
walohe &r« Klöster angehen , varpilichtit werdan» oun an oflMo mo tenaantw aon- 
gragationiim sttamm negotia proaurara« n . 

3) . Schm<d$0rut^fr Xeon.. IX. p. L m. X.4a Jadiofia». aftua* 40. a^ e. UMiid. 



' ' WbtT die ^eiixetm^ des KirekMiYemIgci» vor Oeridit. 951^' 

j«dotbili0ia gvDS'tiiabliäogigee oder amsddlesfliches. Unprüng^ek 
war nÜBilkli; ier Biseiief der einsige Verwaltet sümintitditfi Kkckea* 
gutes in der Diöcese. iBdem er jetst besondere Venvüdter. ftf die 
Glte^ ier einzelnen IdreUichen?, VermögenBComplexe eingesetst hat, 
idirlor er dadurch nichts Weeentliehes von seiner AutoritSi; .sondern 
er lUhrt noch tamneD die obere Verwaltnng des Ekchenlref ttibgeiis .i);. 
Die unterfeordneten Verwalter der eincdne» VermögeiisooB^il^^e mObsen 
ifamBedmnng-aUegon und sind überhaupt rerpfliditet, sieh nach den 
Anordmm§en>zn rlchteii, welche der Bisehof im Intei^sse der gnten 
Verwaltung und der Erhaltung des KarcheDgutfes'tHffl^). Dengomiss 
steht dem Bto<diof auch das Becht zu;^ die Interessen der Pftrrki^dbet 
selbst >«T Gericht «n vortreten^), wetm es auch sotten llir ihn ger' 

■ ' ' '" ' ' I l ' l '■ *: 

dvbü.quoad eeelesias paroehiiUeg etiam ips« plunmam pendet a consuetndine reoepta» 
et cdnoordatiB locorum. In Germania passim oonstitutl sunt speciales praepositi , rolgd 
Si'f'cfh^'a'proftfttiB, Kiretien- oder Heiligenpfleg er» qni rerttdd Eodssiae 
tfHifiiniUiiiii^Viri»» extmjiidloia^a ^ defttfuwpneaa intra judi<^i|«^ getaut ^ quod qaa^KlnM 
obtinet ÄnBi^variaperconcordata inter principes Bavariaeet ordinarios illius inital583 
a. i. §'. äamil ater. be jure oommuni distinctio est adhibenda: vel enim parochialis 
ebelesla pröpHuin paroehnm habet neo alicui eoclesiae Tel nkonasHerio ndita est) Telcon« 
tra incorporata est eoclesiae vel monasterio altert. 8i priuSf jus agendi super rebus et 
Juribus ecclesiaelparochialis ad parochum spectat; arg, c, Edoceri Ül. de Rescripti quia 
eompetit etetism dl» jnre commohi administratio, non tanieo eicclMo Spiscopo , qoiahic 
tftitf^ilatt' piteeipalis dieeoeids unlversae reetor potesfateweiiBinlativam babet in omnib«« 
eoelealiB «aae dioeoesis. 

1) JUeAier, Lehrbuch des Kirthenreehts. 4. Anfl. §. 110,, 8. S04. ft. Aufl. |. 
ISS. , 8. 819. 

S> 8. dl« Stelle S^^kmiOmfueber'i In Note 2. in fin. bei Boukt de paroeho , part. V. 
Oap* XIV. |; n. ntim. 7. (pag. 818). Atrero enmtfanulet magisndlnseigiisqtteparoehia* 
lls «oolesiae bona Episoopi carae eönmiissa sint, jus «dministrandi parochi remaaet 
semp^r et in omntbiis anctorhali Ordinarii snberdinatuiti. Ita ut 'teneatur parocfans 
ate&itftralä^nia tmse temporaUa rationea , et tempons TlSttatlenls ^ et eativa iUiid tem* 
puS| si £piscopo Tisum fuerit«^ ei aut alten ab ipso deputato reddere.' Iteu libemm 
semper remanet Spiecopo qaas opportunas^ eatistitDaverit regnias in cjnsmodi tempo- 
r«U «dministratione esereenda parooho praesoribere ; atqae eas tenebltur parooboB 
aoeurat« eervate , raedo alias Apostoliois eonstitatioidb«* sen nntversalibus Eodesiae 
legibus non adversentor. Hane parochi ab Bpiseopo dependentiam Jura omnia suppo* 
mint, «um DuUibi cautnm est^ posse parochum quidqaam quoad hoc agere, renitente 
seu aliter disponente Epdseopo. Was hier Bouix vom gemeittreobtlichen Standpunkte 
aus yoa dem Pfarrer sagt^ gilt natürlich ebenftiüs von den Kirohmeistern, da diese 
hiniiehtltch der Yenri^tung des Kfrchenvermögens nur die Stelle «des ersteren ein- 
nehmen. 

B) £ttr nShera Begründung dieser Behauptung und mr Widerlegimg der ent- 
gegemtibeiideaSinwendmigwi sagt Fithing, Mb. n. tit.1. <le Jttdioiis Sect I.§.N.iimm. 
XXXT.S^piMopttS in judieio agere potesti nomlae Eooleeiae paroohiaiis dfoecesis snae 
ctUamsi iila preprium Bectorem seu paroeham habeat, vt eelligftar e« e« tOt. de «ue- 
onr« «6 ifUestofc Chi Jnnoeeni. V* Ei tdty quod quiUbet Svperior pro qaolibcft coUe- 
gio sibi subjecto poftset agere} et ratio est, qaia Bplecepus est ordiaaritts Pastor om> 
niun Pastavam etParoefaoram dioeoesis, Ita ut omnes Dioe^esani eint etikm Episcopi 

PatochiMii 8ed videtur, quod EpHcopns nvBö modo possir agere pro Jm>i- 

b« fa^eridrl» Boolesiaa ▼. g. Parodhialis, quia Üle;^selQa poCast agwa, qol asttt . 
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boMn mehtfinen müf, diesest Redi* nb Uüba^gehimg der '^ilftdiitta 
YOTWaltair mmuEottben. Der Bisohof Imt abo aacb die BafiigpaisA^ dm 
KirchaiYorBtiladeil die sribstBtXaidige Fülii^ag vo» Pn>CfesaaBi za> mter-. 
M^en and denn Qoidlfloation imn Pi^eedirtv. von der Ukenes AattH • 
risftilon abbingif tu machen^ Die grdsf ere EiatfacUiell and Stetigkeit 
der VerhUlniBee «nd mlmoheriei andere Umstfilide^ dcienEigrindtlng^. 
md ffiatwidielaag hier überfliiaig wite, geetaiMe in dmfiübepreQ Jaht^: 
handetftan den deatedbip Bttphöfeii) dies aiei>d8a.J[kclifQir»]MladeD 
freier« Hand lieaeem Während in eiiiigen . «DiteidaeB det »riif* Bat^ 
scliränlnnig^n der KircheaTontaber sdhan iMI Uteri 25ell Iwif.baslan-' 
ä^'^)f gMbtB mBß^ ia anderen daelnteretfse.dea'.Kkcheatgaifes Idliläilg^- 
lieh dadafäh gewahrt'^ dase man den KinAenvorrtändfeu 'i^ iiarliflfjgav 
Einwilligung des Pfarrers, der Meistbeerbten u. s. w. gar - Pr oce ss " 
fühtimg einzuholen vorschrieb ^). In Frankreich hatte sich der Siäiftt* 
schon lange vor der SeYolaüon die gaUikaaisehe JE'reibeil geaommen,. 
auch in diesem Punkte Vebergriffe in das kirehllche Gebiet sa'ihwdien> 
und eine Declaration vom 2« October 1703 hat die ctessialls jfcu' be- 
obachtenden Förmlichkeiten geregelt ^ .Das Decret über die Fabrikje^. 



admiiiittr«t; ut taiDitar es cMoetri Üh de re$eHpt, Sed BpiMH^ns xifiii «dsohiiitifftt 
^MToohiftiii, ci$iiflqtt8.r6B| MH«ia aetn et orcUniuri»» ugQ ad iUum nonipfiart^fit .agiirr 
in Judicio. Verum hooprocedit, quando nnlU oausB« subest, cn« alias 4gat, <qaMA V^- 
aetu «t imtnediate admfaiistrat.s aacus est in propoaito. Deinda quando admioBstrationes 
sunt omnino discretae sea divisae, tunc jas agendi est penes eum solum, qui ßifixL et 
immediate administrats atiDler JBpiiCopum etParoclmip n^& aaut ^eraa« adininistra- 
tionea, aed ambo aant admioktratorea , anaa taman sab aU<^y veu latterl sabordJuata« , 
nempe Parocbua EpiMopa. JntkocerU, in dt, caj^, Olim Aum. 2. d€ reaHtut, ^oL €$ 
Äh^. in eit eap. Cum depvdoH num, 14, K U Ib ipleMiem SJani» ,«ind die Wacta 
poteatakeai: oomolativaia ia der oben ava SobmaigniabaraBgefaiiHenaiaUa {^WU HeAa 
2») au Teratabes. 

. iy,<8ynod, dioece*. Osnabrug^ an, 1623 part IL eap. Xlli. mn. ZU..(^ar«<^ 
heim. Coli. Cone. Germ. tom. IX, pag. i?!*) Similiter mandatam omaiboa .PaetoribQa 
etProvisoribiiaficaleaiarum maziqie mralinm, Ae nomine l!<Q9leaiacwn aUam üiem ihp 
choent ipai pro joribvs Eooleaiae, aut etiam exoipiant vel pi^tiantor^. aine noatro aut 
nostri in Spicitaalibu« Vicarii praescitu* $ynod. MonaaUrieuma 166& tit. XIV. <Ha rab. 
L c. pag. e&2.). Si lia maveatur eocleaiaa aut poaaassori ai^per boaia ad. eeelisaiam 
speotsantibiia, recnrratur ad Arebidiaeonam vel etiam Vioariam noetrwn» na per po- 
tentiam apprimator jnatitia, babean^ue assiatantiam Uli, qoi in jnra paplllia at yidiiia 
oomparantur. 

8) S^nod, Coloii^n, 1668 part III. tit. XIU. cap.B. §b IQ (Harabeim tom. 
IX pag* 1075.) fkoeeaanm nuUiim ecdesiaim Tel «jaadem bona ooaeerneate» Magirtri €a* 
brieae eeolefläamm a^u proTiaerea menaae panpenim abaque paatooun, wcw|NMtQnitt 
et primariomm lo(si. ybrqnim «onsilio conaenauqne inoii»ant. iA^e«4la.<?Mo»J4iMl«;Aii^> 
1720. pag» 291. (Magistri Mrioae) absque paatoram aea ▼iee-pasktfam ei aeabinoivni 
synodalioBK oonsiUa et cansenan proeesawn nuUum . . ^ < . ineipiattt 

t) AgYe traitd da Tadminiatration tepnporalle des pareiaaea; intsodaotiadtf §« HL 
(5. Mit. Paria 1846 pag. 14) Anevn proeAa ae pqnyaj^ etre. inteBt4 aans que.Jaa mar- 
gnnUen n'enaaaat proToqtt4:»ie d41ib4vatio^ da la «09im«naHt4 4aa ha^itrtati^ «f ob^ 



üebet M V«rtrettmg des KUrfb^nTennögens vor Geriebt. d^!^' 

Tem da D«ceiid>er 1809 1i»t in seiner «nghenngen U^ber^aeliiäig^^dw 
Effcbe. ebenfalls diel Ftthmng der Prooesse^yon Selten dto Khrcfcin-- 
bbrik von der sMtadichen Ennfiohtignng abhängig gemacht imd imfde 
der PiUaetur*Bath bevolkolächtigt )> diese T^orkomimgnden Falis luiißiv 
theilen. Art. 17> di«c»ee Detretesr 'besttnunt : Die Kircfamdster dür- 
fen weder einen Pxoeesa erhelMBy noch sidh anf einen ic^hen eiiir 
laasen ohne Ennftchtigung des Präfectnr <• Rather ; w^hein der • ran 
dem Kirebeufrathe nai^der fflr^tmeitfterBtub^/geinfeinddiaftttefa IndÜser 
Beaiediung gefaeste* BescUvss eingesatidt inar^n miüir'^). D« bei Bp-^ 
lass jen9s DefireteB die linksrheinischen Theile der jetngen Bisthdmer 
C51n, fri4&t:,iind Mfinster mildem frani^ichen SeiAhe yerbnndieii m^en^ 
so mnaste dieae Bestimmnng^jedeeh mit swei Modi&catiDiieny auch dort 
fortwährend beobaebüet werben. ZHe eine Aenderung bestand darin, 
daaa gemäss der $$.!«) d. und 5« ^dee Ressoü^Reglenientd vom 30* 
J«U 1818 statt der früheren Ftäfectür^Räthe nunmehr die KönigL 
Begiei:angen die gedachte Ermächtignilg sü ertheilen halten; die an- 
dere darin f dada dnrch Aller hüehste Cabineta-^Ordik vom 10. Jamiai' 
1830 die Verpflichtung aur Nachsticbung dci gedachten Autoris«lion 
in dtfn Fällen aufgehoben wurde ) wo die Schuldnet der Ktrdie wegen 
rückständiger GrefäUe und.Zijiflen in Anspruch gehoismen werden sbHen^. 
So war •e« in dem linksrheimaohen TheUe der pteussioichen lUiein« 
proriiin bis aum Erlaaee der neuen Veifaffsung, weiche eine wesent- 
liche- Aenderung in diesem. Punkte eintreten liess. Der Art. 15. der 
Verfaasnngd-* Urkunde vom 31. Januar 1850 (gleichlautend mit Art. 
12. derodaroyirtcnyerfassnng vom 5. Decembier 1848) bestimini näm* 
lieh^ Dieevangelisdhe und r<5miach^katholischeKirclie,8o 
wie jede a&d'Ore Bfeliginneg^sellsehaft ordnet und Ve>r* 
waltet ihre Afn^elegeiiheiten selbstdtändig un4' bleibt 
im Besitz und Genusader für ihre GuUuiS-, Unterrlc^htt*^ 
un^ iVfoUHhäti'gkeitsaweoke bestimmten Anstalten, Stif- 
tungen:un^d Fonds; Bis dahin hatte der Staat ein Beaufsichtigunga»' 
rjeeht übet die.'Kirehe im ausgedehntesten. Sinike in Abapruch genommen 
unddieee&'dadurch'aiif^^bt^ dass ei* in deren Verwaltung/ und deren 
Grüblet linmitt^bar durch jseine Oesetzgebung eingriff- und mit 'Be- 
schränkung der Kirchengewalt an der Ordnung' und Verwaltung der 



tonu une aatoriB«tlps de Tint^dan^ d^.la gSa^mUtö ^n ret6i^p#;d^ ^qu^ela par«^' 
oiflse se tronvait situee p^claration de 2. Oot. 1703). ., 

-1) iHer^tt^letiieiitiiire ginital des fkbrtqtieB dtt SO. Dfioeftibfe 1809. Art. 7t, 
Ne pourront les marguDliers entreprendre aucun proc^s, ni defendre', sans nne auto- 
risatioQ da'Ooi»eil:dd l^r^ftotnre » auqual Ben tfdrvsk^dl« MibA-atioii^^^ui devta 6tre 
prite i •• si^et par k» oonMU «t k.'bsrtMQL.riudi« - ^ " • . 

S) ^. dr^yo^ 4«« di63ünb«a'Fahnk«tiMr«Mld6DUutet. G<fla 1661. a 156. 



%M J7«iMMr; Zur verf^ssQOfflsto. Stdkm <er Utli. tttke I» Fmsseii. 

kirbUioMi Ang^kgenliidCeii ildi Tiei&eh beteiligt« «ier In einselnen 
Pmkteb sidbhe sieh sogar AiusclilieBBlich £iig|irach; diöso tUBfassendi» 
Anifiobt gab 'fter StaAt in der Verfassangs- Urkunde ma!; JeM Ist 
die Kirche als selbstständige moraliadie Person oder Aneteil Vom 
Staate aaerkamit, und swar ludit etwa die dmelnen Gemeinden, ion^ 
dem die Kirche als Religionsgenoesenefaaft^ d. Il^^s OrganismiiSy In 
welchem die otmEelnen KirchengeiiUiaden nur ttn<te]fge*ordneto 
RechtBSobj^tB sind. Es wird; der Kirche femer dtardi die VeilkMrttnge* 
Urkunde das Recht >aaeikanit,iifare Ahgelegenhdten, woeu aneh di^ 
äneeeren Ajigelegenheiten derselben, nnd daraiiter namenäidi dasTer» 
mögen' gehöcen, selbstständig zn ordnen, d. h. htnelchdi^h des* 
selben Gesetze an geben, und es selbststSndig tiv veiw^lteni 
d« h. dUroh eigene, vom Staate unabbttng^e AdmtntsMtoren und nuch 
den Ton ihr selbst angestellten Normen z« verwaken^); Bon^lt snid 
also schon nach den allgemeinen Bechtsyrincipien alle gesetzlichen 
Bestimmungen,' welche dieKirehe in der sMbststteAgen Ordttong und 
Verwaltung ihrer Aiigdegenheiten durch Aufttellunif ^^^^ staatlichen 
Beanfoiehtigung und Eänmfschnng beschränkten , al«f iih WiderspfiK^ 
mit.^Lem Art 15. der Verf. Urk. stehend, flir aufgehoben zu eVachten. 
Dieses kasn imi so weniger bezweifelt werden, als der Art. 109. der 
VerfmeungBUtkunde ausdrficklieh erklärt: Alle bestehenden Gesetze 
welche" der gegenwärtigen Verfassung nicht zuwiderlaufen, bleiben 
in; Kraft; denn aus diei^r Bestimmung folgt mit logischer Nothwen* 
dlgkeit^.dass die gesetzlichen* Vorachriften^ welche der Verfusang zu* 
widerlaufeut sofort durch diese selbst ausser Kraft gesetzt wui^eü. 
Und jCian brachte wohl, diBtss die Verfassung' nirgendwo verluigt, dsks 
der Art 15. besonderer AusfÜhriBigsgeBetze, be^rfe^ um> in Kraift zu 
treten, dne solche • Auffassnig ist mit dem WorÜaiAe des Art. 15., 
wie mit dem Princip des Art. 109. unvereinbar. 

Aus dem Gesagten ergibt sich unzweifelhaft ^ jdaBS< der Kirchen'^ 
vorstand der in Art. 77. des Decretes vom 30. December 1809 vorge- 
schriebenen^ staatlichen Ermächtigung zur Führung eines Proeesses, 
beziehungsweise zur Iiiftervemtion in einem soicben nicht' -nüahr bedarf; 
denn diese Ermächtigung lürar eine Uebung der staatliche Au£rieht 
über kirchliche Angelegenheiten, und mit dem Aufgeben dieser Ober* 
aufsieht ist die Vorschrift jener Art von Autorisation , als mit der 
Verfassung im Widerspruch stehend, darch diese aufgehoben^). Ist 
nun durch das Fortfallen dieser Bestimmpng der ^cJienvQifstafid in 



1) V, Bonm, StsatorMht 4er Prcnstiobeii Mooardhi« , Band I 8. 045 ff. 

2) Das FortlaUen dieser BestinnRuig des Art 77. ist anoli durch Beseiipt des 
C<iIln»*MiiiistMr vom a. Joni 1S50 |eCi BSium, Steatsraoht I, ^S8) anevkanat Worden. 



jm^t B^zielmng psiahhtknpg geworden? Die btsherfgeEneirfek^lHiig 
idgt, das» der^ Art. 15. der Verfessung nur da6 'stäatHdie Attfeiehts^ 
reeht entfinmen, stmächst sber nicht den kirchlfehen- Obern neue Keehte 
erilieileA Wllte^ die nicht ih deren kirchlichen Befugniers^h gelefge^ 
wSsren/' 66 kann anch in unserer Frage aus der Bestinunung der Ytr- 
ftefitung'^mr gefolgert werden, dass die Kirchenrörstände der staat- 
BdielÄ' Ehüächt^ung nicht mehr bedürfen, nicht aber dass jenes vom 
Ikaatei' geübte Anfsichtsrecht sofort in «Ben seinen Modalitäten auf die 
6iseh$fe übergegangen sei. Die Bischöfe hatten ' iht Aufsichtsrecirt 
über dief Verwaltung des Kirchenvermögens v6r'der Verfessunig^, durch 
diese sind die Hemmnisse bei Uebang desselben fortgefallen, aber in 
sich und ihrer Organisation sind sie von der Yerfassungsurkundß 
unberührt geblieben,, Und haben ^ sie dui;ch den Erlasa der. staat- 
lichen Vormundschaft nicht von selbst,, deren Formen und Organi- 
satimd angenommen. Die vorliegende Frage ist darum ledigldi nach 
det kirchlichen Gesetzgebung su entscheideii und es kommt also 
nur darauf an, ob diese entweder durch allgemeine pdßr (äurch parr 
tieularrechtliche Bestimmungen den Bisehöfen die Ertheilung dör 
fraglichen Ermächtigung vorbehält. Es ist hierbei ganz ohne Bedeu- 
tung, ob zwischen der Staatsbehörde und den Klrcheaobem dieser 
Punkt in einer besonderen Uebereinkunft geregelt w^orden ist und eine 
Auseinandersetzung in dieser Beziehung stattgefunden hat. Denn die 
Verfassung macht £e rechtliche Wirkung des Art. 1^. in keiner Weise 
von einer vorläufigen AuseinaaderseiEung abhängig und ein Uebereih- 
kdmmfen, welches von Seiten der Staatsbehörden mehr sein wollte, 
als eine blosse Anerkennung des ausser demselben und . unabhängig 
vonifaim bestehenden Beehtes der Elrehe, wäre ein Eingr^r^iii deren 
feierlich garantirte Selbstständigkeit xmd eine Verletzung "der Ver- 
fassung; denn der Staat träfe alsdann Bestimmungen über da«! 
Beeilt der Bischöfe und ordnete also kirdiliohe Angelegenhmten, woz« 
er nach Erlass der Verfadsungsurkünde auch voti dem Stand|)ünkt^ 
unseres Staatsrechtes aus incompetent ist. . ; 

Wie ist nun nach, dem kirchlidien Bechte imsere Frage su ent^ 
sdiefderi? Nach dem oben Gesagten ist es keinem. Zweifel unterwor- 
fen, einestheils, dass der Bischof befugt ist , die<2uaU$catiQiii der £art 
cbenvorstände , vor Gericht zu stehen, von seiner Ermächtigung ab^ 
hängig zu machen tmd auch eine im Allgemeinen von ihm gewährte 
Befug]ais,s der Eirchenyorstände in einzelnen. Fällen durch, be^pudexe 
Verfügung zittückcunehmen; andemthells, dass gemeinrechtlich für die 
Proeessf^rungäls solche die Autorisation desBischofes nicht ausdrücklich 
vorgeschrieben ist. Jedoch wird dieselbe indirect erfordert,; lAsofm^to 



Pf9 ^"'^^ ato ▼erftaoiismte. «tdloBf der Ulu iC^^ 

AimtelbHif der Kb|gf od#r' daa ißuilA^0ea «oC dtetolbe em Ytraa^pe- 
rong .od«r aoifitig« Verfiigiuig über die Sub^ianx de» KircheQvennQgeQB 
enthält Penn «ohou nach dem gemeinen Bechte aiiid V«rSq«0Wiuigeii 
imd äbnliobe DUposi^neii dem ^chei^TouUsde ohne di# Gettebmi- 
gupg der betreffenden kir/shlichea O^^^jrn nicht gestattet. 3>emgem<an 
hat auch der Bhein. ^ppellitiQapüsgeriPbtsbQf zu Cöln in der Sjitsniig vonn 
30. Oqt<»ber 1855 m Sieben der J^irdi^ aq Vilich gudgen garttnaigi 
^itdchieden.,, daßs* derartige JUagen. Ton den» Kirch9nv#a9tajnd«t pit 
jreebt9be»tlu2digei W^kiuig . der Kirche gegenüber «icht ^e Antori- 
aatiop der geUt^^hen; Qb^beh&rde erfolgen k(mnea^). {Heise Gnts^eir 

1) .Wir Uitn^a änflh df«ft« BiiUdtMdmag (nafeli dem Archiv f ir da» GirlU 
uid Orimiaalrfi^eht dar IL Pr«iiiss, K^fiftpiOTiuf^ii« Band U« UMte 

Abtheü. 8. 119) hier mit: 

Drclieittorftand. ~ Antorlsatioa der geistUclieB ObetfieUrde z«r instelliug 
"-'■•» •' ehier Kiege. 

VtrJia88«rttBgeii'niii4 »obstig^PlBpwvsitiiineii uker dieB«b»taaa 

des KirchenYerii\9g^B8, zu velchen letfitetenauttli 41« A^BB^ellaag 
einer Klage auf Auszahlung eines der Kirche legixten Kapitals ge- 
hest, k^ttnen ^61^ dem ^tröhenTorstande mit rechtsbestindig'er 
WirkuAg der Kirche gegenüber nicht ohne ▲ototisation defigeist- 
liehen Oberbehörde erfi^lgen« 

^artmann — Kirche zu Yilich nnd Schwarzrhoindorf. 

I>»r Klage , welche die Kirche zn Vilich und Schwarzrheindorf durch ihren ge- 
Vh^tnscybaftllelten HJrcbcnTorttand vfttreten, gegen iden Ffiurer fiafCütam auf Anauih- 
Inng eine^ der gedachten Kirche von d^r JBentnerin Hehlern vArmapb^en I^^tes Jaa- 
stellte. wurde unter andern Einreden auch die e4lgegengesetz^ , dass der KirohenYor- 
Stand' ziir Attstellting dieser Klage nicht legithnirt sei, da ihm di^ hierzu erford<^rB6he 
Aatoriiation 4e? ^«ißtlichen Oberfoeht>rde feUn* •> - ' * • ' > ' / 

.Purch Urtheil desKönig^. LandgfirichjU zn Bonn vom SO. Juli \^ wuf^, dlflti^ 
fiihrecte verworfen , weil \ wie es daselbst heisst , „die Nothwendigkeit einer Autorisation 
dda'Brri>i8tjh»fs nicbt'feräelle.* • = ' •' ^ 

.,: I In F^ge d^t gegen diä^fs .UsttMü/eingiöegteii Beocifung s^MJabfate^ ^Ooehiifor 
ilippellationsgerichtshof diesß ^Lnsioht y Indern er *erwog-: . . < , . .1 Mt . , ■: .« {•■ 

Ih'krwSgung, d*ass nach den allgemeinen Grundsätzen des katholischen Kirchen- 
r6<Ate»'üttd den beCre^S^^en' becrtiltermtmgen der Synodalstatuten de^ JSndiöeeB'^ CÖIn 
4^. frzV»P«^«ttf^«n .Behörde diÄ )Q))«rai&ieht UbeiP die: VerwaJJMDcriabs'iyaniitgeaA 
der einzelnen Kirchen der piöee^e zus^iehi; u>^d die he^i^Uten ^dministnttDr^ii. diesen 
^ermogfens nicht selt)stständig, sondern kraft Auftrags der erzbischöflichen Behörde 
und unter deren Oberaufsicht die Verwaltung des KiH^henrermÖgens zu fttiren häbeä, 
wSf dfi^i a«eh. die-^^ildvag- Afc gigevwlytig auf' de» redbten Biifiinufor fibttehenden 
Kirohenräthe auf dem ii^ Gefeige d^a 9)lt §. 15. der Yerlassiingf-lJfkunil^^.Fpin fijl. 
Januar 1)^50 ilbereins'timmenden Bestimmung des §. 12. der provisorischen Verfassungs- 
ITvkande'vom fil.> H^eecmbei' il:84d erfolgten Eriässe der'^rzbfBchÖfl. Behörde Voln' 31. 
Januar 184ß^ (beruht, und die- Inolrnktieo r«cr die Kirchenvorstünde, geiiiltisheiL GoiIl* 
missarien und lianddechanten d^r Dekanat^ auf dem rechten Bh^ufer j^et Erzdiöoei^ 
Cbln ,'die Beaufsichtigung und Begulirung des Kirchenverwaltungs- uod Bechnungswesens 
hMiieffMid, unter dem 1. September 1848 SeiteMs der erzbischrdfliiäen ]^ehöräe eflaCsaen ist; 

dafs nach) de^., anoh in den^^odalstaHutw 4«rE0zdiöQ«i«€3te;»iagB8edt]Mea 
Bestüpamungen des kanonischen Beehtes Verausserui^en i^nd softst^^e J>ifll^ositiu(^fi|Uf 
Ober di'e 'dubstan'z des Kirchenvermögens rechtsgiltig nicht ohne Auiorisatiou der be« 
ta/i^fla'iiib'bli^UäQSehen BefaS>rde' ^wgeaeaitt 



^dittg ^trjilisw» EunÜchri; eine KifdiMfvbiik dts .wch|giiMhlBchta 
{fketlii :Mr freitturtselien JEHielnproviiiz / für weldien dm DecMt v<m 
llM>i flicht ^K; aber €• hsiidißh sidi hier j* um ein« Frag« des klrali- 
lHhea Bestes tiad somit iit jenes Uciheil auch sine Bestltigung 
^dt sitetf *«it%sst«titen Behanf^tang; 

/ ^^- nnsi<Mishi«]l6r Prosesse aber, ra wslekeu der-KiidieiivotstBiii 
)Ms KtttH >Btlass d«r V«rftis8ilngs-Uffkiiiide dsr staallidien Gtonebalifinig 
DMiirfM) In» s« bmheitoii) dass jene oMt dsa Zfvrsck hattSy die Bst> 
fugnisse des Kirchenvorstandes sussudshiieii, seodem des Kirche' nadi 
iil»iKii tilm»(3liisdie]& OrgaMsmiH dis Ssibetsiländigkelt m gisintiren. 
e^kaell'^ktltiBite mala, ischeiRtes, »lebt ^eii«» I%g sägea, Sass de» Ari 
77 J^ lif wifsmt er ehM s « aa tl i « h e Emäditigaiig ^sehveibt , «disf df »gl 
dttii(A^iife V4Ha6stings'"fJii:utide ohne Weiteres seine Rechtekraft vetf- 
ieidBii hat, nMü ^Mi^ In sofern 'er bestimmt ,<'da9S dsf^ Kbicheftvoristattd 
eitvdv Emiäcbtigailg fimr i^rocessührung bedirfo. < DiMes Torausgesetei:, 
efgfbl 'Sich toi Kslb^i iäss eine derartige Antotisi^n mt bei 4hi 
ifiH^heBObeni itadigesaeht werden kaim i da ^ die StaatsbehOti de inr Üi»» 
tfMiking i^smblbsn nicHt mehr eoinpetofft ist. - ^ 

{.: v^Wurntantaber atf^ von ^ser Atiffsssiing deiibs» nlMgy lür tfs 
PreF^sis/elie fiheiiipiie^lnz ist die M^thiv^endigkeicv die im Art 77;^^ des 
DJefeMeS« verfüsbfaene A«tMitoilon mapdiehr bei dem Blsohif^ nsichstf^ 
6lil^i«fBVitiii«h'4ie gesetsticbeh BestimmutigeH^ wekhs die betvsilsndeii 
Blkc^Qf^ nacb E^ss delp VerfiieiuBga-Urkiuide über dieee» Paiikt> ge« 
tirdFen^hsA^eA'j iMisseralle Fnage gestellt, ftoifitr die D15 ees« Ttl^r^ 
«Mdfeisib sich in d^n V<>ffiegettdeiE'Prees0ie handelte, dhreh ¥(frdiUM 
tiiMMg wni4. Oelober i8d^^), ivvl^he ausdrü<^i%b die ErmäUtittguiig 
ümi,i\,'\i •t..f i.t nt ■■ •'■ • '?»«■.•■; •' . . .' .. ,, , ,« .,.••". -.:i-'" 

.. [, ...d^ss <^ Ji(fuitfUi|% wiler;jB34se, welch« ^wi«^4i« vinrlieg^da f^.^lfmpfbli^^ 
einM der Kirche legirten Kapitals .gerichtet ist , ^s eine Disposition über die Substans 
eines werttvollen'bbjeetes des kirchfenv^rmogeüs angesehen werden ;nus8 i^nd dah^t 
Vott'ÖÄiiai kirchfenvoTStatide mit rechtsbestän^iger Wirkung der fördhe gegenifibet* tilclit 
ohne die Antorisation der erzbischöfl. Behörde würde erfolgen können, 
f. 8ena«rfr-Sifetlttg vom 30. Oetober ISM. 

AdV'dkaten: Cdmp€$ — Botehctrdt "''■ w . • •: ; 

" ' 1) m6 httttiffenä^ Stolle hiatM: Da der Art 16. der V^ftMStmgs-Ufkmidb 
Vom'eiV Jflnuar d. J. daä Beeht der Sirdie anerkennt , ihre Angelegenheiten seUiM- 
BtSnlUg iu 'ordnen nml fen -Verwalten , so ha^eä nnomelkr 'die KirohMtoi^stSüde dSeOe* 
nehmtgitti^ Vöh Verstefeernags- und Verpacfatungs-Ptotokellen der KIreheiigiiter/ r<m 
tieuen Capital- Aniliigen aus kirchlioiten Fonds «. s. w. , und ebens<y'die Braüteht^ung 
«tTi' Ftthrüng von K5rchtm-PW)oes«en, zu Verpatibtiingen von Kirchen -<$ruB4tot&ok«li 
-anf Hinger' als netfn' Jahre j' zur Iiosehung von Hypothekar4nseriptiofeieD ^ weisk« «ur 
iKcherheit voti l?\>i^)rtingen kfatsUicher Fonds bestehen n. s. w.» moht mehi^ <bel dsr 
ICÖidigf iehen ifteglertmg y sontfeni bei nns ika^fatasachen .... f^4er ifcn 4. Oetdber 
1S50. t)a8 biscfaöfiiehe OeneraMcariat. (gee.) M. Martini. OrdfuAtio Kberam bonerwm 
«tefesiartom j^Huramque fundatldiram admiiristratieüem «onoeraem 4i'-IDotobris ISIOi 
Bnndschreiben an die Kirchenriithe der Diöeese Trier. (VoUstÜndig abgedraekt M 
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s«r FIBuiiBg' 'Vtn KircbenphieesseB, wh sla Um smu. ErlMM dir Y«fe^ 
inaBOfigs-Urkttode von der Königl. Regleratig gegeben wodta nilfl«lt| 
^ü]iim«hr bei dem bisäiäflicken 04nirid''yic«tiate aiMihsiisiloheil haieUt 
. Da nun m dem vorliogendmi Falle die bUcfhöliche Beköwde :4ei» 
Kirchenvorstande zu Bassenheim die gewönaebte .Autor iBation «iir iMr 
tec7e»tioii in dbm. Pcootoae .Bettingtf bordier, nieht nar »klit cüheOte, 
fondem flinalichst vonagie) ao mvaste der gMiannlt KiidienTQiitaiKl 
«ath.dem giltindeü UfohUdMii Bechte ab ■« der Twcsaebtea laler^ 
tteiitioii dittckaiis unqiialifioirt et«cheiiieii« 

Liegt aber 4ia Ordaug 4er kirddiebea Yet»8(eMiatigeleg«a- 
kette« und die Bej^timmnug^ in welcher Webe di^ Adsiiidetoailor&a dea 
Einsheagntea daaaelbe verwalten eoUen f «nbejitritteiM Massen .innerbidl» 
der Sphire^ fiir welche die Yerbasung^-Urkiuide die SelbststiadigkeH 
der Kirche > anerkennt , eo konnte in dem ¥orliegettden> Falle daa Urr 
liitilde«£öntgLApiieIlatioB0-Oericbtfidbofeg mcbt aweitelhitft aeto. Denn 
Mii der «taatlicbeaAneckennuag, daea die Kirche . ihre Angelegenh^len 
eeUI)steländ^ an ordnen vermöge i folgt mit Notbw^igkeit, im» UÜB 
die competente kirchliche Behörde eine ihrer Angelegiftiheitiin ordnet 
dtese. Aneordauag. auch vom Staate als reehtikfliftig anerkannt . werden 
müss. Andernfalla würde ja dieee Angelegenheit : in i der Wirklich* 
keii aiehtgaordaet, eondem ungeordnet nnd ohne BoohtiKK)huta gehUer 
beh.aehi» Imder Aoerkeannng der Kirche ab- aelbste^tedigor .ae9etar 
gobocin über ihre Angelegenheitoa hat somit der Staat tnglefcb an* 
erkannt, daea dieie Angelegenheiten, abo in speeieanch die Beohts* 
OhigkMteii der einaebi^n oalergfordnet^nRechtaaitbJeete in derJSirefc« 
hine^cfadich der. kirehlicheii Angekgenhelten ihre : BeurtkeUnng imdi 
Massgabe der kirchlichen Anordnungen finden sollen. In dieser, durch 
die Verütöisnng ausgesprochenen staatliehen Anerkennung der von der 
^che in ihrer Sphäre zur BeguUrung ihrer Angelegenheiten erlas- 
/ske.nen Anordnungen liegt nun s&ugleich für alle Organe der Staatsge- 



Blattau. Stetuta Synodalia Dioecesis TraYiraos. tom. IX, Treyir. 1859. pag. S68.) 
Für die Ersdiöcese Coln war zur Begeliug dieses Punkteii acboQ unter dem 15. 
JfM»)i^ i8A9 ein« oberbirtliQ^e Vesordnu^g erschienen (i^bgedruckt h^i JPo.deatai Samm- 
lHbg der . • , Verordnungen^ CöUi 1851. & 18&). [Aach in der I>iöp«#ei. Pader- 
born dürfen Kirchen, Kapellen y KaplaiAeien und aji4er« kirob}iehe Stellen. Proeesse, 
welche . nicht bloa Zinsen imd helfende Reyenueii betreffen , ohne ^^itorisation des Ge- 
iieriürVieariates oioht anfangen. Verfug, des General-Yic. y. 30. Aug. 1852 im AmU. 
Kivchenbl. 1852 S. 19—20. , bei Gerlach, Paderborner.Piöcesanrechl und Dipoesan- Ver- 
wertung. Paderborn 1861. 8. 66. Cur die preussichen Dlij^cesen Culm und £riii. 
And uM die ErydiÖceße Gnesea-Posen, ist durch be/U}ndereJSegulatiy9 im J- 
1850 das .YerWftliiil>g9reobt der Ordinarien anerkannt, und das Mass ^, Coneurreas 
des Staates bei der Verwaltung des Vermögens der Kiir^b^a landesherrlichen Patjro- 
nates böstimmt.. werden. JSiehter, Kirchenr« 5., Aufl. S* ^^d* S, , 7il. „ Hote 5. f.] 



Vftheil des Rbein. Appellationfl^rericbtsliols tmi 0. Janaar 1862. 9€S 

m$Äij mithiA auch iür den /Richter die Pflicht, diese Anordnungen an«- 
zuerkennen und su beachten. Wie der I. Senat des Königl. Appettations- 
Gerichtshofes in dem oben. (Note 1. Seite 262.) mitgetheilten Urtheil vom 
30. October 1855 «ich dieser Rechtsanschauung angeschlossen hatte, so 
nun auch der 11. Senat desselben in dem Urtheile'^ vom 9. Januar 
186^, dessen Text wir hier folgen lassen: .. 

If. Senat des^ Rbein. Appellations-Gerichtsb.efs za Köln. 

Bettingef nn^ Clordier und KirchenfabriK zu Bassenbefm. 

' In Erwägung auf die Intenrention der Kirchenfabrik zu Baasen- 
heim , daas der Appellant der Intervention für jetzt die Qualification 
daiu liegen mangelnder Autorisatiön durch die geistliche Oberbehördei 
sowie auch die Zulässigkeit der Intervention in der Appellations*In* 
etana überhaupt bestreitet; 

dass in faktischer Beziehung aus den vorgelegten Urkunden her- 
vorgeht^ dajss das bischöfliche Generalvicariat der Intervenientin die 
Atttorisation zur Intervention in dem Prooesse des Appellanten mit 
dem AppeUaten durch Verfügung vom 19. October 1B€0 aus- 
drücklich verweigert und später auf die dessfiillsige Remonstration der 
Intervenientin nur die Atttorisation zur Anhebung eines besonderen 
Processes gegen den Appellanten durch Verfügung vom 13. Novem- 
ber 1860. ertheilt, die frühere Weigerung aber nicht zurückgenonunen 
hat und hiernach angenommen werden muss, dass zur Intervention 
eine bisehöfliche Autorisation nicht ertheilt, sondern versagt worden ist; 
. . dass zwaridie Intervenientin behauptet^ einer solchen Autorisa-, 
tion gar nicht zu bedürfen,* dieseor Behauptung aber nicht beigetreten 
werden kann; 

dass nämlleh der Art. 77. des Decrets vom 30. December 1809 
zur Anhebttng von Processen ,. folglich auch zur Intervention in den-^ 
seihen , zwar nur die Autorisation des Präfecturrathes, später die der 
an dessen Stelle getretenen Regierung und nicht auch die des Bischofs 
verlangt; 

da^s aber, nachdem die Verfassungdurkunde vom 31. Januar 
1850 im Art. 15. in UeJtftiKceinstimmung .mit der früheren provisori- 
schen Verfassung vom 5. December 1848 die Selbstständigkeit der 
katholischen Kirche sowohl in. Ansehung ihrer kirchlichen Einrichtun- 
gen, als auch bei der Verwaltung ihrer Fonds . ausgesprochen und im 
Art 109. verfügt hat, dass nur diejenigen Gesetze, welche der Ver- 
fassungsurkunde nicht widersprechen, aufrecht erhalten werden sollen,, 
und hiemach der Art. 77^ jenes Decrets, welcher die Selbstständig- 
keit der Kirche bei Verwaltung ihrer Fonds staatlich beschränktf da- 

ATtUf ftr liNfcaaiHbl. tn. 18 



2Mf:Seui»: tmnrfksmBgsM^^gen Stdhmg det kathol: Kirdie in Pfeassen» 

h€T dem Jiarbc 1&. der V^rfaÄsim^surkmkde widerspÜdH, aiusser Krilt' 
geBettt Isty Uiei^Aüfl idcht gefolgert werdM kann^' dass die d«r Kirche v 
als S6üober wi^dergegeibciie: Selbstständigkeit ohne < Weiteres auf die^ 
einzelnen Locaiteiwaiter des Kirchen^utes übergegangen Und Letztere ' 
daiier bei Processen ufaabhängig gestellt seien; i 

dass vielmehr, eben weil die Kirche! ihr«* Angelegenheiten eelbtlt«- 
ständig ordnen und verwalten, mithin da, wo sie nicht in staatliche 
oder priratrechtlich^ Verhälthissfe eingreift, sondern nnr sieh in' der 
ihrer^SelhststSäliaip^!t*!!bWa^$ttheii*Spyi*ö böwegt, auch selbstständig 
handthi soll,-<idiesieUi^>'Bld vefthststfindige Und' berechtigte« Ctoirpotation 
anerkannt utid föl^ich aadh anennehmtdn ik, dass die Stataftin nridi« 
EriaBse deraelbed l»eim Otdnen und Verwaitei;^ rhi-er Angelegenheiten»"» 
maasgebted- «e^n. sollen^' . ^.i , .; , 

dass aber die hierarchische Einrichtung '4er' katholischen Kirehe/' 
wie iibeiiail, so tauch i». Preoteen di^ üditeroifdnung der kirehiichen 
Localbehörden unter die bischöfliche als denen Vorsteher bedingt, undv 
ebenso wie: die canoftisehen Satzungen cf. Canon*. 7. eaus. X. quaest. 1/ 
Gau. Ttident. sess; 22. De ref. cap. 8. n.' 9. i die Ol^eratifsicht und 
die^Sorge für die Erhaltung * und Verwaltung des KirchenTenoSgens' 
den 'Bischöfen anvertraut haben , die i kirchlichen LY>calyerwaltungen 
g^ialten stön müssen, die im Ausflusse jenes Oberaufsichtsrecbts von : 
den Bi8€h<x£en ausgegangenen ^allgemeinen und 'besonderen ^Anordnun* 
g^n' anzuerkfennea und zu beachteh; • 

; dass attoh nach Eriass det Verfassangsurknnde unbestrittener^' * 
massen der Bischof' von Trier dnroh'RuBdeGfareiben des C^eneralvica- 
riates yoni.'4i Oetober 1850 ; (eil Statuta •trevir.'Vdl. IX: pag. 2b2,p 
an alle Kirchenvorstände seiner Diöcese die Weisung e^rlüBsin* bat;- 
dass ßie die Ermächtigung kunFühning von' Kir^henproeessen- nicht 
mehr bei der königlichen fi^gierung,«' sondern bei dem^^iiiehofe^ nach-* • 
zasüchen haben, uhd'hiemit die staatlichen : Anordnungen ' insofcorfae 
üäereinsämmen, alb' nach 'Rescript;d«s Minister' des :Giiltus vom'* 3.' 
Juni 1850 (cf. v. Rönne Staatsrecht I. 658.) die Autorisattdn der 
kalholikhen Kirchengut9VierWa'lter'lsu''I'rd^sseii ntoht mehr t^r den 
Begiemftgßu zu ertheikn ist, und dem .'entsprebliebd'dielütervenien^^ 
tiU' auch'selbsü? die' Au örisatioti zttr InterVaenlion nicht mehr bei der 
Staatsbehörde, sondern beim bisrchiflicKen GeneralvicaHat^achgeshoht^ 
aber nicht erhalten hat; :. ■ i ■ , • ( . 

dass wenn 'man das Gregentheil' annehtnen wollte; inbht tiiü^ deir^< 
obij^i^n statutaHschen Vorschrifl^h und kiirChlichcn Einrichtungen ent- 
gejgjengetrettn , sohdferii auch den LocAlV^rwaltern deis Kirdi^guts 
eitte l^ibsständTgkW viöfli6h(ön wörde,^ welche 'we4(*r von" Äem' De-' 



ürlheile des Rhein. ApettAt-ISetleb&hofs vi 0. it& 'ii«l tf: tO. April 1S50. SÜf^ 

crete vom 30. December 1809 beabsichtigt ist, noch auch mit der 
der Kirche als Corporation und ihren obersten Vorstehern durch Ver- 
fassungsurkunde , Statuten und sonstige kirchenrechtliche Bestimmun- 
gen verliehenen Selbstständigkeit der Verwaltung ihres Vermögens 
im £inklange stehen, diese vielmehr durch eine Civilverwaltung wie- 
der beschränkt sein würde; 

dass dsi:^m}6M;iViik&\i/tt'AkiAobMc^ erwähn- 

ten Circularnlgrji^^ , 4i^ j l^^i^flip}^. Antprjs^tiAQ i »iw JPrpteta^iÜhrung 
ausdrücklich vor^ejschiiehea. spnd^iin auch sqIc^^ zum Zwecke der 
Intervention behiijfs Greltendmacnung' angebiicner Ansprüche der Kir- 
chenfabrik litr Einielllllli> v^rMgf'^ hattV^e'iiyt^rVertienlln isur Inter- 
vftiK^oan.fiftbt alr- qmllficHtt ^uiisaiveiunen li»d»ddi«r «iohf'iteitiftr^ i«i 
untersuchen iät/^^b^di^Rjj<ihtedei''E$r(i}tfenfkbrik!- zu' B^s durch 

die über ein Privat-Mandats-Verhl|Unssf^ .zwischen den Hauptparteien 
zu erlassende £ntsheldiiDg>in (ihrem. Inter^sertibfiKhaupt berührt wer- 

Aus diesen Gründen i. »i • i. 

Erklärt der Rhein! Appellatiöns* Gerichtshof die , Litervenientin Tür 
nicht qtialmcirt.. 

.■;». i, « j,-.j;t :> '»'f- >»• 'n ci • • . .• .'»'f'";^'-. ■•»..'1. •• ^1 i^J , 'if .NOh 

ürthp^iV.4^Srfftlt^.^Pf,|4iBftfiJ.J.--i% yj9* ü8fiiff4,prriit 

*^^9fri?i«^fiA^*u^«^i«.^.^«iP :^ft9:«e.^«..:fr,öJh^,f^er 3(^,§n,9jhi^^i^fl;fcg,, 

Criipipalrecht,^fi:j,]^^^ J^reuAS. gl^^ji^r9yi^J^.^,;.|5|,^,Reft 5<,,f^4^,^^i 

Königl. Landgeiichts zu Aachen vom 7. Juli 1858,jjind.)^i]^c}^4(^ffi?(^ 

fi|r,jpl^en^e^^e;undfto8f,^.^ nv;-- mh. ►.;.••,.,:. m ..\. rl 

g^^chri^bpne G^^pelimigun^.^p^^ Sta^^^^^^ <?Äft«if]>}^ftfti 

ÄijisfübruDgfjn in F<^/g^ dcjr yerf^-Url^. we^g^fa^^^ jjt^,.fl^4, d^^.Jp^öj-. 
cesklib^^qh^ofs .a%scMoss^nj"Y,ord^^^^ is; picj^| i|^sj^|)^t^pp§i|Ö^, ,^9ft^r^^ 
nur der Nichtigkeitsklage des Art. 1304 B. G. B. unterworfen. 

;^ J^iQse.jawA.iY^P^rtJiÄ. «^te J^ferep. n»d». d«i: jUnf. ;der Ver- 
jähiung beginnt mit dem Tage des Vertragsabschlusses, - ' ' < > «' 
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h ^ (RecJitsqueUen: imd Beditseitsoheidiii^eiif 

• fr«t»t Fitef«riBiibeft tiii4 s«(;iiti«lieh'£rliuteruiif«ii. 
' i; m die ^eiAinate katkaUfclie ijrclii^. 

Qtber 4le firrirbuing tkfar betondenen ifelkettHig Aar Gon^fegalio de fr«p^i;iiida. 
j FMe IDt; die Aqgeleerentifite^^d^ 9ri^p^^?clleR,KtriCbeJf}..; „^ . . 

•Pros PP;'1X/ •■ ''^^'^ •^'''■■'' '' ' •• " 

--•// i- '. . ...-..'AD t^BBPE^rUAM BBI''MiaiQ|UÜ4ll.^ > '" ' ' ^ ' ' ' v' ' - 

• '^'Romstii Pontifibes, qüibas ab ipko (^rf'siö'lJoriilno !it pälrsona 
Bealfisiltti ApodtoIoTüntr t*rincipis fult coiiinlissa' stiprema ciira ^ j^o- 
t6^to8 tmivefsaiii' rCIgendi ac 'tnöderiindl E&iles'iam",' nünquäib hitermi- 
senrnt indefessis consiliis ^t laboribus sanQtissimam Cfari^ti' ffdeii)," 
reli|g;ioQemque diifyndere per omne^ terra^^ et secundun^.^on^ini pra«-. 
ceptum confirmafe Fratres, et homines nutantds suätinere, . ejt imperitjos 
docere, et laboranteä erigere, et devios revocare, et incertos ducere, 
ac vel faaeresis, vel schii^iiiatts contagione ififbetos ad' eatholicae uni- 
tatis ieentruin r^dcer^, et spItitudTi ömtifüli/ pi6pu1öiiim bbnö cbnäu-' 
Ut^ et ömniA pe^ager^, quae mli^diri ficcle^iaö * titilittiää^ 4^ovi£( Biodo 
edi^üe^fef po^g^eiit. ' Cum antem £)6cl6da a ÖJiristo Dobibo-^bäätW^ 
Ulla oitinfni) si^ eäqtie i^k ^Icicidehtis et' ÖrieiitiB poptliä öodstet, tum 
tidem Rotiiaiii Pöhtiflced suas 'dmn^s piit^tnas 'öuraä cogitatUmiBsque 
i0 Orfietitaliis qaoqim'Edclesiae gl^ies assldue co^ttiletünt, qliae iot' 
häibttit vfa^d 'iAgMO) consilio, säcraque ptabs6rtilü dobtrih'ä,' eradhlioVie, ' 
elbquentia, 'ab ^ajpientiffsimis sctiptid', iilä^onfiiiiqüe ' rme' factottiiii', ei 
aanctitatfi ^loiria insignes.' ' ' ' " ' ' " ^• 

Et sane ut in Oriente integrum inviolatdini^ue' catholicae ndel 
aefvaretnif 'depositutti, utque ecclesiastic^ disciplina proa^ei'6 prö^cederet, 
et^äcfa litifr^a oihni sanctitate ac spWdOre fülgeVet lidefÄ'^Potiii&cbäy 
ubi-prfknÜm' Eccl^siäö' pax fuit donata, et plnrai convöcarunV Cohcilia, 
et viiriaä' edidere Cofisdtutiones, decreta, hiliilque iiitentatiini' reliqaere/ 
ut Ofientalinm iitifltai^kk proihovereUt. Qnod qüidem singuliire Ko- 

'' 1) ifaufVerbindtf dMÜK die tnoHrettIcIie ÄhhKadlniig'Befi^t^he^9''tii.Ar' 
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de ^m^effüWne "i»!»' iuigiM rHt» Wlenlalis. <Sitfto 

'te8tfoiit<m'P(^tifi<!Ürii Sflinctee Bedte ^r^^ dtieikÄei''p(ip^UB 

IifMi^eHim öboiHs'^ ikt fiaereäid aat scUdma lex^iain , qtiüiidöqtifdi^iti 

iidem Pontifices nullis sibi curis parcendum esse duxertint, ut 'W 

Ori^kTte^' B^tHbliea'sefV^r^i^ir, 6ir ttiägis in äi^s'tir^agitr'etut'^ unitas. 

Atque-' ItieiD ^d(i tinftaäl ciim'legi^oriite ritüäm raHet^ 'optltii^ ^A- 

i^ifrtif, äx^^ulbttfi Hm^öf to^ ^M^ &b(;lbs!äib' ipsattr spileitdcj^^et ^alfestia 

iODlrifice 'redti'ndät. Bhic l^sf'Decessores Nösirf ' nbn sitam iä^AiilMo 

'Bttinquani Mbüere Orfe^taltds^entes ad ritum'lätiiium'dueMy veirbito 

etiara qtibtieä oppoHüütiiti' ' ^esse existimatunt', lüculentissimiti verUs 

dare äperteqiid cledi^iNiU^/'s^^ ridll^' ^rd^rtäs OiHetiialium Eccleslahäb 

'riÄiä} utpöte vencraWM Sba* örf^Söfe' ähtiquitate, et Santetcrteaitt f^ifetiii 

anctoViti^^ febnähetida^s, 'd)^stiN!i^r^ Vel Immutärö, sed unSee vöIU'lie 

quid in ifttti ipsos foirsltiili ^^dtiberettirV qilod fidei 'öathoUcae ädve^* 

äetnr, vel peridalliln '^eiierei ithimänim,'vel ^'ccl'esfa^tiäicl äMg^ HA- 

iieEftati, qoeinadmadutii immbrtaliä memöriae B^nedictus XIV. ^Hl'^bes- 

koT Nbstet ^lopiose denitfnsträyii sUs Encj^'cIIci^ Llttäria ad Oiieifteles 

'inssfohariös, dfe l1SV'«ft[Iii 'AäiiÖ 1755 datld, quarüm ImiLimi „AÜatae 

imik^ Qndd ^i Oti Ji)tal(l& ifitifä ' aliciijiili al-bltraiio äliquando iteteli- 

#i ' fu^'ttiit,' id 'Hümqüani Äjidslollcae hufc l^edl ist tribüönddm. ' 

^ '' ' Majdre^' Verb^' 'Äd pöii^siinae t^dst ^unestissftnll]nV et' iiti]iqti4m 

^'B4lid' Ittgetidutn pyti^'öchisma cürae et soUieitiidines pro OrienlEidibiis 

4 !Roifaahi^ PodÜil'ät>'tiäy '%t alj ' bad A^ostbllca S4äe aaM^itae' 'Aierdi 

'qtiae' öptatlssimiliiii iii''*f1'D^näno (3ohC]|lid''ass^^^^ exitumi 

^büA ih edd^b Gbndlio 'sänctk'c&tboiida Wo/ ^ v^neniWer 

etpeüta fliegt rl^^ätüta. duita Vei-b Marcms'^Ar^^^^ 

tJattqüam iioVti^ l^faotius iJujlismddi n^ insigiii prorsiis audacia 

eonvellere et labefactare est conatus, Romani Pontifices oioinem (^de- 

itiAt bpefai&/tit Gta^ecö^s kd^caäiöllcäm'unilla^ a'e splri- 

^ilfbiiö^ ' dmniÜiä ' Ofleü taliüm ^ nede^sitatibüs istu diosissimi occurereiiL 

QdÖSiriJä '^öhtnid^fn 'PoWificuin' cnra ^^^^^ ad Orientales gentes 

&iis^i;^'et '0]1ebi^\im rituum itbri recognifi, ei peculiaria S. . tt. !l£. 

CisirdtniGiHum^ (Üonsilia ihstituta, quae eorum negotia sedulp e:^aminarent 

äc definirenV.''''Et 'quideni plnribus ahnis ante Cremen tis'Vm/ipdnti- 

fi(^ataiä s^'^cialis instima fiiit Congiregätio de rebus Ortzecofwn^ ac 

BÜlä'cleShde süli eodöm Poriitifice erecta' iSwpi^f ne^,6tiis fidei et reli' 

giekis cöffcdfed^, pÄuld post appellata <fe Propagroncia Fide^ qnae 

Ukib Graieiid'tnmj' aliorümqüe drientaUü^ nejg:dtia, tum. fidei propagatid- 

üexik m' Occidiehtalibuä regionibüis curaret. Atqüe haec Congregatio 

^lnd(»tti'' bäieBat fii)'^M\'' Wem deinde babW; et m praisenti'a bkbet 

Con^^it^^ gmi^s e'ddk'Uiiü^o i^opagändae Fi^ im^ 



^Jl4ei»#J^ >(lWffli^^ ejrecta.|ßum miipera. pfßesi4^i Jlft>|^diMhi« 

rt^^fr^nWr '-.!. '. .» ■•■ • ■• : . '.'i^ •:•• .' .-.. ■ 

. ßtf rii A^.JWft ,^pecta;^ri^talium Qam ri^ t^io dMctp^ipa^ Yiorietnite, 

,gfA^^.P«}]pxppagwcUi ?W^Jfj^tu^iw^iinW^«^ jwaf^.^t qu^iw^d- 
^9f]flgregatioitis, geiwalU Cardic^bus tr^fit^fi^tur. . . Q^pq^rpa,,. ür- 
ffcW9 Wh , :^ft??^!fi^^» Wf.flVi }^^m Crreg9;i;^,;?C^.,r,CQngi;^t|oi^ de 
ffjf^^f^^.j^jide greoÜQ (^^ongrc^atioiiea cooft^oMe fu^e,. quanim 

.fflPVtW^^,f 4..fi?^ ppfdtt<»r^tu|r^.,^|ij^f)^d^ .jpl^W ^f^^^pHWO ß^^^- 

.W(?ffi>,^)"^.st^.tf^l«*^^^^^ ^ iiP^WfftJ^^?!» ^P JE^^^P^wid* Fide 
'v^^ft^ .^H?f ^ 9^ Weote Xt . «t^pff , cq;i^f;^pUfff^libroruß^ Orimtäliuf^, 

Cardiij^ffi^is^ ^ ,p.lui[ibu^. ttepf ogis , vii^isfl^^ 9f^e^^^iufn. ^it^|p?(^ , .^t | }fM- 
iWW^i W^^S% iß^:*'^^^^ ^^}^^r,^^&fe^^^^}^^P^nsü&n^ Fidel 

summi mom^utj grientoliuip jp^otiis, e^^t, per^^^l^ et 

e^^mcn fuerit demaiidatuii^.JDecul|arib,vui |^^^^ s.f u (/ODgjregj^tioxul^iifl 

^fi^ If.^^, Cardmaiium e|usdeiia ,Ck)Pjprept|onis ,^e, FfOjiHg^d|^ fi^e, 
queinadiaodum praesülip fuijt 4^ rpj^^^^ Oraeco^ ]l|l(cil<^ijtaa| A^- 

meijiioa, Cojihtod, Majrom n^^Q^ea 

-hir ■^'^^^^ ^^^^^ %1^^h,^^^^f^^ Mf^/^W J^^Wv^f^ 
fHtposcit, Nobirf viam mimixl^ ad ea delil^r^djB^^, qj^aj^^^^pstrifl ^^K^ 

t/itteris consdtuere existimayimus.,.^^Cumj,.c^^^ p{C|^jjIj)^^y|n^.jj]^i;Oivi- 
denüae cffudUo ui hac Petri Cathedra», licet, |imI^e£eIilte8j^,Co^ocaU^pa- 
storalis Nostrae vij^iiantiae, sollici^dinis et carit^tis ,pi|r^, iiogitetiq- 
nesqne aj^.imiyersuii^ |;iumaniim j^eniis indesinenter deb^amu|9 i^xtendere, 
ac simiil ompi^ con^entio^e eniti et efjßcere, ut pmn^s If^pui^es ,cogaq|i- 
cant ^obim.Deupi veram,^ 9Ji^?°^ <"^f*;, ^i^^W .^^^I^^'^IJ .^f'^^'*^ 
occurrente^ in, unitatem.fidei, et .^gnitionis Filii Dei xHW fr^l^ei^iity et 
abnndantius. babeaiQt^ iccirco vel. ab ipao Noatri Pontificatus exordio 
curas Noaoras aq Orienjtales studiosissime aequ^ ac aiAa^^asim^ ffßjX' 
yejrQfnxJi^^ clementijss^um/mi^ricoidiariun Patrem,,8m^ mtorm^ 
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• ihMra'^sunt cohsocwti niagis ih äke.stBMltB «et^iitimöti p^hristoiit, «t 
criNPototMf in ndedtift' Dei, et cognitionet Domihi pNostai JesB Ohrltti 
"p^i bona opera certam eorutn vocatlonem et eiectionm feeiaiit; »qpi 

.'vero ab unieo Ohiisti ovili, extra qnod saivs esse nta pote6t,.mi0ite 
raBenrant, äd iBiid ledire .pfeperent, ii^qiie «fesrtlnent ''Ea potvo epe 

• BUsMntanur^ fore, nt Avek ia rnffiericordia Beas fakrcd NoiHtri*lNiiiiitti- 
iiiiüs et fiirventiiBliiils/pTedbiiii profMtis 4einniiere- urfelit > 'lhteviift'>tt^o 

«prae oenlis liabeHted praeeentem' OrtentaHum coadlüotf^my et ttMOeotiss, 
Jin attqjDlixisnilöeis! qnaedan impedÜBaeniay Beo aaixtlidaite;': ita ftiisie 
Ttimota, at Orientalis ritiM gentes posi^t'cuin'l^c Apostolida 8ede 
libereeomihinieare, et icoireO' faclliOB NoM« «ilr^grai^biis' tllartnikik- 
AgäitiiB oceurrere, Apofltolici Nostri ministeili'^ssei datiÄB^*, Nostras 
patänas tmras et soltteltitdklem itigemfimti^ -stodif« ädhib^e,i'1l«:^)^- 
^fe■lii eortandem Orientaliom boho et »ecessitatibus «i^ofttai vi modttln 
'^pffoq>ic<M TidieaimH; , Itaqoe mleelae'S. K. 'E. De Propa^mda'l^de 
{.Caidtnaäüm et Roinanae Cniiae Pvaesiiluin Congirefalloni -(MttmisiitxttSy 
nti tfebtts s^ttto perpeni^, Nobis^ propon^ree qnäe pbtio]>a «t^sc^eHdtosd- 
.tpiei^da'COBsllia id Qrientaliotti' utitittttlßia fiiagii^ mag! sque pyo^nranilt^. 
iiQiit quideth^Ciardinal^get Ptaeatfle» efx tma partes apprüid«' lU^s^eül^s 
quam multiplkes grave^iii^>'rfnt'-Oti«htaMum hiA^ntia^V *^ tftkdai 
neftfej^se'ritj^^vt itlohim neigotia! proptei< «tfttguae,' rftnii, dü^lisiliftqtie 
'•iMtetatem'^p^Qliari ratione quotiilie feagi»/iihi}gentiäY» i^(Kt iiAtera-Vero 
- asifnadv^rtetite^ qnae qttasUeqtte sint «oya^et edcifptitSoMB' ^\ii»deb 
MOOligregatienis CHdei P^dpiigandae j»b iminim '«aneti^st^a^ noistrae i^^ 
^Igionte i|>i^eiisniii^ hoc potissit&tim'tfietiiitci^^^s^^ EHvIAa ^^iladle 

^giatia» iv 'America septentrionMl, In liidiis Oi^ntalibns', fA-SItds, in 
oOoeaiiia, alilsqne Enröpae üocid ^Itfgnlari^sdem CöngregsltiMiift opeta 
etttdioque effeetum, et ob anotiim iSeditttn < Epfseöpalium 4t'' ApostÖH- 
' eorüit > ^Vicaiiataum , : et sacramni expeditiöniA» • ^ isea Kfifisionnm * rnune- 
rvm, ^el-faiAle sibi persnaserunt; «eanfdÄm Congfeegatiokiein'* novij^* in- 
4ig^e aui^t^^ tit eine gi^Tibm diM^ültatibü^r ^Orientaliiitti tneg<^tiis 
special! modo providere qneat/ Qnamebrem sensere opportünum öin- 
.nino esse ad httjustbiodi agseqn^ridimk ibem, ttt lek ipeiiuli ^Odngrega- 
tMnfs Fidel PiH)pagandae more, formaridi sciücet spe((Halefif 0»^grega- 
(Üdnes pm remm ac tempomm-' gratitate> institne^etdr peeollaris Con- 
igregatlo^ qniete stabili* niddo («ntiia tum* rftiis, tttrii dfs^i^litiäe 'Orlenta- 
( .li«ni ' Bedesiarnm > negotia tractanda^ < ac ^rigenäa ithice euraret: Quam- 
'Obreiü"'NoUS' pr^peenere eo^sili»i»''fonaandS eX'^ ipsa* Oongregatlone 
Fidel Propagaadäle specialem))^ stabildflil'Cldiigregationettf, qbae Orten- 
.dalium übtib^ fcorrifiNi«ls<^ omnibiui^ m- stnigiilis- et^s^ti^ geneüs 
. Orieataltem r negotiig ^tf JMttanflis^ liniee uepetaib> ttav^i qdaeqiHl ^»omt 
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ex nonnollU ejusdem Gongregatiems Fidd FrofagwuäM GardinaHbtis, 
Atqne a Generali ipsiüs Congregatioiiis Cardkiali Praefectö pendeat^ et 
proprium habeat Secretarium , proprio^ GoDfluhores^ ao propiMNS Offi- 
dales. Nos igiftur de majori Orimtalinm bono dumtilop^e soUiciti^» et 
ea onmia perag«re yehementer capientes, qiiae dpiritiiati eonmutem 
Ven^rabilininr Frattum Nostfonuki S. IL K Gardinalium oeosiMot ac 
aeBtentia hisce Litteris« Auotoiltate Noftfcra Apoefolica^ praedietam 
specialem Congregatioaem pto omoibus OrientaMiM Eeclefliaram ne- 
goUis ttuice traotandis ao dirigendis perpetwdm in modttm-^ngMuset 
eoBstitufmus , ' iis tarnen legibus et conditionibus , qnas bisce Kostiis 
Litterifi itatuimu9 , et quM perpetuo servanda» esst praecipkmis^ 

Onmia itaqiie negotia, quae ex ootnmemöratis I>ece88ori6. Nostri 
Gregetii XV. Litteris „ImcnOabili^ altoromqüe Bomanmrum Pooti- 
• fi0um. Gonatitutiioiiibus ad eamdem Congregationem ^e PropagaBda 
Fide pertinent; eiunt in postemm'in duas - plwie > ^Üitinctas daiwf s 
divisa, nempe in negotia latini ritu^, et.negotia orientaUs ritbAfi. '• Hkfra 
Congregatk) a Nobis instituta omnia Orieatalkun .negolUy 'edamsi rnuiit, 
quae scUißet siretei, siye perfionarüsü' n^cme La4ittoa. atttngänt, 
traetare debebit, niai eadem Gongregaitio' «egotia ipsl ad gieneriilem 
Propagandae Fidel Gongregationem defefim^a esse int^rdum exitrüma- 
verit.. Atque haec Gongregatio pro negotüa Boelatilianim ritus Orien- 
taUs,^ ofd p«aeerit GarAbialia. Pra^^eotus Goiigregati4uid<;PffopagilBdae 
Ftdei). eoBStabit. <ex dnfficienti numero Oardiaalium ipaius Gdugrftga- 
tionis Fidei, Propagandae ;.«it,propriQS babebk:Goild(iltore8^ aC'distSn- 
ctnm Secretarium, ^t Secretariam . cum ^uia prop^riis OffidaKbas. Wt 
autem hoifc Gongregationi a Nobid statuta^ praesto sint Viii^ qiä £c- 
clesiarum Orientaliam linguaB, vitoax ac diselplinam caU<iant, in bäiic 
almam urbem nostcam nonnuUos aireessi^imue aeclesti^stifios vires 
doQtrina, et Orientaliani rerum« peritia /srpeetatos, qui suis studiis^ et 
scientia« eidem Gongregationii^a. Kobis .ereetae auxillo gSut in Hs pme- 
sertim, quae Orientaliam £cc)esiarwir ritus ao; disoiplinamy et- Oden- 
taliiim. librorum emendatiooeaä respiciuj^t 

Haec autßm Gongregatif^ se>t|nebit titulum De Prüpfigandae Fiik, 
cum hao tantum B.ccßs$ione Fr q negotüairUiM QrimMis,' i^% eod^m 
utetur sigillo, quo Gongregatio Pidei Pc^fkagi^ndae utilur. Q«m auttim 
inter omnia Orientalia negetia buic; G^ngregationi a Nobia oo^nmitsa 
contineatur etiam quidquid ad ejui^dem ritus librorum em^dAtiMem 
spectat, icciico d^claramn^ jam nujEU^/extinctam Goiigjcegationl^ «bat de 
causa a Glemente XI. ^ institutam., velutl per bas JUtteras Auetoritate 
Noiitra Apostolica plane svpprimimua et abolemus; Yolamts (tarnen, 
ujt ia eadem CoagragaHoDe bisce: Noatri^ I4tleriä conßtitata exiatat 
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Cwfdfnsli» Pmim k JUpW^ '^ a NÖKlrts SuttcessoHbud MMIi fdoBo 
•8«aiier'elig«iifdttii, t|Ui idtt)iere'fong«tiir g^Aild dirigendi stadl«, quae 
neoesAftria Butit ad' ccdligeodos Ecctoiae Ob^igDtäM« eanonesj et «d 
examiiiandoev ubi opus* fuerit,« omiiies 'OriettaltB Iühtos eujusqüc geowls 
»it^ 'siye Imjqftinvd] ^bri Ycfspiolaiifti Saiir(»«m' BWionini yenienes, 
stve cäteehasitn; siie diisciplinam. i ' "i'' • «hi»!/ .- i.. .»,: 

< Praeterda votoflius ,> >Qti iOafrdlnale»^il^gusclar1'tt01H^ Oongre^iltailg 
a^ NobM'^bisce '^Üttimi di^cti' iinfi-^pritilOMcaBTeiite'' dMdanC .ia*iri->te 
.proi»ria cttjusque' 0il^iit»li9 Naitfoni» tnclgtlia.. AAqoe • bu^HMHodiKiAi- 
vüalo itü olficiatary ftit' anusqviiafaa^'OaffdiQiitts'istabUi mado^peiteflr.ie 
habeaixtnegötiä tmifisi vel .plürtmii' /OrientaÜMt'iNaüoMO&v probt >cfi in 
ibviBiGai«r eönllgQriU ^Cbm hrai^ firenkit',:'«t aKquia Cburdinalw tins- 
oep^o niuneib*fi8rfuii9i:>aoit äinpliib;qtteät^-i^<Aiuiiii9:ir )(Dt b^JAMLnoHae 
€oiigrefalikmi«.*eb»diiiiMiln i^^ 

iOptioiiiB Juv« '|M)tiaaltiB', .Mar vnb akianw^K pvaädtotfi») GattdiaftlitettK pMt 
- pevafetbm' optionehi / IMUUb > (^i^ateM ^'ni|timi^ 

j eipifitt^l qaae< Cardinidid«'{(nriltioite iiädtfyeribt, qooi'bniites' OtiaiHalis 
. Katieaea suma^Miper! habaadi .€bihUDalem>Balati(>i«m^ *qili, Gongra- 
gatiDBenii'atöuialiBiiiiii» eeiitio];äin«<iaeiat(da.Ms ttegbüla; iii >44a^ ifße 
inoambil:* '" ■ "r. ? ;'> ?• .i-» >. ■, • ", -f.T- .r i., ^.,?;j ,|, 

; Jmk/Tßmuthm ^baee €o6gregatiQi peai^scripto modo ^ :N<»biia^c&- 
febmla ^ai^it^Ch)ngi»^iftioiiis:tlldei>P#opagailda«),itiupi eidem isdvae 
Otegh'gatuAiiia;' fjai^iie toiairlbva Officialibiiia *eal«ediBi»i'Vt 'inqiertäiivr 
t ODopie» fabidtaia6i;^t^|ifiVilegiA .Gaagnegatfdni Fidct Pvopl^an&ae ifti R^* 
iMUliaPöortifiotbaä^Braad^eflapHbüdNoaüffil attriUlta ea plane ratioüb, 
qimi'eajkm<^>^nrtlsgili^ et' fiveiilMei m >piiaöaeiifia.!ingtiä(ti • < Hafva butam 
Oongtegldiimis*^ ddi'praa»]!? jpNra*iimneref"qiLOifiiilfitof^ Planati ge- 
jfflKlaliffi iOaaagregatidnieß de > Pkopagakida Flde^' pUecteia •J^Hflis <Nosl^r 
Aiexaiid«^ Psesbytef (vtfcr&)äIkr!Bainta(bb) GaäDdiiiclUi} Meli|;i]lfilar•ll>1l#- 
' iiiiBatlis^< (VjenirbbttcH >8iAitrea Nostiob Gauätaatfanihi.rPoffisieiiaeta -^t fi. 
.Bufinae:PjiCtiBi^ LttMv^kiim^^^^ £piao6|i08 >iytffcri/«€dniU)tbi 

Ss.>'iFoaiMii0 itttel PonamOLatuam^iDi Pliitroi, iOavokün r(B^> CäeeUiie 
Bl^islM, .AAtMiiam MaviM^ SSi XIL lipmrtoIaniBi TituMiun Fraabt- 
iterosti Pbnebianbo (Pelram £li IH^olü .m^ Oäroerti ^uUitoo-Maiinii'. Jl^ 
ifofautik &riAigalbiM^ ad rStdmrriBi 'Aailco^ii Prc#ertiiii ^ Si^^Madaa! de 
Bcäla 6atieiiid Beälpaiärafai Diaednos Cäpdliales n«iinii]^tafi^ ^ .^idMIs 
desl&amiis lAbtcffi^n'^m cogiloaeaBiis. 0tieiit4limni£««l6iilariiite >]ibt&, 
earumqne* oasonibtuit'CoHigeirdiB, Tfiüti aiipi!alic(msfMn^ CÜardkialMi 
<kroliim<ReiBacli:'! «"•: ■;• *- •^'z'- » ^ -:•.'■> i.-- . 

-Qadd i$t qaaelibe6'«cde8ia8tiea>CongTegitftkk seiiipeDil^ 
anitoBis ^doelrinaipiiiaBiaallesf' qiii\^a)ri«ni('aoi ditteaioi;a >Dbgetiit aa- 
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copsilio, jodiMoqa^Bxpaiwrent, ac wbjioweiily .i|l y<l,jiiaxline oiitno- 
ratae Coagregatioiu a;Nobi& pro DriettMiOIHnci^otiU «iDatftatMv C6t 
neeessafftaiiii ob idtohiiatiilii praasertWi ae rüamyaifitatMii) aine.qua- 

. romieramrCa^iiilioneiMo aeeuiwtifni jadictaltt, Ma aplMtwiai conaflia 
anscipi possnnt. Atque iccirco volmnoa, i|t hoio.Oongnigaltoii. Bemper 
prai0cto* Mhd* fluffieienti sunmafö OoaaiiUoreaiiiMii 'solmn.'ttieologiea 

fBfamiäm, ^verain; etmni >Termii OHentaHalti. |Mtitia lufttnoti ^ : Aliiaiifii^. do- 
übuä omaüy qubu. eidea» CongtegM^m <UtiUMIr etMuilio etartv^- 
'laaDti > Cutn verbi inter negotia Oongta^alioiua iaüni iitii8,i'et Mlä (Mea- 
talis vitaa mnt«»«oiiiinMnealiO)i <lt vincnhim intercedüw urterdBm^pdasit, 
ttiin «ürtniniiä ao* decemimiur, nt ahariuanCbngi^pnfehmis Saer bfari aa 
dt allerini Congrofalimiift Goosaker; :Ut«iantnnnpi|edietae G«iqgre- 
gatioiil fmflquam ämtat vki, qüi 'OrfeniaHriB'iiliBgtiaiimr« raramqie 

i«cte]ilia:^ii«idlti Oatwukovls vmiHnwiexetteaaf , eddttBqi^B Clopgi«gailfmi 
qnovid modaiititeii. opaami praeb^aa*^iiOaidittfdi8i'PTaiifi|Btiifl C^i^iriß- 
gationis^ FiMiPropagandae/Nobis l^aAtriBqae^lfiMMasoribiiq: piopanet 
•c^> quo fiqri potfiBt,>'iiUmerö ccdedasticad .tiroa|4filec*M' aett eK'ilHs, 

»^ -Brbaniani Cidlegii fiiiertiiit aiamni^iärre CBLnvoriia BeligioaiaiBa* 
miliis, nt Romain venientes omnia eornm studia commemonitiiia' in 
llneiii'«i£liilO(Heo&feront; ünt^rinDVflro Imjas nöyairCioagMgatiofiis Gon- 

isvltoroi' nominamiM YeneraMefl) FtattM JkJbNcaiidillmtiFraBd^i ;Afcfai- 

fqiiitoopiitn iThO08alOBi€eDSoinrt& Otmgrefaäoma Ibgotik Becbdaatlels 
fiitfaovdlnariitf piikefNwItao fiecxetariinn, Jos^pÜnpiCardonl Epiaoopmn 

/Owistenaam^ ae DMctite Fäioe AloiMaiB F^nrarll PoiÜifictariUm iOtve- 

'imindanrin' Pra^fiMtinir ihnniiriiniiB BtaMUwL EL* Bituilft ({loagtegatniiis 
Secr^taHnin, Jo««piiiikn< Fessk f jima» (jlanöiitfii ijni ümyaniai» Yindo- 

-rbonMisi P^ofesfloremv Antislitea DoMpofiboB^- eü Bbnifacimi »BMhalMrg 
Ordiai» S.. BbnedktiiiiAbatem <MoiMkliter&wA Bbni&oü aiel Pröfeasof^m 
S. fiodptaara»»'1n i Dnttwraiiate» Monaecihsiy tAlAiBmoihViMehzi «iiafuae 
(Hibiakaft, vPmiilum iSk^apiificfii ^JJngtta^/jSiro CalialdaolxinyipfNiiiluDe 
Üi^liisp jutisnGänoiA;! in hklA HftimBa UdJvarBlfcaM P^dassöiws^^iCarO- 
tam Venselioiid PrMuratorMoi /Gdile^alMci Ckngtli^atioMatGG. .Rfi^ 88. 
PanliHcrt' Bamablwi i^poatolotum, ilJ Jilat>titta«iiifMnadiiLiS. J.i Sflcsae 

iThedkiifae ^ inn Goliagit) Rtanam» / PseiliaaaliMn ftiAmgia^iami TMnar 
M0fjl>yterum;Qra«Oiii fiJi FbilU^pi l^erii^ Ji< BafftiatAm tiPrtzä', Piriin 
2id§[eflev 'iBernardami fimiiii > sodak» QrdkiiY'jB;v\BtBadMti« > iffofiamns 

i«tfam^ ti^f ncnnMlft exBoii|aBOi;GforO( j4nientöy')qH^ 
Studiorum curriculo cum laude exacto majorem felioisi ^itnaiispöln 

-oetindmiity in focksiaitftlearam OrkittelinibrieitoiiilMn^iai Üiufijto Gon- 
•altote dnce^ viUuriitti) iiieasdMiai:qiiO;ip3l^Cbilfliik»ria« i^^ 
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)Nm4f^fl d^t^ wi ^niiii4.rrejn8/^ei%MQpnB;Fegati^is. nnwlat .ex^r<H^r«o 
prorsfis |i^^, ^quaolA^v. Secrc^taii|i# Congi\egatiQi|i& Utiid J^m f^^^r^U 
^^/^^m^ pnyfif^^iiHJn, i|i,;|fai^tM(^r)OrieataUa lituAnexotUsii^miln 
j^Yßß.fioiwfgßiiiffm'f ooifWiM^w, ji#bw4M> ipietiiQ^o eerri^A, qu^ jn 

ß^fft^im fSacr^ti^^i of^M^r d^^giiw^ o( m>iiiinaiftu^r,D^eQtum. Fffittm 

i^oafu^pm Süpaoifl ^^cifiN^anvmrAp^oUeim, (]4: aMt«iD ut^r q^« J3e- 

cf^^rü FP^^ WfP^i^ff»i*M^W:^*0>?J!» tun? .ftri^taUfl i^iti^j^egAtia 

jube^ms, 4l0b0|i JSeoir^ff^ijpä^ iiip^rv8äe.o<¥onyjft))tit>m^,.uliriufi4ii0< GfH^(i0- 

g^^^wftU, iU ,iwia«ÄM¥j* .ß«crj^t«^s /Ji^ngregati^^ feijwiU« FWaiRw)- 

^pagandae,.ftl^ei;um,jg<wfgregatiftw, Pffhoii»^ ^|)l« Qrieot^ rutt^e 

officii praecedat, et Protonotarius Apo8toU(ma, pof^ ji|tcqw94V#'S^^- 

^uj^, . s^4^a|h . fitf^^ f^uteoi / aUi))^ J^ . . moyM . S|MU^t4f?ukO , OfBeiales 

y9(i^fflps,.j,pjji|» «a /8uf9ßi§pti| «u^wo Officialaa ^wt*nt^.pr^^^ 

ipilipt,, Ji^mpQri^, jd^^ÄU./ 4ml|>ae PfA£^egattop«p| ^dei« :TßM^j 

jja^^que .Txpoj;rap|fla ,om«*io ,itfwtv?. ßum vw m Ww iw#e 

Ci^ogt^^o^^jao^^l^ mp<6Rdi|^'>aHgf^twr Q^^grcgat^fi Ff4ei 

Frppag^pd^e^ JcfluicQjippDgritw • .,.. i. ., 

ah jJip^Q. I}ui3^tw enijtaq^e «!^pfliffjfi»ui|, |a)t Jli^nfi^ ^i^ «jratia^ idtarftias 
flKjpp^, 0rt^ntaÜ^.,pÄtia»ß8 ,oo^l»pe;fffflp4^9Ä,t eflMat,,jH .tot fdia« 1)- 
jfll^r^ ,fai 9|i^9ff)^p^(^pa)^,C^|ft|^;M.A^ 
^IjAt^f.«^ (9,^^/^ ^)f{\c,|.Äen .^Ueirup»! a Petra.|> cma|p;<ude0ia topitttpüi ne- 
Jiwcta)9{,etrCi<?^^Plfifie J>f^f)9t,,ij4^I^^nSri8tu^o( pforiiUktf^ s^^ mtI- 
lej^ntj.j^tqfl« ßti .f^tim\ y,igeanf>^frpj>Mifid^l}^» <m>tx^4Mpt99 .fid^i 
depositum , monirnque disciplinam. /r /,,>*. . 

^,e^ pi^q|^to/tp^ erigimnr fore, ut bonorum onmium auctor 
et largltor DeuB No8tri8 hisce curia propitius benedicere velit, ntque 
ownea Orie^tal^ f»i oathoVeamc,^^at^..pffßi#i^ ^lortj^ntur/^hiwe 
pateroip,|^op^^^f«|ä«8 ,n>«fgii5 in.. 4i^a f eyi^^f^t» /nihMque Jm^iquius 
habeant, quam ut arcti^ri ua^ue amoris et obaequ^i vi^culo huic Petri 
batiiedr«He.^i»i^fir,.4;^^^^ äff fnA8^ro8/errante)ii ßd 

CßJt]?i(9Uc4^q).}}pitiat<Kii^ fedueere qontend^fe . ^ i . 

. • Hmo! ¥duiili% atotUi»ua»^nc«ipitttua et tDaindamtii^, decerüeik'tißs 
has No8tras Litteras, et 'in eis coÄ^eiita, qualeättinqäe etiäm^^x' eo qtiod 
«oaibet .ilitata8afiirJtobflate»>!fil /habet« praelSeDdenteB ^vatcatüet auditi 
nQUlfmM^r aAupMemiaitoiiiioiiiicoiMahiMiitV.DaiUo uhquam teili^oiie 



' dt6 Nachtrag foft D^et. Cbngi^. Ome/A M: IM. 1W1 geg. versdiold. Pfivrer. 

de'8ttbret>A»iA9> Wil db^lMto' 'mt 'S«IlllMU''VRfo^ Mn Menffbnis 
Hdstrae; rel b1I4 qMQb^ etian^ dübstaiitftli MbcIb vOlaH lalpitgnari, 
ant aliaa infringi, snspendi, lektttt^, liMIM, tM In (Mlitr^i'^Malii 
röttrli' sen advefatu Mi teatiiatfoili* id- üHeg^nitt, «tMVitloids ^ris, aat 
AlAloi quodcttUMiue JBfItf' toI (»cll'f ^aitt 'ijiatMAA tiHnadlttiii' M|]^Mnnri 
poBB^i 0^'Mttiper ist 'parpettio* viUlda^^^' effl^c^ 'exlaMft H'^Kte, 
aUM^e pleoaHoa et integfM ^e^toa abttirf et i»bthl^e, ^'ab daxtA- 
biWi ad q«08 speetat; eispecfCabtt^aaioddoIflMt ürrMabDitar obaervari, 
a<i praedictae n<rrae Chmgregati^ni^ 'pt6 negMla "iftiuf orientiil^, n^c 
nöft perftoniav qnannii fatorem praeaent^ Nöabe'Lifterae eoncttikmtj 
p^rpatiÜB firtaria tettipotfbtoa ^ti^nsaittia' aMBHl^arf deberSf ttb^v^' ad 

* pf0btfti(M'6rt, 8011 yeitilcattoiietti' t|iioniiii0iiliit)tia' in'ÜMteiii' praeÜAiliHus 
iMMitbitraa un^am ta^^v Aee ad'ld' in JudidOi vd ettfa cogf, '-mi 
eöhpim pMa«) at 1^i secba ' aüpe^ ' Ms a qnoqttaih qtniT& airtoritate 

"aefeiiler Vrt l^orftiifer ' catfH^eHf . atti^iiiitl; Mtdbr* ae inanä esae ac 
fdra'''yoteniU9 at fledaramua. ' ;' ^ • '^ . . . » 

> Nou' ^batiMrtibufl^ «dttn^o^fttla^ ApofttoBcfa ÜMterär Qr^goHl ^. 
tedpvE^iifibiia 'j^Ai^^fdKl^^'^- itettqtie'Gl^^iitla XT. lUiiaqae omiiibas 
Rmatiorui^' Pbntifteiiiri T^aaSeieg^^ N te tlDrirti > ConadfaitioitiBiis, 
ii^c DOflf .#A jure '^aäesitifV lion idlM^rMto, ' affilaque NoatriisV^et Cancellätiae 
kpkstoBei^ Bkgvhi^ üM^^'Cd^gH^ttbnfe jhropa^ndäe ihfjkli «tiam 
confirmatione Apoatoltear, veff qtiiivid firttiitate äia' ^Mböratla itattttb et 

/MMitibttiÖiftibtta; t'Hvm^gäM qtidqti/iifaiiUtt l»^^e(ni<^ssfcliiibVd; tpamyia 

^ekp^asa, BpaöUMa M%iäMdua''m^(ii)ci df^ä*; qüitj^ ömfaAtuJ et 
^in^ia, «o^m ^'IKrtla ' teiittir(btil^'«t'*WW!iSi,' praeaeh^^ pit)^ iädtjt^ 
•uA)^^', ad^pirttethlsaoratit dttihtiirM'effi^cthm'iat^^ pleni^lsädl^, 

'ac ä)MMkli<ter'M hx^eM€ d^dgatnüs^ ^etiM^qfae'ctfntrkHKi <](il!tiMi^c^jiif(J^e. 
^ vr f*DbtttAk RofAj^ ^toptid^J Pötrarrti Ab« Aiiüiüo PÜcatotirf dfe 'äftfta 
ffi^netia Jätiuilvii» Ali^iy^ilOHi^mJß^Ü':''^^^ 

• :• *^' ttber dtift^ Ve'«k%¥^n'^e'^etf'VeV»c1iäiftfhe'Prkrrer; ^ 

Bei der Mittheilung der betrelfjgnden Verbahdlungen der Congr. Conciüi 
^Vk k)fchW VH. ^m^t hfctte Hifd nur' der g^ilrückte 'Berfclit''äb'e^ fe '6^5^^^^ 
vorgelegen, welcher der £ntscbeid<l^^«a>Orytlde'li^.< Wii^lifHil^tfeii^d^'Mfk- 
,i^Mr; tauf :$• .l<!K.i% .iuV.ja. <(W0i«;«ri«HF<'V^»f'atttt^cl9i^8daBiiav lafta! Ist, und 

.J,«|S|^?r^,^i^JE^tsflheidjyjg.dfi5..q9fjg^ ....:!;♦.! •>•>:' . 

tiiifh Di6^#./JaBoaiii' 18«d( Safrfa<iCtegragitfirt40bteetttMiin^iit^iS. 
fi« CI. »Caidioaliom ConcUiiiTiUtirt«>Iiitai|>rataitttie«i4ullfireM^ 



f^Jfk ^cw^,. ftalirP,;taii^j>e,,Eijis?<^FO,jtopi^ 
chnmy quatenus non j^sipi^^^ »^^fflf^i^.^J^^^QAaQnum.^ 

3. Deeretüm Ä. Congreg, tndulgentiarum die 8. Januarii 1861 

Ober die Aufstellung der Pfarrer als Braderschaftsvorst&nde und deren Befugnisse. 
(Vgl. 'AViiliir^VI*>'ft7 #.) 

(EUbilktt^ PMMl6mn;iattl8ail:Kn^3«k^S<iiSi.*iBtHBfaM-git VUIotAlhl[|tt 1^1 ^Kr. 34. 

;-' Üum plures cotoe^^^^^ pVae ühlotos etc; fitf^- 

lium 'caVlonice erecta'e re|)erianrar^, iii ^qiitiüs'tocV ÖfdfeWius'desigha-" 
vefil parlochum', '({in ratiine'iniiiieriö^', ^l^üöd'' eier6et* et pro tempo^ 
qüö^'muner'e 'fungitttt/'sil'cbii^tiW'tÜ's^ sodalitatis etc.'* 

rector , * moäer'atir y seti qübcumqdi ' rfnilo' 'ijipef lettii?/ pr oi'ndeque fäcul-' ^ 
täte f oileai^ ^a'geren^,' qua^^äÜ^ fectorbs sp^miit ei etiam, quatenus ' 
in respectiVa' stf^lilale^la 'l^edtidH ti-lbüatü'i^ , ' ifid^les aascribehäi , liabi- 1 
tus bl^nedii^endi' '^t 'siapüla[tia',^'*i(lfaqtie' * iiri^ohe^ paritef* 

benedicen^, Jüxta'!fa(iuU'ates'aa qiiaml^'et s^iialii^atem s|)ectänte8 pro 
»iittilibus 'impositionibus, ' Jt)en^dicirpnibus^efcV:''atqüe äub^^ 
Sit Circa nujusmqdr dösignationem parocüi libere et auctontate pro-„ 
pria jperactamafebrdinariis"/ facta '/üi^^ SSmö. 'Jb.' !Nt Pio rPH' 

IX! In audiehtfa ^^riaeäicia' et'^änctitas Sua'^^deiogaiidV dmriibüs buciis-*' 
que circa hanc (jl^^gnatione'm qüavis auctori^äte k ^uövis modo aliter'' 
prae^crip^is b'emgiie äa^iayif',' quäWhus 'opW'^£&t,' tales desighaäoiied ' 
parocborum nee non acta per ipsos tamquam rectores':^ et'^aäscnpl^os ' 
per eosdem parocbos. quatenus rectonsmunus, quo fupguntor in re- 
spectiva ' sodaluate i ndeles adscribendi sit, valide adscriptos iiabendos 
esse declaravit, nee non oeileaictiones babituum, scapulanum etc. co- 
ro Wum^ etö. ei linpoMtiohös etc. ab eisAeih ^föctaär; proüt l-e(ßtdribus|^ 
in ^respjeclivä' ßödalitiate'mbu^r; ra^ esse ebncefisit. Qtföäd'* 

futüi'um vl^i-ö' eaide'rii Sknctitas feua^ benigne ^^'im^^ ek,''*üt'^ 

Ordiidarii 1<i6l)rtimf llb^r^ deöigniairfe ^possin^l's! ltä*^hi Doniinö'eipedire 
juättavi'Hhfj'paröfc'febl^'ii'rii^ ^einp'(<re' m'Wfeiorefe'J üdäeratbres' etc. coVi-^ 

irälernltaiüm ''etc.', non"' ollstantiW" quiifcscumque' fn contJ-ariüni'* 
faäentißuk^'"'''"^' .aj.'^.n^a. .... w, ,...ä = i,.. ' ...rr. .i....,.4 a-u., 

^ Datum Roma^ ex S^^ Congregatipnis Jndulg^ntiapijcf ^p^ 

SS^ Reliquiarum die ei anno qui supra. , * , . r , , : 



Tbf^ikhaie :4m diesem RoUgiaBshyntendohil^ Uffigr^iig sm nehineii sei, 
QftingeinlN^ »iwl ,4i9^£kbiillM»hörd6ii 9)XkzmfiH»en^ bezüglich., üd^b^r 
Eiii4^, »ofer^e m niioht nut .Z;ii»timiWttg ifarer fUtero a« .dem ,10 
d^r.ßchioLo arth^en KdigtottsunteFricli^ frfliwilligi.«Uh betbelligdo mßh 
Un^,eimi1iiß]^me von dj^eieltMio Hnt^eim-zn jMseq.. ...j >, . 

; .rAufiSi^nf4^.:KSmgUQheaHiiJ6|jtätiiAU«rii5<a»^ 

".'" tl. Oeiiterreieh* 

^^, h^X.eifitijmng d,ß,s ap.os^olfsßhe.fl.J^eldyJ^p^^icUte^ 

•iMbQilO^^liieh dirtr s^e«rdigirDg.t4<c^r llil1tftr-a«JbsliiDftr4«dr. ,m 

' »•• I)Ää"Veh)i'öiiUttgsblÄtt ft^ flie Diftcfese"' Gürt!;''!I.-Abl!i. Hr. 1'. 
imd^Idfti^ria^fi dfef biäöhföfflehe Budweisct Erlalss 'Nr; '1^. V6tä J. 186^ ' 
etttHkit hi^ftber NabbstfehentiekT . ' ' • -' • =• '^' 

'--^^Öäar k. fc. Äpd«toIifet*ö Pfeldvicairiat hat In Ei^iedetuftg eii*^ «li ' 
dassdbö gesteHteta hicrämUicheii Alifi-age unterm 27. December 1859 
Z. 1670, die nachstellende Circular-Veyordjiung vom ^2- November 
1859, Abth. 4,'Wn 1^65 anher mifgetheilt, weifche bezuglich der Be- 
erdigung der Militär-Selbstmörder" l^ls Norm allgemein in der k. k. 
Aisiee eriadäen Worden^ist, und faievinit äMh ^n: 4)ffdiaariiUwegeii: 
dem bochwürdigeh'DillGesanlderiie «zur'Benehtauigflciribflretischaft kund- 
gemacht wird:. , 

^}n, F.plge AUerbÖqhflter £rmächi4gung .Seiner, ka^serl. köi)igl. 
Apostolischen Majestät wird, am die Vorschriften über die Beerdigung 
der Belbsthidrdelr v^iky Mlfit^Maiid^ riiit Wn 'öi^ündSiit^eti' de^'€dncor- 
dfttefs in fJfebfereinstfnimnitg' ztt bringen, Poigenfle« bestimmt-j ' ' ■ 

' '»^l.-Ri 'Fällen einer gehörig* constatirtiai^ Selbit-Entfeibüng hat, 
wetrii^'d^rSelbfiitentllsiMe zut MHtia' vagä' gehörte, 'die betr^ff^hd^ Mi- 
litÄböhörde ttfiterzügfiöh diel g(5rie*tHeK6' Lelcheö-Ünt*suchiing' ndöh 
d«n inf^^er Cii'cultff-Tej^ordnirhg dfes Atiaaee - Ofeercomitaandb i'om 1^5. 
M*ij' r8i6' ßectii^ii I. Abth. sT, Nr^ ^^17*. 'ettthälHöneii Vbrschrifttetf «n 
vefätilattreö, 4lM isofoft diörch eine* Eigens hf^Bir^ aufrustdlende Cörii- 
nftttJiött« eiiie gönrfäfe Untet^üchüng dbi^^ÜmsiSrid^V^Welclic der'That 

vorhergegangen sind, oder sie begleiteten, und auf die Frage der Zu- 

' 1 ' i» ■ " ' ' 1 H" " j . ■ . ■• ; .) ;■ 

ifi f^egfm^tHudiQn .des GUujb^na jind G«wi9«enf keixwia Zwtüoge uiiterwoirfep, ««/j^ darf, 
NieinAnflei^,,;Ei|i welche BjBlig^^..^. 9ic)i bekennen iiyig» 0ie,,einf«c)ie iüansmidmikj; 



Kpm* F«lMeaFial 1 Kov. 1850 Ob«r Beerdigung d«r Hlllt SelbstiiKyrdcf . 2S1'. 

redumiigsfltbigkieit d^ SelbBiendeibtisn mim Bemvtg haben^ vchielmiea 
zu lassen. 

2. Zu dieser CommisBidn sind in der Regel die bei der Ldkdien- 
Obduktion gegenwärtig geveseinen Commissäre su bestimmen; dieselbe 
hat mindestens a«s einem Hiauptmanne, als Präaes, dann aas zwei 
Suballersen-Ofiflzieren, einem 'Auditer und zwei Militär« Atzten, wovon < 
wenigstens Einer graduirt sein muss, zu bestehen» 

3. In Ermangelung graduirter Militär-Aerzte, oder wenn solche 
wegen zu weiter Entibrlnütag;- nicht 'i^ehtzeitig beigezogen werden könn- 
ten, sind hiezu approbirte Obei^, Wnrtd- oder Ünter-Aerzte zu ver- 
wendete. 

Sollten auch diese nicht vorhanden sein, so ist ein Arzt oder 
Wundarzt aus dem Civilstande zu requiriren, und wenn er nicht schon 
im MentSchen Dienste steht, für die in Präge stehende Function zu 
beeiden. 

4. I^t der' Belbsentkibte efn Katholik, so hat der Comniissfon 
auch cfö Milit&r-Geistlicher beizuwohnen, und nur bei zu weiter Ent- 
fernung desselben Ist der katholische Seelsorger des Ortes zur Inter- 
venirung bei deft commissionellcn Erhebungen einzuladen. 

Dem Geistliehen ist det Sectiotisbefnnd, und wenn er nicht scAton 
der* Commission beigewohnt istte, auch das Resultat der Erhebungen 
zur Einsicht mitzuteilen, Worauf 'er seine Meinung abzugeben ha-' 
ben wird. ' ' . . . . 

5. Ueber die Zurechnungs- oder Unzurechnungsfähigkeit ded 
Selbfitentleibten entscheidet sonach die Mehrheit der Stimmen, und 
wenn die Stimmen gleich g^theilt wären; jener Thefl der Commis- 
sion, dem sich das geistliche Commissionsmitglied angeschlossen but. 

6. Wird sich für die Unzurechnungsfähigkeit des Selbst-Entleib- 
ten ausgesprochen, so hat die Beerdigung nach den Yorschrifteh des 
Dienstreglements stattzufinden; fallt dagegen der Commissionsbeschluss 
auf die Zurechnungsfahigkeit aus , so ist der Leichnam blos von der 
Wache begleitet ausser dem forchhofe, jedoch in einer durch die 
christliche Nächstenliebe gebotenen Weise und an einem dieselbe nicht 
verletzenden Orte zu begraben. 

Wenn aber ungeachtet der gepflogenen Erhebungen die Commis- 
sion über die Zurechnungsfähigkeit des Selbstentleibten mit Bestimmt- 
heit zu entscheiden nicht in der Lage wsir, so ist in einem solchen 
zweifelhaften Falle der Leichnam zwar auf dem Kirchhofe, jedoch nur 
mit einfacher militärischer' Begleitung und in der Stille zu bestatten. 

t. Bezüglich der Selbst-Entleibung solcher Militärpersonen, die 
sich durch Selbstmord der Strafe für ein Verbrechen entzogen haben, 
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und. iü Aiifiehiii%' der T^äiieirfei) < Sdbiteorde Bleiben die Besttmmiin- 
gen der mittelst der hofkriegsräthlichen Circular-VerordDung vom 24. 
Aogirsit 1^19 ' H. 906. kundgemaehten 'AllerhOchaten EntscMieasung 
vott 1*6. desselben Monats noch fortan>.in Wirksamkeit, so wie eich' 
in Betreff von Militärperson'en , die nicht dem katholischen Glaubens- 
bekenivtnisse angehören, auch künftig nach dieser letsteren Verordnung 
zu benehmen sein wiid.*- 

. ,^,^ %. KflaßS) des.k. k.. Mi»isteifinni#. des Oaltns 
, ivom U- 0.*etpber:185ft; V i.. ; ; ., 
Aasländische Ordens- und Priesterstandes-Candidaten 
. betreffen d.O. .,: 

(Ans dem Erlass de^, biscbOflichen Ordinariats von ^dweis 1359. ^1:^^70 
^. Um die Bedingungen,, jw^jlcbe, Bethufs der W,ahnpig,deF »ta«|li- . 
chen Interessen zu erfüllen sind, damit Personen, die nicht iq dem 
öfUerreich.^,ehen. Staats verbände stj^hei^, auf erlaubte Wei^e in dc^n Sä- 
cuj^ oder ,Itegu%-Klj^rtts de^. öiSftiBneichischen Mo^^chie .eingereiht. 
0^ kl. dem Bereiche derselbep^, zu einer \fi ihrem ^^rufe JiegeipLdeu 
Verwendung zugelassen werden, mü; ^^i^ . Bestimmungen deei Concor-- 
datea in Elinklang zu l^ringen, habe^ Se. ]SxceUenz.4?r Herr. Iiitipister 
für Qul^^ und Unterricht die tnejrüber erlassenen Vp]|[^c^riften im £ib- 
venfehi^en mit d^n k. k. Muiisterien des„^ussern, des. Ii^nep und der 
Polizei einer Revision unterzogen, und in Folge des Ergebnisßcs mit 
hoh^m Erlasse vom 11. October lg59 Z. 1351. die nachstehenden er- 
forderlichen Anhaltspunkte bezeichnet, welche die kaiserlichen Behör- 
den für 416 Behandlung dieser Angelegenheit sich gegenwärtig zu hal- 
ten haben. i . 

1. Im Allgemeinen haben dem Auslande angehörige Glieder des. 
Säcul^r- oder Regular-Klerus , welche, sich in Oesterreich aufl^altep) 
wollen, «0 lange die .Organe der Rirchengewalt keine Einsprache er-., 
heben,, liur die für den Aufenthalt der Fremden vorgeschriebenen Be-^ 
dingungen zu erfüllen. ". ;. 

2. Wenn Personen, welche nicht in dem österreichischen Staats- 
verbande stehen, dem Stande d^, Weltpriester in einer .Diöcese des 
Kaiserstaates einverleibt oder , in , einem österreichischen Ordensh^use, 
dessen Glieder statutenmässig die stj^bilitas loci gemessen, zur Able- • 
gung der. feierlichen Qelübde zugelassen! oder |nacbdem sie diese jGe- . 
lübde in einem Ordensbause.des Auslände» abgelegt haben, in e}^em. 

österreichischen Ordensconvente der erwahnt^Q Art bleibend aufge- 

.— V .' , ,* I.. . I • . ■ ■ ' ' . 

l) V«rgL Are hiv Bd. IVi 8i.^ f., YO. Sc'TS.bntfclJ W*.- 11. «T ' » ' ' ' ' 

.'! • ..,'«. ..-. |..i| nifl vi.» .1/ 



IBk-ti*. V.'li. Ott? ft59 fiUr ateQdr'Örrfei&-\h.lPAesUi^-k;am^ 2^' 

nommen werden wdlen, so haben 'sm vorher die österreichische Staats- 
büf^fergellialb xtt>^erwifben: ••' -' -'''f'^ •=" '''•• -il^.A .n ♦•.'!> l :\ 

' 8; e^ti» (A^ufhahme «tli^s A^sli^SeTs in da^ bfä^h^fflche'EIeTtkiBlV' 
Saiiliiai^iii^ '^rd erfordert, das;S i^u fiMte d^^'^l^hSflicfaen Cfob^sto'-^ 
riüms der pdlitfechön Landest teile '^1^' Anzeige etsttfitöt-nrid^nd^i -äie^^ 
sein' Ai^asse der ' Nachweis geliefert ' wi^rde, daä^ üer Atif^unehix^üdd'^ 
dIe'ÄUi» zeitweiUgen' AnÄnthahfö ih d^ '«ffterrÄiSißhen'^tiitÄö'^'ie-^^ 
rMht%i»d«li' Urkunden' aÄid'l^i^ießS' j«fkie »Vo^bildbn^beMti^,^^^ 
aufolgeJ^&r Miiii6teflÄl*Vei«c(rdiiung vom 2i*. M8ra' JBöiö^ (R; G. »l!' 
Nr. 50.) die Bischöfe der Versammli^g vom Jahre 1856, bei denen 
für nothwendig erkannt habei^, die in die theologischen Studien ein- 
zutreten beabsichtigen. , . . i . i 

4. n enn die m em oischonich^s Klcnks^l-Semmarium aufzuneh-, r 

-. 1 ■ » ... _■ .L • .••iv'. ' ;• ■■ ,i ' '''•; ' :\t"f''!'^'^ '•'»> ifo-'irl 
mei^den Ausländer Zeugnisse über die ganz oder theilweise im Au9* 

lande zurückgelegten, theplogisöhen Studien beibringen, und auf,Gmind„ 
solcher Zeugnisse die Studien an einer osförr^'ictiischeu theoiogischeaT 
Lehranstalt fortsetzen , oder die höhere Weifie empfanden woUea^. so 
ist* zu erwarten, dJass das bischbfliclie Consistorium die fireeiffneten. 
Nachforscnungen pflegen werde, um sicjh zu überzeugen^ ,in wi« weitr 
die Studien eines solchen Candidaten fiem entsprechen, was in Q^if^-t, 
hung auf die Gegenstauae desselben, ilie Dauer Üer ihnen zu 'widmen- 
den Zeit und die aus denselbnn abzulegenden Prüfunfiren voa dfir «r-.. 
wähnten bischoflichen Versammlung festgestellt erschemt., . . -%* 
Das Lrgebniss dies^er ^Nacbfor^jchungien ist in jedemr ^in^eloen 
Falle' dem iiliiiisterium für Cultus und Unterricht vorzulegen! 

5. Ordeiöbbere haben bezüglich der Auslander ,, ve)ch^ sie als 
CaiidSfikifeti laiifztmöhmiBn", 'oc(er^zn'*ttetfl No\^iate 'ztizülasseiC 

tig^tt, «16 ttiit' tföii 6rwMHi:en^'!»4h^^^^ die 

pWitis6he Ü^aridÖsstelle dWcfr ^as 'felscli^clie Ofijinariat ' zii erst^^f 
'•'^' • 8. 'Diesell/?^ AhÄif^ ftWt'Wch*"Mn 'ill'"g&^^^^ ' wpim^e' 
ettrir^' Öiöeese '-de^- Äü^lanaeä^ aÄget'Öril^j/rö 

cMsfefe^ii Kirtherispfriligel zeitweiH'^' in"derS^elsorge verwendet' werdMi 
WMl^h,' di^sgleifehän, Wenn ätikl^(!K^chiß 'Ordensprofessen in ein^ österi 
rrföhi^^heii Ord^nfecofiveiity al9 bliede'r (iesseil)en; ^^Plge ^1^7^ 
fi^yän^ ittees Ö^dens^'Ä'dfer ite'Auftrag^^'iW Öfeeren,2blps!zeiti^^^^ 
sV* ft^flialt^p. Bezügliijli soleJtier Or()«i^Biroftss«n ist.n«t.deffin Rede 
stehenden Anzeige in ,der Regel auch dop- Nachweis deb ^eäitzes der 
legÄfen Aüfcflth&ltedtjctttneiitb' zA" ■ Vei?bf Adeii.'* ' feine i^usnatoe H^^mk. 
ers^eiiit dann;zu^^^ig, V^''*^^^ 
nöthigt aekoD) in. einem ^8Mivdohi)NriKil>' 0¥d»tt«dötiV^£t4'^ 2^^^ 
suchen, ohne die erwähnten Documente beibringen zu können. 
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^4 OesterreUh; Bild. efner^ Min-Abtt f. K^tli.- % S^lsaeb^i 4,£|;iav. 

Bei diesem Anlasse kommt ferner su erinne n^ das« ei. 4eii Pro* 
vim<<)tl^rQ jeiwO?4eD^ welche »m. Stf^ntUd^a Fonden U»lersttltzun- 
gB^ g^niessex^, wie hjAer oblie^n werde, ^ieh wegen 4er Aufiuükni»'^' 
neuer Ordenaglieder mit der politischen LandessteUe in. d^s Einyeri . 
n^hpijen <u s^tien, wogegen diese von den Vorständen aller toderen 
Or4en&c;oayent<^ nur; die jJlhHi^e Vorlage 4»B/ Ausweise» iUmr den.: 
Pfir^piV^lstanid i^nddie in demselben vorgefaUeiQ^i^ VerfinderiugeiRi in»: 
W^ge der bisehpftiche« Ordkiarli^ in ^Asprod» sn nehmen hat, .^ 

m. ■ \ '' ■ ^' . ' 
Endlich wird anch fortan, wenn einem geistlichen Orden eine' 
Lehr- oder Erziehunga-Anstalt anvertraut ist, jede Veränderung in der 
Person des Torstandes der Anstalt und in dem Stande jles Lehrper- 
sonales und insbesondere die Bestellung des neuen Lehrer«; von Fall 
Ell 'Fall in vorschriftsmässiger Weise der politischen Landesstelle zur 
Eeuntnlfia zu bringen sein. 

' Ton den voranstehenden Bestinunungen wird der wohlehrwürdige 
Curat-Kleims in Folge hohen Statthai terei-Erlasses vom 27. October 
1859 2#. 54890 i^ir' eigenen Wissenschaft und weitem Verständigung 
der Im Sprengel vorfindigen Ordensconvente in die Kenntni^s gesetzt. 

3.'K.K. Verordnungen über dieBildung einer besonderen 

Miniflterial-Abtheilung für die Eirchei(i- und Schul- An- 

gelegetiheiten der evangelischen Gl^uben^genoesen^^ 

a) Allerhöchste Entschliessang vom 22.' April 1969, . 

in VoÜzieHung defi $[, 4. U^ipes Putci^ts vom 1. %p^¥i^ x. 

J.^j flnäe Ich jkncuordnepy dtyBs die A^eilung (Ur di,e E^^cbf»«- iwd 

Schulangelegenheiten d^ evangelischen 61aujl)|^8genoss(|fi Augsburgs 

und helvetischen Bekenntnisses in Me^inem IkUn^steriuii^.iC^r Gnltu« und 

Dnteriricht imversüglich in Wirksanoükeit trete ^ u}^^ es sin^ d^^elbc^., 

die bezeichneten Angelegenheiten Meiner eyapoig^f^e^ Uplertha^ieii. 

beider Bekenntnisse^ nicht nur in den Ländern, auf wel^ sich Mfp|fi^ 

oben erwähntes Patent 'bezieht, sondern.. aucj||i ^.deui den Wie^. 

Corisistorien unterstehenden, danu der Ev^gel^phen A^gsburgec und 

1) DüBoh gütige Hittlieilttiig äks 'einer als anthentüTeh YwfhVirgteii QueHe. (1). B.) 

„Unser landesfOrstlichei Oberau&iobtsirefi^t wir4 > . ,d^, Qn^^rer; «igipea SfiUj^Sff* i 
CuMüig^VM'behaltenen Fälle abgerechnet, von unseren Behörden je nacl^ ihrem ge- 
■etsUel^ C Weg ftt e i i Wlxlnuigekreise' g«llbt wvrdeii. Bei^tJiiMi^em llE!)iii(tiirltiin'fttr'tiuV ' 
tas und Uaterrioh|; wfjrd ^fn«,»«|9 9)an)|^«HfinM«9»iM4er BatoünJüisH- »ilffldit» Äb^ ' 
Iheäiuig l&esteken. . , , 



ÄlftrfiMft^t« foU6b!. V. 22. Aprft 1880, lilii>fiHttlerui]g i. i$. Mli 18M).'^6'5 

älivetisdien Bekenhinisses tind ä^ Übilaliher ih l^iebett'bilt^ sajRi< 

^ti Hä^en lli (fies^t Abtli^lliiiig ernentie ick fAetMt: ^ 

1) Den Ministe^ -itath Joseph Addiröäs ZimmetrMikttn 
fn dein^ jetiKl^ft 8te&ui^ Im MiniE^eriam,^ f • .. 

9} D^n Pftttver der criattgöliddien Öeiltefiiide helvetisdi^))[ 9fe- 

kenntnisses in Nagy-Körös, gewesenen General-Notor der Saj^i^- 

'tehdenz aii äet Böntn, Q&h'iiei \4>n «iihoij\ Mt dein Titel 

tiid Bang und den Bezügen eines Minisieiial'^Bathes der mindern Qfe- 

' baltseateg'orie , extra stai^ni;^ ebdlicli '• • ^ 

' 8} Den'Schttlr«äi-JohaniiMikaUB mit dem titel und Bang 
€üli^ Seetions-'Ritthes dnd^iett Bbzüg^n iBines Miinefterial-Bekr^tlirs 
zUetsiter Kasse ^ extra stattom. * • 

Den Co^cipistißft und CoaiMptsadjtkiicteft baW Sie ans deib si&- 
tns der MInIslerial - Beamten kuiKüirei^en , ' wobei ^e B^stimmnni( des 
'bbeh erwSlmteii $. 4 Meines Patent» voktf 1, 8e][>feeinber t. Jl, dass 
^^cBb Beamten dieser Abt&eUnilg^ dem evangelisehen Bekennsnisse Attgs- 
'%\urj^er andHelVetisdierOoi^fe^äloh anzugehören liab«l6, ^AstVefstkhd- 
^Meh .Äu b^rfickstebtigen iW. ' . < . »: 

' Ueber 4te flefinilävii» Oi'^attldirüfitg ^se^;Abtheilang h&fate ^ie 

"mir attf <}r0B9age Weiterer" Wabmedimmigexi Über* die thaiiäclitttiiÄn 

BedSr&isse' dte' D&äti£^6' seiner Seit ^ geeigtleien Anti'äge litt «r- 

• ■...I . . -i itv ' »i'j-fb si'' - rr,fthanA Jorn^m. f. --i'^- 

... , V b) ,Miq|sterlal-]Brtimerp^ ,. 

In^ollzielitiiig He» vm Seiner fiajebtlte BUt>^All^hdelrilt^ Bht- 

bcHüeeswif vom^^l Aprfl d; X geg^beiien Bdbhtoib ir^geti Ertithtwg 

-eiflef' Aülhei^ng ^ di« Sirofaen" und Bdmlangele^nheMieA deif etan- 

gelischen Glaubensgenossen beider Bekenntnisse im Mii^teililitt "für 

'&ätiik mid' ünterriebt ftiite^ I<A nac&sfiehendes animdi'dneb : 

Die dem Wif kungskteise dte Mnlsterhiml^ diügiftiMgeä 'Ki»heh- 
ond Schulangelegenl^ilen der EtaMJgell^eheli Attgsbtt^^ m4 BblVe- 
tfsehed Bekenntnisses iii äll^ XändeiH, dann 'd4t Unitarlei«^ liind von 
'littn Mk dem i^epÄrtMient XtL nu^Weisen,: imd es sind' Web {ene 
•dkndf Beisug n^meäden Oesebaftj^tiieke , welebb ifcb imerledigt b 
den ^)epartements VI., VII., IX. upd,,XY,|.^fifin)if{P| j^ das Depar- 
.teoMnt XII. abzutreten.!)^ i ). •■• > -. - ...is >. . ■ 



;r»tte» fllm^ermana'(aiigtt.llsfcto«rrifBWt>'<ite 
g^Uschett biitei n^ksmalne «ü^^irdgSr^^ttiA .«Mfe]diOä!g««r M^^Mtee^til^ 



genheiten bezüglich der Lehrbücher für protestantische Schuld jo^it 
Ausnahme; ^^}f^ .yprlagpji desJ^hjiMMfch^ycprlagf s,, , w^lph/| ,Bich le- 
;i4fS4i?^ %i|f ^K I)ru<}klf\gDng,,HQd.de]^yeii|i|Ueiffl .bereite approburter 
Bücher beeiehen; diese sin4< anq]jt;fifftai) ^^n^ Qc^pw^t^l9fi^<XIII. xuz^- 
Wifl»9.» . 4^. Wed^vng J^t . jetfo^h.^wte rwsioimniieBx Deptrtement 

l,iii (Jwof«?» bei Bebw^lWg/dpKifi||W|phr...di^»'DcipartQmei^, 3^ 
Wg^i^^WW»! ^chujT,<^gf^egepljf^teii,,Vra«eni,de» Schul- ftdw S^difip- 
Systems berührt werden, hat ,4«9 I>f paritm^Qt .^11^ di^ . be^effend^n 
. ßW^M^s^^pJie(„irpr ::Erledig^»ng; t4er^U>.i|9) i.dflW:fiWVt0in!ent j^es cin- 
.^l^^^mn.^^^ entw^4er »ur ^Bgf^^Hmg bflfföBinater. jbu 4)eajeic^i- 
nender Fragepunkte, oder, wenn keine £iyi#^haf^/Fragei).iinprzu)iwen 
,^mi\^?y ^»r Sin«i(5fc^. ip(f^, r#^'$i#<)^Qii|;,/fn4er^ £rtadiglwge^ ,Hi Schul- 

;.:, , ^.^?9h^%flj^Jt^, ip ^e)^h^.,^n||elfig^A^iten iJer. vorbe^^iAshpa^ten 

..G)fifx\^nfgjB^<mm iwnabej^fe^i )U«d,ivejpwg4.»}(it aiid^n, iclfia^W^- 
[)W}^?¥j (f^lPöst^^! dpr;,b««(iglMdwp .Y^h$ad](9qg.iWWeq4fpi.Ffag^ö s^ 
Sprache gebracht werden, können, wie 8i0||(. vp|i :^/9lbBt.,Ker^bt, .i4fn 

Mipefftrt»iricBfe»(iiflt>rAlche.#j ^niö^^^^^i nicht ^zQg#9 werden; 

ni?IÄ?fil»Ki^WÄ€H.;die Sen;^; :iBefff^#^^//dl^tiig^rge teiigen, dftss.die 
•iBrli4igP|lßn.)p ftodtarpei .fie ^chj^Hf 4j^.,erw49i||^QI (S^|iub^»fig^n«i«yien 
bezieht, dem Dep. XU. ante revisionem zur Einsicht mitgetheijjt,, 9^r 
dass.4n.4!n^cpiBi^ii«r.v|feise die dasselbe betreffenden Fragen ausge- 
schieden und an dieses Departement zur Erledigung geleitet werden. 
Von den'^'^Tl)r^ifhellden' BesttÄiiötiiigen ÜbÄr ^Äe Zuweisung in 
diBs Qf|ii«ft)imenV.XJan aitid %^g]Mi m^;m(Mo^mid^MhgAeg^vkeiten 

y^ißXJ^f^^ie^^tm ii4if kMbAvdisehrvenQtiaQisefieit E^önigr^d|ey dan« in 
,Xyi$ol(oi^fi,yi]^aiilb^^i ßaebdenl.idi^selbe]x den k. k*i ^Mstonm in 

•>iJFiW. »Ufert M'flitW«teh«n, :;:,../ .: -f*!! .- ,*<^. ^. ..;» ft.ü). 

Die. thißiikmg^.T^^ymmng imf^ Ang^tegunheiten « . welohe die Stel- 
iJttngilinä ^M ,YerAiäUn}^9 d^r„lvffirs«biedeiif«lJEtol}giQnsg#iu>8s^(zu ein- 
.^mip^ Vm &^jWPtan*e hftteöÄ, )>teibt wJ)erÄhrt,., , ... ,: .':. ; .'• 
rii / fM!iyor#fi}lppgep,!Je4oßh,,^elschp!v«B[l8eit^ ;^yaK9^ch(9| Kirchfn- 
j,4>ll?«*%Ähfr Ministepcirf-Ei^^bwdMflgen! Uy^ sfd^h^ Aügideg^nheiten ein- 
iJaRfB«?^' ft»^! *warH*Ä^ P^par^ölfOjl ,XB. aZttwwcii$Än j . da^ßeU^. hat 

Irilätt^^bä^^en ^tehitilb^'W^Vd^: 'Die kirclfen - A^geie^äheiten de^^ Protestanten ' in 
den übrigen Ländern hingegen wftren bis dahin im D«i>aHittneht XV, unter eliimll. kSa- 
tholisohen Beferenten , femer sämmtliehe protestantische 8 chnl angriegenheiten in den 

;i^n«](a||iol.>]^e(effe««en geieitoten. bMCglioll«a Faoh-Bepattenietfs fiir Gymnasien (Dep. 
•-¥^*)[» .Y9llm)lMi}«||»(I>AP^. YU.) .H. M^nhtJMmtifJm O^ <fcrner iUr 4ie BtertteOug 



ijedoeh nieht sofort mit ihier^Btledigung vorzug^h^t, sondern itt» be- 
treflteiiüdon Oetdiäfttstikke an dem Ende, danatieinei^emeiBs^afilidie 
Berfttbnng mit den Beteenttei der besüglidheii Enischeidang i^anlaest 
. werde ^ mir vor^nlegeo. 

. Qrof, Thun m..F« ^ 

.4» lieber das sogenannte MüMfeld'sch» Religionsedibt. 

Die Wiener Zettung- 1862^Nr. 47- ». 432. Nr. 48. S. 437 ff. 
'▼eröffenflicht den detii AbgeordneteKhanse yon' dem ständiscKen Aos- 
schntsse fBr eönfessionelle Verhältnisse vorgelegten Entwurf 
Ton 71 §$. ehies „Gesetzes, womit die Grundsätze und Vorsehrtften 
in Betreff- der Kelfgioiiäverhältnisse überhaupt und der Kirchen ubd 
'BeDgionsgenoksensehaften insbl^sondtoe für die dureh den ^ng^ren 
Seiehsräth vertretenen Königreiche und Länder festgestellt wetderii" 
Das' Archiv wird darimf zurückkotnmen. Einstweilen lassen wir 
schon 'die treffenden Öeöierküngeh-^eiri^r Wiener x Correspondenz des 
Stuttgarter Deutschen Volk'öbUttes 1802 Nr. 52. folgen:' 

„Der einzige ver^finftige Schritt des Abgeordnetenhauses 'wäre, 
ßith fÄ'Ceti»eff' dt^s 'Gesetzen twmrfes (der vom Publikum den'Namto 
Mfihlfeld'dclies'ReSgibnsedikt erhalten hat, weil er von dem äirf Afitftig 
Mühlf^d's V. 1. Juni ISÖ^l niedergesetzten* A^sscHuss ausgearbeitet' woir- 
'den-1st)r^fiifinconq)^teritizu erklären. 'Die Majorität des Ausschusses (Öle 
ttiB%)r»äi: ©isdhof Jii^sik voh Hudweis, WeihliiscHof Litwinofwicz '<^<3^n 
Lemberg, Prälat Eder von Molk und Graf Belcredl haben erklärt} di«s 
sie mit'den PririMpfen^ von denöi Aic^Majontäf ausgegangen, nicht 
^ elhverÄtänden sind) ha! den Competenzeinwurf vorausgesehen und^vör- 
ßucht, Ües Langen und Bfeiteri zu beweisen; dass die Gesetzgebung 
das Goncordat abJftiähdern berechtigt 'Sei. Sie* stützt den Beweis 
darauf, das« das* Oöiiüördät kein' Öffaät'svertrag, d. h. kein Vertrag 
inrisclkeh' dem Kaiser * von Oesterreich und Pins IX. als Souverän des 
Kircheiistäates, sondern zwischen jenem und diesem als Oberhaupt d6r 
•Kiitche sei, dass es' also eigentlich eih^ zWischen dem Kaiser iind der 
'katholischen Kirche „in Öcisterrelch^*'geschlosseiier Vertrag sei, wfeil 
derselbe nifcht für die ganze 'katholfäche Kirche verbindlich ist. Ver- 
träge' aber zwischen ' einer ' Cdmmuhität im Staate und dem Staate 
iutttei^Megen aus öffentJicheh Rücksichten' der Abänderung durch die 
Gesetzgebung. Die hiesiget Blätter rühmen den Scharfsinn einer 
solchen Argtimenitation,- und preisen die Rechtsgelehrten de^ Aüs- 
sdnisses. Möchlen sie doch die' Argumentation ^'rch eine nicht ein- 
mal kathblisbhe, sondern protestantische Juristenfacttltär Deutschlands 
•{i^ttfcftMasseh, tmd die Blätter würden sehen, mit welchem Höhn die- 
selbe ad absurdum geführt würde* Nicht einmal die Verträge '""'Aes 



888 Oesterrekili: ftter das s«; MflhifM'sdle Mlg^onsedikt. 

Staaleä mit der Baiik'i mk was inüner Mr einer Aküemgesellsehaft, 
könntaf wenn sie einmal geachlosäeu sind, aaohtaräglteii Von der 6e- 
eelsgebnng aii%ißiöBst, ^oiäter einseitig abgelMtet Verden, «id das 
Concordat sollte einseitig abgeändert werden kennen, da es von dem 
Kaise#, als er noch von Bechtswegen unbeschränkter Gesetzgeber 
. War, g«schlosben and als immerwfihrendes Siaatsgesete promnlghrt 
wordiBn isti Der ^Qste Napoleon verstand mh «^hr gut auf seinen 
Vortbeil, er hat aber nie das mit ];HiMf Vi}, .geschissene ü^wwäßt 
als unverbindlich erachtet, obschon* dieses Papst i^emals |}ie AufifSh* 
mngsyerordnuag (les lois orga^iques) anerkannt » soi»4eni stets gegen 
dieselbe protestirt und gehandelt hat* Nie ist es dem ennten Jffapo- 
laon eingelsUeA, au sagen, er habe das U^H, 'daji Concordat aban- 
ändwn.i obschon er etwas mächtiger war; als Milhlfeld und Genossen. 
X)a8«, d^9 fragliche fieligionse4lkt iMcbt tik^ den krassesten ßationa- 
lismns £um Gesetz erheben, sondern seUnt GötzenanbfAßrn den häus- 
lichen Cttltus sichern will 9 wissen Sie ohnej^in*, Merkwürdig ist Ar- 
tikel Xyil., lautend: „Die gesetaliahei Aoerkeunung könne einer 
.i;^liglöaen Gemeinschaft verweigert und entzogen werdeii, wenn und 
in wief^fne Xiehie, yerCüssung oder Uebung derseüäen cl^möifept- 
liphen Wohle sohäd,lich .oder gefährlich sieb aeigt;^ 
Man hat eich also eine Pforte olTen geli^sen, um.iu^ einer; gewiss^, 
awar Jetzt nic^t wahrsdieinlicheui Aber m^gli^ep ConateUiil^on die 
katholische Eürehe ßu .ächten. 

lieber die seither im österreichischen R^iehsrathe au 
T^ge j:etretenen Tendenzen gegeniiber der iMUhoQschen Kirche und 
die SinsetzuAg des confessioneUea Ami@c|^nsses brachen die K4>I- 
nisehen Blätter 1861 ^r. ^U* ißß. (i.Jimg*)j 268, Sj^S. 270. 
sehr interessante Berichtet auf welche >wir'i^Hri|iclckom[men. 

Die Köln. Bl. 1862 Nr. .69. bemerken, ül^^r; den Mtthl&)4's^)lH»n 
Entwurf, derselbe bleibe de,Q Beweis schuldig , ds^s die au^esleUten 
Priacipien: ^laubens^ und Gewi^sepsfrefteit , Freiheit der Kirche, 
(Gleichberechtigung der Goufessionen^ Unabhängigkeit . des Staates und 
sogar Unterordn;Ung der Kirche iip S^^te, unter, das öffeji^tliche: 'W<d|l, 
unyerträgUch seien mit den vom Co^cefd^^te a^nfgestellten. Man mus^ 
wohl diesen Bewei^s schuldig bl^he^, denn diese iPrineipien hier und 
4or^ coUidireni so wenig, dass sie durcha^^ eugiai|imenfallen p denn 
a^9h was den letzten Punkt anbelangt, wird es die Kirche wabrhch 
niemals alß ihre Aufgabe be trachten, ^gen die wi^rha^t^ InterfMSsen 
des Staates zu wirken, und als dessen Gegnerin, nicht als* dess^ Oft 
hiflfin iin Streben nach der Erreiehnng. de^^ höphs^n Staa^BZ^riiqk«, 



Prag. erzb. Ordiii. »; Dee.<i8ll «»«He Fatroite fib. Yerwalt d. Klrciiihverm. 9S9 

5. Über die kttnftige Yerwaltua^ ded< Kt'rc&enverind-. 
gens in den einzelnen Dido«^sen Oestet'reieliB, insbe- 
sondere di!^ K^ndmUdbuiig des fttrstentMschdflichen 

Ordinariate BU Prag vom 28.il>ecember 1861| 
in Idfe Kirch0npiiix)ne, Ober d(e ZurQrkgabe de» Kirfdenvermögens zar V^rwafmng 
durtl) dm €rtat)farrer- unter Zuelsebiing zwitier ans« ider aem««ide za wäUiender 
,. , . KlrcljenkäflwifC)(^rO ., 

Schon Im Jahre 1849 haben Seine k. k. Apostolische Ml^.e8liät 
in Aussicht geteilt, dass jeider ge3et;(iich anerkauoiteti .I^iFiehe und 
fieligions-Gesell^aft das^Jt^qht zu«^tehe^ .werde, ihre AngjolegeDteit^n 
s6lbstdländig.«aai. ordnen« und dass sie, in der, Ausübung djiea^s B«ubles 
erhalten und gesebü^t werden, solle. Die ßischöfe Oestorreic^s ,9iOin- 
ten nicht yon.def.\^nerkaimten Selbstständigkeit Aebrauch 211 «gtacben, 
und füi: die Kirche ai^h Jm Becht| ihr Vermögea nach Richtechiuir 
der Kirchengii^setee tu ,^er,w^ten, in Anspruch zu nebzi^n« I>ie Be- 
gelui^g der bestejhofideA. Ytrhälliiisse niMPh dem j[irincQ>iell anerkmiuten 
Bechte der s^lbstständigep Verwaltufig d^ iMichlichen sVeri^g^iliS 
konnte jedoQl). niebt sogleich, eingeleitet werd^; Feil deiü^ ^es^imoiwtgen 
der in Verhaud^mg ,g;enomxaen£in Vereinbarung ,Q4t dem bj^iligen^StnUe 
weder vQrgjegrilFeu wefdep kojfti^te, npeb wpllte. Diesem im J^e lÄSjö 
jsi|]^ Abscblliss gedi^jbHBue; Convention, sichert die -dep^^^robe S4?hpn 
früher zuerkannte Selbstständigkeit ifi..Yerwaltuag ihres Y^mögenSy 
indem der XXX, Ai;tikel des. Concojrdats bestimmt:». Die Yewaltung 
der Kirchecigüter wird yen denjenigen geführt werden, welchen sie i^h 
dem Kirch.enge^e^e QWiegt • Hiemit w^r^da^ Rqcbt.der Kirche, T^eder 
hergestellt, uu^d ^s^ ^b^durfte |iur der DurqhfiUirunkg und Ajmendfili^ 
des Princips auf die gegebenen Verhältnisse. » 

Pies^r A^fe^e ' unterzoge^ sich , die, iin. ^Jalgre 185iß zu Wien 
ver^amm^^jitenr Bisqhöfiö des Reiches, index» ,aie die ßrundzüga. der 
VorsijhrifteiijL^ Über die künftige Art.v.de^ .y^rwaltung , des Vermögens 
von Kirchen, geistlich^» Stiftungen und, Pfri\ndi?nrver€Ü^baiet, un4..wie 
es die Durchfiibrung des^ Ck)Ji^cordats e);b^iä9l^^t, sie ..d^r kj^iserlioh^ 
Regierung zu dem Ende mitgetheiU battetn ^ d^mit an die Organe uii^d 
Behörden, w^lcto nait der, Führung uiid Be^uf^ifibögung der Y^rwal- 

l) Oas Pra^a^ „OrdiiUMmteUiiitt«^ 1862 JSr. 1. bringt sagletch «in ^barblrt- 
licbes SchreiJ)en,an d^n ^bc^o.hwUvrdis^^* ](j^l«rus, betreffend di.i^ Vex- 
waltuDg des Kirchen Vermögens vom 23. December 1861 und einen yoU- 
sttg8erl«sil des PL erzb. CönsistoTitims y. 27.' December 1861. l>as ^OVdina- 
riatsblatt* v^rkiUide» ia Nrv 2..>\iii de«t«ob«*) nad iil«lirT.1.1>t imeAeehiitolisr Bf^rftcbe 
die «y orso.hriften (78 ^arsigriy^^^en) über die yervf'altuag de^ yei^mögens 
in der böhmischen K'iroh enpro vinz," d. d., 24. September 1860. Wir w.^- 
*den «och di^ee Verorduungeä , Wobald es der fiaam gestttHet/ im A i' ö b iV mitth^flen. 
>. •, . . . \ '•\>'\ \ y^\ .- '•■^' •"* \ y- •." 4A. d*'ÄJ' ' • 
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tmig de» kürchlioheii VermSgeB^ Uahei^ betrtatüiia^eny entsprethende 
Weisimg^.i^^eät wtrdeti möekton. .> . . • 

. Diesto AAllegpe» dda Epiteopatesrhat ^.Aeri atterhödisten Ent- 
Schliessung vom ä. Ootriber 1858 seine' Erledigung gefunden-, und ist 
deren Inhalt von dem be^ttandenen k. k. Miniaterium lihc: Calius 
und Unterrieht niiter dem 15. Oet^ber 1S59 Z. 1282 0. U. 
M. dem fürdterzbischöflichen "Ordinariate in Naclistehendem mitgetheilt 
i worden: ' »=•''' '- ' '•'' •.'•-' ' ' ' 

JH Anb(^aehtif€8 dreütfiffüen AHikeh der i^on Mir mit dem 

helUgtn Stuhte gescklossenen Ver^tinbörimg" Habe Ich hesehlossen, an 

Meine Behörden über Süe Verwaltu/ng 'des^^ffM^Mm- tmif '6we«tetw- 

Vermogen» jene W^wrigen %u erlassen', iän weMie die bisch^kihe 

im Jahre 1^66 gehaltene "Versammlung Hach^^eiucht'hat, Jedoch unter 

''der Bedingung, daes' sowohl -das landesflirMtdhe, die Bewahrung des 

- Siff^invermÖgens betreffende Reiht , dU buch die lß9nfkism(Mne der 

' Patrone '^iniotoeit dieselbe miit dem Kirthengtseti^ vereinbar ist, p»- 

' Sichert bleibt. Es ist daher MHnm LandSsbehÖrden tin ^Auszug der 

JSkrtiehen 'kirehefirethi^ngeh vorzuleget^; und diS * allfällige Ver- 

mehHtng'oder'Vidrfifv^h^Mrung des Gotteshaus- und Pfritnden' Vermox 

geris ersidhtl^h' m machen: iBei Stlftmi'geny wAche tu Gunsten von 

Pfründen' tiid KirdhJen^ gemacht werden/ ist ihnen ein ungestempeltes 

EtMplar dffr Urkunde eintusikden. '' 

Dem Patrone katiii zwar das Recht, ^Hber'die BewÜlis/ung von 

' Ausgaben zu entscheiden, femerMh nicht zukommen; es soU ihm jC' 

ctodh unbenommdi bleiben; enfiveder' kelbst odeT mittelst eines SteU- 

v^hreteTs zu iswedcmSts'siger 'Verwaltung des KiAheAgtäes durch seinen 

Rafft mitssuwirken. i. • i m . . ;;i 

Demgemäß s solV 'Vier Patron oder sein Stettoertreter das Recht 
'haben, zu allen dieselbe betr^ende^ ^ei^afh^ngen und Verhandlungen 
beigezogen zu witdtn,' wie auch ^ bei ^egenstäfiden,] ^&r welche' die 
KirchenvermSgeüs" Verw(Mung*izuflstg^Ver<}mtU^ortMchk verfügen 
kann, zu verlangen,- d^^s sie' dem ISischofe zur '^tscheidung vor- 
gelegt werdeh. 'Audh söU di6r Bischof keinen Anstand nehmen, auf 
Ansuchen des Patron^ in Gegenwart desselben oäir' seines Stellver- 
treters die Baulichkeiten und den Vermögensständ der 'dem Pätronate 
unterstehenden Kirche oder Pfründe untersuchen zu lassen. Wenn 
ßs (km Patrone niqht wohl möglich, ist, dm., Verhandlungen . selbst 
oder durch einen Stdlvertreter heizuiwbhnen , sä" hat die Vennogeni^ 
V&tüaUung nicht nur hSi einer ^VH'Süss^rung ' od^r ' betirächtUchen 
Belastung, sondern .q^GKb^i jß^ß» Massnßhmm M^ Ai^gaben^ xu 
welchen^ ik Genehmigung des Bischofes erfordert wird, wie auch 



WcArangeii m «e StaalsUeUIrttd «i. d. Verwütai« d* KirehcinvemiOgetts. Lttl 

über ^die ^hori^ heU^te' Mhireireeliaung die sMiftlSAt AeMseming 
Mm Patrons 'einmiholeny und dem Biiehöfe vonsulepen. 

lf|%nA»;tfler JWpm.2vfi<«e*M«^ oder Kirehe bei einem 

Mechi89ireit6i€mf eifitke Ka$ten zu veirtrteteti, lö muii di'e#> t)on k^- 
gei^ordenUHehenr Fäiikfii^^ehen, tds eine WohMat' hetrachM Mr- 
den^ ea itt jedeeh^meht Meine Abaickt'^ detn Bischöfe dM BeM -oft- 
■mitfreckehy deä vom PtMironefb^zeiehneUn Badabaltir gui mt teitaoi* 
• \ Wenn ee nach Erledigung einer Tfrübde eMi um, die A«if- 
m^idimff %M\etafiUage JE^nesimg de» Kttiiim'* üder JRfrvmden- 
Yerm»gene ^aus'demi NoMaeee dse^veretßrbenen , oder dem Brifoat" 
Eigendkume de« abtnsUr^deh Priindnere^ hdnkdeU^ dann mt Ueber^dbe 
des Vermögens an den Nachfolger ist der Patron oder dess^ Stell' 
vertrete beiP/^TAehen. SoUte ein Pc^of^^ beweisen können,' das» ihm 
Mraftdei^ Sfiftung ;grp^^e ßechte zukifmmen, ,so etehtei ihm, frei, 
dieenlbef^ .^eltfind ziu fnqcfien, i., !.. , . , , . .. 

' Pa^ifff^ j^egierung dei} .fieligion»^ y^d Sifudienfond. im Na- 
mm .der^^^ir^^/veriwafftet, so ist ^»eUben naOi Erledigung ein^ 
^fraande,\ cf^en Jnfert^qlar-Ertri^gniss in den fieligionsfand zu fii^.f(^ 
hat, der vom Bischöfe ernannte TemporaHen^Verw^ter onzwfffi^en, 
damit, sie derselben ^tweden^ im Namen de$ ßeligion»fondes gut" 
h^is^e, oder ihm einen Mit^erwcdter beigeben könne. ^ Auch ist zur 
Wahrung der Bechte, ,des ^eligion^ondes . die Intercaktr'^Bechnut^g 
i^rer. Prüfung und G^ehm ^ .^. . 

, Nic^t , nur j^ct^ den . Pfriindfin und Gotteshäusern des Mind^- 
fürstlichen Patrpnats^ sondern auch bei jenen, welche einem auf dem 
BeligionS" oder Studienfonde beruhenden Patronate unterstehen, wird 
'Meine Regierung die dem Patrone zukommenden Befughisse fort^ 
während üben, und die Vertretung , wie bisher, von der t%nän!spt0' 
curatur zu leisten sein.^ ' " ' ' ' i .. ^ ., . 

Uebisr die Frage, von wem, und' m welchem Mdsse^tei Üfim- 
länglichkeit des Kirchen- Vermögens zur 'Bestreitung kircfäicfier 'Be- 

^ dürfniese^l^mi^tdgen äei,^nnd in unweit st>Mu Leistunigtn Srzunng- 
bär seiend' bleuen fük'^fetzt die iestiAenden' ViDTBoUrifteh nochnin 

' Ki^dfi^r Xeh IkhäUe Mit Jedoch wr, dXfe AngeUgenhHt 'mit RÜeJmtdit 
aitf das Mirehmge^kzl dÜB'lMAdesgewohhheiten und die darBfgefiMte 
GMfidmtlaskmff heif <!i^ brdkeny { - ' ..v 

^ Bib FifliäsQng des ffvrdteiil'lieiles des XXX. Gon(Mnfd«l»^Artikd8 
besiigKch dcir Yerändserhn^ «ad beträ^htlkh^nBdastuuf- deaiKifoh- 
Uehen V«rm9^ns^at weitere^ > Verhandltingeii' nIMhig gemsdii^ weUAe 
mU Aeia apoitoHsdlft^n^ BN!ir« votnS; April 1S60 (Itb Archiv Bd; VI. 
8. lUtifimä mk der'^aMh9Gb8te& Eartbi^lkltetding Toftil e.jjwi 1660 
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(BeidisgäsetiUalt 1fr. 102. im Are^ir Bd. ¥. 0. 465 £) slim Ab- 
schlüsse gedi«fa«ii sind. Nadidem hlerdwch andi die - in Ansilbht 
gestellte- ErmSciitigiiiig voii Seite des heütgea StttUes' «nd Sisliier k. k. 
Apostolischen Mas^tät aiisgeftprochen ond^ nite bestimAit wm*V ^t 
sidi dM f. e. Ordinariat rak jenen dw f&rigen DtlTeestn der KiroheD- 
'Proi^in^.airf Gitind dfer KirchefigeMze, des firgeUseeee jener totäd- 
»gegfingeiieii Verhiindlttogen und in £#irttgimf,. dass die' ölelefaartigkeit 
de^ maasgebenden VMütltnisse auch eine gleiche Behandlnng anzeige, 
in den Forschriften ge^niget, nach- welchen fortail %ei der YevwelllMig 
des freien und des Stifmnge-Vermögens der IGrOttUBhiuer und geist- 
lichen Beneficien in der böhmiechen KirchenpiMri» vwgegan^ wer- 
den soH^ .^ , ....•..'• 

Indem dich d&s f. "e. Ordinariat beehrt in der Nebenlage '/. ein 

Exeitoplaf dfeswf pm folgenden Hefte dei^ Archivs mltzuflieilenden) 

Verwaltungsvorschriften zu übermitteln , ghtübt es ' di^ BefirieA^ng 

' aussprechen zü können, da'ss die den Patronen von KlrcheA und Be- 

'neBcien nach den Kirchengedetzen zukömmendeii Beclütd itoikptechend 

'^gewahrt erscheinen; und die obivaltenflen* YerhSlülisse volle Berttdc- 

• Ätditigung gefunden haben. ' ' - ^' 

im Einverständnisse mit dem hohen k. k. Staatsmihisteriüm 

wurde (ier Zeitpunkt für die Üebergabe der Verwaltung des kiröhiichen 

Vermögens an die nach Inhalt der Verwältungs-Vorschriften hiezu 

berufenen Or&:ane auf den 1. M!ärz lS6i bestimmt, weil es diie f&r 

den. tiebergabsakt erforderlichen ' Vorarbeiten nicht gestatteten^ dass 

derselbe mit dem Abschlüsse des Kechnungsjahres zusammenfiele.' / 

Das f. e. Ordinariat beelirt si^h. diese Bestimmung des Ueber- 
gftbstermins mit dem Beifügen zur gefalligeiv Kepntniss zu bringen, dass 
die Vicariatämter und Seelsorger angewiesen werden, die ilurerseits 
nothwen^igen Vorbereitungen zu treffen, damit von^ l.März 1862 an 
mit.^der .üebergabe begonnen werden könnte. , . 

: .. : 1) ^boir. «ils Max^ Grande., .daM.die^ i; #. BevrkfihVißäre imd 
wo es eine bedeutendere Aniudil iron Sirc^ep ühMi ' Bezirkes xuad 
^böaitige Verhäitiiisse eriielscben,, aadere I^iester .i^8\BeVQllmili^ttgte 
>ylifa Ordinariates bei dw Uebri^fftbe des ' kirohUidien V«im9g^e i^er- 
veniren werden, wird die Feststellung des Ueherfabta^ea naeh Re^fain 
defi<aliberf(mttten TermiiiB nur im Cinyernahj^enij zwiaabeH den betref- 
fenden PataronatshAiemtern u«d Be^iidbs-Vi^ädreiir. Dd«f Delegatfett^^des 
'jOifdiBari«tes m efn^t(Bln sei«:, vjreiäshalb m^ geite]tt€A4i!erfUcht,.,d4s 
.linti^ateheilde Paironatsamt gefaUigat anweiafnuiuti WoUeif> cäoh über 
\4w 2«itpankt der Uebeigiaha imi, d«a>:OiBm^ dM [QiiliQitriAtfs w 



Praf. crA. QnHBy28.Dfa't88t an die Pmrom> fib. Verw; d. nrchMwm. 2M- 

vmiUiMHgcikw Von ihtoana wercbb die Bezirks-Ylcllre ki '4ieaor Rtch^': 
tUBg^gteldbfailt iiuBtrairt. • . .. < i .. . ' . . 

9) Da die Yioacitta^TbFflftdier den bttreffmden Paitroiifl^siantern 
ofasdliB bekannt ßind^ .so eradieiiit «iäe VerBtändigung der Uizt^ten 
über Mtl {diesbezügfiehen Bev^mächtigton des OrdinAriates nur dann< 
noÜLWtBdi^, WMW «r Yoni B€airkfi-ykär> Tcraohieden sein- wird, in 
jenen Eli}ien, wo Jemand an^ercor als >der Beeirkg-Vicar bevollmäohligiet' 
werdej^ muss^ .wfrd..da8> PAtnatatsarntj dutok den f. e. Vlear de» b^^». 
treffenden Bezirkes hioTCia dirtct imd awar in Bälde in KennAiiss^ 
geiaiBtiweitteii;.<ii:- ,-u •:..*. ^m» ■ • /' - ^ 

;.a))Mi|iBödcdditaiialim4 auf die bd der biaherigeD-Circlheftirefr^' 
mögens-Verwaltimg zunächst betheiligten OrganeV ergibt es teieb><m^ 
seUbkSty dast» bei -«der U^beigabe der Patronata-Oomihisslr tind Rech- 
nungafifaiet' als >Uebergebende, «mii als. Ueberaebmende In der Begel*' 
nur der t betreffende Kirehenvorstdier, der etwaig« besofidere Kirchen-' 
rechnnngsflihrer lind: der Bezirldat^yicar odbr der soiustige'' OrtMnariatg-' 
B^vblltnäcbtigle bii< ihtioi'Tenireii: haben werden« Hienot wUl dem ' 
Reebto desi P,atrons y bei diesem Akte zu int^rrenlrefh ; i^betverständ^«' 
lieh nidhl präjudieirt werden. Den Kirchenkämmerdril bleibt es nn- 
benomilieDy ohne Inanspruchnahme des Kfa*chenvermögen8> bei ^en 
Uebergabsakte sich zu betheiligen. . ^ 

'4) >Bie Sachlage itedieisoht es, dassder'Uebergatag der Verwal- 
tung des iklrohlioheri Verm2>geqts an die neoen Organe mittelst einer 
Uebergabeh besiehmgewefee Ueb^naiuns-LiqBidation auf Grand dei9 
nenesteb i^ipvtobirten Lvirentavs und auf dm Beohnungdsehiiiss 'dea' 
Solaijahres 1861 mie Zn«* wd Abschläge» bis zum ^Ucibergabstage* 
slaMfitide* Damit der Uebei^^akt nicht lange < ?eri»ögert werdferi 
mtisste^ wolle es gefallig sein, den betreffende^ Reohttungsführer kn'*'^ 
ziniitisen,.das Liqildatloifsoperat rechtzeitig vorzilbevelten, und darauf 
Bedacht' > zu nehmen^ di^s • das Gesammtveriiiögen einer jeden eiftzeltteil' ' 
Kireiej nääiMi.daii'cigeB&äniliche, geslütete^ wie attcb das ib Ver-*' 
recfanung befindliehe JMNindevnieraiögeu Ton jenem der anideren Kirchen ' 
abgesondert zu MÜbergeben' sein wird. • fibenso liegt eti iin' Inttei^esse^' 
der bäldigeB .Beend^ang. des Uebergabaaktes, dass- die Aetitauss^de'^ 
eingehoben uod cUe* etwii irorkoanneiiden Pas8in4ickstlnde > beHchtl|^t 
und venreohtaet werdm. « Behufs des Verbots ; «der aHenfäülgen Aotiv^ 
r^ste Nwerdentüe betreffenden Restanten fiiy den- Liquidatibnslag T^f- • 
Züladlit. 8fiin. K Daasgleiohen' wird der Rechnungsfilhter 'die Biecbnmiigen ' 
der.VorgpLngdl^e aaiimt'dea: elwa;|gen Bemäai^elfingeiir imd^Al^j^ > 
ungen mt fiinaldkiniahinsiilif /den UebergilbsaWt bereit Jtti halten ikbidn. 
.'NftpUbasi die gtmaäiVeiMgeni^-Verwalttftig An die'^eiifii OrgMi^- 
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fibergellt, Jo endheint es naüiwendi^, dsM* neh Ae 

BechnuDgen und Rechniuigsbehelfe an die neue Yerwmltiiiig fibeigefapm. 

6)- deichceitig not der VermiigeBB-iyebergsbe sind dft Iiiven- 
taitai fiber.dad der Kirdie ^nnd dem Benefieiiun gehörige Yeradgen 
der Ueberoahma-CoiDiiiiaaien m fibeiaatworten, ondiallB sidi das In- 
veatarvennögen nicbt ohneliin schon cor Gäaae lo äeF'Ymwwkmmg 
dee geisllkhen Kirehenyorstehers befindet, wird dessen (Jebergabe Ea 
pflegen I und wenn es notUg ist, das IftveAlar im Sinne de» $. ld«< 
der. Yorsdinllen.in drei: Partien nen ra verfassen sein. /* • 

Aus Aniass der Verwaltongs-Uebergabe wird auch '^.Besiek^ 
ttgavg- .der Kirebeii •Hhd Beneficial^ebiiude<ti»iliiieUM)iimff. darüber 
ein» Pr<>tirtLoll sa verfassen sein. . .n: '/'•'- 

/6. Da die Venri^toiig d^A Vermögeiis einaetner Pfair-, Fflial** 
und Conimendat^Kirchen von dem KisehenVoratdier unter MItirktamg 
dei^. Patrons und einiger Eingepfarrten BU.fübreii ist, so i^ird. die. 
Vermegea^verwaitiuig von Filial- mid. CommeadälHKii«henf an. r den. 
geistliche!^ Vorsteller der Pfarrldfdhe, der zugleich Vorsteher der-PiMal*^ < 
und Couun^ttdat-Klrche ist, su übeigfil>en sein, wehn auch diesb eineiii 
andern Patron» unterstehen, als die Pfarrkirche-, wobei, es - skh von 
selbst verstellt,' dass die Hechte und Einflusanahme ^es betreffiBuden- 
Patrons hiedurch keine Schmälerung erleiden.' > x * 

7)/I>a|^ zup: Erhaltung, von Eapelleo, Kieuseii und Standbildern 
u» dglxg^^idmete Vermögen ist an diejenige Kirche auszufolgen, bei: 
vißlßh^XJ^i^ bisher in Verrechnung stand, attssffir..eB' wäre bei leiner' 
Kirche yi^rrechnet worden, welche mit der Kiretie des.PfiarrspieifS', m 
welqhem sieh .diese Cultgegeustfinde. befisdeu, in keinem Vetbande 
steht, ^ welchem Falle es an die VemögensverWaliung der» PfiinK- 
kir(9)ie ,9U gelangen hat* 

9) 'Bei Patronat^, denen^ mehrere Kireheu oatecsteheh, werd»B' 
in den . a^lgemei|iea Kirchenkassen nicht 'seilen Urkunden voorkommiB,! 
in.weleben. Cikpitolien/oder andere Vermögensobjekte; niit'dehi bettref-/ 
fenden .Antbeileu des . freien, i und Stütungahrermögens von, mehverkn . 
KJurchenr und. Beneficien Ausgewiesen- sind. Da. sich bei.vder'^diesfiil^ 
ligen,.:Uehergilb.e des kircblkben Vermögens an die* eiBsel««n Eigen«* 
thiunjßr diese .gemeiUiSiamen Uarkunden aueht4keileD«lasi9e% Boteniciieiul 
e8;Angezeigt,,dase solche Urkunden,' iuideiien daäscdle Placr^t und^i 
FilialrKircb^e, , wei4^he. iciniemH d^eelisor.geß' uiiiterste4ie»l^, i 
bie-tfiei f.ead e Ver.mögfe.n. auegewieaen reraoheint^ aa' 'die Sfurrkitriie 
ausgßfpjtgt) und dei^ A^ewähmogsort iu. der:Uebergibe^Liqnida(tioii> 
ti]l^,4lk8. Vermögen der {"UieUdrohe In.Eviienzi^gtebcaehtiiftt^ nUt^t> 
kim4en^ 4ie. das au mehnerea/ Kirche» bester /Benefipied) ysIkeigi^Ver* 
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m6^en «furaMseh, sind »fer Beobaolitaiif Aihiidl»«» Vo«rich^ 'beittig^ 
lieh der Aufbewahrung jener aus. iimeii. au iib«]»ntworteii / die > den 
grössten Anthell an dem efeigebogjenen Velittöge» «besHit. • 

Jene Kirchen oder Benefeien, an welche 1 die sie betreffenden 
Urkunden nicht übergelien, wtrden daxron Abschriften zu nehmen- - 
haben.. . ■ i v .. / •".• is./i •" .1 •.. ' J 

In decseltien 'Art. wird mit -d^n dlerrBtelle>^on PäeKt-*>iiBd Vet* 
padhtungsrGontracten TerJTeteBen>Li«tationfi'^ProtokoUen' zu retfKhren 
sein« "! < ' 

9) Die Ueberweisung des Vermögens einzelner Kirchen an die 
nenen Verwaltungsorgane wird zur Folge. h«ben^ da«Sf wo bisher für 
mehrere Kirf^h^M^^^^r^i^ni^t!^ J^^^i^e Eirchenkassen bestanden, für 
einzelne Kirchen Kassen beigeschaft werden müssen, oder wenn ge- 
wichtige Gründe vorliegen, welchp^ dies nicht . sogleich gestatte?!, d^S9 
wei}ig$teus die F&rrklrche mit den Filial-.odei; Commendat-Eirchen, 
welche demselben Seelsorger unterstehen, vorläufig mit einer ge» > 
meinsehaftliclien Kassa versehen werden, bis es' die Umi»tänd# ermt^g^ 
liehen werden, die Wi^isiing der §§'. 7. nnd 19. der Verwaltungiß- ' 
Vorschriften' zur vollen Öurchfuhrung zu bringen. Die Bezirks-Vicäre 
undSeißlöorger werden .unter Einem .^ngewk^^p, .wegen BeschafiDjißg 
der noth wendigen Eirchenkassen und wogend des Ortes, wo sie anfmi'* > 
bewahren sein- werden, iiü 'Einvernehmen' mit' den Patronatsämtem 
vorzugehen, und weMen erster^ 'zugleich aufgefordert, darauf Bedacht' 
zu nehmen, dass nur zweckentsprechende Eassabehältuisse ausgemitt^^^ 
werden, nnd wenn . die Bei^chaflC^ung ..neuer EirjChenkassea' geb<xten > 
erscheint, sich, dieserwegen «anher e« wenden. ■ Indern man geziemend 
ersucht, es wolle* gefällig ^ein, auch das unterstehende Patronatsaihf/ 
in dieser Richtung^nzu^eisen, glaubt man die Bemerkung beifligen' 
zu sollen, dass der Uebergang der yerpiögensverH;altung . an die neuen 
Verwaltungsorgan!^ erst dann. wird ^rfolgf^n. können 9 bis die ßribrderr 
liehe Eassa vorhanden sein wird. > . i*; > 

Wo der Patron det Eirche voii dem des Beneficium ver^schieden ' 
ist, kauft nur jener det Kirche auf einen , Eonfrolschlüssel von der. 
Eirchenkass^ Anspruph machen. . In deiß Nothfalle, wo die Pfarrkircke 
und deren. Filiale yprjiäufig, nur^ eine, gemei^achafttiche Eassa haben 
werden, und wo auch eise nMhfiüiige Ycrth^ltmg der-Kontrolschlüssel 
Platz greifen öiüss, WM ein Kontrolj?chWäsel dem Patron det Pfarr- 
kirche, und wenii iüiö' Filialen anderen Patronen unterstehen, der 
zweite Eontrolgicblüsse^ ^^ii^ Patron , Je^.er jFHiale £|us^ufolgeu sein, 
welche an.deiM;gem^in3chaftli4^.iuifbewah]^eniVennögett4eii grössten 
Antheil hat, ausser «sw^irdto idle^ümi9tUnd6, wtikhe nach Weisung ^ 
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de8;:$« 19. «I beriekfliefafigen konuiMii; ^oir iüid«rf^ tVeMraloag der 
Koitlrotecblis9el nothwendig maolieD. ; - i. •, . 

10) Mit Bcsiahwig auf' die $§^ Si, 14. nud 19. der Mbemittel- 
tan Vorsohnften wolle es gefällig seil , An ^tw&kgm SteUrettreter 
dem. betreffenden Rirchenvorstelier noek yor«BegniA des Termkie ztir 
Uebergabe der Eirehenvermögens-Verwaltung bekannt zu geben ^ und 
ib«. auch in Zukunft vondemiki der FürsÖB'deS'SMlverMters vor- 
genikttttveBen Weduel: in KenntnlBs. cn attsei», rnid siehi zHgleieh iüber 
die Inanspruchnahme eines Schlüssels von der Kirchenkasse auazn- 
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Anmerkung der Redaktion; Laut Zeitungsberichten (vgl. z, B. Köl- 
nisefte BIfitier 1862 Nr. 45. unter A Wien 11. Februar) 'hat den obigen An- 
ordnungen der bOfami^cfien Bischöfe entgegen, zuerst der bOfhmisehe Landes- 
auA^ehnss die Hefiaasgiabe der derzeit in' seiotr Verwaltung befindlichen Tbeile 
de« ,j(irchenv^rmög«nfi v^rwelgeit^ liis er ven deß Staetsbehftnk d«at rtafgeferdert 
würde. Aus* Aussig ia Böigen wurde, (in 4«r Allgem//Ztg«.,i86a ])lf, 46. iwter 
** Wien 12. Februar, Augsb. Postztg. Nr. 41.) gemeldet, dass sich doj't acht- 
zehn Patronatsstell Vertreter, welche das Vermögen von mehr als 150 
Kirchen verwalten, versammelt und beschlossen haben, die betrefTenden Patrone 
attf^Htfofdeni, die üerausgabd des^Kirchenvermögen» zu'terweifrer», bis'im legis* 
latqrjschen Wege genügende ^Qrgacbafteft für tfen Pfitron* f^gesetai seinwar^eiu 
Hierdurch scheint also die von dem.Grafeu Haj^tig, und sieb|^2»ebn anderen Mit- 
gliedern des böhmischen Adels in der Sitzung des österreichischen Herrenhauses 
vom 11. Februar 1862 an das Staaismtnisterium gerichtete, hfer (nach der Augsb. 
Po»t2tg. 1862 Nr. 39.) folgend* Inleri^llatTion verihlasst zu'^sehi: 

»Pie ergebest gefertigten MiOgHeAec des HenreBhMftes wurden voR' ihren 
Patrou^tsgeistiidien und theilweise auch »unmitlelbar. vjni vdeq hechwQrdigsten 
Herreu Bischöfen kQrziich in Kenntniss gesetzt, ()ass vo^ l.M$^z,l. J. fnj^efangen 
di's Kirchenvermögeh und ' die Kirchenkassen ihrer bisherigen Vervi^altung ent- 
z^en und den Ortspfarrherren mit Zuziehung zweier aus der Gemeinde zu wäh- 
lenden «Kircbenkämflier^ Äör Verwaltung und^'Vefreehnung zu übergebe« seien. 
Diese Bestimmungen werden durch das beairlieide Genconlak mit dem beiiigM 
römiscl;ien Stuhle beg:;)ündet. 1)« aber bie^ jetzfr dii^PIlif^te«, .der iürchenpiitrone, 
sowie ihre Rechte zwar aus den Canones der heiligen xömisch-katbolischeu S^irche 
abgeleitet, dennoch durdi 1. f. Vorschriften schon seit Jahrhunderten geregelt 
w'orden sind, so scheint fes den cKgebenst Geffertiglen, dass deren Abftriderung 
oder g&nzliefae Aufhebung ni» «bcfufrif^^mtt/ fufieHenlrUiig 'der StäaüsbehOrden 
geschehen, sollte ^^ end; d^iinftrag liiez^ di^n ^trawu ilu behOrdttchfu Wege, 
nicht aber durch «Int^ch? Cop^sliwi^l^^^Uifilvmg z|iiM>mmen ^ füllte. Unserea 
Wissens ist dies bisher noch nicht geschehen. Wir erlauben uns demnach das 
hohe Staatsministeiium zu ersuchen,. dem hohen Herrenhause hierüber gefälligst 
Aufklärung^ geben zu wollen. Fei'iierttüssen wir auch noch bemerken, dass durch 
die mm ins lebe«; tpetenile pfttfHiehe ¥erwait«mg des Kirclyebverai5(fen9 der His- 
beiUfe QU^gebeude iMms dea .R«^tt8 'iiHf >dij» AvslafeDf aol ^Iti Mittimini, 
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MAitleli aof blosse Bemerfcungren and höchstens «uf Mne Vorstellang beftt ürdl- 
mriote bescbi^Inktr werden wird. Demon^eacbtet heisst eS' in dem ConsiMoriil* 
Ertaste wOrtlieb: »»Bezfigtleb der Beidrag^pfliobt bleiben die bisber bestehende^ 
Varordnuiigien in Kraft, bis von Sr. apostolischen Majestit diese Angelegenheit mH 
Rücksiebt auf die Rirchengesetze, die Landesgewohnbeiten und die dorchgefOhrte 
GratiüenHastung wird geordnet siein.«« Ks ISsst sieb niebü verkennen, dass bls^^ 
zor Ordnifng dieser Angelegenheit die Kircbcnpntrovie in Gefahr stehen, die obne«^ 
bin sdlon-drQdte^den Piarranaitslasten dureb den Verbessemngs-, Yersebdnerungs* 
nnd Baueifer mancher Pfarrer bei dem Einflüsse, den diese auf die Kircbenvögtd- 
ausüben können, bis in*s UnertrSgiiche erhöbt and wenn sie sich dagegen wehren 
wallten, höchst unangenehme (%nfliete mit den bischöflichen Ordinariaten fort- 
wAbi^end entstehen za sehen. Diese gewiss nicht unbegründeten Besorgniss be^ 
stimmen dii^'erg^enst Gefertigten die weitere AnfVage sich zu erlauben, ob uni 
welebö Einleitofig zu der gesetzlichen Regelung der Concurrenzpflicht fürKireb^n* 
aoslagen bereits getJ'oiren worden seien, und biA^i auf die Dringlichkeit der 
baldigen Beendigung derselben die höchste Aufhierksamkelt zu leken. Unterfertigt 
sind: Graf'Hartig, Graf Larisch, Fürst Kaunitz, Graf Buquoy, Fürst' Paar, Fürst 
Labitowitz, Graf Ciam-Gallas, Graf Joseph Tbun, Fürst Kinsky, Fürst ftohan; PItrst 
Colloredo-Mannsfeld, Fürst Schönburg, Fürst CoHallo , Graf Wrattslaw, Fürst ÜGn 
^ f ürstenji^erg, Genf ^V^alds^in, Grof Czefo^, GfM TrButtmajnnfldorfy« 

. Der Cardinal Fürst^Erzblscbof von Prag, Fürst Scbwarzip'nberg , woHte tüf 
Beoig auf diese' ültierpellation das IVort nehmen^ welches ihm Jedoch der Prisi« 
dent, Fürst Ktkl Auersberg, nicht zugestand, well über Interpellationen nör die 
Minister 2[u aprechen^ haben. 

Auch der Präger Stadtraib hat (nach einer Correspondenz aus* Prag 'vom 
17. Februar im Dresdener Journal) liesirtilossen, vorerst das in seiner Ver* 
waltürig befindliche Kirchen vermögen nicht herauszugeben; und in der centrali^^ 
ätiSifhen' böhmischen Presse herrst (wie die köln. ßl. 1862 Nr/45. unter A^^ 
II. Februar berichten) eine grosse Agitation gegen die Herausgabe des Kirfehetr^ 
guteä, die czeChiscben ITkderalistiscben Jdumaie dagegen ergreffen die Partie der 
Bischöfe. . ■■u. r . 

Wenn .man.< aber die oben abgedruckte Kundmachung der Bischöfe an 
dieiPatrdne selbst durchliest y so ergibt.* ach. daraus sowie aus der unten 
fislg^nden Antwort des Ministers auf das Deutlichste^ ilass die' Bischöfe jenen^ 
Schritt, die Verwaltung des Kircbenvermögens nach den canonischen Vor* 
Schriften zu ordnen, durcbiius im Einvernehmen mir der Regierung ge«* 
than haben, so dass es höchstens aU ein Versehen erscheinen könnte, dast 
nicht auch von Seiten der i>t2)atsbebörden den Patronen eine dessfallsige Anzeige 
genutcht würde. Allein die Interpellation ist (wie ein Wiener %* Corresp. vom 
16: Februar 1862 in den Köln. Bl. iNr. 50. bemerkt) wenn sie auch ansr sieb 
nichft aufffillig wSre, vom Grafen H artig zugleich in der Form so eingerichtd 
worden, dasä siu.fost die Bedeutung erhieU, über das Vorgeben des Episcopats 
iu der Patronalssadie ei^en Tadel auszusprechen, und ihsofern gewann es anch 
Am Anschein, als sollte aidf diesem We^e die Concordatsangelegenheit^ selbst inr 
Herrenbause ängereft und der Regierung ein Anlass gegeben werden^ sich terder 
hohen Versantthmg Ober den Stand jdieser Abgeiegentaeit auszusprechen. Ver- 
schiedene Biiiter haben denn .auch, nicht gesüumt, sogleich tendenziöse Gerüdite 
über eine angeblieb n^tfawe^diye and schon in Unterbandlung befindliche Revijnoa 
des Coocordais ib Umlauf zu äetsto« • / 
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' Wir eotnelimen einen ttber die forliegende Fragte sebr insbrakttren AitMcel 
Ml BMinea in der Aag:sb. Postzrg. I66t Nr. 46. S. 296 f. wo die seitherigpai 
MiassOnde ood dteSebwierigkeltett der DorcbfObnmg ider Yerwaltang des Kinten- 
«effmOgens dorcli die Pfarrer in BObmen dargelegt sind, die Scbluasnotii, dass 
nafb der PriSger Mnrgenpost bereits unter dem 10. Janutr 1862 die Weisung 
«ndi« Bebörden ergangen sei, die Uebergabe an die Kirohenvorsteber vor- 
zubereiten, and wir lassen bier nacb der Wiener Zeitong 1862 Nr. 47. S. 
460 f. die in der SiUung des Herre&bauses vom 2&.. Februar 1662 .vom Minister 
des Innern v. scbmerJing auf die obige Interpellation des Grafen Hartig ge- 
gebene. Antwort volistlndig folgen: 

» . . Es handelt sieb vorzugsweise am Akte; ök zu einer Zeit ia's Leben getreten 
sind, wo die gegenwärtigen Riibe Sr. MajesiAt sieb nocb nicht im Amte befunden h«ben. 
Aaf Gnindlage der durch das Alierbdehste Patent vom 4. März 1846 allen gesett- 
]ieb,)aserkann(#n Kirehen, ReHgionsgeselischafteo zugesiciierten Selbststandil^keil 
in Ordnung «ind Verwaltung fbrer Angelegenheiten taabea bereits die im Jahre 
164i^ SU .Wien versammelten BiscbOfe die Beseitigung der Bevormondung in An- 
%>raiii, genommen, weiche damals in ^^cben.der Verwaltung des localen Kirchen^ 
venqDgens dureb die Hegierung, dann hie und da durch die Vogteien nndKirdlea^ 
patronate gefibt wurde.« • 

»Die Crfüllong des bieranf gerichteten Wunsches d^ Bischöfe bat fn de« 
irundsatce des Artilteio 60. des Goncordats ibren Ansdrm^ geAmden, zufolge 
deaset i4ie Verwaltung der fOr einzelne Kirchen und, PftQnden gewidoM- 
USB GAtier von denjenigen gefObri werden soll, denen sie nach den Kicefaenge- 
setzen obliegt. Die bischöfliche Versammlung vom Jahre 1856 «ntiwidLelte den 
erwfthntpn, Grundsatz in einer. Reihe vop Vorschriften, deren Beobachtung bei der 
Veri|ira|tU4»g des Pfründen- und Gotteshansvermögens zugesi^liert nnd das Ersuchen 
an die Regierung gestellt wurde, an die hohen Behörden, welche bisher mit- d^r 
ftet)i|fsirhUgung und Controlining der kirchlichen Vermögensverwaltung beauftragt 
wairffn,.. entsprechende Weisungen erlassen zu woUen.c 

üjeber den hierwegcn erstatteten Vortrag, in welchem der damalig« Mini- 
ster för Cultus und Unterricht Graf Leo v. Thun weitläufig den Stand der Kir* 
cbengesetzgebung ttber dk Reitbte der Patrone entwickelte und ang^ilhrt hat, 
daoa sehie der AUerhöchstoi Genehmigung empfohlenen Anträge fkber.den kfin& 
Üffm Eiüfluss der. Pntraoic auf die Verwaltung des Kirchenvermögen6 das Gft»* 
stigvte. seien, was den- Patronen eingeräumt werden könne, ist die Allerhöchste 
fintschliessung vom 3. October 1858 erflossen, welche die Ausitlhrung der von 
den Bischöfen Ober die KfarcbenvermögensverwaUung vereinbarten Vorsebriften 
«B die Bedingungen kafipfte, dass sowohl das landesfürstliche die Bewahrung des 
Kb*ohe9vermögen^ betreflTende Recht, als auch die fiinflussnahme der Patrone, in«* 
soweit dieselbe mit dem Kirchengesetz vereinbar ist, gesichert bleibe. c (Der Mi- 
nister verliest die oben S. 290 f. abgedruckte Allerhöehsle Entsrhliessung vom 3. 
Octqbtr ;18ä8.) »Ourc^ diese AUerhdehste fentscbUessung wurde der vormalige 
Miojstep ffir GuHusond Untevrirhl beauftragt, die Bischöfe im Sinne dieser Ent* 
Schliessung oinznladen« ihre Bereitwilligkeit zur BrflUlnng der auQresteilten Be^ 
diogHBgen ausziidrttchenv den Zeitpunkt anzugeben, zu. weldiem sie die Leitung 
der. Verivattnng des Pfrfinden* und Gotteshausvermögens zu flbeimelrmen wfinschen 
and vor Eintritt desselben die Bestimmangreinansenden, welche sie aber die Ver- 
««dtiiing in iGen)i5ä1ieit ihrer «auf der Versammlung, gefasslen Beschlösse tr^en 
wurden. Wenn die vorgelegten Anordnungen den festgeseiztetiBedkigungen ent* 
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sprochen', so sollten die nödilgen Weisungen an die Landesbehörden erlassen 
werden. Dieser Allerhöchst voi^gezeichnete Vorgang ist auf das 
Genaueste eingehalten and hiernach die Angelegenheit, die Ver- 
waltung des Kirchen- und HfrQndenvermÖgens mit Ausnahme Gä- 
liziens, wo die eigenthOmlichen Verhältnisse dieses noch nicht zuliessen, in 
fast allen Diöcesen der in diesem hohen Hause vertretenen Kron- 
l&Hder mit Intervenirung der Staatsbehörde geregelt worden, ohne dass 
meines Wissens mit seltenen Ausnahmen nennenswerthe Anstände zur Verhand- 
lung gekommen wftren: Die Vorschriften , welche die BiscHöfe der Prager Kir- 
chenprovin« bei de^ Verwaltdrtg des Kirchen- und Pfründenvermögens vom Marx 
1^62 angefangen in Geltung zu bringen beabsichtigen, sind beim Staatsministerium 
unterm 9. September 1861 angelangt, und da in demselben die Bestimmungen 
der Allerhöchsten Entschliessung unterm 3. October 1858 beachtet vorgefunden 
vyurden, so erging bereits unterm dem 20. September 1861 Z. 8620. an die Statt* 
halte rei für Böhmen die Krklärang, dass diese Vorschriften in den Diöcesen det 
genannten Ktrehenprovinz in Wirksamkeit treten können. Zugleich wurde die 
Stotthalterei tngewrese», den poHttsehen Unterbehörden zu eröffVien, dasi sie vom 
1. Mfirz 1862 anzufangen In Sachen der kirchlichen Vermögensverwaltung nur 
Jenen Einfluss zu üben haben , welcher In der Allerhöchsten Entsrhliessung vom 
8. October 1858 det kaiserlichen Regierung und dem öffentlichen Patronate vof- 
bebalten ist. Was die von den Bischöfen gewünschte Verständigung der Privat- 
patrone über die Modalitäten der im Grunde der Vorschrift des Art. 30. des Cpn* 
cordates einzuführenden Verwaliuiigsweise des Klrcfaenverinögens anbetrifft, sq 
ist der StatthaUerei bedeutet worden, dass es den bischöflichen Ordinariaten an* 
taeimgestellt werden müsse, das hierwegen Erforderliche einzuleiten l€ 

»Ganz in derselben Weise war in allen Diöcesen vorgegangen worden, in 
denen seit t859 bischöftiche Instruktionen über die Kirchenvermbgensverwaltutt^ 
zur Einführung gelangten*). Die angedeutete Weisung an die politischen üiotet- 
behörden verzögerte sich, weil die Statthalierei vorerst Über einige Antrage der 

1) Der Bedaktion des Archivs liegen bereits Yor die betreffenden KrUsse der 
bischöflichen Ordinariate : 

1. Brixen vom 2. Sept. 1860 über Verwaltung des Kirchen« and P&Undei- 
▼«rmögens vom 1. Jan. 1861 an, (Diöc^ss.-Bl. 1860 VII. St.), 24. Nov. 1860 Instruktion 
für die Seelsorger über die Verwaltung des Gotteshaus-Vermögens, desgl, für die Ki»* 
eitpröpste (DiöcesbL VIII. St.), 24. Nov. ISißO Instruktion fUr die Gemeindevorsteher 
(XHöobL IX. St.) ; Vemrdnung über die Errichtung v. Stiftungen (Diocesb]. 1861 II. St.) 

2. Brunn v. 15. Febr. 1859 Anweisung für den Vorgang bei der Verwaltung 
des Vermögens der Kirchen, .kirchlichen Stiftungen und Pfründen vom 1. Mai 1859 
an, (Gurr. Nr. 3.), v. 12. April 1&59 Weisung zur Aufbewahrung der Kircheneassa« 
Schlüssel und Formular für das Anstellungsdecret der Kirchenwirthe (Gurr: 5.) v. 22« 
Juli 1859 Jfitt&eilnug, „zufolge hohen 

Erlasses d&s k. k. Ministeriums für Cultus und Unterricht v. lö. 
Juni 1859 Z. 7271, habe der für Böhmen ergangene Mini st-et*. -Er lass 
v. 14. Febr. 1857 Z. 5283^., naeh welchem der Besitaer einer Domäne in deren B»> 
reiche die Kurohe oder die Pfarre gelegen, ist , wenn er zugleich Patron derselben ist, 
zu einem Beitrage zu den Handlanger- und Fuhrkosten gegen seinen - Willeo'' nioiut 
verhalten werden kann^ auch für Mähren zu gelten.** (Gurr. 9;. Nr. IVw); 

vom: 26. November 1860 Formular zur Anfertigung von Kirchenrechnungen 
(Gurr. 17.) 

3. Budweis. M. Si. die im Archiv VII. S. 76 ff. verzeichneten Erlasse, 
zu depen naehzutraggen ist der Erlass Nr. 22. vom Jahre 1861 Über die Verwaltung 
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BiscbOfe, welche die EiufQhniDg der neuen Vorschriften betrafen, be( dem Staats- 
ministeriam Auskunft einholen zu sollen erachtete. Diese ist unter dem 22. Jänner 
1862 Z. 12525. mit dem Auftrage ertheilt worden, dass die in Rede stehende 
Weisung nunmehr ohne weiteren Verzug zu erlassen sei. Hinsichtlich der Ver- 
ständigung der Privatpatrone ist die Statthalterei auf di^ Bemerkung des Staats- 
müiisteriums vom 20. September 1861 Z. 8620. um so mehr verwiesen worden, 

des Kirchenvdrmögens (vom 1. Mirs 186S an) der uns aber noch nicht zugegangen ist, 
nsd ein Nachtrag dasu vom 16. Januar 1862 im Erlass Nr. 8. v. J. 1868. '> 

4. Ca an ad (Temeswar); der vor uns liegende index Qrdinujn Cinralarium 
ad venerab. der am ... a 1. Januarii 1858 usque finem Deoembris 1859 veraeiehnet eine 
Bonorum eocl. pro administratione 'iustruotio, die auf pag. 118 abgedruckt sei, uns 
aber nicht zugegangen ist. 

5. FUnfkirchen: die 12. Julii 1857 praecepta quaedam muneris pastoralis 
guoad fiscum ecclesiarum, pias fundationes, fundum iiistructum parochiae; die festo 
8. Joannis Baptistae 1859 plenius elaboratum Formativum administrandi ab eo tem- 
pore (S4. Juni 1859) sacri peenlil ecciesiarmu, piammque fundationum et paroohialium 
bänefibiornm (unter Bezugnahme auf eine vom k. k. JiiDisterium des Cultus unter 
depi 18. Mai 1859 ergangene Bestätigung ist letsteres Stüok im deutschen Orgtnialtaxt 
aebst lateinischer Uebersetzung publicirt.) 

6. Görz: 1. August 1859, Anweisung zur zweckmässigen Verwaltju^ dßs KIr- 
cben-| Stiftungs- und Pfründen-Vermögens vom 1. Januar 1860. an^ 

7. Oran: d. 8. Aprilis 1859 Nr. 1637. Normae administrationis peculii sacri. 
(AtiCh in deutscher Uebersetzung, in besonders eleganter Ausstattung gedruckt mit 
dekhDatumB. April 1858, was offenbar jedoch verdruckt ist statt 1859, weil im Eingang 
knf die Allerhöchste Bntschliessuug vom 3. October 1858 Bezug genommen wird.) 
Das Provincialcondl v. J. 1858 tothätt keine Bestimmungen über Verwaltungen des 
Kirchenvermögens. 

8. Ourk ({Uagenfurt), am 8. Oet<}ber 1859 wufde durch Hirt^ns^eiben (im 
V^rordnungsblatte X. Abth. Nr. 10.) die von .dem Ministerium des Cultus unter dem 
16« August 1859 genehmigten Vorschriften über die Verwaltung der Kirchengüter für 
die Zeit. vom 1. Januar 1860 an, bekannt gemacht. (Die Vorschriften selbst sind uns 
jedoch noch nicht eingesandt.) 

9. Linz: 28. .September 1860. Verordnung über die Verwaltung des Gottes- 
haus- und rfründeuvermögens in der Diöoese Linz (v. 1. Januar 1861 an), DiÖcesbl. 
1860 Stück XXIJUU Sohou im Diocesbl. 1859 S. 368 ff. wurden mit den übrigen Vor- 
schriften des Wiener .Provincialconeils v. J. 1858 auch die de bonorum eoel. admi- 
nistratiDne publioirt. 

10. Prag: 2. -März 1859. Instruktion zur zweckmässigen Verfassung der Kir* 
oben- und Pfarr-Inveutarien (Consist. Curr. 7.); femer die oben ß. 289. Note 1. ok. 
Verordnungen, die mit dem 1. März 1862 in Kraft ti^eten sollten. 

11. Salzburg: 15. November 1859. Vorsohriften über, die Verwaltung des 
Kirchen- und Pfründen vermögeub von der unter dem 24. Januar 1860 erfolgten Ver- 
ordnung an (Verordnungsbl. Nr. 1.) 

12. St. Polten: 15. October 1860. Bestimmungen über die künftige- Verwal- 
tung des Kirchen- und Pfründen Vermögens vom 1. Januar' 1861 an (Cons. Curr. 10.) 

13. S eck au und Leoben (Gratz); 28. Mai 1859, Anordnung Über die Ver- 
waltung des Vermögens einzelner Kirchen und Pfründen , sowie der zu Gunsten der- 
selben gemaehten Stiftungen (vom 1. November 1859 an.) Kirchl. Verordnungsblatt 
1858 Nr. VIIL S. 37 ff. . .: . 

U. Stein am Anger (Sabariae) die 31. Januar 1859': Instruotio super ad- 
ministrandis bonis eoclesiasticis (vom 1« April 1860 an) ; d. 9. Februar 1859 de lu- 
ven tario parochiali. 

Ib. S t uhl w e las eii bürg (Albae-Kfegiae) d/Ö. Februar ISÖfO.' Norma confi- 
^endoriim de rebus Ecclesiae et Parochiae Inventariorum (liter. ency^l. 1860 p. 15 sq.) 



ächmeriih^ über d; InterpeU. Hartig'd; Diöc-Erl. üb. Verw. d. Kircbenvemi. 'SOl 

als mögliclier Welse den politischen* Behörden einzelne obwaltende Privatpatro- 
natsVerhSTtnisse nicht mit voller Vcrlässliclikeit bekannt sind, sonach diesen 
BfehÖ^den eiAe von Amtswegen vorzunehmende Verstfindlgun^ der erwähn- 
ten Pfitrone nicht zagerauthet werden kann, jedoch wurde der Sfatthalterei 
btedeutet, es stehe nichte im Wege, dass diese Verständigung, wo es erfor- 
derlWll Ist, über Ansuchen der Organe der Kircherigewalt durch die poli- 
tischen Behörden vermittelt werde. Hiernach ist dem ausgesprochenen 
iVunsche,' dass die Patrone im behördlichen Wege, nicht aber durch ein- 
fache Consistorialmittheilungen von der Einführung der neuen Verwaltun^^sweiae 
des Kircheiivermögens in die Kenntniss gesetzt werden, von der kaiserlichen Re- 
gierung nach Möglichkeit Rechnung getragen worden. Uebrigens verkenne ich 
nicht, dass eine Yeriautbarung der durch Art. 30. des Concordates herbeigeführten 
Aenderungen in dem Modus der Kirchenvermögensverwaltung nach Art der Pu- 
blikation anderer Gesetze zu wünschen übrig gewesen wäre; allein, da diese 
A'eUderungen hach bischöflichen DlÖcesen somit hur nach und nach in*s Leben 
treten, so stellte sich diese YerllRUtbarung'in der That als eine schwierige Sache 
dar, zumal nicht einmal die Bestimmungen der Allerhöchsten Entschliessung von 
8. October 1858 über die den Patronen zu wahrenden Befugnisse' in allen Diö- 
cesen g^ichmfts^ig zur Anwen(|nng gebracht werden konnten, nnd eine Verlaut- 
barung der einzelnen mehr oder weniger umfangreichen, in verschiedenen Spra- 
chen fifbgefassten' bischöflicheh Instruktioiien in den für die Kundmachung der 
bürgerlichen Gesidtiie vdrgezeiebiieten Weise gewiss nicht angezeigt eritchten. 
, , Na^bdem aber die Qtsschüftsführung der KlrrhenvermögensiverwatiiHngea in 
yer]sc]^i^depen. Bipi^tiwgep durch die Ami^handlungen der kaiserlichen Behörden 
bedingt ist, so werde ich es mir angelegen sein lassen, die VerölTentiichun^ der 
die behördlichen Amtswirksamkeit berührenden Bestimmungen der Allerhöchsten 
Entschliesöohg vom 5. October 1858' in geeigneter Weise anzubahnen tind dit In 
dieser Richtung mit anderen Centra Istellen bereits angeknüpften Verhandltfngim 
Weiter in ffiturßii« Mit dieser D^U'ctellung der factischea Verbfiltnisse. k^ der an- 
;gßregt.en fra^e verbinde ich d|^ M^theilung,, d^ss die Regierung zuverlä^ig hi 
der Iifli^e sein werde, bei den nächsten Landtagen den Entwurf eines 
tandesge^etzes ieur verfassungsmässigen Verhandlung zu brin- 
gen, dirrch Welches die Besfreitnng der Kosten der Herstellung ' und Erhaltung 
der katholischen Kirchen- und Pf^ündiengebäude , dann die BeisebafTtang der Kir- 
!Che0einritb4ttngen und der Pararo^nte geregelt wird. Die Allerböchste EntsehliesK- 
u^g vom 3. October 1858 erklärte, dass über die Frage, von w^m und in hh^- 
chem Ma3se bei UnzqläDgUchkeit des Kirchenvermögens zur Bestreitung kirch- 
licher Bedürfnisse beizutragen sei und inwieweit solche Leistungen erzwingbär 
seien, für jetzt die bestehenden Vorschriften noch in Kraft bleiben, Jedoch die 
' Migelegenhelt mit QückericHt «of das Kirdiengesetz, die Landesgewohnbeiten und 



16. Szathmar: litterae encyclicae 1860 Nr. 6. de statu fisoorum dioecesanonun. 
^IT.Tarnow 15. D«cemb6r 185B: administratio peöulS eeolesiaram «o bene- 
fioiorum }uita. antiqiiam Esiae prashii) ejus separatio innuitnr. ^ . ! .- 

18. Wien: IXas Provincial-Concil ▼. 1858, titiil. VU« de beneflciis boaisqae 
«cclesiae. .::».'.. 

Wir irioh(»tt bei dieser GMege&heft die ergebenste Bitte aa - die ho«hw. Cr- 
^hiarlftte'tim gütige Zosendang dev^rthtt'mr ilbersiobtUchen Mlttheümig der bett*eaSMi- 
deik VeroydMDgien' noeb febleaden StSlok« . . r.. 

aa Dr. F^Hn^ »u H^^dMtrf, 
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die durcbgefQbrte Grandenilastang nea geordnet werden solle. Darch dis er- 
wähnte Landesgesetz wird, wie ich hoffe, dem lange gefQblten BedOrfbisse der 
billigen Regelung dieser Angelegenheiten abgeholfen und die Gefahr einer Ueber- 
bOrduug der Kirchenpatronate mit unertrSgUchen Lasten hintangebaiten werden. 
Gerade aber weil dieses Landesgesetz, W4)durch die künftige Stellung der 
Kircbenpatronq wesentlich geregelt werden dQ.rfVe, in naher Verbindung init der 
Angelegenheit der Abgabe des Kirchenvermögeqs steht und eine grosse Zahl von 
Patronen in Böhmen sich gegen Jede Mitwirkung bei Uebergabe des Kircbenver- 
mögens erklärt haben , schien es der Regierung ,Sr. Majestät nicht räthlicb , jetzt 
diese Uebergabe durchzuführen. \Ls wurde daher bereits die Einleitung ge- 
troffen, zu bewirken, dass die Uebergabe des Kirchenvermögens in der 
Kirchenprovinz in Prag vorerst auf sirh beruhe und die Regelung der Concurrenz- 
verhäünlsse im Wege der Gesetzgebung Vorerst durchgeführt werde.t 

6. Verordnung des Staats-Miuisteriums vom^ 29. De- 
, eenokber 1861. 

Ueber die LeHang und Verwalianic der Anstalten nnd Ponde tfer OfT^ntti^iieii 

Wofatttmtigkeit im k>ilibafd1sdii*teniF!tiantechen KönilsTefdi^). 

(Ans dem Reidhsgesetzblatt filr das Kalserthum Oesterr^lch 1862 fSVdck 1.) 

Seine k. k. Apostolische Majestät habe» mit der AllertMich^ten 
Entgehliessiing vom 24. December 1861 in Beriicka>ichti^uDg der An- 
träge der Centralcongregation in Betreff der Leitnng and Verwaltung 
'der Anstalten und Fonde der Öffentlichen WohUhätigkeit im lombar- 
dfech-venetianischen Königreiche nachfolgende Bestin^mungen festzu- 
jBCtzen und das Staatsniinisterlum mit deren Yollzjag, zu beauftragen 
'geruht: • 

Art. 1. In den Icöniglichen iStädteti des lombardiscli-venetiatii- 
schen Königreiches ist die Leitung und Verwaltung der Anstalten und 
Fonde der öffentlichen Wohlthätigkeit zur Erzielung eines gedeihlichen 
Zusammenwrirkens und zur Verminderung der Vcrwaltungsauslagen in 
>eine Cong«regation der Wohlthätigkeit zu vereinigen, deren Mitglieder 
'Procuratoren heissen und die Geschäfte dieses Amtes unentgeltlich 
besorgen. Doch hat das Vermögen der einzelnen Anstalten und 
Fonde gesondert zu bleiben und sind die Einnahmen und Ausgaben 
derselben besonders zu verrechnen. 

Art. m2. Von der Wirksamkeit dieser Ckmgrc^ation sind jeae 
milden Anstalten und Fonde ausgenommen: 

1). Nach einer €orresppndeDz aus Wien vom 3. Febraar in d«r Frankf. Post- 
zeitung Nr. 71. vom Jahre 1862 -war unter dem eiiemaligen Köttigreiebe Italien durch 
'. e|n. Deoret von 1907 die I^eitung und Verwaltung der Fon^ und Anstauen der Öffent- 
liohen Wohlthätigkeit auch hesonderen Congregationen in den königlichen Stadion 
•Übertragen , aber die Präfekten und die Regierung hatten ausschlieMÜclieii Einfluss 
.auf die Ernennung der Mitglieder der städtischen Wohlthätigkeitseangregatiosto und 
auf deren Ueberwachung und Tutel. M. s. dagi^n jotii den ArttUI^ i« Verbindniig 
n)ft. Art« du der ohigen Verordnung. (D. B.) 
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la) weleto unter d»« . Patronal von Pjrivaten oder vcm • jB^Qrpi^- 
Schäften |;tfaötto. und dem Willen de» Stifters gemfia9,.:U^re 
•. eigene Y^rwaltuogi haben BoUeii ; . . < 
b) wekhe.' diuoh dte bedonderien organischen Yorschrilt^n, .der 
>r WbhlAäligkeiticongregatfonan der eim^elüß;! Städte (iV^t«,.Jl;^0 
Ton dem Wirkungskreise derselben .au9dflkkU<?h Skuafff^jafm" 
.-, rU weA.W!?^en-.._^i.,.„ .:. . .^. , ^ .,. ^, j- 

i . '< liArt., 3, Hilfliod^ der tf edacfctw CengregiiMiionw.iiiR^:: / ,i,.i) 
^ : a) leki iAbge(»4ibiet«]r. ^ps C^e^ail (Patrlaxoben, ErybiAohofef, 

:■: mm" jBisfchofos).;.,;. ^ .r.!-...-.- .../ ■ .• ..; ■ • rJ:. :.r }J.> 

b) ein Municipal- Assessor, welchen der Podestä zu be«itln#An 
'■' hat; ' •' .; . \ . \ . , / 

n . c) eifiige geeignete und durch W^rke .der Käphst^nli^be. ^^9gl^ 
zeichnete Bürger, welche von d^ip K^o^ieiiiikdecfktb^, ..Ynfgf|9/|hjl#- 
, .r .gen und yon der CfiaraljQongf^g«^tiQn..eriianp^,wefd<jn^l 

' ' Dem ^rn^sen , ^^ .Diöoesan ui^d . de$ P,odesjlj^ ist ^ vprbfllij^ltßn, 
den. B^athUQgfnder CpngregatiQB ai^^b» peraönjn?^ .bei^uTfphn^n9^'ip 
welchem Falle ihren Abgeordo/Bten das S|immxe(i]|jit|ni^t sukoo(UX^-j. 
. Art. 4. ^ Das Amt der gew^f^n Pxqq^ratoren. \ dau^^t sechs 
Jiahre^ Kufih Ablauf/ des cprs^ Tfi^nniums hat die ^vx^ 0as J^ps 
eu beistimmende Hälfte derselben. au«i^trete^, . ..;.,: i, ,.. > 
li I Die^ Au^treten^kOv.köjmen. wieder gewählt werden*: ,; ; <., 

Art. 5. Jede Congregatlon der Wohlthätigkeii jrählt:j8Sia'»iIir4r 
Mitto den Präsidenten undr den Vicepräsidenten: auf? drei, Jahre. Die 
.eiste, Wahl wird untesr . 48»» , : Vorsitfs&> des an Lebensjahren älteste 
-Procuratdrs Torgenommen. / j :. . r\:\'^ ; i i/ /. ü, 

Art. 6. Die Congregationen> der Wohlthätig^c^ < b^stßhiifel^Mn 
• nach abfi^luter @t|f9Wnp9hrheit. B6l.{Gl,«iQhhei,1f ^,4^» S^imippn ent- 
scheidet jene des Yorsitzendei^«. f\\ i ,; ,>; sj.r ., r i- .fr. lA 

Zur Giltigkejt ejwaft Bpschlusper; ist die (j£gmi>F^rt,,deit Hälfte 
der Procuratoreu und die Erfüllung der in dem nächstfolgende!^ Ar* 
tikel enilialtenen Aiwdnungen erfoi::derMet./ :^ .:• .,-/ 

Aft* 7. Wenh «in Prirater: . oder eine: Kösper^chäft dilxdh den 
Wfllcte des Stifters dneF.i Andtält • o^er eines Ponde&!Ü^)lBfeni^idtdn 
Wohlthätigkeit, welche in den Wirkungskreise tder LcicaleJOhgcegfttion 
«gebSvei^^ im Tbeilnahpip a^ der ^Leitung und Yerwaltufig derselben 
-berufe isty M fife CpPfi^egatli^. die ßfaffrchtigteff ^u^JSti(^upgftfl[|4isf§|OTn 
Xh.^ahn)e!iav dep(^^;}e9^ ^Aust^}t .oder jeiien FcOnd jbetrefen^n -It/^er- 
handluDgen einzuladen. -i. ..<•♦, ',n /^ \ y .L.v *,., j^ ■*, i 



hHth Beidarf des Orte« auch ^ine bettehdere ' Cotinidsmai unter der 
unmittelbaren Leitüng^ eineB Procuratorä bestellt werden. • 

Wo private Vereine für die Untorsttitsun; der Armen bestehen, 
efnd snr Er^ielung eine» liarmonidchen Zbsattom^nwirken« in der 
Axtaietipiege vor Allem die 'Voreteher dieser Vtrilbie ftd^ die gedachte 
(9ommi£r8ion zu berufen. = }> > ... 

Art. 9. Die in Venedig bereits bestehende ^Allgemeine Wohl- 
thätigkeitBi^mmi0ifii(>n^ bewahrt Ihre Selbststiiiidigl^it, hat sibh aber 
mit de^ Ck>ngr<^gation der Wohlt&Stigiceilr dasell&st ini Interesse des 
Zusammenwirkens fUr das Armen wesen im beständigen' Väikehre zu 
ehalten. -^ • f''" •• •'■'•'.. ' =;•» 

Art. 10. Jede Congregation der Wohlthätigkeit hat einen Ad- 
inbü^rtratöi'^ 'einen Casster und' einen Bucfhhalter neteit den erforder- 
BeiiiBtf Hilfsbeamten und Dienern.' '^ 

Der' Adinihiktrator'und die Directoreh der eineeinen 'Anstalten, 
in 'SÖfeme sie -noch beibehalten werden/ haben den Sitxutfgen der 
€ongr%ation 1h deh Angel^enheiten , welche^ Ihre Wik^eamkeit l>e- 
rüWen, mit be^bthender Stiihme beizuworhnwi. ' • if t 

Art. 11. Die ZÄhlungsaufträge un& jenÄ Acte dar Wngrega- 
tit^eii, wdche eine Rechtsvei^bindfiehkelt toaeh Aussen' begröiiden, sind 
von dem Präsidenten, einem' Proeurator und v<>n dem Admihistrator 
und in Verhinderung oder Ermangelung des L^ttteren Von dem Buch- 
halter Bu fertigen. . i . . .: ' 

Art. 1^. Die Congregatlonen' der l^ohlthäti^eit haben dafBr 
zu ftorgen, äiss dui^h genau geführte InVentaiien das Stammverml^geii, 
die Activen und Passiven der einzelnen AnsMten und Fon^ in fori- 
wähvender Etidenz gdiait^n ivserden. < ^ 

Die Inventärien sind der vorgesetzten Vertiölung (Art; 14.) ki 
Abschrift mitzutheilen und zu veröffentlf^heil^.' ' ' 
^ ' Desgleichen sitiddie jährlichen Rechnungsabschtttsse kundzu- 
machen.' '' 

Art. 13. Zu den Amtsauslagen der WöMthlitigkeitseongregafiö- 
nenlhafoisn *die einzelnen Anstalten und-Fonde derselben nadl einem 
billi^n Verhältnisse beizutragen^ welches bei Ver&säung der Jahreg- 
i'^rapanachlägb festzusetzen ist. - '. 

Art. 14. Die höhere Aufmacht und Tutel über diö Sff^illiehe 
Wohithätlglc^it im Lande kommt den< FroviiüäakoBegieh «nd der 
Centralcongte^ation ij&ch Massgabe ihres ''gesetzliche^ Wirkungskreises 
und der gegenwärtigen Verordnung zu. i .. ! 

•Die WoÜätttigkleil8d0ii|^egtooii der tjtidde^auptstadt Venedig 
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wird unter die unmittelbutf^e AufMelft u^d^Tatel der Centralcongre- 
gatiön g«fttell#. ' f ^' . ? ( 

Art: 15». Der li(>hereii Oenehmiganf; alnd zu unD&ntehea: :. u 

a) die JalireaToraasoUäfe.. und Bedmung^Absebliwse jenef . An- 
stalten, welche fti^A Attfiranfd nichd durch eigene Mittel und 
Einkünfte zu decken vermögen; 

b) die Beschlüsse, welche eine Yerände^ttAg iih StattmVeirmögen 
der DffentHchöti Wohlthätlgkelt oder eine Belastutig dessellyeb, 

■■' • wie auch "••■'••' • ,• - i ■ ■ • -•■.••! 

c) Jene, weldhe die j^rüennting , ' d^ie Disciplinar- oder Pension»- 
behanihüng des Admibisti'atorä zutn'O^geenstande habenl '• 

Art. 16. Jede Congregatiön der J^dhlthätigkeit erhKlt ihre be- 
sondere organische Vorschrift , welche nach Massgabe der Örtlichen 
Verhältnisse und Bedürfhi'sse die ialtteren Befitiramungen * über die 
Einrichtung, den' Wirkungskreis - und die Gesehäftsbehandlung der 
Cöngrcgatiön und 'ilirer Organe innerhalb der Grehzen der gegen- 
wkrtigen Verordntitfjf zu enihalren hat. ' ' 

IHe Münii(iij)alcohgrega1ionen der töMglichen StM uä- 

mittclbar nach diäm' Bekann tW<?rden der gegenwlhiiigen Verardiiuhg 
zur Verfassung der gedachten Vorschrift schreiten, dieselbe der Be- 
urtheiluug des ' ä^emeinderathes unterziehen und sodann an die Cen- 
tralcongregation zur Genehmigung leiten. 

Art. IT* Die CeAträlcongregation'ist ermSchtiget, die €6ngre- 
gationen der VSTohlt^^tigkeit mit Anwendung der vorliegenden Grund- 
sätze auch in den übrigen. Genieiiadeu dos lombardisch-venetianischen 
J^f^gr^iehoif nnr.EM^&chreiten der Gemeindevertretung einzuführen. 

.,;.. -A^ 18. ,,t)ui:ch., 41«, gegenwärtige Verordnung erhalten die vop 
Seiner kaiserlich^». Hoheit dem durx^hlaucbtigsten Herrn Erzherzoge 
Ferdinand Maximilian, vormaligen Generalgouverneur des lombardisch- 
.V|9netianiscb«n Kö^ug^eiches, iür .d^s Armeiiwe^en von Venedig^ spe- 
dell erlasi9enep^.:>^eror4nungen. vom 14. Jänner 1859^) unter den hier 
au%esteUtfn Mpdalitätefi diq naehträgiUche gesetzliche Sanctlon.. 

Art.l9.,, JSieiQ^.treteja dfe kaiserlich^ Entsehliessmig vom .1.9. 
: Juli« 18X9 und. i^^^,iire^re^, Bestimmungen aui^se^ Kraft ^ wel,ch6 mit 
der gegen;fr|ürtigC|p,VerfffidflVngr:iMc^it .v,erf^^ 

Sitter von Lasser m. p. 



1) BoUetino deU« leggi 'e*;d^li^«tt| tifll«lA(l per le provinoia VeneU anno 1659, 
parti Mooada, Vr. ISf'pagi'tft, j i 
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1. Bescheid des Ministers der geistlichen, Unteirrichta- 
und M^diein^-Angelegenheiten vom: 37. N4>Y9jnbef 1861 

betreifend die H^ranziälHiog der FofeD<s«ti uiMl iep AkÜeogeaeDitba&eii zu Kir- 
• i . . eben« and S^JlNsitilgci». . ' . 

(Ans dem Prenssitchen StAAtsAiiieig^ 1862 Nr. 31.) 

JiiQr» /9t€.-Jiaben yi^ ,G<mein9chaft n|it mehreren «^erepGomeinderä- 
theit uiid W^JilmlUmern der Bürf^meisterei ^(f. in der lei^tverflossenen 
Landtagssession bei dem Hanse der Abgeordneten 4f^r^nf angetragen, 
dasi die Forensep iind d^e AjLtieng^^ellsfl^af^en au? .ihren innerhalb 
der Gemeinde gelegenen. ©ru|idstü,<jkjen.. oder j;ewerWicW;Anl^^ 
auch. 2a am Kirchen^ und J^hulbedür&isBen ^lit herangfßzog^n wer- 
den möchten. . i. .... 

^ .In Besiebmghieranf maclii^ichJGw. etc.. bepi^erklicli, dass über die- 
Mxi Antrag im YcprwaltQng^wege ^picbt -im AQg^ei^ep, 90^Qrn. nur 
in Bezug ai|f bestimmte concrete Fälle ent^hie^en, urerden . kann. 
Treten solche Fälle ein, so bleibt. es dien ^ Peteuteiji Äb^rljissen,, ihre 
Anträge unten .gleiobzeitigw. Begründung; d^s-.yon, ib^^^p, behaupteten 
.HerkommiB^s bel,4erconipet^tea. Stelle zur ^prf^cl^e zu bringen, 

, ^, Urtheil des Königlijchen Obertribunais y 

26. Octpber 1859. '/ ^ . , 

in Stellen, 4^r Civi^emeinde Uerdingen wider ^|e .k^tkylisc^^ Pfarrgemeinde und 
.die Ciytl^enieinde Hohenbudber^, Caldenbaiisen Olier die Xlnzalfissigkeit einer un- 
mittelbaren Klagf^ gegen die Civi [gemeinde wegen aussei'ö'rdentricher CuWnskösten. 
(Vgl. d^m Bliein. ArcMr Bd. 55. od. N". Pi Bd. 481 H. 8. Abth. n. (S. 6$ fEl> 

Wenn im Falle di^ Befriediguhg eines ausserordentlichen kirch- 
lichen Bedürfnisses w^der ganz noch- ffiieilWelse^ aius dem' Kirchen- 
veimögen oder den von der Gemeinde ^uUeistend^hZu^chüsflen, itfoch 
aus dem Gemeindeverinögen , Injsbfern d^^sen nach Abirechiiting" der 
Kapitalschulden, noch übrigbleibt, Erfolgen kaniiV^nft^ j. Ö. des 
'Gesetzes vom 14. März 1845 'die erforderlichen' Mittd von denjeni- 
gen Einnahmen und Grundbesilizen des Pftirrbeifrks' aufgebracht wer- 
den müssen, welche zur Confessiöti der* betreffenden Pfattgemeinde 
gehören ,' so ist die dessfallsi^e Klage ^ atif Besrcliaffttng 'dieser Mittel 
nicht unmittelbar gegen die' Civi^em^ffe zu eÄebcÄ; ^ 

3. Urtheil des Zuchtpolizeigerichts zu Köln vorn 
9. Ocjt^ber 1%6J, . .. , 
in Betreff der Störmig des Kircbengesanges undcvnd^rUnjdvlMiAJbuogeii«. ; 

Die „Köln. Bl.^ 1861 Beilage zu Nr. 232. berichteten aus 
Köln 8. October: 
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£te Pümw in 4er NKbe vQik Köln fand, atK^h auteedt- 
sam gemaeU; duretiaeiae Pfarrgenossen , daas dfr Kirchangesang nnd 
an^tere^ Andacht»Qbamfen y^n einigen Kirehenbesuchern in einer Weiee 
gehandhabt werde, dass dadurch der Gottesdienst gestört wurde. Er 
traf daher die in der Kirche^ bekannt ge|ijachte Anordnung , dass für 
die Folge der Kirchengesang nur vom Vorsänger, dem fungirenden 
Geistlichen oder Küsi^'ähd^ dem dftzti' bedtimMfen MUnnerchore aus- 
geübt, und dass bei «Adern Andacliteübnngen, wobei vorgebetet würde, 
4eT Vorbete^r .v.on jl^iemwden ,laut begleitet werden dürfe. Diese An- 
ardfim)g wur4e A^fmg$ befolgt ^ na^ einiger Zeit jedoch — ioiswi- 
schen nfimlicfa sdieint friftnHler Einfluss sieh geltend gemacht ei» hai)en 
und die Rechtsbeständigkelt der getroffenen Anordnung angezweifelt 
worden zu söin — so missachtet, da6s selbst der Pfarrer in seinem 
Gesänge, den er anstimnite,' von einem Theile der Kirchenbesucher 
in auflUlliger u^d stSirender Weise begleitet wurde. Die Absichtlich- 
keit des Benebm^a..l(Qfinte,^u^ nicht wohl mehr verkannt ' wenden, 
w«SAkftlb derPlauMKröfientlich in der Kirdie erklärte, dass er «He 
seiner Anordnung feimer Zuwiderhandelnden bei der Staatsbehörde zur 
Anzeige bringen werde', was er bisher ans Gründen unterlassen habe. 
Allein das fruchtet^ aycb nicht, und so sah der Pfarrer sich genöthigt, 
liiei der Staatsliebörde Anzeige a;u machen , die gegen die Contrave- 
Bienten die £inleitang der Unt^suehung wegen Störung des Gottes- 
diensten beantragte, ü^äch beendigter Untersuchung ist die Sache an 
die Zuchtpolizeikammer verwiesen worden, welche nunmehr zu erken- 
nen haben wird ^ ob der, Pfarrer, berechtigt war, die fragliche Anord- 
nung zu treffeQ, und ob die^ Zuwiderhandlung äu^eersten Falles selbst 
abgesehen van ihrem sförsiideD Charakter, als ^Störung des Gottes- 
dienstes strafbar erscheint. 

Die Köln. Bit 1861 Nr. 237. Beilage berichteten weiter,' dass 
durch IJrtheil der K^öln^r .^ucht;pqlizeikammer vom 9. Oct. 1861 von 
den zehn Angeschuldigten siebea zu einem Monate Geflingniss veror- 
theilt worden siad. Das Gericht giag bei seinem Urtheile von der 
ErW&gung aus, äass dem Pferrer die Disciplin im Innern der Kirche 
zustehe, und dessen/Anordnung b^imi Gottesdienste oder den einzelnen 
gottesdienstlichien Yeirichtongen von den Kirchenbesuchern zu befol- 
gen sei, so dass es gar nicht verschlage, wenn in dieser Beziehung 
ein anderer Gebranch vor dem bestanden habe, worauf die Beschid- 
digten sich beriefen, — eine Ansicht, die auch die Staatsbehörde 
theilte — und femer, dass in thatsächlicher Beziehung der Beweis 
der Störung des Gottesdienstes gegen sieben der Beschuldigten voll- 
ständig erbracht aeL Die Frage, ob die Znwiderhandluag gegen die 
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Anordnang d« Pflinrers an^eicfc, abgdf€ifcen -h>n Ihrmi sCSreiri^n Cha- 
rakteri unter d«tf Begriff des $. ise. deä- Sta^.-Q.-'B. fall« oder ttber- 
faaupt strafbar aal, ist tlenkaeb' lüdrt' aiir'Bnt8dlMdtaii|; gakobimeii. 



' 'l(V« Üehweis. 
. , Daa Gesetz vom 3^. ^€|b,|r,a/^r 1^62, ; ,,: 
über die Seiieidling semiscbter iSieOt üDdydie'AbfiunDg dietes GeseUdk 



Der in' der ordentlichen Soinmer- 
fiinsotig der ^«bkelzer BändesVersaimii- ' 
luag .1m>Jabre 1861 vafgel^^,'aa« dec!: 
Feder de$ Qerrn Dr.,Qubs gf;j(lo3se^f\ ,. 

erste Entwurf des Gesetzes 

lautet: 

(nach der Schweia, Kircheoztg. fSSl Nr. 44.) 

Art. t. Bei Aufhebung einer ge- 
misehten Ehe durch richterliches Drthefl 
bewirkt die gänzliche Scbeidang 
nur für den protvest.anti$.c.bea, 
Theil die Trennung vo^ Band 
insofern die Ehe nach den GebräucheiJ 
der kathofisclien KTrche' geschlossen 
wurde: f Anders laatet hier dei* Art. 5. 
des 8. Februar 1861 erlassenen Gesetzes 
selbst.] . . } , 

Art. 2. Wenn Eheleute verschiedener 
Confe^sion entweder vermöge . ihres 
Wohnsitzes oder Kraft des (JonVoVdales '' 
'vom -6. Juli i82f itoter eirier elnseNiif" 
cenfesBionelien GeriJDbtsbcüi^keli oddr Ha* i 
trimonialgesetzgebung stehen, so sind 
die Klagen auf Ehescheidungan 
die Gerichte eines Kantons zu, 
deleglren, der ein fQr beide Konfösslö-'* 
Den gemeinsames Matritnoritalgeselz 'baC'^ 
und dasselbe duncb .die gei^dttnüf^n 
Civilgpricftte anwenden. IS^t . . ;(i . ;j, 
Art. .3. in .solchen Fällen bat d^er ^a- . 
gende Theil nach fruclitiosem. Ablaufe 
des 'üblldienf Aüssöhnutigf^verisuches' an' 
.diO'^gieifuiig des Nledetftas^ngs«'^ fte-- 
Tiehungswelse des Heimatbfctanions Cvgli 
Art. 2.) sich zu wenden, welche mitt^I^ 
Ersuchsrhreibens an dießegierung eines 
andern Rantons den Streitfall den dor- 



tigen Gerichten ftberweisen 'I9^st. '* ' - ' fall M deh ' zuständigen kahtdnalefn 



Art. 4. Dijiese Geriebte/'bdiirtbiile«' 



Föig^nde^ (st de^ offiziene Woh- 
ls tft'di^s naceite 8. febriMur 1S62- er- 
liBäseoeai!Bonjd:esges€!iziesü « 
(»ach iM BÜkmian Kttobiizeitteg 1862 

■- .... .- »'•^.« 

Art^. I. pfe Klage auf Scheidung einer 
gen^ehten Ehe gehört vor. den bflr- 
gerlicben'Kicbter. — Als zuständig 
sind jene kantenaleii Crericbte erklärt, 
< iderien ' Jurlsdictfan ib- Sf atnsflngen der 
EtasioaaK unterworfen ist, 

^rt. 2. Wenn Ebeleole yerscbtedener 
ConfessioQ unter einer von Art. 1. ab- 
weich'endeh Gericlitsbärkeit , oder' unter 
einer die ^änzllebe Eb^cbeidnng atls- 
schllesevdsn .fSeselztrebing stehen ^ . so 
isii . die ,)üi)9e bc^im .Bffndeageriisbt 
anzi^h^bep. , 

Art. 8. i)as Bui^desgerictif p'rtbeiit 
iiber die* Fri^ge' der Ehescheidung nach 
bes^eia Eirm^Sfl^etf;'^ i)ikss^bb> ^fd 
^n atten •: «Fällen > dK gän z 1 jr ob e^ fi^bd- 
dung au^precben^ in. ; welchen .es sich 
i^us den Veiil^ältnissen ergibt^ .dass ein 
ferneres Zusammenleben der Eliegatten 
'Aiit dÄ \W8Bn' der Ehe linvertfäglicb 

(' ..)Art.^ 4 . tfb Beziidhung auf' diel wei- 
.f^ei> Fojg^ d?r fbesj^eidung i^Erzle- 
bung und Upterbalt der Kinder, Ver- 
mögens-' imd Entsebädigungsfragen u. 
dgl.)'-ist^ däö 'fie^etz • tfis/ebigen Kantons 
atiza^eofdetii dessen G^ricbtsbarireit- der 
«EbemiDn,. unt^rworfe». ;ist. rri Kur £f- 
^edigfiqg dieser Fraisen .kann^ Jec^«;^ das 
Bundesg(^ri€bt, auf den Antrag einer 
Partei oder voriAintswegen, den Streit- 



mHilelr Qbeh*weiseD. 



.e«setl voiH':«^ FeH^ \U% «ber ^^dimg «emtsebttr Ebeik 



SiQ9 



^eu Fall nafh den Ges§^zen ibi^es Kan- 
tons^ . im merhin jedoch mit tieacbtung 
des' In Art. i: enthaltenen Grähdslitzies 
oiid ^«mtt^i Beschränkung ikf er < Kompd« 
le««i 4¥ir.d44 Fr^ige. der SOlheidanfvJMle 
andenx ?rftgen über di/i»j Folgen dej; 
Scheidung bleiben der r^gelmSssig^ 
Gericbtsliärkeit' des Ehemannes vorbe- 
hAileh. '-•■ '■' ^ ''' ' " '■ ■''''''' '* • 



Art. 5. Klagen auf Wiedeifyereiui- 
gangr sinä direct vor den Gerichten a'ii- 
zul^rt^gen, w^lfjl^e die Scheid^ing^a.as- 
e^esprooben haben. ,- ..:_.•. 



Art* 6,: Der J^umle«ratl^: ist« m^tr-A^ 
VoHci^hqn^. beauftragt, v ^r.i,.i:,,> 



.Art. 5. Es bleibt bei der kantonalen 
Gesetzgebung V 6 r 6 'e h a 1 1 e n , dem k a- 
tbo lis chenifibegiltten aus'delii Gmodö 
des Lebens des ge.schiedenen apdera 
Ehegatteh die Wlederverehelichun^ zu 
u»ter^agenO. - 

Art B* Die BesUmmungen der vo^ 
ausgehenden Artikel finden analoge An- 
wendong atif Ebenf von Protestatiten, 
wep binsipbtlich der^ Geriehtßb^rfceit 
odei* Gesetzgebung, welcher der Ehe- 
mann unterworfen Ist , diel Voraussetzt 
u^g, de^ Art..!?. zutriflt 

Art.'?. üeber die Einleitung, dieln- 
structiort' ütid das Verfahren im Sehei- 
iliing^prozesse v^lrd ; du» ; B u n d es g e h 
T'ictU die erforderlichen Bestimmungen 
erl9psjpn,-^; Dasselbe, ist befugt, die 
OefTeiUIifbl^eit der Verhandlungen (.Art. 
79. des Gesetzes' über das Verfanrien 
!h toürgörifchen Hechtsstreitigkeiten Voim 
2^. Notetaber 1850, II. 77.) in geeig- 
neter Weise zu beschranken. 
• Art. 8. Der Baodesi^ath ist mit der 
VoÜAiebong dieses Gesetzes beauAcagt^ 

'^ Den im VorstehcndeÄ In d€^' lii^liien Spalte der Seite mit^e- 
theilten Grese/zeiityu Tbe^leitete j^er Bundesrath mit einer 
einlää^li^bei» Jäo%»chAHy in,.:weliCih.ei^. er. ^ichi (nach der Schw. 
Kirchenztg; 1Ä61 Nr. 4Ö:) über die 'Begründung und Tragweite des 
Gesetzes* in^WesentlicWn'm . 

, 'Bezüglich der Tre,Bi«ung d^r M.isch-Ehen haben sich in 
**' Schireiz verscbieäeih0%stenMf^ÄWsgebndet: ^ 

! l}'t)is einsj^itig cbrifessipri^IleJ Ist der Ehemann Ka,-. 
tlu9lU() ^o^.^wird ;die gei&tjUi^^..jBQböi:de(idas katholische Kixcbenrecht 
anwenden und also nie 'ehie' gänzliche Scheidung aussprechen. Ist 
er Protestant^ so "wird öder^ptarin jäas protestaptische Ehegericht für 
beide ..Ihelle eine gwzl|che>'.Sßheidnng aiisspr^ohen« Bei diesem Sjr 
steb' tdrd' sich imtnei;^ der IjiH^M^rEh^atte^ auch die Kirche, 

der er' angehört, veirleti^ ^l[iM^n'j'''i^^ sich' hier einer der 

£he!g»tten leineai ihm feemdoneentessionellen Bechtrmiberwexfen, und 
nnl' die üebelständfe noch tu mehren, tritt auch die Ungleichheit ein, 
däss die feinen gemischten Elien un^uäpslich bleiben,, während die 
andern )ganKgfi8ahieden werden. . .'> > 

-*■ ■ ■■■■ i T .,. ,i] ......... ■.'••„.. 

ly^Wenn aIbO' €&! 'Kftnton diescöi Torbehalt nicbt miicht, «o ist «uch dem 
kätiioli^Qk^'ii •Theü* das ^ Wiederhftirathea xur Lebzeiten - des gesdiiödenen Gatten 
▼OD',^Bttitdesiviegeik<^:ge0<iatt^t • Das^tm^iioh'&Uefifa'vltÜtiS'eheii ubd proiestan* 
tiftcbeü lütAtone einen sohsftvns^rbebfdt bexilgHoh der Katkoliken: in tbrerKanto« 
BalgiBsetsigebiiifg «iMcben werden^ so' is7->dalint*>deni BroheidiingsluBtigen Ka- 
thoUkien ^dnf ^eiiMm^Uiswege) ITfatti^iund Vhor >g^ffnety Und es (werden dtedoroh die 
grössteuXisfstiUiiU oüd <dolHrieH|gkeiMn erwaehsenj : ^ d, Sofaw. Kirohenitg.) 



Sl^ SchweU: ^miz v»m ». Feör. I8«t 4^teir MiddAig ffrAlsdit^ Eben. 

2} Das confesBionell zweiseitige System. Bier, wird 
das katholische Grericht • nach . seinem Rechte vi rfabren und ebenso 
das protestantische. Hat das katholische Eh^ericht auf immerwSh- 
rende Trennung erkannt, so darf die protestantische Behörd« auf d«n 
Antrag des protestantischen Ehegatten diese fOr ihn als volle Schei- 
dung erklären. Umgekehrt werden die katholischen Behörden einem 
solchen Urtheile des protestantischen Gerichtes nur die Wirkung einer 
beständigen Trennung von Tisch und Bett zugestehen i). 

3) Das System des bürgerlichen Eherechtes. Um Rechts- 
einheit und Rechtsgleichheit zu erzielen, abstrahirt hier der Staat von 
den Confessionen und schafft ein bürgerliches Eherecht, dem alle 



1) Prof. Schulte hat in einer besonderen Scbrfft ,uber gdmis-obte Ehen 
vom Standpunkte der Parität (Prag 1862, vgl. die in dem nttchaten Hefte des 
Archiv» folgende Besprechung) S* 36. hinaichtlich der Gerichtsbarkeit bemerkt, es 
werde, wenn die Auflösbarkeit der gemischten Ehen für die Protestanten anerkannt 
werde, der Satx gelten müssen: aetor s^quitur forum rei; habe dann, wenn der ka- 
tholisehe Theil Beklagter, das katholische fihegerfeht also o<topetent sei, leteteres 
auf Seheidnog von Usch und B«tt erkannt^ aus Gründen, welche^ naeb dem protwtan- 
tischen Reofate einen Anspriy^ apf^/Tr^ni^tttg 4ts B«k)dea ^it d«m Bochte 4er Wie- 
derverheirathung geben, so könne für den Protestanton das protestantische Staatsge- 
richt auf dessen Ansuchen, oder das Oesets in vornherein die Trennung aussprechen ; 
habe der katholisohe Theil geklagt, und Aas protestiinti0cli«'GericAit getrennt, so habe 
^ bei seinem Geriobte die Sache prüfen mm lf«8ea ; W^e dlieses il^i ab i fo mi|Sa« 
natürlich für den Staat das Urtheil des ersten Gerichtes hinsichtliob des protestanti- 
Theiles gelten; der katholische Theil habe also keinen Anspruch auf Lebensgemein- 
sehaft. -^ Wir glauben dagegen, dass bei' dieser Frage cfer Standpunkt' dei* Parität 
besser und einfacher gewahrt bleibt wen«^ oaan w«d«r dc[p JKatholiJcen für -.seine 
Person zur Anerkennung des protestantischen, noch den Protestanten für seine 
Person zur Anerkennung des katholischen forum zwingt. Der Katholik wendet sich 
mit seinen Beschwerden an sein kathollsehes £hegeridxt, damit lUeses entscheide, wie 
er sich nach seineu katholisehen Grundslltzen an .verhalte« ki(be , dar Pvotestaat^an 
sein protestantisches, bez. Staatsgericht, damit dieses nach den protestantischen Grund- 
sätzen entscheide, was er thnn solle. Auf diese Weise muss sich jeder Theil nur ge- 
fallen lassen , dass der andere Theil fSl- sich seinen^ • eig^sen religiösen Grundisatsen 
gemäss, verfahre. Vgl. Vering im Archiv VDU S. 87 C Macu im Archiv VH. 
S. 244 ff. Wir vermögen desshalb die Schwierigkeitei) nicht einzusehen, welche der 
Bundesi'ath in einem von der natioAalrätlirichen Commissiou vorge- 
legten Entwürfe finden woUte. (Vgl. Sohwefssr Kirehenatg. 14161 Nr. 4S. S. 228.), 
wonach bei Scheidungsk^gen der oonfessionelle Gerichtsstand d^s 
klagenden Ehegatten, bei Klagen auf Wiedervereinigung derjenige des Beklag- 
ten als massgebend« empfohlen wurde. Wenn' nach diesem Vorschlage auch unter den 
nämlichen Eheleuten verschiedene Processe und awar vistt- Teracfai^elieft Geliebten 
angehoben werden könnten , so würde dieses nur eine consequente Durehfübrung des 
Grundsatzes wahrer Parität sein, womach für den Katholiken seine, katholischen, 
mad für den Protestanten seine protestantiaohen Grundsitze massgebend sind, und für 
jeden Theil auch nach diesen Grundsätzen ein naeh der Verüassung seiner büj^erlioh 
anerkannten Kirche i^mpetentes Gertebt aa eatsehsiden hat. Der Bnndesrath 
schlug im Gegensatze des Gommissionid-fintwnrfes diftAnwendsaig eiA«s »1 Ige* 
meinen Rechts und Gerichts nnt^r BerOeksichtigniig des katho- 
U9ah*dogmatischsn Princip«s voTi .M. s« JH«t«S9sii dis CslgüMls. Voke. 



Üeber dtt« Oesetz Tttm 1 M»n 1^62 in Betrelf der ScheMaog gem. Eken. Sit 

Sti&ätabü^ger gteUhmSsmj^ ttoCtrstelltslnd/ während di€ confesIsioDeUeil 
Grundsätze dem Eiiifluss der Kirche und dem Gewissen der.lndM« 
duen Überlassen WeiKeh ^). 

Diese verschiedenett Anschanungen sind auch in die kantona* 
len Gesetzgebungen übergegangen. Bas einseitig confessionelle System 
ist Hin schlMr&jten nj^^geprägt ip einzeloeja ganz, katholischen oder ganz 
protestantisebm . Kanto»^ , W0 die Gesetzgebung die £iUstenz von 
Ehen der andern Coiifessionen Oder von gemischten Ehen ganz ignorirt. 
Das andere Extreni findet sich da^ wo die Ciyilehe eingeführt ist 
und der Staat somit die Ehe nur als rein bürgerlichen Vertrag kennt, 
die religiöse. Seite äer^ielben jgapiz c|em Gewissen überlassend. 

In einigen paritätischen ELan tonen hat man sie dadurch zu finde« 
gesucht, dass man die bei beiden Confessionen princlpiell verschiedene 
Aufifassung der Scheidung festhält und den Grundsatz aufstellt: die 
Aufhebuii^ einer Ehe swifiMhen; zwei. Peri^onen ye^scliiedenen Glau- 
bensb^kentttiiisses idi fi^Jedtin^Theil' nach dem gesetzlichen Begriffe 
seines Bekenntiiisfefeö 4ti beurthfeilÄtt , oder mit ändern Worten: 'Wenn 
eine gemischte Ehe geschienen wird, so hat dieses für den katholii^(iheii 
Ehegeiiosß^n 4ie, .Bedeutung ciifier lebenslänglichen Trennung unil 
für den* protestantischein - die $«deiitung einer Scheiduag vom 
Bande. Im Uebrigen sind die Trennungsgründe für beide Confeasionefi 
dieselben , sowie überhaupt das ganze Matrimonialrecht. In dieser 
Weise h^t der Kanlon Aarjgatf' das Verhältniss regulirt dlirch die 
gewöhnlichen Gerichte. Ebebsoder Katiton Solothürn, jedoch mit 
dem TJntei'schiede, duss -weikn" die-IShenlieh katholischem = Ritus 'ein«« 
Eingegangen' wurde, die Frage delp ScheMimg, • ^aber auch nur diese^ 
vom geistlichen Gerichte beurtheilt wird. Aehnüeh der Ktintdn Thur*' 
gäu; doch hier, wie dm Kimtbh Aargau, die Anwendung des- einen 
Matrimonialg^^etiBes durch' dier geWühnlioheA Gi^gerichte. 

Der obeh mitgctheilte etst'^ 'Entwurf des Gesetie» über die 
Scheidung gemischter' Äheny erlitt 'in der Bundesversammlung einige 
Aen'derungefa. Def^ Ständerath gÄb" dem Gesetzentwürfe die 



1) WoBt« miaii die getnicehten S^ett'/ wieil bei<ie^€oiifessioneii b€&ttiUft aimd^ 
dem.CiTilgenQhte s9i]F7^isei)| ie|o^ürde man eiiv k4i^olfBoh«^J)Qgi|ii^ v^rletisen ,. ,4«lb«i 
weon dieses bürgerliche Gericht nach den Grundsätzen . ^es katholischen £herechte9 
entscheiden wollte, und es würde mit dem lefzteten' auch wieder dem Prötestanteit 
nicht gedient sein.' Und wettn es wirklleÜ ind|;licb witre^ ^^k von kathoIifeKJUen und 
pvotoBtantiabtaen, odÄr Ub«i%aiipt allen r|)(igiö0^n:(^eundi9ä|ze% gV#c^nä^8i^^bEff bepdef 
9ta«(tliche0,Khfir9Qht an^uitelleq, so w41rde dadurch aowol)! der glaubepstreue Katholik 
wie Protestant , übernaupt jede Confession , die ein positives Riecbt auf bürgerliche 
Anerkennung erlangt hat, verletst werden. Vgl. Vering im Archiv VII. Sr.S6 fti 
Mac» im Aroliv.Vn, 0» 388 IT. , . <A, d,^,.^^Ar^a,) 
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folg^ende Fassusg (nach, der S!€biK6i«^r KirehenseHpiig 
iMlNr. 59.): 

Art. 1. Die Klage auf Scheidung einer gt'miSjCbten i^lie ge- 
hOr^.vor die bQrgerlichen Gerichte und unterlagt für die^beid^n Ehe- 
gatten gleicbmfissig den n&mlichen Grundsätzen des bQrgerlichen 
Rechtes.' i - . . 

Art. 2; Wenn Eheleute verttehledener Chnfessidn - ittter elnbr" von Art. 1. 
abweichenden Gerichtsbarkeit oder GeiselzgelNmg stHieo^ so kam die Frage auf 
Scheidung bieim BQBde,sgeri.^|ite angebracht werdea 

Art. 3. Das Bundesgericht urtheilt Über die Fragte der Ehescheidung nach 
Analogie jener Kantonsgesetze, welche gemäss Art. 8. ein gemeinscliaruiches bOr- 
gieriiches Matrimonialrecht haben. 

In Bezug auf die weiteren ("olgen dei* Seheidung ist das Giisett -deä Hei- 
«ay^Kt^ntonsdes Ehemannes anwendbar. : 

., . ^ur Erledigung der letzten Fragen kann das Bundesgericht auf den Antrag 
der Partei oder von Amtswegen den Streitfall an ^en zust&ndigen kantonalen 
Richter überweisen. "" 

'' Art. 4. Die Frage der Wlederverettelfchafng geseWedeaer Ehew 
gatt-en bleibt der kantonalen. Gesetzgebjiing Yorhehalt^D, immerhiii 
io dfin Sinne, dass dem protestantischen Theile dfe Wiederverfbellchung nicht 
aiisid^m Gf,UBde des:{«ebens des geschiedenen andern Ehegatten verweigert wer- 
den darf. , 

' ' Art.'5. l/eber die Einleiiung, die Iristrnktion'ilnd'das'Verfahren 
fih Scheidüngrsprozess wird das B^Andesgerieht:die efforderiicheii 
Bes<timmunigen erlassen, i , 

, Art.. 6. DerlBundesrath Ist mit d^r Vollziehung beauftragt 

Dei(; Nationalrat h hielt i^ed^ die Fasaung df s BiiDfdi^|sri^the8| 
Boch die des Ständerathes genejini, sondem: setfste eine Comoiiaf^oi^ 
Btoder^und vertagte die Berathnng. : So glij^ die Sommer^itzung ^er 
Ständeveraanimlang; ^u Eod^^ ofane ,dasß eine endgültige. Fassung des 
Geaetsses zu Stande kam. 

} IniQwiaoheii erliess nun der ^chweiziei; iEpiscop.at eijae c.oL- 
lektive Adresse an den B.UB/d«sxath au Hi^nden der Natioi- 
nölveraammlungt um da» R^cht uud Intereaae der katholiachen^ Kirche 
zn wahrexL Die in , französischer Sprache abgefasste, vom 24. 
November 1861 dalirte Adr^aac^ wiir4§ vom^Bundesratiie amtlich, dem 
Drucke übergeben und umfasste sieben Druckseiten. (Vgl. Schweizer 
Eirchenztg. 1862 Nr. 4.) Der Hauptinhalt derselben ist nach der 
Schw. Kirchenztg. 1861 Nf. 96. S. 441 f. Vgl (auch Frankf. 
postztg. 1861 Nr. 624.) folgender: 

Die Bischöfe begründen ihre Einsprache auf den Glauben der 
kaihoHschen Kirche, auf die Moral undauf die unbestrit- 
tenen Rechte, welche die katholischen Schweizer erWoi)>eh 
habent ., 

Die Hochw, Bfschöfe glauben nicht, dasd der Bubdosrath einett 
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Angriff auf das katholische Dogma und katholische Lehre beabsichtiget 
habe. Denn seine Mission sei die Handhabung der Bundesverfassung, 
welche jeder christlichen Gonfession in der Schweiz Schutz und Schirm 
zusichere, und der Bundesrath sei bestrebt, diese Pflicht in ihrer 
ganzen Ausdehnung zu erfüllen. Desswegen ab« sehen die hoheii 
Petenten sich veranlasst» den Buadeärath aufmerlpsam zu machen, dasa 
der Gesetzesentwurf m Widerspruch mit der katholiscben Religion 
stehe. Sobald dieser Entwurf Gesetz würde, so wäre die absolute 
Trennung der Ehe gemischter Gonfession eingeführt, während nach 
katholischer Lehre die gänzliche Ehescheidung verboten , und dai^ 
Ifündniss einer abgeschlossenen Ehe unauflösbar sei. Der Entwurf 
stelle bürgerliche Gerichtsbarkeit in Ehesachen auf, selbst über das 
Wesen der Ehe, d. h. diese selber und ihre Auflösbarkeit, während 
die katholische Kirche alle mit dem Anathem belege, welche sagen: 
„dass Ehesachen nicht in das .Gebiet der geistlichen 
Richter gehören.^ (Concil, Trid. Sess, XXIV. Can. XIL) Die 
Bundesbehörden, ^agen die Petenten, haben gewiss zu viel Aohtung 
vor der in der Bundesverfassung garantirten Gewissensfreiheit, als dass 
sie durch Gesetzesbestimmungen ^selbe wieder beseitigen. Ein sol- 
cher Entwurf lasse sich aber mit dieser Gewissensfreiheit nicht ver- 
einigen und beraube die Katholiken ihres gesetzlichen Antheils an 
derselben. Der Entwarf zwinge die Kantone, ihre Gerichtsbarkeit in 
Ehesachen auf andere Kantone mit bürgerlicher Ehegerichtsbarkeit sq 
übertragen, entgegen den Principien der katholischen Earehe; er 
zwinge sie, angeblichen Heirathen, welche aber in den Augen der. 
katholischen Kirche nichts Anderes als Goncubinate seien, nicht nur 
Toleranz, sondern positiven Schutz angedeihen zu lassen, — er nöthige. 
sie, Kinder als legitim anzuerkennen, welche nach ihrem religiösen 
Gruben es nicht sind, und ihnen Rechte einziiräiimen, welche den- 
selben nicht zukommen, und einem Beamten bleibe daher nichts An«*, 
deres übrig, als entweder gegen sein Gewissen zu handeln, oder gegen 
das Gesetz zu fehlen. 

Ebensowenig könnte der Bundesrath beabsichtiget haben, die 
Moral, diese unerlässliche Basis der öffi^ntlichen Ordnung, erschüttern, 
oder schwächen zu wollen. Dieser Entwurf, einmal mit Gesetzeskraft 
ausgerüstet, müsste aber der Moral die herbsten Schläge versetzen. 
Das Gesetz, indem es unter bestimmten Bedingungen eine gänzliche 
Lösung des Ehebandes gestatte, müsse, den einen Theil, der diese 
Scheidung wünsche, in Versuchung führen, diejenigen Gründe, welche 
immer sündhaft und in den meisten Fällen verbrecherischer Natur 
seieui herauf zu beschwören, um damit die Lösung nachzusuchen un 

ArcUv fty Kiicbenffchi. TU. ^\ 
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zu erhalten, sobald ihm seine Verbindung nur noch als ein Joch 
erscheine, dessen er sich je eher je lieber entledigte. Wenn man die 
Trennung nachsuche, »o habe man sehr oft schon während der ersten 
Verbindung unerlaubte Verhältnisse angeknüpft und unterhalten, oder 
man gelüste nach einer neuen Mitgift, um seine zerrütteten Vermö- 
gensverhältnisse und den verlornen Kredit wieder zu restanriren. Ob 
nicht das Thatsachet seien, Welche durch die Erfehrung konstatfrt 
seien?! — Die gleich unglücklichen Konsequenzen habe das Gesetz 
hinsichtlich d^s Friedens und der Eintracht unter 4en verschiedenen 
Familien und den Gliedetn der Familie selber, dieses Oesetz werde 
Zwietracht und Uneinigkeit im Schoosse der Familie zur Folge haben. 
Zuerst werde es die Eintracht lockern und die Scheidung vorbereiten. 
Eö Werde im Staate selber religiöse Streitigkelten fcur Folge haben, 
weiche immer, wie die Gescliichte lehre, zu unheilvollen Trennungen 
der schweizerischen Familie geführt haben. 

Dem Bündesrath könne ferner nicht die Abgeht zu Grunde ge« 
legen haben, in dem erwähnten Entwurf ein Mittel zur Proselften- 
macherei schaffen zu wollen zu Gunsten der einen Confession und 
auf Kosten der andern. Das Gesetz werde auch diese Folgen haben. 
Der Bundesrath solle sich den Schmerz eines Gatten denken, der durch 
die Trennung seiner Gemahlin, und der Kinder, die Öirer Mutter beraubt 
werden, zu deren Erziehung in Freud und Leid beide mitwirken sollten. 
Ob es nicht nahe liege, dass der unglückliche Vafer aus Sorgen oder 
Schmerz das Gleiche thue, d. h. sich wieder verheirathen möchte. 
Um dieses thun zu können, müsse der katholische Theil seine Re- 
ligion zum Opfer bringen, und verachteter Apostat werden. Solche 
Gedanken lägen in den menschlichen Neigungen und in der mensch«^ 
liehen Schwäche. 

Eine fernere Aufgabe der Bundesbehörden Bei es, unparteüsche 
Gleichheit unter den Confessionen Zu handhaben. Ob es nicht den 
Stempel der Ungleichheit trage, wtnn man die Katholiken Gesetzen 
unterstelle, welche sich auf die protestantische Lehre stützen, und 
welche Lehre der katholischen geradezu widerspreche. Ob nicht die 
Katholiken fragen könnten, mit welchem Recht man ihnen den Pro- 
tCfstantismus aufdränge, wie umgekehrt der Protestant die gleiche 
Beschwerde erheben könnte. 

Am Scliiusse ersuchen die Hochw. Bischöfe den Bundesrath, 
falls Abänderungen im Entwurf sollttn vorgenommen werden, diese 
ihnen mitzutheilen. 

Im Januar 1862 traten die Ständeräthe und die Nationalräthe 
wieder in Bern zusammen. Zunächst fand in den Sitzungen des 
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Ständerathes vom 14. und 15« Januax die Berathang des Ge- 
setzentwurfes Statt. Für das Gesetz sprachen namentlich Bnndesrath 
Dubs, Häberlin aus dem Kanton Thurgau als Berichterstatter der 
Oommission, welch« einstimmig den Gesetcs^ntwurf der Versammlung 
zur Annahme empfahl, Aepli aus dem Kanton 8t Gallen, und 
J eck er aus dem Kanton Solothum. Für Verwerfung erhoben sich 
zwei Freiburger, Rüttimann aus dem Kanton Zürich, Hettlingen 
aus dem Kanton Sishwyz (dessen Votum nach Form und Inhalt als 
ein Meisterwerk bezeichnet zu werden verdiente), und Mejer w» dem 
Kanton Luzern. Ein uns darüber in der AUg. Ztg. 1862 Nr. 18. 
vorliegende Bericht, d. d. Bern 15. Januar ist m düiitig, als dass 
si€h daraufhin eine Kritik der Reden geben Hesse. Mit 2d gtgvi 
13 Stimmen wurde das Gesetz (nach der Schw. K. Z. 1862 Nr. 7.): 
in folgender Fassung sanetionirt: 

Art. 1. lautet wie Art. t.* des anter dem 3. Februar pubüeirten Geseizta 
(oben S; 80»). . 

Art. 2. Die Gerichte bemrtheilen den FaJi nach dem Recht ibr^s Kantons 
in der Art, dass in Ermangelung einer für beide Confessionen ^emeioschaflliehen^ 
Matrimonialgesetzgebung, unter den Voraussetzungen, welche für den katholischen 
Theil die dauernde Trennung von Tisch und Bett begründen, jedenfalts fflr den 
protestantischen Ehegatten die gänelkhe Scheidung ausgesprochen werden soll. 

Art 3. Bie Bestimmungen über das Wie4erverfhelieba|igsrc$ch^ dies nith 
Art. 2. geschiedenen katholischen Ehegatten bleiben der kantonale«^ Gesetzgebung 
vorbehalten. 

Der Nationalrath votirte (nach der Frankf. Postztg. 1862 
Nr. 48.) am 23. Januar 1862 nach fünfstündiger Debatte mit 53 
gegen 30 Stimmen ^Eintreten auf das Gesetz i|ber den Gerichtsstand 
für die gemischten £hen,^ und beschloss für die Berathung als Basis 
die Annahme der Vorschläge seiner Commission. Diese Vorschläge 
wichen von den Beschlüssen der Ständeräthe sehr ab, deren Stand- 
punkt, tro.tzdem dass die nationalräthliche Commission aus lauter Ka- 
tholiken zusammengesetzt war, von ihnen weit überflügelt wurde. Mit 
55 gegen 20 Stimmen wurde das Gesetz in der Sitzung des National- 
rathes vom 25. Januar in folgender Redaktion angenommen (vgl. 
Frankf. Postztg. 1862 Nr. 52.) 

Art. t. in der vorhin angegebenen Fassung des StSiideraihes; Sodann nach 
dem Anträge der Commission des Nttionahrathes : 

Art. '2. Wenn Ebeieote verschiedene Confession -* «nier einer Gerichts- 
barkeit oder Giesetzgebung stehen, so ist die Klage auf Schei4.i}n|r belqji 
Bundesrathe .an&ubrjngen. 

Art. 3. Das Bundesgericht urtheilt nach bestem Ermessen; es wird die 
vollst&ndige Scheidung ausgesprochen in Fällen, wo die thatsächlichen Verhält" 
nisse einen ungestörten Fortbestand der Ehe nicht mehr gestatten. Jedoch invol-» 
virt die Scheidung f&r den featboUschen Tlieil nur die hQrcperMchen Folgen^ tideoi 

81* 
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der sakramentale Charakter der Ehe für denselben vorbehalten 
bleibt. 

Art. 4. Das Bundesgericht urtheilt auch tlber die accessorischen Fragen 
hinsichtlich des Vermögens und der Entschfidigung. 

Art. 5« Die Frage der Wiederverehelichang geschiedener Ehegatten bleibt 
der Geseitzgebung der H^hnadikaoione vorbeballen, ImnieriiiQ in dem Sinne, dass 
dem protestantischen Theil die Wiederverehelichung aas dem Grunde des Lebens 
und der kirchlichen Trauung des geschiedenen Ehegatten nicht verweigert wer- 
den dai'f. 

Art. 6. Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten auch fDr protestantische 
Ehen in katholischen Kantonen. 

Der Hauptredner gegen das G«setz war im Nationalr.ath Se- 
gesaer TOQ Luaer», für die Commissionaauträge sprachen namentlich 
die St GaÜBT Curti und Hoffmaun^ und der Aargauer Augustin 
Keller. Ueber den inlialt der Reden fehlen una aach hier die 
näheren Nachriehten. Was die Schw. JBLirchenztg. 19$2 Nr. 9. 
aoa den Keden der H^ren Cnrti und Keller zum Besten, gibt, 
deutet auf keine würdige, sondern auf eine wahrhaft wüthige Behand- 
lung der Sache von Seiten dieäer beiden Redner hin. Der national- 
räthliche Beschluss wanderte nun wieder an den Ständerath zur Be- 
ratbung zsxüjck. 

Auch im Ständerathe gewann schliesslich in Sachen der 
gemischten Ehen eine Richtung die Oberhand, welche für die katho- 
lischen Verhältnisse noch unerfreulicher lautete als die früheren Vor- 
schläge. Früher war wenigstens der sakramentale Charakter 
der Ehe für die Katholiken (dem entsprechend man für diese freilich 
auch nur die kirchliche Gesetzgebung und Jurisdiktion hätte ent- 
scheiden lassen sollen) im Gesetz ausdrücklich vorbehalten; jetzt 
wurde von der Mehrheit des Ständerathes auch dieser Vorbehalt ge- 
strichen (vgl. Schw. Kirchenztg. 1862 Kr. 11.) Im üebrigen 
wurde das neue Gesetz in der Sitzung vom 30. Januar 1862 (vgl. 
Frankfurter Postzeitung 1862 Nr. 64.) in der natloualräth- 
lichen Fassung und mit wenigen Abänderungen, jedoch auch mit 
Annalime des Bundesgerichts als forum für die Scheidungsklage von 
dem Ständerathe mit 21 gegen 12 Stimmen ebenfalls zum Beschluss 
erhoben. Da der Ständerath dem Nationalrathe schien Hauptgrund- 
satz, die kantonalen Gerichte, geopfert, so war zu erwarten, 
das» ' der Nationalrath sieh jetzt den wenigen Modifioationea noch 
fügen werde, wdche d(r Ständerath noch beschlossen hatte. 

In der Sitzung des Nationalrathes vom 3. Februar ,1862 
beantragte der Berichterstatter Herr W e d e r Zustimmung zum stände- 
riithUohn?n Beschlüsse vom 30. J^^nuar 1862, welche dann auch mit 
S8 gegen 22 Stimmen ertheiit wurde. (Vgl« Nene Zürcher Ztg. 1862 
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Nr. 37.) Vergebens kämpfte (wie die Schw. Eirchenztg. 1862 Nr. 12. 
berichtet) Wuilleret für kantonale Gerichtsbarkeit, er wurcle mit 
32 gegen 16 Stimmen abgewiesen, selbst Hungerbühler strengte 
sich unnützerweise an, sein Amendement ,' d a s s die Katholiken 
lant ihrem Dogma nicht zum zweitenmale bei Lebdn 
des andern Ehegatten sich verheirathen können, durch- 
zusetzen; ihm ward von Weder, Curti und Keller erwiedert, die 
Kantone seien hierjüber competent, im Bundesgesetz wolle man nicht 
Dogmatik treiben (Hörtl hört!) Ihnen ward von Fischer von Luzern 
und Rünzli von Solotimrn entgegnet, es diene wenigstend zur Be- 
ruhigung der Katholiken. Nichts I Dei" Antrag Hungerbühler ward mit 
BS gegen 22 Stimmen verworfen. Auch der letzte Anlauf Styger'a 
von Schwyz, das Gesetz erst mit dem 1. Januar 1863 in Wirksam- 
keit treten zu lassen, damit die Kantone wenigstens vorher noch ihre 
Gesetzgebung bereinigen könnten, wurde mit 83 gegMi 17 Stinmien 
abgelehnt und so Alles bis auf das Tüpfchen mit den Beschlüssen 
des Ständeraths in Uebereinstimmung gebracht. 

Das Gesetz tritt also jetzt in seiner neuen Fassung (diQ an der 
Spitze dieses Artikels abgedruclU ist), in Eiaft. t 

Gegenüber jener thatsächlichen Verletzung der • katiiolischtn 
Confession durch das in Rede stehende Gesetz klingt fes eigenthflm- 
lich , wenn der (katholische) Landammann Herrmann von Ob- 
walden als Präsident des Ständerathies in der Rede^ womit er diese 
Versammlung schioss, es für eine unriditige Ansieht i^rldärt, dass die 
Bundesbehörden die Freiheit der katholischen Confession zu beein- 
trächtigen bestrebt wären. Obendrein rühmt Herrmann in seiner Prä- 
sidialschlussrede , dass jenes Gesetz, sowie ein an anderer vom Na- 
tionalrathe im Einverständniss mit dem Ständerathe gefasster Beschluss, 
wornach die Freiburger Regierung ihr Feiertagsgesetz zu 
Gunsten der Protestanten abändern soll (vgl. darüber Schw. K. Z. 1862 
Nr. 11.) einzig der Beharrlichkeit des Stähderathes zu verdanken 
sei; gibt aber selbst zu, dass es bestritten werden könnte, ob diese 
beiden Entscheidungen mit einer strikten Auslegung des Art. 44. der 
Bundesverfassung vereinbar seien (vgl. Schw. K. Z. 1861 Nr. 13. 15.) 
Wir werden auf Jone Feiertagsirage , auf die Angelegenheit des durch 
den Beschluss des Grossen Raths des Cantons Zürich vom 
2. März 1862 mit 157 gegen 22 Stimmen (aus Habsucht nach kathol. 
Kirchengut und ausHass gegen kathol. Ordensleben) aufgehobenen Klo- 
sters Rheinau, und andere Beschwerdepunkte der Katholiken der 
Schweiz im Archiv zurückkomnaen. Auch werden wir in^ A^cjl^iv 
d^nnäehst eine uns b^ereits vortiegende aii»führUebe Abhandlung Tier- 
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(tf eafliehen : über den gegenwärtigen Bechtsznstand der 
katholischen Kirche im Kanton St. Gallen. 

V« HTlIrtteiiBlierir* 

Der fegenwftrtige Stand der kathötisch-kirchiielien Angelegen- 
heiten in Württemberg. (1862.) 

Kacbdem die WQrtteinbergiscbe Kammer der Abgeordneten, obne anf den 
von der li6nigl. Staatsregierung mit sebr einlAsslichen Motiven vorgelegten 6e- 
seizesentwurf, betreifend die Regelung einiger VerhfiUnisse der 
katbollschen Kirche zur Staatsgewalt, einzugehen, die mit dem heiligen 
StaUe abgesehloasene Convention, durch Annahme des Antrags der Minderheit 
der staatsrecbtüchen Commission en .bloc verworfen hatte, erkUrte die k&nigi 
. Regierung, ohne die erste Kammer vorher gehört zu haben, durch 
Rescript vom 13. Juni 1861 den abgeschlossenen Vertrag als geschei- 
tert and ohne alle rechtliehe Verbindlichkeit. (Archiv TL Band 
S. 4m IT) 

Die Kammer der Standcsherrn liat am 19. October IMI deshalb Beschwerde 
und Protest gegen das Rescript vom U. Juni 1861 erhoben. (Vgl. Deutsch. Vbl 
1861. Nr. 244.) Ausführliches über diese denkwürdige Sitzung im folgenden Hefte 
des Archivs. 

Wir envfthnten bereits im Archiv VI. S. 414 f. den Protest des bischöf- 
lichen Ordinariates von Rottenburg gegen m eihseliige staatliche Regelung der 
katbillis<li-*kirchMhen Verhaltnisse und der sich dem Ordiaariate anschiies- 
«esaden Erkl&rung des Klerus auf der Versammlung zu i£rbach vom 1. Angast 
1861, welcher vor und nach die $8mmtii(^e Württembergische katholische Geist- 
lichkeit beitrat. (Vgl. die Erklärung des Erbacber Comit^'s, Deutsch. Vbl. 1861. 
}9r. 2fl6.) Def pApstlfche Stuhl erhob einen Protest, welcher nach der Ueber- 
setzottK (a^dtemitliyeniscben) im Deutsch. Yolksbl. 1881 Nr. 254. also lautet: 

1. Note des Cardinal-Staatssecrelirs Antonelii vom S. .August 
1861 an den könig I.W Ort tembergisrhen Minister Freiherrn v. Hügel. 

Aas dem geschätzten amtlichen Schreiben, wekhes Eure Exceilenz, dd. 12. 
Juni I. J., mir zukommen Hessen, hatte ich den von der Kammer der Abgeord- 
neten jenes Königreichs gefassten Beschluss kennen zu lernen , die von dem hei- 
ligen Stuhle mit Si*. Majestät dem Könige von Württemberg am 8. April 1857 
abgeschlossene Conv^tion als nicht verL)indlicJh zu betrachten, sowie die darauf 
eifalgte Zurücknahme der königl. Verordnung vom 2i. December, betreffend die 
Ausführung des Concordats. Desgleichen erfuhr ich aus demselben. Schreiben 
Euer Exceilenz von dem von Sr. MjyestSt ergangenen Befehle, nicht blos an die 
Stelle des bereits vorgelegten Gesetzesentworfes, sondern an die Stelle der längst 
pubficirten ganzen Convention einen neuen Entwurf auszuarbeiten, welcher 
hefattts der Regelung des Verhältnisses zwischen Kirche und S4aat auf dem Gesetz- 
f^baogswege von den Kammern berathen werden solle. 

Kaum hatte ich diese Mittheilung erhalten, so machte ich es mir zur 
Pflicht, dieselbe der Einsichtnahme des heiligen Vaters zu imterstellen. Ich darf 
die Bemerkung nicht zurückhalten , welch* peinvollen Eindnick diese Nachricht 
auf das GemÜih Sr. Heiligkeit Wvo^ljrachte, Weidie, als Sie die Rand zum 
AbacUoase des ConcahMtes b«ien, "Aas Y^raaen hegten« die fMUitr eiboboien 
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Scbwierigl^eiten beseitigt and endlich erreicht za haben, der Kirche und dem 
Staate eine Aera des Friedens und der vollkommenen Eintracht zosichem ^a 
können. Da Dieselbe nnn Ihre Hoffnungen getSascht sehen, Sich aber dnreh die 
heiligre Pflicht des Oberhauptes der katholischen Kirche unzweifelhaft verbunden 
wissen, wider einen Act zu opponiren, mit welchem sowohl an der Freiheit der 
Kirche » als an der Ehre (decoro) der beiden hohen Contrahenten eine Rechts* 
Verletzung vollbracht ist; so haben Sie mir den Auftrag gegeben, Eurer Excellenz 
unverweilt folgende Verwahrungen und Bemerkungen in der Gewissheit mitzQ- 
tbeilen, dass dieselben bei der königl. Regierung geziemende Würdigung finden 
werden. 

Als man den Verhandlungen über das Concordat Raum gab, hatte einer- 
seits die königl. Regierung und andererseits der heilige Stuhl die feste und über- 
legte Absicht, zu einem Abschlüsse zu gelangen, mittelst dessen das Verhältniss 
zwischen Kirche und Staat geordnet werden,^ und welcher den wahren Charakter 
eines beiderseitig verpflichtenden Vertrags haben sollte. Dies findet seinen Beweis 
ebensogut in den Namen der resp. Bevollmächtigten, welchen die Instructionen 
für die Verhandlungen behufs des Abschlusses übergeben worden waren, als 
selbst in der Form des von den beiderseitigen Bevollmächtigten unterzeichneten 
und nachher in der herkömmlichen Weise von den beiden höhen Contrahenten 
ratlficirten Actes. Damit aber auch nach der Unterzeichnung die Natur dester- 
trags noch besser constafirt würde, haben sowohl der heilige Stuhl als die köhlgl. 
Regierung in Gemässheit des UebereinkQmmens mit der Ausführung einzelner 
Funkte, worüber man einig geworden war, sofort begonnen. 

Da nun gezeigt ist, dass die Convention in Wahrheit den bestimmten 
Charakter eines beiderseitig verpflichtenden Vertrags hat, so werden Eure Ex- 
cellenz wenigstens zuzugestehen geneigt sein, dass derselbe seine Kraft und 
Giltigkeit nicht verlieren konnte durch einen Beschluss, welcher nur von Einem 
der berathenden 3taatskörper ausgegangen ist, der geglaubt hat, in eigener Macht- 
vollkommenheit und ohne sich an den andern stipulirenden Theil zu wenden, 
denselben als nichtig und nicht bestehend erklären zu können. 

Zar Vertbeidigung solchen Beginnens von Seite der würUembergischen 
Kummer könnte man sich auf die Verpflichtung berufen, welche Sr. Majestät dem 
Könige durch das Staatsgrundgesetz auferlegt ist, welches für die Aenderung.der 
bestehenden Gesetze die Zustimmung dtr Kammer erfordert. Der heilige Stuhl 
bat nicht ermangelt, seiner Zeit einer solchen Verpflichtung Rechnung zu tragen, 
and um die Verantwortlichkeit, welche auf dem Souverän lastete, pünktlich sicher 
zu stellen, hat er sich nicht geweigert, in die Convention den Artikel XII. einzu- 
reihen und hat ohne Widerrede die souveränen Vorbehalte angenommen, welche 
dem Acte der Ratification beigefügt worden sind. Daher werden diese Vorbehalte 
dem vollendeten Vertrage nichts von seiner Kraft benehmen, noch hätten sie in 
gewissen Fällen, die eintreten konnten, denselben als Ganzes zerstören können; 
sondern sie durften nur die Ausführung jener einzigen Punkte Insolange suspen- 
diren. als die Kammern auf constitutiouellem Wege die büi-gerliche Gesetzgebung 
mit dem — mit dem heiligen Stuhle getroff'enen Uebereinkommen nicht ausge- 
glichen hätten. 

Eure Excellenz werden sofort nicht bestreiten, dass bei den Unterhand- 
lungen der heilige Stuhl ohne Verletzung der schuldigen Rücksichten für Se. 
Majestät, deren Loyalität ihn^ wohlbekannt war und wohlbekannt ist, nicht f)ra- 
gen and noch viel weniger die Art und Weise erörtern konnte, wie es die Regie» 
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• 
rung angehen wftrde, am die nothwendig werdende ZiirQcknahme bewerkstelligen 
zu können, and dass und wie sie zarnclchaiteA solUe, bis dieselbe Regierang 
einen pausenden and wirksamen Modus gefunden hfitte, am von den Kammern 
die vorgeschlagene Aenderangr der Gesetze zu erlangen. 

Beschrihikt sieb somit der Recurs an die Kammern lediglich auf die zur 
Aenderung in Aussicht gestellten Gesetze, in Betreff welcher aach vom heiligen 
Stuhl der Vorbehalt angenommen war, so werden Eure Eicellenz wohl verstehen* 
welches Staunen es in dem Geiste des heiligen Vaters erregen musste, als er zo 
erfahren hatte, dass die Kammer, weit entfernt, sieh allein mit der Prüfung der 
— mit bestehenden Gesetzen in Widerspruch tretenden Punkte zu begnt^en, 
forderte, dass die ganze Convention auch in den unter diesen Gesetzen nicht 
begriffenen Punkten als durchaos ongiltig erklärt werde. 

Bei solchen Betrachtangen, voraus sieh daä gute Recht des heiligen Stuh- 
les ergibt, sowie die Unmöglichkeit, dem von der Kammer gefassten Beschlösse 
beizustimmen, will der heilige Vater an der Hofltiung festhalten, dass man seinen 
Reclamatlonen Gerechtigkeit widerfahren lassen und die vertragsmassig abge- 
schlossene Vereinbaning achten werde. Mfisste aber dennoch der heilige Vater 
den Schmerz habeB, seine Forderungen zurOckg^wiesen und die gefasste Ent- 
schliessung festgehalten zu sehen, für diesen Fall finde ich mich genOihigt, Ihnen 
in seinem Namen zu erklftren» dass derselbe heilige Stuhl sich der mit der abge- 
schlossenen Vereinbarung eingegangenen Verpflichtungen für entbunden halten 
und die Concessionen , welche darin der königl. Regierung gemacht worden sind, 
künftig als durchaus kraft- und wirkungslos geworden erachten und folgerichiig 
dem Herrn Bischof von Rottenbarg bedeuten müsste, dass er in der ganzlich 
ungeschmftierten (in tutta la estensione) Ausübung sowohl jener Rechte, welche 
ihm nach göttlicher Anordnung eigen sind, als auch aller andern, welche ihm 
nach der allgemeinen, vom heiligen Stuhle gutgeheissenen Disciplin der Kirche 
für die regelmässige Verwaltung des ihm anvertrauten Hirtenamtes zukommen, 
sich hiernach zu richten habe. 

Insoweit endlich Eure Excellenz mir den ungefähren Weg einer gleich 
guten Regelung des Verhältnisses der Kirche zum Staate anzudeuten die Güte 
hatten, so mass ich Ihnen offen aussprechen, dass mir die Pflicht obliegt, im 
Namen des belügen Stahles laut zu protestiren gegen die Verfügungen, welche 
getroffen werden wollen, da man niemals zugeben kann, dass von der weltlichen 
Gewalt Gesetze Ober kirchliche Angelegenheiten ausgehen und die Rechte bestimmt 
werden, weiche der Kirche zukommen, als ob diese nicht durch ihre eigene 
Natur jene Rechte als hihärente in sieb trüge, welche von ihrem Bestände als 
vollkommener und von der bOrgeriichen GeSvalt unabhängiger Gesellschaft sich 
ableiten. Und um so mehr Grund hat man, sich zu verwahren, da man nicht 
blos vorbat, künftig die Kirche den etwa rrgohenderi Gesetzen zo unterwerfen, 
sondern f\e auch sogar noch allen jenen Veränderungen preisgeben will , weltiie 
sich aus der Natur des in Württemberg geltenden Repräsentativsysiems ergeben 
können. 

Soviel hatte ich in AusfQhrnng der Aufträge des heiligen Vaters Karer 
Cxcellenz mitzutheilen und ich benütze den gegenwärtigen, wenn gleich verdriess- 
lichen Anlass, am etc. etc. 

J. Card. Antonelli. 

Unter dem 16. September 1861 legte der Chef des Departements för Kir- 
eben- and Schalwesen» Staatsralh von Golther (welcher die Stelle des abgetrete- 
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nen Sltatsraiiis von Ramelin erbteU) den StiBden und gleiebteltlg auch dem 
bisctiOflldien Ordinariate den Entworfeines Gesetzes, tietretrend ^e Rege- 
hing des Verliältnisses der Staatsgewalt zur kathalisclien KirdM Im Lande vor. 

In dem Begleitsclireiben za diesem Entwurf^ Iwnerkt er unter ande- 
rem: es sei, wie selion in dem Rescripte vom J3. Juni i861 ausgesprocben, nun- 
melir die Aufgabe, das Verhällniss der Staatsgewalt zur iLathoUscben Kirche im 
Lande selbststfindig auf dem Wege der Landesgesetzgebung zu 
regeln. DWs bezweclie der Gesetzesentwnrf. Unter feziehnng auf die beson- 
deren Motive zu demselben bemerkt er sodann: der schon seit Jahrzehenfen 
angestrelne Zweck einer befriedigenden Regelung des Verhiltnisses der Staats- 
gewalt zur katholischen Kirche iin Lande könne ^ wie aus den bisherigen Er- 
falirungen und aus einer richtigen Auffas&ung des Verhfittnisses von Siaat und 
Kirche klar erhelle -— nur dann erreicht werden, wenn man einerseits die Selbst- 
ständigkeit der katholischen Kirche in Ordnung und Verwaltung ihrer 
inneren Angelegenheiten znr Grundlage nehme, andererseits dem oberst- 
hoheitlichen Aufsicbtsrecbte der Staatsgewalt, welches auf das Entschie- 
denste gewährt bleiben niQsse, fOr seine Ausübung solche Formen anweise, dass 
daaeben die Aatonomie der Kircbe nicht beeiBträchtigterscheine. 
. In ersterer Ikziehung sei, das Princip der SelbststHndigkelt der 
Kirche in ihren inneren Angdegenheiten, welches z. B. in Preussen 
erst durch die Yerfassuagsuikuade vom 3t. Januar 1850, in Baden erst durch 
das Gesetz vom 9. October 1800 seinen Ausdruck gefunden habe, schon in der 
wflrttenibergiscbea Verfassung von 1819 ausdrfldtlieh anerkannt. 

Nach $. 70. dieser VerfassungsnrkttiMie sollen 

»die Anordnungen in Bei reflT der inneren Angelegenheiten der ver- 
fassungsmassigen Autonomie einer Jeden Kir^e fiberlassen bleiben,« und in $. 78. 
werde fQr die kathdiische Kircbe Insbesondere der Grundsatz der Selbstständig- 
keit mir folgenden Worten n&ber bestimmt: 

»Die Leitung der inneren Angelegenheiten der Kircbe steht dem Landes- 
bischof nebst dem Domkapitel zu. Derselbe wird in dieser Hinsicht mit dem 
Kapitel alle die|onigen Rechte ausüben, welche nach den Grundsätzen des katho- 
lischen Kirchenrecbts mit jener Würde wesentlich verbunden slnd.c 

Diese Bestimmungen seien nur seither nicht, oder Jedenfalls 
nicht vollständig vollzogen worden und sollten nun endlich zur 
Wahrheit werden. 

Was auf der anderen Seite die Art und Weise der .Vusübung des staat- 
lichen Aufsicbtsrecbtes anbelange, das dem Princip nach in §. 71. Satz 1. 
der Yerfa$sungsnrfconde sieh gewahrt finde, so enthalte letzter mehr nichts als 
in §. 79. die Bezeichnung der Behörde» durch welcbe das staatliche Aufsicbts- 
recht auszuQben sei, und soweit es sich um die verordnende Tbätigkeit des 
Bischofs handle, in $. 72. Satz 2. auch die Bestimmung der Form, in welcher 
das staatliche Aufsichtsrecht zu Oben sei i). 



1) §. 72. der Verfjassungsurkunde lautet: 

.Dem Könige gebührt das obersthoheitliohe Schutz- und Aufsichtsrecht Ober 
die Kirchen. Vermöge derselben können die Verordnungen der Kirchengewalt ohne 
vorgangige Einsicht und Genehmigung des Staatsoberhauptes weder verkündet noch 
vollzogen werden. ** 

§. 79. Die in d«r Staatsgewalt begriffnen Rechte Über die katholische Kirche 
werden von dem Könige dnreh ebie •»* katboUaeban lfi<s^fed«m hestehoide fiehördo 
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Dagegen seien in der Verfassnogsttitoiide ftber die Art und Weise, wie 
des Staat liclie Aofaicbtarecbt von Jener «Bebftrdp, gegenüber der verwaltenden 
TbStlgkeit des BisclioA im Einzelnen zu Oben sei, lieine näheren Bestimmnngen 
gegeben. Sine nftbere and znsaromenbingende Becrelong des Staatsanfsiebtsrecbts 
gegenober der Itatbotiseben Kirche auf dem Wege der Staatsgesetegebnng ersdieine 
daher dringend angezeigt. 

Hiebet bandle es sich um Herstellnng eines wohlgeordneten Ein- 
lilangs zwischen dein staatlichen Aofsicbts- und dem kirchlichen 
Selbstverwaltungsrechte. Das Bedtlrfhiss einer nftheren Regelqng dieses 
Verhältnisses trete in der Gegenwart besonders dringend ben'or. Es seie diese 
Erscheinung keine isolirte. Auch in anderen Lebensgebieten mache sich heutzu- 
tage das Streben nach einer freieren Bewegung, ein gewisser Rück- 
schlag gegen die allzofingstliche Bevormundung der einzelnen im 
Staate vereinigten Lebensgebiete durch die Staatsgewalt geltend. 

Auf dem kirchlichen Gebiete trete die Forderung einer freieren Bewe- 
gung mit um so grosserer Beffimmtheit auf, weil die Klrefae sieh ihrem Wesen 
nach auf einem eigenen se1bstständigenLebensg«bfete in der Spbfire 
des religiösen Lebens bewege, und weil die ^Staatsgewalt nur dnrcb eine 
gänzliche Yerkennung des richtigen Verhältnisses von Staat nnd Kirche dahin 
gelangen kOnne, in die inneren AngeiegenheKen der Kirche sich zu mischen. 

Auf der anderen Seite mOsse die Staatsgewalt -auch darüber wachen kön- 
nen nnd wachen, dass die Kirciengewalt nidit in das weltliche Gebiet Ober- 
greife, oder Beftignisse in Anspruch nehme, wekhe mit dpi; Seiieit des Staates, 
oda* mit den StaaCsgesetzen in WidersiNrucb stflnden, aie.mOsse. dafür sorgen, 
dass die Kirche nicht den Rechten und Interessen des Staates oder der in dem- 
selben* befindlichen anderen Confessionen zu nahe trete. 

Die durch Rescript vom 13. Juni 1861 in Aussicht' gestellte , ausdrückliche 
Erklärung, dass in Folge des Beschlusses der Kammer der Abgeordneten vom 
16. März 1861 der mit der römischen Curie unter dem 8. April 1857 abgeschlossenen 
Uebereinkunft eine rechtliche verbindende Kraft nicht zukomme, 'sei 
im letzten Artikel des Gesetzesentwurfs nebst den dazu gehörigen Erlfioterungen 
niedergelegt. 

Der Bisehof von Rottenhnrg erhob alsbald gegen jenen 
Gesetzentwurf unter dem BO« Seiitember 1861 einen neuen Protest. (Vgl. 
Deutsch. Volksbl. 1861. Nr. 1)54. Gorrespendenz aus Rottenbosg dd. 28. Octo- 
her, und Dr. {7%rs Sonntagsblatt imtNr.U. S. 346;) 

Der DeparXementscbef des Kirchen- und Schulwesens brachte bei den Stän- 
den gleichzeitig auch noch einen weiteren Gesetz es entwurf ein, welcher nach 
der Annahme durch die Kammern (in der zweiten Kammer am 27. November 
mit allen Stimmen gegen die des Domcapituiaren v. Ritz; in der ersten Kammer 
am 19.. December 1861 mit 17 gegen 12 Stimmen) bereits als Gesetz publidrt 
wurde wie folgt: 



ausgeäbt, wekhe auch belBeaetiimg geistliofaer Aemter, di« von dem Könige abhängeiii 
jedaamal «m ihra Voraehläga vernommen wird." 
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2. Gesetz vom 23. Januar 1862 

betreffend die (staatliche) Dispensation von dem Ehehindemisse der Verwandt- 

Schaft oder Schwlgerschaft bei Eingehung gemischter Ehen. 

(Aas dem Reg.-Bl. fOr das Königreich Wfirttembefg 1862. Nr. 4.) 

Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Wflrttemberg. 
Nach Anhörung Unseres Geheimen Rathes ufd unter Zustimmung Unserer 
getreuen Stande verordnen und verfQgen Wir, wie folgt t 

Einziger Artikel. 

Christliche Brautleute von verschiedenem Glaubensbeleenntnisse haben sich, 
auch wenn sie beiderseits einer vom Staate als Körperschaft anericannten 
Religionsgeseliscbaft angehören (vgl. Art. 2., Ziff. 2. des Gesetzes vom 1. Mai 
1865 [abgedruclLt im Archiv Bd. 11 S. 5S3]), mit ihren Gesuchen um Dispen- 
sation von dem Ehehindemisse der Verwandtschaft oder SchwSgerscliaft an das 
im Art. 14. des angezogenen Gesetzes (vgl. unten S. 328 Note) 
genannte bfirgeriiche Gericht zu wenden, welches nach den daselbst 
bezeichneten Grundsätzen und Vorschriften darflber zu entscaeiden hat. 

Nach der auf solche Weise erlangten Dispensation darf die kirchliche 
Trauung nach den Bestimmungen jenes Gesetzes stattfinden, falls aber die im 
Art. 2., Ziff. L desselben [Im Archiv Bd. JI. S. 5S3] erw&hnten Umstände ein- 
treten, können die Brautleute die Ebeschliessung vor der bOrgcrlichen 
Behörde nach Massgabe des gedachten Gesetzes und mit den darin bezeichneten 
Wirkungen verlangen. 

Unser Ministerium der Justiz und des Kirchen- und Schulwesens sind mit 
der Vollziehung dieses Gesetzes beauftragt. 

Gegeben Stuttgart den 23. Januar 1862. 
Wilhelm. 
Der Juatizminister: Der Chef des Departements des Auf Befehl' des Königs, 
KUrchen« und Schulwesens : der Chef des geh. Cabinets 
IfÜchter^pUOer, QoUher. Jiauckr. 

Als jenes Gesetz im Ent\iiirfe vorgelegt wurde, begleitete es der Departe- 
mentsehef, Staatsrath von Golther mit folgenden Bemerkungen: 

Dieser Gesetzesentwurf sei dadurch hervorgerufen , dass das bischötliehe 
Ordinariat seit einigen Jahren den Grundsatz angenommen habe, die nach 
der bestehenden hinrichtung ihm zukommende Dispensation von dem Ehehinder- 
nisse der Verwandtschaft und Schwägerschafl bei gemischten Ehen an äie Be- 
dingung zu kpüpfen, dass die aus der betreffenden Ehe zu erwaneaden Kinder 
in der katholischen Confesaion erzogen werden, beziehungsweise, wenn eine 
solche Zusage von den Nupturienten nicftt gegeben w^urde, die fOr Eingehung 
der Ehe erforderlidie Dispensation in verweigern i). 

Eine Abhftlle zu dieser Beziehung sei dringend gehoten. Schon die Rück- 
sicht der Parität erheische dieses. 



1) Dies geschieht «iobt erst seit eisigen Jahren, sondern sebmi langa 
und hätte innmer geschehen sollen. Unter dem alten regime des f Bischofs von 
Keller und sede vaeante mochten vieUeicht, aus bekannten Gründen, solche Dispensen 
bei gemisohten Ehen ertfaeUt worden sein. Unter dem gegenwärtigen Bischöfe 
Joseph ist es nicht geschehen. -- Ausser der VerwefgeruBg katholischer Kinder- 
ersiehung können übrigens auch noch andere Gründe das bischöfliebe Ordinariat 
bestixnmeDi die Dispens au Terweigem. 
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Nicbt minder werde eine entsprechende Massnahme durch die Erwa^ng 
grerordert, dass die Rechte des Staats in Beziehaog auf die bOrgerllche Seite der 
Ehe nicht verborgt and das Recht der Eltern die Erziehnnfsreligion ihrer Kinder 
frei za bestimmen, ni^ht beeintrSchtigt werden dthfe. 

Eine wiitsaroe Abhülfe sei bei der dermalen bestehenden Gesetzgebnng 
nicht mdglich gewesen. Deiyi das Reiigionsedikt vom 18. October 1806 nnd ein 
Dekret des Itönigl. Ehegertchts vom 3. September 1807 verlange bei gemischten 
Ehen, denen ein Hlndeniiss im Wege siehe, eine beiderseitige, d. h. eine von 
beiden EhegericbtsbehOrden ausgehende Dispensation, and es konnte somit im 
Falle der Verweigernng der letzteren dnrch das bischöfliche Ordinariat auch der 
Geistliche des evangelischen Theils. der Im Uebrigen nach dem Gesetze vom 
1. Mai 1855 zur Vornahme einer solchen Trauung zostflndig gewesen wSre, die 
letztere nicht vornehmen. 

Ebensowenig konnte, wenn sAmmtliche fhr die Tranung zuständige Geist- 
liche dieselbe verweigerten, die im Gesetze vom 1. Mal 1855 aushölfswefse zuge- 
lassene Civilebe Platz greifen, well letztere iiach Art. ?. dieses Gesetzes not dann 
zulässig ist. w enn kein in der Staatsgesetzgebnng anerkanntes HInderniss vorliegt, 
während die Blutsverwandtschaft und Schwägerschaft Ehehindemisse sind, welche 
auch die Staatsgesetzgebung anerkennt. 

Der Gesetzosentwurf schlägt nun vor, dass in dem bezeichneten Falle in 
Zukunft'nur Eine und zwar eine rein staatliche Behörde die Dispen- 
sation zu prthPilen habe und doss, wenn daraufhin die klrchflrbe Trauong 
von dem Geistlichen sowohl des einen, als des andern Theils verweigert würde, 
die Brautleute das Recht haben sollen, nadi Massgahe des Gesetzes vom 1. Mal 
1855 eine Civilehe einzugehen*). 

Auf die Kammerverhandlungen Ober jenes Gesetz kommen wir im Zusam- 
menhange mit der ausführlichen Erörterung des Staatskirchengesetzes vom 
30. Januar 18«2 und dessen Motive u. s. w. in einer Abhandhing im folgenden 
Hefte des Arcqivs ztfrOck. (Vgf. auch Archiv VR 164.) Wir lassen hier einst- 
weilen statt des Entwurfes bereits das Gesetz selbst folgen, indem wir in den 
Anmerkungen die hauptsächlichsten Abw^eichnngen von dem Entwürfe und von 
den früheren staatlichen Verordnungen bezeichnen: 

3. Gesetz vom 30. Januar 1862, 
betreffend die Regelung des Verhältnisses der Staatsgewalt zur katholischen 

Kirche." . 
(Aus dem Regier.-Bl, für das Königr. Württemberg 1862. Nr. 5). 
Wilhelm, von Gottes Gnaden Könift v^n Württemberg. 
Zur näheren Regelnng des VerliSltnisses zwlsehi^n dem Staat m^d der ka- 
tholischen Kirche verordnen und verfügen Wir nach Anhänmg Unseres Geheimen-' 
Rathes und unter Zustimmung l^nserer getrenen Stände, wie f^gt^ 

1) Früher war das impedimentum ligaminis in Württemberg anerkannt; seit 
einigen Jahren trauen protestantische Geistliche auch solche Katholiken , welche ge- 
schiedene Protestanten noch bei Lebzeiten des anderen Gatten hdirathen. Die üinspracbc 
der katholischen Kirche war fiftn.chtlo0. Vgl. übrigens Scburer im Archiv Bd. YII. 
S. 19. 28 ff. 

Es scheint dieses ein bequemes Mittel zur Proselytenmachere! zu sei&. 

vgl. Zur Orientimng über die gemischten Ehen in Oesterreich und 
andere damit verwandte Fragan von Prof. Pr. Jos, Ftä$ler. Wien bei Karl Gerolds 
Sohn 1861 Schulte Über gemischte Ehen vom Standpunkte der Parität. Prag^ 1862. 
und oben S. 310 ff. über das Schweizer Gesetz in Betreff der Scheidung gemischter 
Ehen. 
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Art. 1. Die von dem Erzbiscbof, dem Bischof und den übrigen kirebltcben 
Behörden ausgehenden allgemeinen Anordnungen und Kreisschreiben an die Geist- 
lichkeit und Diö7.esaueQ, wodurch dieselben zu Etwas verbunden werden sollen, 
was nicht ganz in dem eigeuthOmlichen Wirkungskreise der Kirche liegt , sowie 
auch sonstige Erlasse, welche in staatliche oder bürgerliche Verhältnisse ergrei- 
fen, unterliegen der Genehmigung des Staates. Solche allgemeine kirchliche An- 
ordnungen und öfTeniliche Erlasse dagegen, welche rein geistliche Gegenstände 
betreffen, sind der Staatsbehörde gleichzeitig mit der Verkündigung zur Einsicht 
miizuiheileu. 

Denselben Bestimmungen unterliegen die auf Diöcesan- und Provinzialsynoden 
gefassten Beschlüsse; ebenso die päpstlichen Bullen, Breven und sonstige Erlasse, 
welche immer nur von dem Bischof verkündet und: angewendet worden dürfen. 

Die vorstehenden Bestimmungen treten bezüglich der Verordnungen der 
Katholischen Kirchengewalt an die Stelle des hiedurch . unter Beobachtung der 
Vorschrift des §• 176 der Verfassui^^rkunde aufgehobenen zweiten Satzes des 
S» 72. der Verfassung surkunde ^). 

1) Die landesherrliche Verordnung vom 30. Januar 1830 enthielt in Betreff des 
Placet folgende Bestimmungen: 

§. 4. Die von dem Erzbischof und den übrigen kirchlichen Behörden aus- 
gehenden allgemeinen Anordnungen Kreisdchreiben an die Geistlichkeit und Diöcesa- 
nen, durch welche dieselben zu etwas verbunden werden sollen, sowie auch besondere 
Yerfügungen von 'Wichtigkeit, unterliegen der Qenehmigung des Staates und können 
nul* mit der ausdraoklichen Bemerkung der StaAtagenebmig^mg (Placet) kandgemaoht 
und erlassen weiden. Aaoh solche allgemein kirchliehe Anordnungen ui^ öffeatliehe 
Erlasse, welche rein geistliche Gegenstände betreffen, sind den Staatsbehörden zor- 
£inaicht vonsulege», und kann deren Kundmachung erst dann erfolgen, wenn dazu 
die Staatsbewilligung ertheilt worden ist. 

§. 5. Alle römischen Bullen, Breven und sonstige Erlasse müssen^ ehe sie 
kund gemacht und in Anwendung gebracht werden, die landesherrliche Genehmigung 
erhalten und selbst für angenommene Bullen dauert ihre verbindende Kraft und ihre 
Gültigkeit nur solange, als nicht im Staate durch netfere Verordnungen etwas anderes 
eingeführt wird. Die Staatsgenelunig^ng ist aber nicht nur för alle neu ersoheinenden 
päpstliphän Bullen und Constitutionen, sondern auch für alle fi^uberen papatUdieii 
Anordnungen nothwendig, sobald davon Gebrauch gemacht werden ikiII. 

Die köuigU Verordnung vom 1. März 1853 enthält folgende Bestimmungen: 

§. 2. (anstatt §. 4.) Die von dem Erzbiscbofe^ dem Bischof und den Übrigen 
kirchlichen Behörden ausgehenden allgemeinen Anordnungen und Kreisschreiben an 
die Geistlichkeit und DiÖcosanen, wodurch dieselben zu etwas verbunden werden 
sollen, was nicht in dem eigenthümlichen Wirkungskreise der Kirche Ijegt, sowie 
auch sonstige Erlasse, welche in staatliche und bürgerliche Verhältnisse eingreifen, 
unterliegen der Genehmigung des Staates. Solche allgemein kirchliche Anordnungen 
und öffentliche Erlasse, welche rein geistliche Gegenstände betreffen, sind der Staats- 
behörde gleichzeitig mit der Verkündigung zur Einsicht mitzutheilen. 

§. 3. (anstatt §. 5.) Alle geistlichen BuUen, Breven und sonstigen Erlasse 
dürfen nur von dem Bischof und nur unter den Voraussetzungen von §. 2. verkündet 
und angeordnet werden. 

Die württembergiaohe. Verfaasungaujrkunde enthält §. 72. die Bestimmung: 

„Dem Könige gebührt das obersthoheitliche Schutz- und Aufsichtsrecht über 
die Kirchen. Vermöge desselben können die Verordnungen der Kircheugewalt ohne 
vorgängige Einsicht und Genehmigping d^s Staatsoberhaupts weder verkündet noch 
vollzogen werden. 

In Betreff der Abhaltimg voa Synoden heisst es in der Verordnung vom 
80. Januar 1830: 
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Art. 2. Das Ernennongsrerlit des Staates za katboltseben KlrehensteHen ist, 
soweit es nicbt auf besonderen Rechtstfteln, wie namentlfeb Cent Patronat, berabt, 
aaiJl^eboben. 

Auf die Anstellang von Gelstlicben beim Militär und ötfentlichen Anstalten 
findet diese Bestimmung Iceine Anwendung. 

Die vorm&ligen Patfonatsrecbte der Gemehiden nnd Stiftungen bleiben mit 
dem Patrons I der Krone vereinigt. 

Art. S. Die Zulassung zu einem Kircbenamte ist durcb den Besitz des wört- 
tembergiscben StaatsbOrgerrecbis , sowie dnrdi den Naebwels einer vom Staate^) 
fDr entsprerbend erliannien wlssenscbaftlicben Vorbildung bedingt. 

Art. 4. Die Kircbenftmter, welche nicbt von der SCaatsregierung selbst ab- 
b&ngen, liOnnen nur an Solche verliehen werden , welche nicht von der Staatsre- 
gierung unter Anführung von Thatsachen als ihr in bflrgerlfcher oder politischer 
Beziehung missfllllig erklärt werden. . 

In Betreff der Besetzung des bischOflidien Stuhles, der Kanonikale und der 
Domkaplaneien bleibt es bei dem Verfahren, wie solches in der Bulle Ad dorainici 
gregis custodiam vom It. April 1827 und in dem dazu gehörigen Eriauternngs- 
Breve vom 22. MArz 1828 beschrieben ist, .«^owie bei den Bestimmungen des Kö- 
niglichen Fundations-Instrumentes vom 14. Mai 1828 Ober die Eigenschaften der 
zu W&hlenden. 

Art. 5. Die $$. 47. und 48. der Verfassungsnrkunde finden auf katholische 
Kirchendiener bei Verfeblangen, welche dieselben sich hinsichtlich ihres Wandels 
oder der FQhrung ihres kirchlichen Amtes zur Schuld kommen lassen, fernerhin 
keine Anwendung. 

, Ebenso treten die Vorsrhrilten des f. 102., Absatz 4., des' Verwattimgsedikts 
vom 1. M8rz 1822 und des $. 2., Ziff. I. der Verordnung vom 28. August 1825, 
betreffend den Wirkungskreis und den Geschliftsgang der gemeinschaftlichen Ober- 
amter, soweit dieselben das gemeinschaftHche Oberamt auch fQr die Untersuchung 
von Vergehungen der katholisrJben Kirchendiener gegen die kirchliche Disciplin 
und in ihrer geistlichen Amtsführung als zuständig erkllren, hiemit ausser 
Wirkung«). 



§. 9. Provin^alsynoden können nur mit Gknehmfgnng der vereinfen Staaten, 
welche denselben Couimisekre beiordnen, gehalten werden. 

§. 18. DiÖccsansynoden können vom Bischof, wenn sie nöthig erachtet wer- 
den, nur mit Genehmigung des Landeshemi lusammenbernfen und im Beisein landes- 
herrlicher Commissäre gebalten werden. 

Die darin gefassten Beschlüsse unterliegen der Staatsgenehmigung nach Mass- 
gabe der in den §§. 4. und 5. festgesetzten Bestimmungen. 

In der Verordnung vom 1. Marx 1858: 

§. 4. (anstatt §. 9.) Provinzialsynoden , auf welchen Oegenstände , die das 
landesherrliche Placet bedürfen, zur Besehiussfassmig gebracht werden soUeu, können 
von dem Bischöfe nur nach Torberiger Anzeige an die Landesregierung, welche sich 
vorbehält landesherrliche Commissäre dazu abzuordnen) berufen werden. Die gefass- 
ten Beschlüsse unterliegen den obigen Bestimmungen fainsiohflieh des landesherrlichen 
Placet. 

1) Im Entwürfe fehlten diese Worte. 

2) Das königl. Verwaltungsedikt enthält §. lOS. Abs. 4. folgende Beatfanrnung: 
„Für Kurchen- und Schuldiener bildet der Oberamtmann mit dem Dekan das 

gemeinschaftliche Oberamt nnd als solches fUr die Dienat*Vergehimgea Jener Beamten 
die nächste und ordentliphe UntersnohnngsbehÖrde. 
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Bei gr^riehtticb fltr«fltorefi DienstveFgefaen der katholischen (tefsUichen hat 
aaeb ktinftighin, wie bisher, das gemeinschaflliche Oberamt nach Anordnung und . 
unter der Leitung der Staatsaufsicbtsbebörde die Voruntersuchung (Art. 448. ff. 
d.er SlraQ^rozessordnung) an fOfar^n. 

Die Staa'«?hphörde ist befUgt, einem GHstKcben wegen ünbrauchbarkeit oder 
Dienstverfeblongen df<* ihm vermöge Gesetzes öder besondem Auftrags öbertrage- 
nen staatlichen GescUäCte ahzuuehroen und einem Stellvertreter zu übertragen^). 

Art. 6. Oisciplinamrafeu gegen katbolische Kircbendieaer wegen Verfeh- 
lungen im V^andei oder in der FQbrang ihres kirchlichen Amtes dOrfbn von den 
kirchlichen Behörden nur auf den Grund eines geordneten prozessualischen Ver- 
fahrens verhängt werden. 

Die Disciplinargewalt der kirchlichen Beb&rde kann niemals durch Freiheits- 
entziehong gefibr w^rden^). 

Geldlmssen dürfen den Betrag von vierzig Gulden, die Einberufung in das 
BesseruDgshaus der Diöceae darf die . Dauer von sechs Wochen nicht über- 
steigen. 

Von jedem auf eine Geldbusse von mehr als 15 fl., auf Einberufung in das 
Besserungshaus für mehr als 14 Tage, ferner auf Suspension, Versetzung, Zurück- 
sietzung oder Entlassung lautenden Straferkenntnisse ist der Staatsbehörde alsbald 
Mittheiiuiig zu machen. 

Art. 7. Verfpgungen und Erkenntnisse der Kirchengewalt können gegen 
die Person oder das Vermögen eines Angehörigen der katholischen Kirche wider 
dessen Willen nur von der Staatsgewalt vollzogen werden. 

Die Staatsbehörde ist jedoch nur dann befugt, ihre Mitwirkung biezu ein- 
treten zu lassen, Wenn der Bischof ihr zuvor über den Fall die erforderlichen 
Aufklärungen gegeben und sie hienach die Verfügung odel' das Erkenutniss weder 
in formeller Hinsicht, noch auch vom staatlichen Gesichtspunkte aus in materieller 
Beziehung zu beanstanden gefunden hat. 



§. 2. Ziff. 1. der K. ü. 0. vom 23. Augnst 1825 lautet: 
Zu dem Oeschäftskreis der gemeinschaftlichen Oberämter gehören: 
1. Die UntersnehuDg von Dienstvergehen und henifawidriger Aufführung der 
iln Oberamtsbedrk angestellten, &em gemeinschaftlieben Oheramte untergeordneten 
Geistlichen und die Berichterstattung an die höhere Behörde (V. £. 1. MSrz 1822 
§. 102.). ,.* 

Das gemeinsehaftliebe Oberamt ist jedoch befugt, be^ solchen J^ienst-Vergehen 
eines Geistlichen,. die sich unzweifelhaft zur gerkhtHcben Bestrafung eignen, die Sache 
ohne vorgängige Berichterstattung aa das Oberamtsgericht abzugeben. 

Die Aufsicht über die kirchliche Amtsführung der Geistlichen in Hinsicht auf 
die religiöse Glaubens- und Sittenlehre und auf die Form des Gottesdienstes kommt 
dem Dekan mit Ausschluss des Oberamtmanns zu. Doch sind die Oberamtmänner 
befugt und verpflichtet, die Dekane auf die in dieser Beziehung zu ihrer Kenntniss 
gelangenden YerfehlungeH der JUrchendiener aufmerksam an machen, und wenn hier? 
auf keine genügende Verfugung erfolgt, die Sache an die höhere Staatskirchenbehörde 
(katholischen Kirohenfath) zu berichten. 

In Ansehung ihrer bürgerlichen Handlungen und Verhältnisse, namentlich im 
Falle der Uebertretung von Begiminal- , P«fizei- und Finana^Gksetzen sind die Kir- 
ohendiener dem weltlichen Oberamt, mit Ausschluss des Dekans unterworfen (V. U. 
8.73.). 

1) Dieser Passus fehlte ha E&twttrfe* 

2) Dieser Passus fehlte im Entwürfe. 
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AacH für die FfiliniDg einer kirehUcb«! UntemiAwiff darf die Staat.sbe« 
Mrde auf Ersachen der lürchenbebOrde nur unter derselben Voraussetzung mit^ 
wirken. 

Art. 8. Die katboHscben EInwobner derjenigen Landestheile , in welcben 
bis jeizt nocb die ebemalige vorderOsterreiebisebe Ebegvseizgebunf^ gegolten bat, 
sind in Zukunft in Ebesacben dem gemeinen Becbte der kalbolisfben Kirebe und 
der biscbOflicben Gericbtsbarkeit unter den gleicben Bestimmungen, wie die Obri* 
gen katbolischen Staatsangebörigen, unterworfen 0* 

Art. 9. Bei kircbiicb getrauten Eben ^wiscben zwei Katboliken sind in 
denjenigen FUlen, in weicben die Giltigkelt oder Ungiliigkeit der Ebe nacb einem 
von dem kireblicben Gesetze abweicbenden Siaatsgeaetze tai Frage atebt, die in 
Art. IS. des Gesetzes vom 1. Maf 1855 genannten bQrgerlicben Gericbte zu* 
stftndig. 

Dieselben baben in diesen FAllen nacb den einseblAgigen besondem Be- 
stimmungen der Staatsgesetzgeboiig und Im Uebrigen naeb den In den Art. 13. 
und 18. jenes Gesetzes bezeiebneten Grundsätzen und Vorschriften, erforderllcben 
Falls von .\nitswegen, zu verfahren. 

Auf eine von dem Civllgerichte im Widerspruch mit dem kirchlichen Gesetz 
fOr giltig erkiArte Ebe finden die Art. 18., 15.— 17 und 2t) des gedachten Gesetzes 
Anwendung 2;. 



1) Art. 10. if iderfpneht ^eMin Artikel. 

8) In - - ■ ^ ' -' ' 



8) In Art. 13. de« Qesetses vom 1. Mai 1855 (die ersten 7 §§. im Archiv U, 
533 f.) ist bestimmt: 

Für die Verliandlung der EheverlöbnisBetreitigkeiten unter Brmutlenten, welcha 
einer vom Staate nicht als Körpergcliaft anerkannten Beligionsgesellsohaft angehören, 
sowie von Streitigkeiten Über Ehen, welche durch bürgerliche Tranung geschlossen 
worden sind, ist der Beiirksrichter des beklagten Theils inst&ndig. 

Die Entscheidung steht dem Civilsenate des dem verhandelnden Besirksrichter 
vorgesetateu Kreisgerichtes zu. 

Im Uebrigen finden bei Verhandlung und Entseheidung der Terlobniss- und 
Ehestreitigkeiten die für dergleichen Streiti^eiten der Protestonten geltenden Grund- 
sätze und Vorschriften Anwendung. 

Das Urtheil, welclies die Ungültigkeit der Ehe ausspricht, ist in das Familien- 
regpister einzutragen. 

Art. 14. Die Gesuche 1. um Dispensation; 

a) von der öffentlichen Bekanntmachung der beTorsteheuden Ehe überhaupt, 
oder von der Bekanntmachung im Auslande, 

b) von der Alterungleichheit, c) von der Verwandtschaft [und SohwÜgerschaf^, 
d) der geschlossenen Zeit, e) von der Trauerzeit ; 

. 8. um die Erlaubniss 

a) zur Wiederverehlichung nach vorangegangener Scheidung einer vor der 
bQrgerUohen Behörde geschlossenen Ehe, b) zur EheschUessnng in einem Privathause 
o) zur Ehescbliessung im Inlande vor einem andern, als dem an sieh austand^ea 
Besirksriebter (Art. 7.)> 

3. um Ergänzung des elterlichen Gonsenses sind durch den zuständigen Be- 
zirlcsriohter (Art. 7.) dem Civilsenate des ihm vorgesetzten Kreisgerichtes (beziehungs* 
weise in dem Falle vop ta,. dengenigen Civilsenate, welcher zuvor die Scheidung 
ausgesprochen hatte) zur Entscheidung vorzulegen. 

Bei Verhandlung und Erledigung solcher Gesuche finden im Uebrigen die bei 
den Protestanten geltenden Grundsätze und Vorschriften Anwendung. 

Art. 15. Die Anzeige einer Geburt eines von nicht kirchlich getrauten Ehe- 
lenten erzeugten Kindes, dessgleiohen von dem Tode eines solchen Ehegatten oder 
eines solchen Kindes hat bei dem Ortsvorsteher des Gkburts-, beziehungsweise Sterbe- 
ortes zu geschehen. 

«Ueber die Anzeige hat der Ortsvorsteher ein Protokoll aufzunehmen , welches 
von Demjenigen, welcher die Anzeige gemacht hat, zu.nnterzeiohnen und vom Orts- 
vorsteher zu befi^Aubigen ist 

Bezüglich der Personen, welche zu dieser Anzeige verpflichtet sind und der 
Zeit, innerhalb welcher letztere zu geschehen hat, treten die allgemein geltenden Vor- 
schriften ein." 

Art. 16. «Der Ortsvorsteher hat das Geburts- beziehungsweise Sterbeprotokoll 
dem Ortsgeistlichen vorzulegen , und wenn dieser den erforderlichen Eintrag in dem 
Familienregister gemacht hat, mit dem vidit der Geistlichen versehen, an den ihm 
vorgesetzt^ Bezirksrichter einzusenden." 

Art. 17. Sogleich naoh Empfang des ProtokoUä hat der Beahrksnohter dessen 
wesentliohen Inhalt in ein für derartige FäUe zu führendes Register einzutragen/* 
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Art. 10. üiscipÜDarstraf- und Ehesacheii (Aft. 5., 6. and 8.) ÜWMi MTA 
im Tnstanzenzu^e nicht vor ein aasserdeutsches kirchliclies Gerieht getof^ 
werden. 

Art. H. Die für die Heranbildung der Candidaten des kafhonschen geist- 
licihen Standes bestehenden Convfkte in TÖbirigen, Ehingen und RöttWeli sind In 
Absicht auf die dem Bischof zukommende Leitung der religiösen Erziehong &tt 
Zöglinge und der Hausordnung, insoweit sie durch die letztere bedingt ttt, der 
Oberaufsicht der Staatsgewalt unterworfen. In den Gbrigen Beziehungt^ll iieht^ 
dieselben unter der unmittelbaren Leitung der Staatsbehörde. Msbesondei'e hfii^t 
die Aufnahmt! und Entlassuivr der Zöglinge von der Staatsbehörde ab 

Art. 1^. Der Art. 1. ZilT. 1 des Gesetzes vom Ä. Jfali fW?, betreffend die 
Verhältnisse der bei den höheren und mittleren ftffentllchen Unferrichtsanstalten 
u. s. w. angestelllen Diener, wird, soweit er sich auf den Vorstand des Wilhetm- 
stifts bezieht hiemit ausser Kraft gesetzt. 

Dem Bischof steht die Ernennung der Vorsteher der drei Convikte aus der 
Zahl der an ihrem Sitz angestellten Professofen oder Kirchendiener, sowie die 
Ernennung der Repetenten an den genannten LehrÄnstalten zo. Auf diese Emen* 
nung findet das in Art. 4., Abs. 1. des gegenwärtigen Gesetzes angefahrte Recht 
der Staaisregierung zu Ausschliessung missliebiger Candidaten Anwendung. Die 
Geltendmachung dieser Rechte bleibt der Regierung auch in dem Fall vorbehalten, 
wenn ein Vorstand oder Repetent nach seiner Ernennung in börgferiicher oder 
politischer Beziehung derselben unangenehm tjeworden istO. 

Art. 13. Die Leitung des katholischen Refigionsunterrichts in den Von(99«^ii- 
len Cvergl. Art. 78. des Vnlksscbulgesetzes vom 29. September 1886), sowie in 
den sonstigen öffentlichen und Privatunterrichtsanstalten, eInschfiessKch der Be- 
stimmung der Katechismen und ReligionshandbQcher, kommt dem Bischöfe zu, on- 
beschadei des dem Staate über alle Lehranstalten zustehenden Oberaufsichtsrechts» 

Art. 14. Gegen einen Lehrer ar: der katholisch -teologiscben Fakaltät der 
Universität, dessen Lebrvorträge nach dem Urtheile des Bischofs wider die Grund- 
sätze der kainollsclien Kirchenlehre Verstössen, kann eine Verfügung nur von der 
Staatsrpgierung getroffen werden. 

Art. 15. Geistliche Orden und Congregatlonen können vom Bischof nur mit 
ausdrücklicher Genehmigung der Staaisregienmg eingeführt werden, welche auch 
erforderlich ist, so oft ein im Lande schon zugelassener Orden eine neue Nieder- 
lassung gründen will. 

Die Staatsregierung ist jedoch keinenfaHs befugt, ohne besondere Ermädi- 
tigung durch Gesetz den Jesuitenorden oder Ihm verwandte Orden and Congreg«* 
tionen im Lande zuzulassen'). 

Die Genehmigung ist jederzeit widerruflich. 

Art. 16 Die Gelübde der Ordensmitglieder werdeii von der Staatsgewalt 
nur als widerrufliche behandelt. 

Art. 17. Die Bildung neuer kirchlicher Gemeinden und die Abänderung be- 
stehender kirchlicher Gemeinde- und Bezirkseintheilungen kann von dem Bischof 
nur im Einverständnisse mit der Staatsregierung verfügt werden« 

Dasselbe gilt von der Errichtung , Theilung und Vereinigung von Pfründen, 
auph wenn eine neue kirchliche Gemeindeeint heilong nlrhl dlimit verbanden Ist. 

Art. 18. Das den kirchlichen Bedürfnissen und Anstalten gewidmete Ver- 
mögen unterliegt den allgemeinen tandesgesetzen, itiSbesondere auch jenen über 
öffentliche Lasten und Abgaben» sowie über den Besitz von Liegenschaften durch 
die todte Hand 3). 

Art. 19. Die Verwaltung der vakanten Pfründen und des ans den Erträg- 
nissen von solchen gebildeten Interkalarfonds steht unter der gemeinsamen Lei- 
Art. 18. Hinsichtlich der Sportein in pispensationd- ttnd £he8treitsa6hen hat 
es b€i den bogtehenden gesetzlichen Beetimmungen sein Verbleiben.** 

Art. 80. Für den Eintrag einer Geburt oder eines TodäsfaUa in das GebürtS« 
und Sterberegister ist je Eis Gulden in die bezirksgerlohtlidhe Sp<nrtelkkMH»e zu be- 
zaklen. 

Für die ProtokoUaufiiahme haben die OrtUvor&tehtfr dl6 regvlativmässigen Be- 
lohnuDgen von den Betheiligteii zu erheben.' 

1) Der letzte Satz fehlt im Entwürfe. 

2) Dieser Passus fehlt im Entwürfe. 
8) Der MztS fitttz AAM itf Entwvri». 
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tQQfit die}(mige der besetzten PflrOnden unier der gemeinsamen Aursicht des StaaCs 
und der Kirche« , 

Von den Verwaltern anderen, den kirchlichen BedOrfnissen und Anstalten 
gewidmeten Vermögens kann die Staatsregierung, soweit ihr nicht weiter reichende 
Befugnisse in Beziehung auf dasselbe zukommen, (über die Erhaltung des Grund- 
stocks und die stiftungsmässige Verwendung seiner Erträgnisse Nachweis verlangen. 

Art. 20. Der Verkehr mit den kirchlichen Obern wird von Staatswegen 
Qicht gehindert. 

Art 21. Ein unmittelbarer Verkehr mit den königlichen Behörden steht 
dem Bischof in der Weise zu, dass er kerne Befehle oder Weisungen an sie er lässt. 

Art. 22. Mle mit Vorstehendem nicht vereinbaren Bestimmungen früherer 
Gesetze und Verordnung/sn treten mit der Verkündigung des gegenwärtigen Ge- 
seitzes ausser Kraft. 

Indem Wir mit der Vollziehung dieses Gesetzes Unsere Ministerien der 
Jiistiz und des Kirchen- und Schulwesens beauftragen, erklären Wir zugleich, dass 
der mit Unserer Verordnung vom 21. December 1857 bekannt gemachten Conven- 
tion mit dem römischen Stuhle eine rechtlich verbindende Kraft nicht zukommt, 
und setzen hiermit jene Verordnung ausser Wirkung t). 

Gegeben, Stuttgart, den 30. Januar 1862. 
Wilhelm. 
Der Justizminister: Der Chef des Departements des Der Chef des Geheimen- 
Kirchen- und Schulwesens: Cabinets: 

rnkktitr-ßpitOer, Qalther. Mauder, 

Ein Artikel (vom Neckar 27. Februar) im Deutsch. Vbl. 1862 Nr. 52. 
meldet in seltener Uebereinstimmung mit dem Schwäbischen Merkur von 
einer angeblichen Note des Cardinalstaatssecretärs Antonelli an das königl. 
Ministerium des Auswärtigen, wornach die päpstliche Curie zu dem Würltemberger 
Kirchengesetze zwar ihre Zuslimroung nicht ertheilen könne, aber davon abstehen 
wolle,, einen förmlichen Prolest gegen das Verfahren der Regierung zu erheben, 
vielmehr die Curie von der Loyalität der Regierung Sr. iiajestät König Wilhelms 
überzeugt sei, dass die letztere ihren Verpflichtungen gegen 'die Katholiken des 
Königreiches in wahrhaft loyaler Weise bei HanUhabang der Gesetze Rechnung 
tragen werde. Auch seien Unterlandlungen der königl. Regierung mit dem 
bischöflichen Ordinariate im Gange; demselben sei von Rom ein modus vivendi 
zur Präcisirung des kirchlichen Standpunktes bei den Unterhandlungen zugekom- 
men. . Dagegen berichtet das Deutsche Volksblatt 1862 in Nr. 53. (vom 
raUt4eren NecMr 2. März): inan wisse in Rottenburg vorerst wohl von Verwah- 
rungen des heiligen Stuhles gegen das obige Gesetz; aber von einem 
»modus vivendi, welcher zur Präcisirung iltts kircbiichen Standpunktes dem bischöf- 
ieben Ordinariate fOr. etwaige Unterhandlungen mit Rom zugekommen sei,« durchaus 
Nichts. Aus sicherer Quelle können wir nach einem Privatbriefe aus Rottenburg 
vom 7. Februai- 1862 noch beifügen, dass damals dem bischöflichen Ordinariate 
erst VQn Rom aus aufgetragen war, eine vollständige Relation über die Verhand- 
lung in der Ständekammer einzusenden. Auch Dr. ühTs (Stutlg.) Sonntagsbl. 
1862. Nr. 10. wm 9.^März berichtet, dass eine Verwahrungder römischen 
Curie gegen das Gesetz eingetroffen sei. 

JLfteratur. 

4. MßUeler^ Wilh.Eman.Frhr. v., Bischof von Mainz. Freiheit, Autorität und 
Kirche, Erörterungen Ober die grossen Probleme der Ge- 
genwart. Mainz, Verlag von Franz Kirchheim 1862. XII. und 25» S. 8i 
m SilbergrO 

I)as schon nach wenigen Wochen in dritter Auflage erschienene Werk des Hochw. 
Verfassers unteraieht die Schlagwörter der Zeit einer Prüfung, um dadurch manche 
unter den Katholiken vorhandene Unklarheit s^ entfernen und die Einigkeit in 
den Bestrebungen derselben auf den Gebieten des öffentlichen Lebens au beför- 
dern (vgl, S. IX f.) In 34 Artikeln werden zuerst der Begriff und die verschiedenen 
Arten der Freiheit (I.— VI.), darauf die Ideen des Staates und des Rechts- 
B.ta.ates insbesondere (VII.— XXI.), und sodann die Kirche und ihre mannigfacben 
Beziehungen zu Staat, J^amilie und Schule betrachtet (XXIL— XXXI.) Die drei letzten 
Gapitel handeln von der Freimaurerei, der Einheit Deutschlands and der 
Vereinigung der Religionen. 

1) Dieser Schlnsssatz bildete im Entwurf« den Is^ajit de« §.29. 



Kettder. Freiheit, AutoritSt und Kirche. "3^1 

Uns interessiren hier namentlich die Erörterungen über die Religionsfrei- 
heit (S. 130 ff.) , indem wir darin ganz den Standpunkt wiederfinden , den wii^ wie- 
derholt schon im Archiv eingenommen haben, z. B. bei der Frage über die Gesetz- 
gebung und Gerichtsbarkeit in Ehesachen (im Archiv VII, 35 ff.) Der Hochw. Bischof 
bezeichnet die Religionsfreiheit mit Guizot^ als „die Freiheit des Gedankens, desGewis^ 
sens und des Lebens in Sachen der Religion ; die Freiheit zu glauben und nicht zu glauben, 
die Freiheit für Gelehrte, für die Priester und für die Gläubigen. Der Staat schuldet ihnen 
Allen dasselbe Mass und denselben Schutz in der Ausübung ihres Rechts.* „Mit dem 
Frincip der Religionsfreiheit ist die individuelle Freiheit des Gewissens und des Got- 
tesdienstes, die Freiheit der Organisation und der inneren Selbstverwaltung der Kir« 
eben, die Freiheit der religiösen Vereinigung, des religiösen Unterrichtes wesentlioü 
verbunden." (Cap. XXII.^ Hiernach betrachtet der Bischof 1) das Verhalten der ka- 
thoischen Kirche den nicht getauften Ungläubigen gegenüber: sie sollen in keiner 
Weise durch Anwendung äusserer Mittel zur Annahme des christlichen Glaubens ge- 
zwungen werden, jedoch sollen die Fürsten solchen religiösen Lehren und Gebräuchen 
entgegen treten, die offen die Gesetze der Vernunft und Sittlichkeit missachten, z. B. 
nicht den Götzendleiist dulden, wenn sie ihn bindern können; 2) das Verhalten dar 
Kirche und der weltlichen Gewalt in früherer Zeit gegen die getauften Iri'gläubigen': 
eine strafbare Häresie ist nach den Grundsätzen der Kirche begründet, wenn erst^iäi 
ein hartnäckiges Bestreben und Beharren eines gültig getauften Christen im Irrthum 
nach vorhergegangener hinreichender Unterweisung, zweitens ein in dieser hartnäckigen 
Gesinnung betbätigter Widerspruch gegen die Autorität in der Kirche vorliegt; der 
Begriff strafbarer Häresie im Sinne der Kirche kann aber nicht auf jene ange- 
wandt werden, welche sich nicht selbst vom Schoosse der Kirche getrennt haben, 
sonde n von Solchen abstammen , die lange vorher von der Kirche abgefallen sind. 
Wann und wo bei ihnen dann der Irrglaube Sünde wird , kann nur Gott beurtheileu, 
der die Herzen durchforscht. (Vgl. die hiermit Übereinstimmenden Aussprüche Pius IX. 
im Archiv VI, 330 f.); auch die Häresie als bürgerliches Verbrechen hatte die Ein- 
heit des Glaubens zur Voraussetzung und ist mit ihr aus den Strafgesetzen verschwun- 
den. 3) Als Resultate für die bezüglichen Zustände in unserer Zeit stellt sieh heraus: 
im Allgemeinen betrachtet die Kirche die Annahme der Religion als Sache der inneren 
Selbstbestimmung und bestreitet sowohl der staatlichen wie der kiiMihifchen Gewalt 
das Recht, auf sie durch äusseren Zwang einzuwirken. Wo andere t^ligiöse Genossen- 
schaften nach bürgerlichem Rechte bestehen, ist ein kathoUsoher Fürst ihneanden 
vollen Rechtsschutz schuldig und er würde durch äusseren Zwang gegen die Gvoncb' 
Sätze seiner Kirche Verstössen. In diesem Sinne bestehen in Deutschland zu Tollem 
Rechte neben der katholischen Kirche die lutherisehe und die refortaiirte; und ein 
kathoUsoher Fürst ist ihnen daher ohne Zweifel in ihrem rechUichen Bestände Schutz, 
Liebe und Fürsorge schuldig. Es steht kein kirchlicher Grundsatz fest, welcher einen 
Katholiken behinderte, der Meinung zu sein, dass unter den ge^ben^n Verhältnissen 
die Staatsgewalt am Besten thue, volle Religionsfreiheit au gewähren; 
nur darf die Staatsgewalt nicht unter dem Vorwande der Reliffionsfreiheit Sekten 
dulden, die den persönlichen Gott läugnen oder die Sittlichkeit geiabrden. (S. Iö5.) 

Wie sollte man aber einem solchen „ultramontaneu Programme** glauben dür- 
fen, meint Prof. ZeUer zu Marburg in einer längeren Besprechung in der Frankfurter 
„Zeit« 1862 Nr. 268 f. Er sagt (in Nr. 269. S. 3344 f.) : „wer die Grundsätze imd 
Absichten der Partei kenneu lernen will, der muss sie nicht da beobachten, wo ihr 
durch die Ungunst der Verhältnisse die Hände gebunden sind, sondern da» wo sie 
dieselben frei hat ; nicht im paritätischen Deutschland, sondern in Spanien, 
im Kirchenstaat und in Oesterreioh vor 1859. ** Wenn 2klUr dann weiter von den 
zahllosen Bedrückungen des Protestantismus in Oesterreioh unter der Herrssohaft des 
Ooncordates, auch in rein bürgerlichen Angelegenheiten redet, so haben wir im Ar- 
chiv VI, 190 ff. des Näheren ausgeführt , was es damit auf sich hat. Insoweit in 
Oesterreioh noch Beschränkungen der Protestanten bestehen » rühren diese aus alten 
Staatsgesetzeu und Hofdecreten her, deren Abschaffung das Goncordat nicht im Wege 
steht, das ki keiner Weise sich mit den Angelegenheiten der Protestcmten beschäftigt- 
Die Protestanten haben in Oesten-eiob, seitdem das Goncordat besteht, eine -so freie 
kirchliche Verfassung erhalten, wie' sie sie in keinem anderen Lande haben, ja sie 



1) VEgUst et la soditi chritienne en 1861, Chap. 7. Schon bei der letzten 
Jahresfeier der Bibelgesellschaft überraschte der als eifriger Calvinist bekannte ehe- 
malige Staatsminister Louis Philipps, die politische Welt dureh eine Rede, worin er 
aassprach, dass Frankreich nur durch den KathoUcismus bestehen könne, und in wel- 
cher er gleichzeitig mit den siegreichsten Argumenten für die weltliche Macht des 
Papstes in die Schranken trat. Im October 1861 erschien die genannte Broschüre, in 
welcher Ouizot jenen politisch-religiösen Gedanken noch schärfer ausspricht und mit 
eminentem Talente entwickelt. Das Capitel daraus über das Papsttbum ist unter 
Anderem in vollständiger Uebersetzung mitgetheilt im Wiener „Vaterland**- '18dl 
Bdlage za Nr. 24^ AuscUge enthali 4ta6h das DeutMhe Volksblatt 1861 Nr. Söl. 
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md in ihren kirobliehen VerhäUnUflen viel unabbängiger vom Staate gestellt, als es die der 
KmthoUken nacb dem Concordate sind. (Vgl. oben S. 2§4 ff.) Neapel, l^orenz, der Kirchen- 
staat, Spanien u. s. w., worauf Zf^Z^r verweist, sind Länder, die sieb noch die Einheit des 
Glaubens bewahrt haben und in denen man dessbalb den Angriff and die Verfälsch- 
ung des al^jn gemeinsamen Glaubens als ein auch nach bürgerlichem Rechte straf- 
bares Vergeben ansieht. Wir wollen dem gegenüber nicht von den grausamen Unter- 
drückungen reden, die die }(atholiken in protestantischen Ländern, in Grossbritanuien, 
in Schweden erlitten und erleiden. Wir wollen auf unser paritätisches Deutsch- 
land aeben, von welchem geller absehen wiU. Wir haben im Archiv Bd. VL im 
£inselnen die thatsachlichen Belege für die grossen Beschränkungen gegeben, denen 
die JUtboliken inB|raunschweig(S. 350.) , in Holstein (S. 360 if ), in M e c k- 
lenburg-Strelitz (S. 372, 461 ff.), im Königreich Sachsen (S. 394 f.; 
neuerdings rief dort di^ zufällige Verwendung zweier aus dem nahen Sclilesien zur 
UnterstützuiAg in der Krankenpflege berufener grauer Schwestern in der Kammer einen 
Heidenlärm hervor. Der Referent Dr. Hertel erklärte sogar ausdrücklich, die Katholiken 
besässep in Sachsen wol^l eine politische, aber keine kirchliche Gleichberechtigung. 
Vgl. Attgsb. Postztg. 1861. [Separatauggabe Deutschland Nr. 94. v. 14. Aug.] 
Deutsch. Vo'lksbl. 1861 T^r. 191), in Sachs en- Weimar ($. 395 ff.) unterlie- 
aeUf der «scandalosen Agitation" in Bade n^ Hessen-Darmstadtj Nassau, 
Württemberg ^egen die durch neue Verembarungen bestätigte rechtliche Stellung 
der kaUiolischen Kirche nicht zu gedenken. Wir könnten auch darauf hinweisen, wie 
eben die I^ammern in Koburg-Gotha einen Koburg-Kohary als stellvertretenden 
Kegenten verwarfen, blops w^|l er „katholisch" ist, eine Intoleranz, die ebenso wie 
jene Agitation vun der ,Zeit" sogar als lobenswerth bezeichnet wurde. Wie im 
Grossherzogthum Hessen die Parität unter grosser Benaehtheiligung der Katholiken 
ffehandhabt wird, wird gelegentlich im }?^astenhirtenbriefe des Bischofs v. Mainz 1862 
im kirchlichen Amtsblatt Nr. 20. (im Separatabdruck Mainz bei Kirchheim 1862, 2 Sil- 
^ergr.) p^chgßwiesen. Wir wollen unter vielem Andern noch hinweisen auf die 
2. fieleuchtuDff der Parität In f^reussen auf dem Gebiete des hohen 

und mittleren Unterrichts. Freibnrg im Brei^gau. Herder'scbe Ver-» 

laphandlong 1862. 62 S. 8. (ö Silbergr.) 

Mit Namen und Zahlen sind dort die Beweise ausammjengestelU, in welcher 
Wmse man dort »ystumatisob die l^athpliken gegep die Protestanten zurücksetzt und 
in ihren reobtiieheq An^prüebea auf daa empfindlichste verkürzt. Zum Theil noch 
Ergänsungen dat^n liefar^ 4i« Artikel in den «l^öln. Blättern" 1862 Nr. 56—60. 
und im Deutschen Vj^ljkßbl. 1861 Nr. 190, und über die Universität Breslau ins- 
besondere die A u g e b. Postztg. 1361 Beil. 98. 99. 

Wenn man so in den reehtlich paritätischen Staaten Deutsohlands protestan- 
tischer Seite mit den Katholiken verfährt und Zeller kein Wort des Tadels dafür findet, 
was würde denn nach seiner Ansieht erst das Loos der Katholiken in einem protestan- 
tischen Staate sem müssen?! Zeller zweifelt (Zeit Nr. 269. S. 8344.) geradem an 
der Ehrlichkeit des Bischofs von Mainz, und tadelt es (Zeit Nr. 268. S. 8332.), dass 
derselbe von Lüge, Heuchelei u. s. w. rede. Aber der zeitliche Kritikus liefert, ohne 
es SU wollen, selbst den Beweis der Wahrheit der Behauptung des Bischofs. Wollen 
wir auch annehmen, dass Zeller selbst in Unkenntniss von der Unterdrüokung der 
kirchlichen Rechte der Katbiiliken in Deutschland keine Kenutniss hahe , so weisst 
dieses eben auf die Mängel der Presse bin, aus weUher er seine Belehrung über die 
Öffentlichen Zustände au schöpfen- pflegt, indem diese also absichtlich die Akte der 
Intoleranz ignoriren, die in grossartigstem Massstabe von oben herab durch protes- 
tantische Regier unge» und Kammern gegen die Katholiken verübt werden. 

Wir erwähnen unter den gediegenen Ausführungen des Hoehw. Bischofis noch 
insbesondere die über das Patronatsverhältniss, wie es sieh im Verlaufe 
der Zeit im Widerspruohe mit dem Geiste der kirchlichen Gesetzgebung gestaltet hat, 
so dass in manche^ Ländern die Frage um die Besetzung der Kirehenstellen in 
Wahrheit die Frage ist, ob der Bischof oder die Freimaurer den gröesten 
Theil der Pfarreien besetzen und die Kirche regieren sollen (S. 168 f.); femer 
die Erörterungen Über Kirohe und Staat, Einigung und Trennung 
derselben, in welchem ietzteren Punkte, wie bereits die Histor. polit. Bl. Bd. 49. 
Heft 4. S. 313 f. bemerkten, wohl etwas zu weit gegangen wird, in den übrigens sehr 
lesens- und beherzigenswerthen , die Grundsätze wahrer christlicher Freiheit, wie 
sie sieh in der katholischen Kircheaverfassung als einem Vorbilde für die constitu- 
tionelle Monarchie darstellen, schön darlegenden Schrift von 
d. Bader, Dr. Carl, Grossh. Baurath a. D. Die Pflichten der Katholiken 

Deutschlands und Oesterreichs in ihrer Stellung au 4»r 

deutschen Frage und der österreichischen Verfassung. Frei- 

bürg i. B. Herder 1862. 92 8. 8. (8 Silbeigr.) 

Man vgl. über die darin niedergelegte acht staatsmännische Behandlung nn- 
«erer religiös-politischen Verhältnisse cue Augsburger Postztg. 1862 Kr. 24 ff. 
Köln. Blätter Nr. 72. 

Att» der SchiiQ de» Hocbw. Bischofs v. M«iiu enf jUwe» wir endlich, no^ |Uf 
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mexitlich die vortrefflichen Absclmitte über die Ehe, ihre ünanflöslichkeit 
und die Civilehe (8. 192 ff.), sowie aber die Schule und die Unterriehte- 
freiheit (8. 200 ff.) Wir unterlassen es, eigentliche Auszuge ats dem grossartig 
gedachten und schön, klar und einfach geschriebenen Buche mitzutheiien , weil wir 
gern das ganze Werk Überall in den Händen unserer Leser sehen möchten. 
4. Janssen, Dr. Joh. Prof. der Oesohichte in Frankfurt a. M. Frankreichs Rhein* 

gelüste und deutsch-feindliche Politik in früheren Jahrhunderten. 

Frankfurt a. M. Joh. Christ. Herrtnann*scher Verlag 1861. 72. 8. gross Oclav. 

Diese Schrift wurde Yon der gesammten deutschen Presse mit verdientem Bei- 
fall aufgenommen, auch von der engliscAien Presse, namentlich dem Examiner sehr 
anerkennend beurtheilt, und der Pariser Sifecle sagte von ihr, si& sei eine brochurt 
abominable , jedoch moins lonrde als die gewöhnlichen. Wir erwähnen sie auch im 
Archiv, um darauf hinzuweisen, was Janssen unter Beifügung der Belege aus den 
Quellen kurz und treffend Über den wahren Charakter der Bartholomäusnacht 
und des dreissigj ährigen Krieges ausführte. 

Während Frankreich gleichzeitig mit dem Kaiser Max II., dessen Tochter 
Anna Karl XI. im Jahr 1570 geheirathet hatte, die freundlichsten Besiehnngen unter- 
hielt, schloss es eine enge Coalition mit den protestantischen Fürsten, wonach diese 
nicht bloss die flandrischen Provinzen an die französische Krone Oberlassen , sondern 
auch zu ihrer Eroberung Hülfe leisten und den König Karl IX. auf den deut- 
schen Königsthron erheben sollten, und auch die Niederlande, die man in 
ihrem Kampfe gegen Spanien unterstUzte, erklärten sich zu ihrer Einverleibung in 
Frankreich bereit. (Vgl. S. 23 f. und die Belege dazu in Note 25—31.) „Plötzlich aber 
(S. 24 f.) wurden alle angeknüpften Fäden zerrissen durch jene graüenvoUe Bluthoch- 
zeit vom 24. Aug. 1572, die nicht nur bei den Protestanten eine ethische Eiftrüsttmg 
hervorrief, sondern auch vom milden Kaiser Max H. und vom harten Herzog Alba 
mit aller Entschiedenheit verurtheilt wurde (Brief des Grafen Ludwig von Nassau in 
den Archives de la Maison d'Orange Nassau 4, 65— 86 -i'). England löste sofbrt jegliche 
Verbindung mit Frankreich, und in Deutschland dachten fanatische Protestanten an- 
^fangs daran , zur Wiedervergeltung für die gemeuchelten Hugenotten alle im Reiche 
*Iebenden iVanzÖsischcn Katholiken zu ermorden (Depesche des Engländers Walsing- 
ham vom 5. December 1572 , citirt bei Sngenheim , Frankreichs Einfluss auf Deutsch- 
land 1, 346). Aber bald wnsste Katharina von Medicis, nachdem der Rausch ihrer 
leidenscbaftlicfaen Rachsucht verflogen war, mit welscher Tücke selbst die Bartholo- 
mäusnacht zu Gunsten i^hrer Verbindung mit den Protestanten auszubeuten und gegen 
den Papst und Spanien zu benutzen. Dieselbe Regierung, die unmittelbar nach den 
Gräuelscenen nach Rom berichtet hatte, dass man in jener Nacht eine grosse Ver- 
schwörung gegen das L elfen des Königs und der königlichen Fami- 
lie entdeck tund bestraft habe, und dadurch die Feier jenes Te Deum ver- 
anlasste, welche man noch fortwährend, weil unbekannt mit dem richtigen Sach- 
verhalte, dem römischen Stuhle zum Vorwurf macht — Hess in Deutschland durch 
ihre Agenten dje Nachricht verbreiten (Schreiben des Trierer Erzbischofs Jakob van 
Eltz an Kaiser Max II. vom 7. Januar 167S im Codex „Trier'sche Sachen und Brief- 
schaften^'), dass die Pariser Ereignisse durch Rom, Spanien und die Guisen 
herbeigeführt seien , der französische König aber den Hugenotten nach wie vor wohl- 
wolle. Derselbe Zweck der Täuschung lag wahrscheinlich auch jenem Briefe des 
Königs au den französischen Residenten in England zu Grunde, worin er beklagt, dass 
er der „Raserei^' Einhalt zu thun unvermögend gewesen sei und mit genauer Noth 
in der Biutnacht sein eigenes Leben gerettet habe (Stelle aus einem Briefe an de la 
Mothe F^nelon bei Sngenheim 1, 337). Bei anderen Gklegeaheiten bezeichnete man 
sogar in Staatsschrtften mit französischem Hohne die Grausamkeiten gep^n die Huge- 
notten als „Aderlässe, die Se. M^. der Ivönig aneuordaen geruhte*' (Höfler, Heinrich 
IV. Plan , dem Hause Habsburg Italien au entnsissen £L 2.) 

Vom dreissigjährigen Kriege weist Janssen, hauptsächlich im III. Ab- 
schnitte (S. 36 ff.) an der Hand der Quellen überzeugend naeh, dasfl der Krieg kein 
Beligi OBS krieg war, dass auch Spanien ans sehr geschadet hat, weil es im 
Belebe ebenso ^nt wie die übrigen Eroberung e;n machen wollte (ein Punkt, den 
O. Klopp in semem herrlichen Till y, indem er viel cu gu^ v»n den Spaniern redet, 
ganz übersahen hat}. Janssen bespricht ai|i$b ausfilhrliober die Finanzfragen , welche 
SP ungeheuer wichtig für jen£, wie für jedB Zeit sind, ein Punkt, der in den gang- 
baren BUjBhem (und auch von Klopp) gar niciit berüoksiohtigt wird. 

Wir verweisen auph auf den interessanten Artikel von 
b, Janssen, zun Charakteristik der Resultate neuerer Forschungen 

über dep dreissigjährigen Krieg (in der Tübinger Theelog. Quarta}- 

sohrift Jahrg. 43. Heft 4. 8. 592->»68.) 

^8 werden hier im Zusammenhange die einschlägigen Werke von KaH Adolph 
Menzel, Barthold, Hurter, Caraffa, VilUrmont, Onno Klopp betrgchtet und nach 
den durch sie gewonnenen Resultaten einige wichtige Momente des Krieges kurz cha- 
rakterisirt, und betreffenden Orts spricht Janssen auglMch seine von der Di^rstellung 
der Verfasser abweichenden Ansichten aus. ~ Aus dem fast gleichseitig erschienenen 
»ttsge»sial^leten grossen quellenmässlgeo WßrluivDD 
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^, Onno Kloppj Tilly im dreisBigjährigon Kriege. Stuttgart. Cotta'sber Ver- 

Ifig 1861. "2. Bände, 
heben wir nur hier aus dem ersten Bande folgende Stellen hervor: 

S. 52. das Urtheil eines böhmischen lutherisohen Adeligen jener Zeit Über den 
Böhmischen Krieg und den Kömg-Khurfursten Friedrich III. von der Pfalz. 

8. 16.^ die für die Auffassung der Revolutionspartei wichtigen Aeusserungen 
des Kurfürstlichen Hofpredigers David Pareus zu Heidelberg Über das römische 
Reich, wie z. B. neben noch stärkereu die folgende.^ „Das römische Reich ist des 
Antichriats Werk und Creatur, und es hat der Erhaltung desselben Niemand mehr 
Bu gemessen als Pfaflfen und Mönche. Der Religionsfriede schützt sie. Desshalb ist 
es von protestantischer Seite eine Thorheit, sich dieses Friedens annehmen zu wollen." 

S. 56. das Urtheil des Kurfürsten Johann Georg von Sachsen ülier den böhmi- 
schen Krieg: es handle sich nicht um die Religion, sondern darum, dem Hause 
Oesterreich in Deutschland den Garaus zu machen. 

S. 51. wie der aurfUrstliche Pfälzer Hoftheologe Scultet vertheidigt, dass sich 
Friedrich von der Pfalz zum tributpflichtigen Vasallen des Sultans mache. 

Die angedeuteten Punkte mögen genügen, um darauf hinzuweisen i wie die im 
Vorstehenden angegebenen Schriften in vieler Beziehung aus jenen Zeiten ein Spiegel- 
bild für die politisch-kirchlichen Vierhältnisse der Gegenwart darbieten. Vering. 

7. An Hcinrith Fniherrn von Andlaw, Präsideuten der 13. Generalversammlung der 

katholischen Vereine Deutschlands. Offener Brief von Eriist Freiherrn von 
Moy de Sons, einem der Vice-Präsidenten der genannten Versammlung über 
die grossen Fragen « welche jene Versammlung beschäftigt haben. Mainz bei 
fwirchheim 18G2. 40 S. 8. 

Dieses zuerst im „Mainzer Jourual** 1861. Nr. 289 ff. erschienene Sendschreiben 
behandelt im ersten Theile aus einem neuen Gesichtspunkte die Frage der Glaubens- 
einheit inTyrol(S. 3—21), im zweiten Theile (S. 21 bis 40) in einer massvollen 
Kritik die vielbesprochene Scbtrift von 

8. DölUnger, Job. Joseph Ignaa. Kirehe und Kirchen, Papstthum und Kirchen-Staat. 

Historisch-politische Bet-racfatungen. Münel<en Liter, art. Anst. 1861. (1 Thlr.- 

10 SUbergr.) 

Dieses Werk werde schwerlich nach irgend einer Seite hin vollkommen befrie- 
digen- und dennoch werde es ganz gewiss viel , sehr viel Gutes stiften. In mancher - 
Beziehung habe VolUnger die päpstliche Regierung unbillig behandelt; nicht nur sei 
er zu arglos gegenüber ihren Gegnern, und nehme deren Behauptungen allzuleicht für 
haare Münze, sondern er nehme auch, wenn er von Fehlem und Missständen der päpat- 
licben Regierung rede , niemals, wie es doch die Billurkeit verlangte, auf die analogen 
Missstände und Fehler, die zur selben Zeit in andern Staaten vorkommen, Rücksicht. 

Wir verweisen auch auf die vollendete Kritik über Döllinger von Jörg in deo 
Historisch- pol Bl. Bd. 48, Heft 10. S. 807— 8ö4. Es werden hier in umgekehrter 
Ordnung wie in dem Buche besprochen: I. die Kirchenstaatsfrage, II. die ausserkirch» 
lichen, insbesondere protestantischen Religionsphänomene. III. das Verhältniss von 
Kirche und Staat. 

Wu: erwähnen endlich auch den vortrefflichen Artikel über Döllingers Buch im 
Katholik. 1861. November. S. 536—575, December, S. 641 — 679, der Kathol. 
Litzg. 1861 Nr. 48.49., und in dem neu begründeten, sehr empfehlenswertheu Lite- 
rarischen Handweiser von Hülskamp nnd llump (Müntster. bei Theissing) in der 
Probenummer vom 26. Nov. 1861 Seite 18 ff. Vering, 

9. Fofita» juris eedesiastlci anüqui et bodierni. Edtdit FercUnemdus Walter, Bonnae 

1862. XV, et 59». fMg. 8. maj. (geh. 2. Thlr. 20. Sgr.)^). 

Die Nothwendigkeit, das Studium de» Kirchenrechts auf die Qneflen zu stützen, 
ist so allgemein anerkannt, dass es darüber keiner Worte bedarf. Dazu bietet zu- 
nächst das Corpus juris canonici, und zwar für das historische das Decretum Gratiani, 
ein sehr reichhaltiges Material dar. Jedoch genUgt dasselbe nicht. Nicht für das hi- 
storische , weil viele wichtige Doeumente in dasselbe doch nicht aufgenommen worden 
sind. Auch nicht für das praktische, weil seit dem Abschiuss des Corpus juris eine 
ungeheure Masse neuer Quellen hinzugekommen ist. 

Diesem Mangel soll nun die vorliegende Sammlung in beiden Richtungen be- 
gegnen: jedoch, wohl bemerkt, nur für den Handgebrauch zu Gunsten derjenigen, 
denen es um eine auch über das corpus juris hinausgehende Benutzung der Quellen 
zu thun ist, denen aber die grossen Sapimelwerke weniger zugänglich sind. Es war 
also eine Auswahl zu treffen, was bei der grossen Masse des Materials nicht ganz 
leicht war. Vor Allem musste es Grundsatz sein, das was im Corpn» juris canonici 
steht , nicht aufzunehmen, wesshalb zum Beispiel die Übrigens so wichtigen und in- 
teressanten Verordnungen von Nioolaus II. und anderen Päpsten über di e Papst- 
wahl nicht aufgenommen sind. 

1) Wir setzen diese Selbstanzeige des Herrn Verfassers an die Stelle ein^r 
von uns bereits gesi^riebenen, für dieses Heft bestimmt gewesenen kurzen Anzeige. 
Vgl. damit Liter. Handw. 1862 Nr. 2. 8. 40. (D. B.) • 
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Die Sammlnng zerfallt jenem Zwecke gemäss in zwei Theile. Der erste enthält 
in chronologischer Ordnung eine Auswahl historischer Monumente. Diese sind so ge« 
wählt, dass schon deren Durchlesen dem mit einigen Vorkenntnissen versehenen Leser 
Nutzen und Annehmlichkeit zur Vergegenwärtigung alter Zeiten gewähren wird. So 
die viel erwähnte Regula Chrodogangi episcopi Metensis o. a. 760., das wichtige Ca- 

Situlare ecdesiastieum Karoli Magni a. 789. , welches die Grundlage der Restauration 
es fränkischeu Kirchenrechtes bildet. 

Der zweite Theil enthält Quellen d6s heutigen Kirchenreohte , nach Materien 
geordnet : Kirche und Staat , kirchliches Verwaltungsrecht , Rechtspflege , Kirchenver- 
mögen, Gottesdienst, £herecht. Der erste Abschnitt ist bei Weitem der reichhaltigste« 
Darunter befinden sich auch die vollständigen Actenstücke des badiscben und wüvttem« 
bergischen Concordates. Beide sind zwar von den Staatsregierungen wieder fiir un- 
wirksam erklärt worden. Dennoch mussten sie aus vier Gründen aufgenommen wer- 
den. Erstens weil der römische Stuhl sie als noch zu Recht bestehend betrachtet, 
und man bei späteren Verhandlungen daran doch anknüpfen wird. Zweitens« weil die 
Art der Verhandlungen und des Abschlusses an sich sehr lehrreich und merkwürdig 
sind. Drittens, weil man ohne sie die an ihre Stelle gesetzten Landesgesetze nicht 
vollständig verstehen kann. Viertens, well das Verfahren der beiden StaatsregieruiH 
gen gegen den römLuchen Stuhl für den Geist und die Geschichte des heutigen Kir- 
chenstaatsrechts höchst bezeichnend ist. Schon dieser Grund allein macht es noth- 
wendig, diese Actenstücke durch die Aufnahme in eine gangbare Sammlung gegen die 
Vergessenheit zu schützen, der man sie wohl von der einen Seite gern übergeben 
mochte. F. W. 

Die neuesten Lehrbücher des Urchenrechts. 

(Öchlnss. Vgl. Archiv VU, 167 f.) 

4. Walter, Ferdinand, Dr. Prof. und Gek. Justizrath. Lehrbuch des Kirchenreohts 

aller christlichen Confessionen. 13. veränderte und sehr vermehrte Ausgabe^ 

Bonn. Markus 1861. XXVI. und 766 S. gi-. 8. (3 Thlr.) 

Die im Jahre I85ü erächieneue 12. Auflage von Walter'» Kirchenrecht enthält 

G20 Seiten Text und als Anhang \0 Seiten Aktenstücke, die vorliegende 13. Auflage 

(ohne das Register) 758 Seiten Text. Der frühere Anhang ist weggelassen und statt 

dessen erschienen die im Vorstehenden besprochenen Fontes Jur. eccl. 

Die ia8 Seiten, welche die 13. Anlage des Leiirbuchs von Walter mehr ent- 
hält , sind zu zahlreichen Erweiterungen sowohl in der historischen , wie praktischen 
Richtung unter genauer Berücksichtigung und Verzeichnung der neueren und neuesten 
Literatur benutzt worden. Besonders ist die Darstellung des Kirchenrechtes der grie- 
chischen Kirche und auch das protestantische Kirchenrecht der nordischen Staaten viel- 
fach erweitert.^ Das seiner ursprünglichen Anlage nach rein historische Werk hat in 
dieser Auflage auch mehr begonnen , den Bedürfnissen der Praxis Rechnung zu tra- 
gen. Dieses zeigt sich {namentlich in den häufigeren Ver^veisuugen auf die neueren 
Concordate und Gesetze und auf die Decrete der päpstlichen Congregationen , be- 
sonders der congr. Concilii, wobei denn auch sehr oft auf unser Archiv Bezuff 
genommen wird. Wir wünschten nur, dass Walter künftig auch den Eheprozcss und 
das kirchliche Strafrecht in seiner heutigen Anwendung darstellte. Ueber zwei ein- 
zelne Puukte noch kurze Bemerkungen: 

Walter hat früher die althergebrachte Eintheilung der Kirchengewalt in pötes- 
taa or dinis \uxd jurudictionis yervforferit indem er als dritten Hauptzweig die pot. 
magisterii daneben stellte. Wir haben diese Dreith^ilung im Archiv I, 547 angefoch- 
ten und das magisterium als in der pot. ordinis mitinbegriffen dargestellt. Aber J^o- 
ber^) hat in einer mit grosser Gelehrsamkeit und Gewandtheit geschriebenen Walter 
unbekannt gebliebenen Abhandlung gelegentlich sehr gut ausgeführt, dass das Predigt- 
amt kein Ausfluss des ordo ist, indem dieses Amt in früheren Zeiten vielfach von blossen 
Laien mit Genehmigung des Bischofs feierlich und vor versammelter Gemeinde ausgeübt 
wurde, und auch Innozenz III. (c. 43. x. de sent. excomm. 5. 39.) die Predigt nicht 
unter die officia divina rechnet und sie nicht als einen Akt der Weihe an- 
sieht. Die Prärogative des römischen Stuhles im Lehramt, die Entscheidung von 
Glaubensstreitigkeiten ex cathedra fällt durchaus in das Gebiet der juris- 
dictio. Und auch bei der Lehrgewalt in ihren übrigen Beziehungen zeigt sich 
keine innere Verschiedenheit von dem Charakter der Regierungsgewalt, wol4 
aber wie bei dieser gemeinsam die Verschiedenheit von der Weihegewalt. Durch die 
Ordination wird wohl die pot. ordinis,. und zwar als character indelebilis, nicht aber die 
pot jurisdictionis erworben, die von dem, der sie verlieh, auch wieder entzogen werden kann. 

1) Koher, Prof. Dr., Über die Strafe der Suspension (in der Einladung zur aka- 
demischen Feier des Geburtsfestes des Königs.) Tübingen 1859. 4. S. 57 f. Dieses 
Programm ist inzwischen zu einer eigenen, sich bereits unter der Presse beflndtichen 
Schrift erweitert worden, auf welche wir nach dem Erscheinen derselben ausführlich 
snrückkommen wefden. 



üß Walter. Lebrbach des Kirclienrechts, 13. Auflag^. ~ Algerös v. Lflttidi. 

Zur AusUboug der poteatas oiftinis ist in manehen Fallen allerdings auch eine missio le- 
gitimla erforderlieh, und es soll freflioh aueh die Kiroheuregierung im Allgemeinen und regel- 
mäsaig nur vom Klerus , also von den duroh die Ordination Befähigten gehandhabt 
werden. Aber während die Jurisdiktionshaudliingen zu ihrer Giltigkeit durchaus eine 
legitima missio voraussetsen , so wird diese legitima missio doch immerhin in vielen 
Fällen auch an Laien, die keinen ordo haben, oder an solche verliehen, die noch nicht 
die Stufe des ordo eingenommen haben, die ihrer sofort mit der legit. missio begin- 
uendeui (a. B. mit der päpstlichen Confirmaden schon eintretenden bischöflichen) Juris- 
diction im Bange entsprieht. Aber andere Handlungen gibt es , die zu ihrer Giltigkeit 
iaimer den vorherigen Empfang dos betreffenden ordo voraussetzen , sei es auch, dass 
sie zu ihrer JCrlaubtheit ausserdem noch emer entsprechenden legitima missio bedürfen. 
Die Unterseheidung in eine potesta» ordinis und jurisdictionis muss man also durchaus 
beibehalten, und durchaus unthunlich ist es, wenn Wai^er jetzt in der 13. Auflage §. 14. 
8. 28. die ganze Kirchengewalt als potestas ordinis bezeichnen und diese in pot. mi- 
niftorii , magieteril und jurisdictionis eintheilen will. 

lieber das Eigenthum am Kirchengut hatte Walter in der 11. u. 12. Aufl. 
die in der Wurzb. kath. Wochenschr. 1856 Mr. 8—10. u. v. Phillips Lehrb. §. 224. 225. näher 
entwiokelte Ansieht ausgesprochen, dass zunächst das einzelne kirchl. Institut, durch dieses 
aber, da daa kirchliche Institut als solches nur in der organischen Verbindung diit der 
Geearamtkirohe existire, die Qesammtkirche sich stets wenig3teas indu-ekt als EigenthU- 
mer des Kirchenvermögens darstelle. In der 13. Auflage sagt Walter: ,das Recht 
am KirdlKn^rmÖgen sei, bloss innerhalb der Sphäre der Kirche betrachtet, von dem, 
was man im bürgerlichen Rechte Eigenthum nennen, in wesentlichen Punkten verschie- 
den. . . . Das bürgerliche Eigenthum begreife zunächst das Recht, oder richtiger die 
Macht, mit seiner 8ache nach Belieben zu schalten und zu walten. Dieser Begriff sei 
auf das Kirchen^ut nicht anwendbar, weil dasselbe wesentlich nur seiner Bestimmung 
angehöre, was eme willkührliche Verfügung ausschliesse u. s. w." Aber dieser ganze 
Standpunkt Waltir^a erscheint von vorneherein als ein verfehlter. Zunächst fragt es 
sich überhaupt, ob im heutigen bürgerlichen Rechte der romische Begriff des Eigen- 
thums als „eines Rechtes absoluter Herrschaft Über die Saehe*% oder ob nicht viel- 
mehr die germanische und canonische Auffassung desselben gilt, wornach sich das 
Eigenthum zwar auch als eine Gewalt („potestas") auf geäetzlicbem Boden („sicnt lex 
et justitia de proprietate concedit*') aber als eine solche darstellt , welche in den Ge- 
boten der christlichen Ethik ihren Ausgang und ihre Begrenzung findet, indem sie 
von der Idee getragen und durchdrungen erscheint, dass Gott eigen Gut dem Menschen 
Verliehen hab^, aiSf dass er es zum Zwecke der Erfüllung seiner Lebensaufgabe, mit* 
hin nicht mit frei schaltender 'Willkühr, sondern sich unterordnend den moralischen 
Gesetzen der Coexistenz gebrauchen solle. Vgl. Gengier Deutsch. Privatr. 2. Aufl. Er- 
langen 1859 §. 46. S. 103. uud die dort Citt. Aber wenn wir auch annehmen, dass 
im heutigen Rechte die römischrechtliche Auffassung des Eigenthums gelte, so gilt doch 
derselbe Begriff des Eigenthums im Staate wie für jede Privatperson, so auch für die Kirche. 
Wiejede Person mit ihrem Eigenthum nach ihrem Willen schalten kann, so kann es auch 
die Kirche. (Gut hervorgehoben ist dieses von Schulte Kfrchenr. II, §. 91. 8. 470 f.). 
Den Willen der Kirche geben ihre Statuten, ihre kirchlichen Rechtsnormen kund. Ob 
die Kirche durch ihre eigene Gesetzgebung und kirchenverfasffungsmässige Regierung 
dieses oder jenes als ihren Willen bei Ausübung des Eigenthumes kundgibt, steht ihr 
ebenso frei, wie der Einzelne sonst über sein vermögen verfugen kann. Wenn die 
Kirche durch die klrchKche Bestimmung ihres Vermögens an die Erreichung gewisser 
Zwecke gebunden ist, so kann der Einzellne ebenso durch seine Vernunft, durch ge- 
wisse Dispositionen und dergl. an die Erreichung gewisser Zwecke in Bezug auf sein 
Vermögen gebunden sein , aber er hört darum ebensotirenitf auf EigenthUmer ssu sein, 
als die Kirche oder sonst eine juristische Person aufhört, Eigenthümer zu sein , wenn 
sie das Vermögen statuteugemäss zu diesen oder jenen bestimmten Zwedken ge- 
braucht oder auf diese oder jen6 bestimmte Weise verwaltet. Yertng. 

M i s e e 1 1 6. 

tJeber eine vor kurtfein aufgefundene Quelle des Oratianischen 

Dekret» 
können wir uns ntoht versagen, unsem Lesern folgende Mittheilung aus einem Briefe des 
Hr. Prof. H ü f f e r zu Bonn bekannt zu machen, welcher uns unterm 15. März 1862 schreibt 
tfVör eu^iger Zeit fand ioh !n einer Handsehrift der Pariser Bibliothek eine Samm- 
lung theologischer und kirehenrechtlieher Exzerpte , deren Urheber durch die Worte: 
Explieit Über sententiarutn MagUtri A. bezeichnet wird. Ich glaube mit Bestimmt^ 
heit nachweisen zu können, dass hier ein bis jetzt ganz unbekannt e s We r k deo Alg^rus 
YQu Lüttich vorliege, welches für das Kirchenrecht ein besonderes Interesse erhält 
durch den Naipen des Verfassers und den Umstand, dass eine grosse Zahl sehr um- 
ftjBgreioher Stellen, wie es scheint, aus dieser Sammhing ohne alle Veränderung in 
das Dekret Grstians aufgenommen wurden. <* 

Wir sehen genaueren Mittheilungen über diese interessante JEatdeokung mit leb- 
hafter Erwartung entgegen. 



We Rechtsverhältnisse der verschiedenen Riten innerhalb der 
^"'' * . katholischen Kirche, / " 

^ von Prpf. Dr. Hergenröther in Würj&burg, 

(Portsetzung, vgl. Archiv Bd. VII. S. 169^200.). 

IIJ Die Hi^r^rchie 4er orientaliischen Biten^ und ihr^ 
s .Stellung zulm päp<s.tlichen Primate. 

A. Die orientalischen Patriarchate. 

j . Vor, Allem, wiw die Sorge des römischep Stuhle^ s^uf die feste 
Begründi^pg der Hierarchie unter den Orientalen gerichtet. Alle Riten 
U|ad deren yorgfenannte Zweige haben jetzt ihre eigenen Patriarchen 
mit Ausnahme der Kopten» der Ruthenen und der, Italo ^ gräci , sowie 
einef Theils der Armenier.^ . * .. 

Zunächst finden sich im Orient die uaiirten Griechen des antio- 
chenischen Patriarchats, Gräcomelchiten genannt. Noch in den 
^^agen des Cäru^arius genoss Petrus HI. von Antiochien die Gemein- 
schaft des römischen Stvüiles^); im Concil von Florenz ward unter 
dem Patriarchen Dototheus I.. diese Gemeinschaft erneuert, aber bald 
wieder gebrochen. Am; Ende des siebenz^hnt^n Jahrhunderts bemüh- 
ten| sich Erzbisfhof Euthyu^ius^ von Tyrus und Sidon, sodann der 
Patriarch Athanasius und deasen Nachfolger Cyrillus um die Aner- 
kennung der römischen Kirche: aber das von ihnen vorgelegte Glau- 
bensbekenntniss erschien in Rom nicht yoUkomnien J^efri^digend, wess- 
iialt) man iinen das Pallium nicht gewährte. 'Im Jahre 1724 wurcte 
P. Seraphiii Tanas, früher Zögling der Propaganda, znm Patriarchen 
erwählt, der den Namen Cyrills IJJ. annahm und durch den Priester 
Johasn' Aan^nion^' bei' Benedikt XIII. um Bestätigung nachsuchte. 
Nachdem er in Allem den Anforderungen des römischen Stuhles 'Ge- 
ntige geleistet, erhielt er verläufig die Aji^rkennuug,^ iind >ls sich 
seine Gesinnungen allseitig bewährt, mid er standhaft den .katholi- 
schen Glauben vertheidigt, so däss er Vot d^m neuen schisntätischen 
iPatriarchfn Sylvester mit z§hn ihm treugebliefreiven Bischöfen nach 
dem libftitOB flielüen masste, erhielt er 'im Oonsistorimn vom 3. Februar 



X) Ygl. L6o)ii9'IX. ^p, ad Petttbn Andoeh. p. 168. ^d. Will. 
Anhlf Ai UrclMnncM. TU. 23 
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1744 das Pallium^)) wovon ihn Benedikt XIV. in einem Schreiben 
vom 29. Februar benachrichtigte 3). Als unter Clemens XID. der 
melchitische Patriarch abdidrt hatte und von den Bisehöfen eine Neu- 
wahl angeordnet worden war, kam es in Folge derselben zu bedeu- 
tenden Conflikten, worauf beide Theile Prokuratoren nach Rom sand- 
ten, die deren Sache vor einer Specialdeputation der Propaganda zu 
fiLl\reQ liatten^ D|k die Besignation des Patriarchen , weil ohne päpB^ 
liehe Genehmigung erfolgt, als UQgültig angesehen wurde und damit 
auch die neue Wahl ungültig war, dazwischen auch der alte Patriarch 
gestorben, so kassirte der Papst 1760 die Neuwahl und setzte kraft 
des Devolutionsrechtes einen Patriarchen ein^; als nachher der un- 
gültig «rwähke Patriarch i^ch glelohwohl des Patriarchats beniä^htigte 
(1765), ward er mit der Excommünicaäon belegt^). Ebenso finden 
wir unter Clemens XIII. 1764 und Plus VI. 1789 die gräcomelchiti- 
schen Patriarchen von Rom bestätigt^) bis herab auf die Gegenwart. 
Im Jahre 1S36 präconisirte Gregor XVI. den Mä!ximuä Mazium als 
solchen; nach dessen am 22. August 1855 erfolgteii Tode wurde Cle- 
mens Bahus vom Orden des h. Basilius der Congregätion des aller- 
heiligsteln Erlösers vom Berge Libanon, bis dahin Bischof von Ptole- 
mais, unter dem Vorsitze des päpstlichen Delegaten Erzbischofs Pau- 
lus von Taro erwählt imd von Pius IX. im Consistoriuto vom 16. Juni 
1856 unter Verleihung des Palliums bestätigt ^). 

Kjaft päpstlicher Cohcession kann dieser melchitische I^atriarch 
von Antiochien als Administrator auch die Jurisdiktion über' diö An- 
gehörigen seines Ritus in den Patriärfehaten von Alexandrien tind 
Jerusalem ausüben ''^j , wesj?halb er auch * zwei mit dem bischöflichen 
Charakter bekleidete Generalvikare in Cairo und Jerusalem hält^j. 
Ausserdem hat er unter sich die zwölf Diöcesen seines Patriarchats, 
wovon er die eine, Damaiskus, selbst verwaltet, die anderen sechs Erz- 
bischöfe und fünf Bischpfe zu Vorstehern haben ^). Die Erzbischö^e h^ben 



1) Die Consistorialakten im Bun. Bened. XIV. t. I Append. p. Äfe. "286. 
i) Bdn. Bened. t. Ip. lae CoMt. 08. Dam Nobkcttifi/ " ' ' - • ''' 
a) a^m.; XIII. Comt. Qi^ftm.para ISY^PolatU 1^ BoUi .fiosv.. Conti, tili. 
jf. .5 sq. BvOl, Prop. IV. 31. 32. , 

4) BuU. Prop. IV. 101. 
ö) ibid. IV, 66. 20&. 210i 
Jb) Aoto PU IX. Ppptmai. ^ma» 19^. voL ü. p« 5$&^&$7j .> 

7) Moroni U ,XVI. p. 251. Notizie stat« p. 172. Mejtr L S, 5^,-. 

8) Notizie stat. p. 173. Mejer I. S. 525. Ambrosius i.bdo ist seit 1880 gri^- 
chiscVmelchftlscher Bi&cbof von Jtm»sAem. Annusrio pontifioiö 1801'.' p. ' 144; '"' 

B) Die> IMö«w«Sk iidd auaiw D»in^kiiB: l, >ilepp9) 24{A4r«;< a..di«bml^: 4LBM- 
bek, 5. Bosra, 8. Tyrus, 7. Saida, 8. Tripolis in Syrien, 9. Feruü niuL ZaUt lü..Han- 
ran (al. Diarbeokir),4t...Honvs. oderJiA^fifa. J>er, C:n(t>i#^qi&:13«fg0Kifi8.^|a(TonHoiat 
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Ab^»* dar im, Titel vor deu anderen Soffraganen vor^^us. Vxstep, d^e^^p^ 
BUohdfen ssäblte man 1943: 180 Priester, deren Zahl sich später, (hb 
19$Q} Hiemlich gemehrt hat* Sämmtliche- Erebtschöfe und Biöchöle 
das Patiiarchates erwählen in feierlieher Yersammlnng nach Anrufung 
4im beilüipeii Geistes, öfter auch unter B^theil^^mg der Geiatlicben 
und des Volkes, mit Stimmeumehrheit d^ Patriarchen ^), der gewöhn^ 
lieh schon Bischof ist, in welchen Fällen ^e Postulation stattfindet, 
bei tfer, wofern eine Minorität eine eigentliche Wahl tritt, gemein- 
pechtHfch stfwe! Drlttheilfe der Stimmen gefordert werden*). litt Verein 
mit sdn^n VTählern ordnet der Erwählte oder Posrtulirte einen Pro 
fcnrator nadi Rom 'ah'^), der in seinem Namen unter Vorlage des 
Wahldekrets, der Schreiben der Wähler und des Patriarchen an den 
Papsik und die Congrfegation der Propaganda, sowie der ron dem 
O-ewäifilten unterzeiclmeten professio fidei pro OHentalibus *) um €on- 
firmation und Ertheilung des Palliums,* bei Wös Postulirten auch um 
die iädmi^^sio gratiösa und Enthebung voti dem Bande der früheren 
Kirche nachzusuchen und die Obedien« zu leisieA hat. Die AkteB 
untersucht die Congregation der Propaganda. 

Der gräcomelchitische Patriarch' hat das Recht die von dem 
'Elertis der einzelnen Diöcesen gewählten Bischöfe zu bestätigen und 
zu conseknren, nachdem sie den Obedienzeid und das' Glaubens- 
befcenntniss abgelegt*). In besonderen Fällen erthetlt der Papst 
«inem Bischof die Erliubnlss, sich von einem fcatholischeii Ordinarius 
consekriren zu lassen^). Bisweilen wird der Patriarch auch von Rom 
aus beauftragt, erledigte Bisthümer zu besetzen, besonders wo eine 
.Wahl »lebt, ^tattftuden kaw, wi^ 1828 ftir Beyrut^) und 1831 ffir 
Hierapolis ^), welches längere Zeit hindurch nur administrirt wofden 
war. Dass der Patriarch auch Bischöfe versetzen kann, scheint aus 
einiem Erkss unter Clemena XIII. ^) hervorzugehen. Ausserdem- hat 



wftflte 16$1 naeh der. syrioelkeD Katastrophe AJnioaen sainmelnd in Deutschland; wir 
▼•rdaBfcen eiaer .UiitaiiTedaiig^ mit ihm manohe infttreasante Notizen. Die theologisehea 
Hauptwerke des Abeadkuidea werden im PaiTiarehate nur in arabisehen, inJeruaalem 
.^edtoHctan U^bereetaungeii gelasan) eine höhere wiasenschaftliehe Bilduag besitzen 
.»Vi die in dem Seminafder Prof^agaada i^bildeton Qeistliehen «ud einige Begnljuren. 

1) M^er S. 433. 

2) c. 6. df poituL 1. 5.; o. 40. de elect, L 6. 
8) BpU. PjTopag. IV. aOd^ 210. (17$9>. 

'4) ib. IV. 86. Sa. 
6) Mejtf L B. 486k 

6) Daa Ton M^er 8. 487 angefahrte ßeispiel paast aber nicht hieher, da damals 
(1816) der Patriarohalaiti erledigt war. 

7) BiU. Propag. V. 40, 

8) ibid. p. 72. 

9) ibid. IV, p. «, », 17«|, 

23» 
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der Patriarch das Recht, die Kationalsynode 2u berufen , wo^on sieb 
aber bis jetzt wenig Gebraneh gemadit fihdet. ' £r kann adch Di««- 
pensationen bezüglich des Fastens nnd in mehreren Ehesachen ertliel- 
len ^) und geniesst dieselben Rechte über die ihm nntersteh^d^n, fledt 
den gewöhnlichen Episcopalbefugnissen <) ausgestatteten Primaten; wJft 
sie der Metropolit über seine Sufifraganen hat 

Ebenso haben die Id^aroaiten |hr<en; :^geiiep Pa^ijwrchei^ ^^r 
adt Alexander IV. den Titel eines Patriarcha. Antioebea^j} Maronita- 
nun führt 3)« Die kirchliche Ordnung wurde bei^ondera dnrc^ di^iw 
September 1596 unter dem Patriarchen. Sergivis und dem, Jesuiten 
Hieronymus Dandinus als püpatUchem Abgesandl^B ^\ , und df^nn noch 
mehr durch die im Herbste 11 '6ß in (S^egeuwart des pi^stlichen Legar 
ten Joseph Simon Assemani abgehalteneu Katipoftlayjaod^n beles^gt. 
Vor der letzteren, ebenso vom römischen Stuhle bestäügteu ^) .gynodo 
standen unter dem Patriarchen 16 Ex^isehöle md Bischöfe^; die 
Synode redudirte die Zahl der BiBthömer auf acht*^); u^ter Piuß VII. 
kam noch ein neuntes Bisthum, Eden, hinzu ^)u Der. falauardh behielt 
gewöhnlich eines der Bisthiimer unter seiner uumittelbaren Verwal- 
tung, früher Sidpn, seit JLd37 a)>er das yeremgte Bisthuip Cribail, nnd 
Botri, dem unmittelbar ein Titularh^schof als, PatriarcbaMcar vorr 
«teht ^). Ausserdem gibt es noch andere Ti^ularbischöfe; Sieben 
Biseh<y!^e haben den erzbisohöflichen Titel, ohne Suffir^gauate zq I^ea, 



1) ibid. UI. p. 9Ö. . " ' ' 

2) Bened. XIV. 1743. Const. t)emaiidat«m4 ^ Phss TU. ISl^t O^ost. Üb! 
prinnun §.4. j ...■.; ! 

3) Vgl. die A|lokutioD Bepedikt^ XIV. yom 13. JaU 1744. 3uU. Bened. t.I. 
Append. p. 287. Vor Benedikt scheint man eine Zeitlang gezweifelt zu' Üaben, öd 
dieser Titel ihm gebühre. Von älteren BuUen^knd B^ered an liiiEronitfBoli« Bfttriat^ 
eben werden besonders (1. c. p. 291.) erwähnt die von Pius IV-v an des Pft tria roben 
Moses 1. Sept. 1562, von Clemens VIII. an den Pairisreben Bergiua'l. Augbftt 1505, 
rou Urban VIII. an P. Johannes 30. August I6D5 , von Xnnooem IX. aä P. Jar^okA 
8. Jftnuar 1715, von Clem^ena XI. an P. Jakob 29. Januar 1781. ^ 

4) Es ist also niobt das Ooncil von 1736 dai' älteste dieser Art, wie Mi^% 
8. 42S glaubte. Benedikt XIV. erwähnt die Synode von 1M6 öfter, ■. B. Const 
AUatoe sunt 26. Juli 1755 §. 24. (Bull. t. IV. p. 128). ' 

5) Bentd. XIV. Const. Si bingulari» 1. Sept. 1741. BnU. t p> 38-^5^n. 31. 

6) Es waren die Bisthiimer: 1. Tyras utid Stdon, 2. Damaskus, 3. Cypern, 
4. Aleppo, 5. Berytus, 6. Tripolis, 7. Botri, S. Ptolemais, ^/titucfäietk, tOi ^Apamea, 
11. Area, 12. Eden, 13. Sarepta, 14. Paneas, 15. Lystra oder Bybtus^ 16. Keapolis. 

7) Nttmlieh Aleppo. Tripolis, pämaskus, Cypern, Berytui^, Tyms tind Sidon, 
Heliopolis oder Baibeck, Botri-Byblus. (Gibail ufa'd Botri.) 

S) Mejer I. S. 430. Der römische Stoatskalender vbn 1661 Tiibrt diesen SiU 
»loht auf. 

9) Decr. Congr. Prop. 6. Mai 1837. Moroni Hi «p. 17$— 175. 
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«isid vielmehr selbi^t Sjufiragane des Patnarcben. Man zählte 184:3 an 
6Q0. Säkular- \mi ^90 Begularpriester i). 

' Oei! waconitisc^e Patriarch wird ypn sämmtlichen Erzbischöfen 
w4 ^K^chöfen 4er Natipn ^) gewöhnlich am neunten Tage nach Ein- 
tritt ,der^ Sedisvakans 3) in ^em Kloster des Libanon, durch ein Sern- 
itinium mittelst vensiegislter.WahUettel^) erwählt^ wobei die auf gesetz- 
iioljrf Weise Entscbul^gt^n ihre Stimmen achriftlich einreichen diir- 
4eii.^)« Dem Herkommen gemäss, vermöge der häufigen Postulationen 
y^. bereits eif^ges^t^ten Bischöfen , scheinen wie bei der Pi^stwahl^) 
zwei.Drittbeilo der abgegebenen Stimmen zur gtiltigen Wahl gefor- 
•clertT)^; a«^ wird, ein AUer von 40 Jahren verlangt. Am Tage nach 
gesebehener Abstinunungwird das Wahlergebniss bekannt gemacht; 
nim^t ider GewÄbtte ,an, so wird er von seinen Untergebenen bereits 
M» bt^tissimiuB Patria^cha rfaiezeicbnet und fe}erliob inthronisirt Eini- 
gien ^regte ^^ Anstoss, .,das& die Maronit^n die Inthronisationscere- 
. mofiea eines, so^^n oonsekrirten Bisohofs.Consekration nannten, zmnal 
daibei d^n N«s|;oriaaem und JakobiteU' dem geweihten Bischöfe eine 
eig^n« Patriitfehenwieihe ertheiU ward^}; Benedikt XIY* erklärt aber, 
•4ß»9 bei den J^ar^N^^n keine Ordination, sondern nur eine leierlicbe 
Benediktion ertheilt werde ^). Wähler und Gewählter wenden sich 
dann mit der Bitte um Bestätigung unter Vorlage der Akten durch 
einen Prokurntor^ der entweder besonders dazu abgeordnete^) qder 
m^x idep \a H^m befindU^^n jGeistUehen der I^ation dazu erwählt 
irbid :^1);, . n^h l^qm, wo die Wahl gpprüft und entweder genehmigt 
eder y^rwQr^ wird, in welchem letzteren Falle das pf^stUche Devo- 
j0tiensiiecht eintritt ^^j. AIa naoh dem 1742 erfolgten Tode des 



1) J»f<5;er I. 8. 4W. 

9) X« QtUem Or. €hr4 HL p. AQ. Bull« Prop. IV, Ul. .8i7. 

3) Bei der Patriarchjenwahl von 1756 verstrichen 16 Tage (Conslstorialakten 
vom 28. Mära 1757 Bened. ^IV. Bull. t. IV. p. 260. 261.), 1796 aber 27, 1797 Aur 
IS Tag«(BttlK Propag. IV. 226. «47.). 

. 4)ßQ daa. Coiv>*.Ii9)aD. Qt 3un. Propag. V. 1. a. 1824. 

5) Auch kann, wi^e nixt^ Pins VI. ausgesprochen ward, der legitim Gehinderte 
später seine Znstimmnng kundgeben. Bull. Prop. tV. 233. 252. 

6) c. 6. de elect. I. 6. 

7) Vorbehaltlich päpstlicher Genehmigung dürfen sich auch die Wähler Über 
die Berechnung der Migorität vergleichen, Leo XII. Bull. Propag. V. 9. 

8) Renaudot Liturg. Orient, t II. Dies, de Patr. Alex. p. 412. 

9) Allokntion vom 13. Juli 1744. BuU. t L Append^ p. 290. 

)0) Sehr häufig war es eio Bischof, so 1756 SrsbiAchof Arsenins von Heliopolis. 

11) So 1744 P. Joseph Simon Asseman^, dem der Ueberbringer der Schreiben 
P. Desiderins, Sekretär des apostolischen Ablegaten, beigegabep war (Conoistorialakten 
vom 13. Juli 1744. Bull. Bened. t L p. 886 seq.). 

12) Vgl, lf4|J«f. I?, 426. V 
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Patriarchen Joseph Fetiu& von Geza eine Doppelwahl stattfand, InAem 
sechs Stimmen auf den Erabischof Elias Hasebi von Area, Wenige 
Stimmen auf Tobias von Napolosia auf Cypem fielen, und beWe Par- 
teien, die an verschiedenen Orten gewählt, in Rom um Conflnnatioft 
nachsuchten, verwarf Benedikt XIV. beide Postctlationen, resehritt^ 
am 13. März 1743 dem päpstlichen Stühle die Ernennung ftir den 
vorliegenden Fall unter Wahrung der Rechte des mai^onititiehen E^iif^ 
copates ftir die Zukunft ^) , und verlieh kurz darauf dem ältesten Prä- 
laten Erzbischof Simori Ev^odfns von Damaskus dits Patriarchat^, dÄ 
auch, nachdem sich die Maroniten der päpstHehen Entscheidung unter- 
worfen, am 11. August 1744 das PÄllium erhielt •); Regelmässig 
war dagegen die Wahl vom 28. Februar I7Ö6, durch welehe I^obiAft 
Oazenius, der Erzbischof von Cypem,' erhoben wiard, den Benedikt 
auch im Consistorium vom 27. März 175T präconisirto*). Weitere 
Bestätigungen maronitiseher Patriarchen finden sieh' 1T67 unte* Cle- 
mens XIII.*), 1796 und 1797 unter Pius VI., I«14 unter Ktis VIT.«). 
Am 3. Hai 1824 ward Jivseph Hahaisci auf d^h Pätriardhalstuhl er- 
hoben'^), am iS. März 1855 Paul Peter Mas^äd, vöth^ Erzbls^öhof 
von Tarsus®). Viele Wahl«»n fanden in Gegenwart päpstlicher Dele- 
gaten Statt. 

Ehedem besass der maronitiisehe Patriarch eine fast unum- 
schränkte Gewalt über seine BischSfe. Er ernannte uM consekilrte 
sie, l)ehandelte sie wie seine Vlkarien, V^rsetiPte Und eiitslBtzte'bie nach 
'Feilebeti. Diese Btdtiting der Bischöfe, diid gaiiz- ad hutum^ amövilHhfs 
waren, widersprach dem gemeinen BecTite 'utifl liesö eitie » ^eordnistö 
Dföeesanregierung nicht aufkommen. Die Syniöde v6tk 1736 sfriHto 
diese Amovibilität ab und gab den nun reducirten Bistbümem eine 
genaue Begrenzung, uitd verpflichtete die PräliM^en -zur Residenz. 
Gegen das Dekret^ welches dem Patriarchen diese Sbhrankenf zog und 
die Bischöfe hur aus Bechtsgrüuden und mittelst canönischen Proces- 
ses oder durch canonische Translation entfernt wissen wollte, hatte 
der Patriarch 1737 und 17^8 in Rom reklämlrt und Alles aufgeboten, 
die Incardination der Bischöfe zu hindern. Die Propaganda entschied 



1) ßuU. Bened. XIV. t. I. p. 113. 114. Const. Quod non liumana. 

2) ibid. p. 114—118. Const. Nuper ad Nos. 

3) ibid. p. 162. 163. Const. 101. 102. 

4) Bull. Bened. t. IV. p. 260-264. 

5) BuH. I*ropag. IV. 111, BuU. Rom. Contiri. t. HL p^ 24e. aem. Xlli. Const 
584. Tristem. 

6) BuU. Propag. IV. 226. 847. 549. 

7) Bull. Propag. V. 1 seq. ' ' ' . * 

8) Notisie deU' amio 1859 (Cracas). Annnario Poütiflci^' 1801. p. Ü, ' 



Beeilte' des^'miironifi8ehen'F«trtoafi;li^«id -TM dnil^ sytisclM Pstriifflben. 9U^ 

i^Bgetk iHfi, yerscbbb aber ^ch die AüsHthm&g diMes Beddifaissei^ Vis 
«et dttn lloibett, itidein die dAAiaHgen drtßizeiih Sisrdittfe) die -säiniiitUäi 
-flM) am^yib«! bestelk irdrdefi waren, bra auf aeht visf storbeli 'sein ^wür* 
dm4 Otföohoiir fltoh ^nter Gltmieia» XIII. 1767 auf Seite desi Fiaeri»^- 
dten GMneigtheÜ' zeigte, ^e«e S^^nodalbescblttsse aodzüftthrclii, sb kaih 
fe«' dodi dabiäli und ' auch später siclit dazu; noieli 1787 tHu*) dto 
8acii«><f&^4et ^Sdinffebe; Erst 1816 erneuerte Pias >VIIy die ^Al^iiFbirde- 
rnbg^'-iauf elne»^ demnSelidt x« halt(9Adi9ii Sjmde dei(i Bit^ohKfeti be- 
atiitimte'fiitM attsuw^eii und 1819 kotifnte er ^^ren fiedclilidge be- 
j^tig>M, woM nAr eiitige MeläificRatitmen gMaeht wurden ^). 

' {)fS B«ebte ^ded marorätisfeketi Patriai^ehen* äind nun folgende^: 

1) Ei* kabn Bischöfe' einsiatzisti 2) und weiMn, aueh Titularb'ischöle 

oiteldren,<8) alk-di^ei Jalhre die Diöcesen risidren, 3) Zehenten ehi- 

isäfnmeln ' laieen, 4) Ta&en*^ die ihm zustehenden Dispenseitioäteii 

eAkh^f 5) ihm oder s^er Kirdhe hinterlassene Legate iaccfeptfr^ili 

^€) ZH' diesi^^ Ztreken einen od^r mehi^re Ekneluner in die Diöees^h 

'^liäm, 7} die 'heifigen Oele Weihen und auf die ieinzeinen' Bfsdiümer 

-l^mhllileii.' - Alff ' Entächädlgung für die aufg^holbenen Geldspendeti, 

die beof: der T^rtfaeiteng der' lieSigen Oele und bei Ordinatidnen gt- 

'bräu^hiich tirareUj bewilligte Ihni Benedikt XIY. ein dem Betrag 

gleichkommendes jährildies äubsidiüm chaHtativum 3). Endlich soll 

tef alle Reehte nid EeÄervate ausüben dürfen, die ihm. von feechts- 

^er OewöhnIreitßWegen kustaiiden. Namentlich hat er auc^ das Becht 

ein Nationalconcil zu berufen^), Ablässe zu ertheilen, Aiiklag^n gege^ 

^ßäf^ofi tk unterijiuchign und^ zü Entscheiden, für die Administration 

ihi^ EBrIen beraubter Öisthömer Vorsorge zu treifen, was auch dia 

geÄchleht^ wo provisoilßdie Massregein wie eine iiber ihn verhängte 

rüntenstichung den Prälaten^ an der Ausübung seines Amtes hindern 5), 

detiduren ^tt verhäfetgen, und' die gewötinlichfen Befugnisse der Metro- 

pidiitto zu Hblen; 

' Wthrend das marbniösche Pafriarchat, das tm besten consti- 
tttirte von allen orientalischen, alle an Alter überragt, ist das syri- 
sche der bekelirten Jakobiten eiiieä der jüngsten. Es entstand nach 
den früheren vorübergehenden Unionen der Jakobiten unter Pius VI. 
Als der schismatische Patriarch der Jakobiten Georg HL 1781 ver- 



l)'Biin. Profntff. nr. 365. S76. M^er I. S. 429. 480. 

2) Vor dem gräMjfineleliilad^hcin hat flef maronltfsobe Patriarob das Emannttogi- 
M«QMdM"BfectkSf(0Vor«te.Jf^^L 6.^498. 436. 

- W) BeneäyXlVi'C^nm. ApMUAieit 14. F«t»r. 1743. BttH. t I. p. 5t— 53. n. 43. 

4) BnU. Pt«p«g. tV. 113. 306. €r«m. XliL 1767. Piu$ VI. 1737. 
' f byu^iXL^ Ptopa^. [r.TB. 0rt0: Xri 1331 l)e«u3lioh 4«8 ErxMsöbofs von 
Hiwapolii. • ' ' 
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0torben war, gewanften die JtltthöliMhen S^er su ^Aleppi^ frttbev < fal- 
tig! y^rfolgl^ einige Sube und schöpften Muth zur Bekeliruiigh der 
ganceii Naliioi}. Ihr eifriger Bischof Ignsm Miehael Gierte, nim dim 
■lateiniacheii BiJschoC von Babyion Merwdot de Vaubom idaM^eromti* 
(terl, begnb 3ich Btfteh dem^PattlearohateitBe Ton MardiA«:(Mi^nde^) > vkro 
er melH-erB- jakobitische Bischöfe und. Laien und .detfifrjfbiaActC von 
JefUBeJ^m ,gew.aA|i und aj» l^ December IT^a «udta Pattiajiebeiie,ie]:- 
wUhlt ward. Nach seiner Intivond^^tioo suchte eie^ m* Rom „uiia^rBe- 
at^iiigimg nhtik soi^v^e um da$ Palliui^ ; Prokuralop wmt d/^-naithBMi 
abgehend^ vorgenannte lateinische PriUat ÜDSEWiseMni wuvde .e^r >biiid 
:von Marden vertrieben un4 s^iae St^Ue 4aveh: einen ^AilEiaWte& 'besetzt; 
er selbst; floh nach dem labaiHtti und erwarb .dort. leio.Ktostflr zu 
seinem Patriarchalsitz,; »achher Kloster der . heilige^ . M^ei-^ Be* 
.freie^iin, genannt^), Pias YL bestätj^ diese Stiftuiig« ;1797< ..nnd 
ertbeilte dem Patriarchen Jgi^az ^id^el #e ,Ceiifirnii^n ^). .J^aoMiar 
fc^lgte demselben sein» Neff^ tg&az JE^etrus Gi^rye», d^:. Leid^iKII^ am 
1J8.: Jannar. 1928 präconisirter?), Dcjr J^a^iaicbal^tz. v<)m LibwH» im 
Kloster S. Maria Liberatrix ward .späteir^obireplidP^tlietiil^. Genehm^ 
von dem Patri^chen verlasse» uad iiüt der, Resistofis . $(ii AleppQ YW- 
tauscht, was namentlich in Bezug ajufdie («eitung 4^ Mönebtd./W 
verschiedenen Unordnungen führte , 4i« Gregor, . XVJ., )i831. is^^arf 
gerügt hat^). Pins IX. bestätigt am . 7. April , l$i54 fäen. frttberjNi 
Bischof TOB Marden Igna^ A^toii Samhiri^ gebürtig yoi^.JAoattl^) ids 
PatriajTcha Antiochenus Syi^orum ^).-. . j» ■ . . ; ■' . . , 

Dieser Patriarch der Sjrer yoQ.Aptiochicn üVt-aucb die Admi- 
nistration der erzfoischöflichen Etrche sem^es Biti^ v.9^ J^rui^alpni ao« T) 
,iind ist zugleich Bischof voji Aleppo. Unter ä^m ' stehen ^jdie Bischöfe 
von Homsy Marden, Mosul \n\d Nabeck,. Be^^rnt, D^i|iask,us^ Tripolis, 
.Piarbeckir ^) ; in Syrien und Me|3iapo^p[iiep,( in. geringer Z^bl aiid^ In 
Aegypten leben die Angehörigen dieses Ritus neben. ^ den ,GläxiU|gen 
fknderer Riten z€rstre^t. Auch: der syrische. Patriarch wird TO0 seinen 



• %) Me^cr S, 441. Moroni i. IV, r. 7.; , . • : - : •.'.,» } , •• . 

2) Bull. Propag.JV; 201. 2.39. 

3) Moroni t. H. *p. 175. i7i3. • ' n • > . - . f .: . , 

4) J3uU. PropAg; V. 71. \ . - r -' 1/ 

5) Notizie s. Cracas 1859. Annuario Pontificio 1861. p. 94. 

6) Ausser den schisaiDi^tisobeiD'UDd d^* Beit ;d«i]k HJreinzi^gdA.-fiiifgMft^tc» latei- 
iilwbfso. PMriarolK^ von Ajpiti9ChieB (am 95« «^pi ,185$. «rlMt vdie«e,:Wui)dQ Helehia- 
des Ferlisi, ein Sicilianer) gibt es sonaoh ^i Pa(riarQlien^ 4ßß. d^ei^iTItelff A^tl^ol^aaus 

.flihren: 1) der. Patriarch» 6rae90mel<9^tar^pi9i t) der'depr. M«r^lt|»i, ^ dttr 4er Syrer. 

7) 3foroni't: XVi. p. 261. Notizie^ itat. p- J73. M<kr ß* 5». :■.?' i 

«0 ^^^f & ^3* ^v römiaflibe St^illsk^jAiider'BriivlfiiAi.JMi^ lU'lJiaB^.den 1850 
bekehrten Bischof von Madiat in Mesopotamien. .ailo.;c''«.U 



'K«bß 1Pota:^)(*idit) tBlite tinr Ctnlfif ii&aticin ünd^fli^&tbtflUdgr ^i*»««^ 
-grihtigaim/ 8i^.tQi(,y<A trii; bei deü'^drgmmite* Ftftrlari^iftti' '#e'i< M^- 
^8bil«fi. and U^Mnitidii. : vDew ShifiUten wiiidi!in ilBkiiMöb^k'lf^iisc^ 1h 
AtiwfsenAHladar!; BUeUffB rSer HMeihstalK llbeitel^mrW l^^'-k}la:a- 
,jb#liab«M»lffoiMli«»doObiBdie■fl9e^ iib>ima ifrtrd ^^^ im, Äaeti Vor 
(«vtonfllW^pjiiwtliAer Beistfitigta^, «IV Piitriliroh 'betl'Mihtet tiiid Ib der 
.laiüffie .iMtnimflliiorfirft^^i tHäym tdie teuesei Xfltt t^är dlestt^ tMtyhi^^ 
;]WipOs«cUich <* Ümtik : di«* Pn>]iEg8aida «oteAkhfen^^) \ M&gr. < SanffaiH 
«ili|pinald|e teifjranloiith- Alalranr IKrt^ne «rmen' >mtfd Ventötfhlfti^dig- 

>^i>Mn,Pa«riAr^h2M^•d6^Ghaid«ir lA Babylon komtnt ein weit 
^&M«»« J^tor, ^abi0rlteiM»^;¥9^ Ausdehniiil^ zu. Schoii fnil' seeh- 
seUnteiF iHbiihndm' cmfintötte Jiilios llli «inen Patriarcben 'der 
katholischen ChJtdMir^ liiitooen» XI. liegrObd^e 1^81 '^s^ Üüioh 
pjoch- fester,; .y^käfipi. ßip .wi^^:.euißn,.PatriaiK^lie9 mit,, dem Sitz in 
,]>i^^e)(i^! ,hfißßj^gtfi *•). ^.ElortF^^^ ,öcb^o§sen ißlahMiI^estfirianer; mit 
4^en.;Biscbö/fe!9 ,fl«. i;q^|i«clmr IJJ}Pcl^,.*p., üntfr Clep*eiiÄ. XIV. 
,Tfißf^te ^ich iii;p|(<. der. ii^ i^u^distj^^ r^ldiren^e Patrii^rch Mar .^Simon 
^M^. pJiißfflt.Sc^ireibep .J^om, ip. April 1770, an den jil^miafilwn StuW : nöd 
,;«if^rd, wfl dieaem .am ,17. Jumi If 71 ancirkwwitf). ÜJ^e«. Piii»iNYI. 
^^if^n wie^eruittijmeJuJW*. ^^tßrv^^r' «u? .fcat^o^sf^^en j£inh?U.rttb$r, 
TT^e.^^mntc^r ipip yilJ, 183.^, idef t den / Paitrifrcftajiflitz \ym Mm- 
Pf^T iji^afh.BabylonpY^i^fBgteT).«« Um. diese .;^it;^phwncl 4«rch K^rief, 
i}]|ole|'ift..ii9d.B[tuigenpi<^/^e ^1 der Gläyfoigeii di^fs RUm beden- 
.^iid?);.;ß|rei^gkeit^zwUc)|f|i d«^ ^m^arc^ieii i|^,3e4neB Bl^chöCfP 
jba(i;ß IS^^.dfrj.^postpUsche yiiißx ?9n Aleppy ^^.YMi^tar/geisqblieli- 



1) BuM. Propag. V. 88. cT. IV. »6-»a8. 

2) Mejer B. UL U%, .-,.. w 7 ,^„ ... j .. 

, rßyMorpftii^ A/^p. 0^7«^ i;76,r.Der Ba«riaro)i Ignas IfioiM»! Gii«rvfic hatte in 

.^^jBi, Yic^n ,4m; pjcppagi^idaaia ]|9« Sept^b^r 17(0. und von .FinB.YX. b» Biwive vom 

22. Mai 1787 approbirten Teatameiiten einige Kapitalien ausgesetzt, deneii Kinsea das 

Kkt«ter,.8,,lfajni^iMJt»er/|lii^><9iebei^ s^ ^((a^er^^nirden swet..Te9tamei4e proda- 

..Güi:t» oaeb deinai^ 4e<- Aw^vpMsbfWgM 4i() .««»iiien, erbitm» sollte und 410 püps^i^s 

.^Script in dJuQsem. Sipfie yqm. 91. Ootgib^v .^8(H erw^t^ di^ aber «m l^AprU 1806 

wegen Obreption und Subreption zarUckgenommen ward. Bull. Boip. <k9PIU }-> XIQ« 

p. 14. 15. Const. 419. . -; • .,. r- a . ü ^ 

.. |.. 4),.iVaf]^Bfi>i^ldei ^iMDtefiqlv XY, 18|> Allokuti^a Butt) ?,ropag;. Y/ 205 seq. 

JC^^WW Oj.,.<jhf. JB^. ^.,1097." . - ., , X -^ : t> . 

., r ^) ilf<?jrof»f t JJY^ p. 6. 4r^<r$.4^; : . ,. . \. :/ .: • 

6) Theiner. Hiatobre dn pontifioat de Cl^mQnt XIV. t II. p. 80— 88t KH^ UI. 
.p, W,.457,.v ./ «.♦.:..: ■...'! .'; , '• .: ,. .- •'..-. -r y . - > 

7) Bull. Propag. V. ea r /i .. i .. . i . , .t 

8) KotUie stat p. 177. M^er S, 444. 536. \'i -^ :• ( . 
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,f4W.6iqlge JPnKVf»«^« behiife dar ¥kiitatÜ>ttA). musiUFitkJSl. Mgüib 
d^F: ?44rvu?ab" .CrikPla«» , Imm«- Jakobi^ .^fiäünr Srabis^of von jlitto- 
l^g JAiPer^ev). litiw^fili^MMine.WtitdA iMkr ; >d«r •i>N^<t !b<Mtirflni^te 
dea BiBfibf>f Jop^Oi A^d« von^ AoMfa ^t '4W BAaiBttmiMihintg ' dik- 
«^ 9€0igD«tiOQ:!i]iMh der V/oifbeffeHaii^; «is«i(. küikotilsehen WftM»).Atti 
26. 9ecftiiiber .1847 :i?v*rd6 ini Mbsul Jtbn 'ditter J omi^l Aii«i>' smii 
Patrm^ia» 4ywähH imft Ta^s daratif dntlMnUfrt*): i^iive^ 
yo^ 11.. ;3eplem]bter 164», bei *dera dpr 'aniMnirtlw iPriUtdr MebA^l 
Viez]p«idiiiiiial8Paoliiiral«r foiigirte,' irw^^dersanfeiiirw'Ptiis IX: |»«- 
conisirt als Patriarcha Babylonensis Chaldaeorum. MMyllMiBtung 
,de8 QMIfi?we^*wr9itte M|n . C^ii4i3i|Btt<^ SundyFiifite^ um 

Transl^^on,, endlicli, di^t Fj(wrm d#r B^atl^gmig ,0rsoMu^:ig^n».«<>jl9ia 
bei ^^ ^^s^djer^n P^iarfbat^iii^).^ V^nnd^Hi- Qwn. JltaeMfeft.sdbfa« 
f;atriarch(rtes fiftren. ¥iöii^),4^ lensbifldiSdbtfi^ «♦*' > v 

«in' tenftei^ öriehtaKsfcier • PafriardK' ist Vter a'^Wenififche ron 
Ci 1 1 e i e n. Üntfer ' den vfetsfcfhieäeiicn Ariiieiiischeft Pa^ä4chen iatten 
die von Sl» b «»licien • schWi ' ferf MmelAWW Äi^ »6V' katholiBcheta 
Kirche angeifclilöÄöen, Wals irid^lbsert hni^ tortiber^eliiöad War. B(6ne- 
dikt'lClV. ei^netietfe l'T42"d!e8)B' üriibii nnd eAob' den' armeiiigbHiii 
E^zbiöiJÄof Toh Alep^ P^tTus 1' AbliihaAi •tum Pa^riai^hen^ vofe 
Kleinätnüenien und *il!dÄi •);'WMef holt ertbrtftfe^fcsfei' 'Pfiffst • 
tend- 1754, sowie PItw' VT.'» 1T81 -ffen UrineniscHfeA Pittrtarcft^ dfe 
BestltigiiiigT^, dffe- &lle= '^w Natateh^Petttfs ' tttigenl • Öfiter'^Pft!i8''tri. 
finden w» 181« l>ettU&^*Vl!/'datan Örii ^äl^b Hbläs aW PfetWä'Vit. 
tmd a<n-25. 'JanuÄi» 1844 #ttr<i vött Gi^göt XTI. 'del^ * frühere 'Eri- 
Möchof' vött «Ä^röaf «ffe^r TkmS Vlä: ah PatHäirdhla CfliciAj 



1) Bull. Propag. V. 127. 20«. ." J i». ,< ,, • 

2)'AllökiitiM Piaii' n. vMb lll 8«i^tefläNlr fS^ .A<^ f^TS. i>>ol. I. p. IM 
seq. '(lat nfid ArkbiBeller Terfy. I» d^ii >K6Httfig^ bitetf 'der ' Fatriaä^sh meistelkfl: 
Joseph 8todo. • • '' •■.•.,::♦.■•. m- l i 

a) Itt der AhgttahrUat Anofttttk4 helMlT et t». KM : Qoli^ qtiidMii' ^edtio pofttero 
dfeiiidem AdstlMtibsfl Antfstilftitti Ae iijia!3ina'<ift«tlÄ^ {MpuS^req^eMia post gaenun 
•olettlie^ fk!t ptoAQlgatä, iie oiiiikYbitA'adMbMii oefeniotinfl, ^tiäe In hitjiistnodi oeea- 
sio^ftpefagi^soIenH. •»...,•.; .."'.' u i .]••.".■ f. ■ ./^ 

4) S. die AUokutioD toh 1848 p. 156-158. ' ' ' ' 

■'■ ^ 5) Dte von^ Dtttrb<(kfr, ITiisitl, (I^iira/Ad«ilieg(än. IX« Bfttii^ Ama- 

dia, Mardin, Eerknk, Suert (Seered) Salmaet (Salmas). " Abes Il60'>fliid^ii wir ehieii 
Erabischof Yon Amadia'und einen Bisdki^ Vou'tyesirm. Aäi^uirf» f^Ütiido 1861. 

p! löi! 144.- ■ ■ ^' '• •• •"*'■'' "••- ■ " ' •' •• '. ■' - ••■•'* .■-'^■••-•.• 

6) Benedikts AUokution vom 18. Juli 1744. B«ll. Bened. t I. p. WO. knd AM- 
kntion Plus' VL Propag. IV. 188. 189. 

7) Ifi^er S. 447. " •' '-■''^•■•>- .-l- *• • .•-•- 



Annenorttiii pf^otäkfrt^). " Dieser Patrkj^ch reMdirt 2tt KesruAii oder 
Ch^dfottn am Lilmnon ih chiem zuglekh als Seminar dÜBfiettdon fiio- 
st«r.' üiiter ihfiii lätelifen die 9ft^r nÜt dem erzbf»chMlehftii Titel gch 
sdltilüekten Dfde^esa&lbiäiaiiiftf fon Alep^ und MiMrdin, aotrtb der als 
sehi VikAf 1E1I Teeat ^ "Kl^iiiiniieiileti redidirefide EriMsdiof rtih 
Kev-Cäsar«a in )^airtitoB>Utliiyerd«iii hatte er ftOÜer direi EribischiMe 
iil p»a^R)irt (vüif Adatia, Aiiftatla uüd €^rbtäni<$a ^ oder Gknnaniolä) 
um nith'^)) Adäna ä/b^r bildet in nededter Zelt wt^ ^adck Biarlyelctr, 
eine «igen^ Didcf^ili» 3). ' l>er PatHar^b wir« rois d^h BlbcbSfen in 
dn^ Wahlversammlting (n^koreh tfhd anf dieselbe 'Weta^ wi« die aüd«- 
Tidti orieflta!iiN;b<m Pätriürcbeti bestätigt. €f^!elch dem Martonitenp^tHat- 
cheü hat «fr das Hetiht'df'e BIfcbtVe M bestiiifen^). Er bült ih Rom 
einen st^^ncten PVOÜafii^loi^, äe^ im armefidsefl^ HospMtrm residirt^. 
In ' neuetner' ZeM* MU äii Beltehniiig 4e¥ tätht ttnlrieb Armi»ier In 
dieaetti Fatriareb*(^' Viel^ Portsehrfttb g^ttiaeh« hiaben^). Wir finden 
ehien am 4.^ S^^emW 1999 ((»riiob^lien' ätäehof von S^««te in Clli- 
cie»,' eineti 1944 ^liobeiieft Biaeb^f von Märasaeti^' einen 18l^6< prh- 
'iii^yirt<« Bisckcff Von Alexandi^n in A^gypten,- eiiieii isolobeH (seit 
19Ö4) "t^on JeniöalemV^raeicHnet'^). • •' 

I>a die Sprengel dieaer fönf orieHtaliscHeti Pattiä^cbi»^ nickt 
sehr ausgedd^t Wä die ^Irhl der ibnen tiiiti^^ebenen Bischdt«' nildbt 
bedeutend islt W ]»mnfö ' ätneh-das li^ropdlAankj^st^ al^h ^iiiebt 
wt^iter etit#i€lehi Und d^i^ Fätriarebibt^mgleich in a«in^m Uttvi«;- 
&k^mge\i^tif^t^yiip^ Metropent; die &rk:bikb(Ue 

siiid nur dttt^eb Öeit Titel atRSgesefehnet: > Ferner baben -diode' iPatrlM- 
cben aacb'iilclit aHe Beehite dei*' eh^tnäügen- grossen Patriarehen, de 
könnet) i. B: <ibrett Er^bisrebSfeh tmd Bisehelren nicht dis i^dfitiäi 
od«r'Omo|9KÄri^ t^etielbfen^jf tthtl wenden 'auch gew8bnli($b> nur als 
Patrfarebae tntho^res^ aü^eHOfrt^.' Man bat didier aueh dief Frage 
aufgeworfen, ob sie nicht in der Qjliederung der Hierarchie als bloase 
Metropblften m l>etraebt^ seien ;^ailir w6rde noch sprechen, dass 
die ihniett nntei'^behen BiscbMs Serffta^ne' heisJsen', ihre Sprettigel 



.1) l^otia^e peK rMmo^2S59* <0raca9) Animario P^nti^cio iBßUpf 05. . / 

2)'ilfc)er a. a. O. 

3)' Äo'öiratamo Tetri hei Mejet Ö, 447. 448.' Aimuario pontlfido p. 98. iti^f 
: 4> Bnlk Fr«ifli^ tV. 189. Plug "^.ilTto» '» ; - i • [ 

5) Notizie Btat p. 174. Mejer 8. 448. 525. 

6) Ami de la religion 28. Novembre 1854. . ' ' 

7) Ammario Pontifidö p. 201. 185. 100. 144. ttebrere B^gtlnmiüi^en für die 
neaen armenisehen Bischöfe eDthtUt Benedikts XIV. Bulle GraviBsimAtn ron 1757. 
BoU. Boiii. t XIX. p. 2^4. 



8) tteifftn$tv4i in ti. I. Deoret. tit. 9. n. 7. 
' * i) BdrÜta de i^if. it pötest Bpisoopi P. t. dC 3. 



ö. 7. n; Ir, 



BUS Eergmrmer. IN». ]loc|^yeAltt»iwe 4er liEJ#piMi lla^ 

iPl?ovinB, ibpe J^qede, friii,^. »i ilm wuroi>tt^rt%.-Jßf^läf>I«yiNg4e 
^üLimt ^wurd;: Allein man wi^te ßie 4/^ ripipdfi^tffii i^ Metcopo^ 
4(en mit «vhöhteii Selbfts^Qliigl^f^t.bfJtei^efifXitWcril.r^ie, J^ 
aUzoni dtt« . üb^r < >d«9/ Maaa dar ge^^itKiUpli^ MMn^isfBü^itiHibüfogpi^ee 
hhiatls^ett. Da i^W Mn^ 4^rrirÄ^tWStfi^r#efbtAldern«11i@iiri?atiw 
diän, die JBe^tKtigoAgi wd Osdln^t^.dQjir.E^i^^enitt^d'^.^BSsfsli^^ 
Uintoi «iilcOmiBtf des Mi^golv«?! |m|erg£m^et#|^n|kfet^p^e^^(|)lo|yßb8Et 

(über dk Fl^lal;^ ^M« i?^ gfös$.^;^tn4i^ bei£^v;mist}g«a;^eti:3»- 

pi>IileB,:,8l9 zugl^Ush. iBUCb»! w^9n,f^9^,va|^t.^,,g)^^b ii^li^^ftä^^ 

ga«s0 iNatimalilätea r^ppr^aepitim ; 9« 49rfi(#]f y^c» iirK>|l i^wdf f^t^^^alog 

(deD allen Ppdmaten jil^«in0 ^it^8tii<9) sWf»Q^T.fl^fgrg^e«[E^«.Fa^li];- 

.eben der «kee^ ISfit uqd den Jtf^opAtite^.^^^^tifilj^cb^ fplfir ^^bjs 

i>ine .die .Titalarpatriaf^eb?;! y^ ^ym^^gi-^diMfi^bon.?)!; denen ^etm 

1 Jüiisdikflbnsireobileni uv^taH^Hiig iO^ei^eg^A^^nd^nSadei^iMi fftr d^^F^Il, 

daas oriontelidcb^. PaWarcben, ,^«^0 Idfcbüetien ^^B^fi^Ur-, sfrilfifck^^n, 

•äinen!aii$dr«U^iob !die.£rb|dtii^ig r^l^rfTo^.der Tii;eni|i|ng b^i^uid^^^n 

.und dem Glanbm nipbt. jBntg:eg^9stel|6^dfr/In.fftit|«lipnf«^ .VorrfKO^^wd 

Bechtsverhältnisse gewährleistet; aiic)i, :]Pifi^.r{^.'ft .i4efnfci<ln^^^, :^ 

ti»ie(yieIeiPi»tefltant#9^>is)^ glaube^ie^i^MMi r^fT«l^ip? »ffor^iglichste 

tTkStigkeit" -gegen den-fifot|Bsj^i^tMic^iwl!?or^n,;ge4A(fce$tJ^ vec^berie 

11^8 ,idyte ofaental}«*nn ,Äc^ b^ fbr^ r ; Bönttebr 

^uUa>r qa«|ß dprw .fi^ rposiHt,nFMes^tiopft" ;WW epoatotiei^b«! 

.JStaWe: bejasli^t, ;iin^ Äijp Y<)r^e]^,4ie,,^ebe];e^84wnwS' m ^Slau- 

be^sb^e^ntDias g^i^jt.irür(|e,,.'dp^^.,dKe: pnffeltlEtbimd^ ^Prölaten 

*4uid..pjrfe*t^ ebenso y.jwierf VW ft(|bevw. ?llp3lß[nr,gfs«beb^i%[-i9 ijtarpn 

Wa);den «9id Crriide^ b^)§88]e[n bA?Jb^r^ «Hi^Uten^}. Elie.ClonQfssioneni die 

>man:,i«nt(9r, 'JEugen IVi wine«it^u^ im P&^iiirc^99 v^n^f^ntino»el 

«II macj^n , geneigt, {rftr , , r wüij^le»' aii<* i9i «{ij^e^ .^^ iiYiedfc beei^jf^ 

'^Ugfid^etden'.Mwe?! t l •. .• -'h' <; » .J. ui h.-.?-, -:- .. v.;- o ^■ 

. '. . Pi0 p^psttijchen J^^ebtet :i)t»:4ies^^>Paitri4C<;^ei^ .#n4 banpNiob- 
ilicb folgende:: 1) AbordI^lng^^i^^ag^^aqh^ .Peb^tein und rVisitii- 
toren zur Schlichtung von Streitigkeiten, Abhaltung von Synoden, 
Ausübung' besonderer päpsflifcher Fäkuttllten, Ldtangd^rPÄtriarchen- 
wableni. ,. |kfeh;ere diem E^gia^qnen ^rurd^ bereit? .^^^wähnt; sehr 
häufig waren sie bei den Marotdten)^^. Untef ßlemenfliXI. ward der 

1) M^€T S. 428. [~P./^^''/ -^, *•.- '.Vi'-""'«'."/ 
.. . 2), jpßv.aJ^ laat i^x. üb^, I<,jf. ti^.,8..«e(Bt. ^.§. 37», ., ^„ ... 
.:-■ ;,,3)ilf<;?crI..S..|73.: .| vjv ...5, ..j, ,.;, .^ ;..;<..,,,. 1,... . ..,. 

4) Acta Pii IX. vol. I. p. 90. ^.. ,, ^.^ , ^ ,, ^, ,. ,, 

5) Seit Innooenz m. lassen ^1^ ^{SoiAhe Pe]^a|io]^][i . ^{^ yii^f^o^n nach- 
weisen, fingen pr.^sapdte ^defl. ^^i^^,,yiHi>^i'^4^' ^ »• ^^ 



nieen, Ute don Patriarchen Jäkob iingm«ht iAbg«s€Ptet b&tt^tt, entsäiidti 
naieh d^' T^. thm gMhrt«ti and voti dei^' Pn^päganda teyMirten 
UMßrftMhttBg i^atd der P^trlar^li restitüirt und toa da an allgemein 
attelfk^tit 1). • &benL<) N9*ndte B^nedikirXlV. näi5h der ^wiesjyältigen 
Wafibl voti 1742^ d«ntFrkii2i8kan^ Jakob' a üAieä-, Co^ftnniSfiäv des 
fa«llif«tf (i^räbesV'tratn^'ToiliStig seiner BefohlemitVersehledenen l'äkal- 
titeti« M cleth Ifetiomiti^/tTMn^llfeh 'Däbt "der Bei^^ fie ItrzwiBeh^n 
▼(»IfekoxniaeMetifiMglUilg^hAk«^ wieder giitalintadieR\ rm Censtirdi 
dieUimclaubCCfl^jMse^ «Sdnaektirteti Bii$iMft»'<bÄa ^andere Betheü^te' lt>s* 
aa0|lröcb^Y>l)riv]^^rl(^<Allft^e utid^ Abl&s^''att ^^ Zu der^ 

selbem Milion •eatidl^a S^os ¥1/ 17#3i^t)en' ape^ste^lischen- Visltatdr mit 
B»il0gaiig> Ttott ^^tTtE^gkeiten Md'1767*'eitieA t)elegateii ih der Person 
d«8 grieebl^4nel«liWUr«»ben- 6{£^ofe^ Von AlepfKr-zar A'bhaltung eihe^ 
S)rnode, auf der auch Bk^hUfö ^Mfg^st^Bt W^deti sölltei), 'un^' ^^>^ 
B^aMtHoa'der . dtt^eli^i'einen <!EitfdriBgling kui ' dfm> Patriarcbenstuhl 
T«riirsae)mtfi$7iillMteD^. i-eiamtis^ XUL ^hiatt^ 1760 den apolstöli- 
«cheti \itkai-ifÜP iHa I^fttbin^r «n^'Aleppo 'ztigl^h- als DeAegaten IHr 
dit'^'oiieiftliilisdii^ iilOMlio]$l^ll ^ Lfbtinob aüfg^MIH),' der s^ftd^m 
4tftetftlfl4 tB:* i|^6>^)»iar >p«^U« €otnittis8iönen>b^iiftrftgt' Ward: 'Ebtoo 
wurdai ttbter Grrä^i XVJf. dtü SrebiBcbof Wd Babjrkm m Bagdad 
ala^ apidfeitoliscbei^ *IM€g^i^\^' die ObaÜäler' beaeiehnet lAid 1636 imd 
1839 Yisitatiaaieft^Aeises Patriarcb^ea ta das 'Werk gesetat^):' 

.> d') Eöts^haidiitigi^belt iMitIgeki ^Pbtriareb^imahlen^^ Devolations- 
reeht'utid* Ooii&»ftftf4d'-dtM^' Patriarefee^.'« BBeVön 'hab^&'wir schon 
«ben iiiebrer^''Bsihpieie (^^ettbrt« Di« Coagt'^gatlon'der Propaganda 
jpr^tNÜn d«r K^^i^l'^dieWalläkteTi, taa^'^w^xft sie d^rm Päpste 'die'Cdh- 
£htta«iott atxanra^tben^^ blnsrehl^ssen ''bat, >>tvIM d^ nebe Patriareh M 

CkmaistOTiafior' vottl Papate*' in d^^^glrWöhaltd^eh -^Form prXconi^irt^). 

■ M l . . ; . . v f ,i^ f fn '^ ' . ' V. i'> i'> -^ ' ' ' '■' ' • f^ . i '• .. , i I > M. - • .' • i 

n. fX Pai)l II. deo Geifo, Panl III. d^n Guardian Dibpyalus. ygl. .({uartalschdft 

l»i5. I. S.*'46. -SK * fely^ÄÄb^ÄtiÄ4tt'*W!r legateö liei din Armeniern seit luriocenz m. 

(Hurter, Innocens III. Bd. L 819. 478 ff.) 

,* 1) Coii0iMorifiIakten*»vMn.l3; Jvli 1744/ Bifll. B^nod. XiV. t I. p. M7. 

, fi). BulL fieiüed^ « L p; ilttS. .1«B. 'Const. «tt. 
< ■8> BoU. Pvopagu i^.. 194. aoa; MiE^b-.^ ». :389;t401. *^^ <> ^> 

. 4) M^^Li&iSao:>}tf«M'y^hl»XVl^ ^». hift: Al»ppOt vioariato apostöUeo >p«i 

kiiliBi.e öaloatBioba ApostMiM^pegli <>riMBtdi.' i .'<,'> 

5) Bull. Propag. Y. 125. l^ach dem Annuario Pontificio 1861 p. 228. 289;- tat 
Jetat dieses Yikariat lAiTdedi tatalKiMBheatPatrfarelutf v W' Jemsafei» verbfdnden, wäh- 
tcea4 Klekiananiiiiay P«hiüii; Ubsop«^maimn ^inB\§Qm»' YuAen. 

6) ibid. V. 127. 174. Mt^er I. 8. 827. 331. . " •' 

7) Formel: 8. dMigaegakia) ottiMiit.le<Mand«adatt'.<«sM lÜiÄAtissiitto« pit> admis- 
■llwa,^admoal•'^pMtUaültti8T^tic<miia)aiSoaaJdaM«lln^«^ B«^<'IV. p. 261.) 

8) Bei der Erhebung des j neuen graoomelchitisohen Patriarchen (1856)* li«iUt 



8i{| MergmiMm, m |i*MfrklMa«iM der oiteMMMHc kill(fl^ Mtcft. 

Bei'iH«(i|9m.voii.4iffi ttttftsuche mu Oowft^rlalii^v^Men eiagvM* 
t«t^^ ttM4 oMt der l>mk4figmg dea Piralmat^rd biwi^tiiKm Akte . be* 
ffixidai.^e j^stUebeAUokntio» meUttiia 4w . ErMligWf äf«U. s^him 
dieVerdiei^ste de» »e^erbobenco Patrtur^ieii» .Str#iij«# W^UtniiMr'- 
deo .iiacb den aUgemeiuen UichUolum Srimdsätoeii behandelt und mnui 
die |^geb«W9' Iitforiiiatloniii. Hiebt avar^ißbem .m^9 rüBqaiiirt. . Y^n 
der eafolgum BesMM^iig pder a^d^rwekigaa Fr^vauopi ,irt«d! «etouna 
lA b^a^deiw ßdM^elbw der JBpiM^sui ißt MtfßüWi^ Jf^üon in 
^ttuktnjüs g^et^y wi# «y & 1743 betatM^.dfc Jforpiittaia geftobiA. 
Asffk ^^^m yec dmn KTmfinMtiMeabl )di». etwra neitoiafidigea Itti- 
peasatipuea, z* B. faasügUeb dee. Alterav«ilbeilt.:J4n4.bi^qMdiff8 nßm^ 
;bf^ gewagt,, wie aiieb die Saoalto toh imgiBflilribdieo Akim^, die 
allep^qfU^ bei' ddo WaUen VArgxAomnie» aind* Sto Gotsfiimaüeii der 
^iKböfe o^jt^». dff röiais^be AtuU wurbttfif^MIm F«lUtti> >eft auf 
an^drückli^be Bit|^ d«r.PaNilMr4ieii» vor.^)*: .... 

^) YerMbivp^ des Pailliumfl eyn die PAlriarebmi. i Die. if»teiiljfilt- 
^bei^ Pafcr^arehen e^balten Jetzt regelitäse^: Am: PidUom, we»n 
«ie mU Srfölbiug lUlec iMiooiii^cbeR .Atdiagimgei^ daciim .uaeb- 
uneben» wiihrend den lateinbebeiiilTitjiiiafpatdardi^ 
p^y^lesandrie»! Aotioebien npid Jema«leni') dieee Ebre niabt .«iti 
Tb^ ynjidj e^bacbot Clemena X. ata 80. ApiH l^SUi de» damaUgeB 
Titularen tiberbaupt pereönUeb dae PaUbua vinileh^). Uotec Je- 
mens XI. ward an dei?. Curie .eine floattTfiFereej^edbobMi. ab (dassdem 
iateini^cbe«! Ritus jipgebliirige. Pallium. .den Patri#Mtoik «iid.Erablsebö- 
fejd der ^decfp Riten m verleihen. a«i» ^ M^iMttg0li ifaren^ in d^ 
dafür ^geeet^iten CpngregaÜon. sehr.gfläi^l gleicbwebl würde oaeJi 
irüberen Beispielen die Ertb^wg dee PaWums be4ebl0asen.| /fbaeban 
ein «eben am 9* Juni 164^ /bierUber erlaaaeiuld Deerei «adit predadtt 
worden w^^). üja i^rbielt <d»a PiUUuniv danM^ei d^T' «laauuidriniaoiiie 
Patriarch Samuel Kapasulis, der das Schisma ahgesdiworen hatte. 
'BjBnedikt XIV. ertheilte es 175^ dem ^armaniacben t^abfiarchen Äbra- 



es: Auctoriti^ oinni{iateiilia Dei, S8b Apoitolöram P. i»l P«. m Nostc»- «wfimamas et 
approbamus electionem seu poituUilioneiii a «-enesabiUba« fratribiia .>i . ^tam de 
persona ven. fr. Clbmentis nahnt- Patriarohaev quem aliaDl^laiiia « vincalo, quo Ptole- 
:Baiden8i eodesiae ob#tri|igitiur, ae transCeiirntt« .ad .Palrlaroliiaam Eecteiiain dutioolie- 
nam Graeco-Melchitanun, eumque praeficinwa in Pa|ria*oli«Bi. et Ptttomn ^naämi 
Hatteais. ...... 

. . 1). So Pia« YL beldia ]|«>oiiil»a'B«IL:Fi»t>i«i> IV« ^ 

2) Jetst hat aber >Aw Wk Ciw IX. eOBMiMe IMeiolsdM ! Patoknii J. ¥al«9a 

In Jemsalem selbst seinen Sita* ... .' ^ ./ 

. ^> B€n4d, JJY. deSya. DioacM. JL. XUL o. 1&. lu la .^ : . 

4> AUoli^Q »aaedilEts XIV. rom fh lOni llhl. Bnü.fiaaad.* t 2V« Appaiid. 



lMii»i(T«r«ia>{et ton fiffi^itt, 8äwi%^ vor^^^ d«ik i^ftfnäi*(;Üte M <Mcb- 
4M0ldiMb ittDd der MarMteA^^^<]yMiien)#i( gea^liah dat^ 

einen '!benaelrbart«iifiBral)>8efa«f, ;ode^'<»aH<;h' 'dttk'cli dtieh ' dpecfe^l 
l>eflHliragMi JMegttten. tMnr^PiQtrfftNlN^ti tt'jjch'^^^ Obe- 

^enseldfi»^) äbeBgehpnn lüefatoiMBserntHifd e^ eu^l^leh' tiiit tf^V Ctin^ 

n .{•;!j;^<Jleatellao9'im Oikdfnietiniid«!^ PifHaV^en^^idirlf^m^^^^ 
der Nachfolge^). Es^iKUhMiodis abertii&^i^ieltett'Wi^bköhlin»^ Ein 
BttepM littdet. iÜebMiaM»» ■nten^iOiiggtofr '']^^IiV'''Wo deid chaldäi- 
#iilbftt;i/Patril«cbelifhyn«r ledncll 'Siiffiti&|aB6'i'H^itti M^e »trccedetidf afe 
xPMJ^tarjbe%e{fettfeBjfiifaidv*idevvihdes«i«iiV'dfr Ufebf' etntreff(&n dieser 
.^ispi^tt^Mi^tdftil Balriaiicii iteMh gekofbeti w^ar^'^äögiefdi ab dess^en 

^.i . 5);i^iiatHl^iii>der 'Bii^i|}f<). Sci^P^^^^ wetm 

4ei;i :Po«4tilirlei kemtt > Bisefaef < 401^ im :9rai^riatf6n ühd Gntbindnng 
^«p A^ . Bi«tdej amii 4er Ivttlierbn KIrob« iki^gebeh t - 'weril^ ^). Da- 
gj^eiL vfard; iMhpemiiMi^attiareben/ wie d€M' gflÄ^oifnelciiltisbheh tind 
^naitouHpMlien) dMifittfaetf geibteftecht^ i&i8(^5fe stt Vers<$t2en , nicht 
eivbiogen «tid iiHrd.iieiB <ilerkeniiae» geitfftsff ton ihn^'n geübt')/ 

<):»Atiin«AlDa der Beijigoadoii der PtttHärch^ä. Ohtfe päpstliche 
C^ebnigang Mtf/derett.Abdilortibii'nlolitigA); ^ - 

7) I>a«^ lUfhti #r VifiitaltO'llttiiiitiin und die Statni^elatibnen 
YQU den Pikirijnrcben, SU' teieni.' An -ikHi eihd^'die^ . Von erster^ 
ateht bnAreit« <3refor»3:in: 'hatte>!den lilirroiüt^n' indnl^iftt, dd^cr Wegdn 
.der weMteEntfenimg./«fi6>^ei> Jahre ein 'Bischof im 'Namen Aller 
■mdi>R4M'ges6Bdeti«rerdeA)^ iiii{dihei<<lM^rd'die Üonstitbtioh Slxtus V;^<^) 
: '■ . hj.: i.-.^i-Kl ^-.J, . :-•-:• -. .;'• '. i - - 

I) AD<^ütidD BMofedikt^ * irom is. fi^teoibe^' 1750,' sowie 'de Syn. I>ioeö. i, o. 
n^ ^.yiiY« dißf«i^be.^^eiif«^...99)9QMokjb iHtr.ä»ni^ 4U öbeH ciHrt« AUokutfon vom 
87, Mär? 1757. ^ J"^ ,,, ,.., „ ..i ;:... ■ u .:\ .' / ' /•. 

^^' ' ' tj Vht Öhkäiinzevi ist der" gewahnlic^e .der Bischöfe, wie .er ^ipi Poptificale 
iBttiyAHiiiiÜUlit. iViV^PkUajp>» K.*Ui h;'§l 81'.' 'k. l^i ''V4t %iä wird ''in die Häode 
eines katholiscben Bischofs geleistet und sein Formular mit Unterschrift und Siegel 
.idflsPalriArelpeii äBtfi«'^i<opÄgAMki^^sdliii3li:tJ " 

3) Vgl. lf<5;«r 8. 426. '* '* "* 1 • - 

4) Moroni t. XVI. p. 251. « . . ' 

5) Bull. Prop. V. 206. Mejer t/fL 4fe. ' ' ' , '' ^ 

6) Mtjer I. 8. 425. • ''•'•' '" J • ' •' '^ ' - ' * ' 
i ' M)lDi*«lM'lB.''43Ä''^ •♦ •''••' '-'-'; ■ •"♦ ■ • \v,' 

8) aem. Z//J.' 1T80: BhüK Troi^.' IV. 31. j^fe. -' Piu9 VTT. 1809, ifc. p, 360. 
' >»)<3%om€i» a J^a« 36 tftmi*."'gent.''ilillate proötraiida: L. VIT. p. 2911 Btned, 
XIV. de Syn. Dloec L, XIU. c. 6. n. 12. ' ; ' V - i = • ^' 

10) IWxll'K 06n«LKömaiiftt^öiittfBX 20. Dec. Ilte4r (BuÄ. ftöm. IV,, IV. 
p. 173.) •■' •*• '^* •-•••''■ ■'■" ' •- •' -'■■'" '•'"' •" *" '^'"' * ' 



$(jl Befgmi^fi^^ ID0 |iiijU9)ittriaui0iM{d(it orin^^ Uten. 

i^,d0^ 4^ va( sie Aogeivend«!» dastiwiar ,Pillriaith fte.j«i«»'Z>eiie&^ 
lÜQm i^fM^ yUHaÜQ linÜAiim^V^fpfifehtel;^ «nhit^. v6is «bch für dk'ikiii»»- 
i)^ ifatriiircbei» giU ofidi in .. ihrem OMSiemeid «asfefipvoohen ist^). 
Doch iat gey5hnjdah<jdi6 Abordtfung Miiei Vaiftreters, iwi6> 1496' von 
Sai$9 de#, iQAroai^fehen Pfitriardiaii gMGhftk'),. gestatiei iDI« SUlos* 
rjeU^on^fp «werben tqii der Ckmgffl^ado&ldit Pie^gaidi eiiigbfo»d«f% 
wie 1701 yom Patriarchen dar Chaldäer^). Gregor XVk lias0:i«Mi 
die..ttipi4f1;f}b^r,,au ilm.^gflimgte BdaAMt. da» anB6aiiBliaft"Patrlarchen 
TOP OilifiBO, dfBir9e)beA:iConfragalioii ibeQgelMs^)« V'- ^'> 

/ 6) AusBeifoi^eiieUche Pfoviaion fliff erMUgte:*Bisdifimitr Inidriti- 
gen^ep Fällen. ,^ (effUürta Plaa -yu. am ^: Juni .1916, wSlitieiid 
der, Pa^darchal^tft 4ev GKäcoaekhitettUoroh ^esDIed diae<PatrkMMk 
lj;ak9diu TayQ erledigt wat, den BkchöisiLMdei^i PatriaNliat»^ ^ 
zweifle nicht, dass sie einen tüchtigen"- Ifani»/ ta fidesaen NaibHfolgi^ 
i^üUen wUxdeiKi :der nach erlangtar pXliirdMier Goafimiktioii ^e vakan- 
te. BiscI^ojfdaUible g^h^xig 911 beeetaen i^eh^ beeiMHt #erde,^ er'nilMe 
^ber vor AUeiU/d^fi erledigtoa eild»JbfthttflleheiilStAlle(VonHierap(ottstflb1i 
ani^ebiy^n, ^cas^A B^set^spog dmgendes }Be^riBtB8''ael^); -Dort wi^ 
nach dem Tod« des £i:«(biaebof8 Gfffmamifi Adaib^iNAiger Strdt üb%t 
die Wabl ^p «Nacbfolgera ««igebvoofac»;' cBb MAnhlng^r '>d«fe Mi Rem 
Ttelfach rerdäohtig^ yeratc^enen ]&riBbi«eholl^)*iMrb0btat d^ Priester 
Michael Mazlum ,, wogegen eitiä aiidero. Paft:tet7)'>Appellati<Mi an de^ 
römi^clfen ßtuW einlegite^ yDieaerifanid '^e/Api^Ualle9>''we&lfoegründet 
u^d. 4&ftS9ii;t)ß die Wabli ireil »ie tumtditnarioofa, iii Abw^eseiJMt und 
ofiter, Widerspruch 4er ange^ehe^at0n Wühler liegen 9^ 'Wüten des 
Yi^Uces auf/ ein d^u, nicht geeig^tes ßutOekt.gelenitt ^oeden^eei^^. 
Da aber eine neue )ya)il;wiediVuin'Un&uhiB!ä ^evaaliMibeB wüidej'irese^ 
virte sich Pius YII. die Besetzung des Erzbisthmus . und. erhöh zu 
dieser Würde den GQ^e]ralabt der BaaUianer! von der Congsegation 
deß b. Basiliiu in Sohair^ Basifius Hafaktenfi, der d%iv bisherigen 
Streitigkeiten völlig fremd geblieben war*). £er. ypn,,deJr.il!|i^jori^^ 
gewählte Mazlum unterwarf. sic!h und begnügte ^eieh iinit eiaer . IdeiBtti 



1) Vgl. z. B. die maronitische Fomittl bei Am«4 Xi^^Bvüu hp.XI^ 'Conit. 
Nuper §. 6. eine melcliitische BuU. Propag. IV. 40. ;< > ^ ; \' i. / ^ 



2) BuU. Propag. IV. 229. ,\ 



4 J 



\' 



3) Novati Storia dei Pontefiei XI?* 1^2.^ , ^ V . j . : ! i : 

4) BuU. Propag V. 103. If^^er I. 8. 388. 339. ,,.:. v. i > \M. ..» 

5) Pius VII. Const. Trisfcis BoU. Rom. Cont t. XI)^ p. 41v€oMt4 <T6. §. 1. 
. 6) Qtti dewo^tn^ aroliiepi8c<^ d90trj|^a«,|iifmpi^giifC/aTfbent.v 

7) $änior eleotorom pars popaliq(a€k.,pi^ii]^^fl4» quilw« , ej^sd^m «ocleaiae bono 
minime coDsultum täii electione videbatur. ., -, .4 . : /^ '< ■."••».'<../ 

. , ,8) Cq^sU cUi. S§. X., 2.. fl(^8k. ytii pri|Bini|i m, §. %,,\^ p«' 88(18. : 

9) Const tibi primum 3. Jnsi 1816. §. 2. Con«t. Trifltem |. 6. . : . (^ 



Ree&te des Papstes in den orientoHscben P«trfftr<sliattti ; die Kopten:' läSS 

Pension 1). Der Papst erklärte aber ausdrücklich, dass er damit, 
dass «r für diesesmal aus seiner Machtvollkommenheit einen Ere- 
bischof setze, keineswegs ftir die Zukunft den Rächten des Klem^ 
präjudicipen. walle 2). 

9) Das Recht Appellationen ansunehmen. In dem eben erwäh»- 
ten Fall findet 'sich eine solche Appellation von Wahlberechtigten 
unter den Gräcamekhiten ; ebenso hatte Clemens XHL ^ne solche 
Yon ebmi demselben angenommen und entschieden. Viele andece 
Appellationen sind durch die Propaganda angenommen, viele Streitig- 
keiten zwischen den Angehörigen sowohl desselben Ritus ak ver- 
schiedener I^ten geschlichtet worden, wie namentlich die unter Bene- 
dikt XIY . heftigen Kämpfe zwischen Maraniten und Oräcomelchiten ^). 

Dasu kommt 10) das Recht ^er Revision und Bestätigung d^r 
Synodaldekrete, wie solches bei dem Maronitenconcil von 1736 geübt 
ward, das in allen wesentlidien Punkten Anerkennung und Appro- 
bation erhielt. Dagegen verurtheilte Gregor XVI. nach der von d^r 
Congregation super corrigendis libris Orientalium veranstalteten Prü- 
fung die unter Pius VU. von den Oräcomelchken im Kloster Kackapho 
bei Beyrut abgehaltene Synode ^). 

Es ist unnötbig, noch auf das Retht, 11) aUgemeiue Gesetze 
und Verordnungen fUr die Orientalen oder lür eineeine Gliederung^ 
derselben zu blassen, insbesondere hinzuweisen. . Ebenso versteht es 
sich 12), dass der Papst In der Liturgie aller Orientalen- commemo- 
rirt wird 5). 

B. Die Hierarchie der übrigen Orientalen. 

Obschon hie und da sich einzelne Patriarchen von Alexandrien 

theils zum Katholiclsmus hinneigten, theils wirklich übertraten, so 

haben es doch bis jetzt die katholischen Kopten in Aegypten zu 

keinem Patriarchate ihres Ritus gebracht. Unter ihnen wirkten seit 

1) Coust. Tristem §. 2. p. 42. 

2) Conpt. Ubi primniD |. 8. p. 39.: Notum faeies, Kos ^)p«Uatioiie ad Sedem 
Apostolioam istliinc deleota veatraramqae diaoordiaratn penitus toU«Ddarum desiderio 
induotos te . . ardiiepiscopam ooniütuiBse, non vero, ut coiuaeto eligendi jiire lecto- 
res episooporum spoliemas, nee ut aliquid de yeteri eonsuetttdine detrahMnus. imo 
etiam veUe Kos ao praeoipere, nt cetera omnia institiita, mores ac* praeacripta ad 
episooporum eleotiQnem spectantia debeant imposterum inviolata istluo firmiterque 
observari. — Cf. Const. Tristem §. 4. p. 42. . .':, 

8) S. die Constit. Demandatam. (BoU. Bened. I. p. 180.).$. 12. Uatei; Clemens 
XIIL 1762 ist der Streit beseitigt. Bull. Propag. IV. p. 61. 

4) Breve Melohitarum oatlioUeomm «ynodus Tom 16. Bapt. 1836. BnUar. Pro- 
pag. V. 125. ed. Bomae 1841. 

5) Bened. XIV. de Saorif. Missae Beet, L n. 218. Opnst. £«. qm pHmum 
tS- 10-17. (BnU. t IV. p. 160-162.) 

ArtMY üf UnheMWil. TU. 24 
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langer Zeit die Franziskanerobservanten mit grodä€m Eifer. Benedikt 
XIV* übertrug 1741 die Jurisdiktion über die katholisehen Kopten 
in Ober- und Unterägypten und wo sonst solche sich fanden, dem 
koptischen Bischof Athanasius von Jerusalem, der damals der einzige 
rechtgläubige PrSlat seiner Naüon war, ad benepladtum sunm et Sedis 
Apostolicae und bis zur Aufstellung anderer katholischer Bischöfe^). 
Wir finden aber später von diesem Bischöfe keine Spur mehr; die 
weiteren Erlasse Benedikts XIY. ftir die Kopten vom 4. Mai 1745 
und 19. Juni 1750 sind an den Generalvikar von Aegypten Justus 
Maraghi und den Präfekteu P. Jakob von Gremsir aus dem Orden 
der Franziskanerobservanten gerichtet ^) ; jener Bischof scheint gestor- 
ben oder nicht treu geblieben zu sein 3). Unter Pius VL 1781 wurde 
der Anfang mit einem apostolischen Yikariate in Kairo gemacht ^), 
das ^n Bischof in partibus von dieser Nation erhielt. Unter Pius 
YII. ward 1821 der koptische Bischof Maximus als apostolischer 
Vikar bestellt; nach seinem Tode (1831) wurde Theodor Abucarim, 
Bischof von Halia L p. mit' diesem Vikariate betraut^), dem seit 
2. Oktober 1855 Athanasius Cuzam,* Bischof von Maronia^) hi der- 
selben Eigenschaft succedirte. Gregor XVI. hatte eine Visitation der 
katholischen Kirchen in Aegypten angeordnet und das lateinische 
apostolische Vikariat^) errichtet (1839), dem Msgr. Perpetuo Guasco, 
Observant, Bischof von Fetz L p. lange mit Auszeichnung vorstand ^) ; 
jetzt ist Paschalis Vuicic ^) apostolischer Vikar für die Lateiner. 
Dieser apostolischer Vikar für die Lateiner ist zugleich apostolischer 
Delegat für die in Aegypten lebenden Orientalen, insbesondere für die 
Kopten , denen überhaupt die lateinischen Missionäre Beistand und 
Aushülfe zu leisten haben ^). 

Für Abyssinien bestand unter Gregor XVI. nur eine Mis- 
sionspräfektur ; unter Pius IX. ward sie zum apostolischen Vikariate 
erhoben^*), dem jetzt Msgr. Lorenz Blanchieri vorsteht i^). Im Jahre 



1) BnU. Bdned. t. I. p. 28. Const 25. d. d. 4. August 1741. 

2) BnU. Bened. t I. p. 228. t UL p. 129. 
8) Mi^er L 8. 445. 

4) Oirol. PetH bei M^er a. a. O. 17. 4. 

5) Ami de la religion 3. Mai 1856. Vgl. Ifotizie stet. p. 206. M^er S. 583. 

e) Annaario Pontificio 1861. p. 288. Anderwärts, wie ixo Ami de la religion 
8. Kai 1856 steht: Cyriakus Paulus Cusam. 

7) Mejer I. S. 405. 

8) Ami de la reUgion l. o. 

9) Amiuario Pontificio 1^ o. 

10) Meiner a. a. O. 

11) M^er S. 405. 406. 

12) Aimuario Pontificio 1861. p. 237« 



\ Die Abyssinier und die Italofj&ci. ß&l^ 

1853 versprach man sich die Bekehrung vieler abyssinischen Q^UU 
liehen^), die aber nur in beschränktem Masse erfolgt zu sein scheint 

Diese apostolischen Vikariate unterliegen ganz denselben Ger 
setzen, die fui* solche Missionsgebiete überhaupt festgesetzt sind, die 
ganz der Propaganda unterstehen^). 

Es kommen nun noch diejenigen (prriechen un4 Ar^eni^r in 
Betracht, die nicht 'zu den vorgenannten Patriarchate» di«»er Nationen 
gehören. 

Die Italogräci gehören ganz zum römischen Patriarchate} 
sie haben keine eigenen Ordinarien, sondern sind lateinischen Bischö«^ 
fen unterworfen 3). Nur wo ein einer Stadt neben dem lateinischeii 
Bischof ein griechischer sich befinde,t, soll dieser dia Jurisdiktion 
über die Angehörigen seinem Bitus daselbst, ausschliesslich üben^); ^n 
der Regel haben diese Griechen dem lateinischen Ordinarius zu ge* 
horchen. Da aber dieser nicht alle nothw;endigen Funkäonen für die 
griechischen Diöcesanen vornehmen kann, so ist sowohl für Juris* 
diktionsakte als für die Ertheilung der Weihen besondeire Vorsorge 
getroffen. Schon Innocenz DI. hatte verordnet,, da£ks wo in einer 
Diöcese Gläubige verschiedener Sprachen und Biten vermischt leben^ 
die Bischöfe taugliche Männer aufstellen sollen, die s^undum diver- 
sitates rituum et linguarum ihnen das Opfer feiern und die Sakra* 
mente spenden sollen^). Daher müssen die lateinischen Ordinarien 
einen eigenen grieichischen Yikar für ihf e griechischen Diöcesanen 
haben, der diesen selbst genehm oder von ihnen gewählt, sein soU^); 
auch der Metropolit muss für Appellationssaohen, wo er Konst keinen 
Vikar dafür hat, einen eigenen griechischen Richter aufstellen« Nach 
dieser. Begel muss der Ordinarius, der Diöcesanen ^verschiedener Biten 
hat, auch verschiedene Vikarien für sie bestellen '^.. Was die Weihen 

1) WUrtsb. kath. Woohensohrift 1855. Nr. 8Ö. ' 

2) Als mter d^r PropagftodA st«heBdr fuhrt sie MtnÜDt den anderen Vikariatan 
auch Moroni auf. t. XVI. p. 248. 

3) Pitts IV. Const. 74. Romanus Pontifex 16. Februar 1564 (Bull. Rom. t. II, 
auch Lib. Sept. THctei, c. 5. (H. 1.) de forö competenti). Ctemms VIII. Const. 34« 
Sanctissimus a. 1505 (BuU. Korn. t. HI.). Diesem Crlasse iat der von Pins IV. sowie 
der die Aufrechthaltung des griechischen Ritus einschärfende von Pius V. (1566) sammt 
der Bulle Innocenz' IV. für Cypern (1251) und anderen Documenten hinzugefugt. Vgl. 
Bened. XIV. de Syn. dioec. L. II. o. 12. n. 1. 3. Const Etsi pastoral&i §. 9. n. 19, 
(Bull. I. p. 81.). ^ 

4) Const. Etsi pastoralis g. 0. n. 21. ^ 

5) Cap. 14. Quoniam I. 31. de off. jud. ordin. 

6) Bened. 1. c. : quia vir graecus melio» graeeos mores novit quam latfnofl« 

7) Verschieden ist der Fall des Leo Allatixis, der als' unirter Grieche General- 
Vicar des lateinischen Bischofs seiner Vsterinsel) des Markus GiustinHin! war, was 
Viele zu einer Anklage gegen ihn benutzten. Vgl. Vita Leoilis AUatfi auctore Stephano 
Gradio (bei Mai Nova PP. Biblioth. VL, IL p. XIV. seq.) 

24» 
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hetxiSt, 80 köiinen die (Srriechcn sie nur von eiuem Bischof ihres 
BStus erhalten, wesshalb Clemens VHI. 1595 die Aufstellung eines 
solchen in Rom für Ertbcilung der Ordlnes fut immer rerfügtei); ein 
solcher griechischer Bischof resfdirte beständig in Rom (dermalen 
Stephan Missir, Erzbischof von Irenopolis i. p.). Clemens XII. stellte, 
um die besrchWerlidie Reise nach Rom für die in Stiditalien befind- 
Uchen griechischen Weihekandidaten zu beseitigen, einen zweiten Bi- 
schof desselben Ritus auf (1735)^), der im Seminar Corsini in Cala- 
brien, zu San Benedetto di UUano in der Diöcese Bisignano resldirt; 
Pins VII. aber einen dritten zu Palermo^). Die lateinischen Ordina- 
rien aber haben, die Pontifikalien ausgenommen, alle bischöflichen 
Rechte; sie können die Kirchen, Klöster und Institute der Italogräci 
Visitiren *), sie können Diöcesansynoden von blos griechischen Cleri- 
kern berufen, sie können aber auch in ihrer gewöhnlichen Blsthums- 
synode innerhalb der gesotcliehen Schranken Anorordnungen bezüg- 
lich der im Diöeesanverbande stehenden Griechen treffen^). In mehr- 
facher Beziehung unterscheiden sich die Rechtsverhältnisse dieser 
Griechen von denen der andej-en (eigentlichen) Orientalen. Sie sind 
im Allgemeinen zur Beoba^^htung alles dessen verpflichtet, was von 
den GÜubigen der Diöcese^, m der sie leben, zu halten ist, müssen 
den Gregorianischen Kalender festhalten und nach ihm die Festage 
feiern, den Papst und den lateinischen Diöcesanbischof in der Messe 
Commemoriren, nicht aber ofientaliscbe Patriarchen und Bischöfe, die 
in Italien und den daz« gehörigen Inseln keinerlei Jurisdiktion haben ; 
wo aber ein griechischer Bischof die Pontifikalien zu üben ermäch- 
tigt ist, darf sein Name nach dem des Papstes und des lateinischen 
Ordmarius genannt werden. Ferner sind sie den päpstlichen Consti- 
tu^onen gegen die SoaUeitation im Beichtstühle unterworfeli ^). Bei 
Processionen, Sitzungen und wo ^ sich sonst um den Vorrang han- 
delt, schien, wofern nicht die Gewohnheit anders bestimmt, die Geist- 
lichen nicht nach der Verschiedenheit des Ritus, sOQdem nach den 
Weihegraden und dem Ordinationsalter ihren Platz einnehmen*^). Die 
•den Basilianermönchen und den griechischen Seminarien in Italien 



1) aem, VlIL Con^, 34. qit. §. 7. 

2) aem. XIL Const. ProTida pastoralia. -- Bull. Propa«. IL 83. cf. p. 211. 
984. — ßened. de Syn. dioeo. 1. c. n. 2. Oo&st. dt. §. 7. Bull. L p. 78. 

3) Notioie stat. p. 112. M«$fir S. 440. 513. Die awea leUtereA Ksohöfe dürfen 
bezUglioh des Ritas die neapoUtaniachea Coloniea yisitirea. Ut^er 8. 440. Nr. 6. 

4) Beiud, XIV, Conat. «it. $. 9. v. 19. 

5) Btn€d, de Syn. Dioeo. L. H. o. 12. n. 10. L. VI. o. 3. n. 7. 

6) Bentd. Confft. oit. §. 9. n. 8"-5, 
7} ibid. n. 17. 
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van Gregor XIII., Sixtus V,, Clemens Vm., Paul V.,. ürban Vm., 
Innocenz X. und Clemens XII. ertbeilten Privilegien hat auch Benei- 
dikt XIV. gewahrt!). 

Die Ernennung besonderer apostolischer Vikare mit bischöflichem 
Charakter neben den lateinischen Ordinarien hat nach Benedikts XJV. 
Versicherung nie gute Früchte getragen 2)- Auch sonst hielt ^er 
apostolische Stuhl die alte Regel aufrecht ^ dass in einer Stadt nicht 
zwei Bischöfe, licet diversi ritus, aufgestellt werden sollen 3). Das galt 
namentlich bezüglich der Griechen im österreichischen Kai- 
serstaate. In Ungarn wurden anfangs für griechische Diöcesanen 
blos Weihbischöfe, wie 1748 in Grosswardein*), nachher wurden auch 
griechische Ordinarien daselbst aufgestellt , nachdem sonst der 
lateinische Bischof der Regel gemäss nur einen griechischen VUcar 
gehalten hatte. Maria Theresia wünschte für die dem lateinischen 
Bischof yon Agram untergebenen Griechen die Errichtung des Bis- 
thums Munkacz; Clemens Xm. hatte mit Berufung auf den «alten 
Grundsatz und den Ausspruch Innocenz IE. am 13. Juli 176Ä 
da» Gesuch abgeschlagen ; aber auf erneuerte Vorstellungen ging 
Clemens XIV. wegen der bedeutend gestiegenen Anzahl der G;riechen 
am 19. September 1771 darauf ein 5). Der neue griechisch-katholische 
Bischof von Munkacz erhielt alle bischöflichen Rechte, ward mit einem 
Domkapitel ausgestattet, blieb aber Suffragan des lateinischen Erz- 
biscbofs von Gran. Das Nomin ationsrecht erhielt das Kaiserhaus, das 
die Dotation des neuen Bisthums gab*). In gleicher Weise wurde 
von Pius VI. am 16. Juli 1777 das griechische Bisthum Crisio oder 
Ereutz in Croatien'^), sodann von Pius VII. das Bisthum Eperies 
(1816) errichtet und auch Grosswardein hatte seit 1777 seinen eige- 
nen Bischof®). Viel früher hatte Siebenbürgen auf Ansuchen 
Karls VI. und nach einem Gutachten der Propaganda von 1718 durch 
Innocenz XIII. 1721 das unirte griechische Bisthum Fogaras erhalten, 
das nachher unter Pius VII. am 1. December 1807 seki Domkapitel 



1) Bened. Const. cit. §. 9. n. 23. 

2) Ein Beispiel von der Insel Corsika aus der Zeit von 1675 bis 1729 gibt Be- 
nedict XJV. de gyn. dioeces. L. U. o. 12. n. 8. 9. . 

3) Innoc. III. cap. Quouiam cit.: Prohibemus autem omnino, ne una eadem- 
que civitas sive dioecesis diversos Pontifices habeat, tamquam unum corpus diversa 
capita, quasi monstrum. 

4) Bened. XIV. de Syn. dioec. 1. c. n. 5. 

5) BuUar. Rom. Contin. t. IV. p. 150. 

6) M^er S. 471. 472. 

7) BuU. Rom. Cont. t. V. p. 345. ' , 

8) Die Translation des Stuhles von MunkacK nach, Hung-war wurde von Pius ' 
VIL am 84. JuU 1817 f^eu^kv^ ßv^ ^ni Con^ t. :^iy. g. ^61. 362. ' . 
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bekam*). Alle diese fünf Bisthümer waren Suffiraganate von Gran 2). 
Als dann Oesterreich Theile von Polen erhielt, kamen das griechisch- 
unirte Erzbisthum Lemberg, mit dem Theile der alten Diöcesen Halicz 
und Kaminiecz vereint wurden, und dessen Suffraganbisthum Prczemisl 
hinzu, denen die Ruthenen Galiziens unterworfen blieben 3). Alle 
diese Bisthümer erfreuten sich der Fürsorge der 5sterreichischen Re- 
gierung, erhielten ihre Domkapitel und Dekanatsbezirke und wurden 
den lateinischen Bisthümern völlig glcichggestellt *). Die alte Regel war 
nicht mehr am behaupten; es waren jetzt öfter in derselben Stadt 
zwei Bischöfe verschiedener Riten, in Lemberg sogar drei. Doch 
haben sich im österreichischen Kaiserstaate die nachtheiligen Folgen, 
die Benedict XIV. von dem Aufgeben des früheren Standpunkts be- 
fürchtete^), nicht verwirklicht^). Eine festere Organisation erhielt die 
unirte griechische Örche in Siebenbürgen noch durch Pius IX. , der 
am 19. December 1863 das seitherige Bisthiim Fogaras (Alba Julia) 
mit dem Sitze in Blasendorf zum Erzbisthum erhob und der neuen 
Metropole die zugleich neuerrichteten Bisthümer Lugosch und Szamos 
üjvar (auch Armenopolis) untergab, wozu als drittes Suffraganat das 
aus der Kirchenprovinz Gran ausgeschiedene Grosswardein kam ''). 
Das kroatische Bisthum Crisio steht jetzt unter Agram, so dass im 
Metropolitanverband von Gran nur Munkacz und Eperies geblieben 
sind®). Eine besondere Auszeichnung ward den griechisch-unirten 
Prälaten dadurch zu Theil, dass am 16. Juni 1856 dem (nun ver- 
storbenen) Erzbischof von Lemberg Michael Lewicki die Cardinals- 
würde verliehen ward, was seit den Tagen Bessarion's und tsidors 
von Russland nicht mehr vorgekommen zu sein scheint. 

Die Buthenen in Polen und Russland hatten stets ihre 
eigene, ehedem höchst mächtige Hierarchie. Nach der unter König 



1) BuU. Rom. Cont. t. MI, p. 24«. 247. 
«) M^er S. 471. 

3) MeJer S. 470. 

4) Vgl. die „kath. Blätter aus Tyrol" 1856. Die DarsteUung der griechisch-unirten 
Kirche, in Oesterreich ging daraus auch in die WUrzhurger „kath. Wochenschrift^' 
1856 Nr. 52. S. 408 flf. über. 

6) Bened, 1. c. n. 7.: Sed ntinam id numquam indultum aut toleratum fuisset. 
Inde enim factum est, ut graeci, initio catholici, Episcopum graecum schismaticnm ali- 
quando nacti, in eandem schismatis atque etiam haereseos labern adduoti fuerint, au- 
ctoqne maus artibus numero subditorum Episcopi graeci Latinorum numerus ad'nihilum 
fere redaotus sit, nee hactenus latinis Episcopis vires sufficiant ad graecorum schisma- 
tlcorum audaciam retundendam. 

6) Vgl. über die Buthenen in Qalizien den Hirtenbrief des Erzbisohofs Michael 
JUufuM vom 10. März ISil (Sion 1841. Nr. 69 ff.). 

7} Acta Pü IX. vol. I. p. 552 seq. 

8) Kath. Blätter «tts TyroL' 185$. B«t&. Wbehensdbrift. «. t. 0. 
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Sigismund HE. 1595 vollzogenen Union i) wurde von Clemens ^VUL 
dem Metropoliten von Kiew und Halicz, der mit sieben Bischöfen^) 
sich dem Papste unterworfen, das Recht ei^theilt, im Namen des apo- 
stolischen Stuhles die nach dem geltenden Wahlmodus erwählten Bi- 
schöfe zu confirmiren, zu instituiren und zu consecriren ^). Der Metro- 
polit, nach der früheren Gewohnheit erwählt und vom Papste he$iär 
tigty hatte so das wichtigste Patriarchalrecht und überhaupt die Stel- 
lung eines Primas^). Die katholischen Metropoliten Michael Rahosa 
(f 1599), Hypatius von Pociey (bis 1613) und Joseph Velamin Rudski 
(bis 1635), Letzterer in Rom gebildet, wirkten sehr thätig iür die 
Union und Paul V. bestätigte auf des Letzteren Ansuchen am 10. 
April 1615 alle Rechte dieses Ritus '^). Seit die Congtegation der 
Propaganda gegründet war % sorgte diese vorzugsweise für die poU 
nischen Ruthenen, namentlich durch d^ Nuntius am polnischen Hofe, 
der gewöhnlich bei der Erledigung des Metropolitansitzes mit der Ob- 
sorge für dessen Administration, mit der Leitung der Neuwahl und 
dem Informativprocesse betraut war*«^). Eine grössere für 1713 in 
Lemberg anberaumte, aber erst 1720 wegen d«s Wüthens der Pest 
in Zamoisk zusammengekommene Synode, die viele höchst wichtige 
Beschlüsse fasste ®) , wurde von dem Nuntius Hieronymus Grimaldi, 
Erzbischof von Edessa, und dem Metropoliten Leo Eisidca präsidirt^). 
Streitigkeiten zwischen dem Metropolit^ und seinen Bischöfen hatte 
der Nuntius öfter zu vergleichen, wie 1773 unter Clemens XIV. *<>), 
Das Wachsen der russischen Macht und Zuletzt die Theilung Polens 
brachte die ruthenisehe Hierarchie in die schwierigsten Verhältnisse 
und aus den Verfolgungen der Katholiken des griechischen Ritus 



1) Vgl. Baron. Append. ad t. vn. Aimal. p. 582 soq. ed. 1596 Tkoma$ a Jesu 
de convers. omn. gent. L. VI. P. UL p. 140 seq. ed. 1684. Theol. Qa&rtal80farift 1853. 
Heft 3. S. 889 ff. 

2) Es waren: 1. der Bischof von Wladimir und Breirt, 2 der Ton Lack 
und Ostrog , S. der von Polocz und Witebsk , 4. der von Pinsk , .5. der von Prcse- 
misl, 6. der von Lemberg, 7. der von Chelm. Von diesen Bisthümern fielen Praemisl 
und Lemberg wieder von der Union ab und kehrten erst wieder unter Johann UL 
Sobieski zu ihr zorlick. Mejer S. ^2. 

3) Const. Magnus Dominus. 1^, Deo. 1595. Decet BomAnnm Pontifioem 23. 
Februar. 1596. BuU. Propag. I. 23. 24. 

4) Mejer S. 453. 45i. 

5) Bmed. XIV, Const Inter plnres $. 24. (Bull. I. p. IVl, n. 98.). 

6) Gregor XV. Const. InsorutabHi 22. Juni 1622. Bull, Born. t. XXL p. 425 Const 
26. ed. Cherub. 

7) Meier S. 454. 455. 

8) Synodus Provincialis Ruthenorumhabita in oivitate Zamosciae a. 1720. SS. D. TS. 
a. Metropolita K^joviensi, Halioiensi et totius Bussiae Leone Kiszka dioata. Borna« 1724. 

9) Bened. XIV. Const. oit §. 3. p. 155. 
10) BoU. Propa«. IV. U9. 
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retteten «ich nar schwache Trümmer dieser einst so bKihendeu Kirche. 
Katharina II. zeigte sich den Lateinern geneigt, den unirten Euthenen 
aber war sie durchaus feindselig i). Die griechisch-unirten Bisthümer 
im russischen AnÜieii wurden ganz unterdrüdiLt ; nur im österreichi- 
schen Antheil blieben Lemberg und Prc^emisl fort bcdteheU; für dea 
an Preussen gekommenen Theil der Dlöcese Breczk wurde 1799 das 
Blsthum Suprasl errichtet^), das aber nach neuen Veränderungen nach 
zehn Jahren wieder aufgehoben ward^). Erst unter Paul I. wurden 
Polock mit dem Titel eines Erzbisthums, dann Lack und Breczk 
rigpristinirt^). Als Pius YII. am 22. Februar 1807 auf Bitten des 
Kaisers Franz aus dem bisherigen Bisthum Lemberg die Metropole 
Lemberg-Halicz errichtete und ihr die Bisthümer Prczemtsl und Chelm 
unterwarft), wahrte er alle sonstigen Rechte der damals in Kom nur 
als erledigt betrachteten Metropole Kiew und tmg dem Nuntius in 
Wien auf, den Erzbischof von Polock Heraklius Lissoitöks , der. zu- 
hieb als Administrator von Kiew bezeichnet wird, über die neuen 
Massregeln zu verständigen^). Obschon nun bei der Organisation der 
lateinischen Kirche im russit-chen Reiche 1817 und 1818^), sowie 
1847 ^) fast gar keine Rücksicht auf die namentlich seit Nikolaus I. 
mit einem Vernichtungskriege bedrohten Ruth^nen genommen ward: 
so wurden doQh wiederum mehrere der bischöflichen Stühle bei ihnen 
besetzt, die im Ganzen jetzt sechs betragen^): das Erzbisthum Polock, 
die Bisthümer Wladimir -Brest, Luck, Minsk, Chelm und Belzi, 
Supraslia. Bei dem äusserst erschwerten Verkeln: ist man in Rom 
selber über den genaueren Stand der Dinge wenig unterrichtet. 



1) S. Theiner die neuesten Zustände der kath. Kirche beider Ritus in Polen, 
und Russland. Augsburg 1941. — Mejer S. 456 flf. 

2) Bull. Rom. Oont. t. X. p. ISl seq. Vgl. Pius VII. Const. In universalis 
22. Febr. 1S07. §. 3. ib. f ^^^HI- P- ^Ö- 

3) Mejer 8. 462. 463. 

4) Const Mazimis undique pressi d. d. 15. Nov. 1798 im Auszuge bei Theiner 
S. 463. 

5) Const. In miiversalis, BuU. Cent Xm. p. 97-- 101. 

6) Const. cit. §§.6. 12. p. 98. 100. 

T) Const Müitantis 12. Mars 1817. Sx imposita Nobis 30. Juni 1818 {Münch 
Concordate li S. 755 ff.) 

8) Das Concordat vom 3. August 1847 (Acta Pii IX. vol. t p. 111—133. Ar c h i v VI., 
170 fif.) erstreckt sich nur auf die Punkte, in denen man eine volULommene Uebereinstimmung 
erzielte und lässt erkennen y dass gerade die Frage der unirten griechischen Kirche 
beim Widerstreben der russischen Politik nicht geregelt werden konnte. Die AHocu- 
tion vom 3. Juli 1848 sagt bestimmt: Deploranda Ruthenoruip conditio paternum 
novtrnm animum vol mazime ezcruciat. 

9) Sie werden Übereinstimmend in den von Me^er benützten Quellen (S. 463.. 
464.), bei Moroni t. XVI. p. 251. und im neuestoi Staatahandb^ch (Annuario Pontificio 
1861 p. 125. 162. 170. 190. 207. 222) angegeben. 
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Für die unirten Armenier in Gonstantinapel und dessen Ukn- 
■ gebnng, die von der Pforte unter dem harten Joche des sdiismati^ohen 
Patriarchen festgehalten wurden und desshalb sehr viel zu Idden 
hatten ^), stellte Plus VIII. unter Begünstigung Frankreichs und Oester- 
reichs einen eigenen Archiepiscopus Primas auf ^). Vorher waren die- 
selben dem lateinischen Patriarchalviear von Constantinopel zugewie- 
sen^); jetzt sollte das neue arnaenische Erzbisthum die daselbst 
wohnenden, sowie diejenigen katholischen Armenier umfassen, die 
bisher keine eigenen Bischöfe gehabt hatten, sondern der Jurisdiction 
des lateinischen Patriarchalviear« xugetheilt worden waren ^). Erster 
Primas ward Anton Nuridschian, der in Galata residirte; ihm folgte 
1$38 ddr frühere Bischof von Chalcis in part. PauI Marudsehian, die- 
sem sein Coadjutor Anton Hassun, früher Alumnus der Propaganda, 
am 19. Juni 1842 vin Rom als Erzbischof von Anazarbus konsekrirt, 
jetziger Primas^). Derselbe sollte nach der Anordnung^ Pius VIII. 
alle Rechte eines Metropoliten, vorläufig jedoch keine Sufiragane, 
sondern nur Vicarien und Pfarrer unter sich haben; es ward aber in. 
Aussicht gestellt, dass die in seinem Jurisdictionsgebiet zu gründenden 
Bisthümer ihm unterworfen würden^). Das geschah nachher durch 
Pius IX., der am 30. April 1850 zu Ancyra, Artuin, Brassa, Er- 
zerum, Ispaban und Trebisond Buffraganbisthümer dieses Stuhles er* 
rkhttte^), von denen drei 1858 — 59 bereits das zwdtemal besetzt 
wordtn sind ^). Der Primas erhielt das Recht, von jedem katholischen 
Bischof nach vorher abgelegter professio fidei pro Orientalibus und 
der promissio obedientiae sich w'eihen zu lassen^). Die Pforte hatte 
den neuen Primas nicht anerkannt und vielmehr einem seiner Priester 
die Nationalptäfektur übertragen; die Propaganda ermahnte beide zu- 
umsichtiger Haltung und strengem Festhalten an der armenischen 
Liturgie ^^). Bei den verschiedenen Bildungsstufen, die diese Nation 



1) Vgl. die Schriften: Perseoutions exercies en Orient contre les catholiques 
Armöniens. Paris 1830. — Mariano Bedetti Lettere dne suUa emancipazione religiosa 
dei catolici armeni neU' impero ottomanno. Modena 1830 sowie Mejer S. 448. 

2) CoQst. Qnod jam diu und Apostolatus officium 6. Juli 1830. BuUar. Propag. 
t. V. p. 50. seq. 

3) BuUar. Propag. t. IV. p. 872. V. p. 49, 63. 67. 

4) Mejer S. 449. 

5) Notizie stat. p. 183. Mejer S. 520. Moroni V. Costantinopoli. — Annuario Pon- 
tificio 1861 p. 131. 

.6) BuU. Propag. V. p 75. 

7) Mejer S. 450. 

8) Annuario Pontifioio 1861 p. 106. 117. 138. 

9) BuU. Propag. V. 56. 58. 

10) ib. p. 74. 135. (1832-1836). Mi^tr S. 449. 
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und aaeh ihre Priester, die th^ls in Eom, tlieils bei den Mecliitaristen 
in Oesterreich, theils im Orimt erzogen waren, repräsentirten , fehlte 
es nidit an mannigfachen inneren Zerwörfnissen in diesem rasch zu 
grosser äusserer Blüthe *) gelangten Sprengel. Wie Gregor XVI. Vi- 
sitationen bei den ItalogrJici und den Kopten^, so ordnete Pius IX. 
eins Visitation in diesem Sprengel an, die Erzbischof Innocenz von 
Side votzunehmen hatte ^). Auf sein«i Berieht wurden von der Propa- 
ganda mehrere Decrete erlassen, cBe „Greseiischeft der Gonnationalen^ 
missbilligt und die fünf neuen 'Bisthümer errichtet. Die Zwietracht unter 
den Armeniern aber dauerte fort; unter dem Verwände der Bekehrung 
der. getrennten Landeleute accomodirten sieh Manche den Schisma- 
tikern, was Andere heftig bekämpften ; es ward ein wahrer Broschü- 
renkrieg gcfährt» Die Propaganda bot Alles auf ^ die erbitterten €te- 
müther zu versöhnen-; der Primas Anton kam selbst mit dem latei- 
nischen Patriarehalvicar nach Korn, wo über vwschiedene Punkte eine 
Vereinbarung zu Staude kam 4)«r Die no<Ai übrigen Dissidien hat das 
päpstlidie Schreiben vom 2. Februar 18d4 grossentfaeils beigelegt^). 

Im' österreichischen Kaiserstaate, insbesondere in 6a- 
Heien und Ungarn, finden sich ebenfalls unirte Armenier seit alter 
Zeit^). i^e haben einen Erzbischof in Lembefg; die Metropole, ob-* 
schon seit Urban ViU. bestehend"^), ist ohne Suffiraganate; sie hat 
ein Domcapitel und drei Deeanate^}. Bis in die neueste Zeit stand 
ihr der Senior des. katholiBchen Episcopates Samuel Cyrill Stefano wicz 
(geb. 1775) vor. Der Kaiser hat das Nominationsrecht ^). Die Ti- 
tularerzbischöfe in Wien ^^) und Venedig sind Mos für die Ordinationen 
der Meehitaristen sad als deren Gkneraläbte aufgestellt. Neusatz in 
Ungarn, Siebenbürgen, Triest und V^edig haben Armenier ^i). 

Füi die katholischen Armeniw in Russiand, für. die 1808 ein 
eigener apostolischer Vicar ernannt worden war^^) und für die auch 
Mechitaristenmissionäre sorgten i^), konnte unseres Wissens noch keine 



1) Mejer S. 449. 450. Moroni 1. c. 

2) BuU. Propag. V. 202. 221. 

3) Pius IX. Lit apostol. ad Armen, prov. Cplitanae d. d. 2. Febr. 1854 Acta 
Pü IX. voL I. p. 563. 564. 

4) ibid. p. 565. 

5) Vgl. noch das. p. 568 seq. 

6) Mejer S. 450. 

7) Mejer a. a. O. 

8) Kath. Wochenschrift 1857 Nr. 20. nach den „kath. Blättern aus Tyrol." 

9) Piu8 VII. Const. 20. Sept. 1819 BuU. Rom. Contin XV. p. 249. seq. 

10) nicht Lemberg, wie Mejer S. 451. hat. 8. den folgenden Abschnitt 

11) Kath. Wochenschrift a. a. O. 

12) BuU. Propag. IV. p. 348. 

13) if^er 8. 451. 



Die aDtitcl»'«ffMHlUeii(li MtaMnli uMt tIttM.HIlb'ttVMn'itt Aefi^t^. i^ 

IifMiu3hi«ilierAdttett<li«4rdmtiI/ l^ttk (llilM>r4iti> lv4ttl>'JB.'>ilAliliH«f«l<^ iMti 
bestimmt Art. S^^r.^iSj.f^^ttii^hf^-dflio-lurllfliHlii«! Rittu ernannt 
werde, (S<»^f,j,% 41^, f«|li^spyj»i%4ä|ft^^^j^ l)iHfW#i)i, ,M> .-4^ I>iö- 
cesen Cheraoa und Caminieos lebcn^gpi .^t^^i8<;|i)|ii.;^^tflken^^|r| nach 

gen Jahrhundert, su dessen Anfang viej(<!,,.%,(^i^,;if(yfoj;g|p^<^iftfr> 

%)®?J^?w?ife i.i .i-.if! v.l. ,v!-iS:! "ll: "■■*■"■■• '' "•" •■'■ ''•'■' 
liehe Cjr^amtoatip^.^^i^^ ^, ^f]ce^jp|)ii^^ ]^^/;|^»^,,| dj^ 

ernannt^), allein cUe WiederaaMcntong konnte nicht «folgen .and- ,^» 
La«e>id«r fiipg«>'>tttitib'<t«n*> Mvifrt iMMbtcadeitf ftOdih«tclgeft<Piiu IX. 
diesem gro88e,MJ(nc.4M.iAlMMLuiiit^iiABivtM«t>eia>etlK^ '-»'^ 

-::!' ..:,j ■■ ' -..^z^ns^^^mm^: :■ ;.::"'iv?,;:\ •,:.;•..,;:•■::: 

T» — V.. K,\. • •. ^ 'i-i.! -{ >.'\,iL nsWif t;',\ '.ivtlh -i:- -'..' •'.«■'; ' i •.<'■.»'«/ ., • t .. ..s 

^ ib. p. 104. AUocution vom 3. JaU 184flt «Imiii . auMM iii' itioulmpttio ^ba« 
i^¥M.!^miA«m «»ttym^^MMloi »Bxiilfc%rt^mÄlio,i«im l^minrtf «Ma«i»^ ddm proprio 
aui rifcas episcopo careant, ad latini an^llMl )ttfMM96ii«tif ' p^rtiiiere'/ |i^ (^o eü l^ 

oportet .iC'jili^n:,ujia: ji(Jn il 'H^ »ifou ->.i*i K'-'U !> d •'.'.) .'« ■ ■ -• •«'"•i ' " *^ 

.. ..-I Ll>)KJj*%AP'|C9rt^|.l*V''.J»!l»*-^vÄ^^.M5^«»W>I«»^^ 

„...»■ .iil;..'^t>"*w u.i. v.^'iJ -.i: ..•!>.' «•..»•.•{ ,. 1 i» 'j'.'if . ;. . .• : ; :• ;« « r- » 

.♦ i I .-ili >. .1 .h«l .-ii"-. .'' ?»t«'"id -. -t» ■ .H.>v-\ '«■. ■ u.A 

d"i./ •.■i»i' -.7 .i: «..». .;/ y- »M -.•«.:•." ... u ^••» .^^•■•" ' '.;' '•: 



BMfS|aqisohe.8G(nMr<la4= «QDi) l&iMün 1861 iiMl didi'lMbMU 

'* • ■' Dtt"ytJÄ6i8Hyn")8:(Jäi^e '«esMseh von' Jitier 'aer t)jc^^ g^gkn-' 
ahkl/ grosse ^cht^'uVidt>rmI«gien, gr'Siisere'alg f?(^lleict>^, tr^enÄ an 
diäiiTfJt'ttbyiriJhV' l^''^nlitö"8iä regälifßi' "Äoi'iiuien fik "sipii iäl- 
niiUiigriüsU^soüaäry uAter'a^iti £inflü88e""der ' k(^n^lic)ien fnl^un^, 




dW AMei M )atetk^^^^'%r^ngä^8i"'aii^'äis'y8^WüVg äerlirgii-' 

Peter II. von Arragonien (1196 — 1213), der «Ich im NovemMr'^des 
Jihi^ ÜSO^^'lh'-HoiU ^^'!fi»{8ÜMS'lk'1dt^ii^Ü'1W8'*y, 'ei^ka^ie sidi. 




111 ^Lji: 



*llite«tty0fesW'yirtr'a|'%if8'^b'^*Mm»'KaÄd*''teiÄV^ 



gi«8'^ei^i']ifed^tuli| Vv')h"'M mmtAnihtii''f^T'iiii^i'gj^'miöi^on iön 
'iASbme6'a^rm>'Rn\MmätimiMi'^eüg)Le^^^ 

Hiesiger Bibliotoiek zum nossep TheÜe nur d«r sirp>teBf** « . 



„ ^ ^^'-~-, T .f ^, X, .. '*®'*» *® ^**** ^^ 

auch fiSk'nBillnM^ AbMÜn »fei nrMOlwA^d^^WMtttfl 'Gc^ithriMlDd^fi^ 
muBS. (Profi Hergenrother hat un«^ yff flfiJN^^|*„|Wph mehreren spanischen Werken 
aus der MUnchener Hof bibliothek iiTeilMr besonderen Abhandlung einige Ergänzungen 
SU liefern. Namentlich gebe für die Ütere Zeit vielen AufschHiSr ofö <Sö{;^cion «ttf 

los Concord^tös $ -^cnira^'' (^(/t^i'eyA'bif '^f^r^(!oV ''^^ 9 la 

a . 2)(rld> TwwhM«maiW«tlM&/'«i«'^mliff'fti^et(#e^^ 

Bomae 1751. Leider ist mir dies Werk augenblicklich nicht zugänglich. '" ' '^' 

Eine ausführliche Schilderung der kirchlichen Verhältnisse unter den westgothischen 
Königen gibt Lembke: Geschichte Spaniens. Bd. L 8. 127-^170. 

5) Nach Sdulftr, Geschichte Spaniens III. 8. 57. am S. Noyember. Nach 
Böhmer, Begesten des dentsch tfU Rl i mH»lUh8 vua llW^ lKi. 8. 809. am II. Norbr. 

6) Kunttmann im Fretburger Kirchenlexikon. Art. Spanien. Bd. X. 8. M8. 
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im Jahre 1524 zn Stande. Es gesteht dem K(m!ge sehr ausgedehnte 
Ree^ite zu : die Ernennung der Bischöfe und vieler ändern PrälaAeit, 
bestätigt aber doch nur was in der That schon befand. Schon 
Sixtus IV. hatte in einer Bulle an König Ferdinand den Königen von 
Castilien auf immer das Privilegium ertheilt , dass zu den Bisthümem 
des Reichs nur solche gelangen sollten, die der König erbeten habe *). 
Aber dadutoh waren die Streitigkeiten nicht beendigt. Neue Ansprüche 
machten immer nette Verhandlungen nüthig.- Eine Vereinbarung er- 
folgte im Jahre 1717 s8wi»chen dem Iftintius Pompejo Addovrandi utid 
dem spanischen ABnisterium , wektie TOn Seiten des Papstes und des 
Königs bestätigt wurde; sodann rücksiehtlieh ded in Anspruch geuodi- 
menen jus universale praesentandi zwischen Clemens XII. und Phi- 
lipp V. am 18. October 1707; Die endliche Erledigung dieser An- 
gelegenheiten und den Absehluss der altern kirchlichen Entwicklung 
gibt aber erst das Concordat zwischen Benedikt XIV. und Ferdinand VI. 
vom 11. Januar 1753, äbgeschloss^ im Quirinal zwischen dem Car- 
dinal Valenti und dem spanischen Auditor der Rota / Maniual Ventura 
Figueroa, bestätigt durch den K^nig am .^1. Januar, d^ch den Papst 
am 20. Februar 1748^). Gleich im Eingange wird da«r königlii^ 
Patronatsrecht zu d«n Erzbi^thümern, Bii^hümem, Prlorateny Con^isto- 
rialpf^tinden in Spanien und Indien als unbestreitbar anerkannt; streitig 
waren nur die übrigen einfachen I^frteden, für welche die Könige 
gleichfalls kraft eines allgemeinen Patronatsrechts die Ernennung üi 
Anspruch nahmen, während der heilige Stuhl die Freiheit und seine 
eigene Collatnr in den päpstlichen Monaten behauptete« Die Ent- 
scheidung fiel durriiatts zum Voftheile des Königs; nur d2 namentlich 
genannte Pfründen behlilt der Papst uausscfaliesslieh i^in^r Besetzung 
vor und tritt im ü^brigen seine Ansprüche' in den ^ plpstiiehen Mo- 
^laten deol Könige^'ab. • Den Bischöfen und Patronim w-ei^en in dm 
SS» 1^^6. vmc geringe ^eelM eliigeräitmt^ 

Mit wenigen Veränderungen hat dies Concordat bestanden bis 
auf den Snccessionsstreit, der seit dem Tode Ferdinand VH. (29. Sep- 
tember 183S) Spanien in seiner kirchlichen und bär^Miichen V^riaia- 
sung erschätterte. In diesem Streite nahm die Geistiüßhkeit 'beinahe 
aussehliessüeh für Don' Garlos Partei; sie tiieilte audh tssin Unglä)(^. 
Die Begierung d^ Königin Isabella, untersttitct und .getrageii von den 
Liberalen, verfuhr schon ihrer eigenen Sicherheit wegen mit schonungs- 
loser Willkür gegen die Kirche. Ein Geset« vom 2i^, Juli 1835 hob 



1) Vgl. JStaudtnmaier , B*aehofswahl«ii. S. 358. 

2) Abgedruckt and UJberMtxt ml€ den dasa gehörigen Aktengtüjoken.fcei Afiun^ 
Gonoordate. B, 44». .. , ... o.;. 
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900 Elöater auf, um sie n^bst den schon eingezogenen Gütern der 
Inquisition und der Jesuiten i) zur Deckung der Staatsschulden zu 
verwenden^). Neue Einziehungen ^erfolgten seit dem Decret vom 11. 
Ootober 1885 und im Jahre 1836. Die Cortes hoben den Zehnten 
auf und eridärten endlich alles Kirchengut für Natioiialeigenthum (1837.) 
-^ Bald wurde auch der Papst in den Streit verwickelt. Gi^egor XVI. 
hatte die Königin nicht anerkannt und die von der Regierung ernannten 
Bischöfe nicht bestätigt, ohne im Uebrigen ^^ bestehenden Verhält- 
nisse zu ändern. Als aber der JTuntius Hamirez de Arellano seine 
Bechte wahrte — die fiegiemng hatte beinahe sänuntliche Beisitzer 
der seit 1771 in Madrid bestehenden Bota de la nuntiatura apostolica 
SBspendirt — liess ihn der Begent Espartero am 29. December 1840 
über die Grenze bringen. Hierauf erklärte der Papst in einer AUo- 
oution vom 1. März 1841 3) alle kirchenränberischen Akte 4er spa- 
nischen Regierung flir nichtig. Man antwortete in den schärfsten 
und iHttersten Ausdrücken^}. Der Begent bezeidmete jede Anerken- 
nung der päpstlichen AUocution als Verbrechen, bedrohte mit den 
strengsten Strafen die Geistlichen, die sie zur Kenntniss der Gläubigen 
brächten, wollte jede fremde Jurisdiction In Spanien und sogar jeden 
Verkehr mit dem Papste aufheben. Di« Cortes beschlossen eine neue 
Organisation des Klerus, durch welche die Bischoj&sitze vermindert, 
die Kirchengüter verkauft und die Besoldung des Klerus hauptsäch- 
lich durch eine. Steuer beschafft werden sollte, die noch dazu schwer 
einzutreiben wm*. Bald versuchte man auch die neu ernannten Bi- 
schöfe gewaltsam in ihre Sitze einzufahren; als hiergegen selbst die 
liberalen, der Regierung ergebenen Bischöfe protestkften, massteu auch 
diese £e Verbannung ihrer früheren Gegner theilen. £s geschah 
nicht ohne Chrund, wenn Gregor XVI. in einem Bandschreiben an 
is» gesammie katholische Christenheit vom 22. Februar 1842 die Be- 
drängnisse der spanischen Kirehe dem Gebete der Gläubigen empfahl, 
bdess der tief katholische Sinn der unermesslichen Mehrheit der Na- 
tion liess ein offenbares Schisma nicht zum. Ausbruch kommen. Mit 
dem Jahre 1843 trat eine Wendung zum Bessern ein. Das der Kirche 
feindselige Ministerium wurde gestürzt, der Begent vertrieben, die 
Königin isabeüa II. flir volljährig erklärt; die verwiesenen Bi- 
schöfe durften zurückkehren, die Rota de la nunciatura wurde wieder 



1) Vgl. HiBtor. Polit. Blätter. Bd. VH. S. 492. 

2) Vgl. K, Baase, KIrefaenigeBöhiehte. Leipzig 18IV4. S. 864. , dem aucli die fol- 
genden Sätse entlehnt sind. 

3) Abgedrnckt im Katholik 1942. April« Beilage 8. XVI. aueh bei Rom- 
koväny, Monumenta catholioa pro Independentia potestatis eedesiast. H. 416. 429. 

4) Am 20. JttU. Histor. Polit Blätter. VUI. 467. 
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eröffnet und eine aufriditige Unterhandlung, mit dem Papste augeknüpft. 
Der wichtigste, aber auch der schwierigste Gegenstand . war bei den 
ganz zerrütteten finanziellen Verhältnissen des Landes die Dotation 
des Klerus. Früher war das Vermögen der Ejrche in Spanien ausser- 
ordentlich gross. Die Eirchengüter sind von der Regierung auf 90.0 
Millionen Francs gesehätzt worden, wenn man aber berechnet, dass 
ein Theii, der officiell auf 387 Millionen angeschlagen war, in den 
Zeiteti der Kevolution für 873 Millionen versteigert wur^e^, so darf 
man den Werth gewiss auf 2000 Millionen schätzen^). Dazu kamen 
noch die Zehnten, Stolgebühren und verschiedene andeie Abgraben, 
insbejg^ondere die Erträge der sog* Cruzada oder EreuzbuUe '). Das 
Einkommen des ErzbisohoÜB von Toledo wird auf 11 Millionen fieakn, 
etwa 730,000 Thaler angegeben«^), das des Erzbischofs von Sevilla 
auf 4 Millionen^). Von diesen Einkünften hatte aber die Kirche 
schon in früherer ZeU einen grossen Theil dem Staate für öffentliche 
Zwecke abgetreten; in Folge des Krieges und der Säi^ularisationsge- 
setze war beinahe Alles verloren. Die Verfassung des Jahres 183.7 
hatte im Art. 11. die Garantie für den Unterhalt der , katholischen 
Geistlichkeit übernommen, das Dotationsgesetz v^m Jahre 1841 war 
aber äusserst kärglich und kam nicht einmal zur Ausführung. Die 
Geistlichkeit, beinahe aller Mittel beraubt, hatte o|t durch ihrer Hände 
Arbeit künwierlich ihr Leben fristen müssen. In den Einleitungen 
zu einem neuen Concordate wurde sofort die Rückgabe der noch nieht 
veräusserten Güter zugestanden und es erfolgte nun am 3. April 1845 
das sog. Devolutions- oder Restitutionsgesetz, welches vorläufig den 
Verkauf der Kirchengüter sistirte und einen Theil 4er noch nicht 
veräusserten der Dotation des Klerus zuweist. Während der folgen- 
den Jahre wurden die Unterhsmdlungen fortgesetzt und endlich am 
16« März 1851 zwischen den Bevc^mächtigten Johannes Brnjaelli, 



1) Vgl. Annuavre des deux mondes. Jahrgang 1851—62. S. 320. 

2) Calixtus m. hatte im Jahre'' 1457 unter dem Könige Heinrieh IIL von Cas- 
tilien durch eine BnUe dei:\}enig«n einea Ablass ertheüt, welch« die Waff^ gegem die 
Ungläubigen ergreifen oder dem Könige eine bestimmte Summe zur Bestreitung der 
Kriegskosten übergeben würden ; später wurde sie auf andere Begünstigungen a. B. 
Befreiung von der Abstinen« ausgedehnt. Vgl. Düx im Freiburger Kirchen- 
lexikon Art. EreutbnUe. Bd. VI. S. 266. Eine ältere Bestimmung über die Gnuada 
findet sich schon im oan. 18. des Cpncils von Toledo von 1323. cf. ConcUia Hispap. 
in. 575. in Ducange Glossar, s. v. Cruzada. Femer RaincUdi annales eccles. ad 
8. 1455. nr. SO. 

3) Von Sparschuh in Aschbachg Kirehenlexikon Art. Spanien. Bd. IV. S. 938. 

4) Zu Anfang des seehszehnten Jahrhunderts bezog der Erzbischof von Toledo 
80,000 Dukaten, der von SeviQa 24,000. Vgl. Heftle, der Cardinal XSmenes. S. 164. 
wo auch (S. 32.) über die politische Machtstellung des toledanischen Primats und die 
Verhältnisse des Klerus sich belehrende Nachrichten finden. 
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Ei;sbiiiofaof you Thessalonich und Mannel Bertran de Lis ein neues 
Coneordat enm Abschluss gebracht. Wir theilen nach einer in Rom 
angefertigten Al>8chr]ft, diese wichtige Urltunde mit. Ausserdem 
ist sie in den Acta PH IX. (Romae 1858. Part. I. pag. 311—341,) 
gedruckt; eine französische Uebersetzung findet sich im üwifoers vom 
3$, Mai 1851 Nr. 143.; besondere Berücksichtigung finden die da- 
durch hervorgerufenen Veränderungen in dem spanischen Kirefaenreeht 
von CaramoUno ^). Auch auf die Unterhandlungen mit andern Staa- 
ten ist' es nicht ohne Einfluss geblieben. So sind unter Anderm 
meiurefe Artikel in. das Coneordat mit der Republik Costa-Ricca über- 
gegangen, Tvelchea sich in franEÖi^isher Uebersetzung im Annuaire des 
deux mondes, Jahrgang 1852 — 53, S. 931. findet 

Die einzelnen Artikel dieser üebereinkunft lernt man am besten 
aus der Urkunde selbst kennen, die zum grössern Theil einer Erläu- 
terung nicht bedarf oder durch das Vorstehende gefunden hat. Nur 
über die Entwicklung der vermögensrechtlichen Verhältnisse miiss 
hier noch Einiges gesagt werden, um auf das folgende Aktenstück 
hittttbereuleiten. 

In den Art. 81 — 37. werden für die Ausstattung der Bisthümer, 
Seminarieb, fßr die beibehaltenen Nonnenklöster' und für den Gottes- 
dienst bestimmte Summen angewiesen, kärglich im Vergleich zu dem 
frühem Reichthum aber doch nicht gerade unzureichend. Nach Art. 38. 
soll der Fonds genommen werden: 

1) Aus den Einkünften der nicht teräusserten und durch das 
Gesetz von 1845 dem Klerus zugewiesenen Güter. 

2) Aus den Einkünften der Kreuzbulle. 

3) Auö den Einkünften der Gitter, die vormals den Ritterorden 
von Alcantara, Galatrava, San-Jago und Nontese gehörten. Die vier 
Orden werden übrigens beibehalten und sogar mit Jurisdictionsrechten 
über bestimmte Territorien begabt. Art. 9. 

4) Subsidiarisch aus dem Ertrag einer Steuer auf den städtischen 
und ländlichen Grundbesitz. Auch die im Gesetz Vom 8. April 1845 
nicht einbegriffenen Kirchengüter sollen, falls sie noch nicht ver- 
äussert wurden, der Kirche sofort restituirt werden. Jedoch .„in An- 

^betracht der Zeitverhältnisse und des offenbaren Nutzens^ gestattet 
der Papst, dass der Werth sofort in 3% lienten der spanischen 
Staatschuld umgesetzt werde, d. h. die Kirche tritt diesen Theil ihres 



1) £leBQen(fcos de derecho oanönico oon U disoiplina partioular de la iglesia de 
fispttona desjEmee U pnbUcacion del Coaeordato del 1851. Madrid 1857. 2 Vol. VgL 
ArohiT Bd. IV. £k 818 t 
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Grancleigeiitiittiiis d^ Eegiening ab und erhfilt dafBr den W«rtli iii^ 
Staatspi^ieren zoHtck, die na 3% ^eriiiislich sind. 

Wenli der Papst hier ron dem offimbaren Nulseii der Kirche 
redclt) der ihn %we EinwiH^ng bewogen habe, so beeiehen BiA deine 
Worte jRlehi sowohl auf' £e0en<eina41iieii Artikel als aläf das gesaifittto 
Cknicordat, welches dnroh diese Einwilligung erst m^^eh wtfrde.' 
Gewiss wliide er eftne Dotation d« Kirehe mit Orundbenitfe^ deib'- 
si^herstfan wd imabhängigsteD, weit lieber< gesehen bab^/ ^Ab^r'dle' 
wiederhergesteUte Ordaang 4er> k^hlichen TerhMlthisse wiir^ «eto so < 
grosser Yoriheily dass siesohwefe Opfer ai^og.W&re sie Mir gdsiidMI ^ 
gewesmi! Aber leid»' theUie aiKh dies Sonoordal das SeMcksal ton 
beinahe allen, idie in neaerer Zeit abgeschlossen siiii: & wwde tlltikt 
gebalten. W^^hl In keinem Land« hat -die Dnfiihigkeit , die V^idei^bN 
nias und der hXafige Woehsel der regiermion Parteion einen s6< mt* - 
heilvollen Einfluss geäussert als in Spanien. Der an sieh riehtigo 
Satj;, dA^s ein Volk so regiert wird, wie es verdient^ dasstdiä Be* 
gi^mng diurehgängig Qicbjt viel be^or odar seUeehAer ist aJo die fie*. 
gieqrten, mass doch in &pam^ eine Aasn^me orleiden.. DasVoUs. 
hat n4ch dem Urtheil Aller,, die es kennen, seiiie allen natictoaleO' 
Tugenden in einem Gnide biswahr^ den die meisten. Nationen lEiiropas t 
beneiden . dürften. ^ ist glünbig^ ftxMnmiund reän in. seinen .fiitten, . 
uiielgennütoig} behiffriiehf sparsam, nntesteßhUoh. In den Regianingolt 
sind igerade die entgegengesetaten JKehliN^sini einer, Wieii« hervorgie^it 
treten, wie kimm In eftaem ^md^rn Staate nns^ies WoltÖieiUi^ In «Ret<. 
sen S'ehlern stiBhen die vers€iMed^eIl;Pl^rl;eie](l ni^ht^weit vom einander» :> 
nur dass doch diejenigen, welche sieh den Namen der Liberalem oder 
Pro^essisten beilegen, mit einer Rücksichtslosigkeit g,^gen bestehende 
Rechte , und Verhält^ii^se und bc^ondei;» mit einer. Eeindseligkeit x 
gegen d^ Kirche verfahren ^ die ihren Gegnern, den Oonserra- 
tiven oder Moderirten einen weit höh^rn Grad von Achtung und 
Zutrauen sichern. . Das Concordat von 1851, unter dem dreijährigen 
Ministerium des General Nanraez verhandelt, unter dem Ministeriiim 
Bravo Murilio (seit dem 14. Januar 1851) abgeschloss^ war der. 
entschiedenß Ausdru^ik d^ con^eivativen Partei. Bis. zum Jahre 1854 
blieb die Gewalt in ihren Händen, nur dass sie in der letzten Zeit 
unter dem Ministerium des Grafen San Luis (Sartorius, seit dem 19. 
Decemher 1853). einer zügellosen Pallastregierung Raum gab. Am 
28. Juni 1854 erfolgte der Aufstand der Generido Duloe nnd O'Donell,^ 
am 17. Juli empörte sich Madrid nach dem Ybrgänge mehrerer Pro- 
vinzen, das Ministerium dankte ab,, in dem neuen erhielt der alte 
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nrtnd dtr Kirche v der iiMer tbeiiriergfitMiM«: Esj^rtoro teaben>>d«n> 
gemässigteren O'DoiMda sMI ddn 80^ Juljr dkiObbiieitanifA).. 

! .'Pia dri]»9«Ni«te Vorle^HifaeiA lier«ii»teii -gleMi Wieid^ die^ Finan- 
sfm^ jntt .denen ilie* MhßseNi' Q«ivaUhaberf uwemntWMtiieh . getfehalttot 
h«ltffiiv Kur ]la«bU}ftt teblng. jbir BoMisflHiiliter PMonal UMrez» dei^« 
am. ftl< imm 1^6 -- der füdfte .«ett seoho Moiiate» — in das 
Ifiiiitotepiiia ^te^ken umr, ahi 4. Fbbriiar ^011 ae«. beruftaüa ccoisar^» 
li^nAw Co^^toa.- ela Daaaipitttf aaüooegesets vor ^)^. I}»Yeiix«i;Udi eolln 
tedr^ siümItttheafiM, relkaufl wetdieti, 4ie .dem Staate., den Wolil^/ 
tliiMl^eilfi- . und Unterricbtaawtelleiii de» A^meüMlen .nott .tan; Kkriis 
geliörtear. »Winp dies YdrCetk««» ed^ntdaa aideüiiOeiiannlea/gegakübef 
niMUig :UAd. gewattMiHi , ^iW«sde as-.femde»i annibhtmäitoig mid 
uBdflUibV ifib Bestugr alifi die iSüUur: des Kleiaev die donehdas Geaeta 
yQfk:164& iKbA das CetiooiAat v^l^dl Mirlieh oiitsüdcgegeben und« 
garantM waren. (i 

. IfttD kennte mmelnen dreifachem Weg eintehütgen; entweder 
das- Coticordat anerk^imeb' und- halten, oder tiaoh Art 4d. eine Eint- 
gdng/der heu e«is<a&deiieii>Bch4vierlgkeiten Hdt dem päpsdibheu Sttilil 
vcniitoheii j e^der. endlieh in revohiiti.on&r-rprei^esiG48{iBcher Weis^ dsls 
Ceü^etdat t auflieVe» ^A jede Ver{lfllehtiMig Tdn' i^idh- weisen. Eb- 
chsfahteriBiri die* sohwaiBlcend« StfluBmiig kie^ Cabinets , in ' welchem 
salioii"damak :d^ oonsüriiati^^ fiitfflaes wMer an BMrke* gewann j dads 
maa aUe Brei • W^ge an' gleidi^r Zeit Ivetrat. Sinerseitä erklfirte Hbrr 
Madez: in den (Olhtee,'^e Oütttr des-^niä eollen iso^tf ubd ahne 
d«8B num der' Biitwlttig«iig irgend" Jeaiands bedliifte<, rerkanft wer- 



' i) Vgl« AniiucEk-e des deux mondea, 1854—56. S. 242. Auch das Folgende ist 
gum grdiiWMti TLeü' dieser üliaUehea imd gut^bOfdaeton Z^tsolitift ebü^nt. Bie^ 
Be|d9]^.»iii| Spanien ,49^j{Mn durefaw^«> vo«: eiqewit w«Mg«iini>t#9>./«rtMUariMii|B9a. 
Manne herzurUhr/Bn. 

2) 2ur Charakteristik dieses Finanzkunstlers und überhaupt der Kunst , die 
dahia fiihr(^ däcs «um dIeKirehebgitter ehiBieht, entlehn* ieh'd^in Annuäire des'dtu»^ 
fnon4€9 iejM^j55. 8. 27^. ^ch £olg)Qi^ Ai^erknogi Herr |fi|R4<0 «li der VjmfaAA^f 
eines grossen ^geographisch,- historisch -statistiachei^ J^exikons von Spanien und den 
überseeischen 'Provinzen.* Trotz seiner prbgressistfsohen Grundsätze wusste er sich 
dofeh'Uiack mit de« eoneervativen Xiäliteni - gui ottstelleik Biese sttVscrlbicteU' deaii ' 
auch.^uf fej[a W^^, im: Kannen dei; BfgifrtiQg jg^ix, «ehv h|irtriUi^tlt^kfi9 .(annAtnf a^ ' 
beträchtlichen y dass gewiss Mancher /ragen musste , was doch die Begieri^ng n^it so 
erstaunlich Vielen Exemplaren dieses Lexikons anfangen wollte. Bie Antwort 'findet man 
in eb&er sebr genaiwa liebvsiiBbt dds spanischeu'FlnaiiBweAens von dems^äternPinaniml' 
uittljßr,.Svffi€k^^mßk <lMi9m )iiator»oa lobe» el estado de H kaei^da y d^ tesoiro 
publ^ep ^.^pana.) .Paa, G^i^verneffent ^ab ßak^ea/B^a^ten dfis llfef^.4es Herr». 
Madoz als Abschlagszahlung auf ihren .rückständigen Gehalt. Zum Jahre 1850 findet 
8id&*ft>lgekide Ausgäl^e.-^' Bezahlt für rttckftändige Gehalte in'Subscrlptioä^n auf (M 
geographische Leükon des Herrn Madoi 2,000,000 Bealen (500^000 VMl»}«-« 



df^h'^; ahderer Seit^ Wnrdcf sogfldöh dn ÜttetliStf^A' , Pacfteeo, tta'di' 
Born geschickt; ehifficfi ^irkantiVeti dl« Mihistei^ vtStitenA d^rDebniAMr' 
d)ef Otätigkeif d«^ Cbhcotdates ftn, i^udlten ab^r dütch'ein^f ktigeti- 
fllH^ ftlÄi^h^ Ibtetptetaäott Äftfe Art, 98'. die ife^eijlW^ngi' znÖ Vef- ' 
khide hächtimnAs^^J. B&Id fed|teti kick Aft Pol^ dicfset' tntfdiifl^-'' 
qaetfz. Der Etrfsc^pal p^ötesrCMe eitkmtfffiig, delr Btsdtof Vdii* Oiittlä' 
i^de^ ir^hitmt;'hber dAdiofh^ di«^ üriztifH^efa&^iY AfcAi beiAliWlisbillgr^ 
in Arragon und Katalonien tii^h sich äo^&f die Kä/tisteh^ wied^. 
Df^ KSiii^n, Wddite sicA d^rcfa das C<ht<iordät im GFeWlsä^ ver- 
pdibhtcrt flAtte, y^kWd^erte d<i41i lietted'CfelS^iz darchäi^s^die'SiQsitin- 
ninUg'. Kirst naeh' Untrfl^dtgto , ^eirslt^imen AtifMtleti,' dilä iil jg^ätft' 
^ailleti den t^efnlibha^ü fiittdrniik her^ötii^ett, konnte Ihr in' Ai^an- 
itiet tak 29. A^fl dürA Drbhnti^eil dfd' tJntei«cfMft ab^deWttiigeii^ 
Weitfeil, ••••■'■' 

Zwei Tage spater (am 1. |fai} wurde das Gresetz publioirt. 
Während dessen unterhandelte man in Rom über das Co'ncordat, ina- 
besondere Über den SfAn des Art. 38. Der Streitpunkt war folgender : . 
Der Art. S5. bestimmt, dass die noch nicht Teräusserten 6üter 'der 
Nonnenkloster ^en Bischöfen restituirt aber alsdann yerkauh werben, 
und dass der Ertrag in Staatsrenten den genannten, t^löstern zuzu- 
wenden ist ' Der Ari. 3)3. zähltj wie oben erw^nt,' die Tersqhiedeäen 
Bestandtbeile der Doiiation des Klerus auf^/^arujntef ^suerst die durch 
das Gesetz von 1845 res tituirteh Guter. Alsdaim bestimmt er: Die 
in der Devolution von 1845 nicht einbej^menen Güter sollen ebenso 
wie diejenigen^ die den aufgehobenen Mi)nchskIostem gehörten, der 
Kirche restituirt werden. ^ In Anbetracht des .gegjsnwärtigen ^ustandes 
beidf^r Artien von Gütern ^^ispectis praesenti utrorumque bonorum 
conditione ac ecclesiae^ iitilitate) ertaubt der rapst, dass sie nach^ 
Art der im C. 35. erwähnten Guter veräussert .werden, m dem \^ort 
utrorum wollte mafa die* Zweideutigkeit finden , nnd bezog es nicht 
dem offebbaren Sinn gemäss auf die nnmitteibar vorhergenannten, 
sondern aiif die zu Anfang ^es Art. aufgezählten, insbesondere 4Ürca 
das Gißsetz von 184& n^stiiuirteu Güter* Selbst die Möglichkeil 
dieser .uhmoglichenlBdterpretation zugegeben, Mtte man doch nacii. 
d^m.Ärt 45. in keinem . Falle , ohne vorherige Berätbung mit dem 
heiligen lätdhle einseitig ein Amortisationsgesetz erlassen dürfen. Der 
GaccUnalAntonelH klagte aaoh in seinea Noten vom 20* «nd 28. 

\\ Sa^Mte du Mibiatiäriiiili rfelt. s^nn aih ^, J»inu» aiisiiwprodlieil. Vgl. 
Wiener Kirchemeitung vom 16. Februar. 1850 8. flC. 

t) Vgl. iinniioire de« dettt nlDfuiM ISM^-^UL fik SM. Be^ de« Joaduttbilrten 
Agilirre ip der IHener IBv^iiMlIiifli* t«»it1S^Aphtt 18ft& 

26» 



zu betheaern und das Cpncordat als gültig aiizuerkeime&. In ,^<^e^ 
des. Amortisationsgesetzes. begaQP-zwa,r von Neuem der.y^rkanf der 

Kircliengüter 9 und , erreißTite den.Werth von 345 MiUionen KeaLej)|. 

'• ' .7 •:.,"••' i "••' "»^^«Hi, ivi';/T a» i!.';'il ' ;i '*.{!. .n •■:ii:. i:^ »r» ..n »,fjT., // 

aber man bestimmte zjugleieh,, da^^ der Ertrag., den^ Klerus eigen- 
tbuplicb in Staatsrenien zii^ompien sollte. ,Aueb die fiota^ die^raan„ 

nacli der Abreise des. Monsignore, Fjranchi .aufgehoben hatte , , wurde^ 

.:'.>hv-u ■''i'-l'VA '*'y^'''W. 'r'i. •■'''' v^^- '''«"' ..'V " '^ii *'•• 'tJ'wIi*^^*^' • 
Wieder hergestellt, der Bischof von Osma zurückgerufen. Bai et ge- 

laDg:te ^i|ch im ^nnist^jrinm d^e gemässigte Partei^ wieder zur Merr- 

söiaft * iVm i4.**Julii*Säö tiiit Esparfero 'zurückVö;!) tVeb ai|| 

der, Spitze der . Geschäfte .bis zum.J2. October desselben Jahres, an 

,«:<r f:i'»^ •■''•i'/'Jr JiMiT)"!? ,/^^>';'>.it'»-HLU'>.o-j «.L-:r ' ■•/ .\! • -*,''^' 
dem der General Narvaez und xait ihm die , entschieden conservative . 

Partei wieder zur Macht gelangte*}. ISaryaez suspendirte sogleich zji 

Gunsten der fcrche das öeßetz/vom, i./liiÄi 1855. (Vgl. das iipteh, 

abgedruckte Decret der .Königin vom 14. October 1856 zur Wieder- 

h^rstellung d^s Concordat^s.^ Bjravo Mvirillo , d^r einflussreichste 

Staatsmaim jener' ^eit, sprach sicii am .$Ö. Januar 1^58 in den (Portes. 

DUt Entschiedenheit dahm,aus, er sei .zwar, principiell dem Verkauf 

der Xirchenguter nici]^ entgegen^ wolle aber die Rechte ^er ..Kirche, 

njcht verletzt senen *,' mau müsse vorers( aurqh eine Unterhandlung 

die Einwilligung des Papste^ erlangen. Auch . war schon iin , Mai 

1$57 Alexander Mon als Gesandter nach Rom gegangen um, wie es, 

-in semer Insfruktion nictss,, dem^ P/apste, voi^zustellen,. die, Regierung. 

sehe sich ,zu ihrem Bedauern m. di^ Unmöglichkeit versetzt, den Ver- , 

. - '-: ll)iEin^'Üebi9Hi«ht<Ö6k*^ew«»6lll6tten'iikt4fasl;Q<$ke>'j^ der ^i^üe/K^dlll»^^ 
seitung vom 11. September 1855. S. 588. ... 

i: / 2) ^e liotflteitNoltt.'VDiii UL Jnii alt^pedpftckt in der WieAer.« KirolK^nzei« 
tu ng vom U. September .Jtl5.>Ät.!SIW.^: : » * ■ • : >i .»•=.'■' 

. I .. ; M^ii^nniAcm^ äi^ti€tainmnde0 W6^^6&, Bi all. - ^^ > ^.u <, / «l 

4) Annuaire d^dimfi^'mc>nd^^Um^li».i^.imi^9i%'B} y- i '' :-i< «^i • "^A 



* • Das spanische Ctfncordat vom tSl'flbvemW^ 1859. "^3 

Mrä4r K\Hhm^'Ater''^\eSet'^fk^^ ^it auf 

dfe'^ liaitog^rdhe' 'G^debiüt^ün^^ d^s'' iefli^öii Vatert. 'tBH 'ÜeiÄeh 
SM^kaifi öiaii'^ilifi'afeA Ver^ohriliclrstfeTi 'GteAuttVeti sicA'ikgejjiii. 
'ÖieicfiwöW zogfeii dffe Verhyaiu^^ sicH 1h ''die Läng^'y vliellkö^^ 
mi^' d^t'l^ööhiier^'des ""Cäljims z'Ätf ' deäsen' ^pltee "äA 3p; Jüni 'USB 
'WUdei 'd*D(mneii ' 'tirat '/ ' nldhü ' bhhe iEJäfiMss ' ' gWöseii öein. ' * Kr^ r am 
2f5. Augfcst 185^ gtefaii^ten 'die' 'BeVonriiäbiitigten, der' Cardliikl Ari- 
tonelli ond der spanische Botschafter Bios y Rosas zum Äbsciiliiös*). 
'Am iriHtrVeiähä iBi^ wüfÄö äer Kööigiä von 'dih fcö^rtefe^Äe Voll- 
macht' erthete/^eirtö' ÜfebfceihktföÄ' init Äeiil''Keili^feri' StuShl hatipMtS- 
mh' öiifer • flfe KittJheri^üier^äbztiscHi^sseti: 'Atii *i NbVeiiiber^* ktft- 
üm Äc'KfeiÄjgliV'aöi'' ä^; der Papst,' so dk^s ibäii'gerrfÖe'lnäe^^^^ 
fcs festgescftzteii Ädttaums 'Voü dtd Mtonalfefe haöh'deiA Abschl'usÄ 
m RatificattöÄiirfktmdön am*fe5; äusWfechfeöIri'lomifk'' Öiiö ÜeberMtl- 
ktfnft Würd^'^ iii *eü"Gac«ta' 'de' ^Madrid Void^l4*.^JäHuär l-8hO ineM 
Wifmkümt; üM''»iifitfer flcni '^ / A^iril föriMliih' afi ' Sbk^^^ 
Äfekat/dtl5«i^^«eö••*€oili6oriäät€!^ vion 1851* iö äpäüiscfier Spfächi' mk 
der ^WÄeüÜscheft italiehisdien ••üeÄ%i'sfeti«üng ■ pttürftfl'iirt!' (MrfdWdfeV 
2efeimg**otti'lB,^'April); Ein GestetÄ' 4öiii^2. ks^'iaöl ' regbli^'dife 
AKSBftirtibgl ■■ '' '- ' • ••' ' • ' -^-'^* "*'= '• '' ^^"' '"' •••''"' 
■" 'Durchliest * hiÄn die ParagräpWri diesbs Akteusi^^ weiches 

'Üit In iPWgehdem' 'mittheilen, ^ so erscheinen' ste'alterdings' ihrem Tii- 
hälfe"*ilriÄ^ besonders 'd^iidarHi äusges'pröcWüen 'Gesinnungen' nach 
-wött'är • üirtÄlfi^ nbc'h der Kiflßh^ ' feindselig: ^ Es ' findet im' Gegentfeeil 
der'ki'pftig röHg^öse; katholische Sinn des Voltes wi'^der eiiiön ent- 
stJhi^defdeÄ Au^Öruck. '^DaWel lässt 'sifeh|abiör nicW "Verketineii^ dass'lÄ 
i5eiu^' äirf *ß frtiheVn • 'Streitpunkte 'd^r'Wt)ffi sicÜ" doch' begtaÄgen 
ttitf^s,^^dÄfe Pi^iiidii gewahrt 'zu' hkben; und im Ü^birigen-Wachgitt Das 
Bl^erflhirnis-' uhif Erwerbsrtirflft ^er Kfrch'ö^'fär ulobeWeglidhe uiltf-b^ 
W^Vime mter^^ä iwaf fer-die «ükiütft-ißhnlfch iitid feierlich ' än- 
örlcaii!iirT[Ärt;'Ö.)^' auch' likAttM. ver^ichyrt,''eiS"srofte keine' lieue^Ver- 
ätl^&erurif^' ' btne besbnderfe l^e^Üigung des * h^iBg^il ' iStdhles irorgö- 
üAmmeii'^'if erden. Abefliia AH:^. musfe' döch'äei''J*äßät cBe iiiPoI^e 
defe^ Gi^ökzeä^'vom 'li^a! 1855 vor^gfenkniÖeneri Veränsfeerüngeh alk 
^tig 'slnb^enneii üi](ä im Art. 4. gutWdsei]f,'dkss die uiibeweglichen 
KirWifehgfhieif di^in ßtö^e^ gegiin Schüldscfh'einfe dter^^ä«/o l^ente abge- 
treten werden. Es erinnern diese Artikel ' äri ithiilii^e Beistimmuiigen 
des französischen CoucordAtes vom 15.. Juli 180 L 4uc.h,^ort muss 
der Piap^ft^k Q/Qg^bewIUigVAf ImiT: die WittderiiedrrteUuiig lier Kirtbe 



1) ''Änriiüi^e du dewi fhöndek 1810. Jfi(J ttS.' 



SU Silüßr. Dii|S ^ipmi^cba. Co];i<^r4«tt vop,25. Novt^inbei;, 1S50. 

gftterp durch die g«ißtlicb^ (jewa^t in keiner W«ig^ ,b^HrttJ(4yt wer- 
den splltei^. Gaw 80. »l^hÄiigig,.Tr>|? »i« i» Frffnkrcich gew^rfleji^ w«r 
W i^ Spaaieo I na(eh dem Wansclfe der Pr#gre0Bi3^^ .h^tte werdefi 
ßolieuf wird freilich d|? Kirche ^licfft Wei^^i ^i^ Äiwh .j^jit^ihre unbe- 
wegliohen Qüter bemahe yersic^ti^n miia«^ so. erhält ai^ doclt>i.:Z\im 
E^8aU iiicht bloss eim^i) ,8^iiUtgehaU, liond^rn etftp l^e, e^geijthUm- 
Uche Do^^on, » , • .. 

:, , 4^))er /rei^iQ|i pi<?bt Ui Gr|nid^ij[enttamj, «MH)d|en^,ia Parier | nxß 
y^fpfm in äßi pebßreinkun^ Yo^kelayji^gßn ^atr^ff^io. wj^den, uoi die 
]l^achtt(ei}e. eip^ yeräyderanjg; of^r l^mfcirectbmip üi^^r .^huldscheine 
imVori^lifl |iax0chädUch zu machep,, so ist doeh % sic^iere .Unabhängig- 
l^eit.eifi^ Portion in Q^uQf^igenlj|bup^ dadvirob o%nb#r, nicibi} erseti^ 
Die |^p;^idj[jke K^iicbe mffißtM mh ä^ Looß |^^aUei^.J«!3^ji, das vor 
einijien ^^hren iii^Ftßafk^ßiß^i ßi^n. ^Jio^ft^^fi /afifi Woklth^tigkeij;«- 
:^i^taljt^n d^clteiipjen k^g^isqlfa^ Mini«^ ,des Indern, 4^fi< Ofin^ral 
^^pijjiaj^öe bcrpfHiet ^e^dei? s^yj^j;, ^r dnrch. diß jallg^meii^.Missbtt- 
^^fWJi^^^^^.giHi^^b abgßw^d^ft iift. Ifi Spanien war. diQ 1Mb der 
Flnaiizeiji ent^cbeid^d- P^U k&Q^ da« Vprurthei}, j^it dem die Sl^uo^n- 
flihrer aller Parteien den Besitz von Grundeigenthum durch die J^€^ 
betrachteten. Hatt^ ^och salbst d^jr besonnene Bravo .Muji;i)Jip am 30. 
Januar X858 siph im Princip für die Desamortisirung ausge^prQichen. 
Das lässt sich gewiss nicht läugnen, ^8 eine überB;iässig;e Anhäufung 
von Grundbesitz in der.todtefi Hand, wie vielleicht frühem in. Spanien, 
dem öffentUcfb^n WojU njkd der Kjrcbe. s^lb^t von |^l4heU werd^ 
kann. Ob aber, der gerade eri^egen||e£(etze Weg, auf .wel<^m die 
neinere 2^it. so. rasch v^f fü^k^icbt«^^ vorangeht, fijor ^ ^rehe und 
das bürgerliche un^ sociale, !Uben vortbeilhaft sei, ^QQh,t<t dj^h aiji^h 
getgrilndetem Zweifel. nnf^rliegjsi?. !^cb ^mfl diese, wi^^ge Fi^%g^ hier 
nicht zur Erürti^rnng b^gei^,, ni|r eine Jße^erkung des ;gr$sst?Q.tt)^ 
tief^it^nigstep unt^.den politischen SehriftsteUßri» , die Fr«f)kr^^ 9^t 
Montesquieu heryorgel^iacht. hati. wSf^ kier BO<?h eine Stelle $«dap. 
T^cquevill^ erwähnt, in sf^inem berükinf^ Bücke . jiber die f^aiuiQsisc^ 
Revolution mit beso|idi^reJ9X JiObe den ^regepi Antfietil, den^ ,der . fran- 
;pösische IjLlerus in .früherer Zeit ap di^ Förderung ndtdi.cber An- 
stalten und: äberhaf]|^t an dc^, öffeu^ücken Apgelegenbaite^. gOQon^i^rBii 
babe^). Dapi flH*rt.!Qr fojt.-, ^,. .. 

1) Man wird hier gewiss nicht ungern auoh die V^orte lesen, In' denen Tooquevine 
«flntBadaidieai&ber 4en<sa VIA g^aOiUMlMtk "hta^mMiäoh^n TSL^rad amütaniM faastx 
aJe ne aait si, i tont prendre, et malgr^ las vicas ^elatants de qnelqaes-iiiui de sea 
nsembreB, 11 y eut Jamals dans le.gq^n^e„u^jC|e^^ j^I^ r0inj^r^|>V^^ ^i^e ff dergA 



Dfls<«piiiiS€iie CMsordat vom dik • Novetaber 1M9. SK 

J^ose peiuer , ^com^iiirQiiieiil i ttne i o^fiikin 1)ieii ^^mte 'et:4^t 

ttonle partidpation qnelcottque ä la proprifjt^ fondire #t 'trabt^rmeilt 
(tod>'«es liiveiiiis en saläireB, ne setvent - fae> led liitlr^tS''dtt^ali}l- 
si^ge et ceux des princes temporeis , et se prlvüit eux-^niAMts ^iVtii 
trfes-grand ^^ment de libert^. 

Un hoinme ^ui, pour la meilteure partie de lui-m6me, est sou- 
mis ä une autorit^ etrangere/ et qui dans le pays qu'il habite iie peilt 
avoir de famille, n'est pöiir ainsi dire retenu au $ol que par. un seul 
lien solide, la propri^t^ fonciSre. Tränchez ce lieu, il n'^ppartient 
plus en particulier ä aucun lieu. Däi|s celui oü le jhasaica Vsl. fait 
naltre, il Vit en oranger au inilieu d'une sooi^t^ civÜe dpnt pr^sque 
aucun des ihWöts ne peuvent le toucher directement. .Pöiir sa coh- 
science, ,11 ne d^pend^ que du pape; pour sa subsistance, qüe du prince. 
Sa seule patrie est l'Biglise. Dans chaque ^yÄiieinent politiqüe it n'a- 
perfoit gufeie que ce qui sert h celle-ci öu lui peüt nuire, Poürvu 
^ ii^u'elle soii libre et prospfere, qu'importe le reste? Sa conditio^ la 
plus naturelle en politiqüe est l'indijffi^repce. Excellent membre de 
la cit^ chr^tienne, mSdiocre citoyen partout aiÜeurs. De pWeils sejy 
timeiits et de semblables idjSes, daus lin corps .qui est le'^dii^^ct^ur ^de 
Fenfance et le güide des möeurs, ne peirvenit manquer d'^nerver. r.änie 
de'la nation tout fentiöre en ce qni touche ä, lä vie publique*). 

Zwei B^erkungen drängen sich hier auf| die er^te, die man 
oft macht: dass gerade diejenigen^ die am meisten übßr den Fehler 
schreien, ihn selbst befördern. Denn komme^^ nic^t die !^^gen gegen 
den Klerus 7 insbesondere seinQ Abbängi^keit von , einer fremden, Ge- 
walt, seine Theilnahnalosigkeit fiir die öffentlichen Äu^plegenbeiten 
gemeiniglich aus demselben ^ünde , . der , die Desafmit)rtisationsgesetze 
befürwortet? Seltener ist die zweite: Sollte der Ausspruch Tocque- 
villes in Bezug auf die Päpste richtig sein, so muss . man . doch aner- 
kennen, dass sie uneigennützig genug denken, ibren eigenen Vortheil 
dem Vortheil der Kirche, iia^h^aa^z^u, »oder vielmehr verständig ge- 



catholique de Frane« avl momeat ott la BAvtilutioii 1*h surpri« , plus iclair^ , plus na- 
tional, moins retranche ^sain les seales vertos privee/Et^ miem; pourvu de vertus publi- 
queS} et en meme temps de plus de foi: la persecution l*a bien montre. J'ai com- 
mence l*ettide de Vancieime soci^t^, plein de pr^uges contre lui'j je l»ai finie, plein 
de respecf. H n'avait^k vrai dire, que les d6faut8 qni sont inberents a toUtes'les cor- 
poratiohs, les politiques anssi bien qae les religienses, quand eUes Sont foi^eiiiilent li6es 
et bien toiistitii^es , a savoir^la tendauöe ii, ehvahfap, Fhumeur peu loTtoatffe, et'^l'atltä- 
dtanofent idrtlBc^ et pürfckis atreugle aw^droita parüouliarii 4b corps^t «f. T/^eUm, 
jr«giiMi et la i^yelntion. obap. XI. p; ^96. 

1) a. a. O. 8. 196. ...... ..::./ / i 



^6 üiff^r. Me kirddidieo ¥«iiiiilitee in SpMicB* 

ng^ ihmn Vshreu YotAM am beltm dnreh ciaen stadcen, «näbh&igi- 
fiii Klenid g^^dert su ^kennea. £« bt wahrlich nidt die Sdndd 
dea litaiathea Stuhles, wenn ia -den neueren deutschen Conconbten 
der Kiflehe eist fest^ Gnindbesits nicht veiheissett oder die Verbeis- 
avag nicht erfüllt wurde. 



Zum Schluss folgen hier noch ein^e statistische Angaben, die 
der ßerichterstatter des Annuaire des deux mondes (1860 S. 238.) 
einer Icürzlich in Spanien veröffentlichten ^Uebersicht der allgemeinen 
kirchlichen Statistik^ entlehnt. Es wird darin der Stand das Klerus 
in den Jahren 1833 und 1859 verglichen. Der höhere Klerus der 
Kathedralen > und Kapitel zählte 1833, 6938 Mitgliedei: jetzt 2760; 
(cter Pfarrklerus 43569 jetzt 35703. Die gegenwärtige Zahl der Prie- 
ster ist offenbar unzureichend, nach dem Concordat sollte sie 50094 
betragen, nämlich 1912 für die bischöflichen Kirchen, 2032 für Col- 
legiatkirchen lind königlichen Kapellen, 41450 für die Pfarreien, 4000 
iur die Conventualhäuser. Für den Regularklerus ist die Veränderung 
naturlich noch weit grösser. Ini Jahr 1833 gab es ii^ Spanien 37 
religiöse Orden mit 3027 Klöstern, darin 31279 Mönche und 2561€ 
Nonnen, jetzt gibt es nur 8 Orden für Männer mit 41 Häusern und 
719 Religiösen; es gibt 16 weibliche Qrden, 866 Häuser und 12990 
Religiösen. Der Unterschied beträgt also 30580 für die Männer und 
J12624 für die Frauen. Seit Aufhebung der Klöster hat die Zahl der 
Religiösen, die ihr Kloster verlassen mussten, natürlicher Weise ab- 
genommen. 1837 zählte man 23935 Personen, deren Pensionen sich 
auf '37,91 1,455 Realen beliefen, jetzt nur noch 6105, welche 10,800,941 
Realen erhalten. Endlich betrug das Budget des Cultus und Klerus 
im Jahre 1833, 253 Millionen, 1860,^75,304,153; also ein Unter- 
schied von 77 Millionen. Das Budget rauss übrigens vermehrt wer- 
den, wenn man in Gemässheit des Concordats zu einer neuen Circum- 
scription der DiÖcesen und Pfarreien schreitet. 

1) C e II T e II 1 1 

Inter sanctissimum Dominum Pium IX. summam Pontificem et Mojestatem saam 

Elisabeth 11. Hispaniarum Reginam catbotteam. 

In Nomine Sanctissimaef et indWidtifte Trinitatia. 

SanctKas sua Summus Ponth'^x Pias IX. pro paslorali quam gerit totius 

catholici gregis soflicitadine, et praecipua erga inelytam devotamqo^ Hispanicam 

Natiopem benevolentia, Religionis bono, Ecdesiaeque utiUtati eodem in Regno pro* 

^picere sammopere cupiens: et Majestas So« Regina cotbollca Elisabeth SecaDda, 

pro «Vita pietate et slacera in Apostelieam Sedea observantia, pari sMio aileeta, 

solemnem Conventionem eelebrare decre?«rant, qua hiibi eedesiaslita nefotia 

omnia stabili et eanonica rattone ordinarentnr. 



I^as' spftAisch« doneordaV vom' 16. M&rz 1S5I. "i?^ 

fitmc in tiüem Sanctitas Stta Samnius Pomifet in saüih henipotentiariura 
ncrminttvit Exce'flentissiiiiam Dotninam Joannem Bilinelli Archiepiscbpum Thessa- 
lODieensem, ejusdem Sanclitatis Soae Praelatam Domesticam, Pentiftdo SoUe a4* 
sisteniem, et in Hispaniarum B^nls com poteatatc Legati • Ittcre Noneioin Apo- 
stelieinD. 

Et MaJ«8tM 8u« Regina Catbeüea EieeHeiHlsfiiniiin Deailnani Emmaniie- 
lem BertraR de Lis, Magnae Ciroeis ß^em Regit et Iti$f|fn1$ MM9( HIspflntei 
Caroll ni. , fKtmn SKrdiniensis SS. Maaritfi et LazaH, et t^eapoTftani f rancisc! f., 
penes alterum ex pubRds Regrft ConsiIHs DepaiiKuni, atque ipsius Majestaiis Suae 
a Secretis Stafns. 

Quos inter post invicem (radita »c recognica autlientiea saae pleiüpotemiae 
instnioienta de «eqaentibus convenit. 

Art. 1. Beiigi)» CathoUea Apostoliea Romane, quae exciase quoeiini^ae alio 
cQittt esse pergit sola Religio Hispanicae Nationis, conservaMtinr seaip^ iii tota 
dttfone CMioiieae Mafestatis Soae fom omnibu» jatilHi!» ar praefOgatWlfir, quibcis 
potiH debet Jaxta Dei legem et Canonifas sancttones*)- ' •- ( 



1) V«rscliiedene Zeitungen beri^teten im Februar nnd Ifiirs 1869, daaa einige 
Spanier (MatamariM und Alhama) oach den spaniaohen Landesgesetiea 
wegen ilireB evangelischen BekenntntsaeB and wegen Verbreitvng 
der Bibel bu sieben Jahren Galeeren vernrtheilt irurden. Am 25. 
FebRMir kam (wie wir der Neuen JBvaageL Kirohenieit. wn Maegmeor lOOB. Nr. 9. 
&. 140. eiktnehmen) Un preaaeiichenAbgeoi^ttetanhaufledieae Angelegenheit «ar8praehe. 
Bine Petition von &o be r;t A b ar n ab e 1 1 aiia Lieea hatite das Hai» ersttchi, die prenfl- 
eisobe Begierung au remalasaen, in Oemeinechaft mit anderen ' Machten die Freilas- 
sung der Verartheiltenav erwirlKen. Inder Oommiasion hatte der'CommiMarind d€to 
MiiÜBteriuma für auawSrt^pe A|igslegenheitea erklärt, daas Alhama and Matama- 
ros sueret wegen hoohverrätheriBcher Verbindangen vor ein Kriegsgericht gestellt, 
von diesem freigeaproehen und dem Civilgerichte überwiesen worden seien. Von 
letzterem «»ien dieselben wegen Ausübnng des protestantisehen Cidtas und wegen 
Verbreitung von Bibeln der englisehen Bibelgesellsohaft an sieben Jahren Zwangs- 
arbeit In den afrikanischen . Besitaungen verurtheilt worden, einem dritten Spanier 
seien vier Jahre der gWiöhen Stvafe auferlegt* worden. Sofort nach dem Bekannt- 
werden dieser Veruräieilnng habe der {A'eussisehe Gesandte ia Madrid (Graf* von 
Galen) dem spanischen Minister der answärtigea Aagelege»lieite& dia dringendsten 
Vorstellungen gemacht, dass, selbst wenn- die Vervrtheilung den Ländesgesetsen ge- 
•mäs» sei, die Anwendung derselben duroh das Eintreten der Königliehen Ghade ver- 
bindert werden • müsse, weil sie dem Bewmstsein-der nvüisirten Welt widerspreche. 
(Wie die Darmstädter „Allg. Kirohenz^it.'' 1862. Nr. 19. S. 30a über BerUn 2. März 
ans Madrid meldet, stände eine Begnadigung jener verurtheilten PAytestanten in Aus- 
sicht.) Zu deimaelben Zwecke habe sich der preussisohe Gesandte mit dem engtisehen 
Gesandten in Verbindung gesetat. Die prenssische Regierung bat dem Ck'sandten so- 
fort ihre Billigung ausgesprochen nnd ihn angewiesen seUie Bemühungen fortKUietieU) 
und sieh na demselbeu Zwecke mit der ei^lisehen Be^erung in Verbinduirg gesetst 

Naoh dieaea Mittheilungeo besohk>ss die Oommission, bei 'dem Hanse an bean^ 
tragen: in Erwägung, dass daaselbe mit -Genngthunng davon • Keant&iss geneva» 
men, daas die Königliohe Staatnregierttng bereits die geeigneten Schritte in der Sache 
gethaa, sur Tagesordnung Uheraugeben. Der Beterent der Commissioni Abgeö^^ataK 
Plassmann (Katholik), ooastatirte imHanse, dass nioht^nmr die Comnlission, 
sondern das ganze Hans in Anerlfennung des TeAaltens der Begierung 
«instiiimdg aeL Das Haus trat dam Antrage der Conmdaaion sofort und ohne wei- 
lepa 'Mfiiieuam^B ve^ 



m 



Hüfer. Das jipia»i8(^ CoDCordiit vom 19, Mir« 1851. 



m. Z. CoDsetipeiiter Instttutki in läiivwiUtilm^, Cvttefiis,. SefQlBarils et 
Scbeti» publicis ac privatis qnlbas^ainqiie erit in omnibos cos^pr/nis ^octriaae 



Die in Jenem Falle stir Anwendung gebfaoliten «panisehen 'GNsIbetsie ^^ hart, 
und es liegt uns, wie die Köln. Bl. 1862. Kr. 39. bereits treffend bemerktefi^ lllditB 
iwn^ «li BW^ £j».Wfnrt w ifcrelp Be«htfertiguDg sagenl'zm tlrottttk**^ tibw — eind 
4enn die Q«a«ta« Soliwedens, welebe den Ueb^aetritt «nn 'KatlK>Uoi|vips aut |j«a- 
desyen^elMng bestrafen, geliiider? Wir woUea nicibt wieder we|itMM>% An die «ge#ela- 
lich^" Unterdrückung der Katholiken, in. Holstein (v|^ Ar«h.iy VI., 360 ff.) und 
in anderen deutseben Ländern (vgl. Archiv VIL S. 331.) erinnern, ^uch in Italien 
seheint das katholische Bekenntniss sich einer ähnlichen Fürsorge von Seiten der 
cDplomAtfscben Agenten Preussens im Auslande nicht su erfreuen*. Es bestanden im 
südlichen Theile der italienischen Halbinsel drei Nonnenkloster , di€ von' baierSschen 
Harstugiea gegründet und fUndirt wurden. Das älteste ist das 17onnetikloi»ter ^zu Brin- 
disi im N€i|^it«iilsoben, welobes nach einem viei'him^n}ä)a*igen Beirtiande verigBs 
Jahr au^ehoben, und desstn OSter vom Staate eiagbBegon wUrdeo. fipiftr wikrie 
das BUoster in Assisi gegründet, wo- sieh gegenwäntig, 33 Vonnen .grÖ0stentbBil^•«U8 
Baieru beündeu, und im vorigen Jahrhunderte wurde bei dem persönlichen Besuche 
in Lorotto von Seiten des damals regierenden baierischen Fürsten daselbst gleichfUls 
ein Kloster für baierisobe, besi^ungsweis» deutsche Nonnen 'gegründet, und an dem- 
selben ein Beneficium fnndirt. Die Nonnen des Klosters su Brindtsi flohen naeh 
ihrer gewaltsaAien Auflösung naeh Loretto und Assisi zu ihren deutseben Ordens- 
schwestern. Mehrere derselben shid Preus sinnen. 'Nichtsdestoweniger hat von 
einer InlDPvention des preussischen Gesandten in Turin au ihren Önnsten niolMS ver- 
lautet. ob[W<^l' das baierlsoheStaatsministerium, wenn auch oline 'ErMg, reelamiH hat. 

Ajieh un englischen Unterhause riohtete am 14. IDärz 1862 eib Mr. 
Kinniiird an den edlen Lord Palmerston die Bitte, »itzuthellen , ob und wtiche 
iSehritte Uorer Mig. Begierang grthan^ um die Beguadlgung des lu den Galeeren ver- 
urtbeilten Matamaros zu erwirken; und ob ihrer Ma^ Botsehafter in Madrid Irngwd 
eine Zusage erhalten habe, dass die VorsteUnngeu der Begierung geneigte Erwägung 
linden werden? Lord P almer s ton erwiderte, dass ohne Zweifel ein Mdnungsaus- 
drnck auf Spanien nieht ganz wirkungslos bleiben dürfte, aber die Verwendungen der 
Begierupg habe bis jetzt der gewünsehte Erfolg nicht gekrönt. Die Spanier seien ein 
Volk von edeln Eigenschaften und ritterliehen Gesi^ungen, ständen aber leider noch 
sehr unter dem Pantoffel der Geiatltebkeit Auch die Regierung habe den besten 
Wunsch, . Duldung zu üben, aber wenig Macht, nach ihren Wünschen su handeln. 
Ihrer M4g..Beg^rung werde indess keine Mühe iq^eu) um die FrMlaasunif der Ver- 
folgten durphzusetfien. Mr. Bl«ke sagiy daa-s die Vorlag.e der Gorrezpou. 
denz über den Gegenstand wahrscheinlich der spanischen Regie* 
rung zur Bechtfertigung gereichen würde* Er habe Jahre lang in 
Spanien gelebt und gefunden, dass ein Protestant dort voller Olati- 
bensfre.iheit sieh erfreuen könne, wenn es ihm nieht um' A'ufe'ahen 
und Lärmmacben zu thun sei. Aller WahrscheinUehkeit naeh hät- 
ten Matamaros und die anderen Gefangenen sich keiner blos pro- 
teatantischen^ sondern ein^erpolitisolLen Propaganda sehuldig ge- 
macht, Sir Beb. Peel «agt, er. kenne an» pwsönlieher Srfokraiäg^- die näheren Um- 
stände des Falles.« Matamaroe und die anderen hätten .sich von politis^en Umtrieben 
ganz lern gehalten. Mr. Whally spricht gegen die Verfolgungssueht der katiioliaohen 
Geiatliebkeit. Mr. Pope Henessey sagt, die Gerechtigkett gegen alle Betheüigtesi, 
gegen Matamaros, wie gegen die spanischen Beb<htlen, erfordere jedenfklls die Vor- 
legung der betreffenden Oorre^ondenz. Mau lässt hierauf den Gegenstand feUen. 
(So berichteten die- Köln. /BL 1882. Nr. 77«) Wir finden es gant- lobensweHh , das« 
die englischen ProtestaMlen' sieh ihrer GlanbensbitfcliBr MuSiiantea naeh SriMift flu* 
nehmen, müssen jedoeh die Engländer für schlecht legitimbt zu derartigäü Üttirv«!^ 



diB spMlsciie GMf»r4i^ vm I«. Min 18», «fflt 

ijiJ6denr ReHgionis tatlMdieae: atqne hnnc in tatin Episcopl- et 'Celeri PraeMtes 
Dtoecesani, qaonim munas est doctrinae fidei et morain ac religtosae' jweimm 
ad«eatioiif iBviK»afe, in hnios mnnefis enrcHfto etlam cteea s^otas. tmblicas 
nullatenas impedleator« < * 

Art 3. Neqoe «Uma firoisua iaipediffleDmm ponclur, quo üdem Antistites 
•ttiqae ^adri Minisdri in soi ofBcü ftmetioiie detineantar, üe* ^8|iiaai fiovla a^ 
tentu eos molestia afflciet in bis omnibas, qnae sur WMieiFif s»t, adünpienclis. 
Imo vero alDtiill Regni Magistratas^ stadebimt ipsi adWbere suaasfBe «perakn dare, 
dl oniiiea debUam JoxtA djvina mandAia obaenrantiam ae reTeremfain üMs adbi* 
beant, nee aliqaid flat qaod in eorum dedectt) ac contemptam ver$€^ postU. 
Adfrimt item Begia Maieatas ^tnsqiie ^b«rni4i(n polenti patroei^ ac praesidio 
a^io EpisQopi»« illud pro re nata posiuiaaUbus, Maxime autem ubi ioip.robitati ob- 
sisteodum sit hominuffl, qui fidelium mentes pervertere, vel eorum mores cofriiBh 
pere coo^^r aui e^lo, lnir4Mlttctj0 et rircanilitfio pravorum mxtoramqiie übro- 
nun impetfieiid« 8it. ) • * 

... Art 4, Ip reliquis omnibus, quae a4 iü% et ex<a'citiii|D eecietiaBticiie aucto- 
ritatis, saeraeque Ordinationis niinlsierium pertinenr, Episcoptei^quesqldeausCIefUS 
plena iila uteniur Ubertate quam sacri. Canooes statuunt 

Art.. 5. Attei^ts gravibus caitsis, qoae id pro spirilaaii bono et oujori fide- 
lium commodo necessarium et conveniens esse suadent, nova ftet in universa 
Peiiin8u4» et Influlis adjaoentibos Bioeeesium divisio ac.circmiucriptiow 

Atque ideo 

MetropOjUtaaae, quae nunc sunt, aedes Bafgeasia, €a(eaaraMgusMHi«, Coni- 
poateilana^ Granaiensis, Hispalensis, Tarraconensia, Toietana et Vaieolina eonserr 
vabttQtttr^.et ad liuiic ipaum gradnm Catbedraiiar VallisolitaM evefaetiir. , 

Ita pariier conservabaiptiir Episcopales Ecelesiae Abai^sis, Almeriensis, 
Astiiricensis, Aurien^is« Barclnonensis,. Calaguritana , Canariensis, Carthagioiensis, 
Cauriensisi, Concbensis« Cordubensis, Derthnsensis, Gadllana^ Gerundeosis« Gienensis, 
Guadleen.sis, Jacensis, JUerdensis, I^egionensis, Lucensis, Majoricensis, Maiacitaua, 
Mindoniensis, Minoricensis, Orioiensis, Oscensis, Ovetensis, Oxomiensis^ l^acensis, 
i'alentina, Pampilonensis, Placenüna, Salmaticensis, Santanderiensis, Segobricensis^ 
Segoviensis». Seguntina, Terulensis, Tirasonensis, Tudensis, Urgelien^^is, Vicensis et 
Zamorensis. 

Dioecesis Albaracinensis unietur Terulensi, Barbastrensis Oseensi, Civicatensis 
SalmaMceQsi.» Celsonensis Yicensi, ibuseqsis Mijoricensi, Nivarie^sis (Tenerife) 
Can^riensi, Septensis Gaditanae et Tadeleusis Pampiioaensi. 

Karum Spiscopi Dioecesium, quibus altera adlungeiur, hiq^s etiain tiiuium 
ger^t una cum proprio Kcciesiae quam reguot. 

Npvae, erigentar Eccie3iae Cathedrales Cluniae (Ciudad Real), Matriti et 
Victoriae. 

Episcopaiis . Sede$ Cal^i^itfna et . Calct^^teos^s tranjiferetur LucrouiMm, 
Öl-ioleiv^is iLlonima et Segobricensis Caatiliouem, ob! primum . in bis. iCivitatibai^ 



tioueu iu anderen Ländern halten, so lange sie selbst die Katholiken zum Unterhalte 
der protestantischen Prediger und Schulen zwingen, und die katholischen Bauern in 
Irland austreiben, wie es noch im vorigen Jahre der anglikanische Bischof Plunkett 
that, wenn sie nicht ihre Kinder in die protestantischen Schtilen und den protestaiiti- 
selben Rsligionsmitert^ht senden wollen^ von anderü ao hSuÜg «hne g«ietfeliehen Schutz 
dwJUOfeaHltaB in Mtaid vorkomtiMsden ähaü^beiit Dingen nlalil «a reden. ^ 

«IT Bad.) 



SBtt HmiiBr,\ Da« ^p*aispclie CMwriit fom ti. Wrt ISdl. 



i-iH! fein'parai««iiits ei f!|^e(»pls>ae CapftuTis, ^piran intersst/i oonMlOs, 
.oppoptnam eiäMmetur. •> • -. . , r -r- » . ..... .,• 

. > tQwNl s^aoenratior ialicuios Moeceafs aitmMitfatto Eptoeapimi tnatlMaran 
exposcat, bi^usmodi necessitati consueta forma eanonica oonirrettiri; : -. << »: ; •«. 

Similiter, aQdiüs. Epncopiii, eonstitumUur Vicwiii>ietieralaB t>rQ üstJocIs, in 
-fHitMta'«^ pra«#sp»sitnn hoc artieiilo DIoeMMm «niijiiiietlanan^ ipM aMam jopMii 
caHsaaitiDeeesaarK vücaaür. i«. 

. . Mtihoptae aalmi et NhraTiae l^iiMDpI^ ilmitfares stattiicvitttiliiwlari : «/ >< 

' Art. 'Ö;*Prtetf!etartiTn moee^shirm di^f«^«^ ijüdda« 'cJttJd§^**«irg^«^tWftem 
Ml»' ll«r©pirtRaW« jitHnW; er!« qüat selijuftdr: * ' - . »• .: i. 

'%sl8m«Hnieirf In «rndVagafieas ll^tdp««tatt«e 3ai^<»rfsi Eifcleäa^ CalalftiH- 
um s(fa Ltifrom€t)si^/'£pgit»tiensts,- Oxormfeifiütl/ Päletitinaj fiaiitafilderreiisks* et 
^Vl«*fönste; " • ' : . .M. . . / ;.-,.. ..•.■•.- . . , . 

CaesaraogostanaeJacensis, Osrensis, Panipilonen.si5, Teral^sfeetTfrasrnieifsid. 
"Oriinatcridi Alrinnritensls, Cartbat^nfettBi»!!«^« 'Mtirelensü», Gien^n^', Guadi- 
eebsiÄ-el Mi^latWina.' .•.'••:. .• •- -.h. - ............. ••. ,, }.-n..'-.'. 

Hispalensi Canarien9lsv Coi^Qbensis,' 6atfUaftlr'<«l Pätc^iisll^. ' • - '* 

TarraeörtensJ Barcinonehsis, Gerundensl«*, llferdet^'«, 1&^Wlrisensis,'T^rgelIen- 
?sij» 'et* Victmsis. ' »' '■' • ■ '• - * ' ' ' j '•..'• •• ■<'•.•■ 

Toleiana^J €atfi»*^nsls , riwfif^isi«?, • CwicHeiwlf« , MalVitensfe, • rtacJeirtIna et 
Se'gontina. ' '•- '' 

' ' ¥afei}(iiia(^'l^<»rlcemiM, -MiflfonfeRsi», Of idleiMis seil ARonensi« et f^gobri* 
ceimi&''S€« CaÄHfonetisfe. " '■ - •'..•.- .»'.i .".-•'• ^* ,..ri'.''w\ 

Vallis^itifnae Abmensls, A^tiiHf enste, StihMitk^hsH»,' Segotiensts et'Zamtfr^d^i 

Art'.' 7. Novi Ones et peculiaris earumdorit ftioecesium^circumsfcriptio, qao 
^i(ios ftpii possit ar servatls sefvandis per Aposiolicani ' Sedem statuentur: qaam- 
nbrem s^nmmns Pontifex «^no et *»jusderri Sedls aptfd ÄWJestafem Caitibilcam Nantio 
neressaHas facultAtes Hcicgtabit aü opus, collÄtis cum Ki^lö Gübernfo tonslHiS, 
porflciendtrm. ' ^ . ' ' ' 

Art." 8' Singoli Episcopi et qiiibns praesunt/Ecdesiäe Caricmfcäin suis Me- 
(ropoiltattls subjeciionera prae se ferent af prolnde prhiicginm 'exempHonfs, qpo 
Episfopatus Legionensis et Ovetensis pridem gaudebant, f<\.sabit. ' '' ' 

Art.' 9. Cum ex una parte necessiias urgeat' opportune hietlendi gravibus 
^ncortimödis . quae In ecclesiastlcl reg-iminfs det^'imentum oriuntur ex dispersione 
territorii ad quatuor MHitias' Sancti Tacobt, Alcjünfarae, Calatravae 1er Montesiae 
bactenus penineiitis, ex altera Vero deceat Te!igio.se servareet di^mörtärb Instl- 
tuti tantopere de Ecrlesia, ac re pubflca meriti et pfaeroglitfvas fcatbblteorum 
Regurii utpote Magndlrt tpsornm Sttlttarttfin OVdintfm' 'Mkgikeriom ex^Xiiostolicä 
roiicessione obtinentiuiu, in nova Dioecesinm circumserfptione deflnitas '(juidam 
ai^sfgnäbftur toforum miraerüs "fnfra 'cerCff m radiütn / ktf dreuläm ednslstention 
»que foi-ihen cöto'rddonflo,« at IM MUgnu» praedtetat'am ' MlAtfailAn ' Mkiti^er 
ecclesiasticam juriadictionem excercere pergac, ad omnimodam eorum normam 
quae in .öiemorata' copcessione aliis^ue Pontlficiis constitutionibus prae$cribun(ur. 

I^övum boc territorium Militariqm Ordinum , ^rioratu^. nuiicupabUui:!« ,et 
PjTior cbiuvcte^e Episcopali JTitolo Ecclesiae in paftibui^ «in^^Upß.erlt . . 

' v{^f«^:4iinQi^„. qua«, imnc exempt^e «o^iwidem. OrdmuiA . ji9ri«4i^{ifNH sMb- 
jacent, qoaewie <erritor»o ülia« ul 4ictn» «st^ . «saiynaiidiK misliiiQ; oimprekeMaii* 
tar, sui$. sM -ptoxiniardBMecesibus aggregalHuitar. 



Dm #aiifclclief«€ond«nlii« vom: t«.iJfAns/!85f^. 381^; 

* -'- 'HU». I«.- 'ilfelfte^(^i et EpiMopi ort^^ 8Me.iiMtfiri(«tf8)«t'Jui1i<liciio* 
nHi|>mQiii><ar(l atliversuin jtroferent teiriioriom, qood^iiniusciiJiMö|ar'IKW?e^ m^i 
tMM^'jim«'ifioT*ia «iPsamscariptioBea cottinefitiur, -ac 0fO|«rereft^'>iqcii i^m 'a!N|tfe 'lii ' 
praesens ad regiones altena Dtoecesi concliuAs qiwVis titula ^oCutarill^ »b )H4«fe^ 
modi exercitio cessabunt. • ..•.,.• : i -;» 

- ^ ATt' 11. OutiiM {etiwtt fiHudklkHies iprrvitegiaUie et cxemptoe,. eujds^unique 
spi»«te'r^ritet^qi]omodocii»4iie MinfUpenlQr, |ientus^ae«fttHiQi, €»t*iuiti e«t1ii.^; 
qtMe :w#'9aii»üiioanifris;a9nKolimii«iaOr4lnem «SubittM aiiefff minc^li^- 

deiii'jQfis(lifäiHiMvof(.<territoria/'0^^^ flBÜBiatlDioeee^bQa adJfmgMur W' 

mm hfrmk .c«rcuincifiptiOBe<^pfoui»i<arti«iiJ(r..iseptiipv statuUim<teM, perMeiMa»' 
sati$$Hameii ac'ii». ßuo^^MiiiflPe'niaB^ tw^ >. f :k ,^vi 

I. Pro-Cappellano Majori (^ttbciltraie Majf«taliS(Saaai '-, ) •':- . . 

jr^ w ,t .s*.», fttatoor lüMtiiTBi: Saitt;tt:'<lM«tNs' 6alitt»vtie,^ Aleanfanle «i iftftf&t^ia^ 
ad sensom'.^orum^.qitiae^Qono. iii4U8ee::€Qiiii«nttii(iis^iu^ prae^- 

-n- ■■••'. •;'.';tiliät)a»itti jSfflit -;.••-.; .f.-.» ..-. , « ,'» •» ^j-j i-. •"'•.• .'\>'Mi'.'r 
•',- Ti 4i"-:Praelari8-.fe^arit)iwi. -j - ■ :•• ; /• .'••: • .. ..i '.-.-i ;• •..,'■ .. 
I' »'Ml 5r''NiHalb'>A4*ostoikb»J|)ro^4«niföre-«irc*»* Hc<Tle«Um.w> X nfti»» 

'-.rt.L ,;i<r(ü'%ioniMl*ld iuit i|kia:<irl»(i.'eiettami- >-n <)''.•''•..- • i. •<•;■.. 
Vigebunt item speciales fatoltilfeft, qtiae{<eoiiimia8ario<'«enerari Cruefat^«' in* 
r«li!ll^>pfficJwnv.j^PHr4r^^P»AP0t^ M#i4«l^^qiaiU/tftffil9;«ittasqiie.Apa^olica^ ^ 
Concessiones respondent. :.*(.». - • 

-u'i) . i*n.titJ/ :«ftuii|irQf»a.daifi«ytiiir:0(rileetori» g^emrAlis, qm&A S^Ilfe' vacanti- 
biB «f annalis iaiMit,*:'i»iicfedUo.tnt9i!ariin^'C^ Crbaiälair ulunel-e vüeanda* 

admHif$(ia(Mi^ an80imalfe^igeiid9'«t''pfiiidfentla^ego^ •^^ 

y -I^Mäf^indtio.alipipctmUur ApaatöHratt ae.J^iiMi TrttMinal graÄae, Milgo »Öef' 
ExcQsado.« ..-."• '.:i*)ii .; ! ....• -r •■•i. ,'•>,: « ...1 .. ■•. i r- . .■ '.r-. ,;. s-'^rj 

. -AKtur;l«. iitiJraiBl^a^e^' OaahBdpaHiim BoHesiattM > capitaHaitfi cdlistabit 
Decano, qui semper primam Sedem posl Pontiöralem obtinebit; qaatüOt^^DigiütatH 
busi»; iieiiipe Archipvesbyieriv ArttMiliacoas,. Caiatoris «tSch^lae Freef\e<6i>},< »ec non 
alteta.TtiesiBafiriii :in<Me»8[ioUtfiii8rf ^uper ^intfior 'Ca^nicls, ^1= «i^ oßek)^ 
nmicBitaiitin-, seyaoei'Mag^ismH/'ObptQraii/Lectal'affi al^:PoelilteIlll«li^^ a« demutti' 
eo wamste CahonUMHtait vtlgo * »d«> grafiacy qaHd^^ ariifcahia«' decimas 'SefHlma« 
pfaflintetj >.^ . .' .-.M,}?.'.* .:-.i''/'?'i.5 ) .i'.''i-f''i . -.»■ '» .•',?•'(.•/ -«.ii-;.- ' 

fftaeterea^VoktaiMu &de^:tfiia^>aUa$ baiMM 
Blaloris Regiibi et Copp^lUni Uajorfc» MosatalRiRl : JtiapMenais aliam'ea>piiefIaüiMüJorl$ ' 
SancHl^eidiqatldis Granaien»» ailüimi(itepi»ei(ani: MäJorfs^Regiim'CatboUedi^hi, et'Ov^' 
tensis aliam tUulo Abbatfs Sanctuarii in Ausenii Montis spelunca po»t|y4eCdV«föft^a;%'' 

Simrnli'CapfiHltresi'aeqindi! irqeg» e« aroto In post-emiti^gaüdtftont. 

Art. 14. Arcbiepiscopöftito «t ipfecbiyi*nrtri ö^t tdriVocare CÄidfüläii;>liiüö' 
pmeeas^jqaoiiais JM:«a)»aiiae«eDffiaEüfti^9|einqHia'praense'^ srt con- 

canibiis fppa(4ÜS> piMiMiiulls,:fquae^diaB sai^at« fof ma «ccmferutittirt 4n Ifl^ 'aüi 4$«t«« 
ri8'^Htit)tt^tin*|Ufi^ acdphttSi eräi / semper ebdeiii Pria€solibii& pi^lüa 8edM ^quhi ^* 
viM«iUfe9..aiit.fcODt9ai1«i».iwü» uUMnMt^iobatent; aCqite eai oiitt iüilr 4ii^hoi1»^«t W^ 
seqdii r4iktto servabitw^ <)uäensawaail()sar«im^4ie»iUtii'et'>i()riiiHpKM E^ciefeUie' ae* 
Ca^hall'ipeinx-^^tiNmlvMyeMin'' •'-♦i'»" ••''>•''• ' - ' ' ~- -'"^••' '•■'" ■•<'*• • • ^*^"" «'•''" ' 
< .. K^(tn6ti6HiiiinUei Cairiliikii^raMiD^ ointiibas'^tieilofii^i 

baMn^M •«»& .eonMi>^et80aai* 4iP#ole noii« afMaüt, ae ivraAMrea abi-'eaitfMK 
lariuQ suffragia sint paria, Episcopi volum rem definiet /!.>(.:. -r: »i -^^4 



3<Sa J7<ye^. Daf I|ta0fetelie «onoortti vom. lA. Ifta 1851. 



In qntliM pasmiaim Mctiolte $#«< wiAlnaliMe a4 Capitiinni siMetante, 
pwtf €apitiil«resifticfini teidM», fifinll sbI 9iipr«t.lri«t quiUior vel q«tai|ne 
voU litliebil.fipisMpiii. Oiwd si hüs Ctpdtato nrinime «Mt^ aUipiif i|e sao iMml» 
deiMUÜ Ulam a4 wilt recipieBd« coavenient. 

Episi'opo non praesidente praeerit Deeanus. 

Art 15. CoBi Catbeiiralia Capitola ArchiepiBeoporain et Eptscoporani Sena- 
tum^ eonsIliiHii^iie fonaatttant« fMiairentfir ab to vel de seoteotia vel. de eea- 
senaa, q^eaiadmoduiB pro vavietate negotionm et dreamataatitniai aaaoDkfte 
lege»» m si«ciaüaa Sacra TriienüDa Synodns, decamimt. Qoapropt« ee^aabit 
ilUc^oaMM» tamnnita^ exeaqMio, privUeglBBi, ■aas a«t abttsaa« qui ia^Eum 
Capltolonira commodimi ciui ordiiuuriae Praenhi» metoritatts jaettnra per Htena* 
niarum Eeclesias quaeuMiae raiioAe invaloerit. 

Art. 16. Praeter Dignitates et Canonlcos, ex qaiboa salniMlodo effdrina« 
tur Gapitalini, Eedeaiae Catbedralea babelMnt Beneflelaiea seo CippeNanos ad- 
sistentes cum prepartiooali miiiistroniiii et serrientiam numepo. 

Tum Dignitates et Canonieos, tarn etiani Beneflciataa, seu Ciqipellanos sin- 
galos, licet ii pro meliori Catbedraliom serviUo in preabyteros, diaconoi, ae sab- 
diaeonos dlstribaantur, aaeerdotio inaignitos esse debere ' Saiietttaa Soa decemit; 
qnique in possessione suoram beneficiorom adipiacente boc Ordine eamerint, Inflra 
annom ipso initiari sab poeais canonicis debebuni. 

Art; 17. Capitvtartimi et Umefleiatoran nämems in EMeslis Metropoiita» 
nis erit ut seqnilur: 

£eeleslae Toletana, Ifispalensia et C^iesaraufnstaiia vifinti .et oelo Capitata- 
res babebuntf et qood ad Benefidatas, Toletma vigbiti qnamor, Ifiapalensia ^Mi 
duos ac CaeaaraugnataM vifinti et odo: Tarraeonewis, ValenUna et Coapaatel* 
lana. vigiQti aex CapHiilares ac viginti BcnefldatilBr Borgeosis, CrranMeisis et 
Vailisolitana viginti quataor Capitnlares ac viginti Beneficiatos. 

In siBflriia i^ro Suinraganeis Capltolariaan et BaneMatorani numeris erit« 
qui subjidtor: 

.19 Barfinonedsi, Gordobensi, Gaditana, Legitnenst, Hblacitaia^ et Ovelaenai, 
viginti CapUolares et sexdecici Bendldati; In Paeenal, Calagttrilana, Cartbagtiienaf , 
Coacbensi, Gienensi^ Lncensi, Falentina, Pampitonemi^ Sidinaticenai et flantaa* 
deJdensi deeen et oeto Capitoterea a» qmrtaordedm BenaMaü; In Admertensi^ 
Astdricensi , Abalensi, Canariensi, Claniensi, Cauriensi, Guadieensi« Germidttn^ 
Ospensif Jaceoei, inerdeusi, Mai«rieeAsi^ Mindaalenai, Attilen8i,.arioleBsi, Snmiensi, 
Piaaentiqa, Sef^btifteBsi, Segoviensl, Segimtbia, Tirasooenai, T^raHensi, Dertboaeml« 
Tudensi, UrgeUensi, Vicensi, Victoriefisi et Zaniarensi^ deoem et aei Capitnlares et 
dftodeeim BeneAciati. , 

In Ecdesia Matritensi emnl viginti GapitalttPea et vjgfmi Beneidati; in 
Mfüoriceosi dnodedm papitulares et decem Bent^Matl 

. Art. 1^. Loeo diMfWtti supsa qainqoagtata fienefidaran, de quibna^ in 
tradAtii and 1753 exprena At meatia, Hberae. Ronani PontRMa. dispastlioBi r^ 
sery^ntor Cantoris IHgnitaa in singußB Ifeiropiktttanis , itonqne in Catbedrattbt»- 
Aataricensi, Aboiensi, Pacensi, Bardnonensi, GaditaBa, ehBdend, Concbend, Hoadl*. 
eensi^ Oacensl, Qlenensi, Lacensi, Maladtana, Mindaniensi, Ovetenal, Oriolensi, Pa*- 
lentina, Salmaüoensi, Santanderiensi, Seguntina, Tadeniii VklofieMl et Zaaiorend: 
in lettquis autaai oBinibas iCanonkatna vslga »de grada^ qai pvinia Saiittitatia 
Smie coUatione pfaefigetur.HidMniodi veaa beneida ad forcMm praeditti «omM^: 
ttts eonferentur. 



' Däk stianTsclie Coneordat Voml^. Wkn f85f. 9f^* 

Md d^nifftteiri T)erani in amcHs CctfeMis et qtovis tedkpore ae modo 
vacet, Regia Majestas perpetuo nominabit. Canonicatanin »de oflcio« provisto ad 
Pra^atos- et CapituM praevio «oncursa pertinebit. Ceteris dtirtiKaitIM»' ac Cano« 
nicatibtts Majestas Sua et Arehiepiseopi atque Episcopi striete akernando pro- 
Yidebunt. Beneflciati sea Cappellani adustoDtes vidssito per Ipsam Mi^estatem 
Suam et Pra^latos ac Capitula nominabonlar. 

Praeb^ndarum, Canonieaiuum et Beiieffclorum eorandem nomiiiatio, quoties 
ob possessoris dimlssioneni vel ad aUeram Beneflciam promotlonem vaeent, iis 
exfeptis,' qoae Stimino Pofttiflcl teservata !*unt, ad Regriani Maje^tatem semper et 
qaandocumque sp^ctabit. f 

idem prorsus servabltor, qupad ea« qaae vaeent sede vacante, aut vaeua 
sapersint . tempore mortis, translationis vel resignationis Prae|a^i cvijas erat Jas 
conferendL ' . 

Regiae Majeslaü Suae siinlliter competei prima nominaüo ad Digpitat^ 
Canonicatiis, ac Ben^flcia in Cathe()rallbiis novUer er^endls, nee non ad iilai qaae 
iii.MQva VailL<'oliti MetropolitaAa augobuntur. praeter tarnen sammo Pomiflci reser- 
Tau(, et. Canonicatus »dß oflcio^«. quibus oonsoeta forma providebitur. , 

^^inguU porro ad praedieta Benefieia nomiMti inatituNonem et collaDiaDera 
cattonicam a proprils Ordinarlia aiBmper et oronino^ consequi teoeaalnr. 

Art. 19. Gravi attenta circamslantfarum immutatione, etti ob praeterHas 
rernm puMicarum vitissimdtnes, atque bajos etlam Conventioiiis occasione His- 
panus Clerks obnotius est, Sümmos Puntifex et Regia MajesUs, pro sua quisqae 
parte, consentiunt, nutlam D^mttatem, Canonicalum, aut Beneficium, quod perso* 
naiis pesidentiae onu^ aii^unotam babeat, iis fore conferendmn , qei e^jus<r»mq«e 
mnneris am offlcii caniga at^i teneantur assMoe residere; nee contra uHdm ex 
hujusmodi muneribus aut officiis bis demandandum, qui attquod ex praedietfe 
beneftcUs pos^deanc; nl fbrte unum v^t alieram diroittant: qoa^ proinde offleia 
et benefieia deinteps ineompatiMtia prorsus erunt. 

NibHeminas sex Catbe^tralium Peninsuiae fraebOfidaHs locus esse poteHt 
inter eos, qui Regio Sacello Cappellani rounere addicti sunt: nunquam tatiien pri« 
niaja s^dem obtinentes^ Canonieos »de oflcio,^ «cura aniiaarum adstriotos, nee 
duos simul^.ex una ^e^dc^que Eccleaia nominare fas eirit. 

Q^od «4^i)s qMi, adf praeaens vi, oiluaHbet generalis sive specialis inihiltt 
dao vel plura e:i^ meiworatis' b«D«AcUs aut oiacüd paasident, opportwia statlmioiHi*' 
sUiA capi^ator^ ot ipsiuram etiM» eonditla^ Juxta ficclesiae necessitttes et casDum 
vaiieiatem üs aceommodetur, de qu^bas bo« arlicale conveat«» est« 

Art. 20. sede vaisante üfetropolitanae vel Saffraganeae Cdfesiae Capk«'*^ 
lum infra tempas pra«inttum, ei ad normäm eenim, qoae a Sarro Con^ilfo Tri* 
dentino in rem decreta sunt, unum tantnm Vicarium eliget, in quem leta* «ju»* 
ordinarta P<ote$tas tifansferetur^ qwivis ex parte CapitnU ipsitta. rcservatioDe aut 
limitatione peaiius exdusa^ et quin electi^ semel facta revocari neque.4d novam, 
prooedi possit; abolitis bine omninot quoeumqae^ privUegio 4 usa, vfi eonsuMudioe 
administrandl i<i corpore,, plures VicarioscoQstitaendi, a«t attojibet aiiaii.i|ai}d lUcnai-. 
quq Saaroriim Canoi^um sapictionibus adiversetw« ... 

Art. 21. Pitaeter ^CaVc^am ü^appeManotun Itegio Sacello tasepvaiithiw 
coBSKvabiBitiirc' 

1. Quae in Toletana £eelesia Regom, et Mozarabum, in Hispaleniii SWheti' 
FefdioaDdi, et in Granatensi RegMi CatbaUeaniai iRMCopantur. 



3(9^: J9is/er. Bas dnanlaebf Conqpr^ .\om, ^ JKIn. J851. 

, 2. Golte9Mttte in Urbe ProyMPfiae prine4>e, nbi Episeopaljifi se^es miDime 
existaU . .. ., • '•, • 

3. Coilegittae PatroB«Uis pariirul«ris, (|uaniflii Patrpm onas in se T^c\j^.4fLi 
supplenili. diflrer«ntüi^. , suipptuuffl , gui ad Coltegiaiae prae 3implicis Paracbiatl^ 
spstenUitipnen^ fi, (le4;us nec€saarii fiivi^jl^.- . 

4. Colie^iatae Sanctuarii in Au<;e;iio Mpnte, Rosci(i|& YaMjs , SdBCti Isvjlp^ 
in Civitate Legionensi, sacri^.Moptis Gfj^nfitae, Sapcti Ildefj!)Qsi^ .Complpti et 
Caesariarii.. , . . . 

5. Iliae ex CiUbe(lr(Mibus,iLcdesiis, qi^ae, ut in ,)i{i(^ Co]^y.ei\iioneL pra^sUtu- 
tum est, aliis sunt conjungendäe lanoquam Collegiatae conservabuntar, 

Reliquae omnes Cöileg^iatae, rajuscumqae originis, antiquitatis, et fundalionis 
siiit, dummodo locofum.circumsfantiae baudquaquam impediant, ad simpTices par- 
robbiales redigentur, cum eo tarnen Beneficiatorum numero, qui praeter Parrocbam 
tum ad parocbialis Mimsterii exercitium, (um etiam ad divini cultus splendorem 
nc^essaHus videatur.* 

Horum tarnen Collegibmm conservatio fta guldem intelligenda erlt, ut ea 
Praelatis Woeccsanis, In quonim territorio existunt, omnimode subjiciantnr, dero- 
gando praeterea eulHbet exeihptioni,' etjurisdirtloni »vere« aut nqnasi trallfuM quae 
natiwfli (Minarii v€t minlmdm ümltet. 

Collegiatift Keelesite paroebla adjecta semp€fr ertt, 'et titnio paroehiae 
iQl^iaris d;stingueUir ubi alia vdaliae .ereciae babeanlur. 

Art. 22. Ua^iQCMju^que CoUegialae CtpUalum cai»tabit; . e% Abbate Praesi- 
dentiBj €ui iinimarum oura incumbet, quin praeterea ,alia anctoritate ac Jurisdictione 
potiatur quam.ea, qnae direciivam et oecononiiram j&cdesiae ac Capituli admini- 
strativerem respieit; insuper duobus Canonieis »de oficio^« Magistrali nempe et 
DoctoraU,>et octo Canonieis »de gracia.« Erunt eliam in sin^tis Collegiatis Eccüe- 
sUs ^x.B^neflciati seu.Cappellani adsistentes. i. 

. , . Arte '1^3. : {^m in superioribus articulis drca Praebendaro».. ac BeoeUcio- 
rnm et Cappellaniarnm provisionem et CapUu^rttJft regiinen ii^ E^esiis Catlie- 
dnlibuf statuta.. sunt, etiam in Collegiatis ptene aique in omnibus vigebnnt, ae 
ob3ervabonlnr. ... t 

Art; 24^ - UtttMuiiie locomm in Regno cuttui reügioso et ^plrituaiibos fide^ 
lium necessitatibus integre ac debita soUieiladine ^tisflat, AriiiteptiBOopi elEpiscopl 
in miis i)loecesibBs ad iiovam ParockMiarum onttnationem et eifcQmseriptionem 
absi|ae> niora devenicfnt; babita ratlone ad extenisionem et- natoram terrltorü ae 
populi,-cetcrasque loeales etrcumsliai^ias, anditls ettam ad h6€ Capitulis Catbedra- 
iibus, propriis regioii»m Arebipresby(«ris et ' Trlbun'aliarb eccSesiästicorom fiaeati- 
bas^ atque »mnibus d^mum, quantun 1» ipsia, est, euris adbibitis, nt res« quam 
primum Heri p^asli« perfecte baberi et Majestatis saae Gubernto praevie aceedente, 
ad.effeetum perjduQi valeat. 

Art. 25. Nullüm Capitttlubi, <tiit CollegioiB ecclesiastionm adnexam habere 
piMerit copam anlmarBm: adeo^ue Benefteia Curata et Vteariae perpetuae, quae 
ant«a »pletto jure« alicui 'Collegio^ «xM^ancta eranl, deiireeps Juri eommuni omni* 
mcMk" 9nl4i0l6nl«ir; Coad]ati(r<^ -et «eteri Paroebiarum admfnistri, cunetlque Qt" 
rici sacris ruralibus aedteulis, SanctoMts, Oratoriis, SaecfIBs publids, vel Eedesiis 
n«iir:;paraebialibiM>ioserv«iiiies per peopfMua uAii^^ tecritorü Parochum 

dirigentnr, eique in omnibus sabjacebunt, quae ad cuUum etreligiosaslbnctiffiaes 
ref^ßUMQtuF. .:, 

Art. 26. Parofibüa DWiibu».ate|iift alio panraus ad loca^^ ciasses^ et vom- . 



t>«fijq>lttt8^e , Gontordiki vMt M» MiwilSM: .. s:^ BW 



IMS iwpiKs. resp^c^'pmriijebttiir imbUeo lodiM eonmmtt^ isermt« um» '^ 
Sacro Condlio Tridentino praescripta; effbrmatisqoe per OrdlMfl^wterBMliflMi 
fx. ^Q09fr^tibiK» adproMi^v ^ iHlJfft}tstot«]ii Saam 'deflupeniitr^ HC inier pro* 
posiCos.ntJoMliare tpeiK. 

. %ssalHt lde}rfo,patr|iiionlatilati8 ac diditQr.>et «xdiisiaidB^ seo präfelationis. 
l^flvMi^giiWi QiKiad PfirjBflHes, «üaqneDffieMa anae^piendft naMUilflB ^ parCSNa 
fsyHiiiis paif^Q9ial^. ftuebaniHir. , Parttrliilsi .eotlcritstiel Miwnanis pn^MKri^nv 
noniin^iit^wPa^Qiie^ IpleR. t$my qaps, en«Biitat«t«Bpflrius fmia, CplMo^ prapo^ 
^ripiM M$ vie^o, qp*f pivIropM»; Meiriia aB«t,siMMVfittntB 4taift patrono iHter eaa, 
qai in pubUco propriae Dioeeesis eoncursa adprobatos sefMaae daqeant^ praafo» 
ad^boc j(L(m yol^sitibos j[(^i,uar i^ejo^i^^ praedl^to modo 

asseeiitos esse' demonstrent ; ac salvo semper Ordinaril Jore praesentatun .a p<f 
trojio ex4minai\# si^Wgmyi^a c^^ .i . - . 

' >ärociiiaroiii Cqadivtif>jre9 ab OrdiiH^ril^^i, Füevfp #ys(|dqij lesj^i^titte.pomioa- 

^ AjTt. 27. p.npoiipna f on^ol^tÄ^^ ^4l^i>n^ ö^.fl»««^ «?jPi MPsjt, in npva bae 
Verum ecclesiasticanim ordinatione nequidquam praejadicetor Juribus actqi.pofulr 
dentiom quasci^qu|i«e Pr^etr^as ßeqi^lBi^ |^lt Q}1^ m^ eJtts4ei»..i9^iiaUoiiis 
eausa sapprimenda stnt. \. ^ j.,, V^ , . ; . i 

Art. %ht iRfil^ae llaie^tati^/CatlioHeM'lkiberäiom^ ^Armo^alloqBi^ pfopo^to 
oppc^Mne^ ^sfet^ao c«it|ii9'fiwttmstaaliae kl sinant^ ceiiae prin^/eiMi'ApostolIca Seda 
ewtcorduta, ;s«miiiaria ««neratta iBaütiieudir in; qolbiis laiiari: «»• pat cm Ufoa^ 
ef^ckislasiNca stquiia exoolaiiairi. pi^vide. pro ai» parte, «afabitv«r Seminaria Cbd^ 
eitiaria in Dioecesibns, obi nunc desont, sioe mora eri^antUTv quo ii6imp«Hi 
po^t^ram nu^ f» Jil^M»iiia ^itlone Dcelesia rnt^ qoae an«» saM^m >S^minarium 
^l;€leri edttMtiojii ^fttoBa aoababoatiln Senfoiariisadmifl^ntop, i^squ^iionnaa 
Sacri C^oilii TrMemitti inüNTiiiataitiR'^ ac instimefitar: adolesttiiK««, qii05< ArM^ 
.fyi^pit «t. Etficqpl.proMdiQ^MSiiim oiecaaittate vei aitttttaia ii» eaüeai reetpiendos 
iH4iciiv^pt. . jn jomnibtts ii£rpi.iij»fi M Sepiiiaiiarwii^reglmeB« dOetrinam, bono^ 
trwi|flueiidiQliiVstrai^HnKt».pertiH4sU;, TrMeBdni ipsiusii^Conailii dee«^ta wserMabontor. 
Si novae Dioecesiaro Mrcamscripiionis faosa duo Seminaria -tn aHqoibife 
«opf^raiintij^aHfilwaptnjprineipe. .£pisi»p alteram Ja Dioeceal adgre- 

ganda, utrumque conservabitor qoarodia Ihrgio fiabrri^o^'.aftqtte Cplaeopitf'ld'ittia'- 
Art. 29.V ifornii» iaett bt Inunlret^sa PeninMila adsint ' Mfftdenti nbmero 
IfMttrH atqiWi Ope«arll fivaaigeUel, quibtts uti valeant Ept^eop>'a<i ^aeras Missio^ 
'Bes pro vaTils-iuarum Dioeireshim loeis, ad .Parocborura^bbsidittn); ad aegrotan^ 
dam opem, atque ad alia ebaritatis, et publieae utilitads opera, lleginm gübernfuiii; 
«■f meRft est«#elidr(«iNiidt(ioni>'ColleiioriHns ijfiKiie a<l Mfe^Nia^s pt^ b!trlimarina 
AtlMie iiisüM« sunt OMpntttiif^pfospieene, maf»' tnierpo^t« morav reqae prlos 
com Praela(is Dloeeesania eoHaCa, effldet, ut ubi necesse^^i; cimistHttantQr Boinii»; 
<a üopti^eiitlenea^iteligioapo Salica: Vlnceatt t Nnio^ Saivoti PbUippi flerii, atqae 
aiterids Rcgidafist (Miais-*eK «Ipvobalia |Mr AptfitotleamSe^miiüae sMal^ eoela^ 
aiaatiefe vMs ai se rcaottlselidmn, lri»,;aittMme ad ^spfiMialia ei^dtfa • perag^dda 
ifittc9l«|iie. idi^naa ptfs^tiisibiB'iiisorvient.« -.-. - > «ü» ^'-'V'«-'> "^ " 

* Ali S0. IJÜ; ptaestft littt ctlaB:>Mf8li4aq '#imltii^ iDbt*:ffi01i«r6«, fd D^ 
mspirante eupientes, vacare queant vliae comemplativacniet' 'aMivae; ainis^eridf 
p^pi^m laegr^oU^, p^^i^.fiis^ef^f.ayi^qae op^btus aaqaia pii« ac populo pro* 
ficais attcndencU, institiiaun ^impi,^)^^ g^iitfitf^ji^qapipi^ur^ 
aiiiiv an «MiMBfftiit, TU. ii 



•n^ iiflOBitniiiiiiliir< litam i <ieil9lMi»K||iifltenni Ddütff / iquM' ' miSSmfiniMA 
pueUtram edacaiionem et institacioneiD, aliaqae charitatis ci|mm tm^^mx. ' 
.'..H.Mte^.ifl rifiiwi. SnieümoDlaHdin insüMMift OrMitrti rra^al«», «1 oumes 
'«im^ ftioe#eiiuBn)clrtoii]BMM)i9>irespid^ntii», ülasn^HKfo^s nKllienmi DK^nillk 
1ir»|HMafe(^>iB^i4alta9 ifevitiantot«^ imtoglMeiii «QMffih^ ceiMeMI» 

4Mpii«rqHfb'lii^^clieiii8« et.<lM|«litiiti6iei«Ma/t}l»e tti^ifl Wntetlir^'^yttlflKMt: '^' 
..o*^ rfl(eaiiri«iir«Nilte«in(|iM6aiioMNB 4mm^ptmß^mA ^tts e]U9 soiteiiMtttfiif 
Äbtelormavpa^vwÄisife- - •.•i« im'.- p..rv:.i .> -. .„«. . ...'.. r.'f. !- .'.;i 

>^^<*'. 'IM' st; >mdUttd^'Unttais^^uiqüe^Af(%fep($iiopUratlDr in dotein adsigniätas^' er& 
»i8«liillitfi'' •'"'••••- '^''^ '7 •' •'♦ '• ■'• * '. '\ ■' r 

Toletano centttm sexagfttü'iMTlia aygtoilbfäiii,''v%b' »ttealefs' d^''v6Uon « ' 
•Bv ^ QisHkM^ <^»=fll»tfli6't^tiimltaihqaa^bti'i^ :>•<.: 

Compostellano et Gramitensi centum quadraginta mültam. 
)Ait ./MiteDsirt)ie^liräutrtt»to0V l^italeon^l et tall^^^^^ ccfntam^ trigima 

') *i:..y^jiiiuu«'V«hi^retfiW äi%\llfs 'Epi^cqi^is ättfibbtak' e}% BarHmoir^üs| 6t Ma- 
trieensi centom decem millium argentoram ut supra. '^ -^^ <" "* 

«Mli^ni^ Ugionemi^: filenMav Lweiitt^ MtM^icetti^'^AWtenfii) 0¥«tensi, ^MeiNM, 
j;im>Vi#«»fli^^atttiMai/daQt«rtei4eiisl ^fi^ et Zamonensi 

HPUMjintli fW^M"!"^^^ ■ ' * ->•.'-• •:' ^ 

rji.t , lAaiorioiiisi»' Gaitfgiurift«» CtaDiansi) -Oavicdil^ ««rtiedisf^ laioeiisl,' HttMtf* 
iaQfli'.Miai^eiial,.rMoltti8i OxonleBsi;! Plaoinilno tte^aMeensi, S^dmiiio, Tlrk^ 
«»«iishJ)ttfttiUttiiai< «VOdensi; üqpeUeBsv ViONMl <MfA^Hft(yri<iMl'tifttoginltf miilium; 
p. Lm ' !'litiUari''Miafuai..Fa»iarGl)ae, JijKiaMlo 'Slfoliicfiiitopdltittrj -iiiU< Bpise»patM 
ps^priiuii. üoa -iMbeati' c»iKtuiii(iqiiiiqiuigiiita<<iuilili|iiii^^ iMact»' ei liac qdt^a «Uli 
s^iimiM^^ 4u«fll.-y9€cie0laAiioa&!'pc|isiotiia >M 4llfli0: ^ üMiqM fl'ümto « paüfl^ 

4erVi«.pQrcipkt.. -»••■•' ••••(• •. - .•.•.-.• .^-.i.ti. • :(■-•.. .-M •*.;;.• 

.. ;,. iAtiaates,; quiCtfdinaiataaMDore^MMidiJtiiit yighta' miKi iUPgeBteMnutfilft 
aiyira-<Adai|i^aaifm ai;>i dotem 0Miie(NmC. "-' - '^'P : < n n .. c;^ 

£piscopis Auxiliaribus Septeosi et Nivarcensi i(CMqiw'Pri(iH ^yitlHflull HHI> 
Mi^m, i^H^uMi» ^afirag;4pt%,ffiUlium argeütoamm fediM: attribaetur;. <-; 

. > üiji^iswodL rei(UMi3 ,i)uUi^.pi'or$as deAuctioweni^iMUeittaA» naqiieiib smapiü 
Bullpram, qn^os g^bemum^in 3^ Jmipiat« ,iie%iie tabi-alkis^ • qiii ia .Uispasua pro äs 
<{$piTrieiuu. '...-... i • { •.«" -h ». •»'. . • •'• '\ 

» .. Gaudebupt ioßupei^'AffCtüeplafopi et l^iatopi..0ttia palattiB« ^iiMrJi%.ioMtai 
AOt aeOii^ijii quae.ia.qiMtibet.Diaeoeais pacta -ipioni» nüMiii « . aoAaÜ» »4 M ü o a ta i^ 
e(.inUliiii«,,«Uenatae, fiKariai.,«M.- .. •, - (i<w '■'■-'- *•(>:'( -s- -^-m "•> 

reapidt.: Uia pi»ittd#: l^ift^ecHi «haMv/proH^ aOA eaiitte «oineiaotta^amtrtt 4^ iUto 
4i8PQP?Fe quiMh^artia riMiw« fftliqiiMrblt; lagitimülHMradibus * intiitalo. ai^ 
cessuris eodem conscientiae onere gravatiai- • iPtwmar tamali hi : »oaBd»' e n li H B ig 
<miai9eniA«ii'tfiiftaa}pojiMA*sv4|iii#iMtrM(;pfopiia ctnselmntiir, «I ai>sueees« 

4)ti«(ttor iiiMUm' a^^shteot^Vedlius adsl^cf^/' e^t^ite'"iti^ aliii ilf^tropoUtkis 

J^;; •/ f.«7a .:'«*i^ t»1 »'»Uli 






X ; Mfoftsfas 'StCniiiM .»4o'>«fflflif « in «iiifiilb MeüiopoUlMis «mHi9 nittn 
ftttentar decem et sexmilKum argenteoram, in Snftiganeis i|atttt#rdc«ipi inilifcmi, 
i«l; €iMiiici »de offltio« ia Gollifiaai odo niUittin. 

enwniq jpeNqai fUUnnletiiii mittit «iveiite«itti» to ifittltfiis RMiDWAia* 
aiSi diMdMini miiy« in flnfffiagweb; ti ««k mWia ae ftoaiednlta in CoHagütfi m- 



Benefidatls seo Cappellaitit adsistentitoa- 
fliltoai aittBte«flnOi in MMrapaiiMiBlar wx aHUiiim« In Sufl^anltai et iirium mil- 
liam in Coilegiatis. > . < 

. ." Art. $3. Pro PajTiKliis in ürbania Paroeeiis «nntfos r^4itus {nui;i tria et 
.^e^aai mOlia ^qiip^teonim con«|i|«iti^: in rosalllKia uaro miniiwun r^n« ^fio 
,,mUUf,at (dscenMimiit^Wiet. .. ^ x 

Coa^^iMf^rje^ ^jQepfiHWii t^^fi <luQet quati^or i»UH« iirgei^te^ma oti^fiel^^t. 

Praeterea tum Parocbi proprii, tum Coi^mon^s ihientur ||^4U)H4 i^^irfm 
|ial>itAti^ni J4d!ai9, ; nee nim h(mis «eUj pp^e$9iooibii8^ . q^a« vendlUe minima 
,^frint,.et vn^ari jypmine »IglesariQS, Mans<^,«( vei 44M>,a|pelIari ^i^i^ttßYcfQü^T. 
. . Jtem^qe Par^cW prqprn, et $ul CaaUJQtores ex yarWm «tolae ^ obtoMQPi^ns 
VfOlffo »piß de, altm^apa^t^em c^{9ae re^pond^nt^em peirdpi^nt . . 

krUU. hA. 9msfim dMii müns expli^ndot, JSaeiaiiae UeArofiolltaiiike Intia 

Qonasima ei «ßn^nm «aaduginti mjtfjA» iMSrar«noae ittbra septMgilKi «I IH^IW* 

eima; ae C^ftegiatae intra^ngioti aft tiü^nta miUifi arfeaUoim« ai|niialii»«tate^ 

(baal. Pro üs veeo ^vl adminiiftrallanis jH Saerae .ir^iisationia ffsman extraoBdiMne 

;imi0inii^ur< ainyulis IfelMpaütfanIa Mra vigipü «i tüskitati (et mfk$^w^. ^Ma 

sexdecim et viginta mHlia argenteoram annoa vice eonferentor. , u 

M cnlUip tp faroef^l^ prafil^ <9si«alla emplnmfsnta «Hqne.pra.nonnulHs 
l^iw^pMos ifi DioeQesl^M9 (axi9.> prae4ix« yejs j^ra|^gend#., «nnna . ^am«» n^ile 
argenteis nunquam inferior nnicuiqiie kcclesiae assignabitMTf .. v. ^* 

Art 85. Seminariis Conciliaribus jaxta ne^aaaüaAam et cineqmsfiintiaram 
nrtetatiM bura iMwaiiiil» «t omfiom wiginti miU^a ;aiegealeopfi» 4|»0itanais auri- 
baentor. 

Jtegiam jGobemima sus^entaljoni d«morum e«:BeHgiOMniQi Faüiiiarum, de 
gn^M» Jn «rtioglo »ylgiaigimono aie«tio fit aptiori, qii» panerit«: ratiaae firan^cfa^ 

QpQd ail /CagMbia^ SafWOiaanlidiom »^^ q«ae.aNcii|ff Ifl- 

gesimo statuta sunt« servabdntw« 

4is4w .psaettfea «aiuatque iojoo (Miuariis P^amtitas« in^iorMD lerritorio 

.iMa .jClaenoMa. e^iataipt, irel ante, auperrimas Hispaniae ideisaiitudlaes asMeeiit, 

iPtatii» et.alne.mora .rf^ÜtpeiM b«M ad iUa i^minentia^ quae >iQ GubernM pdta- 

mn» adhg« mfRMHBl ^. alianalatiiafiaaqilim: ftitrant Verum SanaOtas. Siia paf- 

pensis pra9fpA|toiiii<yiifli>baMfaiii .«ffliAUim^ peeaMgribna aaaiiSi, qno 

ii9m9lf^.f^^^^^iiifliim i»tafliaq«^ fopHanaes ianpeoiaainaibwi apqiialttata attendi 

.gu^«ib«fMflMtit m^iMxi^' n| .PraMi adi Jwdanmadi bmioiwai vgnditianm «fipiae 

S4lgkM«l«P ftiniligiwint quiba»). iUara«^ *pn»pirie<a» competil, immediate et ßiae 

rgmaidav^alapt. yeMtfanas . ad Iwatagi ppbHpam, sern^ata fowa fiiaaoaiaa «t 

iMWippta.per Rfgiofli gHbamHHn jienap» iiHqiaeaia^te« ,piarMe|ilw;cit fluidqttid'>f9x 

iif^ fediWt In eaa reditw^fp^it^rtatw s^i^r :RfpM4^»H(9:iftindat«fi» «oi^w^ «idiimt 

aimalpeiaAfia in^icaa feiW^^il i^ daalojc £onim porta aar» et (inietaa 

ilttrrt joaiMffata C^^eaNWiijyt WM Wtnff i» m^m^m^ ^ ctfWwMntüa diatiriiiH^ 



^4tir «d Didciitfiiiii sutif enuMiitlB snmptlbiit fraiftefqoe ^HsionMus^ ffö Rettgtoils, 
quae ad ipsarnin, perceptionem jos taabeant, flrma Gabernli obligr^tione itiMM- 
i^tltildiv «t tiacÜBli^ qiiod neoMie sii ac^pMiMBt «tranutem pensionomsAtioneiD, 
.^Mulidla' parlicipes Tita ^fjrtnnttarr. > ^^ > '•■• ' > * n . ;. <^ 

Art. 36. Qaae in supertontas ArttcoUs stmotü estv^ifllill acrflero redüHumi 

aasipifltlat ita ^uiteiD InMli^eiiir, «t com per dTtamstaiklias iicea«; «ogi^^i possit 

lAhilöMRtis ^ quibiMd«iBln>4atib09 ob peeuttarvaeaiisas ali^uä: em adii^iiattoiif- 

bus artlcalo liigresimoquarto praestitutis impar dignoseatur, Kegiam GiibeMilani, 

*«t- e<m«Hiians> Aiertt' rei pPifvfdtbiti ' > > 

• n. ! Pari med» qoKb sampübiia ad'repamudli tenifHaf 'aüatiie taf dlieir aüliti 
addicta necessarta füerint supedttabk. . » .. •: 

Art. 37. Rata pars reditnam euütbet Men^ae Episcopal! pro tempore vaca- 

^^ttnis de(>ita, deduetis tttm etA^^loniehtis, quae respofideant Oisconöttio per. Cfapttb- 

lum ipso acta electeonis Viearii Capitularis depatando, tott änmptlbüs ad ürgeatefii 

-^tif^ebpälis pälkrfif reitadtatNmem reqot^istis, inter SeAihxai'/aiü €oiidHare,'et (ütu- 

'tttiai Pfadatam tf^quahtu dMdetnr.^ ' ' ''• / ' V 

•'^ ' ' Simili rättone ^x 'reditibus, qtti perdafantdf' vaeliiiohcl Dignltätttin; Canonitlä* 

tam/^aroebiarQm et >Bi6ireficioroni to singuHs Dloeee^bas;' matürifiant, sabtraetis 

tttiiusci^iisqae oneribas, eumuFus sea fundäs eflTormabltur Ofdinäili cti^ositioni 

reservatus, unde extradrdinarii!( et ifi^hne prabvisid £cciesiaAim ae Cleri ^snmpd* 

ftba«, nee mos tu^^nUbosignivHmsqde'DioeeesIs Beees^llriib«r ö^urrlitar. Eumdem 

-in in^ Imjufiffiaad^fanfkis sea Gimdliis augebitur «tiam • ex< äumina respoifdetite 

-di#detiiiMie parti atinQi> -eujus^e reditits; qoam sefner inflra amniftf reeens«^ 

PntdMindaa, FatiMbiag, aüaqoe Benefitia niiairiati eonfeire debebunt, cesMtfdo 

'^prtpterea finllib^t all« dedtustioiie qttOTis isailOv'iiati, -sutdfo aut privlk!il# an«!« 

fleri solito. « ' ' • 

Art. 88,' Frnidl, qaibas asst^iiatae cöttul'i^t Clerd dbtl saflsfiat, eront. 

f. Pröt^htds bonorum i^l^biirund, qaae per legfeto' die 'SApilIiis 1945 Ikiitm 
Clero ipsi restltuta sunt. ^ ^ -'-^ ' - » -'• 

'' t. Pröventiis CrnciÄtae» . •* - ;t. r 

8. Pr^vettH» bonorum pridem spectanHam ad Gomnendas ei Magis^railis 
qaatnor Ordinom Miiitarium vaeantes et vacataros. ''^' 

4. Iffiposftid -sapa* tlrbana, rüstkä et peeftaria propH%tät4B, ea -rata, qnae 
ad praedictae doiit complememum necesrsaria' ^It, ratiottti bi^fta ^srovenftüittti, de 
quibos in 1, 2 et 3 päragrapho mentio fit, atjonimque redüuudi , ^tdVdeinceps 
praevio Sanctae Sedis assensa, in idipsum assigiMnutT; ■ j : . . - «- 

Citrus b^jüeniddlimpt^sltionein e)tiget, isit^ (Iraetiis, al^iä ^piSckm, isive na- 
ffieratam pecaniam perdpiendo Jutta eonventione», qdas praeced^lier cum ''•Prä- 
*tltidis, Po^alis« Paro«biis aut priVatls persoüfs iMre pöierit: et qnotle« A^lteäae 
•^ pdblici Ma«fatrmu^ el ad ipiani impc^aiiittnem 'tetf9«iidaui raiSBo einttti;' ad»bi- 
lit ad fi ffledtt«, >4iiae pro Vectigtlfsm exaefion« ptaedctflptlr babäitnr; ' 
«^^^ « f^ftetiöBea HiMiA* onmia ec^Ieskiiiiea, pnteeitita «tinli«45'M^g« Mid(|tfi»iiHta 
' eoiBpreb«!ma et nondnai alienata, Eecteeia« siatini' et ^ne mori reäiüKtt^Mr; fts 
'quae> ex speetaH^'bus ad viroHim Goenbbia -odlKi«r remanetit,' i«iliMf@^ eiläksft. 
ffnspeiifis eaitien praeseitcl' mroramqoe «bt^ntiHim ' eondfeMfre' 'ac poffid«' ei^^iti 
lecctesUie Q^rite, SiMctitas Sna feraftttlt te ^arttit, «tv^^^fttflfiai ^ ii»'1^IMM 
atailtt et «Hiemora eoiummetiir eimi MRfbti8ati|rd^'llegfii>'>d^ft^ 
»iRseriiJdotiVr ifttrttiifefet^fbles ddtf^ pdf £iefiitb,<«''sa'Wis oiotiiliiib MttOi ief«i|t- ' 
Ü8« ^aae de V^^l^i^ bonorum ad 9aaM^tt(MMIto"'ftidMiä p^ttn^iliiii^crWeiHo 



0iipAl|!i>r«9difiMh bj^n« pro saojQsto valore et qiUbasonmqae o^e^bps. li^dQCtiSt) 

pi.,.KAit.30. Itegiqm Cpttberaiom.^oad saarampartifim^sti, ^ i»lvQ eet«r<>7i 

da^iüt iUi, ;««#> M^r .boo« lul CA^eiUQias pia^ae lUi^a^ionjes siiM^a»tU.4ia(ri-^ 
bo^Ml:|iierM,M€aireapttT^e |H«4Mff td.piier* 4#npMn4ffc ipaif fcwb, adnfii«. .• . .-^ 
v^ r JSWtHef pidyiii^it, irt pari modo pii9 onefibas.^tislliit, Qpibue^bpoa eccle- 
siastiea hae eoiii; Obligationär aliepata liffeeNi^ eilsta)»!;. . .^ t 
. t : .^Sp^omponio -fipab^niiap.^saiwp^i; MVfbtt, 4e linpl«n)«B(A oiißvnip üa boois 
«^tt^lfmo, quae otpote ab b^iiisip^i. pblatione üioinofitta.devaiidit« AieiinWi-.M. li 

Art. 40. Omnia ineinor4ta ^ooA ppap^tati& Jure ad fieeleslaiD netiiMi» 
ejusqae nomine per Clerum osu fruenda et a,dministran4A fore dgclarnfjur,^ 

Craciatae proventus Ordinarii Praesules in sua qoisqoe Dioecesi, atpote 
faci^lf^tibQs Bullae ad lipc.ipstmfM,,adfQi^{»bqnt ad eo^. f r^cfiipdd^ jqi^a ,iior- 
mam in ultima prorof^a^tioq^ ^fpsi(oIJd),a4.,rem .Inidpijtf ^r|eß|D0ptam; salvis obll« 
gationibus, qulbusifdem proventus, vi cpnvepti(»nasi ei^m Sancta Sedje initiarum 
obnoxii sunt. Ratio et fornia dictae administrationis obeiindae, coJlalis inter San- 
etitatem Snam et Regiam Majeatatem eoii8iliis,*8tatttentur. 

Itemque Ordinarii adrainistfabant proventus > Quadragesimalis Indnlti, eos 
ll^Heienticie.institwtis.et ^luir^aitis operibos..m proprüs Dioecesibqs Jmpandendo 

i|eiy|lia forpia^ApositoUc|Mriw.Pop,ces?ipnum. .,. , . .. .. i 

^,. , ^Jleliquae facultj^te^ Apqstq^cti^ QfQ^li). .a<^ie^ae. c;^mmilmriiJ:rueiaM^,; et 
i^qpsequentes attribi|tiojaes .per ^rebiepiscopnm; Tpieta^up-, ea, ainp.Uttt4iP^.et^fAr'M 
exwrc^b^^tur, , quam. Ap9fl^Qlifa Sed.es pra^finiet. . .. .^. ,.;/ 

^ Art. 41; £cdeaU inaufte^.'jna babetö Bovasiegltünioqaoitoti^^ 
posaessiooea: ejua^ propHetas^inoBMaibQs.fiiae niwe; possidet^ «et m posteraitt 
■ q iir e i r Inüriotebüls aolemoiler^erii Proiide <(ioidaiitlqiia8 novaaqnet eeeiesiasti* 
eis fikniatioBca anlla vel supprieiBsio v«l anio. fieri tpoterifcabsqiie intorveRtii.Aj«claN» 
riltttla Apoctottaaeäedis« saM» fMokatibus a S«aro< CoaeOio Tridetitino Episcapfi 

.. Art. \itu liis . piraebabitis; attesta otifitate ^oae. m Causam Rieli^mia ei 
liaa GcmvenlioBa dhiKiBMitura etit, .Sommast Pontlfex;, instante Ma]eatate 'Soa^^ad 
pablioam. tranquittUatanx tuimdam, decemifr'jet (Wlarat, iltos qol bona- ecdtesiattiaa 
in praeteritis Catbolici Regni vicjbus jaxta lataa 4upc eiviles ordinatlooes emerunt 
eoromquift possesaiaiDem adepti.sunt, alqoe alias ab en^tiNibus ipais causam ba* 
baatfas^ sniHan ;Ulto tempeire molestioiD babüuros, neqae a Se, neque a RoBumfii 
Pontiflc^us Suctesaoribua. Ms, immö varo eoidnidem bonorum propoMateitt^ rödl^ 
tastiet'«iai»lDman|filMa''eliiaelfiäi f^mUpcnesi Iffsos^ at(|wi ^abits causam Uabi^tei 

Art. 4S. Cetera ad res et personas ecclesia^ti^as pertiniÄiisia, ^opet qolbos 
provtsum non est artiaulis praecedentibns, dlrigentur omnfa et administrabnntnr 
Juxta canoniee vigentem EeclesiA^ iStscipUbim; 

Art. 44. Summus Pontifek et Catttitfict Mdjestlis dedarant Regales' Hispa« 
lältfam 'eotoiiae^prir^i<oga(ivaäf saHäs rectal manere ad' fortnam Conventionom 
quae inter utramque i^o^latem' eelebra^e toterhis sünti Atque ideo enbnciatke 
Conventiones, etiip^^iatlm'ta (|ua'^ ihtet- StfÄimoth Pontnkem Benedictuin XIV. et 
Regem Catbolieum Ferdinandom Tl. anno 175$ iriita est, cdnfirmatae deciarantnr 
fl^<p]^l^ «P^tipi^muPf^iP^ ad ea omla^ qiia9^P0r>r«O9«ntfro im- 
matata, ant modiflcata mlaime fileiiat, r ., .• > i .. 



fW Bat». Deer^t «r lC»tttgitt tfoa Sl«Ui«ä vin U* OelAer 18M. 

AR 45; m ««Ünltl^lil hifR^ CWy^ttMi«^ L^gvi, MlMMoi^ >«t OMM 
qiieW llioa^ ^ Dinfili Ifl üttNHiutim domfnil» BieMm^ Mts^. k^ «MIMiNI Iffi^lii« 
versantar abrogat« habebontor: ipsaque Conventio nt Lex Statva 4Mitie|Mi M^imi 
li» lolillntt!( ter^o<» TiiHMt. AI4«e MltifM «trll<|de • CiMiir«tt«lttfiiii Ywrri ^pondel 
8i^«ttMes6df^a4iK auM Mnnia el ^iBgroH^ ite iiMlü f* IU^*«riiMiii oMHiii^ amH' 
T^MQta e^, «mHff #«Nakirto. M qua velH» Ül iib^rtt» si]9«VveiiiMt dfflIMWM, 
SancUtas SHa «« R«tUi Mltfesllif Hi^IMti #(iftfferc«l a4! nftm amlis« MliipMiiiiKliift: 

' Aft; ^^ BlttiliMtMiülli dl]«^ ebäviNItMliir tffaiftifli *«l Ifl^ii ftMIlifU die- 
rum spatiom a die bisee afüoMa äfpoMtt Mit Ifflos,- 4ilM't>(»si^tr >• 

M qu^raui MM ]^nfMi(<tl FI6nf(Nfleitlim^ bM^ (Mlfi«bl««U' 8riM«HfteenDH, 
Ulamqae aM qtiüqHe sigllia' l»Mgtw«9r. ^^iim liaiHtl die dl^ctMM's^tiilMtt» 
MM nileiino 0€dn#e&tealtto iqftinqyag^siM 

JtmkUb» Bf^wi^, AfdbiepSstopiCls Tbess. Mamd Berirdn de Ia§. ' 

" i) tytffcf^i tfef ICOttIgtfi Ttfn Sp^ftl^b VtfMi f4. Oeibb«ff t'8'4(i'tttr 

Wiedetbet8teH(i4ii^'d#iitttWeordlit«ä, 
^^' '' («Holfieiieii ib der t^ikteiä Von idft^id', vom 1^. Öctol)er i^«). 

8tBaUlil>Bi«terlHm .' > -^ 

Bcfleb« a« fbre Majeaiit. 

SiMbreH! Düs v6n def Regtlerütig IMef M^^t fluf tfem tiellltretf S^ittKl« 
yescblossene Coneordar, welches dareb ^üi ««»^ ioMf 81 Htf 1f^#'i^dittal^ 
«IngtMIH und im f. K^ril m»! rdtSfieiit W^tdeti war, Ist ^inei^tia etn sebr 
wmicreB S(d«f$glii»etz tidd Jleiehzettlg <^Hi AI* änk dar jranuih Bedeutung eines 
TOlkerrecbtlieben Vertrags. Unter «f^ebi iet)^«fi Oe^NSbtt(Hibkt können die Ite- 
e» ddisdUm giitii wedfvauWettatteiiwiiMliverteiett Werden, obne d«s 
m ^dte. atiniMt beider vertmgaciiUeiiaeiidai Miüilei 

fMzdcM' wnrdoi wfttareM dbes LaiiM der lelsMfB AgMalitaeii^ Maa wegwj bi 
t) wriicbe flieiii.odar fwiniger lüreal etaiiie Avtikal <di«M8»> Calindlcbn 
ycnni9«b alifMieA «tfer^tndera^. i)ie veriiilwroiaitiMn Jiaitier4lü«r^ Mi^dM^ 
beebrt mit Ihrem hOcbsten Vertrauen, haben nicht umhin gekonnt, ihr Mtgm' 
merk'lnlf eiaea so iMchÜgeBi fregenüand m wendeb4 «^eleftq»r dfem igatda- Namen 
tad atfbst« d» lügieMig der Ueiartthiii fiiaMg. ttnttr liBoCari ef VemMsrng 
n der «einuDg bietet, dis ^ iM fHaiAe imd die lieiljgliett ider. Vcrtrige ia Ibt 
niobft.gfbUim&geaehtet «Bd .geehrt 

Diese eauige. Eiwagang, Senora, ehae KAcksiellt« xa fl«ta«eB auf aadeve 
firOMt :ven gpftaserer Wicüigkeii und Tragweito^ weiche IDr die RegieraBg Harer 
rndnOH; iaoBflr groaie Badeuteng haben werden^; verl^icfatet die UnterseichlieteB« 
der hOeUstta fienebnUgiiag Ihrer MajesÜI di««n «tteSaesvoiecilag an oMarbrelten^ 
.., j .Eadjrid,.4;j. OctobfjrUöft- ... .t ^,, k- . ^^ ; / 

.„V,. >. . - '. SejWWl .r : .• ••, -. ••. 

Der Ministerpräsident, Henog^»m .Pojtiiet^. ,i • 

' Qer lüBisHir def Aeu^se^n,. Jbfs«>|ifM . .j - 

Der Minisftsr der Qnadea.w^ ^ GerefDhOgkeHy M^midnm JS$amLoiftm^ 
Der See** lind InteriJDistlseheKriegsiahiisterq.i^irsHf^ ■ ,.. , . 
Der. Mtaister des MHMl>a»i^ Mm«d ^0are^ J!afiMViwA«9#* 
D^ Minis^r des, Inpern, CanMn N<MmM. , > «r . ,. < , <.. ., 

""^^ t) Alis Mor^, «6ge d# Ki^M ^tW^-ttdi ÖL, 'dUu«Ä«''rW V, Pi^-'i^kmik, 



iS|iiriiriit.4iekerelnlMioft 



S0t 



8) Uebereinktt^tift 



' "" M'MauidW^iilir dte-EnCtigdAgen; \telehe meifiMinist^rhüii n^iSf' vorgelegt ^t^ 
habe !<A bescWöSste, "wl« fitgrt; ^ . .-.,.,•> .^ 

' '*' Art. ^. fs soileti wfrktthgüUs bleiben, von wel6fier*Arf'sie'seVep,'an(» Be.- 
sttmmnngren , W^leti^ fttff' i^eWd ^\ii<^ Iv^fse aaflieben , alteriren dc(er ve^n^efn 
'd)pi& VoHirä§r ff^ to ti Mrifc f85i ii)^ittdei9Q"benigeif Stubl^ fresj^blosse^^^^^^ 
SöMliteS.*''^ " "" ■ ' •■"'"'•• ■ ' ^y ,'» . .-. /:• ,* I, 

""'• ' *)lW. 1 lÄö beereifertÄeiilflnfeterlen werden mir uiiniHlä^^^ iiife geei^eteq 
IfaWf'irMn vdirsebtag^ti, iianiit'''Aai3 gegtenwftrdge leeret $oj^1eIefi seine yollkoniT 
iien^ AdülWm^ ertange. ' " '.'' ' * ' *^' /; 

Gegelien im Pal^te.den 14. Octo*er..t856,. ,,^ ,.; , ^ ., ,. , ., ,,. .^ 
.1, . Uoj^zejcftpet Ton 4er fi|aB4.4ec f öoigim; jContfiaignirU DtrPrlaiilentate 
llip^tenratbas, Hep^g yoo Valencia. : ; . ,: * -^ »fj 

des 'l^apstes 
'Mit di^rlÜOnlginlsal^ella 
W. ven'Spätoien' Vom 25! Novem- 
ber 16 i^ft'O. ' ' 
D(mA isÄBH, II, ' / / 
per la ' gracia de Dios y la (ionsti- 
tticion de la Moinarquia espallola, Reinfi 
de las Espanas, 

A tbdo^ los que las presentes vieren 
j entendferen, säbed: que' en nso de 
iS^MioHifitooff ^ö%eetildÜ'i mfCtlbierno 

J)arti' «ÄicWfr y i^attftcar feön'tt SiftiÄ 
•Sletfte-titl'bdnveiiid, Wiyo objeto jWlicitJil 
ttfes^'l^nnratai^K»* bl^Hlfs' edTtelK^tl^tfä, 
W^^alqÄera'^ara^^^qdfe ^ftatfKb/por 
Ui^p(iiyAe^4ämisf^ribles ''de'lh'^Dedtfii 
•«ötes»»Ädä ö*l S Vöf Wb, yiwprfete- 
1lfr'pdi'''iri^Ari|icJWh^s'te Ta misrnhes- 
Ü^etie et f estd d^ 'ta dötiüdbn def enlto 
^i "dift'^elcird; eon^nrändo t Ta fglesla' ei 
^^hi^Ü ^' adfqiiMr^ ctosIgtiMo dt iel 
^rtttino'COnteöMard; • • ^ * 



' ■•'- Oe'b'et(#e(taÄg;'" -^^ ' 

» ' ■. n ♦•• «»•',} • ' ' .1 1/./ .< 

.Jaabel)a II. <1(V<# f^^ Gnaden iu# 
die ConstitniUin, 4er .i^aniacb^ U,W¥t 
diie, lü)nigtn,yon.3pffiMßPi, . ,^ , .• 



Allen 
seben mid 



welebe das 
vemebmen , 



■■■> ,M.' • 1 

Gegen wirtfge 
und ZQ 



l^nnd 



' •'^'•tiiijb'en faSndalr'se jMblftiti^'y'ob*- 
ikrik'tom ^ AeitÜMh er eotivenio 
teliebhidb''^cmi Ih Sätitä Se'Ae tihlt^iie 
Agbsto V 'TiMilfeAdo eti 7 y !SI d^' lYo« 



Wissend fn AÄwehdang'der meiner Re- 
jjtertfng'* äntW das* Gesieti vodi 'i.'^TO- 
vetaber* M9 ertbfetrtiffi' Autorisatlofi, 
mit '(f€l^iie»tf^^n"Sfbh1e ^lie Üfebetfelf 
kufktt alhcn^äk^len tiifd;zii ^tflKäl^en, 
^i^rW1lab0t^*^ft4tan* 'rfi^tf'*btitÄt, 
We kil^ihftcfteri'GÄtif , Von WWcfi* Xi*t 
sie aucli ä^^nfln 'iinObfertfagfeA*e tlh- 
zeicWngeh iiÜ^dle 'd'ströeerit VeWiriS- 
lii/äe S^cbnld üiTiibwabilem "und M^ 
Üe^elffest def botiitten'W'Cülttis' bntt 
tttertis Milieu ^lefAihi'ei^fe^ ^hiselcifftQ^ 
^eif ^dafta8teiteh,"mrt ^VöÄ^talrt des 
iclrütiiicft^n trWei^steetttk'^aiti Aa'^^ 
letzten Concordtt ffestgestellt'ttf/' '''^■ 
babe leb befoblen, es solle als 
'Sfatosgifeetl^ V*WtffeÜt«te(^nn(f beobach- 
tet' liferdeilW'tJebeirelniutitt ^mtf defc 
:en'sÄittte/flbirescblbssiieQ lim' 2$. 



• ' ;i) Aus '?ßr'yao;ta te 'KidrÜ '^e 'S. Abril' de' 1860' »r. flä. fti i«l dort neten 
<ti»tn itj/uilli^ti'ön süg'lÄeK 'er i&tiem^hi Text abgedruckt tft cier'ebeiifUlü tor IbU 
ll^tiMM Wd^ 'VM 14: Jatiii^^ U. Ist diaadb« fJaberaiiikiuid «bfofalla 



Itt i^^tf««* 8p«teiie Ueberttnkunlt v^i^ltf; RowMNr. 1859. 



ttcmbre del ano anterior, ciljoi üMal 
cpntextq es e<nn v, ajf^ue; 

En el nombre de ja Santisima e in: 
dividua Trinidad. 

.^ Sumö Ppntiüce Pio.lX f Su Ma- 
gekad Catölica Dona Isabel 11, Reiiia 
de EspaSa, qqeriepdoiiroveer de eomun 
acuerdo al arre^jo definitiyo de la do- 
taeion del cuUo y dero en los^oniinios 
de So Biagestad en consonancia con el 
solemoe Coucordato de 16 de MaTzo de 
fttl, bis bOBibrado recpieetlVainente 
por SOS Plenlpotenciarios : 

So Santidad al Eminentlsime y Re- 
terendsiino Sr» Cardepal f^antiago An- 
tonelli, sa Senretario de Estado; 

Y so Magestad al Eiemo. Sr. D. An* 
iMa' di^ tds DlloKy Itb^as, ^u Embajador 
etMördtnario eirfcä ile ta Sanfä $ede, 
Kos cuales, canjeados sos pleno^ pode- 
res, ban eonvenido en io siguieute: 

...» . . V , t' ' 

r \ , f ri" . • • ■ ■ ■ I / . ■ 

.Art. 1. Ei (»obierno d^ Su Uagtt^UU 
Caiöuci^ babjdjB consideraci9.9 a las la- 
inenUbles vici^itude« |)or qiie ban ,pa- 
sado ^s. bienes ec^e^iasticps^endiversa;» 
dp^caß, y desfiai^do asefurar 4 ja Jgle- 
lia perp^(uamenk .1^ tfaqO.ca ^po^e^i^ 
de «iiia^^bi^es 7 ißr^c^hp^s, y ,|ireyenir 
todo motivQ de q^e sea violadf) ^1 so* 
ienme Comordato. celebf^do e^ t.6 de 
Ifarzo jie 1851., propüieie^ ä la Santa 
,Sede .qoe en adelante ,i)o $e baij^a ^iiv- 
jffvfjfi yemaf qjvnmtttaclpa ni o(r,a especiie 
de^ tfi^ßUßifQU d^ los dkbOa biepes sip 
|a . necef aria auff rizacloQ de . iji ipi^a 
Santa Sede. .,./ ,.^ , l:\\ " ., ',',.., .,' 

. Artv^ .O^fXi^^^o,.tte,▼«il•.,dügi.tt^ttyV 
,lp^ta^ ,a ^efeftp , Me.; ^^.»ojtq^^s^urp, 
f9täf^fi ^ jnj^j^pen^VWte §}„jfcj^n «i^.do- 
tadon del culto y dero prescrito en iel 
mismo Concordato, la Santa Sede y el 
Gobierno. de. Sa Mfgestad Catdlica eof)- 
y\fmk en„lp5, puqtos ^iguientea. , 

Art. s. PrimeraineDte el ^f^fm 



Aiig»lt|<ritiflcirt a« 7. und 24. Nofeii- 

ber verffosmen ^ffbriea« wek^ bodi- 
stäblicli laote^ lyje. folgt: 
. um Nwe» dnr allarbeiligsten und 
pntbe^lbarea tt^eieuu^lki^: . . . 

, Pa^iat jPiu^ 12.. lu^d übjre iatIloUscbe 
Majestät Donna Isabella IT., K0iuglp..V9i^ 
.Spanif|i,, in d(eoi Wa^pdi^ 4^ch ge- 
meinjpfibiatlicbe l]e)i^rjfinlt]|qift ^Mt^r 
tion ie$ Cultoa und ißfii Klmn^M 4fi^ 
Gebieten ibrer katboliscben MaiestAt In 
Uebereinstimmattg mit dem feierlichen 
CoAcbMa^ vom 16. mn m\ endgfil* 
tig l^tzosrelletf , ' Uri^eh ixt fbten B^ 
voUmftcb^igteq enuumt: 

. S^. Helligkeit : Se, EmiQeoa dep Hod^ 
wOrdlp[s>ea Hj^rm Cardinal Jac9b, Afy 
toneül, ibren ^Stjiat^i:etir 

and ibre lligestat: $e. ^ifelli^z deo 
Herrn Antonio (j|e los Bios y^osas, Ih- 
ren ausserprdenlidien G^aai^dten beim 
heiligen' Stuhle ; weldie nach ' Au^r 
wechslung ihrer yoUmaöhteu Ober^ Fol- 
gendes Obereingel^ommen sind; .,. , , 

iis^be^ Hai^^ii^ in An^micbi. dar Jb9r 
klag^i^^erthen W«clis4^f&Ue, ,defiei».die 
kirchU|ph^n,|Giftter,J9 Yf^i^^bif^nenJeÜ^ 
rliamiin, piHerjiirj^rren wuriljeqi, .up4 bar 
^e^tt ipipdem ,W|i|«H^e, der .K^rclie 
auf immerdar 4ea < y ^ffd>ifil M*F* .Baaita 
ihrer Gitter vod Bechte a;^ liefern, p^ 

lidjußn Coi^ao^iits i(op. ^,,|l^z .1:^1 
vor^ubejugea^ versprieht dem. MVflPeii 
Stuhle». daas iSil^kmft die bj^aaiEto» 
Güter weder ferkauft if9cb^;roffMi«ta4|t 
noeb auf irg emi eine Weise verinssert 
werden soHen, otane die nothwendige 
Gen;lypigUiN|f^ de^siell^ JieMg^9^«Ues. 
, .^)^^^,, ;« 4om }^iWdjft,,^eii,jii 
selj>|g<j» i^nfofijjff,^ ifoi^fmm^fmi^ 
Dotatlpi^Ian fQr ^iflfusi.fiAd ^Clerua.ja 
sicherer^ dauerhafter und unabbingiger 
Weise endgOItig «if- Aus i tthf uu g zn 
bringen^ shvl der Ji9il|ga ,$tphl und die 
^ Regierung, l^rer katboUsehipi , jh^eiitM 
il^^g^;[ld^.P^nkt^ abari^elQfilpi^c 
r 4^ % ^.YfreBCl.eikawt .«aJl^igr 



ttiMiMOi «betfeüKttit 'fm to: J^mOm imc ^"^ 



M 



OMInmite :el Utile i>ri||cMi difficlwf de 
la iglcsi« ^aF«> adqMrIr,* 4rel«lrier y ^i»^ 
ftnMaar «II inpietfMl ir M^ ttatftafliefii 
ni rtsep«e todr cttpede 4e'<lleiMs'>y 
^«kwisi -qüedaml» t» coiiieM^D efe 4t» 
rogada per este CeimMf^ W9«il(|lih»a 

f^alfHliiQi^Hitlf'iy cA^cMMo sejle ü a ngi, 
IfuM d^ f0.4e Itaroidf) IS». .i 

.; 4/1(1. WMmir4«^'^>^:<^rMid ide^^nalt 
dei#iD(iK f^<|iifm.>%tfmie4| «enieiilaM 
14t Wffiv iM>/jet f«PKNit|ifl(ni pn la do- 
ladon qua.le ^sMi ^^HMlA« MT thOaiir 

•(•^^AnJ4i^ lto< vtndd deiiiMsiiiö- dffire^ 
«ifii El'.«Mertio/de SQvMageattdi m 
# ür «lellB ::tt>»d 'piDptalinrli 
diu tia*>£^ <y^ tada mib -^d» 1(^ 
Mnes iiU^ le tomü' dffvuMlos yer lA 
4ftliHMdaia. :Mn liabM* omsMe^iwlad 
aiv «HidiK de •dtoriani' de* la mayat 
partt'de ios;qae attn >iMi> M» aide eiMK 
jc«Maa^ .« :.Mi «MfHIi^iduiiiliM^ii* y 
« l»st «artea, «MMdieMfioliM« inexaeidi 
r 4e siTTdhirhBn Teaiä; diieiM» 
«) iddaft'i^|B0i- MM ;ie«NL' hMl« 
la tdoilMMI delt'flwa^lMltiltf 
mii^rnMv '«l iBoMniot de flu Ma^ 
t4ia )»npMidid/'d''«a Siit» Mte 
iMipndiiaiadM^ ddddese' d f«ft OMpos 
tetfataUAd de daMnaÜial', de aeuMe 
con 8«t ^OaHldoa^iiel inM^de^liie Mtilifc 
dt!l» IglBsia tstiiMes: ew' so» rasifeetf« 
vmi dfetaib , b*^ ^/oftwleiide ^ aiide^, «« 
haabia de tideai'eH« y^ aMflimd. m 
ittaIeK: lMelHi<«litfiM»av>«fidiBi iaaeilpi' 
ftaM '>Mi(iMfiiilbliii' lal pdprf'>^l * S 
inr 100' «de la^« aseüWifAMiearleatiaal^ 
dad» d»-ft|Hi8av^'ftiaitar ^aemu 
ciiM^elUetel.i«torde 



Ait.(Oi) U5a*la Sede^ deaeaaa>de 
fne ae/ Neir« UmiddiatadMtc «itlecto 
tnW'deUKidnii'elerNrv'aaiaN'd lu ftii Miri 
dMiiew|Mva el enito y pan^el-ÜN^ 
oidairjiaa iMNpaa -iiP Hpali f>ifwa < a< 



ranfir lkrerMai«Mt'^dkir1leifeitf n^fMleil 
das flrele and volle ReA^dlnr Kirkhe mii 
}ede ;iirt von «Mefo ifeid '^M^lbf^en^ 
siiiidefi ttt erWitriHnii wiiUian«ii(aiid 
alaiQgeBaaMi ^«fd ^inP mfraift«'«i«l 
Vorbebalt za benatxen. 

Es sind daher kraft dieser Ueber- 
etokanfl alle Hw eni^e^mslelieadeR ^er- 
ardawe«» aofgebatwit« aiamenllMßdaa 
fieeeu 170111 t. «al idü^ sowait^ ea!8iali 
In. Widerapnab' befindim : 
, Pieaater, waübe die Kirabe;toi9 
dia^s. Keebcs fai Zukauft, enrtrb^ Md 
besitat.« werden aieht eüfereebaet ia 
dte Matten,« 4ie in de» Caneardateiiw 
tllgewies^ wnida.. / > 

i'^iiilat, 4. Ki^n dessefbeti Kecbtes er^ 
ImnK'M Rbgieninv «bfrer Ma)eallt did 
lücbe als traumicchriBkie Eij^eiüMme' 
tta aller und der* einzetoen-GMi^ die 
d»cii das Coheovdat f estituin* ivtMrdeiii 
ledaeh- iu Aribettidii <des verliebnisiicer«» 
tent'laitaMdes' dea gHiaaeni TUeltei^9er* 
jatigen, «ratebenaeianfdit: veiftssen 
wairden; Hirer besebwevUchen V^m^ 
Mgri -der veesebledenea'wMerspfedieii^ 
dbü und Ungenaneti Ber««linanr^ Ihres 
Mnafswerfb^^^ümsiinde; «efrb#T)iii^ 
Mr die IMaUJttiinf dea Kferte «ibe^ 
attoMta nid ' «atar imattretebend ^ 
naebr baben-^'bftt df^ K^«ning ihrer 
VUieatht dem belfigen Stahle einen 
Tausch vorgesefalagen , wonach den Bi- 
acbbfen die Voltmacfat gegeben wird. 
Im « Eiiiwtfsiä n d rtsae mit threafeafdteln 
ite»'f f«l» der inr Ihven 'DlbeeseiBf teie*> 
«HfanKMcMigicer Mtaastelienv'^blltt 
die Reglemng zum firsalse m 'd1«sb 
aflr iindi> M <llffr:i)ilninnr''«ik'den 
(HMC aoi idehr<QMH>er«mg%are Eiriaeieb«' 
«aoiei»'aiir<dle*dreip#oeeiMlipe eon^oit- 
dbrte apaolaabe ScaatsseMid attUtttel, 
als aar -ftachaDg* des l^esaflunftvaifbei 
beugter Geier eifo^Awllcb 9imi. 
' 'JstL X hr< dem Wvdsehe^dass eine 
besdaaaMs' sitbere oed > miabbingi» 
»etatloD Mr Klerwj: iftid eelta ^safofi 
ZOT AoambruDg kemms, bat der taidUge 
StoU naeb Venebmong der spaaisdiCD 



II« 



Büfwu «DMlMve y<b«p«iBL;«W.tN.)irffMtaMaM. 



Iwito. 4«4ti»4i».te' QlroiimMiiicIis^ .Hk 
umFfr ;iHMMiul,4e lih Igtosviw ao: ka «ni- 

- ^t . j . .' 1 "4 I . •/> . - < 

-I Aiti«. «eito «tttnMM itte liifMtw 

bienes enameradMen^ iM^niMliNr Si 
9 4S > dii/' OonciMit« 4te f(IM ; A 
Mtert >iMi bwMs Jtf«iB««vP«<M!lM 
7> olrilS' «Meior-t^ae «ii ' ciiilq«l«# 

dos OSO y al MpMIttleM^ 4e 401 

de:MlMi^Mrr««lWvM ^m: iiw»; 
r.Mimif»;iip4Nv:i«09M4iia( Mol las 
4eQMiiiaaiQDe» 4e g(pb«MHMi.. ümai» 
f.it^Mi-Mwto .relefiM.itar iflette'/n 
pmqMiMl loa^ iMUMdt 'dr.faMtMPiM? 
fi«s.#iHic»iiamii. Mii.^ttaitao4a$4iiy:i I« 
ljMi0tfe«3 ry> «asMile.eonMSioik 4 Wh 

fifiM A||W0ia9tl€|IS« y ^9t* -C^^M tWMf 

]09.:e4>M99.rim flliveii:>«a «) diii.piik 

<| .ini|l«V>1^ 10fi'«M.<ie 4ia^imr4«0liitM 
«i ^wov'y.imbltaiiiotr (i«k<iiNP •^igoftar 
dft imlNp .l^MAt'' aaiufOiiO!,!«» %mufn 

•T- ■ '.■ ■■ .1 -rN-. r {. ,• "-ii-.?/ 

•, • ,i •. ' /. •• .■ .•'. -. / . J-'.J i 



p .ÜJ^UM 4e .tos Mttsi 

xHHadapi pnawiNk prav^hmll» y «laf« 
« pl CijincQK4«t94 ' i..:r:/H »tu 
,; f,E||>ifiiSinftfMii^la'«lttid«l dikitoülir 
ala. .«l maüyia. -fse^.Macai 4 1» 9mm 
3iide/i atai^ ia^ipreütefipaeniiitar 
.fimifte valii^^ :ik;«n -üsiMi 4i6aBall 
«itani»iBl(M]»po>#ue»iwi^pirtioiilan9 
cfreuiisiMifliaa Mürkte. i .te.isiafiii^dMi- 
iener algoüifinNK rilaietfelbi, japieHa 
Utiwifüifi» eiy«irs6'4e^la f>gi— iüiaüi 
iflilaiMM» cAolmiparte/deiiit natt*<A 
-JaifMaiklniM.ilaMi^./' ^m.hU '>i>A iü- 

UJ^OsiUSiJ: T .' ^.i*l!hr t.:V-< ilMO .»'U^ 



a» iK »faiUfpaifnifaliit »ua 

(»liattea^te»->y(!ihli»ii'ir»^eii<iSWi< 
aiMiKiBNBac» lfilMi<(f«r«aBbe;HiittM 
$elMwMfk«il 8iMieDf.>dass.4ai^ciig^ 
g <»a »t uTtMi*i' >raiff«riec . MpascK.^v 

Kirdie «i')e<M>r*>lllKe«^ ' iril«' CDmH 
wetebe hi den Art. 9t. imd SS. des 

«biit aüiMb^ di^MM^blgtttett, BNitti^ 
^e^rPMim« IIM> itid^irli «^Mtade, 
wüCBB wa irgem eneni 'Ofie" in iier 
Diöeese zan Gebnnebe and ziil''iftMP> 
Uh«. danaia€bifet>tattiaMtt 8iiuL*filei- 
cheil«MaaNlratdai>TiriMMftBi^e «^ 
biida<«'inrlctei<Ar I Jie> Votamfw dOT 
IM«mr aiaatimml sipd^ iM iMen MmIi^ 
SflrMi HUdi. 4MgeJMri9»n Feldern ^ ^^ 
lumkmkati iM'fieiMBiinngni-dBtafa^ 
fta^(4natfiotv Mri'-MMbre,!^ aüMfrbi»- 
MII4MüiHte atoenODfllif^die QeUMr 
flrit4biw#a^ 

fOdfliHklrQbüeben'4 




MI dM^idi^Mliitt, i^9kb»v«Ba Ar 
Inack^Ml itrtllMHMWtfestl 
Uensi MdkHMMMcbMIiiii'f 
•Mi,ii0a«ie diiiJiMlpwi» JliebMfitaiZ»» 



•ivIfMttft'.iWOft .daii'.>4wf^aieüvlMiM 

«if|<iMlte»nfitlMi'>wiri 

Aa diBiANtÜmi, aaHahaoiri 

HbiHtbmiiilfti'Aa 




Biscbof in einer Diftcese wegen . 
derer ItesOnde Ar die Ktrebe nOUlicb 
lAaahleHhebMihr gO at z M iS CiMiidMi* 
cii^biUtB<sdiaiaMii«dflMfil van dam 
4Mpin inafBianiiitiififteBtoHpi/brafeiii 
jkoMBiirar atiner dttiftflMeBli^dMM» 



S|»ikliMlie VeMM^^ HcfwMw^SSI. 



9m 



intrasfeHbles, asi por er^tiMttirtcM valair 
de M iBMii0»^MeMSj' wHo 94r dAyt* 
M ««lilil'^ los 4«! Ml fM «i^eii*^ 
dos §f^m^ m flMncoMitb. /"VMtcadi 

mit/ likfilh «I Bäi9»f^UM^^mmBf M 

Mos «M Mlli«)||IMi «OD MVegto *<Mll^ 



«M r<ono iiartetSdleiiiaMli «e^^u^^ 
ttnliHi , y m le^nflvooi * Dit udiwu i i 

dtii lii«s^tteciMBdto«'MI «linii;ji«lüOte 
MMor4lr Sil liigeAM sK>ioUigiKi*i|^ 
fir «»Dln»l»M9/l« i'MKa J i oBii rtt d rti 
coivdi|>€iidliflfeF'««ciMidiico^ .^ ^ 

...•..■Vi.! • .-/ Mfjjin;»^ .4itj fji/ »ijfc- .'..d..^ 

posfcion de la Aatoridad üetoprtUyM 
notoJidci i»^ar!lQtQ^:;ia JMnda/pd- 
m^Me^ EaMa-mgäe ^4k. sAir ^alf" 
faieni diioMMbiifi iviKelMg^iaCM^ 
Mnttiide*«! lü9«Mi^^ «l»Hi^''iM*» 
kirn ^r4afiiMü««Ma9t4Mii#i^ 

aiiütttt^4 ii 4el''ri»r teotii^tiiiüai 
iieitawIdB para' MMrfi4al0g«i* 
m tlni^oiiie) mnal'r^{4t iqaeit» 
if ealtirse «i-fihr«r>«d«!^l» Ifüftter id» 

■Mdi 9M eitoi mtaitte^ä» <di!i dto^ 

lUMtiil'«!^ tUgtaki 

Art. 10. Los biene^^lrtfltlli)MRI»«i^ 
k fapelmlas -tolaffvH ri otfas attne- 
)aiK«i nifidlidoMo ptiriodas'fiunMt^i 
qnli d cavt dd «I 'pMilM*>fiRidle 'f 
dwtüiD f de lovmfterltttfl «iTeelM» 
^oeeift'^Mi jMfdiil tt»4NMCln<'diflK 
pitidme mM'y p d a to tni Ou n^g^WoB; 



' Ate. 7. 'Weftn dneli«' die; 8in|ri»fO» 
die* deiii>HiM9(4i oMenoirftiKty^Mtor 
absi^Mtttlt »hi*\f'soneB d^iüielbcii'dlv 
Titel oder anObertragbaren Efnzeicli» 
dangen sowohl fEkr den vollen Werth 
settHifcr «lllbr»«lii fOr deaHTerMifii- 
#ertii d* seil' den CoiieanWBo<*«aer8tt^ 
sfrteK^ddfenfigtlieii «MfrifefM vMddDir 
M diese MMeMoor wiMoIrt, s«^ife<t< 
(erflle vulB MMfeiiiMibl» talMrriilwwf 
be^tBinleMf^teir tSaMi^'iOralicIi iMe 
Mier aby welrlieti^dmite iddD''Bntiüh 
didaernConoMlon deniffmiif 

' 4)ie« fitaietab»Miai <drerdeB!<' (M> 
€loras «1» «itegrtrewitr -iTheltt «inar 
DtiillBiir anrereeliiiet4>.iind>dle Af«»^ 
fendeniiiscldM^ «irtMeiriesrdiiof»!!^ 
m «Miffe'in tder vbwiOolMiilttdte <miH 
gresehriebenoik VOeisei ote AatfHmn« 
sa bringen. 

fOi^ltebai IMIMitae^estCietw yet^ 
««MtM'üfeliBdieaoiteniQg (Ihrer. Bi*n 
MtoiddD^nemroiidivtt! M«e fflMmotMl 
«Mb lfa«fcg«bef )eider'^Meeie Msa«* 

^ ^«Kii;«. 4S«ltte . dnrfh ifMinehnMV 
der weltUcben Obrigkeit die dreipMea'^ 
tl^rdleMte der^MMtelwA Sttatsatlittld 
Ingerid Vnrofinderuiii^ wieil) A*»t ^«R» 
Mden, so-^terpiloiMi^eitb ndid^ftogSet 
mti% Ibreniiajestit derKirehe> atadmo 
•0 tMe 4ialbeflft«bii«<ilnz«ldMn9eii 
auf dle^ mitMSm fterdrelpMfleoliflaaii' 
tevtendd- Reale bUragpbtp, «Is aoi^ voIIk 
mm^m Dbcknbg des PHüeben ^ vOo^ 
feujl M «BOsMii der KMie' (MMfamorr 
(efUMerflcll Mfld. ' s 



'^ 






Art. 10. Die zu eottatfTen''HBI(|ff|fk 
nerl^ «m^ifamiclien li iijiiiet f amUen- 
stHlimgeii ' geüOÄtfdeÄ*' ärtw, ' weidui 
i«r laMnd* Nif Os »eoovdem eMMttm 
«na -ftureeiDni' und «egeo der veosMof 
dniOn< tvMbaeii wioMadeü* RMfete-^ls 
;md «riMrtlQiiti-iOQiiir 



Buitt. SiiMrffldia.lJeWreMnBll iVi»«fi6-l|o«wMr^A«»9. 



4e 4M »qiif M «iMte, Mün obJeM de 
9B fOiivfulo'' "piflifliinr 'Celelvido mtav 
I« Sun« .804» y«8ii Masestai CMHci. 

fi */■,.....,-• . 

iUBt; H. El «MMtfDO «de .So Jüg»^ 
ttadv «onfliaHDde le esOpolidd) cn el 
•ri' M del GnMtiidAto, se eMipt de« 
Bttvo ä satMiMer die ||M» «b >i' 
fcfi '<pd.'.d»'€iHnMi MafPdese'ceiH« 
fdmfiV' fermMi de tu f«p04ni|iiM9^ 
Hm, Vi soMe -kü.'klriie» feadidoft ea««' 
Mbm iNir bl EMada^ ^aiaaiift 1er ^|H* 
abora se le eeden, onaeaatMid aliall«! 
^oc foapde ii pealMe pfepaitfoo^eoii 
las Brismadieargis. VamMen'ee eom^ 
praoMie d' coaipUr paraaiiartectt-lcf»* 
iriW8^iiaMiea'lat4Ml9aelaBet fueMH 
tnfe <el>Mad«|itrie8.pdiTaroafxrtaeae. 
r^ HUjtl aa da /de-'dkiie aflfcal«. ^ 

. \* • • ' f»«- 

Sa; iiBtftoird im aenMiD miste)toii 
el eardrtertde>coflaiUAna 'qifc leAftlildt« 
mllid' de üü «fia^ree«taeiea.rlfesteafgi^ 
^e fiesan JiM le» lüaMt^meilrioii«» 
da» «s el pdKfafd ptfmeDavdei.eate^am 
tfcnlo, y proponga la eantidad alcada 
^ tnmriin dr:dHas Im tie aatlAeer 
el'flrtadikM ;■'•.?,'•.•'•''■.•.' 

Art. n.^ hm MsfMir « «OBAnah 
tM «evio^ dfelHieaio ed el aafc aftrdfi 
Cüictedälo iAMribifedft «tre Iqs eoB»" 
iMÜM ' de* riMitfaft axlataifltea en aas 
yeaiwitt f a a - dfteeaia «laa; > faaeripnionea 
inftwiaiertMea' eer r e d po ü dietttei» ya die» 
btiBDesde ao profileddd qoei alMra ee 
cedan al Eatado, yi d loa da la lüaH 
praeodeaeia'!i}ae< aei'faaMartiD vandido 
en vtriadiile dietoir CaMondata, d 4e!la 
ley d« l.<» de Maye de 1855. La reata 
de estas insrripeiones se impatard a 
dicbos conventos cojno parte de so 

' viErt; ISb ' 0Beda eii*»ao ibena y vir 
gdf )9'dl8piietto en M'Coiieafdalo Jücfca 
dM'dapictteDto'iqae Ha dedaf el«itadar 
parti'^el* -pai^a de^ 1» 'pensianiea 4fe loa 
>eH gfWa a i de*.diibaa wsaa, rcetfio lani^ 
ariit'gtoMailbt' eD(te> 



ea Idar^üli ^mm^ aMü.eliibegnirni 
nerd^iMweii, aalleii.liegewdüA'tiaer 
baaandüi'IMaivWwft zwMm» 4» 
Mligf» ^MUa ml flliier.kMhilia^m 



h /AH. -H. . JH^ KtgMnii«. limr Mi^^ 
SU! MMUH daa dff^ M. 4»^€m:Q^: 
ddli HMd/TeHMIabfaMi) «fa Nu», Hi. 
gaiMdiddaBaMKliea waaciH 
»veaeManen^dta» mr^tfiar 
r>fWfldbe Duf dtait jvm 
SiMle aii|MiHif<)MrlMivlle»:IM(am.wdr 
aifff^av Jürt «biatiaianeA fiiImii^' «Iw 
Soatmie sa entiiclitea, welche aii-lM-r 
aaffwi ¥tanlMhiingfn 'lihiMIftMafeif di* 
tivcrniVeiliUlnlaa aMit. Sie mtpMM 
ffliühflmii ■ mt >.ifci^^Tiwtt in. aciiiflkll« 
dbesMUMMei diti..Veifileblv«W 
ZQ erflMtav tM&da» /der. Slaa^diMk 
die H- 1- ond 2. fenannlea ArtIMa 
Qbemamnen bat. 

ut\9mifMk'4$xm\ yMlaabtt CateatoiaB 
liMiAt'iabifcaetift^^ vm 



9te!ifenaikaMmif'mMe «irrdoiim 
f. 1. ]esea>Atllhala^erwibMn fiitaiii 
mben, und nm die Snnme yonaacbla- 
gcii» iv^Wwdar MaatiAriHeaelbei xo 
taazaMH|(iHtt.vj tj. > ,,. ^. , , 

\ktL\i%t. .«eMaa devBeattaüHmgHr 
in «. S5. das iMMM» itetlbaiitt 
dtoiBtaebAfiriiiittcr «er totlbm OHteict 
yüBgmm iWoimdMabatay dte niAM^ 
ti«ibav^»nl 
gibe^daarabl darife 
HiftMi «fitarc, ^i^pKOid Jetit deüStaatv 
abifafeptlen Madeft>'A dü^anllifau vmb 
8ilbaBpUalpsdn9v'«mclie' taift besmten 
eiDaii^dalBlirieriidea>/teaetaes^tvaai 1» 
]M>.m5K.iraPkaiaftr,inr4ani - lNa> BaiM 
vaft^^dteieauiHrtii lifciiiüpü •> vMritsdte 
besagten KlMepfr^aJaiflMd Mirer MtH 
tia»-a99a(fc|ipet., .; • ^^^^ 

- Art. U.< Es< bMbt in «nft^mi« 
Mftntg die fieiHinmiHi^ des tüeoDar-' 
dat»ibfaialebllildader ErgriftEUiif 4 -dld der 
SMiftt fttr dte'AcMftang de» Pensione» 
aardienRMIM^aHi büdMei «fiaehMHea 
icdia^'.iMid.'jeM»i diao'^lai^ 



i'JB. 



'Mifnmia , 7 '«^ertu ^ *iv repMTMiüi 
ftMim aS ctiltoi^llfiMdo s« (»Migii/ad^ 

IftMbs («ilileiiM^rtegviieittauitmd«!« y 
^ fVoire«r'&'l« fM««iOMiudeilis Miiiltt 
ide^'Ofiei^V aii^Mmkies,: nertitaiws 7 mric» 






taieM^ ai&^ desttitaHl eitüilIvMiicnte <fa 



glJmwtrte a— «i^äftla mia a m rcBta 
aa > codipstiBi par .lel. aia camiw 4ld 

t/titmo^ainiiienio en ttia «ttlldad*4ia, 
qoe se determinart 4e 

:la>lgla9ta!>r'e| Ealadö. 



• II eatad« avplM Mao-luBt« 4U|qi 
M> CMitiiiad:^ ifaUf ' paM« aoÜPirila 

>aaiiitaclon^ eatieedkia «1 ciHttipar 'jel 
«rt 34 dM CoBeaidalo. •: ./ 

A». 11$. Sie 'diidiMf tM>diJM«IP A^ 
lft>iite9f«<lBilnfMiJ|dii>4iiiiiiiqa€/para > 

'Caiiplemv 'Sil datadon-w^astaUteidr «n } 
al pinafcTHnwitaX del artj 86.'4al CoH-^ 
aardätiH^ y '«etap«rtM^T'%oteaiii^ dMia ; 

•ttnpasMm »eii< :lda idrvMa^ «ititiefiiii- 

^dos. Ste eoibarg», ettGoMonia ^eSn 
Magestad '86 tfbli^a d a^oader d taia 

fteatasaia <qM por>iiiatiYaa.lacalaa'd>>pdr. 

dudqolNP* -oCra-aaiisa It^iduiiaii'Msj 

•Wspas. pafli icdntdMr li8*.tealaB-4e| 



d^'ilrt «6. aiNb/M. iMr die 
4ar.KtMer.ttiid »feNgllRn 
4^iia8Sf]iaaliailaii/ waUte^ da»:.iid»- 
ittsel enriclitel werdeov' Ali ftbar 4ie 
Aasbesserang 4cr ittrohen^ •und anderer 
Ar den Coltaa bodmnten Gebftude. 
Der Staat verpfliebtet sieb Oberdem, 
-dieKirclMiv jRielabe iiiotliwendig.«racb- 
^al4WcrdaD4> *■>( «^te Kaaten atttar« 
•bqudM dam^ wanijpaii.rfiach- ftberirtiaidan 
LaaeabfOdeni^ die aas ibirtii * iOMMr 
-MWieadft 'wahtep V Peaatonni: W/ffea« 
jaiil8a>und fBo dl»<Dal«tlon^er Nasaa, 
*4ftB ein ABU bcHJaMen; imoi^aa. de a«- 
*«!•> def ifiapiaanet Siariatane ood «Ar 
4a»i G«lta».4B den Kirdmt dar <Ffaneih 
klöatep^ te-i jeder ; Dftdaeae Sarge m 
.taage» . »>•.. ^i- 

nABt^ 14. Die > Jleirta dar* I w i M gau 
««RinMla^.waMe^'ellieii 1)Ir»I derfeffaih 
wlfiigeii DalatUm bildet, wird im Zo- 
%aiift aii6sabll08alieiillk4ie>Cultaslui8taii 
bestimmt, mit Avsaalmie 4t!r VerpfllrtH 
tangen, welche in Kraft von Ueberein« 
kOnften mit dem belügen Slidile «uf 
•ivilnatea 

OerJUattehs Batng. dieser Ranie 
wird nach dem« Dambsebnitt einf)a*4ab* 
«es wünrend der letalen mnf M#8' to 
einer bestimmten Summe beMalwar, 
"Wlcbe dttreb Uebereiiftnnftizwteeben 
deriKird», «od deaiStaate festgsattllt 
'Wird. ^ m: •;..•.;. 

Der. Staat vM biaber die fimaam 
crginien, walpbe noab aii JMLoag 
dar in <Art.34.- dea.Claocaffdats <Eagt- 
^alttideBeBi.AawcisQng febk. . . . < 

Art. 1*V Ftkr Eigantboffl derlCiretfe 
Wirft •«rkllrt .dir Jlluflicbei AWflage, 
Wel^e ^sarr Ergaaraag: ihrer »DotbUim 
ia % 4. «de» 'Art 98. dea^ OoMordata 
Aaigfaetbt' .worde, and > wird ; beaagle 
Aatage^B'dan dort «beslimaMan- JitBian 
Yeftbeilb«d aialgcfanlatl. uNiebtadeafa- 
•weniger .TacpücbM aieb die .Seglaroag 
ibiar >iii| eatlt Jadeamal daiaaifoelazli- 
gaheai waaa wegen. Ortlichar VaaWttt- 
nisse oder waganüagaad eiatt;aadaan 
lliaaaie i«a. MpMfr 4ieuiMiia.iin aia 



Alfer. 



He^räfetnyi 



:4le! It' rMMte 

i'^ ft4* tat.<«»iMtMt j ai IIB 

MInkios m los amealos a.. 



ArtU. Ate 4f 
»eilte It MDlidad 4 (|nt <t«ta 

rla fli#od.oiMMUt''iiiipMiiloii,' cadi 
Je^tMeiito coii> ra Ctbild», 1^«^ ^ »^ 
mt^ym hrwd t d 'nn -putmi^etl» 

iteni^Ddife >t| fisiMii» i tat' 
icli>imt4el' fiaiMidatar T^ifiira 'dtMp> 
-aiOM^iaiMiit« enicadt «ftM'lidtaii^ 
jndMcs' res^cU)' de las mAem^m im 
estableefde en aquel an wwmMmf.mk 
HMHMHK'PiMlrinrlai Okii^as, de acaerdo 
•oaft U iSvUeiM, «fiar por «Q.MnttM) 
•Mdia iMsdo «^ lo «ij^ las nnftsi- 
Miaiet^ «e laa iglaata» y Mar laa dmuis 
dMttpaUnciaß «tendiMs. 



An. J7. Se proeederd iDmadiatli- > 
üe ^a U nnat a ciennafeflpciMi de 

^patro^okis, altdaar de lo aasferea- 

.aiadai.^ tDOtertaio ira anttt 



j<-'JM.> I8ii .fi «tobiefnaf >'dd) Sa» M«- 
igaatad< «onfenadndode i la paetciDitoitti 
el art. 36 det Concordato, acogera las 
naanfabka pratHtestaa^ae pan anaiento 
A aalfiiachHic^ le b«tas los OM^pas 
«itiDs ottaa^ptevistos et 4vtlti^ aitiailb, 
y seoaladamente laa relati^aa a Seatf- 

. .itft. 1«. £l^«oUciiio 4a^:te Ha»»' 

.atad^. toma^ndtaia . d« laa 4esaaa 4e 

cla -Santa' Sede, y qaerieiido »daiß an 

' naefoi teitlaionia de si inne< 

i4 intoMHMV'iia'^olrHis 

•ilaliiav sillo taMlilett M» d^irllliatea 4e 

4a I9l«rti, dteUra fw iM» paadiA dMe 
•A MrceMmaiotL^e Maodaa dütesaaas, 

düai« laaTaspeeilvtsfreladae eetiüaii 



MaMba «ecüM^MiveianaaK 



müaridi« 

tfaaaMHan aanaalidlila AeMU i« y«- 
iNBidgiaiitttar daamAurcli.M^I., -«iimtf 

atdlatannwi wai Zaiutiiawib ^ ^ . 
. ait M. Uaii «aaaii.-dla: l^oBHpa la 
4 «üfV^lMr, diai^analkalas AaC- 

ii 'Wim ' jaMll^ 

Im^iSiQirarallainiis.nM^ aaiii^9 
4im^ -^twH»!^ kmtim M(. ainan 
■IMteiaaMai^fdair.H ioti g l a a^ üali er Wftcaae 
anferligcB, Maai er bei der4«Ml!* 
8«« iiah an die Vonebriften des Can* 
aardats bUt Und am in Jedem Falle 
die Anweisongen, beaUglieb deren im 
Cancordate ein Maxtanom mNi'^afai Mini* 
■mam;)H^wm. WHNf y. juniierindarUcli 
4)istniieiae«, l^mm '^^Bintj^tf^ ^ 
Hmww tl iid i d il» mHpfly 1|egkra««;.«iAe 
JillMaaaHaa M9^^ßß^ Wepn, ^ 4}e 
>lMdAifBlfiaa<dift*»Kirfibett»'aiid- aüa. aas* 
jMTaiifni bMabtcBtwaffÜie llwstindf w^ 
fordern. 

Art. 17, Man wird nnvenOf^b xu 
der luami CJiromsariptioB. dar.flfaareien 
sahnilaaiiaifc^dte WtrOaatu dar zvi- 
scüdfe^MdlBD'Mftohtan autai^^ecattien 
«ad varainbaft 4rairia. 

Art. IS. Die Raüerong/ibrer M^ia- 
sat wird ffemAss der ^orscbrift des 
Art. sa. des Concordats auf die annebm- 
«bpaeBJVorseUiie HBii|Bie», w.<icbe ibr 
«icni-Wabdfetiwaiab ¥<rniataiiMr 4er 
A n a wlm a isa te. danidaycb.' ba sa fiwi 
Art. vorgesebenan FUtaoi »acbeii., iaa- 
*es#piMMb4f ^flfM^ll der. Se^oai^f^n. 
.' :Aitiptft.)n£iitapiMMMl ieai^ Vtriaa- 
:«e* idas Mügen iSlnblea nad lai.ia«i 
<^a naoaa Zangoisa m gebaii 
>iMt«aiiftiH|ablaai< iiUbliMr 
m «todttrlüaim itonAim »ebaaaat aabr 
«e igeMge* anlareaaea 4to KiKba ta 
ftcdems .MhUrt die Begiermig ibaer 
MAiasl*!, *sa fli» die AM^lbtiv -«an 
>liöaesiMrnaden> niabt Mndflnk «irt, 
treB»>iidle becnaABoden jraHataalMre 
•Analbng liir» MogaaMsaa Mfink in 



«^krteiiMirti^^vM i6.^liM(mi(nt«Mk9. 



«M 



bradM de Sfnod«bffiMMt|H f^r^Mj 
otros vtrios pamös iraoos e importaD- 
tes, se propone pon^i;^<()e ti^v^fi POW 
]a Santa Sede, consaltando al mayor 
bien y esplendor de lalglasia. . .. 
^^'Voi^mm ;' deciaft^ (idFbcJ^iMM 
fAfr 8«<.Mtf^4«P iMHiliftcliciai« ll»i4^ 
que se Uftwn i efecja sip 4fimpr{ ' 



dIsposiciöÄÄ'*! ''MmrliSio^W^'^^^^ 
se bailan peDdientes de ejecucion. 

Jii i:9r>il'jti\'«l '»ih iiMij;» {! il./tM''*.«! 

qae de este nuevo comvepia resoltan ä 
AMgl^^ite'lariMMä/^^Sift^M 0»'' 
llVe^a«f^IipsMH#BM% S«{ifatfqMd S^b 
t6Uca« na.acprdada eueader,.como de 
ii^c]to^ex^»ätfei>ei^9i^o iWJ^mfäiib 

a lös Qiei^es , .eclesiAsticos enajenadqs i 

de Mayo de 1855. 

donal al ^oiemoe y vigenie Concordato 

gmtüBkni en Espafii peirpetliamettte coino 
i^r M^EalAdarfidtel msvm nMMlol^e 
dicbp ConcoBdatQ. . , ,. ,> - t - o • 
'' *Art; '2^2. i- i canlfe de las" ratifica- * 



ciones del presente Convenio se verifi- 

Arnes ä fuese posible. 

ED fe de io-'^edät^m^tttHätÜäi' 
PleDipoteQ4&acli^ tkkWMrm*^i s^iado 

SÜ de Agosio de 1859. 

Firmado.=:Saiitiago, Cardenal Anto- 

Mlli»iHfU«iinfdbl S«iio)4!«ttMiD,iAih 

Mandamos a (pflQ^ .los^,j(|(}|)ilinaIei 



OS j 

JnsUcias , JefeS^, 'ÄÜbM^doie^ y aei 
ioMidades, a«4ii^il« «oiii*»nMltares 

Iffüreiftoteiaai teikiaMbf Uns jBMukix*» 

Da4Qf8^iPal|K#.(i4r1M(ni)dM(tH4#e, 
mil ocbocientos sesepta«,, 
•' ^" "^ - •• -Wla'ft'öinr'' 

Santiago Fernaadez Negrete. 



M^tH^nlirMetfAlifrt sie ibre Ab- 
sieht, sieb über die Abbailiuig V4>n 
VfrtvJimliilapMideiit und über andere 
verschiedene schwierige and wichtige 

'jtm dBii roHpirtifct ighteawp ifarfheii and 

mit ailer Macht miiwiriten, dass ohne 
AHficl|Qb.f)ie.AesMiimiaiiffpn Ass Con- 
cordats zum Vollzog gelangen, die b^ 
kl" ncAlb^^i^ ft£mhM^ >iAk^^ 

j>.Ait.itt)J i ..AfigeBichls;iil€r>(^brMlla« 

i AeillgMÜ /Auf üMm wiadeiiiolMSJttlip 
i^lM^«at||tt Gew&brMistaig^.iWi^I hieb- 

nanntent>fiito«laesji i^attiu ii M « 1«65 

Art. 2L Vorstehende Uebereinl^unft 

wird Ms ^Bbsatz' «n Aletrr i^rliehc»! nnd 

Jui .ICr#. besti^b^def^ Qoncorfat vom 

lO.'uarz 1851 in Spanien immerdar als 

fltikag«9et«f|ii'ebe]i^d^ Wefi^cfAvil^te- 

Art. 22. Der Wechsel d^r RatifiM- 
tions^U^iindetf '^e^UtiÜt«^^rWb^- 
jMmft ^)vbrd>bin«rbi^b^dreiel Monate oder 
wo möglich früher vor sich ^ehen. 

^*iat B^gTaUbiffuhff dessen baben die 
iM^eneidmdtedHevJHnlchtlgt^ gegen* 

{*Wfe«i?f*f?**m^^»»<* "^TfP Siegel 
bekräftigt und oesiegelt. 

' eigi^n ^ü ftom ik tW^ÜeniM' 

'*'* "gei'.yy; Cardinal AntonelIi:''t. S. 
iti*itgtftiAllfort» d^UNTT'lbl^. L. S. 



II 



<! i 



(Ol KiaftxdMseD'l) •'•': = 



.:..H;. <l 



iSh, BefeMshabern , Gouverneuren und 
taniteita fileb»vd40>: savHtil^Uh^rUchen 
,^ mfUtäriscten ,u^id.,Urcbapben;,.yon 
Jeder Ordnung und Würde, das^ sie ge- 
>gäi#tt%ei 'fitiitzüi «HM>;hineii'Thei- 
j.^ b.eif^ipftteft..nn<y||irt>i?cbtffl|,j.AiaW. 
Gegeben im Palast den 4«.Apri[ 1860. 

' • '""^ Ic^dlel^bnigin. 
'M^^Miäistd^ fnrOnad%n Und Jdiittz 
Jacob F»i^]lad4iez V^gi*^|i:> 



«ii> u.Küiiii^bn \ .'H 



-iiÜ 



9€iber DiMnMfbntien 4es INmiofui»-, 

„I«t ies naeh canonisehem $adi]ti.,.iiil^8^« yon^e(ai(fn'.f0iG^ 
MttMk PfarfbiiiaAoitim eiaeii Ttatt dir I>eteilMi abmMMi iWl 
. dä^selben der itaibeinitl^lte^ Pfiürfabrik au äberweMea?^ . 

' */ I. E« stellt $1b Regel de^ canoniiehen Bechtes fest| dass das 
lUrcheogut im AUgemeinea .ün4 namentlich auch die Beneficien in 
.yuMrlntegtlÜU jbu «vhaltan 'Sind. Dan Mtapttcht dittA «tmservallyMi 
Oe&tie; weichet der Kijrcihe nicht niir besllgiiQh {]tif)^ gQ^tUchent Dj^^ 
•paeltunis in «beolnlet Weiee, soridem auch in geir faa e i fa ' Waege h»- 
ssttglTch ihres irdifichen Bestandes innewohnt ;.Niciit inaider ht ee 
-die Pietät der Kirche |' mit weldiier lAt in g«whi»eiihaAer'Efkettntlitll- 
j^eit ^n. WiDien und die .Mordnmif /Jen^ ,ehc(\. 46^n..F]^igeWi^^ 
<^ei eine Wohhhat verdankt. : <. 

Die Quelleil des kirchlicheti Beebtes lassen Sber #lMe /est- 
steben^e ßegel kemm Zweifel ' • 

Das Sltere Recht' scheiftt in jeneti Canon. def|. secl^aUai' Cöncüa 
vpn A^les. (813) «usammeDgefiMstf welcher; Ia die .AuDonltuigeW des 
Regilib, Burehard, Ivo nnd Attsdin tibeif;egangen und auch von '0ra- 
'dan aufgenommen worden ist: . . [\ \ 

' ^Ecclesfae antiquitns consdtutae nee decimitlitc nHa poescfa- 
äione priventur^ itA nt novis oratoriis lrii^[uantur.^ ' , 
Cqqcm Arel» VI. L L c« M.; ej 4a. Ca«s«. XVL yi. 1. . 
" Ans der Dkrstell^nis^ b^ ßratian Pars tV. qiiaesi cit Jgfi^^t 
.kjUit b^nror, da$s über ^das Feststehen jener Begel keinerlei Unsicher- 
heit vorhanden gewesen » wie silsh Üäs auch dem Geiste der Kirche 
gemäss nicht anders erwarten läsat. 

, In diesen, altem üechtsqnellen ist natiifich tor 4em Behefietaas 
des Decretalenrechtes und dessen Unantaistbarkeit noch keine J^de, 
da sich das Pfrdndewesan erat mit dem Ende des ersten Jahftansends 
;litf£l der friiherir VermÖgenfiordniing der Kirclie /entwickölte, 

\ Begiunend mit einem Canim des Gondls von Tours vom Jahwe 
1168 g$bt aber^das Decretal^echt ^1binläng|icjtl ,^)ig^S, dayoi^^ dlasa 
.ßs.^die aUgimieiiie .Begel SArii mbesondeaa . «nf jeaan Tbeil 4ee Ki»^ 
thengitt^s aügewetidet wissen wolle, WIdelker die' beh^da bildet 

^ c' 8« X, de praebendis et dignitatibp (JfL 5.) c. 10. eod. c. 
Jiöi öfti!-,!?^ ^6. eo^L„c,„u|i,..X. ut ecid; \)en^fii^%..9in^ ,4fM9u(^»« 
CQi^i;«it^,(in> 19*)'' •i'^'X't' ■"♦ ' * ••' i*'t.. .. 

Dass im TrideatiBiim dia eonsenrative Regel des kbcblichen 



RechteBiffctififdü bestUttiiit lf(«rniulir|;ao. Auisärudk etiialUti , ^d^rf 9ns iM 
dex weaßntUohternfuemden und jQeAHrmatorischen tRkhtong diäs^^ietut^i^ 
öcuinenischen Synode nicht befremden*.' iKichts. dbastoi Yireaigeii? v^e^il^^ 
urir ^(lät^Fiind^n), rd«iB daa^TridentiHüm «llerdmgs die BegeV/festge.- 
kütäm und'dwsehälelheBohjcJinkt gfitstatteton A^a^ndbioen tMBtiitlgtijb^bA* 
- i ; Die i&o«frks ^ab^r .über misern Sato <lfirfen yfij wohl (»Is. 4^inr' 
hellig bezeichnen. Insbesondere lassen ihn die ^Qanoni&ten vVqq je^er 
AHiätk StäMälertüig . des Beiletfi^lums gehf«, .w&lohjß.sie im G.^fensatz 
dev'jdik^isio düB diamemteatio beoaficü h^nemien. Dl^äe dismfmVai|i,9 
iisilSAneii die* AUösußgP em^r Quote, d^. Dotation; ei^er.Pfrü<9dfv uip 
damit einetn; andern kii«hliche(n .^w^c^ zu'.geMtig^n, Ist 4<^ser.die 
Ikri^^AtiBij^ii^iner neuen zyreiim Pfründe, .so «h^tj/ii« ^ivisip benefi^^ii 
BUtt.i ,','.':•••;, -, I, • . , ^ .....;:/.7 

• • Auiß difer;£'rage:r quid ießt.disuwnnbfatio.?.. erwieÄer^ L^^^r^rnft 
Fo». tolmdfw Pars (IILiliect. II. cap. U. §. .1. qm^sti(0i,94ft:; »ßl^uÄ^- 
faraäol^lij(|tiorutn» früQtuvm.et.reditimfB bencfidi aUj ip;^9 b^aefifio^ 
ut alteri beneficio vel pio loco applicentur." ,, ,^^^^f> 

jUiid S4hmiUigm4t€ß^ ;äagtr, ;,J)ismei?ftbr§tip ;,Jufic gc^ri, dicitur, 
qilandd iiMbiU^nt^4)iu»]<ale J>e^fificii ^ p^rfi , jpjon^riua ypj ^ru,<2^iju^ , ab (09 
aÄfertur') jp^ .»Itßyi.'bepeßßioyiyelawlesiaet qqjie t^nnes ,redi^s, ^^p^^ 
ad h«jt*s fiftbrleam veliiawW^trprum su^tQ^it^onemj^pplicaftir..." . , .^ ^ 
Vau dieser. JJi^ww(Ar!aAlon. stellen ^vn.di(? Caiioniste^^ dftw Sat;^ 
auf ^..dasä Me in der.iRe^J unznläßsig sei* Efig^l^ L|b. JII»- Tit. }.^^. 
Nr. i&vnäöcÄe, fcib. ijn. ajit.. 1^. ^r.. 42* Dwi?^»^ Ii^st. ^ib. ij. Tfly 
14i. Stet 2. S. 22; ,)JW4¥3^i»bcat}ö beneficü —:, s^agt fieiff^nstuel — 
86U . diminfetid fruelii»m; . ej^s ,// est <qLe , jure prp}jy?j[ta^ . ,.,ttai qoyiinupia^^ 
isükA Sügit^fSintaiB^^f^ die y^nun^ tsphpn er^ä^^teii^Pepro^alea und 
die GiöaMe..a». <Ub» JIl-:Tit, 12, §. .2,.ljfc 25. , ;, ,.^ 

: > In gkiaber iWeisfl. Le^r^m^s h c,iiquaeÄtv|947p 77: ^r führt ^da- 
inkiidie 'Tatib'tegls zunäphst iftljf,dÄ§i a^g^jueine .YeTbot der Veräijis- 
«erniög der!Kiircb«»gJiÄ^-^^rüc^:jfeJche^^ yfie,Ifevqtiy Iri^t; can. ]Lib. 
daOL Tit 19w.Si 1. mit ^ewoh^tfir. Grfündli(jhk^ft;.b.e7eei^|;,, em uralte« 
techlicbcan Y^felot ist, ,»ndi s^ine^ letpti^n legi^lativefl^ A^sd^uQk in 
der Decretale „Ämbitiq%ae^^ >'qu Papst ;Papl. II. In. der .Mitte des 
OnfBeliit^.Jllhrii^nd^tfisygi^fuiiden hat. : . ^, 
' ., ^.iun*» EixItavtjjCOflQWH. ,^e r^bus . ecc^e^. hon alie^^ndis. Conf. 
«ftt* (De rebus eo<^*ßHw»We»aaÖis yeji.-npn X..,(IIi;. 43.) De r^bi^s 
eccle«. ni^a:aUenandis^.ta.TI..<in. öOjÄttrplw. .(^^^ 4,),; , 

.^Qiiia.ditfciW^a;et.i4tai»e?abwÄiw?s qf£^^iaj:wn^ — sagt Leu- 
-rmm$^ DeiReguJaPi /te^J^^^YfiiU^ 4. ^c. XXyil* n. 4, -7- „redolent 
«ftin^jiure Qei9««9tQ^ 8p^ieai> j^Qiri^l^is.et ver^e alienationis prohibitae 
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MI JMte'. Oebei' MmMbn^n des lteneiciiliil& 

tfmdenäs sab dkpoftitiofte Extravag. ^Ambitloftae.^ „BegHiaritef «-^ 
sagt Cardinal de Iaacq — dismemlyratio dicitur prohibita alienatio 
qiiae eadit sub Extrav. ^Ambitiosae.^ 

Wenn so die Canonisten hier den spedell^ren Geaiebtspiinkt d^ 
Alenation hervorkehren, so sind sie offenbar nichts weniger ah im 
Widerspruche mit der allgemeineren ratio legis, welbte wir im Ein- 
gang aufgestellt haben. 

n. Was wir aber auf allen Gebieten des kirchlichen Rechtes 
unter den verschiedensten Erscheinungen antreffen, das tritt audi 
Wieder in der vorliegenden Materie an de» Tag. Es ist die That- 
sache, dass dem Geeiste des Kirchenrechtes auf der einen Seite eben* 
sosreiir eine starre unbeugsame l^billtfit, welche ohne Rücksicht auf 
ver&nderte Verhältnisse am Alten und Hergebrachten klebt, als avf 
der andern Seite das moderne Aceomodationssystem fremd ist, welches 
das Recht aufgibt, um die Gewaltthat zu sanctioniren und der vor- 
gefassten Meinung oder der Laune des Einiielnen oder der »Masse au 
huldigen« 

Es entspricht diesem Geiste des canonischen Rechtes besüglich 
des kirchlichen Vermögens tfberhaupt, und insbeisoftdere beeftgUch des 
j^frttndenwesens, wie wir gesehen, die Regel festzuhahen, dass die 
einmal gestifteten und erworbenen Kirchengüter in ihrer Integrität zu 
erhaben und die einmal bestehenden Benefielen nicht 'zn schmälern 
seien. Aber die kirchliche Gesetzgebmig trägt such den Mch ändern- 
den Verhältnissen Rechnung, sie erkennt, dass das äussere Leben der 
Kirche mit den ZSeiten andere Formen annehme, dass jedes Jahrhun- 
dert seine eigene Bedürfiiisse habe, welchen man ' gerecht- werden 
müsse, ohne die' göttliche Institution in der Kirdie anzugreifen. So 
unerschütterlich sie dirfier auch festhält in der Unantastbarkeit Alles 
dessen, was in der Kirche in den Bereich des jus divinum' gehört: 
so wenig kann man ihr den Vorwurf machen, dass sie in beschränkter 
und inseitiger Weise das einmal statuirte jus humanum, welches seiner 
Natur nach der Veränderung unterworfen ist, rücksichtslos gegen neu 
entstandene Verhältnisse und berechtigte jüngere Forderungen zur 
starren todten Formel sich verknöchern lasse. 

Demgemäss lässt das kirchliche' Recht bei" der Frage über die 
Alienation des Earchengutes im Allgemeinen und namentlich auch 
bezüglich der uns beschäftigenden Dismembration des Beneficinms 
neben der Regel* die Ausnahme zu', und stallt den Grundsatz auf, 
dass unter gewissen Vorbedingmigen, weKshe thefls die Zweckmässig- 
keit der Veräussorung oder Bestimmungsveründerung des* Kirohm- 
gutes betreffen y thetls formeller Art sind ^ eine Alienation ader etee 



dqi Be^if d^r . AlieiiatM)n,subs^iy|ijirt^ V,<j deii^ lürchei^^pf jorifepoöj^ 
njen -yerdpii >^nn^iu ^ h > . > . . • ,.. .... . '/ ., .- >.i.i i .1 , ,'. 

Grfff^^. 9?W*t '^¥* QuaöstiQ IJ. .gij)lt VQl|f;t|ip4ig€ii .j^ii^chjBs^ 
ü|f^f (Ji^ 4^, u?i4 T^^ieia^^j ^^^^ das. »Ite,. Kwh^^fppht IjjeastljUcflf^^fpi' 
yjraye, der j^enatiofl. überhaflpt dieso Begelj^ui^^,, f^rCj ,^uspa^e}i 

Mehr auf iip^e^i^,spezieJjlei\,Gßf^n9JÄnd d^ 

^?^t^ehQnjUnd,.apd(Br« kirchliche« Bedtif.f?^j^|i9^ ;}fli,g^nip^|^|, ^^G^^p)^^^^^ 
fig^st liier die,§ipsctilSj!^gen Caiio^^ in ^sei^eipi ^dj^c^tifiip, ,;ijf((fmjf;.pr, Pftrfiji.y^ 

, , .ij)Öff<>4 aute^ diqtu^, quyd fjnti^i^qr^^ f,cQ|lesji^,e pr^opter .np^A? 

j . ^ jaec decimia, pe^, ^1^ yossesfioue priyeii^r, , OjO.i^vita .iiitp^Jig^p^ 

dum eät| ut nuÜo modo eredatur Uf;^^^ , epi^^cq^fi .fli^uai^ y/^^ 
I , tem poASQ^si^num v^^ .deciiQati|)Dum .i^uiius ^ e^les!^£i£ altj^ri pro 
. teB)p<^6 tril^iiere.^^ 1 ^ Jus, ergo .ecdesi(E^]pjjm/i^^^ 

uty nisi episcopo disponente aliis ece^i$ii^|^fu^) >^ssig^atu^p 1^ 
; . puilo. pfipirumre^itiuifli dii^pici^t^ou^ip p.ati.^j?t^J« .1 . , ix 

J}9i^ jS^cl^ in dem JD^cr^ti^eAirechte d^r^elbe .^rjfi;i.4sa^Z|j m^ 
npjmenüich^ auch .bei^^^ic^i ^pr u^a .^e^^häf^^^nden |]rage dCji;, Schipp 
lepunj^ des Bjei}pfi<?J.ujps , ^us^esprochj^n W k^p ,;iij9J^ W^i^ffiii^^t 

w^*.we^d4jn,,;, ;/ ^^., ,,,_. ',,..,^ ; ' '_ .. ^, • ,.,..:,.!' . ,,,,, 

c. 10. X« de praeb« et dign. (III* 5.) conf. c. ^.-^.^.de ecc^9$u 
^1 (m,. 48.)^ Cji^p,, iff ,|i^p ::^^ ut ec^le^v^j^öfi^.. '^ßßn 4^n>?ptiohe 
conf. (in. 13.), sowie auch im Allgemeinen bezüglich der yeräu^- 
.fl^ero^^; de^.K^ipfiöpgijtpf, ,al^,^^en. ,Äjpjt^ il^ie ,i;}ijsm.9ja^l?fatg(Qi^ angesehen 
]]fir,4,. dip, nilplJi^^ ^te^^epJ|^l:^df^tf;f ,fps^^^^ 7!,%^!^h 

,, Opnf^Ttt^c(er,eb1^^^^ Tit. 

jDe;.,r^bus^ep<;J)5^^ nofV.fti^^ftandis .^^jV^.'^^^^^^ in^(Jiß9y..jj(pDL 4.) 

. .I^er !^ischpr ist.j<}enuiach .befi?^.| sp^^ejrpe ^ diQj D^ii^^ als 

ff^x^^Vi^ oder jf rspriesslicif ei:j^aipint. wird , .unter .Einhaltung ^^er ca- 
nonischen FörmlichlLeiten zur Sdhmält^ruqg eineis B^n^fic^ums' auf dem 
_.,T^ejje,der,pi^?femVTa^<^P5,^iijchrd^^^^ ,. \ ., .".-ii 'Vi -i . .,i 
. j .j . ,]gs jUt ki^r, ^^df^s A^^ Tridentinum es ^icht nötljijf h^tt<^, ^ 
fitaJWjle ,^ei^(3 defijjjPj^iipdenwefj^n^ ^zj^ betonen, V^niebr war es dessen 

l^^gabe^f i](]^an^chfache^ ScbKd^^ %u ^^1^^ 9 .T^^.^.^^f: ^^^^ ?!^^P^ ^^ 

Qop/i^n^at^ve ^ri^^ i^ji]|;^d^^86m ^biete^ als yle^mehrr die (Missbräuche 

jeerfnlfUBfiit ^^tep^, irf J^^^^ ij^t ^jBijen ,gftri^^^^ Es fjfl^X 



104 iföilii^;'' t>eb«^'1)lMiMbr«(ibn 'dis »<ineflülbflijf'. 

(HM^'^kLe 'MeS^' Anerk^hnfttig flti'' vfet^chaffeh,'' das'ä ^m^'^BeÜ^feü^n 
j^'EnreiChttrg ae^'ferHäbfeniil' ZWl^cfe 'öer Klwhe'/und Htfc&e' ^dlfese 
der Bepfrüudeten wegen da sei. Das Concil hat 'Iti' 'OTe86r,'''<('W' Iti 
jeÄei- 'atiÖerrf B^ilt^^iün'^ s^n« Aufgabe "wÄrtfi^ gcl^ät,' «na"iäclit seine 
SJibul'd''Wsr ^,';T(rfettö'ai6r*AiJ4führtiiig' ^eindr'Dfecrefe Vfeffacto ffi^- 
flertflÄsiB "Aid ' rifemiätfn^eij 'iich ^ntgö^cntMiinteft/if.* -i^ ¥o ü'Mnni't' ieÄ 
auch, dass das Concil swar jenen Grundsatz über die Una'ätastbäv'- 
tyit'aeV'KWl!h^#m8'^(ln^'4ib'Äin^<{niWnen1}erährt:" "" '"' ''' 
""•"e.'^ti:' &ks:^±xäl d«"W."^ottf,-'c.-'ll' lt.''äesäK3[lr." 'dS 
t'ef.l'-'äfter"'*- Är4§t 'slilft 'nl'eh^' VÄailsä/st äW'dBri^ktfc' UezU'gük'-det 
Atftefcliterhältötf^^Äf Bfefi^clen' ''6iiitug'4b.' ! VlelhieW ist -'eö' SftAifi 
liGK^bestVfelJt, 'tfÄi -Ißli^htifört'tfeieFB ÖäWÄ"tfb^r"»i'4wMmäyf^^ Vis^t 
Wendung des Kirchengutes zu geben.' Wo'' fe^'>Ber''aife''Ä6snaiiidiä 




■ ■'( '■6l'T.S^ss;'^^."de'i'ef:'((.'9';'Sik''xfV. «e"M"c:"r."'Sfessi XXI. 
de^i'ilP.'' C ISrl^dk-ibiXdö. (ie fef;''e;'^3; 15:'««Äy;*3ÜJW."de ref. 

üi lei'SesB. :x:±v.'''de-Wf:'"- ''"■• •' "••i"-—i'- -"■!•• ' '^■- .j« 

Zwei Bestiläfcun^ön 'fle^ ÖoiiciiJ'' s^A^^'^iii "dfesfer 'Äerffe'ftTiVig für 

feAierti'^^e'^Ü8tana''iehirticli'.' Sie tfeantwirliSäi'zwar iilsht fri^^directer 

"Wm'^'Tiakr^- 'Frkihi 'atj6ir"''äi'e W^li'dfe'nMiip4üf4(f''g'ebüg''äufdle 

l^iincipieu; ^ii ^MM vUe ^irehliclie 'GreisdlÜgebting'^fa ^hsef^ MätBrife 

stets ausgegangen ist, und auch wieder auf der letzteil"8'dtiti(fentM:9(^ii 

Sytdde %geht; ■■[-'•''' -; •" •''''' ". ■'■" ^'^ ■' -^ •■' •"' 

" ' ■ Üieieine iBe8felniil\ing''^nÖiäil; d4 'Ö<ÄoÜ' cHfrte' o^i Sbb. ^'S». 
-«"■•j-j/ .■•■■ .:->i^jiJ.\.'l ji »;• ■ ■,•,<' ifi' .'.'1111) iv/i>- .(.Vi .Ii;_. .i!'.-. i 

n r * ' ' «^f♦kf}jbfii4^' -^«Q 'ecd>&ia^,"''.atlanl§i -jÜtPjiäöMtää^'sÖrtV 'tfa 
tfAtiaijks& ;teÖfei'''ct 'littstetitari''*^iö^ 'frriÄiM ' et"pro*4ff- 

"" -•fii)üÄ''3U«6l**<!*Si»*^' ai''toÄita*e(ifcl{>Äiai"'3fe(^oto «yferiijie per- 
' ' •^•WfeftttbÄsl'' (^i •Ü'>nofc'fliyritit''9üÄd«ikitej'«'o*iWr'p«to8-Mt 
alios qui fructus aliquos ex dictis ecclesns OTot^tll'eäteB' "ß^fct- 
'''• "iiiant',\aüt'^'in''illbi-üÖ dbl'eJßÄfiL /'pÄ^hJs' (jin'rtibui'ifemediis 

'"' ''H»pi)oriUVs'aiäprUdittac'6gknt;4üöctiA(iueaj^ 
'"■'^ ''''et c'iiltWäJctiöne-rekBtt'.«''" • '' '" •''-"''■'■>""■'.■•• ;' -'_•.!■■•■..".: 
In erster Reihe sollen also 'die MiaÜfte^'^i'^Äiifche äiu a*4i^^n 
i^itjll^rhersfeliung ^in'ÄnSprü'cfi'-;^Wnoiülneii''VeM«h,' 'ÜtfB 'li -»Welchem 
'weiten' Sürni 'die" Worte 'r'' '^ex '^frät-tiTiuS.;' '^^'''plÜ'eÄabu^i quitTüÄ^e 
aa easäfem ecdesiäs 'quoniöäbäiinqtte '^ei''MiI(Sitil»ä^*'"'iW'W6hBiÖii -iäMd, 
■Ä''^us'^in''Einf'sci;^iaunW*'^^f ^<>%<^aaoh W 
mcÜ in" J/^|ere^stiiiüiÜ'4'*tijit" a'ei ^ityecreÜ^Ar*fe1««V tri''t5i '4. 



,ftwtt8!wni^wW^s*^Ja^t,. werden J{,$»pefl, ,,,,, „,,:,„„,,•, ',,, .^ :., . ....r 

lu .si;.. «?4«>Hl sunt^.pt.d^lti«, n?9^?W^T^ o?}«'^««, ,«fH»fi%qerff ,<|a?fÄ|t 

aut per parochianoram symbola ac coUectas, aut qwj^fffnmfir 

scher Bedef^^fT fij^t, j^ß^ftBfcft.iftJjf r^^fc^ifJP W Ä^S^^^^^'K- 
j^cJj^Wü^flftFvAWSofl? ^S.r^#«y .'^ ^Ü^^M W.fftTä«*zt, trote 

stehende Berechtigung, jnteh^, 4^ ^j^^^je^^^^jip^,,,^« Kir- 

■*flB;^^i^.P'f^l?9T'Bf<^fri,ioi.!\/-,: -.yh ,iriinr,i-';l e». ^..iJTliI;. !■•/ .'■■. u 

*«W«»)5M<flW ^t^. ,,^\pfti..^e§t}flini^,da9,Cy^,Je4}|5i(5}i,,d^^^ 
jd^fen,; p^l^j(t,jf^n|»,.e}Pi,vi(B^usf!P.erp.etvv^ pfi,^.._^^pi:ei5]lfen^^^j,^c^i»- 

12.) Nr. 11. PicMer, De praeb. et dign. (Üil. 6.). $. 3. ^}(Vi?i?* 



bonornm Tel firnctuam ab e'o aaftrttir, et allert tei^efiöity, 'vV9l"^t^äl^itä, 
'^äae ieif^el/redditiis h'abet,' atf'ejus' tiMtxA'vfi lüiliü^tl^hial'^iuten- 
'tat^6nite 'i(ppl!*C!iMrJ'''¥'kc<nrtf'fQaihj 'justa''caii^^ W ^ilg«ntb, - episcopus 
'^öieöt^ üt' c6hl^tur''<!i' cV'oüort^ lo; h. t. etc. — DÜBk'aatem 
c&ÄWa 'tirift esÄe, (jnke Ih'oratein necessitatem 4t ^rid^fem edcleeiae 
ntriRSfliaii Itadt'c^, '^i iiaikik äl^ni, lif isidetn dltiä «p^örtthie p^videri 

liton''i.'oWeV* ""■• •"■' ■' "■• •^■- •■"'• '■•■ '~' •'■■•■' '•• ■'"' ■■■■ 

h *>t[f;''l]^ä'>c«iJont>tiycfce''Doctito'rä^8t' dbing«^^^ de 

Luea, De Regulär. d.''K!i.'Kr. '9.'itt JToIgeiiBen 84t« iBusämmeiof: „Di- 
vfiföl 'Vet"itit)pi4kio,"Ve1 dfiiMtikbiratio Wt aUa' tlom^tidio' «cddaiaram 
t^dtllet 'p^dh'ii6i4iii ''aÜenättonbin;'' qliae ab ei^'copo ' H\ äRö i>rietato 
fieri iibii pbtest aÜ^^üe ööjitilätivo conciUsn'«o2enn{fäflte tüjüttä« ettiuai.'^ 
^ f '''JÜ^''jii^a''cansä''ii^'d''Jlbei'4ön''dM'^ahonUte^ l/^'caäsii neisfU- 
iidftäy eif~WäIitat)3'aiifgeät41K;''£<Wmks', 1 ' e. ' qi^aest. 953., ihw 
J^e^w^rf^rii^W, Wlfe ifUr'siKoii 'geliöh;Tiabeil, däWn etMUtt: ' 




•«i)..yi ' tJnä 'Ri«/^«if»itti«l'i" ,;Ü:r iksliifeiiibf'atlftrieiii benefiWörtinl '6iüW- 
^•''' ' VÄ"r6'qnirttur' '5iito''cäiÜ'B''ik'ifamfa^^^ f ' '^dSlfe fbiW'iMsWs- 
sitas, Tel ntilitas eedesianim, siTe augmentäm'^ferVD^t'Üfiirtli^Ks.*' 
<' - ''tti^ei]l''dib'it^^mref'\6eä''4iiB'li)n'<tillHoäl^Mi'«^ 
'mitl die''BSain^iJgM"dei'- Aliimati(yii •kh1Sit<SKtipim''thMiaiitpt'^ 
'Vi\ikli ÜBsiik'm'i^ 'Emeiseb-'a^ '^i^eh^ ditöA '«ülirp^^dkMaBii 
'gpiäfkuni.'' 'fir'Bfegi arii' ti^e/'tfiüig eferv«^ 
ifä''eä;^''8i^yii']^6rAiyi werd6ii yMl;'aiei'1)iIlt^eii''Eftt4eHkdnBg &tif- 
Jiäiik'- '^el6tier"{ä8''ptod<>ililnaB d^s K!M'engÜiePiii" äer ^zOiMtk 
'ÖiSSd^^e ersöliWät; "'aiidc^e tafee '"dÖr Sicft6""an 'btt\Äitf '6t<flfe'iu "*^ 
wiigeA' IfÄ'^'zt^ wi^rdipü' it^'i^taüa^e' ktl'iiü^tiH'liest^iikeAdis- bMRi^ 
iingen nicht allzusehr Torge^riffen werd^ -Baorf.- i^tai tk ai^'Vbi^'geaa 
'#er'rtcliit riHi"eWi "Jitii^efe iMcllt' 'äei' I^oitrfa,' sinliKri» 'am einen 
'tileäy^nd^isliheii' ttechlsgrjdiid^äti'iaudl^ geht' ski ^h Cbttsdtotion 
'aW'!F'ap8tes\Li^d'*cleÄ"6roden'^(44t) heWof,' Welche; 'iuttlcllstfc* dfe 
-M^hke SlisM^ny ä'lltss^nr^oii (jtraUan Ih'ieln^ Decref'^iif^il^niiüeh 

•^rd^idf^^ •■■'"• •'■■:■ •■• '' •• ■'' '■■■■' •'■' ••-'■"^"'"- -' '"^ -■ 

.v.mUu.\\.^';. 52. ßj^^^ bül/'^üai^f,' -S:*' „'6iiie-Äljfepfi<iii«' 'dfeiefiiiattM, 
" '-'■ ne qnls;|ai}f8iiJpäi"ife Mny *Ö<id6Äatf ''snwi'qni^quiim'^di^f^ vA 

•■■'-«■'' W;^tö'ifc«rt(^aj>roj^tc«W^%i? iäiäHmi hWl i^ekid atque 
*''"-■ einj^eii0a'4d-^ll^tv''qt^' ntö'k'ilabliiäi; p|ldfatü^''teihli«;<' 



Cönf^ G» 1. iQ.VI, de^rcibu? eoplas. Q0& iJienaodis (ED. 9,.) 

Dabei bt die Lehre von den.Eörii4ichkeiten bei.jed^ AUenatioPi 
aameotliidh «oeb bm der Dismembration yoUkomi^eii. ausgebildet« und 
gewährt Bürgschaft gejimg^ una jeder Will^ürlichkeit iu der practiscl^en 
Anwendung dieser eanonischen poctriii vor^subeugen« , 

Diese Solemnit^ten aiftd aber folgende : 
i 1) Diar raetor. bei^^cii l«t m hdren, o^eK an setoer ^tati, w^ui 
das fienefidum ehi yi^canstes wiire^ der hfezu su b^ateUende defeasor^ 
e« 1. in YL de icibiis eoel. aon alienaildis (DI. 9«) 

Die Deeretale spriohi Aeurübtf zu Uar: .^Quia^v^ro ii^ CQiir 

eessione hujusmodi praedicitur eccleala, cmn Ta<^ret, .legkin^ 

car^t defensore, qui t^ibi ptiufl ab eodeia ^pfscepo debuerat 

. deputari^ — ... 5 

als^ da$s «an über dieae FAnidichkait UnwflggdMii könnte ^ MO wia 

ä» 9XlA von den Ganoni«^ito feetgehallen wird. . Lmfrenim, I* e^ 

iffiaeBt 964. 8^miiä$gr^eber, he. Re^m^Mel, h c , » 

Ueber die sofa^bar^ . entgegenstdi^de Bestimgcuing in Cn<2« b 

Oltfm. de rebu« eüeleei. tum aUen«. pXL 4). vgL LeurmiiM, L je. n. 2« 

. Ans gleichem Grttnde wäre das Colleginm ^r das Stift zu 

iMimUf iesam Caioideat od» «oastlges B^efidun^ dismembrlrt wer- 

ien.sQU.. Cazd. de Lf/ca^ de benef. d. 45. Nf. 5. Jptrftin^^iL c. 

2) Ebenso ist^ wenn das fienefioittm eine Patronatspfiründe ist, 
der PatiEon su hfäcem. ^Cardw ie Ijum,.äe jure patr. d. M^ n..40. 

ii Nicht .minder wenni ea sidr .uM jeioe> Dismembration der Pfaiorei 
handelt, miteftOB die Paroehlanen zur lYerhauAung gezogen u^dgir 
hört werdai. Card, de Luca, I. c, Leurenius, L c. quaest. 954. n. 6. 

Dass aber bei den angeführten Fällen der wirkliche Gonsens 
des rector oder defensor beneficii nicht von Ndthen sei, sondern dass 
es genüglB, wenn er f5rmlich berufen und gehört sei, steht f^st. Leu^ 
reniuB, h c. Beiffen^tuel, h c 

^Si tarnen roctor voeatos yoluerit eoBaentke., poterit episoo- 
,. pus (d juata oaitöa Jiubdt) eo etiam inülo procedere a4 talem 

diamembratiemem«^ t 

Dasselbe muas auoh vcm dem Gollegiat8lif|;e .g^slten,. d^se^ 
Pfründe dismwibrirt yr^den soU, 

Zweifelhaft jedooh eraeheiol dii^ Beantwortung dieser Frag^ he* 
züglich des Patrones. Card, de Luca, de jure patr. d. 66. ju \% 
iLmr4rm$9 h ^* ^« ^-t ^^ ^^ SbtsciheiAuig der Sola angeflbrt ist, 
daes dei: Gonsens. des Patronen nieht erforderiich sei. . 

a) Dagegen ist eis sieberJüch. jwris communis, df^ss daa Kapitel 
^d«K Cath^dmle jehjSft w«r4<^.wd. m/OiiQI^Q^Ktloii, ei^itinniev . . 



c- 2. in Cleifl. de rtjb. eecWä. nOn^aüita.'iiftlli 4%) V^gÜ Bärbosa, 
^ui' itt^L }lb. 1, c. '82. n. T., ^i^cli^i' <«!tid'][i^Ms}<yn'der liöla vom 
l^V NoV^W 162^ anttbH, wö«lli<-die Frag»» «higAMnd 'Mbimdek 
^Wi^;-' Z'i^rfnfti^Vl« <^. n. t Schmalz ffmeier}li b. m M^'i B<müe^ 
de capitulis, Pars IV; e*¥f.' lUi $L fl; ' » ^ ' ; .. i/ 

Dass die auf dieseib iGNeftfe^ liiditaAiiiAtch giflll^feMtedbteill^wohn- 
fiijft' octei''PartiU«larfitaftiten ttnid^fsHbe&lfaiÄbMiiiitildi dftySMlit der Ca^ 
^lel hihchiähU^h' t^mt^ii^, dtfrfi ^oM iitebr«l»i^fittirltteil^ mvdein; Daiiar 
mag auch die uuYer£enU()hr0 ümiebeotolt kMk hMÜeitd», .^6mii dies« 
VhAerie tbti den OanoUfot^ii beliotidüft \rfM: V|(i. B^evMuel, 1. c. 

4) EwJRieh! steüoii die Cait^nüfl^enüdeiii^aU^ »BiV dacs dne solche 
Dismembration , Vie die übrigen mit Beneficien yorgen(miihe(idn Yer- 
%?aetifngdh «iAiB l9t4i»)lchw¥erhtiiidiQi%<dä Mvdhofaiihit «tom Ci^iia, 
^acHatd^ stAÜftiiem tu ^piiulb; rol»Ü8setseni< D^r Wbrtlim« div scböft 
angeführten D^r^tato "ron iiHiocen^^ IVi ^pMü^'^Mh aQttMiJigfli.iiii 
^n^b^1llhdSfi^t0in:AQJdrÜokefa'i4Bi1U)^ wi«i>irir ge- 

^b4ti, t.-i&2? Ctfttsv^njqo. 2ir Aik {Mrinlkit«<Reclitf d^ KiMe KidsfaibL 
^" >''^ ^Q(«ii£P -iHaifl <traeifatils sileiiBis et dillgeAs>^>b]i^lilAs con- 

'' ^iiA0Ai(Hfö iwrpctoiB» et atkMtiiaKftuät veioiE& ieceiesifasticonMDb 
' eki^Ctt/;^ kon fuiü häl^itiifi hi' eadAn<^^'!Ceur'€nto.^» 1. q.> mi iL 
^' i ') -Aiä;<d«*u]i5«ie^»b«iief;^<]^jiesti')9l8l> . -/^ / ^ . . .ir . 

•-'W4^ abidr^^fiortite jasita^» caaMr Wnll 4tiB ' 6okniüläte& txirhändi^ 
MESj^Atth fiivhtiflMitt igb0iriMleli!^rieden')ida89'f^ Dis- 

iiDdiiÄ««tioti< r^^b^geü i#ird;i<w^lohe uns übt iie6ckaft%fe faati /: 

?■■:•'' .1 • * • ■• * - ■ 'f •! -; '' '. >'•:•■. .' f. '. i . ■ -: . !: .• • 

itonici und Lexicograglup .dfiasftljie^^ ... . — >. 

" ' t Kdne^msi^ti^haft ««dftrf .dei«^Meitli4de ^tfieliriwie <das Kir- 
chenrecht. In Beziehung auf die neueste Zettukani)) Aikn^das- katho- 
Mi^ uBd' f>l^e£ltäAli^tl0 Kii^chMtts^ecM'Xiu^ Jirerj^iehenV kc^weswegs 
das letzte aus dem ersten entwickeldJ I>er{'¥efstni^^<«i«l«iien'«/ua^ 
~Mnm%^^2^^Viti d^^tztk€ttibe^hl[iig»>gäna^ te^ Iflrt ^nzlich 

.^'"i t>li^ .]Ke'käAid^Ii^(^ Kirclke bleibt bei ihren iDlBoi^liiiilHionneii 
nicht fest stehen, ivi^^ Viel^ ihr* VOfivferfeiir^ daher -l^rieKi UMti vob 
^h'vi^dfi^^s e<$cleaia^ cfthonea iA ^n^^elrftiidMiehto'DfidpIliiiitrpiknkten, 
so ine*m'^- mMm^^V^iüägt^A*^^ 'lM^i%r iQliMb'^Mbtit 



• J^N«^... Zur liel^k|9# 4^ KiKti«wi€bts. 409 

f>a^^Dfcr€i(i mdkA f4i«i'Pcifaretal^f das. »/»orpiiii jmffs oioioniei) gebf4i><di^ 
Ujiiteil«^«^ Om l^9em\kw^ ««oh das rö mtocte g Kechi, t^ediMyiieii; 

mn^.K^cht CQi^nViid^ ttetbliibdreo, das mreb«iigesc)dAflleli6 >9# 
:v{0rtier«acliei)d(^^diefUS9pviiiiglttdiQfivQii«^ stoA^ so; «6«ig,-«araiib$i4e|, 

Beispielen kurz darst^ttan^, . i i, r.. i , ,• i ,: ' :< ., ,t ,i ,i 
, HJ. . ßekftp^Ql^ /kojii^nt, {«.»Df^jf^t: (SpratiQiw.jVoiir ^en Peculien 
der Geistlieh^^i J^icJ^tfJ .v9?:,.jWW" J?»an auch ftl^e/einfj^lnep., ,^l^li^|e.Pi, 
jtoiment^cli. bWj-den jDppatiQueq.iy^leiphU .Ab|^ V^^V. Crljf^pe JbQpnQi|l: 
.4^ Y^^'^^^^^^'^^^^Ä^W? *^^'^^^^ ^^^ YO^)f,^ pajKkC^ntJJcfi, ywn.ei» ^^vq^ 
ö^l^r seiper Freiia^^mg .Gei/stlioh geworden: ,lstr .JRi^sesi .Jftn^i^ .WAP 
d^inij -aiKrh ^ 4eft Deere^a^ea; c^ 2. JS. IH. 27. . ,., . . . ,. 

:| Pie P^cr^tfilei^nmiiilimgp^ ;vx)^.d.ej!' 6regor|iaifisqheÄ tra- 
If^u aij<jh»in. d^i^.^ß^ieÄBchtlft od^r ßiibrik Mcb.^nvifbt.^f^yf.oi^tid ^^ 
pe.cidji9,(4j5riQ0r\^n»" wd. d^^^^ .JBubififc ist dah^r.^u,<^h.^|CJ9^3f Grfß- 
^rj^ii^s ; nf[ph ff^^, recjpä^i;; ,:tie. -pt, :ab^ ^eqanifp^p in. der 
^Ii^n}^,,dp3, ^cf;«^r(;?tf^. Jj^flSpi^»^*«. ^f(p|{rf<*< Jn)»fine^öotis,Wstorloi3 
Jpjj). iri>>p?»g^j 1^8^. ke^elit sieb *^ «^a«t ^?2?l^ P^''^. 3, tit .^2. e. 1. 
^ffp es, i^eisst, il^» ^Wß^t peßs4iunii..\^ JRe(jht!^.,^ei aufg;^- 

Jto^nnasenjt al^,fdiip..jeii}zcli^en Pen^ficia^ ^f^\chpt ..wprd^n. ^«pn,,- wQL;4|p 
I;rafte.efttßltandp»,flei^ ob.,^^ie Fijächte aps de» Bßoefiqjj^p pge;\i;hu» 
dies^rGeiatlio^e^ .j^i^rdei.; . yp;i<^tigfi^ .-^r, ScJbLeipt., e^ K^m?,.?u ,fl^, 
^M^jsc^pn i|i deq SUer^fi Gonqlien^die ^p^fcht aT^taiichte^ <da^s diie 
Gif ii?ti;^^en: zw^ar. . kein. Yf^m^g^ j^ur^ Difposition für J^i^tte .^h«» 
j^^fyitepp^^vi^lme^f ijire Hi^iterl(aig4e^sA^a|t (jier,Kif^hje,,gelföre,^ jjßdQch 
das Vermögen ausgenommen sei, was sie y^r, .4^^19,1 flji^tritt ii^ d^ 
geisflkhen Stei|d. erworben ]^tten (patrimonium). , fibj) nnterscb^ed man 
daiin dieses Vermögen.; als pecttHum..advepd^ von dem ^eneficia}- 
(^der im Kirch<^ndienste,,Qrwprbenen .Vermögen als profectitium. lieber 
das erste. sollte den. Geistlichen gestattet sein, einen Act von donatio 
oder tiUamentum z^ machen, und so eitstand«, der Titel de pfpulio 
fUricorum, Man nann^^ dfts adventitium später 2>o^*^onta7c, fugte 
das quasi patrimoniale und indvstriale hinzu und stellte diese in 
eine, :Analogie .zum pequliifm ,castrense und quasi castrense. So kam 
es deni^ asck, dasa^ als -»aB apäter Fatviivonial- < und .fieinefiaialTia^r 
mögen nieikt mehr trelitieili' lohnte ^wie^ Aie^eir Ja rntth ^ Deuesohland 
bei , j^ni iferruijgensctaftsvermogen . der Ehegatten in ' Beziehung äujF 
das frühere Vermögen derselben leichli;d«ff>^aUui«t^ trit4^i£f)jiAtr 



410 BmMH. ZQf Metfedde de^ IlMeBreciifts. 

Mk^en das R^chi zum tostiren als. Regel siig^»taiid'^ ober fbnen die 
Pflidit auflegte, der Kirche Etwas (ferto) su ' tüutlerlMieea. Dartib^ 
entstand 4eiin der ZwelM,- ob dieses eine •' Becihts- eider Gewissens- 
{iflielitsei, was heute nodi Bedeutung bat Im österrefeblsehen Kirchen'- 
recht (l%t%s, Lehrbuchs$. 234. Arehirn. 4S^f.'Hli'384£) Man sieht 
Merafas, wie widitig und einfiisst^ieh die imtere Gesebvehle des Kfp- 
chenrechts ist, worüber in der That noch nielit viel gelastet Ist. Audi 
Ponsio, dessen Buch «hnedies in Deutschland gar nicht gekannt 
ist, lässt sich nicht immer genügend darauf ein/ 

TV. Ein anderes Bdspiel' geben die Ausdrücke pafrontM und 
tidbocatus. Die Advocatie' an sich, dftf^mätt'auchjnerä genahnt hat, 
bezieht sich auf den Schutz des KirchenvefmÖgens, und der deutsche 
Kaiser war der erste advocatus. £s ^ab aber auch von der Eorche 
specieli angenommene Vögte, und das eigentliche Recht der Fürsten 
gegenüber der Kirche geht eben nicht weiter, als auf das Recht der 
Advocatie. £s ist eigentlich eine Pflicht: Recht heisst es, weil es 
keinem Anderen zusteht. Das Yerhältniss des patrofius ruht auf ganz 
singulären Erwerbgründen, wobei der patrönatus laicalis et ecclesia- 
sticus genau zu unterscheiden ist. Der Verfasser hat sidh darüber in 
dieser Zeitschrift (IV, 1 ff.) erklärt. Die Advocatie tann nüt dem 
Patronate verbunden sein. Das Fatronatsrecht kann auch einer nüi- 
versitas refuln zustehen , z. B. ein^m L^hngut ; dieses ist danii eihe 
Juristische Person, wie siiß die RübHkeh oder Ueberschriften in den 
üecretalen biezeugeh': c. 7. X. 3: 38.: „jFud patronätus cönsiste^s in 
äliqua univeirsitate temporaHum transft cum i^sÄ univetsitate.**' Hier- 
aus ergibt sich dehn auch, was von einem sogenannten dinglichen 
Patronat zu halten ist, der eigentliche patronus muss ein zur Aus- 
übung des Patronates fähiger Repräsentant der universitas'seiii, oder 

das Patronatrecht ruht*). ' ' ? ' ..' 

' . Diese Beii^iele mögen gehiigen. Zunächst wird daraus folgen, 
daßs nicht nur eine solide Grundlage in einer Kirchenrechtsgeschichte 
gegeben werdei^ muss, sondern dass vor Allem auch ein manuale 
latinitatis J^riß canonici herzustellen ist. Der Verfasser dieser Ab- 
handlung hat grosse Zeit auf ein solches verwendet, und Will seinen 
dessfallsigen Versuch in kurzer Zeit veröffentlichen, Vorarbeiten ^at 



1) Ueber das Patron&tsreobt ist noch viel sn wenig gesohHeben. Es ist' de^ 
li^liiigBte Panlkt in ünserdi Rl^eheareclil , und aitiiMntU^ ist dlis fal/dsr j^t^tostsn* 
flsohetiKtrek^ gj^iaiphsan lURupirte; Pati^matsr^^ etwas gan» aadQr«s,t«|4 daif.«^ der 
^atboliscben . Kirche bergebracbte. Auch die Ausgabe, des FerrarU prompta bibL 
von Monte-ÖcuHno, die das kathoAscbe Patronat besonders beliaadeln wollHi Hit den 
ViMpvbolieiita Artiksl nMit-gek#ftdit. - .>.iiu 



m^ tdBU bemUm/kOiinMi, ,UQi beiii<]i;i^n '^irlU (n nur,, im» dch, V^t 
ein ganz eigenes Feld der Latinität eröffnet, theila taus grieobUfiheii 
JiiioitietaVitheibHiülairelMR.eigeiien «iMelaUeria^httt. Bildung, auf [welche 
iiMihf^\ d» Fnem^'i \wewi^ Aünksieht gitfDOBlin^ni - hfii< : .Indefn eir dieses 
.Wefk< äei!>!9«Uliiten Welt tmfAMt ^ gentehi <4t ,Mda«8M«r j|ur einen 
Yertneb gemadüi liaty .iind.]idit,^d*8» «teei beigeve ^KüMN^^iee«! iln- 
tevttekntfnbmittteen'feind'fottffihten feMbrden« r . . 

■•' . "'\' .->!•../»..« i: •' •» •' » -•• .;..': .1,., i '. i> '..:,;,■.;. 

Rittfeite Ybrschriflen aber /Vi^Tmessen iile B. M. V. 

(Aüi '<i«m' PMtoi-iiii>Ült fiir die Brzdiöcösd Mädolien-FreysiDg' l^i'; Nr. 45. S. 1^7 f.) 

,.. Wj^f bei,. 4fP y fi^Tiiieaeen Jin ^U^eineipisip, «lo herrs^b^ insbe- 
.^nd(;fe/;bel. 4fi^.:0f^ ini.Fr^ge; kf)^men4afi MissU vpt. B, M. V. manche 
Di^erf^nzip dfirj^jra^s, di^,.^föri^p^ ^\if im notjbwendige Einheit des 
kirchlichen Ritus einwirkt. Es spUe^. de^sl^lb, die hieberg^hörigen 
ritne]li^j,yQ;«c)Yr)i|^n ^mm in Eiinii^nfng gebracht werden. . 

i: .j,.J).JPj^n*pg« l^pye» (d^» ^, Tapen) vor ^Weihnachten darf 
flfl^•|r;,JX■ora^fpptf5flng,^ftlihffffjebfj»<5htf^ QeWjOlvibeH; und, zahlreichen 
JSus^nui^nslj^^nief^ .^er.Qlä^bigen ei^e splep)p|B yotivme^se de B. M. 
y, ji^Rorftc^pjiiuii^Glo^if pt^jQ|[|e;^o,^^ Qr^ti^n, ohne Gomme- 

moration des F^^t^ p^er .So^^tagej^^ ,vfiit i.(fi ^if^ije^atio 8. M. V. und 
4€W ;Jp))fni(^r^;^f(ng|Ejlii^p ,2^ 3^^ jlif p{(^a];ijientis all>i^ celebrirt 

,,i.,l ,p^«^ JBrlaul^lf ,gij|t.,^8t ,4f^nn,i iifepn d^ß Fest de« JieUi^eji 
AjK)^^}^, TbouD^^s jjfjpj^ 4pf, dritte o^i; viert^ ^dventson^tifg, inncfbalb 

.#c§pr;Wft,.l>g?.,l^lAtr,- .'. .', ;,..• -0. .1..-/ I«::-... .\ 

..,^, ;;)P4e^^Conii;fAtpiesf;eJ^QC|^, di^ jnit .de^n, OfpciiJU^, iii;i Einklang 
•BtefeBu ;musß, jdpsgjieficbi^l}, di^ fiarip^fp^ ,^j So^^n^ pd i^j^bptenen 
Feiertagen, darf desshalb nicht untQr1pl^ilf^^).j,. 
5. ; 4^wi 18.,i;:(^pen)))ffr, ,a)s ai||[).Fe£it$e <^)^xspec^tiQ Partus. B^M. V.* 
liji^rdj.Va 4|es,F^t,.^jiö^ll;Q. ^u f^ierjt^Jst, ji^icjht, dw Votivraj^sse ge- 
npmmqn«, spfdei;^»,^ Ffr^tmesse, die, dem Of]^piiipi, entspricht, . mit der 
(yP^n^pn^f^atiin^]^ dfir Ijepe^iwie es pfi^ehin, im Pirectprium ^ngeführt ist. 
2) Jeden Tag im Advente darf, wp : es ;seit . upFordenklichen 
Zeiten (ab immemorabili tempore) üblich ist, eine Votivmesse ^Rorate^ 
de B. M. V. gesungen winden, ., Verbpti&n , ist die/Je Mi^s^ vptlva nur 
an den höheren Festen, d. h. an fest dudJ.L et.iS.. cL^ am ersten 



i) S. R. 9f. S«pt i6to; 9. bee. VM In CMttlemii{ 12« fitopt I91S ad lOrd. 
min. monti« { 



A^0tit8omüdg ancl an lilMn Üiflinftstei', .imin'^aii 

Dtt> diMe ttbrniMBes»^ ' fiiMi «Iner aofdiOiUkAeii^tEMdllf^ 
der ' l^efligen ^ Oängr<9gktiOB ^r t fiit^?) An SelMf sdesiifHVToiivnMUwii 

goklM» ikrlähgtdj nmd nur Jmb <rtiU?Bitria«ttU'<*l <iMiwi s «iawTBfe 
an einem Samstag oder umMalb ^d<ip^'OolaT der-'y^Ittmicaktei 4}«iih 
ceptio B. M. V.* gefeiert werden^). 

Bezüglich der Bestimmung „smeTIrddo^ sei bemerkt, dass sie 
keine Anwendung findet auf diese Messe innerhalb der Octav der 
,,Immaiirulata .Cfondeptio/ <treim Von.'der^bi99f!«(isFAcb l^lOfficium 
gelietet wird^ wd. auf die splennen Roratepaeys^n in.^er sof.^ßoyevL] 
denn in diesen Fällen wird das Credo recitirt. 

' Was sbhoh uÄter ZifF.'l. tfebeirkf "WaUk^'l gtt^'aMii iküj dass 
näiiiÖch in Warrkirchen /in denett hüt^Efn^^ii^sÖ''^^ aii 

'Sö'nn- und* gebotenen Feiertagen d!6 b'etr^jfetidi'lfisiä^' dlM su ifeW- 
briren ist, nicht aber <Ä6 Röratetiiesse. • ' ' ' '''•''* '• ' ' • '-'^ 

NB. Dfe HerÄt Toin. I; Pars In. -10:'^ J) DfemörW 4ii«Pj' dass 
' "die "untet Ziff. 1. unÄ 3. angeftthrteif Pri^ftgiiii tiur aus 
besonderer ' Gnaflö' uii'd ' ihW »»«i^ibhl aülP'eWtf ^hVorBlÜK. 
•'^ •' / liehe GeWohbhöif fäi^'gfewiög^'-Öegöiideh'*^^^ 

'' ' von Papst Patil ' T.) ' ge'g^eii • he/M ,• ' Wßttjhalb sW' ^ keiiie 
•'" /' '' Ausdehnung W* aüöerelMötesön' zMasifen''^. *' " '• ' 
*'' "'s) I^ach einetn ttdulfe ftüslX/'ttt ^Ös''te''tiJl^rti'' Etiäiaö^se 
erlaubt, alle Samstage im Jahre (udt Ausnahme der Advehl^' 'taiä 
Täsienzeit,' der VigÜiW'ünd dcr^ate^Beftti|bÄtili^^^^^ kein 

festum' 'Aovetn lectiohum &jflt, odSer an'd^nfeii MHt^{bä"0ffieitti^''i4s 
Sonntaffs recitirt wird, das Officium de ^Immä(^iAa{i'<^oiil[i^titi<}ä6 S. 
M. -i^^'ritu dtiplfci'zu'teifitireti #d Ae'maä' '»Vaite^'^ciMk» Gloria 
sine'Credo' uni 'der Präefittö B:'^. Vl' rfilt' *M *asiä»''';;Et''l^^^ 
conceptione immaculata^ iti cetebrirenV' '■ *' '" ''' ^* ' "* ' 

^ • Fällt ein 'fesitüib tiövefm leciibilhA ätif döi^-Saifetafg'^ *id kann 
dc^ssKalK' das 0^81^/^''^ 'die Mis^a- dÄ^lblhiÄfeälk%^ coHfeeirt::''ei'!ä- 
•dulto niclit göiiotomeb tiferAeh, s6^ 

dupl."äie fesä'a^ Iniuiacitf. cbiic6pt.''«lff ^«[lÄ^altö» VW*rWöÄ'^ö^'*ttÄ 
•mona siie fcfr6dö\2U cfele^^^^ '^ ''■"' ''^ '''' '-^''^^ '''^^♦'♦^- - 

3) 8. R. C. 22. Aug. 1744. ^ 

< ' t /;4>K«chi.2toii :DirMtoHiB» pry>; 4n^fti4« JfoiyuM^Firfsi|^. .^ei^ |f . gdton 
genaimte Privilegien «ach für dieae Gegend. ,„..i^ eilaom .atr*; 



.') :'4yiAe<üglteh[der-liQtOf dei y^titmeufM) «m GuileMdes Missale 
itir den Samstag aiigesetzten Missae yqU ät S«! iM^flft ^,tl»9Inerken wir 
Bür hnfiicfatli«h. i&t OrsttaH«»» • dtes • dte «rs^j.die d^ Jnetrc^tenden 
Y^li^auipsd Ist ^, diet Owoito die 4ed - TjageAotteiiHDs ^u iiß 4riite 'dfte df 
fi^i«itaiiaj,.iiiinßl«te lietztese J«ddeh »iv^e^AUlt^ ir0m\u4i^^f2Gtmmmm0$h 
alJkiiiiMjiifiiW «impU^S)» .V|gvytoi;>|NeuxiFeria« :ii|i4asi0i^tci[tt^...w^]i|>it 
dieser Commemoratio die Dreisahl der Collecten complett ist i)« . . , . 
.1.. ir^ 8iAte:aiil4frilV^igiil> leg Hl>niitflfahptfte>i^/M»riftp|i jgtoe Vo- 
tfiTBl0ai<^ Bvi lf.iV.:i\sitlaiig!(i w€fdenv:^<><ilei^teti» dei!.Brüe9l^r/def;t^r 
lateirtiQttspflfebt ' C to ndi g e y f venDi eye jdi# Mfa^a t 4b ,Migflm in .dkser Abr 
»lebt cMel^t^ nur teltrMBitit . h|f^ Ldas ßloria^ wt\ öi^iPfifWIintin' 
itebe.Yl»lelf.i3t^)< Ea^tabw. ^wh ftrlaiabt^ «»|e Andefe* Yioünaea^e 
4ke 3eaia^j^^ ewü8^ vdti^ 4e«[iiftiDf ai9.£i)d0jde^.Mw«^<^ei)th.ali^tfKBi^ 
Im dtoMiia f{l'srgQ:q«tt ^eUrJfeii,: »^Qied'^e^fihiQbl; mit^» wei^iß^p^^Para- 
menten und cum Gloria; die Commemoration der Yigil läs$jt.r|pfiii 
imig, sd«lnit{(iBili(hi.«»Nr^>i{OfmaoiiM.de[.fi.iM. tYw i^.^ 4(erseUien,; Messe 
BVi r^ü^liHf siDd- ••) '. '♦'V.m • i ?. .v : :l ... . ••,,;. i -. 

> «.!i( ^lW»Uiimaniui]MfcaJft.'d«v.Oetaytiei|ies;Marienf^ Yptiv- 

jnMA i^fiifotlooeKi. A M* !¥;*> le^eq «nd si^ar -an ^ei^^/Tf^e, ^ 
urekbßmiiifmt^ d^m Olftfiiipoit 4^iBeata i^fra/ o^t»7rMn; l^iMet^: sfx, lese 
man die Messe 4»r«l/fragliiMl)>.t|^tar «eHm^a&lQm^ ket,.|lUre^^ 

1. : .l/t^iißde .'W dkseoa T%gf ^q^.Qfflpiu» !ifHß[i einem a^d^rn Hei; 
aii^.lit« «^midlH^Ici. IPcitiRt, SA If^H flWi »41p ^ftaglif^fi Mes^j 4?f 
Octav, aber in Weise.. •ei^^f :Y<]^iy^6asey.aU0i'?b^«: Credo )i]|d imf^ 
mit dem Evangelium des heiligen Johannes am Ende der Messe 3). 
Das Gloria ist aber für diesen Fadl gestattet^). 

7) Zu Ehren des „heiligen Herzens^ Maria nehme man eine 
aus..;)d^ i(^.]^e(^s^j9^gsa^.^e^tha^|e9^i^. !^^ vot. B.^M. V-r,; an- 
gemessen der kirchlichen Zeit 

!nB. Eine eigens rar dieses Fest yerfasste Messe „Omnis glbria^ 
- ' 'i flCidel ^dti' in' d^fa/'neuesteb' Ausgab«^ dee römischen Mi«- 

' ^ ' iB,U i Mkl. dtot/ Mkni» ' eae^ iEdalto an '^der £>omini«a post 

. , ,■ . ..;)^.3w|i>^«f) j^j^fA |tlfjip,Jfallfll, dm elf* Offi^^Y^m jde B. M. V. r^citurt 
wurde, die zweite Oration die «de Spiritu s.," und die dritte »Ecclesiae'Vel pro Papä." 
Ist aber ^, zweiter SteUe . die Commemorf,tion eines Festes etc. einzulegen , dann 
konimtdie/CöÜecte»4V Spiritu 's.", an die drifte Stelle und die'Oratto iEöölesiae . .* 
kann ganz umgangen w9fden. ' .. 

2) %br. gen. Miss. IX^IIL ^, U ^df S.E. C. 19. MaJ. 1607 in Waeentfnii. '' 

' '3) ^..;r';^: Ä.^üeo. 16^./' /'■.■*/','" ^\''[ " ' *'' \" '' 

' i} ,So|um cum Öloi^W in satjbaäs et infra' pctarain ejusäeife B. 'V. M* ' 8. 'fc, 
C.,22.'Aug. ITiA'iii Qracovieus. ad 8* '/ ' V . /' ' . •''''■'■-'■'"' " ••• '' 
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octav. ABBumpL BiU. Yi «e Istt i^pMUri *i 8; R. C. 
üe ai. JuL 1855. «^ 

i8) Ztt Ehren de^ ^sietten SohintraMi^ Marflt' nimfaii matt Mb 
Festniease „Septem Dolovum Bv M. V.^ vOn «der Fer. VL po8t>]><y- 
minie. Paäsiottis' mit Attslase^g der- Seqaeiif.. In dir Fra0£itio:<wtrd 
anstatt „et le In Transfinlon«^ dad^ fvmSkaSUbi^ ifit teln VeneraÜniid^ 
recitirt " •' ' u ^ x'"\ . «h <• ■.-,»...• » ■.•»•:» 

Wird die«e Yotivmess«! in d^r Adveslirftt gelesen* likS ^ar aa 
einem Tag«, An- dem das Offioiuiiii Von einem-f Heiligen- ttrlta^ semidnpL 
r^citirt wird, dann int die > «weite Oration * ^de siMK»^ mM die «MMf 
;,de Adrenin.^ Trifft anrden Tag de^ fa Rede etatfertden UeasM^ 
dag Ferialoffieitrm, dann iBt Ae aweite' Otaüaii^ ^de Adtentn,^ >tdia 
Mite ^de Spirittt B.f die vierte ^ im Fatle^ enKB' wMtare CkiUeofe 
gcfnobmen wird -- Ist die ^Ecdaeiae v«At pre Papa/ -die'ifilaflbe ad 

libitOttU • ' ■• •.:•.. . ) ■ :..'.-.-. • . . . ;ii 

9) Kii Ehren d^r „unbeflsei^lMi ihapOngnisB^ Bfiarilii leae mm 
die von Papst Pius IX. indulgirte Festmease „Venit^^^ wie «iesitk 
in denr neuesten Anegaben dea rönäseh<^ ÜMsidd' ami^i Dezember 
nnd im 'Appendix ad P^opHftm A'tchidioec. MoMMNKFHeinf fi&dat. 
In der PraefaiSo' dieser' Votivmesee'belialllfnmtf den Paasu» ^ te 
in 'Conc^^ptione iinmatnlata^ bei^Rnbr^ dieser Mesie). ^ • .»^ 

10) Zu Ehrou des heiligen i^Rosenkramt^s^ «wühlt • 1030' *em^ 
ans' dto fönf Miersls "rot. B.'M. V. am Ende di^s MIssate, entsprechend 
der kirchlichen Zeit, mit d«n Oolleeten aus der JPeSttiKENne s.'ßeaaffi 
Wk 1. Oetober. PräefaMo ,,et te in 'V^eralisine.^ • ^ ^ 



• üekr das württembergiätihe G«sete ; Vöin 80; MiiÄf 1882, - 

seine Motive und ^ie vorausgegangenen Kanimerverhanillungen. 

$. 1. Die. MatiY« zu de^mj Gn.twnjrfQj.dilB^p Sl^ßA'^taes vom 
30« Jannar 1862 im AUgjemsio^en^ (^g)^ Ari^Hpii^i.yn, 320 ff.). 

In den Motiven zu dem vom 21. September 186^1 datireaden 
Entwürfe jenes G^sötises bemerkt d^t !6eiTl>gjp£!rteM^ts^dhief^)':i3oitdem 

1) Den B^gleitungavortrag des DepartementfcheibBi flur Kirchen- "ui^d'SphuIwoien, 
Stastsraths v. Qolther, au dem Entwürfe jenes Gesetzes und die übereinstimmende 
MittbejJlung desselben an da« , blsoHöflich^e Ordinariat xu' tt<>henburg''l&äben ^r im 
Wesentlichen bereits im ArcüivBd. VliJ'S. m ffl jüilgetheü^^^ J^imAidrucke des 
V^e*eta»i|(Sii^ ejliepdaselbst S. 324 C ,sugleicb die Abweichungen '^es'uegi^rungsent- 
warfes angegeben. VoÜstkndig theilten den Gesetzentwurf, sowie den '^^e^IhwipiTor» 
trag V. QoUherB das Deotseb. Yolksbl, 1361 Kr. ^19.' und' d^e'itälii."ill* '8«b, 



Württemberg aofgeliM. habe, ein nein proteatftntinelier jSta^t 
EU sein, sei eine feste Begelung des Verhältnisse« eine u.nabwend* 
bare NothwendigkeU geworden. Die bisher^en; Versuch^ 
hj&tten. bis jetzt jbu einem allseitig befriedigendiea Ergebnisse nicht ge* 
filbrt. £s könt^e die J^^sung dieser Frag^ in befriedigender Weise 
nofi auf Grundlage der, Selbststäi^djigkßit der Kirche, in 
Ordnung un*d y.erw.alt an g ihrer tnnern Angelegei^heiteo 
geschehen. 

Es bedürfe hiepu k^eswegs de^ Einführung eines neuen Pri n- 
cips in der Geset^gebwig. .I3aß, l^rincip der Sa|b^t^.tändi,gr 
keit dei katholischen ^^irche sei schon in.$, 70. und 78. der. würt- 
tembergisehßn Verfassnngsurkünde ausgesprochen. Bemerkenswerth 
sei, dass scboi^ bei. Berathnng der betreffenden Paragraphen des Ver- 
fassungsentwurfs veu 1819 in der .constituirenden Ständcversammlang 
der Vertreter der katholischen Kirche, der damalige Generalvicar von 
Sott^nbiirg, Bischof yon.^vara, in einem von ihm verlesenen und 
darauf zu den Akten gegebenen schriftlichen Vortrag unter AnderQi 
äusserte.; ; .. : 

. 1) Die innere Beschaffenheit dßs kirchlichen Orga* 
nismus pder Gegenst^^de der X^eitung der Innern kirchlichen 
Angelegenlieiten upd der dem. Bischöfe und seinem pomcapit^l zUj- 
stehenden Beichte glaube er um. so weniger hier aufzählen und näher 
entwickeln zu sollen , als di^^i^lben sich gar nicht und so wenig für 
die z« constituirende Landesverfassung eignen, so wenig nach den in 
^eser erleuchtenden Versammlung schon zum öftern aui^gesprochenen 
Gnindsätzen öf^ jura singularia, noch äie.jura singulorum l^ier zur 
Sprache und zur Entscheidung kommen können ; er behalte sich vor, 
die Wünsche über das Verhältniss und Stellung der Kirche zum Staate 
und lAnträge im Ein^sel^ei^^ und ^Igefueinen. in der Folge .bei der 
Revision der Gesetzgebung,, und erfosderlichen Falls bei der consti- 
tuirten Versaipmlung zur Berücksichtigung zu bringen. 

Verh, der Landst..v, 1819. Heft 43. S. 12. und .2. Beila^eheft 
S. 51 ff. S, 60., . ' • . •• .. 

Ka^h Vollendung der äussern Orgj^iisüitioif der katholischen 
Kirche in Wifrttemberg habe er ^m Ja^e 1828 unter Beziehung 
auf die Verfassungsurkun^d^ spep^ielle, Anfiräge an die 
Königl. Begierung gebracht. Dasselbe sei geschehe in. den von .ihxn 



Kr. 217. mit. Aasnihrliche Ausa^'ge aus den Hottven imtlüUt'disselbe'BlAtl Mr. 895«- 
232. VoÜständig sind die sämmtnchen Stücke ättch abgedtmekt id Doii^^t aSeiteehr; f. 
Kirohenr. Bd. 11. ^. 72 ffi Die HotlVe tu deh einzelnen Artftieitfe betHtehtennsir 
|. 6 ff. bei den Kammerverhandlungen. ' ' • - 
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iib J^f<ß' i»4l bie( 'd€ff EMm^ der ifi)g«^iiek^' ^tif|««»b»«(Ateti; IKtZ- 
riVöÄ/^Wö er verlange, es soH^ M 'AHgym^hjcn der Klrolrö "oder 
(Äemürre Ittt^eötfe Wahrenden Bistehi^ ' »e ^Rt^Aöe ' dlfti' 'vWÄehf dÜ 
freie TJebimg* detjenigen Rechte iurtRJkgej^elMei»' «w^MenV witehe ifct 
kathbli^cf» Kirdhenrath im iVidefspruiihfe' ttiit den wes^fntüehen' <ä^ 
gdmmüng^ii' der latholisteihi' torihenV^ffas^kg bisher iMiil 9 taifr^ d^Ä 
Bischofs -Ausgeübt hähöJ' 'V*h: -öeE- •KfetilA»'» der iAbg. 184f^Btf. 
XVII. S. 539 ff. 

" ' -Dersölbe Stanäp'öiftt sei -aiacli 'lii''m^Aufl*ii"sp»torii- läindge- 
btogen, aiich'lÄ der Speci^deiilkßehrilt'^bm^ vPtilf ^ftda^^inganoti^iiiett^). 
' '" Es handle sich,' gfeubit 'der Herr Staatstattt,' weiiii'W Wkrteöi- 
ber^' Ae'"Selbststähdigkeit der ' katholischen ft^fröhe in 'Ordnung' und 
Vei'walfung ihrer iniiern Angelegenheiten 'zur Wahrheit Werden" sölt; 
lediglich darum, eine lähgst zu fiecht beötehendi^i 'nur 'deit- 
"her no'cn nicht ode'r wetiigöteiis flicht vollstäiidig ioll- 
zogeneteestihimüng ehdli(5h' vollständig zum Vollzug 
ZU bringen. ^ - . ^ 

Selbst die Minderheit der staatsrechtUchen Commission dei''Kai[k- 
mer'^er "Abgeordneten werde ah^keniieh', d^ss die §§."/!. is. der 
V.' tr. i'iue g^'gen' sei'ihöV girös'serö' I*'reiheit' a%r feä^h^ö^- 
Tische^n Kirche zu recttfertlg'en s'fchei'neiil' '■ '* '''^" ^ 
" [ ' " kiue Völizfehuiig 'des $'. ISVäef^J ÜJ'^kdhne ' nun aber der 
Natur dar Sache nach* lediglich dadurch' geschehen'; 'aasfiVöti"Staat3- 
wegeii üie' Hrhdernisse, welche seitheF der 'Ausübung fl6r fraglichen 
kechte durct rfeii' ^Bischö^' "entgingen giiitänderi ' sind , be^iitigt werden'. 
"" '•toagfe^W'ktinn^ Aufzählung der m'idH^flit/Hfen 

'fe^cite i'm*']EinzelnWti kl^^^ der Stk'atsg^sefzge- 

bung sein. 

'. ' ' IDies' ist^ ganz i'ichtig. ''Es geniigtV weftü'das'Pflncip der Frel^ 
iieit'un'd S^lb'st^täÄdiglc«it d fef^^Kif che klar atis^espr'ochen. 

Wenn die Selbstständigkeit d^r-^KitcÜe dne^^Wäiii^heit sein sölfe, 
so" Ikbe sich dei^^ Staat 'zu' enthaften,' die iriiiei'en- kirfchlichen 
Angelegenheiten (jus in sacraj von sich aus zu ordnen!* ' 

"Öeiiie Aufgabe köime Vieliüehr^' hur' äarin • bestehen , einestheils 
die staatlichen Hindernisse in öeöeltigön ,' Vrelche ' seither' 'den Qrtind- 
^Be^tz 'der selbstständigeh 'Ordnung' 'und V^waKutig Akt iAnern Ahge- 



* • • "■ •-"■ 



1) Vgl. hierüber ,Kirchlich-poUtiüche Blätter** aus der oberrheinischen 
-Kicch^fiipwirill«.. «*utlg«w:t il3$|?, .y^Ofß^^ j^i^Qh^Kgibt, d»88 »ich die Bisc^iöfe in.ihr^in 

iDeakMhuiftei^.mcht bl9e3j»u£ d^n Standpunkjfc der.Verfassungsurkunden, sondern au^ 
"«nfidteil'^liindpywlB^^fs ^§pi«in^ ,|^irchen- und. deu^chen {Ecic^s- und Staatsrechtes 

gesteUt hab«n. M. a. aueh die Denkschrift ^es.Ep^cofiivt^ d^r o\>errl^euuischen 

KtrohenproTinSi betr. die Verordnung vom Ö. 2dar« 1S53. 



Motive wm WliUtemkengt^beB «m^Him^MMfWr 1S61 f$Uf 

^eiUi6it^V«cliMr<$h die ISir^fae nicht ifia ^U^tSiicIlf er AugfUnang^ kMir 
ui^iK llesseiji^ afider^^eits T^rmöge des oWstJiolieitlk^n Aofsif^ti* 
rechts (d6i9 ju& dr^a ;$aera) die Schranken zu sieben, iniKeiv 
Jhalb welcher ,di.fi Kirche ihre Rechte zu üben hat; 

Wenn, jiUQ aber d^ Kirche djie selbstständige Yerwalt^og ihrer 
iniiem Angelegenheiten überlai^sen werden' solle, so s^ zu^fid^ <He 
Begelung dee $ta.atli(^hen Aufjielitsre^hts und der Arjt uftd 
Welse seiner Ausübung nothwendig. 

In $. 72. Satz 1. der V. U. sei das allgemeine Primdp Msg#r 
sprechen, d^ss „dem Könige das oberstboheitliche Schut?- und Anf- 
sichtsxecht über die Kirche gebühre. ^ 

§. 79. bestimiQe: „die in der Staatsgewalt begriffefien Bechte 
über die katholische Kirche werden von dem Könige durch 
eine aus katholischen Mitgliedern bestehende^ Behörde 
ausgeübt;" — und der $, 72. Satz 2. „vermöge jenes Schuta- 
und Aüfsichtsrechts über die Kirche können die Verordnungen der 
Kirchengewalt ohne vorgängige Einsicht und Genehmigung des Staats- 
oberhauptes weder verkündet noch vollzogen werden." 

Die Yerfassungsurkunde beschränke sich also im Wesentlichen 
darauf, das Princip der Kirchenhoheit atiszusprechea nnd 
enthalt(e ,mefa]r uichft^ als die Bezeichnung der Behörde durch 
welche solche zu geschehen habe^ und soweit es iiiah upi:4i^ 
VerQrdnungen der Kirchengewalt, also die verordnepde Thä- 
tigkeit des Bischofs handelt , auch die Bestimmung. der. Po pg^ 
in welcher üe Aufsicht zu üben sei. 

Dagegen seien in der V. ü. über die Art und Weise, wie dais 
staatliche Au&ichtsrecht von Jener Behörde gegenüber der verwal- 
tenden Thätigkeit des Bischofs ini Einzelnen zu üben sei, kein^ 
näheren Bestimmungen gegeben. 

Wenn es sieh nun um eine nähere Regelung des Aüfsichtsrechts 
handle, so müsse hiebei einerseits das Princip massgebend sein, dass 
durch die Art und Weise der Ausübung der Staatsaufsicht der Grund- 
satz der Autonomie der Kirche in ihren Innern Angelegenheiten 
nicht verletzt werden darf,, dass also der Stadt sich nicht in das 
eigenthümliche Lebensgebiet der Kirche zu mischen hat. Die Kirehe 
soll sich in ihrem eigenthümlichen Wirkungskreise frei bewegeti, 
ohne polizeiliche Bevormundung. 

Sie soll bei der Ordnung und Verwaltung ihrer Innern. Ango;- 
legenheiten nicht von Genehmigungsakten und Erlaubniss- 
drtheilungen der Staatsgewalt abhängen. 

Auf der anderen Seite müsse aber das oberstholieitliche Auf- 

Archiv Ar KiiclmmAt VU. 28 
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0ieUmeht des Staates anch künftig yolktSiidig gewahrt blelbeii. Der 
Staat dürfe nicbt dulden , dass die Kirchengewalt in das welüiche 
OeUet übwgreife oder Befagnisse in Ansprach nehme, welche mit 
der Hoheit des Staates oder den Staatsgesetzen im Widerspruch 4SitMa- 
den. Die Staatsgewalt habe auch l^nftig darüber au wachen, daas 
Ae Eirohe, welcher innerhalb ihres eigenthümlichen Lebensgebietes 
«ine freie Bewegung zukommen soll, den Rechten und Interessen des 
Staates, oder der in demselben befindlichen andern Confessionen nicht 
a«i nahe, trete. 

Da sodann das Aufsichtsrecht sowohl gegenüber der ▼ er ord- 
nenden, als gegenüber der verwaltenden Thäiigkeit der Elrcheii- 
gewalt in Betracht komme, so eTgUhen sich eben hieraus die ein- 
iBelnen Bestimmungen des Gesetzes. 

Ehe wir auf die Würdigung desselben und seine Motive ein- 
gehen, schicken wir einige allgemeine Bemerkungen voraus. Aach 
verweisen wir zur Kritik der Württembergischen Kirchengesetze aof 

1. Die katholische Frage in WOrltemberg aod der neueste Ge- 
setzentwurf, betreflrend die Regelung des Verhältnisses der Staatsgewalt zur ka- 
tholischen Kirclie, von Buddph Bucher, der Rechte Dr. Mainz. Verlag von Franz 
KlithlieinL 18C1. 28 S. 8. (12 kr.) 

Femer auf zahlreiche Artikel des Deutschen Yolksblatts 
von 1861, insbesondere folgende: 

' 2. Der katholische Xircbengesetzentwurf (Nr. 231, 288, 240, 
248, 244, 247, 248, 249, 252, 253.) 

8. Zum katholischen Kirchengesetzentwarf (Nn 280, 282» 264t 
286.) 

4. Die extreme kirehliche Partei (Nr. 274.) 

5. Der wQrttembergisehe Cultusministtr (v. Golther) in Nr. 275. 
und eine Blumen lese aus den Kaaunerverhandlangen in Nr. 275. und 279. 

6. Zur Abstimmung über das katholisclie Ireaetz (Nir. 285.) 

7. Die Verhältnisse der Katholiken WQrttembergs (Nr. 289.) 

8. Eine Berichtigung (von Aeusserangen des Staatsraths v. GoUher in 
der 72. and 78, Sitzung der Kammer) in Nr. 800. 

9. Der westphälische Frieden und der heilige Stuhl (nach 
Ddllinger*s Cbristenthum und Kirche) in Nr. 302. 

10. Auch die Augsburger Postzeitang (vgl. auch die Inzwischen 
eiogegangene Sepiffaiausgabe Deutschland 1881. Nr. 84. 85.) brachte 1881 fn 
Nr. 287, 239, 240 ft. 262, 270 AT. manche gute Artikel, ebenso 

IL Das Frelburger katholische Kirehenblatt 1861 Nr. 39. ond 
12. Die Kölnischen BUtter 1861 Nr. 220. (Wochenschau), 226. Befl., 
Nr. 269. Beil., 278. Beil., 277. Beil.; endlich auch das 

18. Mainzer Journal 1861 Nr. 298. ^ 

14. Dr. 27%^ (Stuttgart) Sonntagsblatt für das ehristi Volk 1861 Nr. 42 lt. 



Rechtlielie üoMtbarkett der RecrieningsnoilTe im AUgemefnea 411) 

S- 2. Die rechtliche Unhaltbafkeit der Begierungamotive 
im Allgemeinen. 

ObgMch äUe einseitige landesherrliche Verordnung vom 8Ö. 
Januar 1830, welche den ausdrücklichen Verträgen zwischen dem hei'* 
ligen Stuhle und den Fürsten selbst widersprach, vom heiligen Stuhle 
in dem Breve ,,Pervenerat non ita pridem^ ausdrücklich rerworfen 
wurdet); obgleich die württembergische Regierung in Beflage EI. zur 
Convention ausdrücklich erklärt hat: ,, Unter den mit der jetzigen Con- 
vention unvereinbaren und somit ausser Kraft tretenden Verordnungen 
versteht die Königl. Regierung selbstverständlich vorzugsweise die 
Verordnungen vom 30. Januar 1530 und 1. Märä 1868, sowie das 
Fundationsinstrument vom 14. Mai 1828, soweit solches nicht von 
der Dotation des Bisäiums handelt, nebst Beilagen C. und D. zu die- 
sem Instrumente — so soll jene Verordnung doch noch fernere Gül- 
tigkeit haben; denn in den Motiven zum Art. 22. heisst es zu unserm 
grössten Erstaunen) 

Nachdem in Folge des Beschlusses der Kammer der Abgeord- 
neten vom 16. März 1861 die von der Königl. Regierung tmterm 
8. April 1857 mit der r(5mischen Curie abgeschlossene und durch 
K. V. 0. vom 21. December 1857 bekannt gemachte üebereinkunft 
fflber die nähere Regelung des Verhältnisses der katholischen Kirche 
im Lande zur Staatsgewalt als gescheitert mit der Wirkung zu be- 
trachten ist, dass derselbe eine rechtlich verbindende KisSt in keiner 
Beziehung mehr zukonunt, erscheinen als Rechtsquellen für 
das soeben genannte Verhältniss wiederum das Fundationsinstrnmetit 
vom 14. Mai 1828, die K. V. 0. voin 30. Januar 1830 und die K. 
V. 0. vom 1. März 1853. 

' Und zu Art. 1. Das landesherrliche Placet betreflbnd 
heisst es: 

^In dieser Beziehung empfehlen sich die angeführten Bestim- 
mungen der SS. 2. und 3. der V. 0. Vom 1. März 1853 am meisten 
für eine angemessene Regelung des Verhältnisses, wesshalb die- 
selben auch wörtlich in den Gesetzesentwurf aufge- 
nommen worden sind, so dass auf diese Weise die bereits im 
Verordnungswege erlassenen Bestimmungen nachträglich zur stau 1- 
schen Verabschiedung gebracht wurden. 

Was von den mit zweiseitiger Vertragisverbindllch- 
keit abgeschlossenen Ballen: „Provida solersque^ und ,^ Ad Do- 



1) Vj^ (Buai) dl« WiaderiMrataUimg dM (MUumiMlieii lUoht« in der oberrhein. 
KimhMiproTii». Stattgwrt lefi» S. M ft WMir, FontM Jnr. eool. S. 388 ff. 345 ft 
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taiMd greglil coBtodiknl^ gflt, ^n gilt auch von 'da* mit noch wtft 
grösserer Feierlichkeit und FönirilchMeit abgeschlossenen Bulle: „Cum 
in »i^mi Principif' vom 22i Jnni 1857 mit der angehängten Conven- 
tiqn nnd deren integrirenden Beikgei;i. 

Wir werden auf diesen Pankt bei Art. 23. des neuen Gesetzes 
.w«0kkommen. 

Hier bemerken wir nur, dass es sehr auffallen muas, dass, so 
mnpdgerecht auch d^e Motive den Eutmvx( des neuen Gesetees tu machen 
sacbtei), weder im Gesetzesentwurf noch in den Mo^vep des Prin- 
^cips der Freiheit der katholischen Kirche erwähnt ist 

Es kommt zwar in den Motiven mehrmals die Versicherung vor, 
die Kirche müsse sich in ihrem eigenthtimlichejn Gebiete, In 
ihrem eig^nthümlichen Wirkungskreise, in Besorgung ihrer 
inneren, rclB kirchlichen Angelegenheiten frei, oder weirfg- 
stedB freier, als bisher bewegen können, sonst ist aber immer 
jiur von ihrer Selbstständigkeit die Rede. 

Allein, wir sagen es unverholen, dass, da das neue Gesetz 
in d^ Form, wie es vorliegt, von der Stäpdekapmer augenoip^n, 
wurde, .ie katholisch^ Kirche in Württemberg eine.s^ unselbst- 
s tändige, eine unfreie und die ihr verfasatingsnUissig garantirte 
Autonomie keineswegs gewahrt ist, Es ist m^nnigUch bekanni, 
dass auch ein Gefangener, wenn er anders nicht an Ketten gefesselt 
ist, in seinem eigenthümlicheii Gebiete. — der Gelängnisszelle — «fich 
selbstständig bewegen Icajui, allein frei wird- ihn desshalb Nie- 
mand heissen. 

Wenn man der so|;e^i,^ntefi Freihat mi Selbstständigk^ijt, wjie 
sie der katholischen Kirche in dem neuen Gesetz ui^d In ^den erläjiiterB- 
den Motiven gewährt wurden^ näher auf den Grüind pieht, so idrd man als- 
bald zu der Ueberzengung gelangen , dass höchstens von einer galli- 
cani sehen Freiheit, von ^iner Freiheit ^n^ 3cll)Sts^ändigkeit, 
wie Ludwig XIY., dessen Grund,sats war^ l'etat c'est^moi, der der 
Kirche entfremdete Febrouius, welcher übrigens seine fischen 
Grundsätze widerrufen hat, und Joseph II. «ie.ihr zugedacht haben. 

Der erste der vier gallicanischen Artikel . ist deip Wortlaute 
nach unverfänglich^). 

Allein nach der Erklärung, welche die GaUicaner, die fransö-. 
sische Begifru^g und namentlich die Parlamente ihm ^aben, wurde 
^r für die Kirche, sehr gefährlich, indem. ihre Rechte au^ 4a§.I^^e,|rf, 
das Dogma und die Moral beschränkt, die Disciplin, die Ver- 

1) pEknnm beatD Pvtra.idiuqae ««eoestorilna Cbrüti VioArüi iptlgtie ficolesiae 
renim «pirituaUam , non «otan «itUivA «I tempotmUiun «. JO«o.tHuUtMii pot^ptetom. 



RechtUelie ^ohalütMi^etii d^r, Be^i^inwigspoitive, Mi, AUgmeinen. 4gtt^^ 

mögensverwaltung etc. ihr mim^ßx gän;|Klich entsogeifi, 
oäer doch sehr beschr^inkl wurde. 

Die Kirche, sagt Pr. Bejbdtely kommt dadnxdii um .Ihre Go^-j 
p oratio US Stellung im Staate ui|d die ganse Eirehendi^clpUu kcHumjt, 
ii^sofeme die Staatsgewalt über sieijverfljgjeu will, iu die Hände def 
Staatsgew|ilt. , .. , 

Die Kirche kommt nun dei: gtafitsgewalt, ge|genttb<e|r tn.i^e Stal* 
lung, wo ihr ihre Güter entzogen, ijhre Schielen in Staaf^cl^ulen ye;r- 
wandelt, ihre G^istUchen mit ^taatsgeschäften rerschiedener Art be- 
auftragt werden können. 

Bei solchen Verhältnissen wird die Kirche selbst in, Beziehung^ 
auf das Dogma und die Moral abhängig vom Staate und die Kirche 
wird ein Staatsinstitut. 

Die Yön den Gallicanem angenommene Unabhängigkeit der Kir- 
chengewalt ist daher, wenn sie auf das Dogmatische feeschränkt wird, 
für die Kirche ein schlechtes Geschenk. 

Dass das, was man gewöhnlich unter Kirchenfreiheil vet- 
steht, vernichtet werde, wenn die' Kirche äUf eine bloss geistige 
Gewalt Sich beschränken soll, leuchtet ein*). ' ' 

Der Josepfünismus, welcher «ine weitere Entwickelüng des Gal- 
licanischen und Febronianischen Systemes ist, lebt in Württemberg 
»nd in dei^ Übrigen süddeutseheti Staaten, wie iii Oesterreich, in der 
Bureaucratie noch in üppiger Fülle fort. 

Der Verfasser der vortieiaieh^a Si^hrift: -^der Josepbinis- 
mus^.und die kai^erlicbmi Verordnungen vom 18. April 1869 in 
Bezug auf die K&rehe. Wien 1:831^ hat sich, getauscht, wenn er im 
'VoriROEt sagt: „das unter dem Namen, „Josaphi^ismus^^ bekannte 
System Aj&hert sidi .seinem Ende. ImiVetl^ufß weniger JahrMhexitB 
gänzlich a)»g€nutzt mä selbst bei di^n es früher stü^ndqn Begtotuagen 
im Kredit gesunken!, war dtoe^ Bj^nom nickt g^nug aljt, um, tiefer« 
Wurxeln/zu sf^lagen und "nicht genug neu, um.weniptens dujreh d0n 
](elB der Mode a^izulock^n, Weqn Oe^terrejch. d^. Unglück halt», 



1) «BsB caooi&iseb''e B«cli't* betraehiet von dett' Qesiöbtspunkt dds Staats^ 
noebfi) der FoUtiOs^ ies «BgjQwelDda Gesellsol^i^i^pd^tes vuki 4^ fei^ d^m Jahre 1S48 
entstaadenen Staatsverhältnisse von Dr. Ignaz Reidtd. Begensburg 1849 bei Mt^iz. 
jn diesem, nicht von einem Theologen, sondern von einem scharfsinnigen Juristen 
verüasiiten Biehe , \v»IdMl zwai^ amxäehstf tnit BÜck»ieht auf die kirobUchen Verhält- 
nisse in Oesterreii^ verfasat wur^^ i ist das perfide gaUioanIsohe , Febronianisoh^o^ 
sephinische System in seinen verderblichen Wirkungen fUr Kirche und 
Staat sehr grUndlich entwickelt. Es verdient diese Schrift von Staatsm&Dnem , Ja- 
ri^tiBO iia4 Tb«<^en a^finerksam gelesea^. 11114 beherzigt zu werden. 

Wir werden aaf dieselbe noch Öfter snriiokkommen. 
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(durdi Förderung dieBes verderblichen STstems) auch andern Regie- 
rungen als Vorbild und Antrieb zu dienen, und zugleich mit der 
kostspieligen Erfahrung sich zu bereichem, dass Uebergrifife 
auf Idrchlichem Gebiete in ihrem Gelingen selbst ihre Strafe finden, 
so ist ihr auf der andern Seite auch der Trost vorbehalten, dass seine 
aus besserer Ueberseugung entsprungene Entschliessung mit eben d^ 
selben Anziehungskraft auf jene Re^erungen wirken werde, wie einst 
seine MissgrifTe auf sie gewirkt haben.^ 

Er glaubte einen erfreulichen Beweis in Württemberg zu 
finden, wo schon im Jahre 1850 in dem projektirten Verfassungsent- 
würfe die katholische Kirche ihre Freiheit und Selbstständigkeit er-* 
halten sollte. 

Allein wer den Bericht der Minderheit der staatsrechtlichen 
Gcanmission über die Convention, wer die Verbandlungen in . der Kam- 
mer der Abgeordneten über dieselbe, namentlich die ßeden der Pseudo- 
liberalen und der protestantischen Prälaten, ,iyer den neuen Gesetzes- 
entwurf, namentlich die Axt. 1. 3. 6. 7. 10. 11. 13. 15. 16. 19. 22. 
28. und die Motive dazu aufmerksam liest, der wird zu der Ueber- 
zengung kommen, dass der Josephinismus in Württemberg 
noch nicht ausgestorben itt 

Der Dens et Dominus, v<m w^dieyi cter Gottesliugner Catta 
bei Cicero de natura Deorum. üb. 1. e. 10. sagt: 

i^Quis non timeat omnia provideutem et cogüantem et lAimad- 
vertentem et omnia ad se pertinere putantem , curiosum et plenum 
negotii Demn'^ — welcher in unserer Zeit der moderne omnipo* 
tente Staat ist, findet in Württemberg noch vide eifrige Anbeter^). 
Wir sind weit entfernt, der württembergischen Regierting eine Übel* 
wdlende Gesinnung gegen die katholische Kirehe zuseiureiben zu 
wollen, es bat sidi das Wohlwollen derselben und besonders die edle 
Gesinnung Sr. Majestät des Königs Wilhelm^ bei d^n Absekluss 
der Convention gezeigt und auch der neue Gesetzentwurf beabsichtigt 
nach den MoUven der katholischen Kirche gerecht zu werden; allein 
es ist zu bedauern, dass in demselben dais Wesen der kathoüschen 
Kirche , ihr Organismus und ihre eigenthümttdie Verfassung nicht 
gekannt und unrichtig aufgefasst wird. 

jfEa ist heut zu Tage, sagt Dr. Beidtd, keine seltene Erschei- 
nung, dass man selbst in den gebildeten Klassen von der Verfassung 



1) Der Josephinlsmn« S. 5. vgl. die Verbannungen der «weiten Kammer Über 
die Convention. * . «. 
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der kathoHschen Kirche geringe Eenntanisse hat und d«n «ii Folge 
die meiBten kirchlichen Institute falsch beurtheilt ^). 

Die katholische Kirche bestreitet die wahren Hoheitsreehte des 
Staates nicht. Wenn der heilige Stuhl in der denkwürdigen Note 
vom 10. August 1819 sich gegen die Aufoahme des Satses: seeun** 
dum snprema quae Imperantium protectionis jnra in die DeclaratioaBi 
aussprach, so geschah dies.desshalb) weil. Sr* Heiligk^t bekannt war, 
wie weit von den deutschen Bechtspublicisten diese .landes- 
herrlichen Schutzrechte gegen die Kirche ausgedehnt werden; weil 
Ihr bekannt, dass man unter dem Titel eines solchen Schutaes den 
Souveränen eine solche unumschränkte Gewalt circa sacra ssutbeilen 
wollte» welche früher gänzlich unbekannt war. Als die vereinten pro: 
testantisdien Fürsten in Betreff der Art. V. und VI. der Bulle: Ad 
Dominici gregis custodiam erklärten: wenn diese Artikel in die Bulle 
aufgenommen würden, so sähen sie sich veranlasst, ihre unveräusser* 
liehen Souveränetätsrechte ausdrücklich vorzubehalten, erwiederte der 
heilige Stuhl: jene Artikel seien keineswegs geeiget, die legitimen 
Bechte der Fürsten zu gefährden. 

In der Convention vom 8. April 1857 und deren Beilagen ist 
den Hoheitsrechten gewiss gebührende Rechnung getragen. Man ver- 
gleiche nur die «Art. 2. 5. 6. Abs. 2. 8. 10., zu Beil. I. Inhalt der 
Erklärungen, zu Beil. I. Context der fOr den Hochwürdigsten Bi- 
schof von Hottenburg bestimmten Instruktion (im Archiv VI, 476 ff.) 

Betreffend das Recht der obersten Aufsicht — bei den 
Franzosen droit de surveillance — bemerkt . Dr. Beidtel, es um- 
fasse seiner Etymologie nach nur das Recht dor Regierung, Kennt- 
niss zu verlangen von allen wichtigeren Ereignissen 
im Staate. 

In solchen Ausweisen Hege an und für sich nichts Drückendesi 
dies sei nur dann der Fall, wenn sie zu sehr und ohne eine befrie- 
digende Ursache vervielfältigt werden. Diese Yervielföltigung zu un- 
terlassen, gehöre zu den Klugheitsmaximen jeder Regierung 
und zwar aus demselben Grunde, aus welchem man stets alle un- 
nützen Schreibereien vermeiden soll. 

Der Josephinismus gab aber diesem Rechte eine ^allzuweite Aus- 
dehnung. Er stempelte es zu einem Rechte von den Vorstehern der 
Kirche selbst Rechenschaft über die Geschäfte ihrer kirchlichen Amts- 
führung zu verlangen. Hier wurde offenbar vorausgesetzt, dass die 
Kirchengewalt auch in kirchlichen Dingen der Staatsgewalt unterge- 



1) Dr. B$id$a^ •. a. 0. S. 448 f. 
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«fdael Ni, oder di« Letztere wenigstens efti Einmengangsreelit 
besitze. 

Aber selbst das Recht der obersten Avfelcht, sowie das Veto 
kennen als RefAte, weiche gegen die Kirche besondere Ha- 
jestXtSreehte geben, nidit angesehen werden, tls sind alige* 
nelne Mbjestätsireefate, die gegen Jede pirfsisclie lind moraliirehe 
Vmion tai Staate bestehen und ausgeübt werden^). 

Die katholische Kirche wfll kein Staat im Stakte sein , sie will 
sieh in die eigentBch bürgerlichen oder staatlichen Angelegenheiten 
nicht Mmnischen, sie will aber als grosse vom Staate ndt' ihrer e^gen- 
thümlichen Verfassung nnd besondern Organismus anerkannte Cor- 
poration ^e Freiheit und Selbstständigkeit in Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten. 

Diese dürfen aber nicht willkürlich auf die innern Angelegen- 
heiten in dem Sinne bescliränkt werden, 4^s diese innern Angelegen- 
heiten auf r6iQgeistliche Angelegenheiten — auf Dogma, Cultus 
und Moral beschränkt und Disciplin, Schule und Vermögensverwaltung 
ihr wo nicht gans entzogen» doch allzusehr beschränkt und misstrauisch 
nmgränzt werden. Sie gönnt den andern Confessionen gerne ihre 
Freiheit und wird sich in ihre Angelegenheiten nicht mischen, sie 
darf aber auch erwarten, dass auch diese so viel Billigkeit und Rechts- 
gefühl haben, ihr die ihr gebührende Freiheit und Selbstständigkeit 
zu gönnien und nicht i^eidisch und missgünstig zu verkümmern. 

Weit besser, als der neue Gesetzesentwurf waren die Bestim- 
mungen in dem revidirten Verfassungs entwürfe vom Jahre 
1850. Dort hiess es in Art. 46. : 

„Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet 
ihre Angelegenheiten selbstständig, bleibt aber den allge- 
meinen Staatsgesetzen unterworfen. 

Die zwischen dem Staate, oder dem Staatsoberhaupte und ein- 
zelnen Kirchen durch Vertrag (die Möglichkeit einer solchen war 
aW nicht bestritten), oder durch Kirchen Verfassung begrün- 
deten Rechtsverhältnisse können nur auf Vertrags- oder 
kirchenverf^ssungsmässigem Wege abgeändert werden. 

Es darf keine herrschende Kirche im Staate bestehen. 

Art. 49. Der Verkehr der Religionsgesellschaften und ihrer 
Angehörigen mit den Kirchenobem ist ungehindert. 

Die Bekanntmachung kirchlicher Erl^tsse und An- 



1) BHdtd B. a. O. 8. 268-SS5. 
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erdiiiiTig^en bedarf keiner rorgSngigen Genehmigung 
der Staatsgewalt. 

•Die Staatsgewalt ist jedoeh befugt, von den er-' 
gätigenen Anordnungen Eenntniss eu nehmend 

' Art. 50. Die EirchenÄener sind in 'Ansehung Ihirer bürger- 
Ifdien Haiidlnngeii und TerbiQtnisse der weltlichen Obrigkeit unter- 
worfen. 

' ■ Art. 51J' Ben Kirehenöbern stehen' gegen Äe Kirchendiener 
diejenigen Diseiplinarbefagnisse zu, welche in den in anerkannter' 
Wiricsamkeit ^tehendefr Sirchenverfassungen begründet sind, oder künf- 
Hg in der Gesetzgebung anerkannt werden.^ 

üifit diesen Beatimmungen ständen freilich die Art. 52. 53. $. 6. 
theilweise im Widerspruch, wie denn auch der neue Gesetzesentwurf, 
weil zwei ganz verschiedene Principien in demselben herrschen, grosse 
Widersprüche enthält i). 

$. 3. Die Verhandlungen der ersten Kammer am 16. 
October 1861. ' ' 

Von grossem Intfreisse sind die Verhandlungen der Kaipmer 
der Standesherren in der Sits^ung vo^ 16». Octot^er 1861 b^^ 
Gelegenheit der Berathung iti}er den Bericht der staatsrechtliche^ Com- 
^lission, betreffend die Rechei|schaftsberi<^hte. vom 3. M^ 1858 §, IS^ 
26. Februar 1661 $. 19. 22. und 1. Juli 1861, betreffend die kijreh- 
liehe Frage*-^). 

Die angezogenen. Paragraphen beziehen sich sämmtlich auf ^iß, 
Convention uud die betreffs derselben erlassenen Verfugungen, der 
letzte auf das Bescript vom 13. Juni 1861. De^ Berieht der Staats* 
rechtlichen Commission gibt in -seinem Eingange eine Uebersij^bt.über, 
die Petitionen jgegen die Convention und über die Behandlung der-t 
selben in der s^weiten Kammer. Es ist daran die Beschwerde geknüpft, 
dass die zweite Kammer ihren Be^chluss vom 16. März 1861 *ein* 
seitig an die K($nigl. Begierung brachte, obgleich ihr Bescblusa in« 
direkt auch eine Ablehnung des über die Convention eingdifachtei^ 
GesetzeseotwQxfs vom. 2^. Februar 1861 in sich sc^loas. . . 



1) Vgl. Historisoh.polltisoh^ Blätter 1853. 34* XXXI. 6. 548-577,. 
581—628. : „Betraclitung über die neuen MärzerrungenBohaften der katholischen Kirche . 
in der oberrhdliilwlhen KircheoptoTins , oder die Besoltate der Karlsruher Confer6n* 
Mii,* läedergelilgt in der Verofdmvig vom 6. Man 1858, «od dm Fachwort! 4er Re- 

daction S. 628-635. , 

' 2) Tgl. Dentsehes tolksbUtt Nr. 244. vom 18. October 1861. Staats- 
a^MSl^M^ U» WIrlMiiMCv Hr. UU vm 18. OMIm ««; r; . .i> i ) 
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Die erwShaie CommisBion «racbtete es für bcigründeti ttker S* 18. 
des Berichts vom 3. Mai 1858 aar Tagesordnung übenugehen, wd- 
cfaer die königl. Verordnong vom 21. December 1857 (betreffend die 
Bekanntmachang der päpstlichen BuUe) und die Terfügungen des 
Cultdepartements vom 27. Januar und 9. Marx 1858 (über das Ver- 
fahren bei privatpatronaftUchen Ememmogen und ttber di^. {^fl^deans^ 
Scheidung beriUirt 

Was die weitere Verfügung vom 4. Mai. 1659 .(§. 19. des 
Bechenschaftsberichts vom 26. Februar 1861) bebriift, (es handelt sich 
in jener Verfügung um die swei niederen Convicte) so wird dieselbe 
gleichfalls nicht beanstandet, da die Regierung in diesem Punkte ein 
unzweifelhaftes Verfägungsreeht besiUt; so wenig man früher etwas 
dagegen halte, dass die Begierung diese Verhältnisse im Verordnungs- 
wege (Verfügung vom 20. Sep^mber 1824) regelte, ebensowenig 
könne man jetat etwas dagegen haben. 

Auch die Verfügung vom 12. October 1859 (Wilhelmsstift be> 
treffend) bietet der Commission keinen Anstand mit Ausnahme des 
S* 9.9 welcher die Stellung des Convictsdirectors in Tübingen betrÜK. 

Die hohe Kammer trat diesen Anträgen ihrer Commission bei 

In Betreff des §. 5. des Rechenschaftsberichtes vom 1. Juli 
1861 stellte die Commissfon fSr Jetzt keinen Antrag. 

Da dieser Paragraph das kttnigl. Bescript auf den Beschluss 
der sweiten Kammer vom 16. März 1861 betraf, so glaubte die 
Mehrheit der Mitglieder (Prinz von Oettingen-Wallerstein, 
Fürst von Waldburg Wolfegg und Freiherr von Linden) fol- 
gende Verwahrung darüber abgeben zu soHen: 

„Das gedachte Bescript reiht an die Erklärung, dass in Folge 
des von der Kammer der Abgeordneten gefassten Beschlusses der mit 
der römischen Curie abgeschlossenen Uebereinkunft eine rechtlich ver- 
bindende Kraft nidit zukomme, die prindpiellen Sätze; 

1) Dass für die Regelung der Verhältnisse, welche den bihalt 
der abgeschlossenen Convention ausmachen, nur das betreffende (Lan- 
des-) Gesetz nebst den dazu gehörigen Verordnungen die Beehts- 
quelle bilde; < 

2) und es sich von selbst verstehe, dass dem zu erlassenden 
Gesetze, sowie den betr^enden Verordnungen und Verfügungen keine 
andere rechtliche Natur zukommen könne, als jedem anderen (besetze, 
beziehuqgaweise jeder anderen Verordnung oder Verfügung. 

Diese Sätze sind nach der üeberzeugung der Mehrhdt der 
Commission unvereinbar mit dem Organismus der Hierar- 
ehi^ sohin mit de» veetutllekaB Be stand and dan Grund- 
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einrichtungen der nicht Jetzt erst zu redigirenden ka- 
tholi sehen Kirche. Sie widerstreiten aber auch deli dieser Kirche 
zu Beit^ stehenden yerfasstingsinSssigen Rechten und Siche- 
rungen, und die Melirheit der Commission fBhlt sidi daher gedrungen, 
dagegen Verwahrung einzulegen. 

Die Minderheit der Commission (Freiherr von Neurath und 
Generallieutenant von Baur) traten dieser Verwahrung' nicht bei. 

Der Debatte entnehmen whr Folgendes: 

Fürst von Wailersteln benierkte: 

Die Convention sei mit allen Förmlichkeiten eines Vertrags 
abgeiscMossen und rätificbt Würden. Man habe unterschieden zwischen 
jenen Punkten, deren Regelung der Regierung selbait zustehen und 
jenen, bei welchen die Stände nothwendfg mitäawMDan hätten. Das 
aindere Haus habe die <];onventioh abgelehnt und ausgesprochen, dass 
man auf den materiellen Inhalt eines Gesetzes tflter diese Angelegen- 
heit nur dann eingehen kSnne, wenn dasselbei keinen Vertragscharak- 
ter habe. 

In staatBcher Hinsicht sei es ^ moralisch selir schwer wiegen- 
der Umstand, dass die Convention bereits zur PublicatiOB gekommen 
sei, und desshalb von kirchlicher Seite dieselbe als bereits bestehend 
betrachtet werde, während der Staat sie nicht mehr anerkenne. 

Es liege im Wesen d<r katholischen Kirche, dass sie den Papst 
als Oberhaupt anerkenne, dieses Veriiältniar' sei voh deiii kathoKscheii 
Kirchenrechte untrennbar. 

£s sei daher undenkbar, daos cße Mitglieder der katholischen 
Khrche Bestimmungen für verbindli<;h ansehen könnten | welche Am 
Oberhaupt ihrer Kirche zur Sdte sietztem. Die $$. 70., 71., 74. 
der V. D. garanürten ihnen die Autonomie Ihrer klrchHofaen Rechte. 

Auch die andere Kamm^ habe anerkannt, dass es Sache der 
Gereditigkeit sei, der katholischen Kirche ihre Autonomie zu Theil 
werden zu lassen. 

Man habe nur befiirditet, die Rechte der katholisdien Kirche 
werden über die Verfassung gestellt. 

Ffirst von Hohenlohe-Waldenburg stellte einen beson- 
deren Antrag. 

Wir glauben denselben wegen der Gfündlidikeit und edlen 
FreimtÜhigkeit, mit welcher er abgefasst ist, hier dmf Haitptsadie 
nach wortgetreu anführen zu sollen, f Vollständig im Deutsch. 
Vbl. 1861. Befl- Nr. 244.) 

Der Hednet sfiricht im Allgemeinen fMM wUste Aaerketinung 
itt Betteff der In deitf €oiBik&d<msberieltt» fOfdieiiiii Düligwg ttnA 
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Würdignog der katboIigcheB Fiage m». Erstellt aojlaim ab#r «bitti voa 
den A|iti;jigeA der ConunUsion «bweklieiideii, resp, etivas ineiter geken- 
den Anlrag, iiideo er, wie bisher aar in dem Vortrage . dee Pxiiice^ 
V. Wallerstein geseheben war, die SacUage yon rein katholi- 
schem Standpunkte und, wie er Tersichttt, zugleich ans. aajfch en- 
tischer QueHf, darstellt 

Er thnt dies€|s wjirtlichwia folgt: 

„ . . Indem unsere Veriaflsung eiaerseiU der katboUsehen Kirche 
die ihr eigenthümliche Autonomie, das heisat ^ freie und nnge- 
hinderto SeibstwwaU^g^ ,. andererseiU der Krone d^s staatliche 
Oberaufsichlfreabt. aoerkennt, «teilt sie zwei in ihrer A 11g e- 
geineinb^eif alchi widei;sti;eilende Bechtsprincipieu auf.. Um ctie un- 
umgängilich nöthige Vermittlttug dieser beiden jQeg^nsjLtze faerbeiaa* 
fuhren, baschlpss bekanntlich die constitoirende iStttadeveraammla^g 
in^ Jajur4619 m ihc^r Qüanng vom 93. September ein»ti2nmi|^, 
in §. 74. der .yer£ftssu|ig die Bestimmung mifzuoehmen: . 

„Eine besondere Uebereinkunft mit dem Oberhaapte der kar 
, y^Ql^chek Kirebe bestimmi das Verhältnisa derselben zmn 
^Staate.« . . 
Sie nahm indess,- ans dein bJtos.foirmellen Ornu^ey dasA die könig- 
liche Regierung, bereits mi^ der i:ömisGhepi\ Curie die beregten Verr 
J^dlUQgen eingetoitet b^tte, sowie in .d(M^usdrfii^lic)i au Protokoll 
efküfffeen YoraiMAetanngi itm. ^B.^in de> Intention S^^r. Majestät 
des Königs läge, die Grundsätze der katholischen .Kir« 
QJheii¥€)riasS'i|ing,!}a,nfr.ech;t au erhalten,^ im Verlaufs ihrer 
VerhandJnngeptYi^ii.iderselbenwiiider: Umgang« Die damals l^goo^e« 
Qen UQt^rhandiniigen mit deni heiligen Stuhle gelangten zn keinem 
Endrasnltjit^. Die; Abfll^bt, eilt solches dennoch su erziele^, fiihrta 
zü. erneuertea lI&terhaodlu»gaq und endUeh hn Jahre 1857 zum Ab- 
BohlnssQ der Tifitbeßproehenen Convenäon. Letzterer lag mithin das 
Bestreben zu Grunde, die verfassungsmässig garantirte kirchliche 
Autonomie mit. dem Oberattfslch^t.sreßiite der Kron/e der- 
gestalt in Einklang zu bringen, dass leipestbeils die Beobt^ der Krone 
gewahrt,; a«dernth^^8 BÜßß jme. Giep^izß oiid rYcrrordnjangeii be- 
seitigt wurden, welche den Grundrechten der katholischen Kirche 
mid.ihritr dufah: das ofmflliiseliuB Be^ geireg^tw Dißciplin bisher 
enlig€^r4»sMidi»ii> 

Die Gri^ize^ »diiifea .3tiatUeb«n OberauÜBichtareebtes Is^isen sich 
nicht besser bezeichnen, als mit den Wortep uu^erj^ •Comntfssiens^ 
beiicbteit ^ieriQ«irissfm|re]^ wtiipde: hfine Wahr- 

^bflH WP^ «NM» 4«r. ii^ ÜNW. S^A^ »g»ai|bf^ f^w Q^wil^ w^r 
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^'5j,teT atwdehnen wollte, Ab d!^ «um Schitze^ öemer 'Rechte itiiil" '4er 
'^Rechte det übrigen Oönfesisdönen wirklich nothwendig' ist.^ 

Dass der heilige Stuhl bei' deö neuesten Diitertialidluftgeft, Iä 
Beirticksitfhtigöng der UinätMnde, di^ grösste WillÄhti^ktlt bekundet 
hat, * »ein genftdnes ' Reeht zu modifieiren und dei Kfon^ beztiglicti 
verdchkdoner Ptinkte, welehe — ' (wie z. B. die 'Colltftion dör Benfe- 
fieien und die t^erwÄltnng der Kirchengütör) -— ganz eigfenflich In' die 
Sphäre d«r Rechte 4et Kirdie gehöreö, weite Zugeständnisse tu 
öiäohe% hinn nicht gettugbet w^deii. ► . - ' : 

Der heilige StA\ M dabei ^in«^ und aBteiA hüf k34wkhrleii^tnn^ 
jen^rv Reohite d^ Eire^ bestandei^, welehe dür^hs^s' liiiyeräusser- 
lich und von der Natur ihrer gätflich€*i Einsetzung unzertrennlich 
sind; Et kohnte und musste daher andi rertangeÄ, däfes alle, 
di^3«en wesentlichen und unreijäirbaren -Rechten zuwid^kufenden 
Cf^e^et^e und Verordnungen abgiäschiaffi wittdcfAv Da defi^ heiligte 
Stuhl indessen wohl wusste, dass der Köfiig nach- der wlirttenibergi- 
^sdien* VerftpssuÄg bestehende 6 es etile ohne Zöstlmhiuftg der Stände 
ni«ht iimznändem rerlnochte, so stiptilirte er itt' Art. XII. ier Con- 
vention ittir ^ Anfhebuhg'der königlicheli Erlasse und Ver- 
ordnungen; bezüglich der Gesetze hfiigegen willigte er ein, dass 
selbe auf verfassungsmässigem *Wege umgeändert wüMen. Der hei- 
lige Sttihl gab defeshalb zu, daSö in der liändfesherrlitiheh Rätificatidh 
„zu' äe*n eitie Aendertrng der Landes^eä'efzgebun^ Ih 
siel sc^hlfessenden Punkten*'i)'itte Zustimmung^ 'der l^ände 
•Torbehälten Wurde. Obgief^h dahe* der ' hMlige Sttthl *tmit 'einver- 
standen war, dass die Ausführung der betreffenden Sfipulätiiineü d^r 
GonvenHon sttspenffitt bMben sollte, bis* fie Stände die ^AbÄriderung 
dfer entgegensieheÄdeh Gesetze genehmigt hiltten; so konnte 6r 'doch 
iteineswegi^ ' annehmen, dtiss die g^nie' G^nVentM als^ sorlehe d^r 
Zustimmung der Stände bedüiife,' um in allen ihren Punkten und in 
Ihrer Bedeuttmg als Vertr arg bfndehffe Krallt 'ku 'erlanget. - — Die 
tKirttemtergisfehe Regierung h?t such, *^ so Viel mir bekannt — 
wählreiid der Verhandltmgen keiiiiö Afeusserung gethan,' aus weither 
'man in Rdm di4» Nothwendigkeit der 'Zusifh^mün^ Stände Itir d^ 
Zulässigkeit der Convention, oder überhaupt ftir AbseMiesSung eines 
Wahren, beiderseitig Verpflifehtfe'nde'h Vertrages hätte ent- 
nehmen können. — ^ In Betreff der Punkte; deren Älikfuhrting von der 
ve*fasstihg8tiiässi^n €r e ö e tze sSndei'üiig alihing, ' wkr dfe könig- 
liche R^gieiiting, kraft U^i^rdur^h (fie Convention tfternomnlen'en Ver- 
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btaidlicbkett verpflichtet, die nothwendigen Gesetses&ndeningen 
Torsusclüageii and Alles aufsttbleten» um die Ausf&IuntDg der betref- 
fenden Süpnlfttionen m bewerkstelligen. 

Gestütet auf die allgemein anerkannten GrandelUxe dee öSient- 
lieben Recbtee, nach denen es dem JStaatsoberhaupte ansteht» 
aber kirchliche Angelegenheiten mit dem Kirchen-Oberhaupte 
Verträge abauschliessen, lumnte der Iieilige Stahl nicht im Ifindeeieü 
beliirchten, dass eine Ten beiden Theilen stipnlirte, ratificirte 
und pnblieirte Conrention ane dem einaigen Grunde für nicht 
verbincKich gehalten würde » weil es der Kammer der Aljgecirdneten 
beliebte, dem KSnige das Beeilt abaui^recheni ohne ihre Zoätim- 
mung einen derertigen Vertrag abmechliessen. 

Wie auch der Commissionsbericht treffend henrorhebt, ist es 
entschieden unrichtig, zu behaupten, dass die religi^sea Angdegen- 
heiten der katholischen, Unterthanen in einem constitutionellen Staate 
sich nicht auf dem Wege des Vertrags, senden einaig und allein 
auf dem Wege der Gesetzgebung regeln lassen. Ebenso unrichtig 
ist es, dass der Vorbehalt der Zustimmung, der StSade aar Al»ände- 
nuig der betreffi^iden Gesetze den Ständen ein Recht verleihe, alle 
einzelnen Punkte einer Convention mit dem Kirchenoberhaupte ihrer 
Prüfong, zu unterziehen und von ihrer Zustunmung: die bindende 
Kraft derselben als Vertrag abhängig sa macbep. Insbesondere 
sichert aber in Württemberg der $. 79. der Verfassung d6m ,KSnige^ 
— nicht den Ständen — ^die in der Staatsgewalt begrtffenen Rechte 
über, die katholische Kinehe,^ und folgerecht auch die Feststellung 
d^ gegenseidg^ Beziehung^. 

Daß Vertrauen in den Bechtssinn und den guten WiUen der 
kSniglidMn Regierunj^ welche — doch gewiss in der Zjage beurthM- 
len zn können, wae such von den Ständen erwirken liesse — sidi 
zum unverkünHnerten Vollzüge der C<mvention vei^flichtet und dem- 
gemäss auf dem administrativei^ und legislativen Wege bereits alle 
nöthigen Schritte gethan hatte, musste den heiligen Stuhl zu der 
Erwartung berechtigen, dass zp der nothwendigen Abänderung der 
betreffenden Gesetze djk). Zjustimmung der Stände auch: wirklich 
erfolgen würde« 

Wenn nun auch das Gegentheil eingetrt^ffen i|it, so wjrd d«r 
heilige Stuhl die stipulirte Convention dodi schwerlich «ds für die 
&one unverbindlich betrachten. Ein an und fiir sich gültiger zwei- 
seitiger Vertrag kann gewiss darum nicht wieder emseitig aufgehoben 
worden, weil ein für einzelne Thefle gemachter Vorbehalt nicht 
eingetreten ist: viehnebr bleibt der Vertrag e<ls solcher i^chtagültig 
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ittid* Atir die Erfttllimg des mit Vorbehalt gemachten Yer- 
aprechene kann nicht verlangt werden* — Der heilige Stuhl wird 
niemals zugeben, dass die Beziehungen der katholischen Kirche 
zum Staate, dass die Rechte dieser Kirche und überhaupt die reli- 
giösen und kirchlichen Angelegenheiten der Katholiken 
Württembergs ohne alle Beziehung und Mitwirkung der 
kirchlichen Gewalt, ja vielleicht sogar im Widerspruche 
mit ihren ewigen Grundsätzen und Rechten, von der welt- 
lichen gesetzgebenden Macht einseitig geordnet, festgestellt und 
abgegrenzt werden. - ' 

Die Convention hat aber nicht nur den Charakter eines wah- 
ren, beiderseitig verpflichtenden „Vertrags^; dieselbe i«t 
durch die auf ausdrückliches Verlangen Seiner Majestät 
des Königs^) erfolgte Publicatton mittelst der päpstlichen Bulle 
„Cum in subHmi Pincipis,^ ein für die Diöcese Rottenburg 
verbindliches ,,Kirchenge8etz^ geworden, dessen genaue 
Befolgung jedem Katholiken durch den Papst — y^bei Vermei- 
dung des Zornes des allmächtigen Gottes und seiner 
heiligen Apostel Petrus und Paulus^ — am Schhisse der 
Bulle ausdrücklich zur Pflicht gemacht worden ist. 

Die Grundrechte der katholischen Kirche haben in gedachter 
Convention ihren Ausdruck gefunden , um der Krone gegenüber die 
Anerkennung und die Ausübung der durch die Verfassung garantirten 
Autonomie der Kirche ein fiir alle Male zu sichern. Die Convention 
stellt aber durchaus kein neues Recht auf. Auch ganz Unab- 
hängig von dieser Convention muss die Kirche diese Prindpien 
und Rechte für jetzt und für alle Zukunft vertheidigen , sie niuss 
darauf bestehen, dass dieselben anerkannt werden und dass Auf Grund 
derselben die Kirche selbstständig handeln und in ihrer eigenthüm- 
liehen Lebenskraft sich entfalten könne. Diese Princlpien und Rechte 
kann die katholische Kirche nicht aufgeben, ohne sich selbst aufzu- 
geben, das heisst, ohne ihre unverletzlichen Dogmen und ihte gött- 
liche Verfassung zu verletzen. 

Was die auf die kirchliche Disciplin bezüglichen Bestimmun- 
gen der Convention betrifft, so enthalten solche dnestheils Wichtige 
Zugeständnisse, welche der heilige Stuhl der Krone iin Hinblick auf 
eine befriedigende Regelung der kirchlichen Frage und auf Erhaltung 
des Friedens und der Eintracht zwischen den beiden Gewalten ge- 
macht; andemihefls beschränken und modiflciren sie, Angesichts der 
veränderten Zeitverhältnisse, das canonische Recht. 

> ^ i 

1) «et cum Ipse Sereaiasimiif Princepi eolze poftalaTwit* 
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Auf Ecatere mm, ini oferiie BI9 ap^stoUsiA« Pri?Oegii^ uliid, 
^en Wirksftmkeit von der yerpfiichteQden K^tur.der ConTenfion «1^ 
hängti mu«s die Krone, sobald die CoayenüQn a^ nioht.mehr iii£itit 
Ibestehend erklärt wird, Verzickt klsleiu , 

Dagegen haben di® DiscipUnair-yordehriften innerhalb des Be- 
reiches der Kirche durch die Pnblieatkui der ConTention Seitens der 
jiechsten kirchlMien Autoritfit.den Charakter kirehlickef G^setae 
erhalteKii und so l^nge sie als solche bestebon, sind ^isehof, Klems 
wi4 Kathi^iken in Wiirttemberg m äßt^n B€K>b^btHiig in ihrem Qa^ 
wissen verpflichtet. 

Ist die Convention aufgehoben, so maas Alles aaeb dem cano- 
joispbe^ Rechte geordnet werden. Kirchliche . Angelegenheiten. ans- 
«ehlieaelieh doridi Civil -Gesetz» regehi> wollen, wird l^ber eine dof^ 
pelte Folge .haben. Erstens werden Bisdiof imd Klerus diese Gesetae 
jn keiner W(8ise anerkennen und beobachten können, i;nsaw^ s}e gegen 
die wesentlichen Principijen und Eechte der Kirche oder geg»i die 
Anordnungen des in der Conventipn enjtbAltenen Partikniar-Gesetxes 
..Verstössen. Zweitens werden die gedachten Civilgesetaie, weü sie yau 
j^uxex zur Regelung rein kircbliidier Materie^ inpompetenten Be- 
hörde ausgehen, beziiglich dieser Mat^ri^n füberhanpt keine, verUnd- 
liehe Kraft haben. ,. 

Wül man also- die. Verhältnisse der k|^thoU|ichen Kirche auf dem 
Wege der Landesgesetagebung, on^en,. indoin n^an von dem Qvii- 
,gesetz (welchem man seinen atets wandelbaren Charakter sogar au^- 
drttoklich wahrt,} il^iren . ganze^ rechtlichen Zustand abhängt; macht, 
.80 bebt mi^n dadurch die garantirte Autonomie dieser Kiircbe auf, 
u^d verletzt somit die Y^rfassnng selbsti 

. Alan erreieht. aber dadurch audi ni^bt den beabsichtigten Zweck, 
(;ionfli(;te zu. vf^eidMi und: in liiedUcber JE:aiwickel^ng die Segelmig 
der religiösen und kirchlichen Angelegenheiten des Landes zu sichern. 
. Denn sei, es, dass das Civilgesetz sich darauf, beschränkt, tibcF 
4ie Autonomie der Kirche blos allgemeine Grundsätze iestzuslel- 
len, welche die Ausführung aller in der Convention vereinbarten 
Pui)kt<9 gestatten; sei es, dass da^i Gesetz, . ins Einzelne ein- 
gehend^ so zu sagen den ganzen Inhalt ,der Convention wieder 
.herstellt; so n^ird, sieb kirchlicherseits die beabsichtigte Ord- 
nung der katholischen Verhältnisse doch nur unter der Voraussetzipig 
bewerkstelligen lassen, dass die Conventio.n ^hren verbind- 
lichen Chajakter als „Kirchengesetz^ bewahre und d^a3 
die einzelnen Stipulationen des Civilge^etzes nacl) Wart- 
laut und Sinn mit der Convention übereinstimmen, 
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Ole Kirdh« kann ter AntetMl der ireU&eiiM gesetegdVendett 
Onwdt^n die Btftigilbs nidit metkemieii, die ll«teri«n, ^eUheO^ga^ 
Btmi der Convention sind, aus eigener und aossfcbtteeelieher Macht- 
vMtkonuäenheit in «»rdnen und das CivilgeseU kann beifigUeh die- 
ser- Oegetistände intfetbalb der Kirdie keinerlei veAindHelie Kraft be- 
eiteen. < ; 

W«niii iinsir Oeidniiisionebtridit Mf drobende Gonflicte Unweiet 
aitieeheu den Staats- und ffiornhengeeeteen, so eflanbe idi mir, rar 
Beuriheilfiii'g de» Folgin der beben Kammer die Aeusseruiig des M- 
heren Chefis des Departements des Elircben- und Scbulwesens In Er- 
intteruiq^ aü tiitegen. Sti^ratb tön Rllmelln sagte nibnliehi): „^80- 
„b41d der Sbat mit positiven Anordmmgen das Gebiet dei^ Kirdie 
„belritlf 86 besKat die Klrbbe bi dem pasdiveh Widerstände eine Ar 
„Ibn unfiiberw in dtlebe Waffe, und esentsteben die Confliete, für 
„welche es mir die Altenl4(tive einer LSsnng des Bandes oder eber 
,,yerat8iiAgnAg glbt*^" 

' In kirddidhen Fragen sind, bei der der kalholli^chen Kirehe inbibren- 
len streng meharchiadi und hierarebiseb gegliederten Yer&ssung, die 
Anaioliten der einseinen Katbottken niemals massgebend, sondern nur 
die > antoiitati«ien Enlsdieidungen der eompeteirten Behörden dieser 
Kiridieials solcher; deiih nach den Worten meines unvergesslicben 
Fremdes ^}. is^ ^lydem Katholiken dae sichtbare Oberhaupt der Kirche 
el)en so nöthig, als einer beschränkten Monarchie ein König.^^ Es 
ist daäer aueb durobanis ohne atte rechtliche Bedeutung, wenn die 
Minister in ftrem Sebrelben vom lift. Juni ffieses Jahres an Seine 
Emineaä den Giirdi»al-8taätase<»ret&r')'-r* deseen Inhalt und Form ich 
eben ' ao wenig' vertreten möohie, alä ich deMen „zuversichtliche 
HoAiiing^ In Beilebling auf die künftigen Bdirifte der rttmischen 
GMe theileo kann > — ^ aHr Recbtfcfertigttng der BlandlungäWfeise der 
Krenb sich auf die Immerhin beklagenewertheThatsache beritfen, dass 
in 4«r Kammer^ der Abgeörchieten kerne eindge katholische Stimme 
ftr Anfrecbtbi^tung der Convention ale Vertrag sich erhoben habe. 
Bbenso kann es eidi am die Befriedigung der Wünsche der katboli* 
sehen Bevölkerung des Landes nur Insof^^ bandeln , als diese 
Wünsche mit dsm Wesen und den Öesetsen dir katholischen Kirche 
und mit den Anordnungen der obersten Urt^tlehen Antoritüt über- 
eUstitamien. 



1) In den gedruckten Motiven lu dem ersten OesetseBentwurfe über die Rege* 
lotf der Yerhattnisto^ der katholis^ltea Kirolie aar Staatsgewalt. 

S) t Or*f Biohard Ton Sobaesberff-Thaim)ieim in derSit^ing dar <?#w$^airan> 
dea StHnderersaaunliing vom. 15. September iSlv. 

S) ygl^ die aobrUc Württemberg unter d|Mi BeditegnaU^ in diätem Hafta 
das ArohivB. 
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4^ jPkrMfMMOViaebc«^ ' 

,. r ,:^a^ UxcbJicfl^ej»; St«idpi|iAfte wm ibal «kor— wie^geütt — 
di^ fiQ^clien 4er.rlk(Nq^rwd dem Jb«Uii«n Stahl. mbfeidil^asearCw^^ 
vc^QB/ eineiig dQüpeU.^n Cluucaktflr» > > 

, P^d^ die , ItAtific^OA you £Mt«i de« Unduil«» HlUiptar. ^/ 
S^it3- und der PiQh^ngQwjdjt wiird# üie tin w^er; b:#i4erseiti< 
verpflichtender Vertrag. . i^ :^ 

, . Pwok .^rfvUie9tösA nttteU .einer pSpBdkkon BnlUfin und 
U^t die Qpnv«iitjU9» (%o liMge «ie yetn heiligen SliiU». nkfrt wMevr 
vaf/U vkd) ein für die Die^eee Bottenburg verbindMcbee KUek^iift 
geeetjB. . . •...•■;.■.:. 

...* Wenn iqh auch mit 4» Anflicht der hflhen GopiMlsioii ^xei* 
standen bin, dasa eg gieb bd dem geg«niriMgiii Stande det;SMli#. 
in dieA.eir i^9h0^ Kammer leiderl nicht mdir daiSMnL'dhaiidelfty ra.enlr. 
scheiden, qb die Krone die ConTention ala Vertrag anfredit .^hal- 
ten fcann und will, ao muse leb aader SigenKhaft der GonyentioB 
als katholisches Kirchengesetz nur um- a^^iimehr iMkaltaii.. 
Und Jbi «ich die in Alt. XUI. der Convention Te^qgeedieiiea . Scbwie- 
rigkeiten nur m bfdd und: im hMislen Grade erhebe» >faafaenv,wul da: 
d^ch die neueste Gesetaeevorlage selbst jede- HoffiiOBg geachnudenr. 
isjt, das gerechte Verlwgeü der Kirche -^ daas ivenigBhena..daa. 
CivUgeaetz naci^ Wortlaut und Sine mit dmn Kirchengis/Me libeiUn-v^ 
stimm. — erfiUlt zu sehen». ae eiadite ich miA m!>meinem<)a«iasen'. 
fiir yeq>flichteti di^n A«tragT m ateUeui: d 

^. lyDie hohe Kammer oiftge den Kf>»ni^: in .eian; «hiteciitd^ > 

. yoUen Adrease.ulleruaterthäaigat biftten^iSeiae Königliehe« 

.. Ifajestät .wollen, in Anbatraehtr dasa^dia noit dem heüigeav 

Stifble abgescUossene und dorclt die päpslUche Bidle ^,,Qm - 

in sublimi Principe^ pubUei»te Ck)nyeDtiod(tc IBr die JiVkSM^ 

Sottepburg ein ye.rbindUohes Kirchan.g«afttz biUei^) 

Hl landesYäterUch^ FOreorgeund. Qeceehtfgkeit alleri^ädsgffti 

geruhen^ Sich mit Seiner tl^eiligjf^eltdjemPfrpstejBtt: 

. ireui^dschaftlicher Beilegung der Sache aiifs;^Meve,(iA8 Eitfyeitil 

. ; nehmen zu setaen, um. dadari^ alle weHcaenrCaailüctevHdf^ 

der Kirchepgewak und lumusbleiblUhe Ck)lli0ioafleik hacCrewit*-. 

„,- s^n Ihrer getreuen bathoBscben UnlertbiMien ma yarfaüMuf^ N 

^. W^nn wir 4i« CoAyentien ala di#. endlinhe. firffilluDg der yon«; 

dieser hohen Kanuner an den Stufen des Thrones im Jafae>184il 

ehrfurchtsyoll niedergelegten Bitte dankbar begrüsst haben, die ;Ange- 

legeiAeiten der katholischen Kirche in Württemberg „au£^eei|^f 

netem Wcrg^e* bestimmter ordtleii und feßtstellfen zu wollen, sp^ bf: 

finden jrü: uns jetst^ nachdem die' Cenyention yon' Soften der ^qs^ 



Yerhandliingeii dei" L Kanim^ am iV. Grober 1861. ASi^ 

pf^tegiß^ben^^orden Ist, meiir gdiii aiiif äemsell)en Staiidi^uiilie wie 
daihals.*' ' ' * 

Dieser Umstand lässt mich um so h^ht hoffen, daäs diö Kohä 
Kaiftmer, auf Gitfi^ ' und In Ueber^ihstimthtin^ mit ihrem früheren 
Beschlösse, meinem Antrage ihre Zustimmung nicht vetsagen werde, 
adä ¥th näHk meinei' ittnersten Ueberzeugung 'di^ in dem allerhöchsten 
Res(irfpte vom 18*. Jünt dieses Jahres ausgesprochene Hoffnung leider 
nieht 2fa theilen reiDciag, „dass auf dem nunmehr su betreten- 
den Wege* -^ der Gfesetegebung — „eine gedeihliche Lösung 
deir yorlfegenden, für das Wohl unseres Landes so wlch- 
tlgen'AngelegeJiheilt werd^ erÄieli'werden* 

• Pteiherr von Nenraih *(6etieimerräths -Präsident) machte gel- 
terifl b^i'den XJtiterhandlungen mit 'der römischen Curie habe man von 
beiden Seiten Coneessionen verlangt und gegeben, aber Se Begierung 
l^abe bei Conces^idhen, weiche der ständischen Zustimmung benöthigt 
wareu, di^i&e Vorbehalten. t>ai1iber, was geschehen ^olle, wenn diese 
Zustimmung nicht erfolge, habe man nichts festgesetzt , desshalb sei 
äl^ Bedingung^ unter welcher jener Vortrag geschlossen worden sei, 
alt gescheitert' zu^ betrachten und die Yereinbarüng daher formell 
und rechtlich ungiltig. Dennoch habe die Convention noch eine grosse 
mafe^ielle Bedeutung, weil sie ausspreche, welche Bestimmungen 
elnäfselt^ d^r' päpstliche Stuhl ffii^ die Kirche als npthwendfg verlange 
mid welche Rechte ihr andererseits der Staat einzuräumen gesonnen sei. 

** ^' in diesetn Sinne sage das königl. Rescript vom 13. Juni 18Bti 
dass die materiellen Bestimmungen der Convenitioi)' ^er Gesetizgebung 
zu ^Grunde 'gelegt werden sollen. 

-' Um zum Ziele zu gelangen , ha{)e 'die Regierung in formeller 
Beziehung Kacligiebigkeit zeigen müssen, nur so könne sie die mate- 
riellen Bestlminüngen der Convention zur Erfüllung bringen. 

" * ÄUerdingi^ bestehen dann zwei Gesetze, das K i r c h e n g es e t z "^ 
und das Landesgesetz, allein beide stehen auf der materiellen 
(ähmdlage* der Convention und schliessen sich nicht aus. 

''- ^taatsrath Von (rolther bemerkte: . ■ . r 

Es könne wohl kein Zweifel über die formelle Bei;echtigung der 
Regierung, so vorzugehen, wie ges<chehen sei, gesetzt wercleu., Die 
Bigdtngn'ngen , untet denen der Vertrag geschlossen worden ^ei, seien^ 
n^cht eii^geftrbffen, aUo sei dieser in. nichts Zusammengefallen. Da dlQ. 
CbnvtotiW rechtlieh keine Verbiiidlichkeit mehr habe (?I), so bilde^ 
sie auch keine Rechtsquelle. v . v; 

"■' ' Voft dem Wege,' den die Regierung betreten Jiabe^ las^eaich^ 
suveraichtlich eine friedliche Lösung erwarten (?I). 
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^^^ ^jBrttemlwfglsclicsi j^tf TiKm tfi. immr IMl 

p«r TOD 4er Regierung vor^legtji G|^8eti(esei|^iyr||^. ifialle dfo 
$. 71. der Verfassung zar vollen Wahrheit machen and das 
nnverfiasaerlicbe Ob^rboheitsrecht 4e9 Staatef 9fi regelp,. da«|9 die 
Selbstständigkeit der Sürche in ihren inneren Angelegenheiten alL^^ht 
verletzt werde^ 

Fürst von .Wall;er9tein erkl&ie, er würde nneodUeh wün- 
sehen, dass der Antrag des Fürsten von Hobenl^e-Waldttibiirg 
gleich einem Samepkom Früchte tragen würde.,.jij^ej: er halte. dieHi 
nach den Aeusserungen von dem Ministertische, pif unmöglich. 

. Erst wenp — ,was. Gott vjBrhüten wolle — yerwickelnngm ein- 
träten , die dazu führen ,¥cärde|py 4^s ,nian emen AtiB^eg. suchen 
mjisse, k($nn<e und wei^de wieder eine Y^einb/^u^g möglich wprden, 
nachdem die zureite {Kammer sieb gegen, jede ; Art- von^YeveüdiKtniiig 
unwiderruflich ausgesprochen bf^be. 

Wenn auch die Convention ge^cbeit^rt 9ßi, so könne man doch 
nicht annehmen,, dass das Landesgesetz allein BcicjtKtsquelle ; sei . up4. 
desshalb sei die Verwahrung immerhin berech%t. ,{ .. 

Wenn ein Qesetz heilige , Rechte , der. ^ir,cl^e . anbisten ncArdfi 
dann müsste m^an offen aussprechen,, dass es et^a^ ^her^ g^P^j aU 
dieses Gesetz. ...,.»'. 

Man müjsse die Frag^ nie aus dem Auge bissen, .;o]b} >d^^f Ge- 
setz. ein gerechtes, sei« Cs ,sei keii^ Fortschrltif iin,,df:r 
Cf.ultUT, in der Civilisation|. w,enn man. fdi^iO.in^i^poteiii^, 
der Gesetzgebung a u f s,t el 1 e.. Gesetze . s^ien, wai^4elba^^ aber 
die Gmndlebren, die Grundrechte^ der Religiou bllebef^ «tabiL < 

Fürst von Hohenlohe - Waldenbur^ «rwiedert dem Herrn Staats-,, 
ratb von Golther mit Qedit: Wenn der ganze Vertrag ^der . stäjfjdtedien 
Cognition vorbehalte^ worden wäre, dann würde es ricbt;i|^'SeU^,>da8i|f. 
die Vereinbarung jetzt, vollständig gefallen w$rjB,^es seien aber.bip« 
jene Punkte der. jgustimmung der Stände vorbehalten; wordeu i . welche 
eine Abänderung der Landesgesetsse nothwendig macheq. , r . > 

Lieber sähe er den. seitherigen ungewissen Zustand d^ I^ii^j» .fJs> 
eine Autonomie der Eirche, durch die Gesetzgebung, .i^llein 
herbeigeführt. 

Staatsrath von Seither replicirte : 

Die Punkte^ welche eine Abänderung der Landesgeset^gebung 
erfordert hätten, seien die wichtigsten der Uebereinkunft gewesen und 
daraus folge, dass ein Fall dieser Punkjte .den der ganzen Qonveptton 
nachziehen musste. 

Man kö^me sich überhaupt keinen Vertrag denken, der^ halb 
gütig, halb üngiltig sei. ■ 



Reehtficbe Katar deir wttrtt:"e6nrenti(»nen mit dem pApsfl. Stahle. %^ 

Vnä doch hlflt die Kegierang, gii^ Wie in Badeü, an aH deb 
Punkten fest, welche in der Convention flir sie günstig sind, dagege^ 
sollen diejenigen, welche der Kirche günstig sind, Iceine Öiltigkeft 
haben. * 

Üer Antrag des Fürsten von Hohenlöhe-Waldenbürg wurde mit 
18 gegen 8 Stimmen abgelehht. Fttr de^ Antrag der Com'missioli 
i8f jetet «ber die Sache wegaügehen ife l^timmen gegen 8. 

Der Prötißstätion der Mehrheiit; die in den Protokdllen 
des hohen Hauses niedergelegt werden solle. 'schlössen sieb sämml* 
liehe katholische MltglieUet des böheii' Hkuses an, Wnso 
6faf Ptikler (Protefirtant)'. • '^'" ' 

$. 4. lieber die jr^chtlipboNat^r der .wUrttemborgicEcMil 
, Conventio^^n mit .dem< päpstlichen, ^tu^lBf» l ,j 
DiaMoUve. des. Herrn Staatsraibed vont.Ooltkfer cu dem 
Geset8e8entwurfe< becimj^n' HHt dem Saftser:: ^Nachdem, die ^Init det 
römificben Curi^d m. n$berer Beg»luiig der Yerhältnisae: der kathoH^ 
sehen Kirche zur Staatsgewalt lüi^gesehSosseae CeB(Vlentios voip 8rApA 
19^7, wi0 in dem hdchston Be^criptie an deki' stüNischen Attsschuss 
vom 13. Juni 1861 ausgesprochen wotdeto^ in £olge des BesehkisMe 
der Kammer der Abigeardqeten vom>:l$»MSrz desselben. Jahres als 
gescbeitert txi betrachten ist ^ und dieser Convenlion hier- 
nach eine rechtliche Verbindlichkeit nicht znkommti 
hmidelt es sich nunmehr daram, die einscUftgigen:' Verhältnisse auf 
4em Wege der Landesgesetzgebung. zu ordnen» 

, Dies ist das icpditov/^ 4®Sdoc -— der erste folsche Han|ilh 
grnndsatz der ganzen Deduction. Dieser, 8oll.:durch Art S8« des 
ne^en Gesetzesentwurfs e^ne gesetzliche Forp erhalten, Der Artikel, 
welcher in etwas veränderter Fassung als Schlussatz des Gesetzes vom 
30. Januar 1862 an Art. 22. angehängt ist (vgl. Archir VI{, 3, 3M) 
lantete im Entwürfe also: ^ i ^ 

„Der unter dem 8, April 1857 mit der röipüschen Cude ab|^ 
scblossenen und durch Verordnung vom 21» December 1857 bekannt 
gemachten Uebereinkunft über 4ie näheise Begehmg des /Verhält* 
nisses der katholischen Kfrche im Lande zur Staatsgewalt kommt 
eine rechtlich verbindende Kraft nicht zu«^ 

Gegen diesen falschen Hanptgrundsatz, dem die eigenen früheren 
Erklärungen der württembergischen Begierung ^) widersprechen , müs- 

n Wurd«n nicht die in den Beilagen znr ConVentlofn (vgl. Arohiv VL 
S» 475 A) ge— ehtow Coaoeseioneii dei he^eadtiiMeft von Seite der wSiitembeigi« 
s0h«Q D^M&mng ^B T#<tvagM*äe«iges B.e^ht hatmtiM^ iiad w€vd#n et aoMf/ 

Hebst es nicht in der königl. Beicumtoiachang dsr 9Qiiyeatioa voBft %X, J)e^^ 
' 1867: 



4|8 WWtembmifj^es Cle9e^ y^.3C|.i«iw iW2„ 

«en wir ui^s yor Allem a^uspcechen , wie dena u^k 90vt)U der hei^ 
J|ige Stuhl in der Note dee Cardiaal-Sta^^tasperetiü» Ai^topelli Tom 
3. AugJ^t 1861^) (im Archiv VII. S. 318)^ unter Beriilaiig-. auf die 
der Convention vorausgegangenen Verhandlungen, als auch das bi^cbpi^ 
Sehe Ordinariat in Rotenburg (vgl. Oeutäohea Yhl. I$£l.JNr. 284. 
Tom 30. Qctol^er,.186i}, dfr .nefammte kaiboliAche Klei^ä in Wiiil- 
temberg (siehe Archiv VI. 414 f. VII« 318,} snd säpi^liche; k^ 
Jtholl£(che Mitglieder der ersten K^nuner (siehe den voiigcsi Paragra- 
jjhen) feierliche Verwahrung dagegen eingelegt haben. 

. Zu unserem grQssten Bedaueif^. feheo wir. ^eili^h. in dem 9op^ 
sehr gründlich abgefassten Berichte de« Qeferentan: der 8l»|atfrej[f|(^ 
liehen Commissioir der Kammer der Abgeordneten über die von der 
kSnigl. 'BegierttDg mit dem heiligen Stühle eingegangene ConVetitioii, 
Dr. Probst (eines Kadioliken) das juristische t^arädoxon: . 
:<• ^s habe sieh, der Papst )iu der Festhaltung des V'ereiiibarten 
felerlidi rerbuuden, während die Gesetffgebttng des Staates nieht ge- 
fAnimi wiirden kömi«) ihre abäademdeii Verfügttng«n zu treffen.^ 
Wir hHttBB' somit hier «inen einseitigen Vertrag. 

Diese falsche Tk<eorle hat ihri Widerlegutig sehon m die- 
•«R Buttern gefuDden. Vgl. Arv^htr VI. Bd. 4^5. Heft: 

y,Die badfffehe Cöhventioii und die Reehtsvdrgänge^ bei dem 
VbUang defselben von Dr. ttaas in Freiburg. ^ $. 20. 
• • ^ '. ■ ^S. 297 ff. *^ ' ■ ' • 

Derselbe hat äuoli §. 28. 8. 810 f. actenmässig den BewMs 
geführt, dass die BulleA ^Prcroida solerique^ vom 16. Augustf 1821 
und „Ad 'Don^M yregü Oustodidm^ vom 11. April 1827 ver- 
fr*4gsm8fesi^es Reehf' enthalrteni ^ «.'•». 

• Da^s es übrigens In ^r Intention, wehigstens der wWrtt'^ni-* 
bergischen Regierung gelegen war, in dem Bestätigungsdecrete dfle 
Ar<. V. wncf VI. 'der Bulle: „Ad Dominica gregis'* von der Bestä- 
tigung auszuschliessen, wie Longner richtig gefolgert hat, liegi klarr'ialn 
Tilg. Demi der MrüHtembergische ItfinSster von Schmidt!^ sagte 
Uv der ftede, welche er bei VoU^iehung der Fuiidation de.«? BisÖüilM 
aife ». Mar» 1«M im Domkapitel h!<^t, ausdrücklich : * ' i> « t 

^ * ' »Wir baben Uhs bewogeni gefunden, behufs einer näheren Kegelung der Ver-' 
hältnisse der katholiMhin Eatelift Unsarto' Landes ao d^ 9taat8g<»\i'alt mit > dem tdtaf-' 
siA^li Stiele in UnterhanfU^g antreten un^ea 1^ VAtav ^na ^ AgfU ai|*# Verein- 
barung zu Stande gekommen, welcher i^ir unter Vorbjehalt 4er sta^diseheu Zuatifn«^ 
mnng'za.den eine Aenderung der Landesgeaetzgebubg in sich schliessenden funkten 
üpaere höchste Genehmig^t^ig ertheilt hiabon ?*! . • 

4) Pitt: diäter Nete. des Cai4iiial-8tMtaa«ci!atici Tomoa^^^^ K«ts «er 
wUrttMDbaitÜobMi «Mgiermi^ y^ln Ifi Juni 18S1 ««M SnaA «ftt6r'4eii Ba«fiM[ii«D«i' 
In Äesäii atfke'iei AröMvs. ' ' - ... ^ 'i- ^ .. ^ m ... , . ^ ._^^ 



ReehtUdie Ktatar der wtirtt. Conventibnen mit dem pftpstl. Stnble. %9t> 

-^ ' ^Di&e beifleii Bullen hab^ tmter dem 2%, Odobet y. J. die 
Idnigl. €k?nelimlgung , jedoch nnr insoweit erlialtefl , Üb soIöJiib die 
todung der oberthefnischen Kfenehenprovitiz, Are BegrÄnzting,' Atiö&tat- 
tung und Einrichtung der daini gehörigen fünf Btsthiftncr mit ihren 
Domkapiteln, 0owi^ di^ Besetzung der domfitifdächen f'räbend^n %nih 
Gegenstände haben. Si^ werdeü nicht Übefrsehen, ' iheitffe 
Herren! dass hierunter namentlich der fünfte Unds^c1i0te 
Artikel der Ergänzungsbulle nicht begriffen und somit 
♦von der -Btiiatgregierühgnixjht anerkannt sihd.^ 
• Bs geschah dies freilich mit demselben Unrechte, mit welchem 
düiventagsmä 8^1 ge Nä tu r'der Convention und der Bulle: Cuiii 
Itf'sübHmi geleugnet wird. 

Noch im Februar 1861 gab die württembergische ftcglerung 
2U, dasl^ die mit dem heiligen Stuhle abgeschlossene Convention ein 
•Vertrag fed. ' ' ' \ * '''''"''''' '' 

Der Dopartements-Chef , 8 taatsrath von R ü tn e 1 i h sägt in ihn 
Motiven «ttoi ersten Oesetzesentwurf ausdrücklich i 
•' „Das unt^rfieg< nach der Auffassung der' Regierung 
k^ndü Zweifel, da«? die Convention die rechtliche Natur ein Äs 
dem Gebiete des öffentlichen Rechts an^ehSrc'n'dfbtf, 
wenn auch nicht internationalen oder völkerrechtlichen Yertrajgs hat. 
Ndiine mätf ^s'nun C'öhctirdat Oder Convention oder^üölbei^- 
^iifikunft oder Verabredung, Punktation* oder Programm, eä'släa 
gegenseitige Verpflichtungen übernommen, Zusiche- 
rungen gegeben und'angenommen Worden, die kein Tfaeil 
naoh seinem Belieben wißder einseitig ändern soll. Ein 
Yertr^sverhältiass zwischen dem Staat und einer unter seiner Iloh^it 
stehenden Corporation ist allerdings eigenthümlidier Natur und fingst 
iceineYfeiterQ, Analogie im Sta^tsleben, ist aber, sobald einmal ^d^r 
Staat dieser Corporation ein Gebiet der freien Selb^tbeatimmung suer^ 
kapntji ^twas, djUfchaus Natiirlicheg und der . Sachlj^ei ^Entsprechendes/ 

Nachdem derselbe die Einwürfe der Mehrheit und Minderiveit 
der ;Staat^re,chtlichea;Commis8ion widerlegt, S.ASh 49.,. bemerkt er: 

T^Nach Auffassung der Regierung hat die . Convention . hieiia<^ 

allerdings den Cl^arakter eines dem öffentlichen Rechte.. angehörendefl 

Vortrag«!, den die Contrahenten mit dem nothwendig: v^rauszuiaetzen- 

ißß guten W^ll^n abgeschloüsen habep,^ die ^bernommeneci Verbindr 

l^chkeitea. gewissenhaft zi^. erfjdlien und etwiMige , Aenderungen nicht 

einseitig vorzunehmen, sondern die sich erhebenden Schwierigkdtea 

na4}lk tAi^ Z0L wieder auf don Wege der Verstltndlgutig zu 
j5g0i^« \ j. ,; -ö ci • - •'/. w. ..-■ , . • ^ . - '. - -• "• -••• ' • ' 
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t Die AifUDuent^on de« heilige StnhlM gegen die Verwerfuof 
der Convention in der Note des GardinAl-Sleatesecretiirä AnteueelH vom 
8. August 1861 (im Archiv VII. 318 £) ist »cUftgend. W^ wol- 
len uns daher auf keine weitere Erörterung über die Nothwaadigkeit 
und das Prineip, die rechtliche Katar, Folgen und Wirkungen 
der Concordate didassen » verweisen aber auf das ausgeaeichnete 
II. Kapital im L Bande des katholischen Kirdienieclite ven Dr. 
Schulte S. 435 f« 

Die fidsche Ansicht des Dr, Brühl uid' seines <3ewihrsifMmas : 
^über den Charakter und die wesei^hfo £igensc^alten der Concor- 
date "" ist §. 88. 9. 452 gründlich widerlegt und der.sweiseitigfv 
vertragsmässige Charakter der Concordate ebenso gründl^Ii; uaf 
schkgen^ nachgewiesen. ,:, ,, ,;/; 

In gan^ unbegreiflicher Wei^e<ist die Bc^ierung; aun^ > I^ac^^U 
für Kirche und Staat von der richtigen Ansicht abgegangen. |^n^; j^it 
die AjDsic^t einep falschen Constitutionalismus angenommen^ wf I^e sich 
suerst Inder badisdien Ständekammer geltend machte up^.^odu^ci^^e 
Kr^ne ^ines wichtigen Rechtes beraubt wurde, welches der vermeintliche 
Gewinn, welchen sie durch die einseitige . G^etzgebung^ ^f^ Wuo|eyi 
hoftj k^eswegs ersetaen if^ird. ; 

§.. $• .Die Berichte der staatsreq)itliehen Commission 

de? Kammer der Abgeordneten über den Gesetfesentworf 

betreffend die Begelung des Verhältnisses d,er Staats* 

gewalt aur katholischen l^irche. 

Berichterstatter der staatsrechtlichen Commission der Kam- 
mer der Abgeordneten über den neuen Gesetzesentwurf wurden 
dieselben, die im Jahre vorher über die Convention berichtet hatten, 
(Archiv VI. 8. 400 flF.) Dr. Sarwey (Protestant), Mitbericht- 
erstatter Dr. Probst (Katholik)^). 

Der Berichterstatter Dr. Sarwejr stellte den Antrag: auf den 
Gesetaesentwurf einzugehen. 

Hit diesem Antrag waren die Commissionsmitglieder : von 
Camerer (Katholik), Nagel, von Mathes (Katholik), Plank, 
Probst (Katholik), Schuster und Sarwey einverstanden. 

Domcapitular von Ritz dagegen stellte den Antrag: über 
den Gesetaesentwurf zur Tagesordnung überzugehen, da derselbe nach 
Tendenz und Fassung mehrerer Artikel in das autonome Gebiet der 



1) Dis Am lt. Kovtttber tse» avigegebeiM Berl^lite (Stattgtrt Wi MetslMr) 
bUdsten 4«r tw Sarwty M & hoeb 4.» 4sr tob Probst 19 fi. bock 4. .m ^i 



ComoitostoiisbeilAlf Wer 4fin mmm mw «imU vo«r sa iMiuar 1861 4il 

kftftkolisdieii KIrfte )|ltorgr«ift una iltot?» Hechte W btoireesflt i^fe^ 
&di yerletzt. ' .. ;!>;,: ,5^/^:.);; 

,Dn:iS#rif^.y iMwetki; Es sei, d* Aer Besehhüs voi» M. März 
4. ^.> Qi96 Fei^t^ytiiiig jdes triodpieUen! Ständpüvktei «Idlit enllmU«^ 
von der feststehenden uaamitössUckeiii Thatä»eliie> 4ul«|i^ 
gAeiHf dass die Canveatio« als ges^kaiteitruittit jeder 
;reebt.Uchm WirJkfilPk#i| enib^hfen^itttbetcaeiitirii s«i^ 
Q^d ^s die Yeifaält&i«9iß :der ka^Usdien Kiiebi^ 'Im Wege* da^ 
^(r^eaetagebu^ttg und nlepAls. iiOliWege der. >¥erainb'Arung 



I 



^it,9affi zu.prdn^in^ se4^ji;Mr < > 

: Er beaeidknet eofofi^ «äe y^rs^hi^de^n^ii BPli^jflt^liicelt^fli; 
Mab weleben 1 sich dievVerhfiitMlsc^ ^ iwfedten dem BtAM^''Wii<( iM 
gamehisaliito ireUgß^n' Laben ttbethanp«^ nlld toter gegebisiien 2tt- 
9mä0ä denkbwer W«!*^ ^rdirtii -t&sMtt. Er aagti ^ Ittiseii ^sMh rät 
zwei Hauptsysteme denken. 

Da^ erste ' derselben sei'dle 'totiständl^e' Ei^leil von 
S'taat-und'Kirthe; '' ' '/''. "^' •*" ' ' \ .'"'' 7 **'!^ 7-' 

das zi?reit6 das K^beneinanderbestehenVon jSiaat liii^ 
EiriheJ -SJ». -" ''■ *' " ' '''' '• ^ '•;• yf "'■' ' 

Seine Ausfilhnmg könne dieses System tiiir fai drii' Formen 
fiideh. 

Entweder beherrsche die Kirche als eine von ihr miabhlLngige 
Gewalt den Staat soweit, als dieÄs ihre Zwecke erfordern^ oder .^- 
herrsche der Staat die.Eirch,e,' indem ^ sie seinen Zwecken di0n9t- 
bar macht und unterordnet, öder /endlich scheide der Staat dia 
iCfrche gänzlich von seinem Örg.aniamns aus, indem^^c^ 
ihr keine anderen Keehte rerleihe, als jeder andren Vereinigung ein- 
zelner IndiTiduen. 

Als Beispiel der ersten Art fiihjrt «r Mi Oesterr.eieh de^ so^ 
genannten GoncOrdatenstaat; ak Bdspiel der iweitlBn Form dai^ 
Von Kapoteon I. aufgestellte Systeni;. als dritte Form Nor dam erikail 
Belgieur 

Das System, welches die wtirttekbergischis Yer&ssungsürkunde 
von 1819 befolgt habej nähere sich am meisten dei;« weiten Form. 
Sie betrachte die disei anerkannten Kirchen als wasantlicha Theile 
des Staatsorganismus/alsEfnrichtüngeto, welche einen 
Tbeil des Staatszwecke$ bilden. 

Während der erste Satz des §. 87. der V. U. dla volle Reit« 
gioiis- und Grewissensfreiheit garanüre^ ^W/^ ^^ *!T^'to^^)^^4^H 



lAS : '. wtrtitiBfcc r gtw M i ^ CMtx vem to teottti' für > ' ' ' 

4t« Ae^iBguBf d«f 'Eng(«li^vlgi«!'t E« NJlii^r tf<$r' drei 
Anerkannten B^ligionsgesellschaften. ^' '^ - 

' Wfikmid (ter $. tL der V; U. den iKlreiieii dte t^cflle Auto- 
iioaAie^zngaitebe; yindiefa» der §. tS« ^r fSCaHtiäge#aII dftEr&ehtitx- 
iaMl.Anfdiiehtsre^bttber Ae Kirchen. 

Vlelleidii^ . beneikt er, kitten (Heue Befithnmi^gen der-V. U. 
eine der IdreliUehto' Freiheit gänertigere Entwi^kelüng erlralfen, wenn 
da4. Kärefaenvenndgenl tob dem i^lai^ ~gbt nnferg^eeettteden' worden wfbre. 

£« gibt «b, dui$ ta Wtti«iemherg durch ^die herr^ehfenden 
Ideen des Febronianiemns nnd-Jeiieii^hlkiifinitis ti»d dnrdk 
^4iaqMin:>UTe%ttkrat|8eh^ RiGJflung der . AtMsTeiiraltnng 
^m NiHahtbeU der fireic^eii.Setäauwngiifi der V. Mi fort^ant aad 
dui(ch:ai4^ t;^L yerordnui« vMi B0. ilmular ' 1«»» die JBaecfaeai %n 
9^yii^eaik, mpd nm^eUwiteDlndifeii ^aaMiieialt^ lieMbgedrficld wxnr- 
den seien. ..:■;:•::• .i\ '■•■.••• , •" .^ 

. ^.j ]Br,|^>t;^n,^ ^ß ^^fdj^ke^.xifm ^tsff^nvUit derVe^erdnnng 
vom 30. Januar 1830 und der hierauf rohendfia v^rfnjir z Helfen 
^r^xi^^ptfhts.Anderep ^^'^^I^i. 4^^.^A<V^^ .a.iff dep ^uni^t and 
unter ungünstigeren Verhältnissen wieder beginnen, aof .welol)^^ 9r 

s^iflen.y^p(wg jjyiUOlMnw^? '-, .. :h ..rs^ • :::^ a\ --. 

Und doch ist die liegierung und die protestantische Kao^^nei^ 
nngorität in vollem Laufe auf die^em^We^e begriffen« 

tlm die J^achtH^e zu zeigen, welche eine völlige Trenpung^^er 
Kirche vonii g^ate herbeiführen^wütde; -betu^^ Sarwey,,sich |^uf j^e^ 
Ötaatsrechtslelir^ Robert Mohf, welcher in dem yo<i iljm yerf^ssf^n 
Bericht der ersten badische.n Kanvmer in einläsdicher Weise diese 
ITwTftheile geschildert haW 



-iV^^ 



^rTT:; ."r^^/*.: >^^; »^t hn /h.. 



1) y^l. Archiv VI. 8. 318 ff. Wir kÖunen uns nicht ye^sagen, btt dieser 
eetee^Mif A)tdrt3l€Fb«m6^ft«n9^>r^lj^ti Sikttihtixtgeft U'b^er'ais Visrfr&ltnlBs des 
$ff.«t<^;i^St|i;tr#ker)i9i^ö»€Nlf. Meihk,: «Uttsutofat«. IK^Ocennoht» «nd Potfäk 
Bd^,.a TUbfng^jxir^im v.a^ni-MI. .WD;»^^ Mohk bemerkt l^er (e. . 1^0 

|76{e'I.) in Bezug W seinen/ als Mitiglikd der ersten hadischen Kammer iiQ J|khrQ 
1860 erstatteten Bericht über den Gesetsentwurf „die rechtliche SteHong der ^frislie^ 
uqd dar ^irctüiehe« Y«rei|)p h^efsnd,'. er.]^«|fjetrt.lpf .^^ig«»|.,Ubr%epfi^erhiat- 
nissm'assig wenigen (?) Punkten sogar eine, sachlich yersehiedene Apsicm ^gestellt* 
Kif'^lräredi^seil'fbiils djih^r; dass ini^raktis<6h6ii'L^ben^i(iM der tiieoretisoh nntodel. 
hiklteütf^ 'i^nd«!-!! der rtsttr» g«giiibseiKi UJg^aii^tb*t;<eiMlttbat^. und nc^w^ollßgi te- 
su^d «Qzi^^^^^ ippi, ih#; ^abeifi 4*M J? •?«n^f^-.Cp^W^<!^«^<**« dw.V^asier. 
Hiebt immer seine freie per sönl\c]ie .Meinung au8ges|>roohen, the^ endp 
lieh ein nochmaliges Darchdeüieh ilin'zäweillen*znViner von c(er frütie- 
re«^.|iVfr|^i«^f9dc^,Meii|l|ng, ^efair^i'^aJtffc^.S.(,l^ H^a^ri nkh^Mm wie 
folgt: j^fo d« Staat^Anorc\;aungen./uW ^e^^ weJ^cJM^ gr^AdsKtil}^ 

vi 'd'tili Qetiieie «i'Ä kiVchltcherf L'eb'en"s nni'zur inneren Ordnung desselDeo 



Commissiossbeiii^ ^^er ieo. Eotwiirf zum fi^f^. vom; Mirtteutr 1M2. AIS 

sein Ideal, weit zweckmässige^ «Vif >#€i V-Qt^?^ 4$b . StaaMtnätm 
von Xtü.melin, F^lchec diese Naidithe^e ^tefr^bfti^aiHt^f^ P^ehung 
iez staatliehen Y^rhältnisse . von Wiirttem]||i«i:g. recht.! gut ng^sehilieHl; 
hat, bemfen ^nnen. (S. 43. 44,) Allein Bßn Sta^^rath von Stivier 
lin hat natürlich ]pf ^erim Dr. .Sarwejr^lnen. guten Klang, v : : 
^ . ^ar^ej glai|l)|r| ,ff /mtisae ein yfMrjnitti^lndec j8ta9clpii«fct ^teger 
]»<»9imen,w^r4fn% ,.^.. ,.;[,. . • « ,v . ^i !►•- 

An djI^^tSj^iUeniiisae di« Fordevung fLer &J,imb.#.¥!S,^ 
und Gewissensfreiheit gestellt werden, vermöge ,w»l^l^' 
der Staat koinen Staatsbürger, weder mjittelbfr ^oph unn^ttelbar 
zwiüge, .einer bestimmten Kirche anzugehörra, oder sich^ihjcen Anordy 
nongiBn/und Satzungen zu unterwerfen. 

.. (Freihi^t. allen Sekteui nur nicht der katholischen Kijrphe.}, . 

Aus dieser Forderung . ergebe sich unmittelbar ^e, iwejite» ß^$ 
sowohl die bisher ^anerkannten Kirchen, „als die freien reUgiöaen Tecr 

' I I I II ..I.. I ■■ > I • . : 

die freie ZuBtimmnDg der beti^ffendeu Kirche erUngt* werdeu. 'Öh die flache an sich 
rw^C^8«t|liBn|;9dtr.99rimei99V|l)[it«Hsse«iir4eik StttHtr Imtö^vtwismmke 4i* Kirche 
iet, maeht im Beehte k^en Unterschied. Die Kirche braucht a^li in j^nt^g'^^^^T 
neten kirchlichen Angelegenheiten keinen Eingriff an dulden und der Staat ist durch 
•hlea^nodi «ogrduvi ^XkUäm ntefat «br «lebcKIdikitluig dtrÖlttoiiftti^AeinM^ ktechtes 
beingt/ Aiich.ki^o in der £;i9räiviftui^,yon*Voii|^ei^pKj^ iviel^her^^n Sjbiat Jit^fi^ 
Verpflichtung gehabt hätte, keine Rechtspflicht zur Nachgiebigkeit für die ^ K^'ch^ 
erkÜimt '^Terden^ sondern höelkStens ein sittlicher Ghiiid atir 'bankbariLeU. 'Von selbst 
ergibt sich also Jhi' Beaiehuiii^ aiif.'seielM j^fuacteiaueli 4ie. tVaUitreadlirlEtdl 
einer vorgängigen TJnte.irhan^lung ^nd es wi^d di^ naturff^mässe 
Form'der «u 0ttf^dis' getir'acH't'en 'Üebereftisti'mmiiiiig ein Vertrag a^ 
It<i«jhru4k»eiv#s<eiiii lurwiiferii' ^fcie VtfddbarAug! ßlkUt Jm^voü *i4c iWj/mwba 
aUein a^MftU<Hwen^Vfi^k^ann,.,<^ ob 9^ naeh ^eUx^ Z|^a^^^Df^ i^vtlVt^ji^ 
Vertretung dazu nothwendig ist, beantwortet sich nach dep Sataungen der ^B|ueln;^n 
Staatsverfassung und hängt im Zw'elfel von dem sachlichen Inhalte a»*'' Hieran knüpft 
Jlf«V;.<f; ^9§ >li(«t^ 4J.s«gll^h.fo)gea€m 4 wwf> i np|p ,\>^ffcl t^tvaibeii^^tlUfung 
d.es ba dlschenGeset zesv vom 9*,0/DtQ\>^er IB^O t}l^r,:da9.'y^er^ti||4^ vjq 
Btaä£ und Kirche lasst sich' nicht verkennen, idass ^in einigen, ajlerdings ^iiur u^er- 
geordneten (?), Punkten gegen die hleV'iaVir^^ st'ellf^' inie'tfaij^tt^ f^t^ 
Btossen i8i|,,|B4^n(.j|. 9. 42e Beniaitt^iwge4 . H^p ^p^epiibhafaifhftfVeriiWilng der 
Geistlichen oder über Contfole dor .Yerwalti^g; vo|i^,^|rphen|[Uteni,i^cl^.^^s j^u dem 
Gebiete ' Jes staatlichen Lebens gehörig betrachtet werden können, und sie' doch ohne 
2iAtidiUkii»^ d«r' KliVsh« vei^sehrieben wt>rden^ «(na.-'*l>ie^ ^ir «lbh!ftik'%uhg 'deH 
Uebergriffes wohl geltend gemachte Bewilligung von staatUchen Vortheilen, auCmMv. 
den rKirchen, keine .Berechtig^g pngestandj^n ;hätte, , is^ pif^ht ,st|<^,l^ti[g^ und «war 
selbst 'sitHicn nicht, wefl der Siaat bei der £toherstellung der beiden grossen Kirchen, 
auch in seinem eigenen Interesse au handeln glaubte. Wenn dk^"^9hAtMi^ tEles^ 
Bfl^er.^^ob^ .v4fk MfihÜ ^in diealim V.eT^»t«laae amioii UMit4i«$iil3»v.«)nm«n 
hat, so bekennt er, nach rftifU^jh jr l^ebe|'^gujig,^/i));^,twJJ^i|j.^i^iiV^ 
Irrthum. Diese Pnnkle hätten aus dem einseitig erlassenen fltaat»-^ 
gtif*iBikh*'^ü ifernt tiÄd^ aiif' VerWindlfin^fen 'tot'din'Kireiren-Vehör- 
^dtllilff nielMef)IMlNI«eiiaM O.x aov gni>«<:4iinii.#frBäbfa«ia^'/a<^i 



eine ih der TerMgiin^ Üaet Zwecke »»ch flirte OgentoVerlMaung 
▼M dte Staate nlditgi^dtet werden. 

(Sobald dideer GrUndBiitz auf die katholiflche Kirche angewendeit 
werdetf will, wird er yerlkngdet.) DÄher die Beschrftiikangi daas 
der Staat sich in die tiäge versettt sehe, jede Gefahrdang seiner 
Existenxbedingling, jeden llffd^s^rnch mit dem Sitten - nnd Eißchts- 
g^Mt und' jede Yerletzuhg seiner 'Rechtsspliäre und' der Von ihm za 
schützenden Kreise nnd Interessen darch jene sum TheO miUihtigen 
Verhffidmigeti (feti welchen' v6r aUen 'Ae küthblij^che"' Kirche gehört) 
«nteWkisuw^Wen-J ;.:.•.'.-. ^.. i // • 

Sonsi gOt 'der' Grundsatz' „quivis praesumitur bonos, donec pro- 
beturcontrariüm,^ allein von der Ikathölischen ferche Wird zum 
Voraus angenommen, dass sie den Staat in seiner Existenz bedrolie, 
ein Staat im Staate sei.' Und während map sicii um gött- 
li^^'h^s ttücf pösihves Kec&t gar wenig' kümmert, soÜ ms neu- 
geschjs;/fen'e Rec&t'des modernen, absoluten Staates das 
einzig bindende sein. 

Auf dieeen Gfiudtfiltaen, sagt Dr. Sarwey, beruhen die neuen 
Gesetze in' Baden. ' . ' , ... " 

Die Aehnllehkeit der Lage In Württemberg mit den Verh«It- 
nissen In'Bafden und die innere Nöthwendfgkeit haW auch die Würt- 
tembergische O^esetzgebung Z14 einem Besnltate führen miMsop, wel- 
ehf e in der Ha^itiache auf denfeelben Gmnglagen ruht. 

perj vorgelegte Gesetzesentwurf hat die oben aufgestellten For- 
denii»geii theUs zu, seiner Voraussetzung, theils beabsichtigt er 
dieMben ,B<> weit sie nicht bereits durch gesetzliche Besiimmungen 
aiisg^fährt* V^Pdi ^ur Ausführung zu bringen. 

Obgldeh 4er Gesetz ene M t w wf in seinen aiilg^in einen: Gtund- 
lagen üt)ereinstiihmend mit dem badischen Gesetze sei, so. zeige sich, 
doch auch eine VerschiedeAheit 

Braucht nun die diessfallsigen Bejdenken tu heben.' 

a) Der Gesetzesentwurf enthalte sich, allgemeine Grund- 
sätze über diüs VerhlUtniss. von Staat und Kirche an die Spiitae aoi 
stellen. 

/ .b).Br regele nur die Verhältnisse der Staatsgewalt zur katho- 
lische^. Jacobe. . 

Dae Eratere sei nicht nothwendig, da die V. U. schon die all- 
gemeinen ^esitimpfitingen in $. 27. $. 71. enthalte. 

§V 27*. freche die. Gewissensfreiheit, aus, ^ I^^ 
tamgeny^mMii die iYitfaaewa^ tw 1819 noeb^ealhatte^-eeisB tuek^ 



ComiBissioiisbericIite %r 4en W^mt a^om ficsfM.fWiM Jiniiar IMI 4BtSt 

i^n rGe^eti^esenir^iirf yom 4, lSätM\ ISßli b^itigti Qoidi ^fle noelk 
Mi^i>ch€is pjäber j>frstiJi;aiot werben; w^ Seite 6., 7. .buHf^st^ ..> 

. H« ijl^.; spreche die Autoiiqinie der pTOt^,fi^^iililB«be'ii:(mdt, 
k^tfaolischje-ii Kirche au9, ,.? / . ^, !.. ., '.•;}^ 

; ,lJeJt)er dJe.i;e,Iigi4Jse ]ßiz|0)|«Qg derKlnde^ mi^ gi>«i4«}irr^ 
ten Ehen spreche »ich das Religionsedict von . 19^6^'^*/ ¥}.:!; aHajI 
wefin di^se.. Bestimmungen ajach ia den einzelnen FSll^i| nicl^t als 

zbreichend erscheinen machten. . , .-,,,, 

Der Wunsch, dass auch das Verhältnis^ der protestan^chen 
UMhii^kAmßtSiät^ geordni! u^d deren' Autonomie' dp/clb Beseitijjru^ 
dfes siö yÜT 'Zeit nofch böschrSntenden" staatlichen Einflusses Wge- 
ßtelli' W^rtfe, 'Äei im Priiidp vöJikommen gerechtfertigt. . , . ' ' . 

' Mft^ iitik y^rlahgen einer grosseren' Kifche'r.freiheit in der pro- 
testalif ischeii Eit'öhe ^ beal>sichtige man nicht selten eine verl(udefte. 
Organisation derselben und sttitze diese Ansicht' auf §. 75.\derj 
V. V\\ Yerlänge grössei^n tHiifluss der Laien etc^/ . \ V 

„Das Kirfeheiireginieht der evangelisch-Uithertichen Kirche. wir<L 
ddtch' das iLÖnlgl. Consistortum und den Syriodus nacli^den bestellen- 
den oder Künftig jeu erlassenden verfassungsmäs^igeji Gesetzen y4r- 
waltet"- "•'" •• 

' ' Atleiti umer den bestehenden oder kfinftig zu erlassen« 
d:efi V«#fassling^mässfgen Gesetzen, benJerldi^Säl^ä}^^'^ sind 
k^esw^s äVe SlWaUg^skite, ^bnaerii nnr Idrchlibhe ^eäefa^^ 'z^'^M-' 
steHen imd das Wbrt verfäs'sühgsmSssig bek^fit ^i^/ntur' aü^^ 
die Yerfassmig der protestantischen Kirche, bi^ht iftWäle Staats-^ 

Es liegt 96 sehr^ In der Nitnr' der (Babhej ia^ä »tlbCnr- 'M^^ 
Tein*,|.nnere Frage der Kiff che die c^Wes.iiah«eiU giemisch- 
t^^rpolitiAchenVerfiammLungettt iceln Recltt/un^ kehüeii^ 
Beruf haben mitzusprechen." Ex ore tuo te juflieii. €kabz ; 
dasselbe Ut auch bei der katholis.el^^n ^Kirch^ 4er ; Fallt) wie 
ihcQnseguent, . ich wiH mich eines seh^ereoi ^^sd^cjkes ,m^/ 
bedienen, ist es daher, wenn ii^ber rein kji^chlich^ Apgel^nheiten der i 
Katholiken einseitig durch rein protef t^lisebe Kaffu^^m^ijofi ent- 

schieden wirdl ' , ..'•,' 

^Dei; Mitberichterstatter. Dr. Prc)]^^^ sagt inj d^n|ilfi^der}ieiitsh 
bericht: ., -^ ...... / :.'.•, •••'• ^■•■' • •- J '•••' 

. . ^ie Con^jenöj)» hf^ttev 4w Charakter ei^es. V.j^rslfiiiibVr: 
bei welchem Y€;|i b^idai^ Theileii (sic^.): Jnsbefondei^t ^l^ber,tY«A^ 
kircli^ich^r iSeite ni^che EinrSi}mungen,gem|idit woi;d€(n ;f[arei|,;ff^c^e., 
dem an sich bestehendmi Hechte in den sonst featgehaltei^,j((ipw^ > 




lMrtMBMgiMe«lMI»ii foA 80. limüir 1861 



••. .-{T' -"*>*> 



slteen utAl etoprecheii; In'dies^r ISts^eii HSiiBicIit da^f tAtht iSO^er- 
sehen «irtfideii, dftM nacb Beseftigaiiiir der Conrehtion nicht eltifach 
^buMnf fbftjfefaiatft 'Werden kann, was das Oberhaupt' der kkthoBschen 
Kirche siigegeben hatte , um das ihm angebotene Tiiiidament za 
StacKto «tt Ibringen; die Curie selbst hat Aeiäe Einräumungen atisdrück- 
lieh? surtfckgetionntten. 

'^ ' '£]^'taddt es, dass nic&t auch gleichzeitig die Yerhältpisse der 
protestantischen Kirche geordnet werden, S. 1— 3. ' , 

Dieses 8pecial||[esetx, bemerkt ^ ßnm rjlcht^j^,., wird^j^ 
Ifisstrauen der Protestanten so lan^e .^egen sieh, |iab^% aJis ßs nur 
wie eine Folge der Convention^ wi^ eine B^iinsägung einer:, (feinen 
Kirche sich, darstellt, und. es ergibt sich d^rauQ di^ Q^fabt^ dass 
durch ein solches Gesetz den Bedürfnissen, 4er kathol^cben Kirche 
in der That nicht entsprochen werde^ Soll danii^ etw^a die jl^thqlisiche 
Kirche unter diesem Drucke des Ml^strauens Qur .pin unzu- 
reichendes Minimum der Autonomie erreichen ^ währen^; jpach kurzer 
Zeit dieselben Fragen auch {i|ir die protestantische ^irche; im, Zuaam-* 
menliang mit ^hrer kirchlichen Verfassuiig zur Sprach^ kommen and 
vielleicht dieser Kirche gegenüber, wenn man sich für eine Synodal- 
verfassung entschieden bat, weit liberaler yrerden beantwortet iferden. 

So^aji;^!).. m^cbt. .9r noch d^riMitf , aufmerks^pi ,; diuis . aa^ib^ der 
Grundfatj^^f der Grl:e.ic,hhei,t yor dem Q^setz^ ins Auge zu 
flössen i^eif <nach^ urejic^bem jeder Barche d^m Staate, gegenüber .die g]id- 
eben Rechte .ankommen,. ... ».'.;. i . - ■' 

In der Verfassung stehe neben der Autonomie d^ Efrohen- 
df^,;Pbef isthjajhe|.Ul0he jäckutie- undiAiilslcliLtsrjroht^ 

c Jeder. Streit^' der ^akk' entsponneaf 'faibe sieh' ^elfade auf die 
Oranä» I dtr .AultaoMe der^ Kircjbe eiiteiF^^ uHid 'des Aüftfehfaredites 
aadet^rseits bezogen. '^'^ . - ^ . I • 

'»'^ Diaff'AÄfsichtisrecit hätte nur daAn eine riclitige Bedeutung, 
vMxh eB darauf s^ch beschränkte; di^ B^ö'bäcl^^utig' der allge- 
meinen Stasfts^g^setze ztl wahrdn'. . , 

^»« Ma*i tt^ dw* j^dpiellen Löstiiig' ^ 
der Behauptung entgegen, dass die Theorie auf eine Trähiiting von 
Stkat ^tf^^fflfchi Kiiifüh'rö: Öiesö' ft^nnung,' werde geiteiid ge- 
macht, sei nach den gegebenen historischen Verhältnissen nicht mog- 
lkit^%Aä^mWittM(^iA8^iet''bei^^ 'soll si^h 

sMMhd'^'^^en,- iSäk^'eben' nacft 'billigeh M&ifciit^ inden ein|%Y- 
n#^!ft«geftgMh^tto Üu' VMXieh sei; 'tTärttbW^^^Wö'abW )e^es1^^^^ 



;,||iff» MpieT.8iidir «1 >4m P r I ii « 1^ < • ir . A^H lo uoA leb der Si v«l 
chen zu ha}Mfi.:\'i •? ' ..-,. ■ .- '• '.•,.. • -, wii.; 

' s9r KteJ^t «^uD lüb dfin.Pe4ilt£Qi«9d d^. OlanibaHitelitiliHvirk- 
lich entsprechend, zugleich aber .die.jrtAaä|ohen Aafioidmuigeiii'-yMl«'^^ 
a(äi»d^^ t»^«k9i<4i0gfKQdir fl»lgend^ SlUze ttu^^^ i J .; . 4 ^vi 

.4*?. ß«^, rel|g;|$9# : J^loen&toi^i^i 4i^<; Vereiiiiguitt liu JWigiwiHf 
gemm^th^^n und di« g6qiiti90<»»e ibäuelMie ünd?/ö9todreh«iIReli- 
giensiQvuttg, uQterlieg^B keiti0r,.Be8Qhräid;:iing VM Seite» • ded Staal^ft; 

;, Je4^ IHligio^gisellfcbMt ^tämt USi ^erwalMrihn AngidegeoH 
hei$$^ i^elbetst&^dlg: wd MeAt im.S»$«tt9 mdOteilii)» ibretKireiMiii«^^' 
SehtUr ud Amepfpuda. . ' •..•'>•}:..•:■ •..-.■■ j.*.- : .;-/. *; •!„ 
2. l^^eine I^llgion^gewe^daift . <fei^ iForredite, 

g£(geafiber dem Stalle-. , . >y , ,.. . » 

0er Q^emiaa der genMind^l' und ataAtobOrgkiiieheu' 'Beofate luv- 

uil^bhi^igig T9n d^m religiöaen Bei^pntnisee.. :: : .f .n-fl -< 

: 9« Die AuaäbuQg: der Bdligioivifreiheit i9t ^ bedingt dwAi iiie' 

Beobaohtung d|Br/ allgj^^ieineii Staatagf setne,. ,Dfe bü^getltdi^n Pfliohr«. 

ten. kennen darcl^^cUeseUi^e niebt l^eboftrKehtigt werden/ • :' :: . . i •> 

.. Aua dem Bisberiginf.beBiefkte' er, lleaee i^cb der Ant^ig ab^' 
leiten, über den rergelegten Oeaetzeaeiitwikrf eiif TagcsordMnf 'über-*"^ 
zügeken i^d an die • kSinigl. Regiermig 'die Bitte tiui BinbringuAg^ 
eines neuen, die allgemeinen Grundsäts^e- Itttd die aämiaitlitibetl' K(r<-; 
cheAgenoBs^Aeehafteli umCuMendiin Geaetse!« sn* riditen.* ■'■'* •'- 

' «Er ««eilte abei» dfenifelben nicht, weil jedenfclW dii^ Pflicht'' WF 
dfeiCeiAtoissiön b^stehe^ eve«tlieH*auch'attf'den liAalt^s'Ct^isÄes-^- 
ettturüifs (^uizugehen.- •.»-.'••«> ♦• •''* ^l J*'- •»' '^'^** • 

'' ])er Mehi-beitsbericfat der sta'atstechtlichen'dömmissioii^/apf ^en 
s "if e cte 1 1 e tt^ Tb b il de» Gesetzesentwui'fs ^Ingeten;^, bemerkt : 

Ber Gesetzesentwurf bezwecke, die yertassungsmässig anerka^Dte_ 
Autonomie der katholischen Kirche .in ihr Recht einzua^tzei^ und 
andererseits die aus dem Staatszwecie imd d^r AnVkennuAff der, 
katholischen Kirche als offen tl^ict'e r Corp oräti 09 sLch '^rgeb^-'. 
den Rechte der Staatsgewalt fesizusfeilen! ' ' ' ., . 

; ^ Yon^ dem Standpiuikt d^r jKarc)b^,und ^ ihrer ^.^^tc^^QpMeaijp/^^ 
nian freili^^h . geneigt sein, in alle^i ^^ ^^tpite y^^behf^ltcjneii Au^-^. 
sictitsrechten eine Verletzung der Autoipomi^ der ,K^rd\e ra, e^bliek^f., 

Eine Yefgle^cbuogi.^it dam Zust/^i^ y^r dpr Cany49ntiAiiviinÜü 
mi^^ep, iijj^erjC(>jfyeAtif)n e^l^JlUg^>en.3e8t^TOfu»gw^W?^ viel 

e^ben,.da80 ^i|2^rfi)e)tsi .der Kirfi^ha dur^l^ ^ Qr04etef^t^RrC'<#ii^^r 
freiere Bewegung ges)^ttK^^:Wf^rfl6| i^fi^ «ft^cl^^^eit^; 4i^<,fi«f|t^itHid) 



InMtsfleii des Staate« M viel hShetem «nd beraMgenderem' Ifasse 
gewahrt sind, ab diess nach der Convention der Fall irar. - 

: -Das Letelere ist aUerdings rkihtig, atier die Interessen der &irche 
siUddorduMs nidit gehörig gewahrt. 

Das Placet, bemerkt Dt. Sarwej, sd nach der Convention 
niek elMial in Beiiehiing airf gemi#ehte GegenstSncfe toil^halten. 
-: '/lEs werde, wie in Baden, nicht an Protesten gegen die Verwer- 
fting des Cöncerdätes Milen niid man w«4i& von Seiten der Katho- 
liken ifie BemÜhnngsn anr iEtlangiing der^ ^irchenfireilieH fortsetsen. 
Gewüsl Allein; di^enlgto Katlioliken, w^ieh^ »ic4 atif d^n hier 
allein massgebenden staatlichen Standpunkt isitellen, 
(Mrt!) Werden sich der Ueberzei^nng nlchft versehliesrai kdnnen, 
dass nach diesen Bestimmungen wesentliche Rechte der kaiholi- 
sehen Ki^a {Wdches wesUntlicb« Rechte der katholischen Kirche 
seien, hat natürlich nnr der protestantische Staat, oder die protestan- 
tinthe Kaäimennehrhelt zn bestimmen) hiebt beeinträchtigt sind und 
dass: der Vortheil, weichen dieselbe vermöge ihrei' Anerkennung als 
öffentliche Corporation dnreht den Staat unzweifelhaft zn'ge- 
messen hat^ auch einige Weiter gehende Befugnisse des Staats 
SL B. beaüglich. dec geistlichen Bildnngsanstalten und der 
Exclusiye hinsichtlieh dier Kirchendiener rechtfertigt 
(irie^ misobiddig .und hatailosl)« . 

Das Mitv.erwaltAJigsrecfat des Staates in kirchlichen An- 
gfjkgenheitjeni wie solches nac)^ der yormäralicbeix Praxis von Reiten 
d^s KIrchenratbs getilit w,iu>de, sei , durcbauß . aufgegebm (?1) im4 die 
staatlichen Rechte seien auf das Oewissenhaft0ste (im .Sinne 
Duwernov' s) in den Schrankeii des blossen Aufsicbtsrecl^ gebahen. 

Endlich lieg^ eine, wesentliche V^b^serung der ^ge d<^ kjatl^o- 
lischen Kirche in der einfachen Thatsache, dass, ein bisher, gröfisten- 
theils au^ dem "Wege der Verordnung und der Verwaltung, 
geregeltes t^erhSltniss jetzt im We^e des Gesetzes geordnet wer* 
den solle, wodurch der Kirche eine iiogleich grössere Gewähr gegen 
UebergriiSe' der Staatsgewalt für die Wahrung ihrer anerlümnten Auto- 
nomie zu Theil werde. 

Wttf werden bald seben, Vie äer Herr thiltminister Staatsrath 
von O'olther, welcher^bei allen Anträgen der protestantischen Kam- 
mermitglieder' sehr willfährig ist, die vormärzlichen Verord- 
nungen als neue Phötiixe zum Vorschein bringen wird. 

^ - In das Lob des Herrn Dr. Sarwey, dass der Gesetzesehtirarf 
vieHäch genauer und klarer piicisirt sei. Üb das badisclie 
Oesiitc, können irir gleichfalls nicht einitimmen. ^ 



Commissionsberichf«^^ über ded IMmaf zum ^desett« iMri ML JHfAiar 1862. i4P^ 

42« Act« L; nacht ddts«lhi \Mist BefesugnOiilc aof diniBeridit) 
der staatsrechtlichen Commission von 1860 S. 18. f. S. 55 ft ^ftJ 
Ar6#av.¥L S. 4iÖ0 ffi^'^.Benrtiluiiig:. f< ; ' 

Nach Art. 6. der Conveiition sollten alle kirchlichen Wts&x^im^BB: 
lurii. ¥fero8dllttti0Mi( <^^ Tlorgä.n'gJge Einsieht > uh^ Gkdneh- 
migtfig .de<r höuig^h< &egi€irit.hg Vei^ffendichti werden. käianeä/ 
liMh äAn ISA&niemngßB: wiuate der Bidehof mc ang«mba»a, sdW^üt^ 
sith seiiifii MifltttaifcitH^hen Anordnüngeift nltJili intilJerhitilb: deü 
r^tektUtthein Z.U0^äiidtgk9Ui4ar Sltfahe- aUieiiä< haltenL, fs^l^t 
dern zugleich auf Gegenstände sich erstrecken, welche in deatjCI't^i 
bH^to imM iSirltHüibftftfi^w^aAli li)«9ti^; vaär dedr^tn T^ciröilieiitUeliang 
»teb lAiA d(o^Sagie!cUalg:1|I|'Br.E4ay#r.tt!ehk»«'KS«l :^^^ ; r 

' ■ 1 Ißt fliemt 0an« sweeknftössigßi^ Bes^nmUmg .v«i) d«*r fimaer .ge^; 
geben, was des KaiBiBf^» nbeii aJich QOtt wte* 6otte».üt. : ! 
: . lüer Bilfmsf d«fr Ga^eilisdB YOria< SO. Jamar li862t ImI^ M« wif 'schon 
durch die vergleichende jKetmaeinaikdeflttiiUfiftg lieir ctet - l^!&ttk^l«Kg 
4esnellnen> 4im Ar dtiii^. VlII: Sv Z^b M^ gasseigfe' Mbeii, wörtiidh der 
XOBt hmligei» Silikk v<»>w(»fe«lii k^gtl VtfroDdnui^ v^nu li. MMUm 
18M enJnodBm«!» und isl^ üreni» Mehl gai» dem BushstaAien;^ doek 
d«»li Ctelslt «Mch v;ormälr«l>$)f«3c^ K.atii^rw , iu.i 

. .Y«rhdaia $*,4L im4 §. ^^ der ^erordnoag ' vonL 20. Jttnu» Ji8Mh 
hftt<;ei^ allendiitgß :eiBig!l i^^irt^ey 4iletn dass dttrcb denselben die 
Autonomie' dftr Kirche gB.wfthrfi gi^i^tkaot mehthrfuft^t ^däm/ i 

Der württembergische Entwurf, sagt Dr. Sarwey, setzt vchiatfll/t 
diät dSleji^igeii-. Y<eif0idn«iilgeftr njid. Vastugungeii^. welcM gmiischte 
Gegenstände betreffen, vor erlaugttr Stoat^gengfiiMgttng /^yqn diir Eütfn 
chaxgßwaU) Htchl bttkannA gumacdit werde» diitfen (hlsot läne fi^ihliche 
Prävei]i>HFitla«ar>«gieil),i während' da»( badi^ith« G^seto oiEihrvceali^' 
liehe Wirksamkeit und Vollziehung von der Staatsgenehmigungiisbfaft&gi|f' 
iBAOht. Dia» Mis ieAn&Bft.llWMr,. als die irürttemtergniilhfluBiistiiÜnung. 

De« Bwcbterstaltät gibt! selbst ^uv^idagfii die^ Fn^ge^ ab äaä€l^ 
die BestiiüwuBg: über d»« Flao»i};audh£ voii vornherein» d6t^Gr4md^'2«- 
neuen Strtfiitij^itlnr z^scfaieili dnr .Jätaat»- »ad: Ki«eiM!kigfjwait>'gid$^ 
sei)} niokt aehleehtfiii ViesB«tKi werdei^ Jaömd) 

Es sei aber unzweifelhaft, dass die Staatsgewalt' «fer 
8^1^. w^liche «nclgült^gtihn^raek^äidavübeif eliiiücihja«!^, ir^lche 
VerxtfilgQ]ig4a>»re< iBtlsi ^mskiWchi^ Geg«»s:tlund«( bettfiehtef' 
uold: deiaierhalb' iM^r GeiB«diaÄlg«ngr ointerst^Ut wi-ils^n K^o-FVe/ 

Er erklärt das^Plaeetfitl^einrvnzwJiufeiliafteffRtclitidibtfi&taatsg^ 

SibhOAt iiir Jahtd lb5<t enrchfiine es» als «in uiiveräusfterliches 
HdRttMch^i^dtti «i^t#vfeidits(AM ftl^^k^^ mm «Mjf 
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4ttO WQrtkntargiiHies l^eaetz vom SO. Joliiar 18M. 

dti& Lande rom Kdaer Friedrich L ertheilten gro8«eit HMUlpriyi- 
legiiunB. 

Wir werden. auf den historUtlien Ursprong des.-Plaoet spfit^ 
mrückkoniiDen. 

. Da» Wesen des Placet^ bemerict der Berichfterataftteri bestehe 
aber keineswegis in dem Recht der Staatsgew^H, in gemisehten 
Q-egenständtea mitzasprechen, sondern ganx besonders in dem 
Beeht der Oenehmigong ' anoh T6n rein* kirehlichea Ver«- 
fttCnngeit, sofern sie eine gewisse allgemeine Bedentun^^ 
haben. 

Wie kann dann aber als nntwvifelhaiter Gtandsatr an^est^t 
werden, dia Staatsgewalt habe endgültig darüber «n entscbel- 
dep, iwäs ein'' gemischter QegeAsta^nd eeif Hetstt dies nicht 
mitsprechen^ oder lielmefar allein sprechen? 
. 1.« Die« Mehrheit der staatsrechtlichen Cetmnission «rhllfte sieh mit 
dett ersten Absatz des Airtikds efaiyerstanden. > > 

'h iDer^cwehe Absats sei mnr die specielle Anweadtmg des v^eiteii 
ailgemeinen- Sataes^ aif kirchliche VerMgimgen, weiehe twx anderen, 
ab ide^ Im ersten Satze genannten kircUidien Organen aasgehen. 
Ein Gmnd, die Streichung dieses an Sieh srireckinKssigen Sataes mt be^ 
amttagen, . sei nkht vorhanden. Er «ntspreehe dem* $.. 7<S« der^V. U. 
. .Der .Staat kenne nur den seinen besetzen* tfnd seiner 
Gewalt nuterptehenden Landesbisefcof nebst dem^ Dom«^ 
l^apitel. 

- Vm dem Papste, als Oberha^npt des katholischen Kirche will 
man. also in Wörttemberg nichts wissen. v . , . . 

Das Recht des Staates dies ra erkUüwn , lieg^ einfach- darin, 
daa des Staat die katholische Kirche als öffentliche Corporation 
a^^rk^nn^* 

Die. formelle Frage , ob in den erwiQiiiten Beatimmanlpen eine 
Abänderung des . §. 72. der V. U. zu erblicken sei «nd ob daher 
nach $. 176.. der V. U. die Zustimmung von ^y^ der «iwesendeti 
Mitgliedern in. beiden Kammern erforderlich sei^ wird bejaht. «^ 

In den Motiven zu den erstoi Oesetzesentwwf wurde sie v er* 
Aoiat .. 

Die slaatsrechüiche Commisdon beantragt hiernach mit den 
füuf Stimmen der Abgeordneten von Meteor, Hager, Plank, Sar« 
wa^r, Schuster/ gego) die dceiven Ca<m»erer, PiiÖbst, tr<^» Rita 
d.9P Ant. Im mit folgendem &sata aiuEunehiaen: 
K • „die . vorstehenden Bestimmungen tveten beaftglioh der Verord- 
'M(»ge^, dot katholiechon Kirch^ntewaU« m di«i SteHe des 



Commisstoosl^rijClilej über ie» fistwtirP sHtm Gksette «omtiaüüffmiiff , tlQl ^1 

unter Beaebtuög 4er VordlOirift^de« $..,17^4 der ;¥« U>; «ili|6lMhliieif 
vwnim SateeSi deett§. .72r..der Y^ ü; . .:•.*«... .' b ■ ..'IL - • 

Von Meieler tüitdi^amti Antrag t^^ mititjUfr^BesdtilU^^ 
dass die Worte ^welche imnier nur t^n- dem Bischof verkündet und 
angewendet werden dürfen*'" geslncTien Verden , da in dieser Bestim- 
mung ein EiÄ|Hff*tÜ die kiriMichc Äiit(yÄbiÄ!e^ eikickt Wfejrden müsse. 

Der Miiiderli^t^tiei^kJljt, |(ji^e^4^^t$^ ^fob^t tadelt zuerst 
die vage>'Fiii^süng:\. ^in slaatli^Iie *eder bürgerirohe^ Y-^rhält- 
nisse eingreife^i^/^ I)ie ErUärtfng^eM %iiit Convention bitten ton 
„Gegenst'äiiden^^/gesproeheii ) ^wtelehe in dem Gebiete dei^ 
Staiitisgewftlt liegen.^ Iietztere FasBung sei . entschieden ¥onm- 

( Ein Eriass über die Fa/»teii z. JBt , greife,,. 41t dj^^ bürg^^rliehen 

VerffM^wUs^ iifti^jBitpxen ginne ^i d^ruipi köm^^. 4em:.^i^bof^l äo^ 

nic^^ auferlegt. jW^rd^n, jhie»U; erst.die, Q|B|nelbpig^pg.»4^,Pegl^^ 

einzuholen, j. _,/ , ^ .^^ ...,..ii.. , .ü^,; .>../•.» i % ..{ 

. : üeUri^ens sei auch die »w^ite.Faa^i^ig ?Hcht,,Y0J|,|i|4än^g|r}fi^ 

r ;,» Der /G^ge^iatai^d, sofern.er a?i..#h,iw i^el^M^H der J^ta^gnipralt 
l}0geti5{en^3Chfi(de ,!u.o,9l;ii nicht.,. Esi^, gebe oGeg.en^t^d^,,|W^l(jl^e ,da}uD^f 
gerechnet ,;.Yf(F^en kjöijne,A, Jbe^.,jW^lcheji, abw, gJ^^ioliM^W deri^i^ 
eine bestimmte und selbststänf|jge Au^abi? .^^teUt ,^ei] ,fB. B^^.p,,^^!;, 
SfOiule, ,.^ejf)bp im AWgfiPifinfB^-4c(mj,JSt^fl^ ^gebört^ jl^tt>e dle.,iiarche 
doc]t\ }H^ 4#jlS^*w)rigen dej^.j^igion^unterpcjft ^^i^ ^rthei^^, un^.»^!^ 
ErifM?s,,der.de?i.,^eistli(?^i^ in. J^ti;e^,(Jle»€j^ yjtj^rijfihl^ eiiie JofBcbf^, 
gpbe, weiche sieb i^i^r auf 4}p,j(:^etee,,,<)^ziebe„ jc^n^.denJ^tafM: fldcjhyt 
b^Hhren..; .; ..^. ., . , .^ , ., . .!;.„. ' ,^ ,. . _ .,,j,, .. ..^, .., ,, . ., 

^ . Die, ;V9j[;gä^gige Cfen^hmjjpj^ .sei eja?i) Präyei^|jiviQassi;egf|l 
]^ seil sJ)t^^ .überi^i ,b^\^t^t^ .4^ BießKi^£isioj;t». i^n.^i^ Stelle, dfjr; 
jfl^ävention z^,,l»l^t^en... ..., .j,, .,. , ;.,,;.,. , .,. ..^ ^t ,5 ,, .. ;,.. ,,- 

... Pji^ Cen^i^ des P^acßt^Ml^ . ÖberV^ßt kßi^e ßtell^ m^^ 
unserepiiiSti^atfiriijf^^^c^ wenig,, als 4ie Censiu: ii^^dei: P*eÄ^. j, 

.j .anstatt dej^j.j^jrt, ,1, d^s .Entwi^rfs au^usprech^n:; ...i <•,» 
„^ ;,»Die Aif!t^rdpwig^fi,<4er l^tholiscl}^ Jüxcftpbfjhörd^.ijJ^rfeft d<^^ 
i^fimein^H §jtaatsg^,äf^n|^i,cbt widerstreiten ^ ,.^d i^Q^^uie^., die £]i;liUr. 
li^^bürg^Uchjer;^|Li(^ten nicht beei^ti;^^^ ., . . . i 

I^r zweite ^tz des %\ 72. ^^j: V, IJ. ist ip. Abgeht ^uf di«; 
y^ordpungen ^f lutholis^h^n, K^rcl\^l^^ef!{(llt.a^^fge}lo^."^^ . , ,,, 
, .llRj.petreffj dft?^ S^hlusasatze^i^^st ,b§«^ei;j^tf j4cjr.;Staatyir4jie^.]jjro|a 

nw»inygeg«».,d«i fts.9l»ftf .?JH, erlft^«^n, .^ft«^,.?»; .ffffor^Oftt?]!? «* W*. 



453^ S/Cbi«M9-'Bilimm ik i^ hmu 1868 d» taicdliüime 

d•Mftiib^Attfträge «li aadere su gelieli, fibtdiaiipt MinQ^Bcbttensungett^ 
ZQ treffen, wie das kirchliche Recht ear iMtlaiigt. Dieber S6t» iiitMf» 
4dw.j9«ttn&ib i^gMieti. (Vgl ;|ifiiidlr]Milsberiolil S. :)-**7.> 
Lt. /i V - > i :\ .•(BorlMtauig. folgt)» 

Kec)ij^^*ilellJ?^ 

nebsi literarischen und sachlicaen Crlauter,o,ng:en. 
^ ' A. Fttr A^teiattitttt kithaliMia VMU. ' 
. . ii. Z)€»ei9ftm.äj<(ibn^iMf. ü^iunm. die m. Ju^i 1838. 

Die 'Cifcular Verordnungen cfesfu^rattiscnöfl rohen Generäfvic«riates 
■A9rMililliyr.U7v.T4pi UkSepl^oiber 1859 (Ml«|ii..«iil«r ^. 41«) tWgMcke £it9«iifli-. 
dang mit, -welohe im Eicbstätter PastoralbLatt I06O Nr.. ^8. mit der ]^emer- 
Iraiit^ dk8»die'Bieh0tätf«r |»ii»t^rWlii]^0tTk'e^ion ptug^TOküt, ALcop. 5* fi t. 
(vgl. Archiv, n. S. 334 £f.) dieselbe Bestimmong enthalte, und fach Im Bamb ^A]%^ 
PaBtoralblatt 1861 Nr. 29. der Haaptsache nach, abgedruckt iat. ' 

fiirrekttfe«^ a^tiM- Eeclebiae Wratisfiavi^sii!- ad S; 'Cc/ng. ab 
ei^Moii^ traiidmi»i»a die 8:' Misrti4' 1858 »eque^ - hkb6tiit postntatum: 
j^EtlMAs^'-romitoäte cfiiftil dielt , an mulie^s poat paftui» Üli^gftiiimm 
possint accipere benedictionem in ordine Sacramenti Matrintonli pbdf 
partam'prk«fi§^]^&i. Ih üi^KSgAiöeee&ifott^'Gettnaniäe Val^t abtiqua 
conmietti^ ^ hanö' b<!iiediöÄ(mem tantttm tixoribtis WipettM Vd * Viduis 
p^i^' jpaHiitti pofitli'Mtimc "Quäeritur'an'haec 'eonsuetuäcy 'slir Bitoitt' 
c^irfortni«/ et qwätenuä negative, an -posölt tolierart ut'praefata Tjene* 
dictto'^po»* piulMm ^ttfe'gilimttii^ *eiregetuh*^ ' *' -i . . .: 

' *'^ua*ivi»'imlla ilat »entio in Rttuali 'Könwrtiö, nulltiniqtie qtiöacP 
siiiani proalet d^cretam 4h'^thesaür6 resüfctlbntini 9, RiiNMifai Coti^rej^a- 
thait r^aW Äd hane niüKeräm bettedlcllloneüi pos^ pärtuEb'ilfeglthniiin, 
tA^ ^^ i^ettäätiilr mr^o, ei tfiSL hnjmmbdi prcrflttir'öaer^m'b'iita, iiea 
non ai reliqna argumenta perpendantur , hujusmodi benedictio' fcbnlle- 
ribtiii ^^äff partcfah ülegitimtBri denefanÄ fldetrtur* -BWÖiVero* ritus 
in«l T^tud proirti praeäcrlbitni» E^vitlci tia^.''!SII.^ntihni]äödt> legitititaa 
Qxores spectabat, quae ex maritali vinculo filios '{[irbcfeasseiltV sitiati' 
VMere'elst ex integre lalodad capitii^ contextir, übt nOn quä^mque 
muller sed- *p»t!as rera Hxor dtenotatttr, * quafe ' pösf {»aitiun' etaf bistiräofda. 
Pressius sed vero ad Bitaale Eomannm tfa^it al:t9bei^/ Ifeet ex eo 
edoceamur htijiDtsinoäi rttum non ^sde pi'aeteptivaiJa, sed tantam reli- 
(fWMiä^j' t^^ dedaci' posset talem' ritüm mülier^'KegttHhä maltrkQonio 
cfü^ctsi» rüstrfeiäre iitpot^ qui'ap{yositä''pt>8t^'Sisbrattteiit^ MaÜhfioittt' 
tamquam de re affini,^o« antäm kd* Cäpiit de be^^iY^dfililfQs rißfikra- 
txik Äd Irett ^atalattus ik tömntMi: ritrfomJad ^t H^lX^ Sdcram. 
Matrim. cap. HF d&bmeiHd: Wiülier^ mb iVi^JtFÄ *' j^Katf^atn 
Ar(ltfqtak)''6t'ad"cal(Äni'htyw ^iteä püörpeöfe'pittifican- 

cteüeA; qäai W'toatrimifnKrpeperefit', lion ^Wtetf iÄ'qtti« «x fdral- 



itc fitin^ibj^s JLegi.^^ £t j^?r«ra i^. :86otiuiUv P«#toral^; ^«<AlU^mBfs 
)fimg«n«i»> et SJM»Me JUo^^i^^f iim i«a4ei?^«^ 

expresse habet: „Ad hanc bttB«di«^iH)em [}aa 4iip|ma . ]|«b^ 
&<|IUM» ««. l^gltisM) naiMiMid« jepererttiitf,: IIa. uiiM ll^ne adfe»|tti ne- 
^ifMint ffUa qTs:m,wkk>m f9. ,adjii}t«ag^ ai}t ibmkiattmft ipfolam . v p opop o 
runt, iiä enim potius imponenda esset publica ff^^UBj^ÜHi^if} ,>■• ^.v\ 

Eis accedit auctoritas Baruffaldi ad Sit Born, eommen. de hened. 
mulier. post Jpöt^fc Äi. W^ mdÜ. 18, qui cönlbenait hujusmodi ritnm 
congrüentius h llcclesia J)f^^o€i)lllui^ .^sse ^ hac potissimnm 

ratiooe^.. qpia baec ]>«iiedictio videtnit ipdi 0O0^Mqumß,-4mi'0(mikrmstiim 
.nMOHmoHAi Fg a oa c B Ü Bl/Veto dutoa ap^tttMIdaiririddtur Iseiftaiila, cum 
«mdfe m^eat ncmMitaf^ «t- iprf in «iriMntfa» <|iiäTrf«aiBtnrtttoe«ltlBi^ de- 
;b«Bit|iflO]t jAe. alfqu0)«Qaiid(do(f{M4flaMetv damtioiiBtff«ii4iida»i8nlia 
l»äi^iiBi0 kigusmodiikili6dictii«taires|>Qai^ >Qm0 einii4f^.si'Mk* 

deaüt iMifliii^iudinaai^ do-^tiiifiii miRiy^tAmtdb^mmntkbaMitü^ 

8atis''qtoe0^Olli''«litft 9llMrl^Ul]|i!i''«ih vi-Ju >\\ >-Hrrnrinf.U -'iiioi:i.-»0 
Ceterum perpendendum est yerba Ritualis fitaBinl geqeidia esse^ 
Im (ldl«a.<MM6'«stiiiAftlWem toef.f^^ Ift flle|^timum; 

i|riii|rtt.;ctteroqiiiD 4rit*>dci}OCiiMOP6y ifiäiBdiisuiaiiBitrtfiitaiBe 'Anrnnifc- 
quendi de hac benedictione post matrimonii sacramentnm. "SmOfi^^mAo 
higusmodi ritus probe inspiciatnr, scilicet puiiMaiidf foetattks post 
partum • in leclmaa iafp^atm, .paHM^MmU UstnfrivilUrenttt^lnulieres 
fpoit fATtom >illagiiMini^<^*fiii<(rem'«aiione:acaiidai^^1^^ 
»MjUa'^modo inpeMeoda<fti»iisel4aBr (fo^^^pttTtm«' moHml» i l is gWuiÜi , 

^ iaMMTMvidevetBr quIiciifunfltaMtfto adta«ttftni||ifi^Mid elwintilitei^^'^quite 
occulto et praesertim deceptae humanae cessevlM^vfr^lki«!. - Quam 
flmu0lhäma<bämf^mwsgA^ iUBiiditt]^ videtur 

vfi^thMitus «Mik>^ oiMBM^MSr^ißfuiU^ tiit«'/|bl''vfa tdtt^^ 
tibus, speciatim in toto Belgio, moris est ut pviMpmiky qlM^^ex con- 

ii0MniiMi'if8l ftfaicatldiie miolia p0^ilmmt,'*WmAk ab 4tr(&it)i4sb7tero 
iSMl de6imfair>#v!fleMitniVi>iit itMuptOttcMfitAB ^ WimfMe ifbibr mMmma 

' iMdplmt d^ fMPe pTdUanalaey quimad VteaHiA ISpiilM^I-ttaftHttlt- 
l«tit; ut öMür» tei^«8t(ve«i'0iHrtivan*ed ^il60»({»t>db9attltfi^! > ' i - 

Yideant tarnen EittnUiPatn»), »n^dx itli ^«Mküt«' Mbnifimda 
consuetudoi quam recolit auctor iste, maxime slt>lMM/k bfitd^Videatur 
«iflii ecuifoMlil» ta'i # w ifla w i? doMoMb 'S«M»nlMl ' Ei qdktt^s prae- 



tarn ^ni^a^ii)iiM(j' neölevlei 'iiifiAuii OttÜlel' serffttorel^ lälMütn ettin^ 
haiitf sstis ^dtäie perspleteqtie tese expfimnnt; sf'tiititaiii'lkidatmii De- 
mtit «d^iÄo#, qiii i*f : «Ä. pMti9 Uturg, ihm\ p.% n: lö; §. 1, 
haue' Hmitkdön^k od *partain notorie adulteriiu»^ 'coM^fet^ faoc itötlieet 
-nensu itt |Bd ^itWc)f^rpeteta[di^aefifitam betoedictidn ^otie^i)«ßiil- 
tum '^it adiOtlMtiilki, <pM>d Banelong^* dieitatafoitifcatloneqnoaA ptotem 
«Aüim in <fi)^a iiäräfiteiotiü. Quiune eCer/ ' ' .'^ * • • 

täMmnhU)iia'Mbe^tfh(M quae tiieffituM ifUOrifntmiö p ^wmit 
Die 18. Jm&ltiM'.^ • • " ^ -"* '■ • ' •■ "^' •• '«'•^''' -'^^ • • 

de missa solemnl canopicorum.aIiisque caJtas diviiii qnaesttonüms he 16, Xpril. 1861, 
in n. B. JacoW de Chfle. 

> ^Dmib. I.'viUthuB^lB'JtfKfea: M^emnl, /vlt inaeertatf cöiiBiielndliiii, 
poaBit« icmonioor NMlebims y ' idiidto < ( L»]iiMMla (KiQtmmxm. \ ^^ • liiiie£b«re 
.i]i08|iflHiii>r«Ai'dlBoaBmii/'et »EiMoi^iaiii ' legerer ydlim ißiid «anttitor? 

^ lAein BUiflaiD pcod^qui ^ ataüm ^ac > & idiorb bantatfasi Bit veistcuimi ' Syni- 
beliv^£t»is«iiibttaa eatB^ ^.Itepiqat id]iiMeref)caHtiiiii>'Praelatioiiis «t 
Orationis Dominiealis, iis saltem diebuaj qbilnie 1iabetiir»^«eii0iei?'i 

*-.-. .rBfisp;*' XtfUaHiie^ii .«.1 (. I «v '-» ;. f^-r ' < . • >.: • * • 

' D«i1i. iD. liütröiK iBnrii'Tol^l'.umif^' >lfiMam iaieleBMi«hi>eeliBbraMÜ 
ttimqafli;) äiacb6o'^'Teif(.aabdiaconov(*ie«i»* ptaedto non «et nBqaM^ nii- 

fHiattOrmB? .:u ::.? r.fi;-;)'-.' irrnH'-i.}'.:!' . • 'i • /•■• > '■• • .- ' -»S r' '. 

Jri'^ Be0p.''r i^uMM^ 'f i'"i::- • ,•::••;•)'.:--. • • ;. .;-..;...;,-: 
.^r i]>«b; QI; iAniai Misea.^Meimii, ,!H asaerta« ecbwrieto^^ 
noHicttB eelebrailli ^^ttsque rainietri, präeiient^^afiiaifdliiepiscofiio, oHin 
.{kiet BtMt''sed«B|. «oftOjDMwpaty« yosalai «aedereüin! latei^ Evaageliiy ipeo 
) jn >lo^ abi 0«!desf,aadp«^M«ef^NiU0' e^ikbatüry ifaiB^fixa n^h renaüet? 

: : . Ki / D iiib< ' i(V. Utmmi a^ntai DMaustadiae^ >oan(iBiids i oaktouaMbRs 
i¥el MTfiU^iM^^&o «linlalriiiitlb aedibiia eandtaiMbvi? 

. ,^ Ll>i}<b»;¥. , iE(«ei^o.^praaby«anp cit diacoidbt» äMiiit<lnifthiifii eilto^ 

iicm^mfih^mm^mmnt i^Mia >'pas«w<ittii, •:eiim:taffebicpifiee)pAiA Jsolem- 

lf»^i;f^l^]^^4^t)^ ImM) WlLsrj^nettope»)i;Urrqüibi»i jim«» CaesraiAtmiale 

Episcopomm>i4)ffffteat|«r0'r4ebeKli{««]i9ea>digi]^ oaamttcb' Qüae- 



populo, non presbyt« ^senfotens, aed«;eapdhibit» eotto'üickitiu^piiUiöat 
Indulgentias. Quaeritur i^ur, iitmoi r6cen9itA^ ^ii8iietad<i^ ^tervanda 
ne^ msü^ « -••• ■ • ^ ^ ■ . . , . ..-i « /f.- . . -m 

. i Dill»* YUi Aitentft äoMUtaditie {NNtemit^ oateitcl^^ Uc«t 
officio presbyteri assistentis non f^agai^ur, "iniii iäl eindteivAli «ifiiiii 
extra, ac etiam pradsente archiepiscc^, ci^nelöiMiB^faeere '^»laviali 
inda^? 

Dub» ym. Aar qiit eattjat Broplieteri: ftoarit/uyl oansQetaffiüs, 
eas relinquere, cum ytx,a;J@e^b^|^l^ ^fa^«m,J||eetio absoluta sit? 
f .. ^esp..,^ NegaUpe, , |, , , > «. 

Dnb. ES. An, ubi viget coii$iieta(}o, )icea^t|b^pt^$mi SApf^Q^^H- 
tum solemniter administrare in sacristia Cathedralis? 

Be^ M€9aave, nud oiflbtt roMoHoMKs dammi^ €^ atchi0pi$eopo 

, , Pub. X,. Utrum, altteota coBsu^tudine^oanoidcii qiii i^ isiqlaw- 

.iiHatibiMi* ¥e«p«ifariBK oiScitimi ladsnl) podditft maiKiipe^n' habitat' ekandi 

usqiii^ ad Capitulum, 6t tiinc liantuln assumere plc(vial4 ?' Iteiipi an Bcekt 

..ipsis iQ ^cio sQlemni Matutini et Laudum uumqu^m se pluyüali ,iii- 

duere et incensare altare? ' r >ii .u » 

Besp. * Negative: " 

O^b, XI. An tolerauda sit eoosuemdp cajiom<)oruni|, aliorwii- 

i'ifsm Id' cboro {tfaese^tittmy Jtuunqiiam cooperieodi -eapttt y 4iim diTiila 

offlcfa i)eragtitttui'?;\ , ' . '. 

Be3p. Affi^^^oi^e a5 n«,; /^e «aorw parammtis non sunt mdutji* 

D«b. Xn. An Vi mnettm eoäiiuetttdinis podisit unu^^uisq^e 

dändniüüs siii^Ilätini' uti capp^a et m62zetta tum äxtra metropoBtah^^, 

tum eti^ extra, 4ioecesim? < . : 

t^sp. Neg&t^y et'dektr d^ere^um ^gemtake diH SL Maji^MlB-^, 

Dub. Xm. Ütrum ferri |)0S8it consnetudo ^luthtm eccleslarufa 

bujns ärcbidioeceseos et praesertiip Begularium, asservandi Ss. Eu- 

charistiam in duobu^ aut tribua akaribus? et nonnumquam oecasione 



1) «DiguitAtibui ef cänoniois, etiamsi gaudeänt indnlto dieferiend! capi>am 'et 
rpqcli'ettaiQ tarn in propria quam in alienjiß ecclesiis, hujusmodi tarnen , ^lotam^üe 
canonicalium insigniüm usus extra propriam eoclesiam ficitus est dumtaxat quando 
capitulariter incedunt'vel assistunt et peragunt sacras fuuctioues; uou autem si iuter-« 
sint uti dinguli/ nisi speciale Privilegium nedum coUegium comprehenclat, verum etiam 
singulariter et distinote ad personas eztendatur.** Quod S. K. C. deoretum. Plus 1Ü|L 
P. M.. Apöstölioa coofirmatione mumtiun typis tradi ac «vulgari jussit, pridie Nonaa 

•itoi'iiDccfctwt.' • ■ ' "-' ' •• • ••• '»•■.^■•-•••'•^"••«•^'"■•■' 



MliifliitaiJBs iBülTiMai traMflnii« jetfaHi iä dlod 






Dnb. XIV. Utmin servanda alt ooDBuetudo 6xpaanidi4>iibM- 
cae adoralioni 8b. Sacramentam ta».te Mflteik fi«gidariap»y2taiB in 

.iriMrOnlbiMi Ifliemb» .1: . 

\ ..sr- •' 
a. Decretwn 8. C. BUmm die llx^äMii^^ aSSI , 
.' -M^ (Ma-i&' «igdtt mtld T:- 4te> M^ iMi ctl^bAmAii ^> 

■' BectMviA VjMb rt 6tKuiv» 
Angelorum praedha moribus "et palchritudine sancta Angela 
i/L^iXtH ^cnt Idinm 'inter s^inas in fenis degens nblqüe minim 



1. Bamberg (Past.-Bl. 1861 Nr. 31. vom 10. November) mH, f9^fD4fV^ ^- 
ibe^kung : Die heilige Angela Merici wurde 1506 in Desenzauo^ am Qardasee geboren, 
MUMte 4fe (ft«fiot«ei^0elraiK der ViM&^tfim6n Mi JiUrd 1SS7, «tarbW tfl'/Kra 1540, 
!vw«i.dm)i iraptt^knMOflSa vfii^ i4iBni.dO..AiiMi l»a.Mllg«;wiaf dMliillipat 

. ;RJj^^ y». wn ^4^. HVm 1W7 l^üfe f^lvot*«?i. .^.F^tm fiUJjt .f»l ^ .3t. S(f^. , 

2. Brixen (Diöcesiinbl. 1861 SfUck I^.Nr^ 3V 9- 81 t) pnbHcjUi; nAter. dein 
IS. Be]^t«nilier''f66ll «lit deth Bi^erken , ^s^ dieses Ifest in dorti'gei^'OfÖeefte'idhdn 
Mit dem 86. November 1839 fab rita dnplici eingefiÜKri aeti -. • .".: '» • ii ^< ». * 

S. BudweiB (Ordinar..£rl. 1861 Nr. 20. S. 153 iE;) ,.,. . / . ,. .,) 
4. Eichstätt (Past-pi. 1861 Nr. 38. vom 21., SeptepiberX mit C^lee^der £in- 
|<»l^g7 ■ .Dieseik "PMt, deft86h'!h)let' 2tif<bl^'de8 netteren ^^ten '«ira IT. m^etheüton 
.BMilteir)ailPn»*>.fiir ttt «tMü katli«IM|M Urd»« .l»*lti««elvta|»ea>riafe,* «arcb im 
Bisthimi Eiehetätt im Jahre 1769 zoerst goüiiMt, aber nur in-^^^^^^ 4#r 'JSfffmva. 
vom Orden der heiligen Urania in Ingolstadt. APg^& Herici ist.Qämlich df<} Stifterin 
der thrstiHftbrinneü^ Als ^pi^t Clemens !£tir. dnf (^ X>Wcret der '' Oongregation der 
mton <ULf>9Qii Apriltit68 4ie «1$ «#1% « veMbn», eüiwhft liatto^tli&ierlto ate Ursnfir 
»WWW ?ft |i\^olstf>4t die ^l|gfqNre<%n« ««V^Wß** n^it.flfn}. fW»*fl»Jff#KW W/ MW 
1769. Im nämlichen Jahre erhielt das Kloster eine Beliquie der Seligen, die in der 
Kirche den Nonnen zur Verehrung ausgestellt wurd^. 'Bis(di6f BSftybnb^'k'nton'Ürete 
«ii|\ teä OllirdHtf» MaMMüfla JoMpk >twi' Bsorüm 1»6 MiMs . d^ JlpUi^reehiing 
4^ M^^,«|) AW^ W««?^ .^^»^T ^»^^^it«^^ ®*"^.fT^»^f: :. ' s 

Sanct}MimAac BeaiisHme Pater, r ^; 

üfiiversalU Ecclinae Ponfif ex Maxime, Domtne" 

Mihi a religiosis KoniaUbus Or^ids 8. Ursvlae sub S«gala & AugnatSni in 
Dioeeesi E^stettenfi Pf^tiorali meae onr»e commissa de|pnQbus bi)|i)i]ftt9}r, BHpplicatam 

iuit, dui^tenus litteri^ recommendatitUs aliorum Principum tam Ecclesiastici (^uaq^ sae- 
'püfaiis prdiuis ad finem promovendae B'eatificationis et CAnonizationis Venerab|]Ü8 
' Angeiae d^ J9re«eta, memortt^arum Ursulinarum fund^trids, Sanct|tati Vestrae hnmil* 

lime porreictis paea^ quoque ac^jicerem. Cui qaidei)i) petitioni eo. lub§n^uj[ i^pxi^o, quo 
jaiagis eam pota^ uli^iq^e ^rrar^m ßanctitatis Vestrae erga Beatps et,t>e|- in.ooelo 
*%m;90S pietati et amori conformtin censeapn, sfinul et a praeclaris, i^i|^^. IiqQHt^ti 

non taäiiuD ob nngalarem pie vivendi normam sed et ob in instmap^ (oray^i 0993» 



99W«d« iw«lteiis;edmm« HM^«bn«^ per- 

M J«tlii^#iwit liMiMfe,. 4HMe iiiM im^ «rimilNilt^v'taiioekiitt rvMvÜ 
. iFwiv swmmmH^fiKm^ Mtb^ pituMänio «iiiaoiiiiBß'mNMiMe 

ff«ir (vi«iM|ii«i!lw»i»dain Minntltot,: iUhMptt^«e«t> Wfift'frcipm«: m- 
f$i Sofilesliie.kaniiiiii«!) S^^Mltls tMlIt A1mN«#, «iiM D<M.«mil#- 
dMboclmiBtwj su#ftfi»^»<iisitibii mitliffffNiiliiiHit piiii<fre»digMrMw7ilbid 



javelkrate* iiuhii'bilissime navatim operam in rempnblicam Christianam merltis hue 
Me ImpelU watijj,, j^qJlMi 899(|f|mf oiVf^M^ ,iWl^getpo|atoja VirglDum ürwU- 
namin Institutuxn j' sed et dausam j^eaWcationi| JlWam F venerabilis An^ 

gtlae de Brescia, in Apostolic&'s 'llianciifi^tis veiSrae gratias post pedum oscula bea- 

»■ 'u::j»;j'.;{5' '- > y , r. ■ -» »: ' ' ttiiiMtitadf'-VtHihir *» '' 

Die Heiligwrec%ig .erfol|^e ^urch Papst Piu^ VII. ./an ^^ VLtiS,, 19(37, PfB 
Otfftfoitt'/aiiä^^ft iem'i^tt^U'^r^^ jlufliilinte itt A^i gab^n I^ideeSö/undlSrarAe 

?f^ dMri»r8f«>l'gAw»»W «*'»?. \. !{:.•• ., » • •• - . -. . ^ 1 •. 

, fu^^g.: aPo^tiqnam ^Saiiotissiinus J>omina8 no|iter Piu,8 Papa, IX. quampluri\ip p^r 
'Ö]^WlklÄiiä£okuii Aiitlititttinr iüppliclbaB Vötis, (jaibas ^oä^äs preces a%t(n3ciiiiti]9, 

^^tkmsm»'itid»Mt^vitt*m,iiutAot9mt^ .^%^Ä»Ji»rioirT}t|^iiis'MtiflaifMK^6b- 

l^tta^ .^^q4^ i^rfl^f» ff^ .fHF^^ £^l^ : reeol^f eHur , praAceptive aub ritu ^^vg^ikA 
mmqri: Decretan^ de.hac re Bornas, die^ll^ ICensis Julii f. ce^tnm inferius publi- 
thfiilA at^u^'adiAbAki^'itti^^eiailö thbto hujiii^ostrke Arcliictjoecesib mändamtts /ut 
MibfiAi oii«tiaiiikmks«ak {MikttNaa ttamm^ VUgfail»v kAl«tadl*'i<^iDlMoiiMuv> «A- 
^da^,,j4ift.frig^ig^| yiw> ^, y to p < ^ ^^ , , . ... , ; ., 

Patam Opionia^^ die 22. IJ^oFemb. 1861. 

■ ' ' . .,' ^ JoÄ'öiine^; ArclbSepiacop. Oolöfa. '■ 

3. Jllllif^ f)Mii> <Pw«^Bii liQ. |K «npiK W • af gt eiwhi» ' IKSI^ istH. der. #liett tdür 
1« angegebenen , später auch vom Bamberger Pastoralblatt gebraebten Kote. 

8. M$n«f«r <9ir^. A)ilti9^1litt Ki^. ft. Yoih i% VhV^mhit im.) 

9. Begeiksburg (Oberbirfl. V4rkiindigui»g^l4«lt 18^1 )9i* ai. wte% JJTr. St.}/, 



488 oatt%t}^t\thifs.'tn$f. «. Mä wngmam «/ f. ittc 1860 

onmm MÖTesnit lapidcai ad imthaUMR Bcel6«iai»*iMt'0Mdeftaleib ht- 
iMilÄUndlui, «t «A M üiciMiH oMiieiiaiini ntttMnmrttborilS'prMmtiln 
adoloscentimi perrertem sthNfoanl,' Irt es/deptfayaia '«anffit ttienl»»' idr- 
roiljs ▼anenuiii^'aM«» in fiBoriiaii aiiiiMtr'ittiei8tar,''«iMl(ttHl Bttftjen- 
ÜsflHÜ ac Bev«ren«aMml <teieta»iBo«niiai9*£<Mel^ 

mpUum aoipUftvinii Mhw orbl» 'aottititeinflaiMsftiMifly^Oo- 
riNosihHi Pimi IX. pMtlfatki «laxiiMliii <lfilliAttif«<'^pf«MlNis 
^lubtantisihMiyfflairitaiwt,' ot ofitiomitetwIibafiiMMMiMf Ai^^ 
S^Mhihil iatfeti«' UimIm^ iMtItifCiMls laa* tmhreiMI^ »iKitMiflftiita^'Ilii- 
^toiüein; m «jda ope^'nisfill» dlgifild^ Ihmtiiiittf'ifociMtfiiltm^ s«l^ 
a)^ ditinl lab« kHumMH et^emr^« «atme ifcr ^lioMiAiQ 'til^A« 'illaMie 
Eeolasla'saa petpatmi pM^ laetHnr.t Q«lim8i)ttMtbQdfWWMitbft€9Ptpio 
gacroräm Bitunm O ongmgai l^big i fleontaifo (iMmliMliiio'tDlMv' IMrstro 
'^«Miler eicpi^gkig ganetits« ^ä apoiMiaa MeMiMaf9/«diilt»f it»<deiii- 

i^iktt» > loois >|aiii '«OB^tsiB iMib Htti dupKcl tiiittiaH(iil)^titii)0iirsa: >Eocl«- 
^mii' r0e<daiii?Clo«ttartl» nmiiäteu^itttnia qdttmäfeuatfiaai) Dl^^tf i mutttab 
jidii anni 1861. — C. Episcopus Portuen. et S, RnftSM iflfiNk^'Patriei 
S. R. C. Praef. ; 

D. BarMim S. S. C. 8$ffeta9iii9. 

B. nr eliietee lUder, Mp^fttkilii, On^Mt; ' . 

L Decrekim 8. Congr. rnprn atofu SepuZorÄmi^ 7« DeMmkw., 1860 
de disdptiBa 'ei eobstitationibiH MoDacbonim S. Basttii Hongariae ^X 
(Dureb ifiHig« MUdMÜmiY des enbiMhafliolieD Gonsi^rinnia von Qrui.) 

Emme ac Rasme Dne! PjBrgrata admotnin accidit Sssimo.Dno 
l^ostro Pio PP. IX. relalio ^ quam Cmin^]|tia '^^u^ ,R^0^ ,tTi^i|iBiait 
ad hanc Sacram Congregationem super statu - Bagidariiini»^ q«a tasti' 
monium exhibes de obsemntia et monastica 'disciplbä Mpnachoram 
S. Basilii Hiingariisie , deqjue bpno pomine, quq )ifpijachi,)ppi äpad 
Christi fideles merito. ^audent.;* ideoi|iie Sanctitas Sita «os 'aumn^Mre 
ebniinetidandos esse yolult. Insuper' 0eST|;nat!oi]ieiii Itfoiias^rii loci 
Kraßznabrod in iopiqin /^^lJc} Noyit^tua.itp]ff0^aiff:it4.,et^.09n£^ 
Vit 9 aetaque in ea hueusque peraeta »aanavil .et Mfralidaifilj Iikkilait 
ad qninquenniuitt , ut Monacb! iinunf ' floren^m i^eflii6rä'|)o^igl!nt; quo 
propriis parvis expensis occurreie valeant. Ratam habuit constitutio- 
nem, qua praeacribitur^ vt relig^slf. VfA caraviTd. aliai'OttciA extra 
obtinent, tradera dabeant piropvla monasteH<^'iiiiedietateiBattt(eiidiiy re- 

1) M. irgL ilW de^ BasilUneir^rde» do^ ^üunpig.df? JOSM-^bäd. tob 
Bergenröther : die Kechtsverlialtiiisse der versohiedeneQ fitten, im lotgeiuien Heft 
(1, ae8Tm.B»nd«B)'d*« AröhU». - "*" . ^. . . . n . 



. / ' >d« dMitflia il6iiMiarL S..B OUt0 

liola iis, dtem mecUetelifipfo '^otii>e6 «Vf^stitu« Weraia .oinkies «lonitos 
▼ohiil;, iieiiiltMmcwi]ik>inüi*aran-iiivp«roMtt»^'OrdiM Mrikj«^ 

tis, Td alia: offloia «dii»' Ofdlnem^ alNiqiie AfosloHcM £Mliiiniaia 
BQBdpere poflM. Sanavit BtiMvälijtiiiit^'ideettonfli'tMi^ 
fttt« relatiTa B^tm^^^mm^ pmeelyiettsvi ui Inip^uilirai legltiaia tfinii 
habeatnr M^lßtlo ^ «tllü te( WBfiT«||flohitt^ amilenm aöcedit , qill iiiidiattl«fei 
vocalium sa)»0reti'<'' Cotiatitittlo^biis ^^i^to >äfb' BMnfliüla 'Via BgMia 
traiiiMdd» , »«dttla^ dOilffliMrqda^^pMtiM ^' ) ^iMMmK-isttia^t^rtenda 
esse exis#aiaMtt' '«fUr;' «atiteqiM^ iA^ 

Pii^liraa • aiiiltiili«4i0«H^ iJMB/i >4|Ms i» i i4lMm*» foB» trai^keriptaa 

reperiesy Beatissimus ^FitttMß^cODtfiiMUiiiitis'lM^^ Iiilerltai ^ish 

almxmi praefatae Provinciae magia magisqne in promovandam ftga- 

laxim oBderVairOäii]! ' fact/mfii^ i et i^ttäk' t^onultt tintfdittöAcM bimat, 

'aervatö j(ii^^r ea, l^iiae'^a' Te^^saliefta >tbt; ilbti lial^m Ajiiostöiuio 

Decreto de exhibendis 'Litj{eris'4^dtiiü6nMllms Ordinarionnn, yaram 

etiam alio de bi'il^tiüiltienäi^ votis Viinplicibod ante solennem votontm 

professioneni. Haec quidem Eminentiae l*uae l^ssmae miU commani- 

candaerant, cui huimllhiie ^et obs^qtientiisftfitie' »tatnis 'AiN)dedlor. Emi- 

aantiaa T«a6rB8iiiifei»B#ibal9 7«ia>nfeoeinbfli8> i8^^ et ob* 

■aqiieiilisdiniis MmiIpb A» ABppust^PliUippeniv « S«erMAi- '»'<, i u. 

AslMMtnloiinf'lft lMntllitlia4i tf«iai«aniki »j taflUf f ««arlie; ^ 

1:) Servaiidä^^hittDeef^ApalilMM 

«Ate soleimem t^olohtiM fffofliirid^biB. ^^ ''• «^' ' ^' ^^ ' 

2) MttiilDl^ rapMtm'' safif est^eirsiiiiiy'^Md'NöVi« habitü reH- 

gfldso hrfai 'MMaiifl. •• "•'' ■''• - ^'- -•-'-•' 'J*- «'' -•■•■ ' 

8) Maffia (^a^^üSum eiii/ WNoVitfl nini^ vaditif^s iHndilb a 
«enastfca iti8tittttr<Mie ^t viMirfum exerdtio dif^trabantär. 

4) iäüt^ji^meiida'ertiiit <ikniä/<|ttt^ le^^MvUl^t^ ^ 
üümhrittiMeiü' A^ü^hdnkndrttft^ ; di eii eiilmr (»artff^lätMr ageüftam' Mi 
cum Nuntio apostolico. ' ' ^ 

'" 5)'* Didenda MeiiHii, ^üäel iribpffiitiiit lActiltatöin« mantodi extra 
ClättMra ad öffeifluiii CäpeBteir; Vel' Pr6f6kfiF0üi - iri aliqtaa (Jii9f«raliatJe, 
veloeeonoint^Cutätt in PiirolldMV <^r<ß^i t^^ii^tÄii sübjeMa «iterc^ndom, 
eiitn haec' üjijiida'^tlillii'li^jii^k fi^ä^lrata siilt;. -' 

6) .Meptio fadenda erit de assistentia ^presbjteri pro inflrmis 
morti prpxtmi^i., \ • ,. , . .: 

9) In oonifaittlbtS'iiieiindis ttallaimelitfe fiat de eoMeMU Ca- 
pituli, et in alieAationibns de beiiepladto Apostolico juxta' Constitotlones 
Pcmtificias et; Co^yentiopem ipt^r 3apctam Sedem et L Jl.,A. Mij^- 
tatem imtaaiif at cootm alianatttae ix>Mnltatiirdwrtaxat'priTatio Tods 
acfivae et passivae, retidtb aBlEi piMuäiB n jor« atatuttt. 



«iM> 0e8terrel«i:r.€Mrtt. Bllkv. ftmmsi^4^mh9lh. ¥ferw. d. Kirdienvenn. 
• S) .Onm.noiiiblla *. jttrefC0Mttiiai'|ateMii|f4tiitq^ 
•i 4Int«il»» »fteiM)iittMiinf»tto »Mijot .teeiuiila»r , ; ieiltiiiottaiirefi^ 
ititaTf mmmmmmü» i#cAli9^> lM)at^»f(i(0«i|iiv)ii»ii;iiMipiioR#>:r8fk^ 

(Aa3 dem OrdinAriatsblAtt der Präger Erzdiöcese 1862 J^r. l.)')* • 

•;".."«. 'i • nr-»: . . .i , -t^ -. ,' .iTP.l :">! ij« ■ ..TT nr ^.- -^ ■ 

80 kann sieJ tiiiMiK SkvdnaiSiliMii ji^ 

>}»fPiiiifimmV'ßiim^Sfe^ j*f^ TYifJfimafclj^.Tswmitt^ln und 

bedingen. Wenn ihr der Beruf,^^ flju^: ^^. ^ftr(|i| < ^öfifipgi »i^ 

H*gWf ..yoftrM^ hm^^?i^t».^il^^.r^ß^iflf^^^ ^hÄ^arallter der 
Nothwendigkeit verleihet , so erheischet ihre BesjHRinfwpig t Mg^r . Hfu- 

^okmiß^K^I^W» Ami »Ifii^T^ ^l|i^g^e^,3l?^ :Cleai«»|WierhÄlb Ste- 
henden in »i(Mm^^^'Mm^ii»t«/^miMf^^ fr /^^/mr fi^r^ifi^iimw' 

i4iglft|fc ,l*?d ßii*»^IH:^t *Fi*IW^t , fite ,41^ J?rtT4*€^j4w.thtjfitö*«oi|tegnuid 
iWm^Mwßxl^e'i^i^lUfßii^ „,ITO Yfrpr^l^mig ^mi^; Y9F!vyei|49M:«W#M^r 
^ Güter. .oiifnj^.nfi » fuiw^ ;i'. 

, ., . «^..«^h,.4ftr;,Hw fl(#>rtM*« H»Wtt^UwN«i*taW*tui>g Seiner 
..Srb^fmwig iMtfji4e»il«w«*w»< M Muaf«wif.fMitt*!fg^ü»ft;r7WlA! w 
, «Ml. f*eri j;i>ejpÖ>fl|ffMcbk«ti :8eimif , i(rn%()Qi|9at^l . , {ai^, , dif i< «(^^A^qOig- 

1) V^. Archiv VIL S. 289 ff. Inzwischen ut auch ein Con»i8tödal-£rl«88 

vom 5. Februar 1862, betreffend die üei>emahma des freien nnd^'fiitfHdx^^eAti^^s 

HiUztlav^^to^eftjiiij&ikeifliMiOTiB^MW üirsc^flften vom 

jd ,ein Consi^topal-Erlass yom 12. Febniar. 1862 , Tj 



186^ l^r. 7.) \md ,ein Consi^topal-Erlass yoni 12. Februar 1862 , l^etreffend I^ pie Sa- 
'st^A^g*W''br«nAiUtl^»«^älf^{ällS^ Itf'flkolM) ((M^Ki^Ae^v^S^V tt". «e 
^!IPAia viALKMttdBMRttMit»rii,?:]iLidii^ 4.wßmM\im%'9tn 

Kirchenkaasen (i|}3Pjg}j.-|^8^ g5,,^e||^ ,^iS7i;:oq ju Uü/iJ-a 



Can^ynitii^ciib. %'Fn9idiri>efi. ittl ib«r/VmR» A^ISrdiMivtiniHcKif 4ffit 

vati (deri^«niMli«rilk<Se]Bifr Heikafhätte^ ^mttigui^^i^tMt. .vMi4, 
am ^otüftML ZiHii Mitelpuiftii te> OhnfcteiliteKriirolif kai^£i!»tin €kpiiBt 
ly timmt V Ai , ' >ttB ; iWraimili A i eaj ist » 4idi «feA oline It^MlteiiiGhtti 
ndehtj y.«HAleIi^ läsat. /'.Uiid iMlit( Ei danüi ^ «MjftiEfiiMetttBg. 
^^inte. Opfe^to^as aB9Sordnil}th^t, Iwl «Ktaifehl *äiidk' dto iMstirtÜg«» 
Aüftnat Mr BajW^gmg awiOpiHtg>>itti> oilfciai»t'Aj» mjan^ieti Hevi 
Ks#i;^dQ|uiCMtii«Aeiwte8 Ign«^ ijtitflliiQliliäitarK ifan 
Gtott^ ioiid ]«b» BfcKrfiifos SUsniitKaBto Jrti"(radimlidien^ \nää äM> 
DunklMuMit für täa \w(StKtkM''im»lgeymtif^ Bell, nod^di^ Vmmtbi 
über dOtt Sibg Mirier fintodn in. irivitadiM :llioicfa<«dbindem.{att^^ 
USid <jtt^^4^etftinBMr ai^ 8m aie^r^t«^' in<bo «ibefafr) witA^«B ilii^ 

gi<SMpOB«aleiiuBgtii*. iii^ HttBdito' 8|is.«Reii^^"'9f^diiift bMbeQ f mät 
so ei#aMeiBüB± närdan sie ijedtV) HflfeirohBciieii BnliniiBiingM entrückt 
ski altt.fligeBÜidMMKiMlieiuadieaitheiteBMleli^ i £to siaiitlMM Prie»: 
staäiiiHi^' iAemm fitftoMaqjjptei im «eklei» UBcUicken. Bemh au^Jii n i 
soll, crii^adHiiifas idfchtrliHtQl/lEn seitt^ Dantainimail 

ate auek .achon sang» StiltarsMfebotfliov de» Glävbigeiii ni AniipnidL^ 
Und <«]b LSnat^ ^iaioM gUttlidher Anordnunf beiniitMle ^TflifaMunf < 
(tariiKif ohi^ «bh )Aisgtegs|)iBikt irind 4ie LieMiM9b«Angiuig> ilmr Wiiib*! 
aamkflil» ^okne i.dia<' maiuiigfaltl^stM: äws^en Uütdi« rar G^lbtkg^ g»^ 
lengfen^. d^ lUr«: (hgaait^ Vm^Amm aind, «ndi ihre lfMtigkdIf nndi EiitK 
mokelwDg inxdelr Wtfit ^ter si^ gthet^ > ; < * > i*' >«: ;. n... 

> DamMuabci^ dw .foitdailenidi Zmraofc^ daf ! KIrclitB iltck> dMäind^ 
eiüai« «Bifiiin iLönna^ wBaasni rtshr dte» fttaaereni^CKiteii alat IMKtMiiiiana 
afluoh . im lifaaeai. alU^isIgicn 'XeskMi. ^pA CImnsse . Immeidar : b eBa ^ an ^ 
W4r Iki die. BM:echlfgniig> «aw kbs^ht^ bekämpftt ilA'e Saaeekligingi 
BW« Wkkaankeitv läiigBet ibren; Benif; ^kM Sendubg* üii dav * Walt aü 
nolkiehaA, and gtiüt i^.RniMjtaiitfiEi^iaiHizvan; / • «< ^iii ir 

« ( Btaariun lia*j äkb fiüri^e anohiiaeii iAnbagimai ymu dieaenuSüchli) 
6«braocbi|iMnadhtfi und: selbak i^- da; Tont SMalid dac IScaf^tfgane 
g^flhättgb, . ^fiOi nen heidniaolMäiii» Staate { «n ^idtn • taavHtidrtan '^fiMettri 
salMiton yamieaw aufftdilBiii6aM0tfi( dlli tOfitlurBtclitoa. teine. AnarlnH 
inqpg« ftnaMJbttk;>Ai* anob^kaerin) dtai/^Wettesu etegpAenk^ niani:inüs8e 
GuttKinaobti akf> dettllniMhani^gfhaikiklBni^ nieht .iMir:i4ia<fr^ialUfftt 
Kynigtlnng^ni dmliekauHitd .Ql^nkkarkatti.ikierHAnhJiH^RiallgegffiDii 
ga»«n9ien),;i.soiidemt' dto^ QltakiigeQii im< iCtekfln iflir kircbUeh^it jbmickft 
M^i)«i4s<^atd0i%.iCUKift.j«dai iM^>i9i|i»l^if¥<iri«»-Mdi ikaent.Käaflatafiii. 

^malUt iwfl*veif»f»diit. ,,,?„;.. . '.;.•_ i... .'. r -. » •j;iii.;jw.n • / 

H ^i.SlfX,4b|MNch«.a(«M,rM Anerkmpniig der Klcehe .«wh, 



j 



4M a«sl«rrf l€h: €Sfrd. Bnb. v. Prti ML Dee. 1861 Qk Tevw. H EMiMverm. 

d«f«fi B«t6Atig«ag miik finrtrbe und Beflit»» zeidiehcr/OÜtei annr- 
Wtofb; lUKl #«ui Migeb« CkiTalthaMr ktlhrqt Micht Bi6h fiberbebeftd 
MrchHoHe «Hiter an tUk Mögen, eo hit die w41llkhe CWsetigebiiiig 
A«ie£eroelitigMg din^ Ebrohe kn Prtoetp dodb nie ängMelMm: Eben 
aoiv^Me- dlt0: >Reoi[t iei^HmtMgßtmAeA^ 'd*t V«rwaHuo^, «Ver^^ndniig 
nni VeünufeniDg kiitMMer OfMr ini .«bräfficben Staate >der Kirohtf 
nadtibruk- 6M^e«n anfaieüfa|päg»bc|i. . £iiBt- als die AnflebAlmg! gegen 
#i> Il0che/irii mibMiinlan JaiiiiunieirM die Antftoriiit derselbe 
Ijftigrnritffi,: dcfren Jteidektfglnig als eelbeMIliidig«^ MMBoüte ilftehl' im 
Mettitkengfleeiileolile anftetneMi betoitt, «bd das Mass ;di^ «OBsereot. 
Wieksaiakeil toh- dernBei«01ig«i|gii(!^i. iidlsclien tfiemiH M&bbfin^ig 
elelhe^' bal>i(ie in ioleerediter Eatirieblng' MnifflrrMMer^ 
KUrtdieailüh v^tn iJheWefe >dea Tennigtaar^chM .eMtferedfergailt vec*. 
dniogt, eideedMreii beseehtigte Ansprüeiife «aiA fliAdüiiki&üirtfrk&mmert. 
!' Audi du» isthoUscbe^ Oftitonreicb isl von^idar fileiiMdaBgi der 
in :iJlnla«fi)geseU«eii kiratellil^indlidhen'PIindpfte&*ulellii1■ibMihrt ge- 
bftidMk! Wcnil* ma*/e^ edber^GeaetzgeblBi^' BaeMOuMafr maaBj- dase 
die eidiiidavoii fem^gthalteli balj der£lntliA/di^Bereeht|gbBg> ra eilt* 
uMien>, 'Jia4«tei»*<j4tter ^n erwevbtot>iiAd>. aii'feesitaen; fwo! muse msM 
um 80 meBr iMfdaittrii, dasB sie silber. diti Ventakniig dM Klrebeiifer- 
iB9g«lia Mnimm wtg$äUikf blit, iwdeke tdio'^bfebe ka Oettendmachnng 
ihres Bedfat^s viel&db i beengten. Sie liisis «ich von jentf Grtindan- 
sduuiungr Idt^n, /belebe ^dib Kiritke becÜgHdf d»8 ibr geUdrigen Vjir- 
mögens als Mündel betrachtet. (Wo 'die -:den kitthllehen Zwecken. 
^ewidHftten Gtitof jeiiPatroiimvüi Besiebah|| itanden, irurden < diesen 
¥orttniAs€lükiUicbe, d^m- Staate. oberriotBinndsdiartlicbeßeiugaisse an- 
geajprocken;' '▼on 'der Vapendtiai^ jener Temtögenfeanassen* aber , die 
d>e> ekobMiti^ Vorgelieii der weltlichen Macht füt^ BedürinisM der 
Kirche ^esehaffen kälte, UUb leMere nie Jisneb Von der EinBiehta^ 
nalime iu die Verwaltaagxmd'Yirwendiäbgiani^lemldosseD. .Der lÄnf 
der üfidit' hat zwar nuuiekd Erleiehtämng gefotackt laiUI mancHe Be- 
gtinstigaiig^ der Kihtlir angestanden ^ Aber an« dem Chrundpfelkr der 
Gkaete^elntn^ hat die wachaende BedrikigBise niisfter Tage, da» Bei- 
syMraaderer Staaten and' die BbchtsirfMenfekafI veigebllck gerietteft. 
Emt fieüi^ AlioitoliBdien^^alistlli Qibdrea Kai^ec' und 'Könige 
Frainif/Jeseph'war :d9«iTorkdbttlteii,^den iQtniidsata det BeVennan** 
dnng aohent >dHbfa die. fi^lg^ne^i von' d^fa UahreM 1^40 und* ISSlvWeg- 
aukiimien, ^tm^i Veiohe • hi' Aüstßdit genfteilt ^ wnirdef daee jedc'geeet»* 
Uekf atierkMiaile lüiehe' nnd BMgioasg^elffiMdiaft fa^d^^aenilfte^ 
Venraltnng ihrer Angelegenheiten geschützt ^9ikMm iotl».* ^Die 'Bi-^ 
$imtfi''iyehikirhkhM sKtitntM' nUU^ 'die^ihef^tinM^'iMililtotSlMigkeit 



tp^tm-^Mhy^ müM Bl«il 1861 Aber. Sem, 4. .Kirelieftveraiftgetw. 4»A 

Yen^^Ofrffjqtacb; Sio))|l»«hwa dftr ,jl5^b»i|gefiÄlsBe m y^sWßlUn. Die 
Begelung der bestehenden Verhältnisse nach dem princi^ic^l §:m<tr 
ksi^i^^U^iit/^^kiimt^MI^^ «^gl$^i(0ibgel^ite^ werdeai weil 

d^ ji^^tiiV^ilf^eii i/dfi; .Mi Aufl/^icl|( ;geiM>fiini^^n. .Ver^iiijiMaQg« mit^ 
dfpi^^ig^j^tii^ ^t;.mgfi^iffen..wer4^p dmft^,u. Diese nkohHt 
^I)P J{II,;^S;;^7C, ,A,xt^l/ nicht xw die .va»..\deir,^rt«#tJw5ben,Gesetz- 
g§)WM/.ß^^^^>(^^fc^MUMte fi^f^l^Qg/,de^ sfüliehe GhI^ sa 

6Kv;ffibe%uj(i4.,jn«,,be^tni9ighmf dWiifewIfcMei We^sa zu,; ^aondiSfA, 

a^fJJ^fp,,4prQb,4ie»m;fprd^^^^ . 

^, ,; i^Ji».S^J*M|ge,.|p^,.4€ar.4er^J^^ .dflm.OhwwähÄte» ber; 

^!»}^stJa«l»Ö^W<8*epeJ^.*iS^lbP^W»^g|peJt,,^^ ,V^ir#itiwg iJkufer , Awgelft-. 
g^9^i^.,b«^iQiif^t .,4er,.,X$X- Artikel ,der Y^eijibwwig: .i^die. Vfl»* 

sift,j»cli,4eu ,Kiß5b¥Bgew<*e^^.öW^^ i;fiiibft4wfte.j»uqmfijjr. blos ,d^; 
Durchführung des wiederh^^ggsf^llten Bechte^,. d.eri Kircbe, itt|4 4«ll 
MFif^diwg djO^; ?i^|i^(^i9^uMf: di? ^e^t^heqden YeiihMltaiAsev « Dieser 
Aufg^)^rWMl^iaW«ni;,^hjidiB»;^9j Jgt^e^SfkGiuzu Wiw v^awdmelm^. 
fltifph^|ej4f^ ,|J^phfis,i^4^^ Bj^ di^>Grup4Ä<ig^,.dQr ViQMchriften *bßi. 
di^, küjuifige Art ,4er, Yerwalti^Jig. «de^n Gottenb^JW- und Pfrö«de»?iefhj 
mögeiw;,yei:^i^})w^fe^..und Wfe„^s ,44« öwphführung des Coao<Mrdatj8« 
mit^slcjh-bri^gjfjjj^ie: d^r k|iia^li9l^eÄ,Ä^gißrTOg, zu ,depi;Ende. mtgetr, 
theil^ Ji^fteni^^.dafliit, aa ^ip Orga^.upd JJ^örd«»,. >f eiche ..bisher mit, 
cleT,Jf;iüirgt^g^UÄ4 Sei^jfi^j^^gmg äßn Y^xvß^mg des kirchlich«» Y,(^^ 
m^epß)fi^Uti,^iifAfS^ e^t8ViI;pQixm^WmmgmMs^sß^n werden kimnen. 
, / l?ipÄS,yo^l*g® 4^|ipwop^ßÄ hat^in d^x AU«l*ö^h^t,,Ent«chliiöösttng. 
voBft.,3^^p.a^bpf ';85».,(A,TAi?i.y.XJJ.Ä9P fff) ifei?« Srifldigwig ^e{iiiideiw 
.^ .: Dij^i Fassung ,4es, ««K^He<^.lJ)i«ii§s i*fl ^XX^rMt bexfigUch dieir 
Yeräussejcung ^d, h^ftäißhtU^j^ea ©el^jtiwig .de^ kirpWicheq VemiQgeiMi) 
h^t,, weiten;^ .Yerhai^di^og^ . uäthig .gefaacy^jt , welfOiek. mit 4em apostof» 
liö^hje? Bw*. Wn»t;3. AfJIsWW? (Ai;cl»iy iBd. YJ. ß. XßA.i.) 
ui^.4^ u^if d|^. ^j:hö<^fi^. £intSQh)i«£|Supg., vo^i 9., Jii^ii .1860 (Aie-ri 
^.M^.-^^'i^'i^-tif^ ,ff.) ,^SMP...Ab^9bliMM|Q ,gßdif*)^ .Äft^bn 

deiu.h^ediu;ch .auclf^ die Jn A^süati^t. ge;»tellte Ermächtisattg ^ Ti9Q{.äeitef 
d|?», h^iMgeij. Stidües jimd ßr, ,)t«k., APPS^^» .¥ajft8;tät,.amgeftp?)QcheÄ undi 
näher bestiiiimj; ?«rayj^ Ijab^, ^ph^iß^uyt. la^o^n. Mcb^^ittdigsteu SufV, 
frag^nefl, apf Grundj d^r ,^iifpl^ei«psftt»^^ .des ,,Erge.b»i«9i^a 4ejr, vqrai^j 
ge^lmgfpe^,y;er)la^f^^9^ff,,u^d )|i>ißniräg|Ging, djifh^i die Gli^i<^c%k(^ 
der massgebenden Yerhältnisae auch eine gleiche Behandlung Ani^eigf^ii 
^l-de^ yp^sdurift^ljF^^ÄiHfP^. i^^h. :if^)9lbf^,foria& boi. 4m V«rw»Uttng 



4M (M»i#rpet€lif CirA KM. v« fmg tt. 9m mtfA Tei^i»: «.pMMttt. 

am «gwthittUeiien ti«! IltiftttngvvmiiOiMi M^ täfAm mt^geti^ 
lieben BMietd«n ki dir kttay^didii Kkdieii^c^ttiitf l^(ffg«|«li^eif 
w«ntNi iott. 1 • . ■ .-w . • • 

Isdete ieft di^m VöricMtM %i Ar^'iMilBr OlMTf^ Mn^rMttüBn 
EMcei« MmiII einfdi»^, «PTinerid^ mflMch 'aa, daiA» sk» riifliDMil |r^ 

Die EiftteiMige« n» UebergMife 'itt VmM^engt^hvütmig mk 
cBe tefoh da» Kl^cheütpBS^U berdfeM» «ßrgwie^ wMeft-Mnm' läagct^a 
Z^tramn i» ABsprfieh iielHlieii; a«eh Üttuk A^'f^eMahnM' de» nMit 
b^MtcKM» ttii4 frmAmen 8itlblngeilf p^dto ct»^'.Hi»atei]^tetf «leM 
ohne mannigfache YorbeveHnfiigto «flMgM^. Sartai Itabe WiHirtei^ 
betUift»« gdlmd^ Ami Sef^mikt, ^n Wekbeiir an dft»e l^rMhriften 
zu» näitdehimir «i nehmen «Ind^ airf d^ h^MKm 19C1> ikstauietteiiL 
Mtt diMem V\ftMM Mrd cwwdM die (kbetnaltee ik)# besuigMt Vtar^ 
m^eiwr al» aneh 4mam' YermltHnf iv Ktaft da» Unsiilkkett A«^ 
trage«* beginnen, «nd'iriM für öier «Müg«^ VenMidig«fn^> Üet* dabei 
BetieMifteB untei^ Binom Ven«rge gMrdffen. 

Def in den ^ingeffihrten VenrakmigsIldne&tiflWtf w^MlMIte' 
allgenielne -Gf uiydsäu m^net an, diaii Kfrdten'^ imd' FiMAifm^etisaigeit 
8ei< ndfet' dier dnreb kftehlieiie Kormeff gere^Iteii' 0|]i^ra«Aielrt''der 
OrdiMtM^ von de^^nigeiv tu rerwadtcitr; Welehcfn nkcl^ Mttte|;abe 
d(Bv Kkehengesetze dieee^ YefWhltmtg zusteht DemmMg^ trirdF Ar 
anb<Aai8tete^ and da» 8üafMigs?>enn9igen meiner MettropoMnil^irdH) rem 
ditt MsMpolitaBCapiMS jMves d<fr in* der Mötese befindliiätot €bl« 
legiatkftreheR voA deü beiMfehden CiipiMftr nadilr kircftltefr' ^enehinigtefr 
Yerwal4ii]«|f0St«tut«fi ofltir dl^^ ObmmAricirts des «rtblfeidlddtelie^ CIr-' 
jinarialie» vei^aHet wei*den. Wd k^^kfttAlM apprc/bürttflk' Ver- 
waHwwgnar>Wfen* beetehen*, jHrd^f&p'däreh VerbSssungitod ÖküHSämfgttng 
T0»serge getpoffw werdefh i>ie'RlegutaMif MMÜeif Mdb lüt^üglüetr ihrer 
eigendlehen Kio»tevl^he^y wenir diese iatrefa PfilitkärdteiF £(tetF, nach 
de» dmcb^ da£i «am^nltfehe^ Heebt' leatgefttelUetk Normen ^ benefaSnen. 
\Pen&> bei Dosv-, €^Ueglat^ e^r fiLtosterllr^&en ein" bl^goAd^t^ PCuhr- 
kir^em>«ermögeii^ b«steirt, unte^ÜeKt' e»* d^n vidirge^eitfcl^t^; di€^ V^- 
iml^Mkg des'^fantfrch^vermi^giftns übettttufit ^giänden' Bef^timmnng^. 
BiM fenisitet rett 8«lbi9t-^il', dks» ont^r dto Begriff V<)h'^!)$^^iiäicl[eu 
Kloftterktrdi^ sttit |»i^ Kirchen fiAhfli, w^lcft^ dM ZWi^eteit dbr 
ptiirrliehfe« Se^lidiigfcffge gewidmet' sindj ai^eb wtsnti sie foii etb^ i13gttlar- 
gtifitiüehen 6ene«««ä6]gbAft rerseben leerdeir, und* dkskH dltij^dfe 1^- 
iNMiing* Ihre^ Vermt%en» naeh adn pronmlii^fri;^ ''l^iribcltttt^ 
fUlMitt^tfei^/:-^ . ;; . . •.■•>* .i.S-o.:: ..u^ 
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l9«fdem>ikHMMMi^» ) luMtitote ÖUiegtp Is^lMnt tM^n^dem Hüi^ni^ovi^ 
KilpheA):äln<i9erQtb i^PoektscbafiQBBD^ Laien« aof tSeitei j^eä^yaili^d ilml^tli 

(T^«i]>ein4tos 'Sär€jien¥)eeiiägeiis ibedaiQb^ dstu sollßd^^ ^t' i^'fj'O . : oc; 
{r^(ftIji}b'<AaiM9<MiiPm-aa'iaBbf ifäi;.«^«^ düe> Wieder«iii(aii^g«> 
c|m/7K^i^c^kiM»«iMenipdM.SEtA biü bekiiohtAti/ 

i4i^49f; J^ftMd.ües^r ilSii»lichMng} bei .Jum/f0Q«ste«^tbdlaigiMi0f ^G«^« 
brauch gekommen ist, uD4:)lAa ^m- dtpacm/rficundg ddt^m Wiedoih^v. 
st^i)g>j)^iQht^ -füliaolabfpllli^idlir jitt^se^wrehlimbto fieiigBb]bi%esell- 

Yieiteetfr,ffte?/Alft^%l^ äi^rphJ||;^»;toti«te,,dem.JUe jV^rw^Bg.^ Via»! 
w^^g i>.^, §4^^4e. ^dite^e9#6^llWr/0e^ii Urcbili^AiL Yasnaögaiii 
Wte!Ii;*»r.,?4«*Wlf wd A|rf«e)lil ?d«fl,»B)jjah,^^ Ale |«i*¥e^J 

^» Pfi<«7iWWl cetjJiTQr,, Wfilc^fi dt^iPfmÄiiiunl»fgeor4n«t.waxfin. andi 
ini^.ft^gri .^oipiai^igwi^t imif4l^<« , .I^<ihi-|irb$soasiiin;ai<b9gtsäiidettii 
J}5yäpngt.(^,di^jfjp\, .,^clg5HuP^-iW^ 3i6> »*'ifi.)iil¥ur^itt«r 

44{Pjp;Lvßi9geCi|^^0<>w#(,Xii^fip^^^ ^tr6ibangi!4eflr ,(?i[iril4^j[Sh|iRi des.Ki&l 
c^«W«Wö«WP*-r*W öt4ljPgj»iMfeli8?oigPfrt»? M&chwjeil.al^ Sl^d?/ 

EfiHrli^|Mi^jh^>ßs^«b«bfiWÄ #s, Kju^efjvermijggis yoi^ .§f a- Sfjelsömi 
gern jeden Verdacht abzuwenden im Stande ist, als veni^^«^e]| 4bt 
^WAs lW,.A^¥ iK|r<5b|^»p^. Ä?/iihi^P;^U*?ftfl»rP|ler.isiri(^ dem- 

s^euiWbt^die. opyjjp^lifili^. Sp^/S^ü-i, (jieU»»^^ noch. 

hnV^% .Wi»tod. fb^4|e9.^i|a4^e,:^c>;rtc|i|w^ ^^z^^g^fmßviefi]^ fftbüitf] 
4f^ ,Wi/ed^•pitt/f^^^^W^,^.4|fiftet i^|i$wwyor§>^e>.wmFfeU^. \9eiab 
^^t ,fpi .J!»>j^n,iIj|gfJ9 ijirw^hr.ji^etl?, 4ßi| ölw ;fiir .jdi«jÄti!wtoi,4«l 
*HfÄ -^)M8fiT>#|2WM«Wi tWA . diq,TJi^eUnflh|i>e, fii^, ihr«? MgifligAiiti 

ajjcj^n^ Yl^r^lic^W J^^(^lh\ pn<i üire,ffj^ätigir^.,^f)ö,4hii:iiB irettersii 

^fliftf rWfr<5|>ß«»i.,W(9W. 9»,?P *«r -^^W y^rtßte «Ht .aen Wmgßi»a940O) 
%^l»r.«?A?ii.<^^«fi»h^^ M^^' l ??w.iiy4?rtiiw^i der KuftgeirfiamQdbl 
4W;.^yiil»Fy8fi^rfflffiai .*»s.^isfhqf«ptft*,.,f4i^fr§rpfeni:blit,^ wrdlihnen 
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dMnaitht mltea TOi&clmm^cleBiiirthiime ^iibai^ die 'LclihiiigBflMi^i 
dWa ohiHdiii^ gtaebmftlerten Riveh^iiTerfaiOg^i >dtei ItobMeiigiifagiila^ri 
eiseiraiii Ettui^ktüiidiiiie entgtgea n ht^tön«: Ote«9halb' niidi 4i«i dtri 
Q«i|leUM^j4»)n.Kirfebtiikaiiliner0r .atfT das iVertrciWB^id^ <I|n||ii^mtB 
80 viel Gewicht geiei^i wM wUuretid detniBtieliefe «^^ide&i tAelter' 
d$Ct£NnQeäed«a Recht üb^r dk Btlpaauni^ dOTseibeii!|nlt>d«li4<e(^^mteD 
Qeligiikden und I^Üdite« tsii entsciieliir gewiOirtMcAvett^tiaM^ 
aUe > ziiläisige : 6«rge «ngf wesdet , < ' dwntl «le^ > aueh": 4as^'Mndgegtll»eak' 
ZiilriftafeQt'iltr. P&frrgbnoflsin' tmge itart ittti^ - -' • }i')i<i.-t n:!-!- 'j.ji;^i<i 
l '>4ktteitt:iAiui dMBe# >S(N^ eine fibieoMiguni^'d^r cwg^äb^Mi £^ 
cheHfemäMe ^£9 HkrieniViMng ^b KbtfaeÄj^aM»^ ftHMtei^ iltt mUhk^ 
wisecüei ¥evlDeMtiimgi<der-Mi^9teii FtiMefpf^&^d^BMhefltecikeii^'ifrU' 
MMeH danlift itevorgeliBfyiidaAsr^estt^'ÜäilMi« Aiie«^t«t'4»l^'' Welche 
dMifiiroliietikttabiMi^f tfll^d^iil '^tebeMteidet, 'ihileld «d^ir 't^fltüJhUillH 
taniar mipditt,' iiiiä Ibis« «ie* ihr< iittte¥^lit üiid VeMätw^MieU^Mfid;' 
Hieriiwi>;ii< offentiaf keim$>>MiflMlf«^tlgiiiig '^r '^f^ HdlMt^' 

kflun^^ ^re demr übiri&tfpt^Uie 'B4»foi;iitt6e m VStth^gi^i'W 
iBtten »tünfiicht Attf 'eiD<^i^<><Il^gati^di dir «GeikeiMevqberuh^h. ^'1^' 
lGiv»makti«gsy^Mi^ jLäM'ider'Ef^ck^ A^vim üfeRf •M-^' 

IdMMnenv /Weil «9 iSifthl ^eiumal äm^^\^trönW aitötehti ^D^tf'däitider 
ffljtebegeiddsi^ie Ckit' wird Idrchlichei'^gbtfittaiiy'^if'^detll^^ t^r^^ 
iMltinmfsnieht aueb an cia üfoel^elily'i und« bacbid^gii SirUtii(it(«li''*där' 
KiulieledlgUobi dttrch'idS^ wn Utk ättfgtB^i^lte^^'Oi^älie'^agMHMli' 
wbd^ ^«berdies- sind mr ifie Brhälttthg- lind *SicK^i^ dba'Bli'chek^ 
goleJsf iölehetMasUndgefo gei]^ffen,^'w1«f Ife A^^^si^ffn^diÄ^ PIUAI 
und dterd(^Yge^ das KA'Chetigttt 'dinier Aeatitiuftüttg'stt eiBidilMi^^^^^ 
gibetk kik»8/^ ^ i*- -^ • "■ '* ^'" i« «>♦« ■^'J-m-'k -n ^.','/ ;(•>%;. ..i«. 
I«dem M dief ^br^aif^g'^des 'Sh^heiigttteä'^SÄ filttUMfg^ 'ifiit' 
däfl'itaabtttaoäen'Skzttttgi^' einlliliito/ kälin Ich'di^M' fiylgebreith^ 'ÜJr- 
füSunig det >ei!aiiif§äügidn' WÜUdch^ ^^s btfainiacheii''^Epis<!;<>i](ateff ithSL 
da» %ichti|fe Btig^bMad' »einer teMihfen Bemiiliiingetf %ete^m '^liibMi' 
Bübce^änU^a» tii^lit mtahbihen;' bbne 'iriMÜ^ Iniilg^täTreiAe Ikn^Hyriti' 
aiimidp]?«^en, da»fr hi^btit ^efne' det etbAlicheiiM Bbsiäkihtttttjieil'^'ttM^ 
Göikcokdaies'tiber («te' selb^stäfidlge- 'Regeliibg^ ^r -Hrlihi^t^^Mi' üip^' 
]tgenIftitefi<'i«'<WMsaib£MV'''trktV ^nid:''bhiie'|'«feiHtiä^'i^Hf''a«iii i'Lil- 
*ttcke^ tAtUiki mheiM^gnng tt l^egleit^ü, ''iHa^ alcJli mttne iitaftarb^tttb^ 
ilK nnr%f&be^gi d:tä Eeihä an^dies^i' Freii»^*'h^ssUch(äd'iÜith^ umm. 
't i^^DleWi fr^dige^^Beti^gang <6tod' dUs^^s tlkeikaii)U;^oiie'^'ttt^efiriil 
Üsj^ntsictf jMÖ^h^ di^ «awfer« V^raiii^6rtti6tiikeili'^c^f ülM^ nUi;' 
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axdeiiet' b'elast'*'. ' Docli' Üie' müthyS'lle flingebürig an die Säcfie' des 
Herrn, der wir ans ja rucKnaltlos geweint haben, wird ups starken *^ 
M fk'^Üdlge'BetMtWllligkeilt im'**leL'st^''dfe^ to^che nicÄ'f tüssig an 
s<lii4V 'Vrifd\lii"^Auat/di^' siii^ um'%ak"'Gfedehleif'dfe'i^ Mftter'iü "Hir« 
Wiftäkmt<iit erMhtciii;' «^'^ troäV^c^l^ te'rwk^un^, 'triss 'S^ir dfet/etje?! 
r^^irder*Liebfe8gÄ%en ■'^n'^r'"'^ätibenskraMgeii'W 6p%r^ 



iin« die' b^^r'ährte'U^b^Fzeltgtiiig iinä leiM,"d'aä's Äkch Gottes Ordnune 
dii) «feeri^-U4feifiek däik' l&eSrtisöii^biifdfe", Hirt'd 'dftss ii^ter'"aÄln"'t:fii? 
Mailii'-%n< 'iM M&8e"'ai>r ' ■ie<i^oM^eti'-^iälsämii^i^kt''%aM'kki' 
M'kiiHtaeAdfe}' P<llci{teri%estiitiiht'%etdr ^M^r' flM«? iÜtf^all? 
«är6 -lyüe^ÄiAl '«feWissfeilififti^keif ^n ''a^*'''1^^r4aU!ätl^^cfe'^"ten' 
fiiid^h M'erfeäateh Ötit«fe"ifai^'tlin"8ö'V»'s^ei' B^^if^Wri^'öiifÄf 
zu können, als Bach schon an der ersten Stofcr'^tiW'itfatii'itt'iil^^'' 
fietitgttiiim 'E^ p^iesi^mcliieii'''ß^|yg|''''dii''Atifr^S^'r^^' e^tfing: 
P^ivid^i«^,'' ni 'tJfer %tt^lkiMfa'Wt!^tram ÄlkrftiÄ- feW, <i4ii^'^<ln# 
ÄfrdfeJiiftiii sunt, aUJinld-idfepörati^ ußfl al^'lte"(We"^(iliiti^lr Vdl^"^6'ti* 
t^8hbW8^'liffit'^^ircr](»ia^i)^tag^'eilt^e^etli)Ubinäl, 'iiitim bld^'Üfeiikäliy,^ 
*oMfil''CM»it''si5lbs1 Äkrüfter Rechenschaft zu'^eBMV'Sf^''a|j(fe\ «Jiyf' 
rfeddlüirf 6ed i-atieiiftn^ pfo"^tt lebna'^e h& ' cikvttf«5s"i'ecluaimtnr. 
(PSftttf. EbÄ.'"iii blteitiaföktiärioriini); liiH et^^atte dieä'"vbiii'«lti'itf' 
lÜü' *i iiiTfei'Sliäüici'erV"alff'KnU-dre Erhafcieiiliieilt EAtei W«a^,HA4" 
lÄre Enre^ SfelWiig 'ttnd'die "ßr4|iiessKl!filieit- 'ßuör^ ' tVflfkenä'^'dlfe 
Mak aMpni' Üifa^öUtJ ir^lBfe' ■äpilr4iafceft'''y*'''¥üÄMifMislFliir 
Hiiiiishih^'''&br 'mr'61i^ k b^WShWä, "^tif 'ÜJi'^y" (fl^'%eäOrgniäse ^JeÄ^r' 
sttb' iU 'eHÜ"ttw«s6ti , ^ ^elbie %r 'BOrdK^^' dlfe"BinSchi;' utf»:'tfö'"M'' 
fSMgü'n^'aß&^ribhcd'idabltieb, tiir mV'und atit'^^tie(tifi(^^za -v^^i^^ 

Friedrich, Cardinal und"J^i*riW8(fllii'^^ 

und katbolischen Theojog^ie , resp. llir die katholischen Pri^ster-Amis-Candidaten, 

/r/y, :•■;. - vA .. .. .j .{ Mffi^jiTRWWv ;. u.i, -,. ..r .. ..,Ju 1.i>;fl 

(Aus dem PreuBS. Staats-Anseig. y. 9. März 1360. Cölq. Kirdil. Anz. 1860 Nr. 9. 
■'• '• •••• •: .:: .'-.'MaÄ«*. «KWhJ/AilttM^WeO.^ »rt-4i)*H : ' >• «-.-i. 'i •} ' 

A, JB¥*bir:«?H*ej|ie-i#-in«'|k^bb"'e'n."'"' ''"^ >'- ' :«-i:t^i" 

J) Juflg0 Leute, wiplche heia^ Eintritj^Jn das miUlärpflicBÖge 

Alter dem Stadium der evaugelisidieu Theologte Mf ekier^ ^eHlstfiefp 
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Untveraität sich widmen ;. od^ wjQnn ^ie noc}i auf ,Qliiem inlijliidifl^elif^ 
Gymnasium sein, sollten., sieb, demaelben iddnien zu , wollen erkli^r^ii, 
haben lii^rüber —^ so .fern, ibnen i^^t- etwa scbo)^ die.Bereeht^ong 
£am. einjährigen Dienat^ond di^t gle^chäeifig dar A{i|88tand,j)Ei^m Dienst- 
antritt j ($, 13^, der Ersitts-^ftruction) zufpebill^^ ipt^ — jdj^f K^eü^. 
Ersa^ommiSäion^ in deren. Bezirk, dieselben nach $. 21. {.^c^^^^es^l- 
lut^fpipflicbtig' sipäf,^ und .x^s^voj; dem 1. Febraar d^sje^^^J^i^l^dißr- 
jalujes , ip weichem sie das zwanf igste Leben£^i|^ Tj(i(l^en4^ieio.Zei^ 
niss^ de9. Decaofi der theologiseben ^^49i)it^^ oder de?, Djiw^tqf^, it^^ 
Gjmnasiuma vorzulegen und di^ jonv^ l.^pPe^nuir j^ea, J[ü^f|» a^^^ ip 
wei(}J>6m sie. ihr .viöcnnd|^wiin;5«8t^^,Lebeiiftj|^ yc^eij^^ep,, .^i^ljll^^j^ 
cpi deiQBelbjBn Zeitpi^iikt so .^pge p wie4e;rboJ^p.,£bi8^ i^rp^^f^pju^ 
Tom,ifiiit4rdien|[tQ ip G«mäsj^he)\t d^s St^t^lfinisterW-^^ ^9^^ 

16. Septembifr, 1^4^ durch dif^ Djf|(piei|^nt£^-£^atzcQiiQ[(^i9n »]fjl|^i 
sprpchßA werdfn^.darf. ,• ',..,.,. , ., , ^ ...,,.... .,....,| ;, ,,..,.. j ,^^ 
. ^ .^^)[ In 4amZeii|piss mus«,«UßjB€ftcM^i|ij^^ ,^}ii,. 4^ 

^^.^lietrelJ'ende jjiUitärp^chtigp yprao^sjifh*yrfi. ^M , R]ini., Abjf^ 
fdjpJGqn^yanzig^ten Lej^ ^aif £^al^ll|If..pr.o.Jie<ent^,,^o^Gip^lfl^j^; 

•b}fsf^n yf^t^e*, K;ann dljes pfllchtmfe§ig j^%)^pYe^p^g^i^fit^^,^^^^^ 
ift da^ Zurückptellupgs- Attest nicht ^U5er(i}eiJ^jBj,jjrf^sj,,^ipht,JiV,^i;i|ei!^?^ 
; 3) Auf Grpnj^ einfis ,i^lc)xßß,^;Lej^^ derj[|ete;^ff^ 

l|iUt»rpaichtige vorläufig ifo» der. TJj^tili^liÄi^jaR, ^^^ (fro?l?PW ,Wfig*t 
ae^ossidn,, yon der per^sfifllicj^ep Ges^l^iipg. vor^./^^i^^ifpi^^ 
einstweilen entbi^ndep, jSOglfksh^bff .^n^l^l. J^brpar<,4^ Jftl^?^» .?ft 
ij^f Ich^ er da§,i^e«m^^af;9jjgste liebpjj^if hr »vy^li^Rdfrt , ^4|)|^pu}j(q^ 
TOn ^inem JatirejZmn and^n zurü^kg^^al^j^ j,üelfew,t4i® < f^ki^ ?f!?r 
ri^ejcst^Uu^ i&t|]A,f»pefp d^m^^i^^ ,.U: ,4^' ^^§^<%-^^n^^ ^ 
q^rjei^dea . Aijtciij^l ^eyeni» d^r , Kreif - Jiisf>^poD[^p\f siw, ^ %|?f dwr-. 
lichOi anter Benachrichtigung d€|s^, Lai|4]^^..i4^s< C^)?ui^^ r^Pi 
Doo|üf41s,<a>^«ug^b^^ ,. , ^ ^ i 

4} Geht das gedachte Zeugnisa nicht ein , oder gibt der betref- 
fende MUitärpflichtige das «tUMMtf 4lr ^4ngdiscben Theologie au^ 
dae^ verläset et^ did deütä»che UnlVei^itä^', dn aiis^ei^alB' t>eiit»dilakdi 
seine Universitäts-Stadien fortzusetzeh; ' ö^r'W der betreffende Stu- 
Arende bi$ zntn 1. April des Jahres, hi Welchem er dÄs* seAsmii- 
zwitii^gste Lebenfjabr vollendet, da» Exumenzpro licentii^ cAPciopandi 
nicht abgelegt, so darf ebie feigere Zurtlckstellung nidit Statt finden, 
vielmehr ist der Betbeiligte alsdann. sofgleieh zur firfüilung der allge- 
meinen gesetzlichen Militäapfliekt Mheranmdeben ^). 

' ••' '"'l)' lüttetreflr der nUöhtriiglifilieiQ %eiiiaiwni^ i'ib^ d«r toclÄing lä '^IchtiFZIloii 



frtw'^ni Mln.*ErL V. 9! i)k'^18KrMimirdieii8t-btspe^ d. TheologeiL ^'i^ 

'VötherzuseHende ilnV^fBcmÖd^te ÜmstSfadelEAgeliäiten worden ^ *das 
fixämen' pro ticenda^^oh^dio'uandi 'rechtzeitig abzalegen/' kann ihm 
Von den oberen iPrövindal-ßehördfen ausnahmsweise ein weiterer. Aus- 
stand, äussersten Falles auf zwei Jahre über das fUnifundz wanzigste 
lebensjah']^ hinaus ',' gewährt' weirÄen.' ' Tn^k ' findei aber ' ^eine A^men- 
diine' alüriiifiijeui^en 'IiidiyidüenpWelcbe; 'o ihrer Militärpfficht g^ 
nftgt zVhaben, ei^lt nach Vollendetem itWeiilndzwänzigsten Lebensjahr^ 
das Stiiditim der ^lieolögie TieginnenV ' • ' ♦. * ' ^' 

6) MiHtirpflichtlgen, welche die Berechtigung zum einjShrigen 
IMenst erlang habep,l^^yor sie die Begttnsti,gung: als. Stpdir^de der 
evangelischen /pieologie zurückgestellt zu werden, in Anspruch neh- 
men, darf der im §. 136. der Ersatz-Instruction gedachte Ausstand 
i^iettt' db^r iea^ 1. Aprit d^ihSdfenaeijahreb; ih'-weläiäü' sie dal^ s^chs- 
"usdzwanzigst^ Lebensjahr vt>nettden,gewShi^ werden; • / -. ^ 

7) Sobald der' betrdiSfende Sttidilrehde nachweist, dass er das 
ixäxnfin pro, licentia concionandi abgelegt hat, fertigt die ad .^a' ge- 
dachte Kreis -Ersatzoommissioii" einen Ausweis über sehiie gänzliche 
^9f]trindf«[g[rvo^:r4e9)|Q}itiirpai«b<;^m^,m^^ diegra. d8i5uQeparte- 
jpp^tsr£;ir(ui^)fflmipjs(iV^P,[izur,Beet{iti^ vpr* ^ Sobald letztere, leifolgl, 
J9t ,deT ,b^t|sefe^4^ ;Tbe^^ge,;in fiim l^tm w^idm^^ . s 
., . :9), MOi^m^H^re^. .welDbe. #ls Stiidire»de- der, t ^ff im g^ Hi c bi H 
'.qPlQ^giei^tti(^kgej9itelU,irordfBn siody kSonen:,. sofern >^8ie!diesSt«littti 
rf^geb^^nu^nd i4ie Segimßtigiiiig zooi .etojäkidge^ lAemt noob^nieht 
f^rlanfti batteBv li^tf^e McihtFKQblieh'tt Ansfinieh* mhmm. JEsimMs 
ües j#(^ so^ich^ na^^hdm sie.» einem wdemLelmtfbeMifiiiber- 
«fgmigen: «Mf. geschebep, so dass sie die. Beueohtigutig mv^ üUljtb- 
^eq.Difust bis fHppi I.April des Kale«dei|a]|f es, in irel<|iem.»e' den 

Bestimmungen ad 4 g^m&M ^ nioht mehr zitnfekgesteUt wetden dfifftfli, 
.0iila9St>il|ab^. ; Habet! iSteddies^n/sersSmt.uBA sind «te v^A de^i Aus- 
rbMbePrder a|i 1 g^dachtenAtteste^ircttden^Sssals-iBlehSrdtn tnüMua^ 
t^9ing»bor«ig«29gan w^fdm, etdlt wireii sie /heraaizuneheik HgenesAti, 
rso darf, ihnen die jBeveehlitgwgi tom ei^jlUirigeni Dimistt.ancb tMiiW 
4w %r IM. , ! >9^i 4^^ SrsaMrlQstrociMn» «gegebene» Fattd SMbtrfijlUcii 
verliehen werden.. .,• • i - ■. i.i^i:./, -'i. . . . :r.:r-.-f ,, '\.r..;t:t'. 

B. Katholische Tb eo logen, resp.^k'a tb'OIJsS'h^e Priester* 
.^ /^ i'i^fit.ti-tmreafadidaten. 

9) Die ad 1 bis 8 endialtenen Bestimmungen finden In Gemiss- 
beü de» Staats ^Hinisterlal-Bescblasaes vom 19. September 18M auf 
Stndfarende de^r kathoBschen Theologie, sowie auf kathoBsche Ptiestei;- 
Amts-<yaiididaleBf mir 4er lfasiigiril>e> Anwendnogi disci elft bt9^4mu'%. 



^j^ril ^eg jJahwB, ^in^^Wjelf^en^ sk. 4*^ 9,f|f^JAi)dziv;^if^st,^ Lebensjahr 

falls sie ,ihre Vorbildiing, plqlit,|auf . einer Universitjit. eri^altep , anstatt 
ae& Deca^atäsZeaii^üses.^in S^eug;«^^ Behörde be|- 

.i^ng^rjiah^^^^ X . /- .,' I. ; ... -„.. ' !'- ;i .... • • , 

10} . I^ieyprs^efieiy^denj^stimqi.^^en^ver^^ 
des ^StaÄtsrMiwteriafrB^^ y^pm 15j Sqpteplj.^i:; Ij^.^ vj^.^??^ 

Einlasses, der M^ (fci^^iclfen , Vj^rnfhitf' ^u^d l^e^i^n^-^^^- 

Vegetdlieiten, des Innern und des Kiiege|s .xoifi,.,j^^ ßf^^<^^F -^^^ 

ftreßiü^iAeit. . . .., ; .'•^^; ;;j,-,k:;.,;^::,;''': 

1^^ ^iijy^^ Minister'des tnnerri. ' " ' ^ ''Öer'^knegs-Minister. 
ru. r.,n.. f^^^n von Bonin. , 

-?rfo^,^*;^pV^'^« dfifl^JflstU,»U«/»tief|ittfli9:y.9m' 5, Ap^W l^#0^ 
betreffend die Be]|i^fii|rH4^ig«iS 4eF.fi«i«tt|(l»W 

0t HikteT dem ^S.'Xprü 1860 durch di6 Verordnung des mrstiischofl. Gen^ral-Yicaria^ 

omqiöu«*> den ^; ilJiSit'WeimiiM^^^^a'^ätt'lMIr^^^ 
,fttaittL'».''4i5';) AeiteffeM ««'Ü^yünV Hi^t^thiäti-' ttfid' Siel'b^ßnte, 

deren bürgerlk^ ^BliglMIbi^in^^ dUß/ih ^Acf Okst^clft^ '%i4blg>eii hniäi, 
Ui^tUg^äffrtmt ;^ äas»' Peti^liCfh , ^%dt!h^ lius 'l^k"- Ai^äl^^auszntTeten 
iWllMiil =^iid/^diim'^Abffi(!ht «äiiddbtihis iifef<'Woi^ll^^V<ii^gi''^eA^^]^^ 

«imr^^Sei IlM -|il^g<ig«lMe^ ÜrfthiKing'tdMM (S«lA{Ment§tt '«rtBillli^»! 
iid<bHtiMfaifiiib|r t)rf ttadieri hM)«»; Dä^^getf iift^etiM gl;6f4M SflJi- 
-diüllfftig*>ti»n der t^tAMgün AbgÄbe^ dk awe^ivH,' i^rWkbltf ti^lM' 
«fiäiMgOB KfUilrtthg^ Übtvh^w^lofte d^r^by^cMifte iALufttfiti ku«>4» 
rßrtlfe «tbfl toUMogeti^ Mrd*) ivKfat^ i^^f^sehrlMl«». > > * * ^^ '-^ ' 
ij/ 'Bft eir<;edtedi^1tfr l»nOeliilk5ben'vfei'WidtttffUit inj iiuHHMieii, 
-db^dlsn MK^fe &klftrui{g iHiMKih 'erM%«'^«l '(id^ hiäit/< 4ö 'W#MMi 
4te '9M cht« ^iur dd^i» Wmech' ^ Btom Mihtstttrs > 4ir ^^stHdkeii, üti- 
4ertlAttf« imdi lAidlciiud^Atgiiegc»^ AUfdttKli iU)g<§wfe^eii /dem 
ilnMMijfMi OtolBklMii'Tim^riMMMn;^ dritte %^ «oi^ 

sUtirenden Erklärung ebenfalla Kenntniss xu geben« '''^' '^ ' ' '^^ 
•T'j i '»ie-rliii/denia'AriillßlMO." ' ....=• i -.•;.■.• •• i . . y 

• ! r 1 Der JuBÜB^Mhiister. fiimoni. 

^ .l),Nach, einer Mittheilung des Könifid. Oberprüsidiomfl^ jd^r BheiDPravin& au 



,,l, , jE», äff 4 Me^ d}egel)by^..Chrw ^Ja,deinjj«b«H 

g^r.j^^j ^aM:epba^«^: IJi^th^ile .des Bh^ifl. .AFPeIlatio|^«i-G^|fth^<fr^fs 

. nt. Wlir#fembers* 

,|. NotjC) (ler württeinbei:gische^^ Juni 

1861, an den Cardini^laitaatssecTetär Antonelli« r 

in ,' ^ Mfik ief^^<iM!4«p^t,>#^rkih9^lr.R«9f^M :V99i^^i^^ Mver me 

.^flj^lffln|;i4eÄ, Convention. Jin^ ?^ ,4.tfj,.f;,f Pi|^ in ro||!f:eifj. 5f«|r«|3ri?n 

Tone gehalten^ protestlrenäe Antwort des darcjlnatsfiatssjepretära vom "S. kngjist 

- j.in-f/ • MJ :••!•> i^i tsnl 'tili ■» -ifli rsiilij.'i «j niili s^-i.h .i»- =.^"^;::nM 

haJ^mMi:^n^Fo^ mdbßtm Qaf0hklfi^^*öfliBlMlJ|aja«ISt! m/Absicht 
Okitf dM^.tV^A HMuitd^m^rtlie« ,li)itj:ßr..p^iUg](9it ,ijUii»!Pi^F^t.;pia«^I^^ 
•Ift,. 0Jt>€riMi«pterii4^ Mlii(4^^ ,Staro}ie/T<i|i;rt«r Jörn 8» April. 4^(7 
iibt^clilaasenwi .1ü[0b6r/9ii>kvi4l;iK|ii..,Slef0tang) 4€«,,.9Mit9rerbftl4»ia9e 

theflung zu machen. ., i . ')]';^-,(^ - tiii u^ 

.iiM.i .J)i<i}iK«A«MrHt4^iAbgfl«r(]«(ftefith^^ l$»..Sfilr? d.U. nach 
fUftiggiger.li^biltteygim^ diürMinterhett ihser utiatt- 

MiccMlicIieti Ocm^nyb^iiQn \ mit Si i^gen.]£7 Sdmn&en fdenirBeifoUass 
^l^üfMsiiüfdwHi iii(s die iiUtiidam päjp^licifeR^StBble isitfhRi9gf0hmg!^> 
.liBgeltgeahtiMi) dcor kAliibfiaetoi E^^e tUii'irMtember^ am Sit April 
Tlfi&Ti abgMdloaa^e. mid)iilMr 4Ugw<eistfMi fitentsiäS' grimohteTifr- 
•inbmnig/Ali ii»y«ifbinllli«b bi^to^cbit^, 4«mi gemäcfe gägM ^4nlto 
«yoUziigMyti^idiniiig^eiBlo^B midt 4adie Staotanegixlruiig'dieiehsfordhti- 
«YaUilHk Bitten 8t«U«v*iu^.'didd^ fir^Sgaug/dieliteiirdiningf.vomSI. Dil- 
iC«mMrJl«&7/ befl^efftiid^ di» BAannttMucbiliigtijebeir'aitf idie TerUh- 
»»iite!4«r lilidi«liMlMni rKii^i bexiigli^h^n Yi»ileiiftar6iif i ansMr^>Wft- 
kvagim wtatA^'tndt dMs6;¥ediältniäBe imiiWlaigV der Lin^esg^irfa^ts- 
gilmilgijSil'iiindileik'rl« •:.'>// mi «.ii:ii^ »: 'li.'''-^[i;<j ".Dh ;iin ii«>i]ir / 
I' M>. i <;JEMti«£Hiitez 4bt Mii^nab«li hOLMBht^^^mi^ ^ diav UniglJiBagienng 
durdiilhrtiiiVaBinHnin^ die lieili^a.iPflidiAiilli^moBimeii iiBt, b^ftdrmide 
,6Me^^ niiril!tt(tewit|i^|iibml^ deniSt]|ii#)^6» Bii%filclir,^ 



Lwi9 'dir isd« ier tömitfdheii • Oürie gefUtogenen IPhttnimmngf^ bei 
einer Reihe von Pniilteh und sswar gerade bei dön iHchtifesten cr- 
•fUirw, ke köÄrte ^?e' lAterttir bcÄtiglWhln Vw^ iittt^ ttiÄer der 

^«Ifiiii^ng^ abgeben, d^ss die ätmde eitier^ Akndermi]^ #^ beieröffefi- 
'äen €^«i^t2e' cnstfinmeb.' 'In ÜebereniiltiiitiQiing lii^f Mnirtte ^Mftli 
«(ililfksdM'bei Ertfieilm^g 'deff^ dA^seitig^n'RaJäfl«^^ ftiir'^ dib^«b|P- 
sclilosseli^ 'üeWeiniraiift noch einmal bA^emi^n^^e*'^i]%ohSft^*'l^ 
ständischen Zu8timmnn(j^ ni^den ei%9 ^y^ornng in der Laiides- 
gesets|;ebnng in sich ^scnliessenden Punkten ^vorbehalteii. 
Ob' die §iände 'ihre S^iistimmüiig'^r&eit^ wollen,' siefi't gMisin 
ihrem Ermessen! Öie' ihnen aiesisfails ziitonunenäe^^ liacht hat aber 
nothwen^g ' ancli innr Pol^e,^ dTass sie Ihre 'Zus'tito^ In das 

OebMfi dM- L«Haesg€Ni«tigeiyiil!r -«i^^ 'Met üMi schon 

ehi lEiiigiehen auf die belzüghciten 'Q^seuei^v^^lagep' von 'der Beflfngtäjff 
^bhSugf^ W^/eJj^ Ji^öWWjsj ^?rt..:4«>^ T?«»^?W^%.dW!ei|L,dttep 
zu bewirkende R^qlM:s(gw^dtaiiJbt.4qir^Hi^ 

umgränzt sei, dass ihnen mithin über die Beseitigung des Vertrags* 
Charakters im Ganzen Sichi%^fi''geg2beff werde. 
i^ : ^^/'Nfli^U ^tom. ^n^iTet^^&aÜin^' der A«|0iit«Ue«ei/ aii 4«. Hfäfrl^ J. 
g^atsu^ ^ Besihluime ^Itad^' ' tiin ' daHiBel« M^ 2l«MM%etffeh€li/> aiüB 
£eser^ g^eta^eb^Jle Pkttor, dtitf^ (8e«l»eä^tt#tiiAliiu<^ feyy>^^ 
Hrnhg dbr« b^tt^fftnddif Gte^tze '^est<ntlidl^ In^dinge^sl, iMT eiklii «iMie 
A)Kättta«fagiJe^i&li^^bkflgift'yrf^t^^^ äy^dei^ l^WM|r'ba^O^ 
zen nicht beseitigt ist. .u iihr.Mi ij\ ^ i l'ri'U 

f'> c OTa^tesvliS^aucl SftiteA« i^det^bt^kuthi^^ft^UevOl^^iaai 
kto besteUenderiiltlriKrhett diente /KM(iJaer^^^> VeM«^|fi)Q vni^ 
srüiHtiiattuiig^Mes ^erte^gs '4ils' seldien^^dfati heptreigftttfe^ ^9i);>HBftiie 
/dbct^ i3dH>0t'Tdle1n'Id«i^'Sju^U#i[deii GoAi^nHaft itb AUgemMneb-gtatts 
fglti<8ti| rgestkMtee Mätfhett^<i»i -Istairftf^iditttahdRh OMid^^ 
-de/eaiAiffldnEniingeir'fsiA oiMiar 9ie ilflnd^heit»aler 'SliBttia^r i»»!!^ 
cfiaiptsaxihB ätäiten. lieaiv ^ä^^Aattti ies&äti*\t» riiB Borattnaf ' xles 
-v)9b derf:^kohigL!:TBSegf«ittg<tifrgeleg«eii 'i6tebteeMtilMiMai7ni|r'^ittii£r 
deir B§dingimg Te^fragei]feny:^J<¥BlIfl ^dleseb i€l«ik0'injeUtHiritAflsfiihHM|^ 
-dUs^TeBÜB^r sondeiin wi«' imdtoefiMietaDi' üuteB dl»i VcoMhaMroier 
üWdeniBgß doarokr.dbi ktiifftige^ '<3«seta^ebubgi "irlB^ämUßMi^ itkA nmim 
-auglelctF dJMi k2mgb Sn^gfuiig cyieiti^^ilur-rW Jt»f(ihfalif ahr/Goii- 
vention mit dem päpstlichen Stuhle im Wege deci 'IHmrteMiif i«ilni- 
iMiien^)Ufi3.[QiteiD{z« )eilfltoeiideB/V^ttffBngaK aus MaidMrTMaKäahm^ 
tknfflofcenatf, .inrichernder .apiter^tkÜlL^dailuit & iSTerorAiHäga^diuiii^NB- 



Stimmungen derselben, welche d«n Gebiete der Gesetzgebung aäiMftä- 
IklM «iid •#^l^y''«<»^fk!»^^'«l^^^u^;^<^i6r'bbni^^^^ 
^m^'^^m^'d^'V^btoMlt '^d^ ühtei' 'dlff'^lll^dill^Utt^ 'dW ^titiMscl^ 

mtiüliimt^ ihgm&^\ h^, '%ditkii§<<dfir'#Hhä^Ven' sUÜV^^'a^^eVdi- 
^dMli«ill^^«hiie^gAi»hs^1|;e '%e0Mil«}»«< '#^ Ptintte ; '<ädf 

Hn^ftb 4(t#«Hn»Jft B%8ffiknbiteil1ik$d^^«^ «M'^'H^^kMe Ai^legSb^ 

hiAi «Miläalpl^b %l(9i«^k<l«f» mm8«^ihi0M''ku^bi^etf^'?iriV''6of 'tdii^ 

^i^?k<fthgi;i%^eim^;»^taii«^- 

entschieden ausgesprochen hat, dass sie auf keine in Ausführung^'\3iWr 
'fMleMM^ WlM#ei1bU«fi^tiiIt (M^^'^nftifehdi''Ciri#^'4tf ift^^'^äiUgenden 
^^^mtkes^lSlgll^'JiS^^ «((i«ei^^4b^cfttfö^h£iA ^rftriii^ iW'^^i' 

chen überhaupt als gescheitert betrachten und l^^n'^kh^^&idtibs^- 
'MÄWkWhi^IMferäWlfe 4lrt!e l^e^^'tli^te vV^^ibiadhMlifert^'nicht 

königl. Verordnong vom 20. Deeember 1857 an die lykMüip^ 
Mäictt^i«^tf''<jf(#i>0ft^ iMrfl^'istn't^fiSIMfui^^^ d^ T^^bäitfng das 
^fiHM'd^1fifee>'«li/iuM««bf^i^l^ ;^'tifiiä^^"#itlctin^ ' feik^ 

^mm^ Murü^äielfllbg^ ^ dilt^ ^Z4bgii4lkftt^ ^aUf jidiifcs<^^^Kiiiki$niMib 
-ttfa 4luf-ai»*ft#Pröf*'*'t*ii^^ Wbrdtf"ft:''l 

i[^»ilR^ Stlfil9fet^'«ing«litideht^fte«fi»^tz^»il^^ 'tt^ 

'Hlr«tti^'tt^Sk4luIfl^s^i|Hft)kiillrJ^ 

Verhältnisse' >*4^^ <'kM«hdll06hbti^'&iläii^ Iti'^Wf»^ ä^t'^, 

selbstständigen und umfas£(tf«ie(iiuGe«'etiS)i>s^fit^il'tf aus- 

«M|if^«ftl.Wfl*^ dsP»Ä*»^ mrmF^iisn der 

ConventU^^«a^5jiBH^q,,5;erfiigungen, welcher #«n,,|ii<5|ifc.fl(iehr als in 
VollEiehung i^^if^,. Vertrags erlassen betrachtet ilKflü^^ können, nach 
erfolgter ständischer Berathung jenes Gesetzesentwurfs der erforder- 
lichen B e v i s i o ft <'a*t6i»(gem iwisrifofieDlItfa.^ < * >> ^ 

zu erlassenden Gresetze, ^owie!J^dl9nl^<l)etveffenden Verordnungen und 
Verflignngto ifelMtaidilre W8Mlif!lie')Xatui^zttko^^ als jedem 

anderen Gese^fMrfmk^W^v^^^J^^tei^'jtnde^ 

^giyig.y «rAwi^(;!r)f4l4infJ|(pi)jb]M i|iil. ««iMMiÄrifeiiigfe li«r Sache, 
.-y^m wk toi/fimg)iH%>'itoi^flMllt^lit,d iir ^da#Hm^^^rlttMteu4te"«fe#^)E'^Me 
ausdrückliche Erklärung in der Richtung niederüüt^g^n 8eiK/'**äas&$^'ln 
Molffi ^d<98,pbepei;^hpten_ K«^minerbesc^l|issyf[ fdejr ^ftj^t, <i<ejPjrömi- 
iM^fPf.Cufi^iaj^^e^^jlilosjirji^^^ tJ^b^Kfin^^ ^mß tmch^- 



Hol&iung hin, das« aoch die ftaisehe Curie bei.dm;i»wpi«lfflVMi 
4frr |teglfning,.si^ JMrvH^^ Wm« 4« ^Mm (MmMgli^^Nni berei- 

^fr fS^fiJ^^ iWH« lj6bepMPS9iig j¥esfehfil|».t MHilMiW«!^ »«Ifi* 

-HM. 'i8tiiltgart'd6ii'12^ Junl'lMk f.l<->i (>'•«( 'f :. ihl(i;!H'df•*- 
f'''^ EMr Mteid«^)* d0t''ftüi^äMglgh'<'''mr^D^iärt^ 

2. 6e8eUfie0i<AiäI>eQei||teii^ifcg6l4>i -f / »U u-ii'-»i{ 

«MrerfftU d!^ OMbMSnffgvMnt^tt «^«tMtlhOi1^«l«fch#h'i«edtte'i^W d«il religio- 

luM^ ijM.^rii. •• ,/ ».-}» .«fheBltBetatatiilife^ .'i\lT'')»i ir-fMiy'"-r.h'i !.^ 

^ ^yeroi^pen l^tf, ^>f,< ;y}||f, {,.,;., .,.„,( j^ v.l. ni v^'^täUiH tMl-.ifi-.»rnl,,iji. 



'■ An die 8teltev des iwfilit» AtoatzM^dPs J. 27. 4er Y.erfassings45rkmide0 
-:: Die gta«Mai«erilKl»li Rffüte* »in» unattblDglg ¥«n Äwn'reMgWtea» Bdi««iit- 



In den i 185. dar wrMsuugspUrkiuMle») teilen die (Worte - . . >» 

i eine;R 4er 4rW chrWIlcÄen ß<äubea«be|t^^ 

.we9. '. •' ••••'• ■••....••••••■> ••:• • ! . •• 

tnsere'MinfstWert liwinnerp^ü^^ des; Ktricheö- fiM:8c4o!%esfhij sind ^It 
dw VoBsiebuif,.die9tS;§9seUe$ -beeaArayt. • 

Gei^eWi ÄAtt|[Ärt <ten Si. Deeember 1861 ' ,^ 

- WllhrlB. • '*■-" • 

Jper Mhüster de^ m Cttef d» Departement« de* A,df Befeil des Kttnfgs, 
IfiMieni: i^ircHeii* «ad Sdiulwesens:. der i^bef des geb. (Mineta: 



UiMPtttiir« 



|,.5cAm««, Ok. J. Friedrich, ord. Picof, der Beobte «u Pr««. Utber gemMte Ehwi 

vom Sündpimkt«, dipr ParlUU In besonderer Besiehnng auf die deutoob-sliiwt- 

0ch«n ja^rodünder pesterreicl^,; Prag 1863. 53 3. 8. ,., ., 

Nachdem die Gleiohbereehtigong der Confesfiouen in 0e«t6flrfi<di feto ChnuM- 

aatfi ivoageapfocben i»^ hajQjen die? Pnotestunten ^ S«obt, die AendeniDg «Der Siteato- 

.gßfietze 1« V4»rlang^ ^elcj^ jenem Grundsitae widersprechen. Von diesem Stand- 

£an)ite aus unteHnji^t d^ .yenaisser die Besti'mi^uQgen ae.r in Kraft stehenden Öster- 
dchisoiien Btaatsgesetze (S. G ff.), und die Satae d^ kathoUschefi KirchenDechta (S. 
1$ f.), erörtert darauf den protestantiaphen Stanftp^nkt (S< 15 ß.) nnd die Beftimmnn- 
gän dnzHUei* dMuche^ 8rast8g«8eta< (S. 19 ff.), tfnd sehreitet endlich sti elper nähe- 
Ten Pr&fong.diis hi Oe^t^rmoh g^tenden Beebtes (8: 28 E). iMe* fie^ltate Aäi: 
^to Standpunkte der Gl^icl^ereotitleting wird es niclbt 'auShletbf fa kennen, zn beisÜim- 
täen: die geiblstiVfe Bbe Ut frir den Kalholtki^n iinloSb^r;fttf den Projektanten los- 
Kar. *I>ie8ete Skm» iHMff sich Unr eiuesfej^elffibef «tollen, ttäinlieh, dass ea kein pr^ 
testantisches Dogma gibt, WelehfCil die Eth HbeiHannt iUr höth^endig aufl<)sbar erkUirt. 
Kefaieswagf' rerletat also abi Geseta, daa dia gemisobt^ Ehe für nnauflöilich aidiläft, 
ein protostant^schea. Dogma, so lange, nieht unzweifelhaft die Ansicht der protestanti- 

3 ^hen Kirche feststeht. Jt^fmtnt man Mnan, daaÜ nach , pro^stantischer . Anschauung 
er Staat das gerecht feststellen kann, so scheint die Fordemng, für Oesterreich an 



(Vgl. Deatsches Volksbl 1861. Nr. 218 f. Kbln. B1. I86K Nr, 217. 218). In der 
ersten virnmer m 23..^Decep)Der 1861 mit 24 gegen 12 Stimmen. Baraacb 
sind die Beutscbkatboliben« die, Juden «md Alte, welche keiner der drei i^ris^- 
.Ueheo.Confessienfiii.aiigebftreD, staatsbbnierlicb gleicbbereebtigt^ Die Gleiebslel- 
httig jucb in bargeriHdieii «iid> gewefbiieben Verbiltiiiiseii IQr die Joden berbisl- 
giiflUireiiv- worde die Regierdng von der Kammer gebeten. (M. vgl: dtmü das 
p^renss» Mlnl$t. Reser/ vom flu: ife^veöfbet 1860 6ber;dle sfantsbQrgerL 
Redite der Joden |ib Ar tibi v Tf. S. m f. litid daia. das Mniiti. JMitinal 1861. 
!(f. 68.) ti^ der ^wetten l^adlsclliei^ Kamä|elr 'wurde atn !25. April 1862. riat 
allen Stimmen <;Abg.TederQr Hatte slebvar der. Abstimmung emfemt), ein {resetz- 
entwmrf über 4ta bilirgei:Kciie»6lei<^«telbing der Israeliten angenommen* r 

X) Per ;A||f». ^ la^aite; »Den. voUen GeftuM der itaajtobüi^erlioheli SeeMa 
lei^ dia %elijabfiatl|pbaa Gto»beMbakimtitnUae. .Addeiw chiiatllebe/ui« aidit 



ehrisUiBhe Glaaban sg an o ssg n können anr XbeOntfbiiM an de» bUrgetttehen' Rechten 

~ irbÜttBisae mmdsI 
gip» 4in_dar JBjrfiiUaa^.Asr bai|r«riiiiMi Mi^ilh««» ftiohl gtUntet iMrden««' (D. IL) 



tmr In dam Verhühaisae mgelaeatw w<aiden, als sie doreh die* Gmndaatae ihnfr BeK- 

' > bttiferiiih , 

,kIHe aBg^ n a in aa ■ Bifofdemiaie eiaM : ^ 
)■ I^aaaalbe* «MMr eiseiM dar dv>ei ehriit- 
ai|««b«»eii ( und da« wfirltainbaMriaiA« 
(«^aMabibieriNfbl^b«»iV%..aiF'(l>. Ak ••- • -- ^ - ■■^-'i 



%) Der .«^. 136^ b^n^ni^ alf»i «Dk 
der Stiindavefülunaidnng «ind AdgeitdeK 1> l 
liahaa .Glaiabaq#befce«tttttlaae a 



«4M • "• f MOüiy; "iMi^'0e«MMliiMi;'^ ^ngmiiUtrt^. * 



der ünanflöaUehkeit der gemiscfttoüBliAn 1lMl|nikilMb, nieht als mibfiUg. Die Aiudch- 
ton 8ohiüto*8 über die Gerichtsbarkeit bei eemischton Elien liabea wir schon 

.^ben«;lilO. ÜMel üi^traditoL tiiMilihllteihd^^ Kiii|fiMia«tr«l%IHi]^^» ditfr Kin- 
der ans gemisohten Ehen ist eine Aenderung der be8tehendM,J^M^nätsa.wf}9rnefikl- 
lieh. Im Qesetie selbst ist gesagt, die Yorsohrilt, dass alle minder katholisch werden 

-ttttaiK' «raö: d^ Vfltib küCheiMl'tt*,! s^l' ein YevftoeMWrlNiilPMtanident Religion. 



• Itt,{ s4t. ein Veg»teehlWr Iw HHWbm dentBel^ion. 
Mit dem Eintritt der Gleiehbereohtigung mnss dieser Sati fallen. Auch ist die ^M- 
Ivng nach dem Oeschlechte, das Princip des östorreielilgohen Rechtes, offenbar ew 
•ehr iinglüoklioheii//'Eilttielt'M I^libtetr^iiBKvs^llMllIttidiMk tM ^iHi^ifF^tsetsung 
ein für alle Mal bis, zum gesej^lioheiv Selbstbestimmungfalter der Kinder ist dasjeaige, 
was d<rr Staat wteitscfeeii muss: ÖÄs 1^" '^"' •^^^^•'' "* ^^ • ' '^ -■ - — - 9 



IßttiÄ, *<ifeÄ WWetdhtfn,' 'fsfWii «ndender 
Vertrag der Brautleote über die relis^öse Ersiehnng der Kinder. Fordert man fl^nen 

.^pichen vor d|>i;,E,ber.aJbgßii,«iU8«5.e.n.tii> Ve.r.t^ «ind, |^,C[d>el|taiidever- 

miedeh. verlangt der Staat, oass der Pfirref hicht träne, bevorihm der Vertrat Über die 
religiöse Eniehung der ISttder vorgelegt sei; so' gellt iiiafa''atibireiiilÜcMtt*am<ai niitTibr 
katholischen Kirche aas dem Wege.- tDfon ^. ift i^n SfTi-^ fißTf(Vt, .bMiehungs- 
weise Bischof, sehr einfach, sich die Frage zn beantworten, ob eine formliche kirch- 
liche Traaung, oder, falls die protestniüdie iflNiehmiff der Kinder stipnlirt ist , die 
W^e^p^ftjc ^^i«Mtatt>n4n«e^,h9^ W^^^-^^JL 

w'eigert werden, wurde dem Staate niclits ubn^ tfleiben, als zn besinnmen , oass die 
#miitMile «be adch'bfob v6t dem iitefatkofhölttcMl 8eeitftj|>g^r könne :idlgeMllo8sen 
werden. —Am. 3fieten erscheint es, wenn das ^^eiKety ausnahmslos einen Yed^jl^r die 
religiöse Erziehung der Kinder fordert und' gar keine Bestimmungen fiir den Fall 
trifft, dass keiner abgeschlossen sei. Sollte man sich hieran aber nicht entsehliessen 
können, so bleibt mit RQcksicbt auf die wirkliohen YerhSltnisse Oesterreichs nur 
*Äbr{g, principiell den vor der Ehe abgesohlossen^ Vertrag entscheiden lu lassen y in 
Ermangelung eines Vertrages MBp '^4i%fnmdk aller Kinder in der katlx^iscben 
Religion zu gebieten. DuroljL den Vertrag Jst auch, dann .noch b^den Th^ilen^voljc 

'9Ve!hdt gelassen; wfrd efn iioleher nicht ab^itoblobBi^n , so babeo i«Ai' beide still- 

' Schwelgend der gesetzlichen >otge ttnterwo^eft ; wÄ Ahet def pr6teirt«iäsche Theil 
auf die Erziehung der KindeY ih seiher Religion Ver^töht^n ',' «o üaift d^ Staat ihn 

-*uratt nkht^Wnderti. • un. r . , »n- : ../■ ..'..■;*..,• .i*» ...-. .r.'. ''»> / 

■f:Thruh'kky., Jos.,, ircMd. 'Agrlensls Presbyter. Prt)f:'3Ör.'' etöl '^ftis "liJÄleÄiaattctim 
"'* . Cätholicorum cum sl^gulaH ad Imperial Auätriactim et cpäÄ priÖis fiungijiriam 
" * atteiitione. Editfo secuuda locuplefita.. Agnae f$S9; 'Typiö Xj^c. J^m^&bf. 

;;^ • Topi:,t etn..(x?:et8T^.piig:)-; /;;;;. .; , *. "\^^ ; ' ,.' 

Pa uns dieses Werk .niciit seibat rergrUgen bat,! sa entnehmen wir mir der 
Cathol., J[y.i|e;ra.tu>f,eitujj,g,lÖ60 Nr. ?6. 4&8 «cWiesslicl^ ürft^, .jda(«.,'diea|e8 




f ihnen 

bei ihrer Bestottung offien. Im zweiten Falle mögen sie unserem 'Begrübnissplatse 
^ern,bleibw*^ -.,, »,. < L-L « .TW 1 v.v ^ i.-r (: .- 1'/^' f* «ij«! t • 
; ' . ,ünräiig;s}t stellte Pfof. 8 1 ü:b e n r a u oh % Serichjters^tte^ im Wieii^rgelne\hde- 
Tärti (Sen A'ntr^^är, den Kanitfjlfceif die; Ver^fiicht|öig kufzuericM^ 
die Bestaitunfifen von' Nifeh^leatholik*iA zttinÜaÄeti. Zuf Be^bdffn^ 'lÄ'urd^h 'mittani- 
rXlBraöksichten uAd ddr Geist dte ChrlMehtliutfis'an^rifstt^ Vrir'^S^enlil^tit:, «b der 
-lierr:Baridtat4r8tetter de» Q«tt^oabrätha«flin ^FVNiniitenfatiib iMidttt. -iWirrm^^ 
. gfirntr. (|^ 9^h0|£l kenn^, ^en« er. n«Ci ei^fßeimoh gßhen ;iv)iftrdet!in ,|ff|k4iei» bpiRIMg 
{gesagt wjr^t ^JJie :iJ[Bteffa:tigte^ , rBeke«^^ de|| p^^ptai|t4(ic^f|i, grfephMc^e^^ od^r 
aJt-^eatwnentansQhe«^ Qlaube^sb^^nntpifiMfl , j^kfpn ^s^mr. ffan^^ iflf,4jir,(La^ eift.^i»- 
, aes ( .Grabgewölbe zu errieten , undzu , erfia^tj^n... J^esee^t JfdQch ^n. a»p JV«!**^' 
dasrihre Gebeine an'der Seree ^e^ T|itmIted^n^&8r!£B'n dbg^ |reh4 Bei|ßh«äi^ 
ein8ten8''ruheik^tai8g<öi,' ersuchen' MC TOn^Hfeh',' Innen ttle Ausfßhfuii^' dei^CT^ *^ 1^' 
wahren und ' Mohne» ^dabei ttfil^üvbrslk^' itef dii^^Gelalfle^A^^ 
''Mhriäfiioheä Geistes des'Heitii BericfaierstAtters, w611e& aber auehnb^lelobi bemerken, 
t dass in • VerwefgeitaigsAdle ' sie den 'BekmH an dmi hohM IBli^mät&m ^f«ifeii<«r^»dba;" 
. A« Im-Torüegehden Falle würde es bicb' bl«s < uni «int» i|Mttk ^inbede^teilde^d^ld- 
ftwge hftMlehi« um dü^ Hosten nlindieb de» Erwfdtervttg' uttd V%ti|^(fei)im(|^i d«s<Fattfl- 
liengVabes, denn offetfbdbrwifvdMi iAada#dh dfe'lafit lraw«^Mf^«Mifi'4^i9et»u^Cl^i«ifi- 
•iftee^.d^ Herrn BeiteUterfttfllttMrB'iaielit'^B tnindegtetf y^imtU B^l deb Hiftlidliken ist 
alter • der KiiNihhef mokts AnebNKi^ «to das <dureh ^>iie ^eh<m-'S^^H»^' g0#elhle 
frFaml l i Migwib dir v«^to»benen 'OlEubl^e»^ mnd«e» btsf« BlAg^ lü yue-^kitüBlkM^ 
Familiemrechte, ein Angriff auf fnndameotdk ^duBOMoMii d«!^'<ra!^^ 



Hörebr xmt Wöih'vra83ei:, tvyUirauOn juncj (gebeten fuf " Vors^rb^pe !, «ni^fifu^eii wurden,' 
aufer' 0ine^». Y<ir. weldhSn'ftie Ab8obeu»),imLeW hatt^ ' 



d^i|>ajtholiMtfiiJr,^lMn|v^i6 4^^ ai»d««!» &14i^JW^^iM>^^Pbmjip«, t, ,: ... 

,; :. / In der B^raÜmHg »oll p»»^, ff^nm^ie ,a#i>p»|pej% un«.ÄUtjiH»t^rri^ten. dar .|}err 

Ghooieindesi^^ j;^,-J^e^4Sßj 4<^ia Be^|fb^»itÄt<»? .Mbft|kd9p<^#fithMw«sPunkt WnUber, 

S^hpjlfep; hab.e«^ OpmiS'i ^-tiß.K )mtmt^f ia -MiöW .fiistörifch.TJHfi<B|Mrb«Ä jVojr^ew«« 
enj^<^l^ka%je4^ {^g^«Ulmii^ecübt ^aAC ibiift Kurobbö£9« .«^eitdAai} di«,fKii;?)Üui!£e' 
iiich nicht mehr um diie K^pbeo; ^eLbs( ]^r^W /^i^^en^'^M '^ Kig9njUi«aci,4^ wt 
vi^pifi^tg^MQr^MnJ^A .Dm Q^nt^ii^- Wiens, ist. «ehr gemü^h^.. «Iso küapen 4tt6 diesen 

werden! „.-..>! -.. ,. t ■.. '••i. • 

. . t, il*:^ .wi^e . jiQs .pifhti^bfinsasoMn} . vaXi der tgan« ^Uißkm > AnsiVomutMJdon des* 
l>ff. ß e^f a^iKiI?^ i#9#n iPW *» hmvi^ 4i« S^ ^alystorsrÄirclw «dsr .irge»4 : ai^e »a|i4pi|r^. 
ifit oßigfu^hit«;^ didr' i^iwnd^ Wian^ 4i^.Ci:^pi«ipde.ist..g«misebitQr ](e)igi|»n,iy, es b^cteq. 
daher die protestantischen Pastoren, die griechischen Popen und die,J(fkl^ner ,s^,..w^( 
die ka^t^luchen Qei8^ichen| jäaei^^MBz gleiche .|Ucbt in . d^ser Qameudekir^be' jhr^ 
^Isinciien Fimptegiien. una .CereiiidmAn 'zu yerriphtep,, ; Die ! kircb«ng^schicbt6 iscbeidf 

'4er; breiMienden 
obigen Stellen in. 

„ ^^ ... _^ ^_^ _^ -_ „-_ _, ^^-^^^ > -^_.,_, Pas cauoniscbfe' 

Beo^;.iSt'b^edf$nä al^r als 4\e J^se^niso^e ^iesetzg^biingl ", V WiU man die Dinj^e 
_..» j.i Lij_ ri.^^b •_:..♦. _i.i?.»<. — ^x ._ — 'oWm sj^ .|fihrhunder<ie l^pgö var6h,^ so 

iplate wie,8ie ihn' Waucht. .. ! ' . 
atbönscfien Bewusstsein Gewillt a^; äÜ 
nöf "_ ' " 

feb,. xnill Wöihwasser, Wf\hr&n<, . 
laufer' 0inj;^^ y^r. weldbsn' sie Absojjeu ^,__ , ., 

Jl3|ie '.denji, Wi^er Qepeinaeifatbe ' gemachten . Yprsohliige\ fin4oi^ sichj Punkt 
fiis PiinKt in denG^tsöi^elAungön des iranzpsischeu.Staaisratbs aus den ersten 'Jahren 
der'l^egierung toji{'s.rhiHpp''8, -.'Dies^ waren ifieder den revolutionären Gei^etzexr 
der. ersten, JtepubJiK entpommeU|.welcb^ a^jer scbpn mjlttelst Decret vom. , 7 therniidor 
4^.i «Wahres "^/aufeehoben^ wu.rd^^ *. ' * ^^ U . 

' Um zu zeigen, wie wenig Geltung, diese. Entscheidungen selbst in. ihrer ^eimatli^ 
ha^en^. l^hr^n wjr euien ,^ew;%hrflt]pann an, der se^nJLie^V^Q für sein^e Uf^it'bUr-' 
gejCjEe'gfe'^Qji «nd bewiesi^n Jp^,. ^^^ er die Meqecben . wenigstens ieben so l^ebt^^ 
wie jene,.Vel«nQ mit Ünrepht '^le, Gesetze der Hjpnanität sq ^ft im Munde fuhren.' 

per nSobma^ige Erzlbiiscbof" voi^ Pärjs;'. Mpnsignor Affrie .sagt in seinem 
Werke : Trait6 4^ Tadipinistralj^on temporelie des paroisses. , ' . J 

' „Triebt bios das oanonfscbe Hecht,, .sondern auch' die CiviX-Gi&setke scbreibeii^ 
abgesonderte Begräbnissplät«^ für die Pf^rsönen verschiedener .Glaubensbekeontoisse 
vor* Pas Pecrei Vom 23. prair. ä Tan XII a^.l5. lautet;. In den Pf arrei^n, 
WO die^r Cti)t:U|S verSchiedeh ist, mü«^ jeder 'Gulttts^i'nen eigei\($nBe- 
gjäbnlssDlatz haben, und dört,.'wo^^8 ^»ur einen K^ir phh^of gibt, muss. 
er durch Hecken, Mauern oder Grhbon in so viele Abtheilnnge'n als' 
C<»nfe8sioi|en sind,.und z war so abgesteckt werden, dass je^e Ab-' 
t b e i J u-n ig *'i^ r e n e i g^e ne n Kin ga n g b Cjb a 1 1." Affre rechtfertigt sodann dieses 
Bqstimmungeii näber <ygl. S. 12 /.). ' ./ .^ • , 

, per, Au'traff des Herrn Stubenraucb; unterstützt von ^ii Herren tfel in go,' 
ld.teud'el,.Gpri| pjerger nnd Lorinser wvurde am' 3t. Jänner im.'.JaHre des Herrn 
1$$2 von dem Wiener Gemem^erath r- ^s schmerzt unj^ IQS zu SMpi — beinahe ein-^ 
stimmig iingonommen,*'' und 'die Petition, von Herrn Achilles Melingo redigirt;, 
wurdf an das^^r^idiw, des Abge«rdneteii-Hans«8. geleitet. 

Wir/wissp nicnt, welches ^9^ick8al sie, dort erwartet. .Einstweilen dient s|«. 
dazu, den Geis^ des Gemeinderaths von Nenenöi zu bezeichnen. 

JD.er er^te Artikel un4 der dritte Artikel mittelst welcher die Beerdigung von 
Aküthoiikeuj' an'f kätboiiscben Kirchhöf«ji' von deren Wunsehe at)hangig gemacht und 
der acholischen Geistlichkeit erlaubt werden soll , auC katholischen E&cbhöfen di^ 
Functionen ibiPes IKitüs vorzunehmen V sind offenbare, Verletzungen' der Bechte der 
I^a^oliken. WeD^ .es heute eiiieii^ .katbolischexi Pr^^stei: einfiele , sich 4en.Bintritt in 
die Ju4ett-Syn^oge an erzwju[igen, um dort die Messe su lesen, so wäre dieser Angriff, 
auf die Fremeit des,0ultus nlolit Rinder gross als jener, den diese zwei Paragr%pnen- 
pat^i^tbren wollen., , r / i . « .^ , ^ 

, {Was endU<|b die PetUion i^Jb^r die f^ i^^m i 1 i e n g r U f t e sagt , ' beweisIS, n^r * die 
Unwissenheit d^r B(Brren Geflie^4eFliÜie. ...!.i.!.i . / 

1) Siebe Rituale Rom. Pauli V. jnssu Qditum a Benedictp XIV; auctain. "D<8 
€k^^ -''■■' "•■•; •• ' • '. ' ••• • ' ' ■• •' • -^ J /' '■' .'*' ■!, 

t) 'Ntlna tto^fbnitii «st, sagt Ca tri i», 4pA ütni flitMttu< 80l«iiln€l» 1ät<^[nlM lüoi^ 
tijft>rtmiq:bali[iä^fi('in=l^apatü amnotis idissis «t ifllis aodessioAibus : ll«m aawirefMi^a, 
«Mit» 6894$ *boB(riliMr<m«8 (fü nb^Do^« vittüdls'stiperBtltionibiisy.'* ' ' ' ^ ^ '^ 

9)' Blikift Atl* 4« ^pjun ^"^ MtM lie mtMttir vMn'lft; Wk^ IW. ' * 



S1^ OH^. ßfeniliuai an tm IL^OMfen.^^^ ifM^Int)^^ als tkekinderniss. 

Was dort verlfttigt wird--' irMm wir dl* P«llÜM» wolil' terktehta '-^'i«t' schon 
von der Kirelie «MTSstMidett ^<Mii»ii. Um sotl^ sirntöglfoli SeMHeHi^illMi w -vw- 
mindeitk , die In euier Ueber|^Aiics*^eriodie. wie die unselige, beiMkbe nnvermeldlieh 
slBd, htt der liefflfe BtoM alle .'Zttgesttttdiaftie, «k elir «» hMt #<^r»stttid soHlMt/ 
gesMcbt. IMrttBter gebort die Briaubttlssv Wk^OMtr einer fMmilM,. wenn sieeaeb^ 
rereHüedenen Religlonte «igeb5reii| in demMlbM ISmbg^irQIH belMttsen tir kSAnen. 
Die ' tbTftaenrekben • Kiegta fiber KxbaiBttClon sind ftlso verspätet. ' ' 

Strenge Protcstnaten «Her Gonfessiotien lU^neb irfehtir 40 kebr bAssen tJ/^ die 
mMgl en s mengetei; naeb knthoUsebeo Begrilfon aber ^uriMigi^ibsttenfBrel eftt Pf«tel 
gegen Gott und gegen unsere beilige Kircbe. 

' SoweH der ^eWbsser jeher ritigselirfft, 'M" elo^ kn Bttigaiifre als-elii ka^ho- 

Usobe^ OetotlMier kundgibt. Das» das fiit^hthiim; an den Kfrehb<fl«ta' Äebt 
den politteoben Qeöietnden, «oadena der KJfrebe fftMötf, ttk' MsondeM gr^adiicli 
nidkgewiesen, Tön '■• f ...... - 

i., GrftT. *'-,^^^?^«':!^*tr*^'rrter^ •«J^eo^ifc^liöfen 

. naob den in FrankV^icb und den fibrigen i^Xn4em des linken Sibelpnfers gel- 

tend^en ^setzen. IVier, Lluta*sdhe Buchbandl- 18^.^]D^ W i9f 9r S. (2$ SlbjRv} 

Man verbinde damit auch da^'ini iiitchsten fif^fte de$ Ar.cb ivs folgende Ür-' 
tleU des badis^hen Hofgeriehts des Seej^reise* Vo^ 16'. Angost 1$5^. ü^ber 
den neuen Condict dar Kirche mit den rbeinplretissisebebjtegier^ngett, 
welelie letsteren unter dem 15. Februar 1^69 alle K| rchböf e al$ 
fiiffenthum der Civllgenl'einden'in Anüprn'eb ftehineo wöllteii. verweisen 
wir TQriäi^fig auf die Kdl^ischen BlKtter. m% ^U-\ad Kr.lOl. A^d p ;$¥. iU, 

/ iJ. ' '" ' '■ T^«Wy . ' 

6,' VoOef, Pf. Balthasar, PHest^r det Eradl^ese HfUncben mid Freysing. . Il^r Irr- 

ihum als ir^'tinend'es.Khehlndernis's naeh k^thoil^onem IShe- 

reqbte dargestellt Landshut. 1861. Wölfle. ifl^l jSeite^^ (IQ Sflber^.) 

Dnfer den maneherlei Irrtbümem, welche In den leUteh Jahraenenten des vori* 
gel) und den ersteh Jahrxebenten des gegenwttttigea Sfeuliim^ 1^*^ katbölisi^e Xh^ 
oiienrecbi durch obertf Uchlfobe oder vom ZeitgeCste aiigeilteckte ttechtsle^rer e&ge- 
sohmuggelt 'worden sind, hat sich wobl keiner bartuÜcklgcir behauptet und tiefer eelbst 
in die Praxis eingewuraelt, als die iii^bührHcbe An/sdehming des, in dem 'Titel der 
Vorgenannten Schrift angedeuteten Eheblhdernisses. ' 

Das s^igt/um nur £in Moment berHUStuhebeü, die . neueste (idO Auflagci des 
sonst so vortrctflichen Wa/f€f 'sehen Lehrbaches die^s l(inihenrechtes; Der verdieilst-' 
reiche Gelehrte hält auch hier noch S. 657.. G58. den Irrthum in fieaug' aUf gewisse 
.ausserordentliche Qiiälitäten/ nfimlich. eine bleibende Gelstkrankh«!t, die erlittene 
Verartibeilung su einer infamirenden Strafe, die Schwangerschaft der Braut von ^Inenl 
Üritten, als errorem dualitatis in personam redun4anti|, somit als ehetrennend fest 

Bs mag nun allerdings vielleicht ^ unbescheiden erscheinen. iäiefl^Qi Altmeister 
d^s K^cheurechti^ einem jungen Priester und dessen BrstUngssohrift g<^nuber su 
steQeh. Indessen ohne den Verdiensten des ausgeieiohneten Gelehrten Bibtrag thun zu 
wollen, glauben wir doch auf die oben ahgedeutete Schrift nachdrücklich ninweisenr 
xu sollen* 

Dieselbe geht swat Über den Kreis der berührten Frage hinaus, Indem ^ib die 
Lehre vom Irrthum als trennenctem fliiideraisse de^. Bhe m ihrem gansen Umfang 
behandelt Aber gerade den vorhin berührten Punkt behandelt dieselbe mit einer 
Ausfuhrlicitkelt imter Benutauog der gesamnlten. einschlägigen Literatur und, lAie uns 
wenigstens scheint, mit einer Griindlichkeit, dass sie es in der Tbat verdiente, yoh 
de^ ' theologischen I^cultttt der Ühiversitit München mit dem Preise gekrönt xu 
werden* 1 

Der Verfasser geht in sefaier Eiitwi)ökeluii|[ den allein richtigen tVeg der bisto^ 
rlbch - positiven Bechtsentwicklung. Auf dieser Bahn Ist es in .4«r Thai finmöglichy 
IU einem anderen Resultate xu gelangen. 

Aber auch den subjectiven Standpunkt hat der Verfasser . nicht tinge«rurdigt 
gelassen und gexelgf, dass ^ &rchetirechts-l^nbuenschaft in diesem Pu<ikte %eder 
innerlich berechtigt, noch' im Stande Ist, eine angebliche Fortentwicklung oder Beehts- 
biidung Tut die Praxis herbeiaufuhren* 

Je grösser darum gerade WaXitf^M AuctorHSt Ist /desto mehr thui es Hotb, 
dass ib dieser Frage die kal&ollschen Becbtsgelehrteik ^idi erklS^en | wir sbd nicht 
ina Mindesten zweifelhaft, wie diese Elrkläningen ausfallen Werden; und wasen es 
sogar SU boffeui dass bei einer wobl an erwartehden.14. Auflage des beliebten Wäüer*'^ 
s^en Lehrbuches dieser vielieicht au den bedeiitendsteb xiU^lende jtangel des Buches, 
verschwinden wird >). . (Semhiardlr. P)rof. Dt. Kaimpf.) 

^ i) Wie die Köb. Zeit 186«. Nr. 116. unter Paris 85* Aprü berichtfl^ ha^ 
aiMsh d«r d«^ CaMatinpshaf am Tage jyorb«r^ naabdem «r da», ganafo Tag be- 
ratben, 4ao Bas^lua« gefasst, dass die Ailiikel 144* i^nd I9p., A^ Xfoä» |^apoi4M»t. 
welche den Irrthum in der Perao« als einen $heaobeidaiigagnw4 inilaaiMi, n«! 
eineia9i];irff|ji1lgi »U eiftom fr.el^eUsafnen ft»J^.f.rAWt#'M4lng g«* 
•oUlosieiie Bhe nicht anwendbar s ind. (A. d. B.) 
■ >»a nnN a m 
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